


— G 


27 + 308 2 











<36619218120019 


<36619218120019 


Bayer. Staatsbibliothek 


Verhandlungen 


zweiten Sammer 
\ der. z | 
Sandftände 
2 des 
Großherzogthums Heffen 
im Jahre 187/10. 
Elfter Sandtag. 


—* J 
ST) ® 


Bon ihr eh amulich herauẽgegeben. 





Protokolle. 


zweiter Band. 


Ar. 38 — 56. 


 Darmitadt, 1848. 
Drud und Verlag von C. W. Leske. 


Bayerische 
Stastsbibliothek 


‘München ' 





Abtunddreihigfte Simıng 


in dem ——— ‚ver, ‚Weiten Kammer 


HIER * Dem Landſtaͤnde. min di 
2 uchfe ul Min 
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—— Vot fi, a identen Sehe. i 


Sraramänti Der Herr inifterialtath, Freiperr von 
| Sand ‚und 45 Aal et —* Kammer. 
— — nn 3, N 
seen, u; — 4352 a —A 
ah Protokoll a ge wird vorgelegt. 
"WIDE Präfident macht folgende neue Eingaben bekannt: 
1) Eine Beſchwerde der Gemeinde —— Kreiſes 
Friedberg, Praͤgravation der daſi igen Ze htpichtigen 
wegen geleifteter Steuerzahlung betr 
2) Eine Beſchwerde mehrerer Srrebieder von” Brauer: 
ſchwend, die Reinhaltung der Ortsſtraße daſelbſt betr. 
Beide Eingaben werden an den dritten Aueſchuß zur 
PB urn verwieſen. 
I. Es erfolgte hierauf Berihterflättäng: 
A) von Seiten des “Adgestpneten Köſter, Namens des 
* er Husfch fies 
über den — des nen Brund, 
Aufruf eines Bürgers bezüglich Berhältniffe 
ber Unteroffiziere. und Soldaten Beth end und fiber 
„die Petition Mihterm RUE penfiändrg, zu Worms. 
) 





Beil. N 
Biete u. d. 2. Kam. 0.2», 1 
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B. Bon Seiten ded Abgeordneten Kloch, Namens des 
dritten Ausfchuffes 
über die Vorſtellung des Stadtvorftandes zu Hep⸗ 
penheim, Kreifed Heppenheim, die Beftelung der 
Schleuße in der Mühlwiefe, Wattenheimer Gemars: 
fung, betr. 
(Beil. Nr. 343.) 
C. Bon Seiten ded Abgeordneten Kloch, Namens des 
dritten rg * Se jr 
i rfte ı der.’ inderathomitglieder 
— —— 41° Oochbeim ee ed orme, 
170 tit ersen RUN Eau deſelhſt. 10704 


D. Bon dem Abgeordneten Heldmann, Namens des drits 
ten Ausſchuſſes 
überat:Ben I; Aiitrag! des Abgeürbnetn Ramiped, 
die Ertheilung einer Dienftinftruction für die Bürs 
germeifter des Großherzogthums. 
Beil, Nr. 341.) = 
EWR dem Abgeordneter Heldmann, Närhend des brit- 
ten Ka | ee | 
ına sroäibee Beh Antrah' des Abgeötbneten Schmidt, "ber - 
treffend: das Sammeln von Telbft zut Erde fallen: - 
den dürren Reisholzes in den Domantalwaldungen, 
insbefondere die Freigebung des Leſeholzes an Arme 
und die Abfchaffung der Denunciationsgebühren. 
wnlaprua Frot (BER Nr840) } | 
F. Won dem; Abgeordneten Zitz⸗ Namens der Majorität 
des zweiten Ausſchuſſes 
ühe den Geſetzesentwurf ‚ber Regierung, die Wah⸗ 
ke Allgemeinen, deutſchen Natiohalverfammlung 


u HE ae R, 
e@ ee 3iß, Namens ded zweiten 
cl —WR | 


über den Gefekedentwurf, ’die Freie Ausübung der 


religiöfen. Qulte „betr, TF 
une role Nr, 389.) X 
dent Abgeorbneten Schend, Namens der Mino— 
uität biefed Ausſchuſſes, denſelben Gegenſtand betr. 
4, Bon dem Abgeordneten Krug, Namens bed zweiten 
ALIEEE 31.11: 1111 12: Die * | 
er den Antrag des Wgeordneten Meb auf Aufs 
hebung aller cwilrechtlichen amd lfprocfualifeen 
1 Ta | TR BT IK Br HEIZ 
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| een gegen die Juden folgenden 
| nhalts: De; 
Der Ausſchuß trägt darauf an, den Antrag durch den 
Geſetzesentwurf, worliber foeben der Abgeordnete Zitz berichs 
tet bat, ald erledigt zu betrachten. | 

Der Präſident bemerkt: hierzu: Die Kammer wird 
den Antrag fofort als erledigt betrachten können, Ich. werde 
ihn daber, wenn Fein Einwand erhoben wird, nicht auf die 
Tagesordnung ſetzen lafien. 

Die Kammer erklärt ſich mit ihrem Präſidenten einver⸗ 
ſtanden, und es wird hierauf beſchloſſen, den Antrag ledig. 
lich zu.den Acten zu: nehnten. E% 

— IV. Die Kammer ſchreitet fofort der Tagedordriung ges 
mäß zur Berathung : 


A. über den Geſetzesentwurf, die Zapfgebühr vom Wein 
betreffend und über den Antrag des Abgeordneten von 
Steinberr, auf Abſchaffung der Weinkellercontrole. 


Der Pröfident verlieft den Geſetzeßentwurf nebft Motive, 
fowie den Ausſchußbericht und eröffnet hierauf die Beras 
thung über den. Gefeßedentwurf im Allgemeinen und über 

Art. 1, wozu bemerkt: 

: Der Abg. Frank: Der Audfchußbericht ift nicht ganz 
richtig und kann zu einem. Mißverftändniß Anlaß geben. 
Der Bericht fagt: Der Ausſchuß iſt mit dem Gefebesent: 
wurf und den Motiven dazu ganz einverftanden und trägt 
fonach darauf.an, den vorliegenden Sefeßedentwurf über d 

Bapfgebühr vom Wein: unverändert anzunehmen. Der Auss 
ſchuß ‚befand Damals aus fünf Mitgliedern, zwei. derfelben, 
nämlich die Abgeordneten Brund und non Steinherr, erklärten 
ſich für den Entwurf, und drei, nämlich die Abgeordneten 
Karl Zoͤppritz, von Riedeſel und ich gegen ihn. Demnach 
iſt die Majorität des Ausſchuſſes gegen den Entwurf. Da 
nun die Majprität die eigentliche Anſicht des Ausſchuſſes 
ausſpricht, ſo iſt das alſo unrichtig, was der Bericht fagt. 
‚Der Ausſchuß trägt vielmehn darauf an, den Geſetzesent—⸗ 
wurf abzulehnen und nur .die Minorität ift anderer Meinun 

Der Präfident:. Unter diefen Umfländen, die, wie 
es fcheint,. nicht widerfprochen werden, geht alfo der Antrag. 
des Ausſchuſſes, d. h. der Mojorität deſſelben — denn bie 
Maijorität :repnäfentirt immer den Ausſchuß — auf Ableh: 
aung bed Art:1, | J 

Der Abg. Otto: Wenn eine oder die andere Klaſſe 
der Staatsangehörigen die Aufhebung oder Abänderung eines 
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beſtehenden Geſetzes verlangt, ſonkann einem ſolchen Wer: 
langen nur auf dem Wege der Geſetzgebung Folge gegeben 
werden, wenn ſich zuvor die Factoren der Geſetzgebung da: 
von überzeugt haben, daß. eine ſolche Maßregel zweckmäßig 
iſt und dem allgemeinen Intereſſe entſpricht. Auf dieſem 
Wege wird auch ohne Zweifel die, vorliegende Frage ihre 
Erledigung finden. Ich habe’ aber dieſe Bemerkung aus 
dem Grunde vorausgeſchickt, weil nach den Motiven zu dem 
Gefegedentwurf angenommen werden darf, daß nicht vie 
Ueberzeugung ‘von der Zwedmäßigkeit der Aufhebung. der 
Zapfgebühr, - vielmehr: Außere Umftände zur: Vorlage des 
Gefeßedentwurfd Anlaß gegeben’ haben. Sollte ich von 
einer —55— Vorausſetzung ausgegangen ſein, ſo laſſe ich 
mich im Laufe der Discuſſion ſehr gern Darüber berichtigen. 
Sch komme nun zur Sade felbft. Der Sauptporwnr, 
den man’ der dermaligen Befteuerung des Weins macht, 
beſteht darin, daß fie die Weinconfumenten ungleich belaftet, 
indem / der Reiche, der feine Weine im Großen einlege, nur 
die: Trankſteuer von 30 Er. für die Ohm bezahle, während 
der, ’Unbemittelte, der feinen Mein: im Kleinen aus dem 
Wirthöhaus. bezieht, noch außerdem die weit höhere Zapfgebühr 
entrichten muß. Tritt man der Sache näher, fo. wird man 
erkennen, daß es nicht die Conſumenten find, denen die 
Zapfgebühr. drückend ift, ſondern daß ed die Wirthe ſind, 
welche: von jeher ſich darüber beklagen, weil’ fie die damit 
verbundenens&ontrolen läſtig finden. Wenn übrigens die 
Comtrole als ein. hinlänglicher Grund für die Aufhebung 
ver" Zapfgebühr angeſehen werden kann, dann müſſen auch 
alle übrigen Getränkabgaben fallenz denn dieſelben ſind 
mehr oder weniger mit ähnlichen, ja,'fogar noch mit fchärs 
feren Controlmaßregeln verbunden; als. die Zapfgebühr ſelbſt! 
Es müßte dann aus demſelben Grunde vie Maifchfteuet, 
die Trankſteuer vom Obſtwein, die Trankſteuer vom Bier 
aufgehoben werden. Wodurch aber der in Folge der Aufs 
hebung aller diefer Steuern.entfichende Ausfall’ gedeckt wer⸗ 
den fol; das weiß ich nicht und die Gegner der Zapfgebühr 
werden es auch nicht woiffen. s: Unter den gegenmwärtigen 
Verhältniſſen ſcheint e& mir üübrigens weder räthlid noch 
angemejlen, eine Abgabe aufzuheben, ‘ohne zu willen, was 
an die Stelle derſelben gefeßt: werden ſoll, ohne zu. wiffen, 
ob: die neue Abgabe nicht drüdender und täftiger. iſt, als 
die aufzuhebende Steuer. Wenn ed fi) um eine Conſum⸗ 
tiondfteuer handelt, : fo muß der Wein als: ein fehr paſſendes 
Steuerobject angeſehen werden, weil er fthon feinem Werthe 
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nach vorzugsweiſe nur ‚von den wohlhabenden Klafjenige: 
‚noffen wird, und. daher eine nicht unerhebliche Steuer er: 
tragen kann, wie ſie denn auch wirklich bei und. auf dem⸗ 
ſelben liegt, indem von 50 bis 60,000 Ohm Wein unge⸗ 
fähr :250;000 fl: und noch mehr an Steuer erhoben werden. 
Soll dieſe Summe: durch eine: fire, für ale Weinconfumen: 
‚ten gleiche Abgabe erhoben werden, fo müßte diefe Steuer 
zwifchen .4 und. 5 fl. die Ohm audmacen.: Eine Abgabe, 
welche die geringfien und die beften Weine gleich ſtark be: 
laften würde, würde: ‚aber die Confumtion des geringen 
Weines beeinträchtigen und. im. gleichem. Verhältnifje würde 
darunter auch die: Production dieſes Weines: leiden. : Außer: 
‚dem würde durch Diefelbe erſt eine recht drüdendeUngleich: 
heit hervorgerufen!‘ werden; indem ‚dann der Unbemittelte, 
der Wein zu: etwa 10 fl. die: Ohm verzehrt, ‚die. nämliche 
Steuer bezahlen müßte, wie fie (derjenige. bezahlt; dev Wein 
im :Preis von 60, 80 bis 100 fl genießt. . Wollte man, 
um diefe ‚Ungleichheit zuimermeiden, :eine ‚Abgabe nad) dem 
Werthe:ded Weind, etwa, nach feinem Verkaufspreiſe, erhe- 
ben,: fo.: würde diefe Einrichtung Vorkehrungen und Maß- 
regeln. nöthig machen, die weit drückender und läftiger wären, 
ald die Zapfgebühr: ſelbſt. Sch will auf diefe Controlen 
und Maßregeln, in Beziehuug auf. die leßtere Steuer, nicht 
näber : eingehen, weil darüber feine Vorſchläge vorliegen ; 
folten aber deren gemacht werden, fo werde ich dad: Er⸗ 
forderliche darüber noch nachholen. In einem Lande ,. wels 
ched, wie dad Großherzogthum, einen audgebreiteten. Weins 
bau hat, müſſen bei. der Befteuerung des: Weind ganz: an; 
dere Erwägungen eintreten, als da, wo Fein. Weinbau 
beſteht, wo .man nur auf die Größe der Confumtion und 
die davon zu erhebende Abgabe Rückſicht zu nehmen bat. 
Wenn außerdem die, Flimatifchen Berhältniffe unferer Ge 
gend den Weinbau erichmeren, fo hat man um jo mehr 
Urfache, eine: Steuer zu vermeiden, welche durch ihre Größe 
und ihre Einrichtung eine inachtheilige Rückwirkung auf Die 
Production des Weins ‚nach fich ziehen. muß. Hohe Steuern 
vermindern aber. die Confumtion, und in. gleihem Berhälts 
niß, wie ſich die Gonfumtion vermindert, beichränfen fie auch 
die Productions: Sch muß es daher ald eine weile. Maßregel 
erkennen, daß Regierung und Stände früher eine doppelte 
Abgabe auf; ven Wein gelegt ‘haben, eine geringe, die Trank— 
fteuer, welche von. den im:. Großhandel ſich „bewegenden 
Weinen erhoben wird, und die bei: ihrer. Geringfügigfeit 
einen. nachtheiligen Einfluß: auf die Production nicht äußern 
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kann; — ſodann eine höhere, die Zapfgebühr, welche bei 
dem Uebergang des Weins zur Confumtion von den im 
Kleinen verkauften Weinen. erhoben wird. Auch dieſe legte 
Abgabe Fann weder auf den Gonfumenten noch auf den 
 Producenten nachtheilig wirken, indem, mad ein großer 
Vorzug; derſelben ift, fie im. Augenblide der .Confumtion, 
und zwar in ſo kleinen Beträgen erhoben witd, daß fie der 
Confument nicht drüdenp finden kann, ‚daß fie überhaupt - 
von der Conjumtion nicht abhält. Wie man aus beiden 
Abgaben eine ungleihe Belaftung der Gonfumenten ableiten 
will, Bann ich nicht begreifen.: Diejenigen, welche Wein 
im Großen einlegen, entrichten die Trankſteuer; diejenigen, 
welche ihren Weinbedarf im Kleinen beziehen, entrichten 
außerdem noch die Zapfgebühr; dieß gilt für Ale, welde 
ſich in gleicher age befinden. . Nun kann aber nicht behaups 
tet. werden, daß jene feinen im Kleinhandel und diefe feinen 
im Großhandel abgefegten Wein verzehren, Wer Wein im 
Großen einlegt, kommt vielfältig in die Lage, denfelben auch 
im Kleinen: aus Wirthöhäufern beziehen zu müflen. Nun 
ift aber mit dem Beſuchen der Wirthshäuſer fein Zwang 
verbunden, er ift freiwillig .umd ‚aucy die Zapfgebühr wird 
freiwillig bezahlt, das zeigt ſchon der freiwillige Beſuch der 
MWirthöhäufer, das zeigt die fröhliche Stimmung, mit der 
die Gäſte ihre Zeche und in dieſer Die Zapfgebühr bezahlen! 
Heiterkeit.) J 

Die Behauptung iſt unrichtig, daß nur der Unbe— 
mittelte, der keinen Wein einlegen könne, die Zapfgebühr 
bezahle. Wer das Wirthshaus regelmäßig beſucht, thut 
es nicht bloß, um Wein zu genießen, er thut es wegen 
des Vergnügens, wegen der Unterhaltung, die er dort fin⸗ 
det, Ein foldyer kann aber auch, wenn er will, .feinen 
Weinbedarf einlegen und dadurch die Zapfgebühr vermeiden. 
Daß dieß nicht gefchieht, ift eben ein Beweis Dafür, daß 
die Zapfgebühr den Confumenten nicht drückt. Dieſe Abgabe 
ruht auf einem Lebensgenuß und hat in dieſer Beziehung die 
Natur und die Wirkung einer Luxusſteuer. Man hat auch 
ſchon davon geſprochen, daß man durch die: Aufhebung der 
Bapfgebühre dem Unbemittelten den: Genuß des Weind. ers 
leichtern wolle; dad ift eine reine Täuſchung. Der Unbes 
mittelte ift durch feine Verhältniſſe genöthigt, geringen Wein 
zu verzehren und kann ihn nur im Kleinen vom Wirth beziehen, 
er muß alfo den vom Wirthe ihm dafür angefegten Preis bezah⸗ 
len. Diefen Preis muß er bezahlen, einerlei, ob die Zapfgebühr 
befteht, oder.ob fie nicht beſteht. Nun finder fich aber gerade dieſer 
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geringe Bein in der geringften Klaſſe der Zapfgebühr, wo 
Der Steueranſatz Yfliö40 Er. per Ohm austnadıt. Nehmen 
wirmun an,ıbieBapfgebühr würdesaufgehoben; ſo läßt fich 
mit Sicherheit erwarten/ daß die Trankſteuer mindeftens 
bis zu dieſer Höhe erhöht-wird.Alfo wird der Unbemit⸗ 
telte nach wie vor: dieſe «Steuer "beim Genuß des Weins 
bezahlen müſſen; er wird alſo durch die jetzige Aufhebun 
der Zapfgebühr nichts gewinnemicı Hiernach haktdvich es 
eckmäßig, die Weſchlußnahme uber? Den öbrliegenden Ges 
etzesentwurf bis Zur Beſchlußnahme über das Finanzgeſetz 
ſelbſt auszuſetzen indem bis dahin die ‚Staatsregierung die 
erforderlichen Vorlagen über die ganze Steuergeſetzgebung 
machen: wird /und weil bie richtige Beurtheilung einer ein⸗ 
gelmen Steuer; ohne Rückſichtsnahme auf das ganze Syſtem 
der Befbeiierung ‚nicht: moͤglich iſt. Veh elle; Vaher den 
Antrag: mmik mind Ba 1er er Aal nm aELITED EEE 
Die Belthiaßnahmer über den vorliegenden Geſetzeß⸗⸗ 
entwarf: bis: zur Berathung und’ Beſchlußnahme Über 
rn dab Finanzgeſetz auszufegehr bis dahin aberiste Stanis- 
N xreglerung zu ermãächtigen/ die Kellerviſitativnen bei 
a ‚denjenigen Wirthen nicht in. Anwendung bringen ya 
Aaſſen, welche fich verbindlich muchen, die Zap gebühr 
HNdurch eine angemeſſene Averſtonalſumme zu 'bejahten, 
bei deten Feſtſetzung der Untfang der Wirthſchaft und 
"Diem den entſprechenden Quartalen des verfloſſenen 
ahres entrichteten Zapfgebührbeträͤge· zum · Anhalts⸗ 
rs punkte dienen iu 590 1538 ML L'FENERTEIS. 
u Die: Wbgeorpneten von Rabenau⸗ Oberforſtrath)n von 
Gunderode/ von Firnhaber und Cretzſchmar unterſtuͤtzen dies 
ſen Alltag. rm ans sinne de nis 
Der Herr Miniſterialrath Freiherr von, Schend:- AB 
die Staatsregierung den Ständen’ die Aufhebungider Zapf: 
ebühr vom 1. Zuli: dieſes Jahrs an vorſchlug verkannte 
he keineswegs, daß :diefe "Steuer allerdings in mancher 
cht ihr Gutes habe. Es läßt fin durchaus nicht ‚be: 
en, was von Dem Herrn Redner vor mir ausgeführt 
worden iſt, daß Die Zapfgebühr, als eine ‚Steuer, weicht 
auf die Comſumtion des Weins gelegt iſt in einer ſolchen 
Weiſe angelegt wurde, daß fie auch wirklicheden Conſumen⸗ 
gen ſelbſt trifft, Daß ſie den Handel und die Production des 
eins nicht beläſtigt. Es iſt dieß in einem Lande, wie 
das Großherzogthum, wo“ die Meinproduetion in großem 
Maße betrieben wird, von hoher Wichtigkeit ‚indem fo die 
Production felbft nicht gedrückt wird und auch der Handel 
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wit Wein frei bleibt. Die Steuer: hat auch in auberer Hin⸗ 
ſicht noch ihr, Gutes. Es werben: durch ſie die das Land 
durchreiſenden und die darin ſich aufhaltenden Fremden 
einigermaßen mit. zut Deckung der Staatsbedürfniſſe her⸗ 
angezogenz‘. Jeder Fremde, der das Band. durchreiſt und 
Wein: trinkt, bezahlt in dem Zapfpreiſe des Weins einen 
tleinen Steuerbetrag, der nachher von dem Staate bei dem 
Wirthe wieder erhoben wird. Ich glaube ferner mit dem 
Abgeordneten Deren: Otto, daß mit Aufhebung der: Zapfge⸗ 
bühr der Wein in. den, Wirthshäuſern nicht; wohlfeiler wird, 
ald ver ſeither geweſen -ift:it. Die Preife des Weinsd in; den 
Wirthshäuſern richten: ſich weniger nach der Steuerjr.als 
nach den Berhältnifien der, Gaſthäuſer und der Convenienz 
der Orte; Ich glaube nicht. annehmen zu können, daß man 
ſpäter, nach Aufhebung der Bapfgebühr, in. den Gaſthäuſern 
für denfelben Preis wie jeßt einen befleren Mein als jetzt 
. ‚trinken. wird. Die, Aufhebung) der: "Bapfgebühr wird alſo 
größtentheils, mie: ich nicht verkenne, den Weinwirthen zu 
« Bute fommen;, Nichts deſto weniger aber haben andere 
Rückſichten die. Staatsregierung veranlaßt, die Aufhebung 
dieſer Abgabe zu beantragen. Dieſe Rückſichten liegen‘ haupt: 
ſächlich in den wegen Erhebung: und Controlirung der Ab: 
gabe beſtehenden und zur Sicherung des Ertrags derſelben 
nöthigen ſehr ſtrengen Controlmaßregeln. Wie der Herr 
Redner; vor ‚mir bemerkt hat,unterliegen alle anderen gei⸗ 
ſtigen Getränke im Großherzogthum nur einer einfachen 
Beſteuerung, der Wein dagegen unterliegt einer doppelten 
Steuer. Er unterliegt bei der Einlage. der Trankſteuer von 
30 Er. für die Ohm, er unterliegt fodann bei dem. Verkauf 
im Kleinen in den Weinwirtbchaften einer weiteren Abgabe, 
der Zapfgehühr, welde ‚je nach den, verſchiedenen Klafjen 
verfchieden; iſt. Um diefe doppelte Steuer zu tontrölirem, 
da bei. dem Einen: der Wein nur der: einen Steuer, bei 
dem Undern auch der anderen unterliegt, find natürlich 
firengere Controlmaßregeln nothwendig) als es bei. den übris 
gen geiſtigen Getränken erforderlich iſt. Dieſe Gontroimaß: 
regeln haben diejenigen, welche ſie betroffen: haben,ſehr 
unangenehm berührt, und fie haben beſonders eine große 
Aufregung gegen die Abgabe hervorgerufen. Schon die 
Feſtſtellung der Abgabe an und für ſich erfordert jedesmal 
eine Aufnahme bei den Wirthen, die einvierteljährigen Kel⸗ 
leraufnahmen durch Kellerviſitationen, bei: Denen jeder Wein: 
vorrath ‚genau ıconflatirt werden muß, um beflimmt zu er: 
mitteln, : wie hoch der Betrag: der Zapfgebühr: iſt, den der 
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Wirth in jedem Quartal’ zunventtichten: bat. Aber die Er: 
fahrung bat fehr bald ergeben, daß eine ſolche einmalige 
Aufnahme am Schluſſe ded Quartals nicht genügen: fonnte; 
dennes wärerdann, wenn die. Aufnahme. nur darauf be⸗ 
ſchränkt gemelen, ven Wirthen: immer leicht: gefallen, durch 
heimliche Zuführung folcher Weinvorräthe ;: die der :Zapfes 
bühr nicht unterlagen, ihren. Verzapf wieder zu deden und 
am Ende des Quartald‘die Sache fo darzuſtellen/ alb went 
ein Abgang durch Verzapf gar nicht flattgefunden ‚hätte, 
fie alſo keine Zapfgebühr zu entrichten hätten: "Dadurch 
mußten natürlich fehriihäufige Kellervifitationen: entſtehen; 
‚aber auch dieſe erreichten den Zwed nicht, weil ‚ed: immer 
noch den Wirthen möglich war, unter. der Hand heimlich 
Bezüge aus in benachbarten Kellern befindlichen: Weinvor⸗ 
räthen, die der Zapfgebühr nicht unterlagen, zu machen, 
und dadurch: fich der Zapfgebühr mehr oder weniger zu 
entziehen. Dieß führte dahin, daß man, um dieſen ‚Unter: 
ſchleifen zu begegnen, .ıfelbft alle in der Nähe: von Wirth— 
ſchaften befindliche Weinvorrähe von Privaten, diender Zapf 
‚ gebühr ‚nicht unterlagen, unter Gontrole ftellen mußte. &$ 
geſchah dieß durch das Gefes vom 8. Mat 1836, in Ge 
mäßheit deſſen die Gontrole über die Weinvorräthe: von 
Privaten, die in der Nähe ‘der Keller der Kleinverkäufer 
ded Weins ıfith befanden, angeordnet wurde. Wie moth⸗ 
wendig dieſe Maßregel: imnIntereffe ; der Steuer war. und 
wie groß die Unterfchleifeiwaren, ‚die; früher. in Beziehung 
auf.die Zapfgebühr ftattfanden, daß ergibt fich ganz einfach 
aus dem Ertrag, den die Zapfgebühr: nach. der Einführung 
diefer Controle «über die Keller. der Privaten lieferte. Der 
Ertragiider Zapfgebühr hob fi dadurch um beiläufig ein 
Viertheil der früheren Ginnahme Aber dieſe Controle, 
melde auf: der einen Seite, wie ich eben zu ‚bemerken vie 
Ehre. hatte, ‚allerdings günftig einmirkte, ‚hatte :auf-ver: ans 
deren’ Seite. die: fehr üble Folge, daß dadurd eine Menge 
- non. Kellern von: Leuten unter Gontrole geftellt: wurden, ‚die 
mit Mein durchaus) Fein Gewerbe: betrieben und daß eine 
große Anzahlüvon ‚Leuten unter Gontrole geftellt wurden, 
die an den: bisherigen: Unterfchleifen gewiß durchaus nicht 
betheiligt waren. ' Denn: die Berwaltung konnte unmöglich 
diejenigen: genau fermen, von welchen die Wirthe biöher 
den Wein heimlich. bezogen hatten, fie. mußte im Ganzen 
die Keller, welche; in der. Nachbarſchaft folder Wirthe lagen, 
wo dem bisherigen Ergebniß der von denfelben entrichteten 
Zapfgebühr nach, ein Unterfchleif.. vermutheti werden mußte, 
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unter: Gontrole fielen Dadurch wurden die Gontrolen ſehr 
weit ausgedehnt. - Ä 
Eine ‚große Anzahl Perfonen unterlag denfelben, es 
wurde /in das Hausrecht derfelben gewifjermaßen eingegrifs 
fen, fie famen ‚mitunter, wenn in einem Quartal’ durch 
befondere Umftände ein ungewöhnlich großer Abgang von 
Wein ſich bei ihnen herausftellte, in den Fall, Wein, den 
fie vielleicht felbft produeirt und confumirt hatten, verfteuern 
zu müflen, während nad) dem Princip, welches der Zapfs 
gebühr zum Grunde lag, ſolche Leute der Befteuerung durch 
Die Bapfgebühr nicht unterliegen follten. Dieß konnte nicht 
verfehlen, eine große Aufreaung gegen die Zapfgebühr zu 
veranlaffen, und diefe Rüdfihten waren ed, welde die 
Staatöregierung bewogen haben, den Gefeßedentwurf der 
Kammer vorzulegen. Sie fonnte fi nicht verhehlen, daß 
durch die Eontrole, welche über die Keller von Privaten 
angeordnet war, eine große Anzahl von Leuten getroffen 
wurde, die mit dem Mein gemwerbömäßig durchaus Fein Ges 
fchäft hatten, und fie konnte fi namentlich dad nicht ver 
hehlen, daß durch die Anlage der Gontrole auf die Keller 
von Privaten gleichfam eine Verdächtigung gegen die Pers 
fonen, ‘gegen welche man fie anoronete, ausgefprochen wurde, 
Dieß ſchien der Staatöregierung unhaltbar und fie hat fich 
daher veranlaßt fehen müflen, die Gontrole über die Privats 
weinkeller fchon vor etwa einem Monat vorläufig zu ſus—⸗ 
pendiren. Sie hält diefe Controlirung der Privatweinteller 
auch für die Zufunftigar nicht mehr für ausführbar, womit 
fi aud der Ausſchuß, wie ich annehmen muß, einmüthig 
einverftanden erklärt: hat. Wird aber diefe Controle über 
‚ bie Privatweinkeller aufgehoben, dann wird nothmendig. und, 
wie die frühere Erfahrung zuverläflig ergeben bat, der Er: 
trag der Zapfgebühr felbft bedeutend heruntergehen. Man 
iſt dann ganz und gar darauf beichränft, den Ertrag der 
Bapfgebühr fo anzunehmen, wie er fib nah dem Verzapf 
darftellt, der fi durch Die Kelleraufnahmen bei den Wirs 
then ergibt, während man nad ber bisherigen Erfahrung, 
mit ziemlicher Sicherheit annehmen fann, daß bei vielen 
Wirthen heimliche Einlagen flattfinden, die man ohne Gone 
trole. der Privatweinkeller fpäter nicht mehr conftatiren kann. 
Aus diefen Gründen glaubte die Staatdregierung die Aufs 
hebung der ganzen Zapfgebühr vorfchlagen zu müfjen und 
fie beeilte fi), Dieß zu thun, weil fie. die Aufhebung zur 
Beihwichtigung: der beftehenden‘ Aufregung für dringend 
hielt. Sie. war daher nicht im Stande, die. veränderte Bes 
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ſteuerung des Weins, die daraus nothwendig folgen wird 
und die noch einige Erwägungen erforderte, gleichzeitig in 
Vorſchlag zu bringen. Indeſſen iſt allerdings richtig, was 
der Herr Redner vor mir bemerkt hat, daß es ſehr ſchwer, 
wo: nicht unmöglich ‚fein wird, durch eine. Aenderung der 
Beiteuerung des Weins den ganzen Ausfall, der fich aus 
der Aufhebung der Zapfgebühr' ergeben wird, zu deden, und 
daß auch in anderer Weile Vorſorge dafür wird getroffen 
werden müflen. Sollte daher die verehrliche Kummer aus 
diefem Grunde der Anſicht fein, daß die Zapfgebühr, mit 
einer Art: Averfionalabgabe verbunden, fich zur Beibehaltung 
eigne, fo glaube ich annehmen zu fönnen, daß von Seiten 
der Staatsregierung dagegen nichts zu erinnern fein wird, 
Unter allen Umftänden aber muß die Staatdregierung wün⸗ 
fhen, daß der Art. 2 des Geſetzes Annahme finde, da fie 
fehr viel Werth darauf legt, nicht mehr in der Nothwendig⸗ 
keit zu fein, Die Kelleraufnahmen fortiegen zu laſſen. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Ich gehöre zur Majorität 
ded Audfchufles und habe mib mit dem Art. 1 beſonders 
aus dem Grunde nicht einperftanden erklären können, weil 
man in einer Zeit, wie die. unferige, wo die Ausgaben fich 
nach allen Seiten hin vermehren, dem Staate. Einkünfte 
nur dann entziehen fol, wenn auch ein Erja dafür geleis 
ftet if. Wäre in dem Art. 1 des Geſetzesentwurfs die Ben 
merkung enthalten, ‚daß nur dann die Zapfgebühr aufgehoben 
werden foll; wenn ein andered Gefeg, die Einführung einer 
anderen Abgabe, dafür Erfat leifte, :fo hätte ich mit Ver⸗ 
gnügen dem Art. 1 meine Zuftimmung‘gegeben; fo fonnte 
ich aber dieß nicht... Ich fchlage daher .ald Amendement zu 
dem Artikel vor, daß nach den Worten: „die Zapfgebühr 
wird“ folgender Zufaß eingefbaltet werde: ! 
2 „ſobald ein anderes die Weintonfumenten gleihmäßig 

treffended Geſetz verfaflungsmäßig erlaffen fein wird“, 
worauf dann die Worte: | 
„vom 1. Juli diefed Jahres an” 

zu flreichen wären. 

‚ Mit diefem Amendement fönnen mit geringen Redac⸗ 
tiondveränderungen die nachfolgenden Artikel 2 und 3 bes 
fiehen: Ich theile ganz die Anficht des * Regierungs⸗ 
commiſſärs, daß auch ſchon durch das Beſtehen der Artikel 3 
und 3 der Ertrag der Zapfgebühr bedeutend verringert wers 
den kann. Das ift aber nicht zu ändern; gegen bie Abgabe 
der Zapfgebühr an fi hat fih Niemand beklagt, fondern 
nur Über die Art der Perception, der Erhebung, wurden 
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Klagen geführt. Die Zapfgebühr ift eine Beſteuerung, Die 
nur den Bemittelten und: Heicben trifft, da der Aermere 
wenig Wein trinkt. Aber die Steuer ift nicht gleichmäßig, 
fie trifft nicht alle Reihe und alle Bemittelte, weldye 
— können und die man jetzt mehr beſteuern will, und 
ch halte dafür, daß man auch die Reichen und Bemittelten, 
die ihren Wein zu Haus trinken, beſteuern ſoll. 

Meine Herren, es wurden z. B. in der Finanzperiode 
von 1843 in der Provinz Oberheſſen 7450 Ohm Wein vers 
zapft, fo. viel gingen alſo durch die Wirthe in die Confums 
tion über, während zu gleicher Zeit 5850 Ohm durch Private 
verbraucht wurden. Ebenſo ift dad: Berhaitniß in Starken» 
burg, es wurde bier. ungefähr an Wein fo viel, als die 
Fee ded Conſumos durch die Wirthe beträgt, von den 

rivaten. direct verzehrt. Die Privaten haben alfo nichts zu 
diefer Steuer beigetragen, und dieß iſt ed, was ich im höch— 
ften Grade ungerecht finde. Der Wein ift ein Luxusartikel; 
derjenige, der Wein trinkt, fol :auc Steuer dafür. bezablen, 
fangen wir! daher zunächft an den Reichern, welcde allein 
Mein zu Haufe einlegen, an, fie :Steuer ‚dafür zahlen zu 
laffen. Sch habe gelagt, die Perception der Zapfgebühr if, 
was drüdt; aber ich erkenne an, daß eine ftrenge Controle 
geübt werden muß, wenn nicht der Medliche die Zapfgebühr 
allein bezahlen, wenn dieſer nicht zu Gunſten des Unreds 
lichen beeinträchtigt werden fol Dieſe Controle wird aber 
leider im Allgemeinen in einem Maße ausgeübt, das ich 
nicht billigen fann. Denn wenn ed wahr ift, was mir zu 
Ohren gefommen, ſo kann. ıman annehmen, daß vielleicht 3 
der 'mit ders Gontrole beauftragten Beamten auf die ‚gehäls 
figfte Weife dabei zu Werke gegangen find. : Hiergegen 
haben fih die Wirthe mit Recht beichwert. 

Ich bin mit. dem Abgeordneten Otto im Weſentlichen 
einverſtanden, nicht aber darin, daß man den Wein nicht 
höher beſteuern könne. Meiner Anſicht nach wird das ganze 
Rechnungsexempel fidy:warauf reduciren, ob, wenn eine 
Trankſteuer von 4 fl. auf die Ohm gelegt wird, die. Con= 
fümtion des Weins im Großherzogthum dadurd) vermitidert 
wird. Meirte Herren, ich bezweifle dieß. Ich frage Sie, 
ob Jemand, der gewohnt war‘, bisher: Wein für 50 fl. die 
Dhm zu trinken, fi in. Folge einer Ethöhung der Trank; 
fteuer veranlaßt ſehen wird, fich im Genuß. des Meines 
einzufchränfen. Sch glaube,. das wird. nicht der Fall fein: 
Wenn aber .eingewendet werden will, daß eine Trankſteuer 
von Afl. ‚per. Ohm die geringen-Weine, etwa zu 6, 8 oder 
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ro flaper Ohm, zu ſeht belafte/i fo glaube ich, daß es bef- 
fer ſein wird, derartige Weinberge zu Ackerland zu machen, 
8 wird mehr Gewinn daraus gezogen werden können. Die 
Weinſteuer iſt aber eine gerechte aus dem Grunde, weil ſie, 
wie beteitö. bemerkt, zunächſt den Bemittelten trifft. 
Wenn wir aber die drückenderen Laſten zuerſt aufheben wol: 
len, ſo gehen wir zunächſt an die Trankſteuer vom Bier und 
Apfelwein; die Trankſteuer vom Apfelwein insbeſondere trifft 
bloß den Unbemittelten, die ärmere Klaſſe des 
Volks. Wer von den Bemittelten Apfelwein trinkt, der 
thut es aus Liebhaberei; deren find aber. wenige, Die Un⸗ 
bemittelten aber smüffen “ihn trinken, weil fie nicht. Geld 
gm haben, vum Traubenwein zu gehießen. 

Der ‚Abgeordnete von Rabenau (Legationsfekretär) unter 
fügt dad Amendement des Abgeordneten Karl Zöppritz. 

Der? zweite. Präſident Wernher: Ich möchte — 
Allem den Abgeordneten "Böpprik ‚fragen; ob er bei ‘den 
Gegenfägen von Zahlen, die er, und über die: Conſumo ded 
Wein: in Wirthshäufern und Über das Gonfumo des Weins 
bei Privaten angegeben ;»aud) den Wein in Anſchlag und 
mit in Rechnung gebracht 'hat, ‚den in den. beiden: Dieöfeiti: 
gen Propinzen die Weinhändler zum Weiterhandel beziehen? 

Der Ag. Karl: Zöppris: Ich habe: allerdings 
20,000 Ohm jährlich für den Weinhandel abgezogen. . Es 
ift das. ungefähr die, Durchſchnittszahl; ‚denn in der letzten 
Finanzperiode hat die Ausfuhr zroifchen 19,000 und 21,000 
Ohm per Jahr betragen. 

Der zweite Präſident Wernher: Wenm dieß der Fall 
iſt, dann ſind die Zahlen, die, der Abgeordnete Zöppritz ar 
gegeben hat,⸗ allerdings maßgebend, Indeſſen muß. ich: ihm 
doch, indem eri'über den Weinbau gerſprochen hat,‘ eine 
Bemerkung machen. Er: fagte: wenn in Weinbergen fo 
ſchlechter Wein wüchfe, daß ſein Werth kaum die davon zu 
entrichtende Steuer überſtiege, ſo ſei es klüger gethan, die— 
ſen Weinberg einzuſäen und die Weinſtöcke —2* 

Der Abgeordnete ‚Böpprig befindet: fi aber bier im 
Irrthum; denn -felbft in den edelſten Weinlagen, ſelbſt auf 
dem Johannie berg, wächſt in ſchlechten Jahren ein Wein 
von ganz geringem Werth. Leſen ſie die Verſteigerungsli⸗ 
ſten der Herzoglich Naſſauiſchen Domänenverwaltung nach, 
ſo werden ſie finden, daß Rüdesheimer und Steinberger in 
ſchlechten Jahren Zwifchen 60 — 70 fl. das Stück verkauft 
wird.’ Dieſe Rheingauer Weine find in geringen Jahren 
fogar noch BEN als vie in Rheinheffen gezogenen. . Es 
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ift dad ganz bekannt, denn die Naffauer Wirthe kommen 
in geringen Weinjahren immer nach Rheinheffen, um dort 
. geringen Wein einzukaufen, weil im Rheingau in geringen 
Sahren fein genteßbarer Wein wächſt. 

Die Lage. des Weinhandeld ift überhaupt von der Art, 
daß, da der Zöllverein gegenwärtig Wein nur aus verhälts 
nißmäßig wenigen Weinbergen beziehen muß, aud die 
Weinberge geringerer Lagen jest einen Werth haben. ‚Die 
Sache hat fich für den Zollverein geändert. Das Bedürf— 
niß ift groß und die Production ift klein. Es gibt daher 
aut wenige Weinberge in Rheinheffen, für die der Rath 
des Herrn Zöpprig paflend wäre. Die Zapfgebühr iſt 
eigentlich bloß eine ‚höhere Patentfteuer für die Wirthe; fie 
iſt nur uneigentlich eine: Gonfumtiondfteuer, weil die. Wirthe 
bei der Beflimmung ded Preifes ded Weins auf die Zapf 
gebühr die Rückſicht nicht nehmen können, wie dad fchon 
von anderer Seite ausgeführt wurde. Ä | 

Shr Uebled liegt darin, daß der honnette Mann, der 
im MWeinorte wohnt und Weinberge hat, alfo auch in ‚ges 
ringen Jahren geringen Wein zieht, der zur Ausfuhr nicht 
begehrt wird,. fortwährend darum angegangen wird, er möge 
beim Berfauf zur Umgehung der. Bapfgebühr- den Schmug- 

el erlauben. Das thut aber Fein. ordentliher Mann, und 
bm wird. dadurch der Verkauf melentlich erichwert, mwähs 
rend Diejenigen, welche fich nichts Daraus machen, folde 
Handlungen: zu begehen, die Die Gelege des Staats beein: 
trächtigen, ihren Wein verkaufen können. Das Uebel ver. 
Steuer. liegt weientlich in der Smmoralität des Schmuggeld. 
Man. hat dieß in Franfreich gefühlt und daher in der allers 
degten Zeit eine veränderte Gefeßgebung über die accise sur 
des vins gegeben, nach der die Gefammtheit der Beſteue⸗ 
zung auf den Transport, auf den Yebergang des Weind in 
die Hand des Gonlumenten gelegt worden iſt, und zwar 
ohne Unterfchied, ob der Conſument ein Wirth ift, oder 
irgend ein "anderer ‚Private. Wenn man dielen Weg gehen 
wollte, dann würde die Steuer zu einer reinen Conſum⸗ 
tiondfteuer werden, zu einer Conſumtionsſteuer, die allerdings 
wohl viel leichter zu überwachen ift, ald dieß im Augen⸗ 
bii@ bei der Zapfgebühr möglich erfcheint. Gewiß iſt jene 
Gontrole, unter welcher die Keller honnetter Leute, die in 
der Nahbarfchaft, wo. Saft: oder Weinwirthſchafter woh: 
nen,. gelegt werden, etwas. ſehr Läſtiges, etwas Erniedri⸗ 
gended für die betreffenden Perfonen. Wer auf: dem fladben 
Rande lebt, ver weiß, wie, trotz all jener -Controlmaßre: 
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„ein bedeutender Theil des geſammten Weins, der m 
bie Wirthichaften zum Verzapf kommt, unverfteuert bleibt, 
Dad ift eine Wahrheit! Alſo iſt die ganze Einrichtung 
doch nicht. audreichend und kann nicht ausreichend fein, weil 
man:nicht fo viel Wächter hinftellen kann, um alle Lüden 
zu bewachen, welche. der; Ueberwahung bedürfen. Eben 
darum ſchaden auch alle diefe Einrichtungen,; weil fie‘ dem 
Zweck nicht vollftändig erfüllen, weil fie das Publikum im 
Berfuchung immoralifcher Handlungen bringen, und weil 
die Steuer zuletzt, während fie den Namen einer allgemeis 
nen Gonfumtiondfieuer hat, der Wirklichkeit nach immer 
ſolche nicht iſt. Rn — 1 

Der Abg. Big: Ich glaube, meine Herten, daß noch 
eine ganz andere: Rüdficht für Abfchaffung der Zapfgebühr 
fpricht, ald der zweite Präfident Wernher foeben argedeutet 
bat, und zwar, eine! ſolche, weldye die Anträge, die der 
Abgeordnete Ditd und Zöpprig zu begründen verfncht ha⸗ 
ben, Direct widerlegt. ⸗ = 
Machen wir und einmal Elar, was die Zapfftener eigenes 
lich iſt. Der Private, nicht nur der, der Wein in feinen 
Keller einlegt, um ihn wieder zu verkaufen, fondern auch 
. alle diejenigen, welche ihn zu dem. ausgedehnteften Conſumo 
im Innern ihres Hausweſens verkaufen, bezahlen für eine 
Ohm Wein oder 160 Flafchen nur 30 fr. Trankſteuer, der 
Wirth dagegen bezahlt die nämliche Steuer, er bezahlt aber’ 
auch. noch weiter, je nach der Klaſſe, worin er fich befindet,’ 
für den: von ihm mm Kleinen ‘zu verfaufenden Wein eine 
Abgabe von 2. fl, 40 fr. bis 6 fl. 40 Er. per Ohm: Man 
beftreitet die Natur der Abgabe und man ftreitet fib, ob 
fie ‚eine eigentliche Conſumtions⸗ oder eine‘ Patentfteuer ſei. 
Ich glaube, meine Herren, fie ift beided zugleich, und der 
Abgeordnete Otto irnt ehr, wenn .er behauptet, daß: der 
Wein micht wohlfeller werde, ‚wenn. dieſe Steuer wegfalle 
und wenn er, glaubt, daß dieſe Steuer abſolut eine Luxub⸗ 
fieuer. ſei. Weun der Wirth: feinen. Preis bei. dem Merz 
zapf nach dem: Einkaufspreis, nad) den Abgaben und Laften, 
die ex darauf hat, machen muß, fo wird es bei Feſtſtellung 
des Werzapfpreiſes allerdingd von Bedeutung fein, ‘wenn 
ihm auf ein Stüd Wein, was er mit:50 fl. bezahlt, noch 
eine weitere. Steuer im gleichen Betrage aufgelegt wird. 
Salt. diefe Steuer aber hinweg, fo wird e3- fein eignes 
Intereſſe, ja die Concurrenz abfolut gebieten, den Preis 
ſofort herabzuſetzen, Damit fein Geſchäft nicht Noth leider. 
Bedenken Sie das, Daß der Wirsh nicht gleich Alles ein) 
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nimmt, was er dafür auögegeben hat, und wieder erzielen 
will in die Taſche; nicht Jeder, der bei ihm Wein trinkt, 
bezahlt gleich⸗ Es gibt auch ſogenannte Kundengäſte und 
der Wirth muß dieſen alſo die Steuer vorlegen. Der Wirth 
kann aber unmöglich in gewöhnlichen Weinwirthſchaften bei 
der Beſtimmung feiner Preiſe dieſe Verluſtchancen unberüd: 
ſichtigt laſſen; er muß feine Verhältniſſe überhaupt berech: 
nen, er muß “feinen Gewinn ſchmälern und die Abgabe 
» theilweife. auf den Preid werfen. ı Einmal — iſt alfo der 
Artifelfelbft für die Confumenten befteuert, und fodann ift 
für. den Betrag, welcher der Verhältniſſe wegen nicht mit 
dem Verkaufspreis erhoben werden fann, weil ed der Ar: 
tikel nicht ‚geftattet, die Abgabe eine höhere Gewerbfteuer 
und dieſe iſt ungerecht im Principe und freiheitöwidrig in 
der Controle. E gl 
Die Gewerbe‘ follen nicht fo. hoch beſteuert werben, daß 
nach den. gewöhnlichen Verhältniſſen und Berechnungen die 
Steuer ald eine fo große Belaftung des Gewerbes erſcheint, 
daß der Gewerbtreibende- nicht ‘dabei. beftehen fann. Die 
Steuer muß im Verbältniß mit dem Gewerbe ſelbſt ſtehen. 
Geben: Sie aber nach Rheinheſſen undnbefragen Sie ſich 
bei der öffentlichen Meinung, ſo werden Sie finden, daß 
eine große Zahl von Weinwirthen im Laufe von zwei Jah⸗ 
ren daſelbſt zu. Grunde gegangen ift und zwar. bloßraus 
dem Grunde, weil fie mit dieſer Steuer. nicht beftehen fonu: 
ten: Die Wirthe Fönnen allerdings den Wein, wenner 
50 fl: per Stüd foftet, und fie noch seine Abgabe bloß zu 
6 fl. per Ohm. ‚darduf! haben, - nichri fo, billig geben, ſon⸗ 
dern fie müfjen ihre. größeren Auslagen ‚theilmeife von den 
Gonfumenten „wieder zu gewinnen ſuchen. Und nun meint: 
der Abgeordnete Otto, daß den Wirthen die Confumtions- 
fleuer nur von den vornehmen. Derren: bezahlt werde, 
daß nur die. Herren, die ſchöne Einkünfte haben, und des 
Abendd in den. glänzenden Gaſthäuſern ihre, Flaſche Wein 
trinten, allein, diefe Steuer, entrichteten! D,. Herr’ Abges 
ordnete Otto, :in Rheinheſſen ift ‚der: Wein, ein: nothwendi« 
er Artikel, ‚ein Nahrungsmittel! Dortwiftier unentbehrlich 
ür das arme Volk, um fich zu ſtärken, und: wenn dort auch 
nur :ein Kreuzer, ja nur ein halber Kreuzer Steuer auf 
den Wein gefchlagen wird, Den der Arme genießt und nur 
beim. Wirthe Faufen kann, fo. liegt darin eine Beinträchti- 
gung, des ärmeren Volkes. Dort wird: wer Wein in.geringen 
Sahren füg;8 bis 10 fl. per Ohm gekauft; wenn man .nım 
6 fl. 40 kr., ja auch nur 2 fl. 40 fr. Zapfgebühr davon 
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erheben wollte, wie ift es dann möglich, auf der einen 
Seite dad Gewerbe beftehen zu laffen und auf der andern 
Seite den armen Gonfumenten nicht ungerecht- zu be: 
drüden? 

Diefe Abgabe, werde fie nun theild ald Gemwerbfteuer, 
theild als Gonfumtiondabgabe betrachtet, ift alfo eine unge: 
rechte und fie hat die übelfte Stimmung allerwärtd hervor: 
gerufen. Darum hat die Regierung felbft auf ihre Abſchaf⸗ 
fung angetragen, fie hat durch Vorlage dieſes Gefekesent: 
wurfd gezeigt, daß dad Syftem der Verwaltung auf das 
Populärfte geändert if. ES hat jeden Rheinheſſen mit 
Freude erfüllt, feine Anhänglichkeit an die Regierung neu 
belebt und dad Vertrauen zu dem Mitregenten befeftigt, 
ald die Erklärung von der Regierung und zugefommen ift, 
daß diefe verhaßte Abgabe endlich aufhören werde. Und 
wir, meine Herren, in der Kammer, wir wollen der Re: 
gierung, die dad Wolf erleichtern, Diele Steuer abgeichafft 
haben will, entgegen treten. aus provinziellen — aus finan: 
zielen Rüdfichten? 

Nicht unfere Sache ift ed, und von finanziellen Rüd: 
fihten hier leiten zu laflen, dad ift Sache der Regierung, 
fie wird fich fchon felbft dad Budget machen — wir haben 
eö ihr nicht zu unterbreiten, ob fie richtig rechnen wird, 
um mit den Einnahmen die Ausgaben zu beftreiten. Wenn 
alfo die Regierung fagt, ich halte diefe Abgabe aus den und 
den Motiven, welche ed auch feien, für eine ungerechte, ich 
beantrage, daß fie abgefchafft werde, fo wollen wir aus 
finanziellen Rüdfichten ihr nicht entgegen treten, wir wol: 
len ihr nicht fagen, weil diefe Abgabe und nothmwendig zur 
Beftreitung der Staatdauögaben erfcheint und weil der ent: 
ftehende Ausfall noch nicht erfeßt iſt, wollen wir die Steuer 
noch nicht abgefchafft wiflen. Das würde wahrlich unferer 
ohnehin Beinen Popularität beim Volke — ich fage ed Ih— 
nen offen — in der Provinz Rheinheffen a den 
Todesſtoß geben. Aber die weilen Finanzleute, welche auf 
die Kortentrihtung diefer gehäfligen Steuer rechnen, täu: 
fchen fih auch in ihren Hoffnungen, dad fage ich Ihnen 
geradezu. Wenn Sie die Stimmung über diefe Steuer in 
der Provinz Rheinheſſen kennten, wie ich fie kenne, — und 
es ift die Stimmung von wenigftens vier Fünftel der Pros 
vinz, — fo würden Sie die Ueberzeugung haben, daß die 
Hoffnung auf die Fortentrichtung: der Zapffteuer in Rhein: 
heſſen eine leere if. — Die Leute werden der Abgabe eis 
nen pafliven  Widerftand entgegenfegen, fie werden nichs 
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mebr zahlen, und mın gehen Sie hin und pfänden Sie 
600 Leute für Steuerrücftände aus! Das wird der Herr 

Regierungscommiffär, der die Stimmung in Rheinheffen 
fennt, beftätigen. Alſo, mas haben Sie damit gewonnen, 
wenn Sie aud die Abgabe noch auf dem Papier fortbe: 
ftehen lafien? Sie werden thatſächlich eintreten chen, was 
Sie durh ein Geſetz hätten ind Leben rufen follen! Sie 
fönnen den Ausfall nicht vermeiden; ift ed daher nicht befs 
fer, man bietet dem Bürger Sicherheit dafür dar, daß Res 
gierung und Stände für feine Sntereffen forgn? Wenn 
Sie aber die Zeitverhältniffe fo wenig berüdfichtigen, daß 
Sie nun fogar gegen den. Antrag der Regierung eine fo 
verhaßte Steuer beftehen laſſen, gewinnen He nichtd damit 
und fegen die Achtung vor dem Gefeß herunter. In einer 
fo aufgeregten Zeit, wie die gegenmärtige, wollen Gie 
Kellervifitationen, Maßregeln der Gontrole fortbeftehen 
laffen! Und weldye Eontrole? eine äußerſt drüdende, eine 
folhe, die ſich nicht bloß auf jene, welche dad Patent zu 
löfen hatte, erftredt, Sondern auch auf andere Perfonen, 
die gar nicht$ mit dem Gewerbe zu thun haben — die 
durch Zufall Nachbar eined Dritten find — auf Bewohner 
ganzer Straßen! — Darin liegt eine — der 
perſönlichen Freiheit, eine Verletzung des Privateigenthums, 
ja, der häuslichen und Familienrechte des Bürgers! Auch 
bedenke man noch die Schwierigkeiten der Erhebung, dee 
- Gontrolirung der Steuer ſelbſt! Welche Maffe von Anges 
ftelten ift dabei nöthig. Was bleibt von einer Steuer 
übrig, wo die Ueberwacung in den heutigen Zeitverhälts 
niffen fo fchwer, ja fo unmöglid ift, daß fie gewiß nicht, 
auch nur entfernt, in dem Betrag, den fie erreichen fünnte, 
eingehen wird? und wo Sie demnad eine Maſſe von An« 
geftelten haben müffen, um die Steuer zu erheben. Was 
bleibt übrig, wenn Sie diefe Leute fortwährend bezahlen? 
Wahrſcheinlich wird nur Weniges, ja vielleicht auch gar 
nichtö übrig bleiben, im Gegentheil, wir werden nur noch 
für die Verwaltungsfoften zuzulegen haben! Alfo, meine 
Herren, berüdfihtigen Sie alle diefe Verhältniffe. Nehmen 
Sie nur noch den einen Punkt ind Auge, ein Grund, der 
die Steuer audf mit andern ald eine ungerechte verhaßt ges 
macht hat! Es follen den Wirthen 5 Procent für Haus⸗ 
trunf und Fülwein abgefchrieben werden, aber Jeder, der 
ein Weinlager hat und die Verhältniſſe kennt, weiß, daß 
4 Procent fchon durch das fogenannte Zehren ded Meind 
verloren gehen. Jeder Sachkenner weiß, daß der Wein 
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durch dad Abfüllen, Trub, Verluſt beim Füllen in einer 
Wirthſchaft, abgefehben von dem Füllwein, 2 bis 3 Pros 
cent verliert, und der Wirth, der den Wein verzapft, cons 
fumirt mit feinen Leuten und Familiengliedern auch eine 
beträchtlichere Quantität von Wein in feiner Haushaltung. 
Und fo ift ed gefommen, daß man große Quantitäten Wein 
feit 24 Sahren verfteuert bat, die gar nicht confumirt wors 
den find, die nicht in dem Gewerbe verwendet wurden, die 
die Luft verzehrt hatte. Und noch immer wollen Sie fagen, 
weil einmal die Steuer befteht, oder dad Finanzſyſtem dars 
auf bafirt ift, follen wir dabei bleiben! Meine Herren, 
wenn etwad ungerecht if, wenn etwas immoralifch ift, 
wenn ed die Bürger dbomoralifirt, dann muß e3 fo fchnell wie 
möglich aufgehoben werden! Was würden Sie von Jemand 
fagen, der längere Zeit, wie man fagt, auf ungerechte Kos 
ften lebt, und die Kortdauer diefed Zuftandes damit recht: 
fertigen wollte, daß er fagte: ich habe im Augenblide Feine 
anderen Mittel, die mir einen Erfolg für die abzutretenden 
fremden Rechte geben? Gewiß würden Sie darin keine 
Rechtfertigung ded Hortbeftanded jenes ungerechten Zuftans 
bed finden! Darum geben fie dem Rath der Zeit, welche 
die Staatdregierung richtig erkannt hat, Gehör -und glaus 
ben Sie nicht an die Möglichkeit des Fortbeftands eines 
Spftemd, welches, ich verfichere Sie, in den nädften Ta⸗ 
‚gen ſchon ſich durchaus ald unhaltbar bewähren wird. 

Der Abg. von Steinherr: Nach dem Vortrag bed 
Redners vor mir, bleibt mir nur Wenig zu fagen * 
darum nur Folgendes: 

Die Zapfgebühr iſt eine verhaßte, unbillige und unhalt⸗ 
bare Abgabe; es bedarf dieß keines weiteren Nachweiſes, 
derſelbe iſt bereits in früheren Kammerverhandlungen und 
ſoeben auf eine Weiſe geführt worden, daß ich nicht bes 
greife, wie der Abgeordnete Dtto fagen konnte: die Verans 
laffung der Propofition der Staatdregierung für die Abfchaf: 
fung diefer Abgabe, vermöge er nur in äußerlichen Umftänden 
zu finden. Die Gründe des Gegentheild find fchon fo gründ» 
lich entwidelt, daß, um Wiederholungen zu vermeiden, es 
von meiner Seite keines weiteren Beweiled zur MWiderle: 
gung dieſer Behauptung und über die Unhaltbarfeit der 
Steuer felbft bedarf. Ich habe die Stimmung in der Pros 
vinz Rheinheſſen Eennen gelernt, und bin dadurd zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß, wenn Sie die Abgabe auf Rheins 
heſſen fortbeftehen laflen, der Ertrag davon ein nur fehr 
mäßiger fein wird, indem man jedenfalld der Erhebung der 
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Abgabe einen paffiven Widerftand entgegenfegen wird. Der 
Abgeordnete Dtto hat zwar dagegen eingewendet, wo ben 
Erfatz für diefe Einnahmen hernehmen? Ich antworte: 
Diefer Erfat fol hergenommen werden aus Erfparniflen, die 
wir einführen wollen, einführen müffen. Ä 

Unfer Ausgabebudget befteht dermalen aus ungefähr 
- 8,000,000 fl., ich fage reduciren Sie ed auf 6, revidiren 

Sie die Dienftpragmatif, fegen Ste überflüffige und zu hohe 
Penſionen herab. Das Großherzogliche Haus wird fich eben: 
falls von der Givillifte und den Apanagen einen verhältnißs 
mäßigen Abzug gefallen laffen, fäfularifiren Sie die Pfarrs 
pfründen, halbiren Sie die Zahl der Pfarrer, welches recht 
gut ohne Nachtheil der Seelforge geſchehen kann, vermin: 
dern Sie dad Heer der Beamten, führen Sie dad natürliche 
Verhältniß zurüd, daß der Staat nicht für den Beamten, 
fondern der Beamte für den Staat befteht, und ich bin über: 
zeugt, die Mittel werden dadurch gefunden werden, den 
durch Abſchaffung verbaßter und unbilliger Steuern der 
Staatöfaffe zugehenden Ausfall zu deden, und der öffentlichen 
Meinung werden fie vollfommen durch folde Maßregeln 
entfprechen. Diefe öffentliche Meinung behauptet ohnehin, 
diefe Kammer, als folhe, babe noch nicht$ für das Volk 
gethan, Alles was biöher errungen, fei von dem Bolfe ers 
rungen worden, und nicht durch die Kammer, und wahr: 
lich, e8 würde fchwer fein, einen Beweis des Gegentheild 
zu führen. Indeſſen find ein großer Theil diefer errungenen 
Rechte, fo Foftbar und unfhäsbar fie auch find, für die 
größere Mafle der Bevölkerung zu ideal; das Volk will 
neben diefen auch reelle materielle Vortheile, und ich halte 
ed für die Pflicht der Kammer, die erfie Gelegenheit, die 
ihr geboten ift, um dem Volke einen foldyen materiellen Bors 
theil zuzumenden, nicht an fich vorüber gehen zu laſſen. 
Es würde gewiß den unangenehmften Eindrud machen, wenn 
fi) die Kammer, felbft gegen den Wunfc der Staatöregie: 
tung‘, für den Fortbeftand einer Steuer audfprechen würde, 
welche fo unwiderlegbar den Charakter der Gehäffigfeit und 
der Ungerechtigkeit an fich trägt. 

Der Abg. Ramſpeck: Die Anfihten der Majorität 
des Ausfchuffes, welche den Artikel 1 des Gefebedentwurfs 
beanftandet hat, und die Gründe, welche die Abgeordneten 
Karl Zöpprig und Otto dafür angewendet haben, theile ich 
ganz; denn wenn der Artikel angenommen wird, fo wird 
man vom 1. Juli dieſes Jahres an von dem Wein feinen 
Ertrag mehr in die Staatsfafle beziehen Fünnen ; indem durch 
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den Artikel 1 des Geſetzes, welcher wegen Auflöfung in der 
Kammer bis zum 1. Juli nicht erledigt werden fann und 
bis dahin folglich ein neues Geſetz nicht vorhanden ift, wel: 
ches den bedeutenden Verluſt des Ausfalles dedfen wird. So 
nachtheilig ich auch die Gontrole halte, fo läftig fie auch den 
Wirthen wird, fo ift doch, meiner Anfiht nad), die Eins 
nahme vom Wein, wie der Abgeordnete Otto ſchon richtig 
bemerft bat, jo nothwendig, ald nur irgend eine indirecte 
Abgabe im Budget einen Pla& findet. Wenn der Abgeord: 
nete Ziß vorhin bemerkte, es werde viel Aufregung in der 
Provinz Rheinheſſen hervorrufen, wenn dieſes Geleß nicht 
ind Leben trete, fo muß ich mich Dagegen ausſprechen. Es 
ift ja nur noch eine Förmlichkeit über diefe Frage zu discu— 
tiren, während thatfächlicy dad Geſetz ſchon ausgeführt wor⸗ 
den ift, denn ed wird dort jest fchon Feine Controle mehr 
geführt. Was ferner den Antrag de3 Abgeordneten Karl 
Zöpprig betrifft, daß man die Zapfgebühr aufheben und 
‘eine Weinſteuer, ftatt Zrankfteuer und Zapfgebühr, von 
3 fl. 30. Tr. bis zu 4 fl. auf die Ohm einführen foll, fo 
bin ich damit einverftanden, dadurch wird das Wort „Sons 
fumtionöfteuer* entfernt und eine größere Gleichförmigkeit 
in der Befteuerung der Getränke herbeigeführt werden, und 
wenn man 1 fl. 20 fr, vom Obſtwein und 40 fr. Trank: 
fteuer vom Bier erhebt, und lestere, in Rückſicht auf den. 
Werth reducirt, fo wird eine Ubgabegleichförmigfeit diefer 
Getränke gemiß am beiten erreicht. | 
Die Berechnung, welche der Abgeordnete Zöppriß ge: 
macht hat, habe ich auch fchon auf dem Landtag 1842 ge: 
macht, und ed ſteht darnach richtig, Daß bei einer Auflage . 
von 3 fl. 30 fr. bis 4 fl. auf die Ohm, Fein Ausfall im -» 
Budget ſich ergeben und daß nur eine größere Gleichförmig— 
feit der Steuer dadurch erzielt werden wird. Wenn der 
Abgeordnete von Steinherr bemerkte, man möge auf Derab: 
ſetzung der Befoldung, auf Verminderung der Zahl der Bes 
amten antragen, damit man nicht 8, fondern nur 6,000,000 fl. 
zu bezahlen brauche, reip. im Ausgabebudget bedürfe, fo. 
habe ich dagegen nichts einzuwenden; aber damit find denn 
doch noch nicht alle Mittel gefunden, die erforderlich find, 
um unſere Millionen Schuldenlaft zu deden, und wir wer: 
den immer genöthigt fein, mehr Mittel auf dem Wege der 
indirecten Steuer, ald auf dem Wege der directen Steuer 
aufbringen zu müffen. Die indirecte Steuer vom Wein be: 
trifft, wie der Abgeordnete Dtto richtig bemerkte, mehr einen 
Luxusartikel; durch den Borfchlag des Abgeordneten Zöpps 
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ig, mit dem ich mich einverftanden erklärt habe, wird aber 
den Beichwerden unferer rheinheffiicben Collegen, und nas 
mentlich der Wirthe um fo mehr abgeholfen, ald damit die 
läftige Controle hinwegfält, indem biöher 6=, 8: und 12mal 
in einem Jahre von den Auflehern die Vorräthe aufgenom» 
men wurden. Es wird,. wenn die Abgabe fünftig fogleich 
bei der Einlage bezahlt wird, diefe Gontrole recht gut ſchwin⸗ 
den Fönnen, und ed wird ſowohl der Producent, als der 
Conſument gleihmäßig damit belaftet. | 

Der Abg. Volhard: Ich bin mit dem Abgeordneten 
Dtto et rg auch ich halte die Zapfgebühr nur für 
eine Verbrauchſteuer, da der Wirth, wie jeder andere Ges 
werbömann, fie wieder auf den Verkaufspreiß ſchlägt. Hat 
die Staatskaſſe Mittel, um einen Ausfall ertragen zu kön: 
nen, will man die Steuerpflichtigen, die Weintrinker , die 
Meinproducenten in Rheinheſſen erleichtern, fo hebe man 
die Salzfteuer auf, die den Weintrinker, die jeden Bewoh— 
ner der Provinz Rheinheflen, die aber auch alle Diejenigen 
trifft, welche nicht fo’ viel befigen, um Wein trinken, oder 
nur um ihr tägliches Brod gewinnen zu können. 

Der Ag. Kahlert: Nachdem die Staatöregierung 
felbft einen Gefegesentwurf, in Bezug auf die Aufhebung 
der Zapfgebühr, in die Kammer hat gelangen lafien, hätte 
ich nicht geglaubt, daß fi noch irgend eine Stimme zu 
Gunften des Fortbeftandes dieſer veratorifhen Befteuerung 
in ber Kammer erheben werde. Bei einer unbefangenen 
Beurtheilung diefer Befteuerung fpringt ‚ed in die Augen, 
wie fehr diefelbe gegen die Principien der Gerechtigkeit, der 
Freiheit und der Gleichheit verftößt. Es ift diefe Behaups 
tung von mehreren NRednern vor mir fo klar nachgewieſen 
worden, daß ich mich füglich auf die wenigen Worte, die 
ich fo eben geiprochen habe, beſchränken kann. Ein Erfaß 
für den Ausfall, dem die Aufhebung der Zapfgebühr nad 
fi ziehen wird, wird fich fehr leicht finden in einer gleichs 
mäßigen und gerechten Steuer auf den Wein. Sch werde 
alfo für den Gefegedentwurf ftimmen. 

Der Abg. Buff: Meine Herren, aud ich wünſche 
fehr die Aufhebung der Zapffteuer, weil mit ihr läftige 
und gehäflige Gontrolmaßregeln verbunden find, aber mit 
einem Severftrich einen fo bedeutenden Ausfall in der Staatd: 
kaſſe zu decretiren, fcheint mir fehr gewagt zu fein. Sch 
hätte erwartet, daß die Staatötegierung durch Vorlegung 
eines neuen Gefeßed, durch welches die Weisconfumtion 
. auf eine andere angemefjenere Weile befteuert und dieſer 
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Audfall gededt wird, dieſes Bedenfen befeitigt hätte, Das 
ift aber nicht gefchehen.. Kann: ed erft gefchehen bei Vor—⸗ 
legung des Finanzgeleßed, dann müſſen wir diefe abwarten, 
dann erft hiernächft können wir beurtheilen, ob diefer Auds 
fall. nicht nachtheilig wird und auf andere Weile gededt 
werden kann. Ic habe übrigens das Wort ergriffen, um 
hauptſächlich ein Amendement geltend zu madhen. Es bes 
fteht nämlich noch eine andere indirecte Abgabe, welche vor: 
zugöweife die Provinzen Oberheſſen und Starkenburg fehr 
bart drüdt, die däfelbft fehr verhaßt ift und die nämliche 
— hervorgerufen hat, wie die Zapfgebühr in Rhein⸗ 
befien. ieß ift die Maifchfteuer. Sie ift noch mit veras 
torifcheren Gontrolmaßregeln verbunden, ald die Zapfgebühr. 
Denn gegen die Strafen, womit die Umgehung der Zapf: 
gebühr bedroht ift, kann der redlihe Mann ſich ſchützen, 
aber bei der Maifchfteuer kann er ed nicht. Auf den Gäh— 
rungsproceß der Maifche hat die Witterung einen fehr bes 
deutenden Einfluß. Läuft dem Brenner die Maifchbütte 
in Folge derfelben über und fängt er, um einen pofitiven 
Schaden abzuwenden, die Maifche auf, oder kann er inner: 
halb. beflimmter Stunden die Bütten nicht abbrennen und 
überfchreitet er, um einen bedeutenden Berluft abzuwenden, 
diefe Zeit, dann treffen ihn Strafen von enormer Größe 
von 50 bid 70 fl., ja ed treffen ihn fchon diefe Etrafen, 
wenn bei den fo häufig vorkommenden BBifltationen der 
Brennereien die Gefäße nicht an dem vorgefchriebenen Plage 
ftehen, ohne Rüdfiht auf den Grund, aud welchen fie vers 
rüdt wurden, 


Ueberhaupt hat die Maifchfteuer auf den Betrieb der 
Fleineren Brennereien und fomit auf den Ackerbau felbft, 
befonderd in der Provinz Oberheſſen, auf dad Nachtheiligfte 
eingewirft, und ed ift deßhalb nichts billiger und gerechter, 
daß, wenn fchon jest die Aufhebung der Zapffteuer vom 
Wein audgefprochen werden follte, im Intereſſe der Provinz 
Oberheſſen gleichzeitig aub die Maifchfteuer aufgehoben 
werde. Ich ſtelle daher für diefen Kal alfo eventuell den 
Antrag: | 

„Die Kammer wolle dem Art. 1 ded vorliegenden 
Geſetzesentwurfs nur unter der Bedingung ihre Zus 
ſtimmung ertheilen, daß das Maifchfteuergefeg vom 
Branntwein vom 1. Juli diefed Jahres an ebenfalls 
aufgehoben werde.” 


Diefer Antrag wird unterftüßt. 


f 
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Der Herr Minifterialrath Freiherr von Sche nd: Gegen 


biefen Antrag muß ich mich auf da& entichiedenfte erklären. 
Es ift zwiſchen der Beſteuerung ded Weind und der der 
übrigen geiftigen Getränke, wie ich vorhin ſchon die Ehre 
hatte zu bemerken, ein großer Unterſchied darin, daß bei 
allen übrigen geifligen Getränken die Gontrole ſich bloß auf 
diejenigen beſchränkt, welde ein Gewerbe mit diefen Geträn: 
ten betreiben, während bei dem Wein die Gontrolmaßregeln 
aud auf eine große Anzahl von Perfonen fi) ausdehnen, 
fi biöher wenigftend auf folche Perfonen auögedehnt haben, 
die durchaus Fein Gewerbe mit dem Wein treiben. Die 


Gontrole bei den übrigen Getränken befteht bloß bei den. 


Producenten, fie findet bier bei weiten einfacher flatt, als 
es bei Befteuerung des Weins der Fall if. Diele Gründe 
ſprechen alfo weit mehr für die Aufhebung der Zapfgebühr, 
‚als ‚fie für die Aufhebung irgend einer andern indirecten 
Abgabe fprechen. Ich muß übrigens noch ganz befonders gegen 
den Antrag geltend machen, daß durch Aufhebung diefer ande: 
ren Abgaben ein fo großer Ausfall in den Staatseinfünften 
‚ entfliehen wird, daß er in anderer Weiſe wohl nicht gededt 
werden fönnte, und daß man, den Ertrag dieler Abgaben 
‚zu _entbehren, bei den durch die gegenwärtigen Zeitverhält: 
niffe nicht verminderten fondern gefliegenen Ausgaben nicht 
in dem Falle fein wird. Ich muß noch weiter erwähnen, daß 
die geiftigen Getränfe nicht allein bei und, fondern beinahe in 
allen übrigen deutichen Staaten, an die wir grenzen, einer 
Befteuerung unterliegen, daß alfo, wenn bei und eine Be: 
fleuerung des Branntweins, ded Bierd ꝛc aufhören foll, bei 
dem Uebergang biefer unbefteuerten Getränke in andere deutiche 
Staaten eine befonderd fchärfere Controle eintreten müßte. 
Ih glaube ferner, daß in der gegenwärtigen ‚Zeit, wo 


von allen Seiten fo viel darauf hingewirkt wird, daß eine 


Einheit der Befteuerung in ganz Deutichland eintreten fol, 
man in einer fo wichtigen Materie nicht vorläufig eingrei« 
fen und da, wo bereitd eine ähnliche Beſteuerung bei uns, 
wie in den benachbarten Staaten befteht, Keine Aenderung 
eintreten laffen ſollte Es wird vielmehr räthlich fein abzu— 
warten, ob ed nicht möglich fein wird, eine ganz gleichför— 
mige Befteuerung diefer Getränke in allen deutichen Staaten 
u erzielen, und dadurch alle Beläftigungen und Gontrolen 
eim UWebergang der Getränfe aus einem in den anderen 
" Staat zu befeitigen. — 

Der Abg. Frank: Ich läugne nicht, meine Herren, 
daß unter allen Mittheilungen, welche wir von der Staats⸗ 
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regierung auf dem gegenwärtigen Landtage befommen haben, 
der Gefetesentiwurf wegen Aufhebung der Zapfgebühr mich 
am meiften befremdet hat. Die Staatöregierung hat und 
ein Budget zur Discuffion. vorgelegt, welches ein jährliches 
Deficit von ungefähr 100,000 fl. enthält; dieſes Deficit 
fol gededt werden durch ven Reſt der Ueberfchuffe aus 
vorderen Jahren. Mithin reichen alfo die laufenden Eins 
nahmen nicht hin, um die Ausgaben zu deden. Noch ehe 
diefed Budget zur Discuſſion fommt, bringt uns die Staatds 
regierung einen Gefeßedentwurf, wonach die Zapfgebühr 
vom Wein Furzer Hand wegfallen fol. Womit fol dann 
der Durch die Aufhebung der Zapfgebühr, deren Budgetans 
fab ungefähr 200,000 fl. und etwas darüber beträgt, ents 
fiehende Ausfall gededit werden? * wir denn vielleicht 
Ausſicht zu bedeutenden Erſparniſſen? Wahrlich, meine 
Herren, die Zeitverhältniſſe nöthigen uns zu ganz beſonderen 
Verwendungen, die wir in früheren Jahren nicht hatten, 
und, um Erſparniſſe zu machen, iſt bis zu dieſem Augen: 
biide von Seiten der Staatöregierung der Kammer noch 
keine Vorlage geſchehen. Ob alfo irgend eine Einnahme, 
die fo bedeutend,! wie die Zapfgebühr ift, wird megfallen 
können, dad muß bei dem Anblide des Budgets bezweifelt, 
und Fann-erft bei der Prüfung des ganzen Budgetö in allen 
feinen Einnahme: und Ausgabezweigen Deutlich erkannt 
werden, und gefeßt, wir Fünnten wirklich 200,000 fl. Eins 
fünfte entbehren, follen denn diejenigen, welche den Wein 
trinken, vorzugöweife erleichtert werden? Sind ed denn 
etwa vorzugsweife die Armen, welche von diejer Abgabe 
vom Wein gedrüdt werden? Angenommen, aber nicht zus 
gegeben, meine Herren, daß diejenigen, welche Wein im 
Wirthshaus trinken, nicht fo wohlhabend find, als diejeni— 
gen, welche ihn in Fäſſern in ihre Keller kommen laffen, 
um ihn in ihrem Haus zu verzehren, fo werden Sie mit 
doch zugeben, daß 1000. und aber 1000 Menichen im 
Lande leben, die Steuer entrichten, ob fie gleich wegen Ar: 
muth Jahr aus und Sahr ein feinen Tropfen Wein über 
die Zunge bringen, mit der fie fonft auch recht gut erfennen 
fönnten, wie er ſchmeckt. Dder haben wir vielleicht fonft 
feine Abgaben, die drüdend auf dem Volke laſten? Sch 
» fanını Ihnen manche nennen, die auf dem unbemittelten 
Theil des Volkes weit ſchwerer laften, ald diefe Weinab- 
gabe auf den Weinconfumenten. Sch will Ihnen aber 
nur eine anführen, die Abgabe vom Salz, Kann dem: 
jenigen, der einen Schoppen Wein im Wirthöhaufe trinkt, 
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nicht füglicher zugemuthet werden 1 fr. Steuer davon in 
die Staatöfafle zu geben, als demjenigen der feine Kar: 
toffeln mit Salz würzt, zugemuthet wird, von jedem Pfund 
ebenfald 1 fr. oder noch mehr zu bezahlen? Es iſt mög: 
lich, daß binfichtlich der Weinabgaben eine beſſere Einricys 
tung getroffen werden kann, als die jet beftehende ift, aber 
fo lange der Kammer feine Vorlage darüber geſchehen ift, 
kann fie fi, glaube ich, niemals entfchließen, den Art. 1 
bed Geſetzesentwurfs anzunehmen. Sc habe geglaubt, daß 
es der Staatöregierung mit dem ganzen Geſctzesentwurf, 
ich fpreche hier offen, nicht Ernft fei, denn fie führt zur. 
Begründung ihrer Propofition nichtd weiter an, als daß 
die Rheinheſſen Feine Luft mehr hätten, dieſe Abgaben 
u bezahlen, und daß diefe Unluft fo weit ginge, daß 
he eine Aufregung genannt werden könne Meine — 
wenn es darauf ankommen, wenn eine ſolche Aufregung 
allein einen zureichenden Grund abgeben ſoll, um ſich einer 
Abgabe zu entledigen, dann wird ſich, ich verſichere Sie, 
meine Herren, auch in den diesſeitigen Provinzen noch 
manche Aufregung zu erkennen geben. Wenn wir den Ges 
fegedentwurf annehmen, meine Herren, fo feßen wir und, 
da alle Ausfälle nach dem jebigen Steuerſyſtem am Ende 
ber directen Steuer zur Laſt fallen, der Gefahr aus, armen 
Leuten, die ein kleines fleuerbared Grundeigenthum beſitzen, 
aber dabei fo arm find, daß fie ihre Schuhe nicht fliden 
laflen können, einen Theil der jegigen Zapfgebühr aufzules 
gen. Dazu können wir und nicht entichließen, meine Ders 
ven. "Nein, die Kammer wird den erften Artikel des vorlies 
genden Gefebedentwurfd verwerfen. Zur ! 


Der Präfident: Der Abgeordnete Frank hat von 
einem Deficit im Budget gefprochen. Es fchein® mir dieß 
auf einem Irrthum zu beruhen. Er bat nämlich ohne 
Zweifel die Erfparniffe aus der verfloffenen Sinanzperiode, 
welche unter die Cinnahmen der gegenwärtigen herüber zu 
tragen find, abgezogen, und fo ift feiner Anficht nach das 
Deficit entftanden, | 


Der Abg. Frank: Aus der verfloffenen Finanzperiode 
blieb nach dem Budget ein Ueberſchuß von beinahe 300,000 fl. 
übrig. Um aber im neuen Budget die Einnahme mit der 
Ausgabe auszugleichen, find ungefähr 100,000 fl. aus den 
Ueberfhüffen für jeded Jahr der Finanzperiode unter die 
Einnahmen aufgenommen worden, ed befteht alfo allerdings 
ein Mißverhältniß zwifchen Einnahme und Ausgabe, 
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Der Abg. Heldmann: Meine Herren, der Abgeords 
nete Zig bat vorhin in eine Bemerfung fallen laffen, über 
die ich ald Arzt ein Urtheil habe, und ich glaube, daß e& 
mein Beruf ıft, dem Publiftum gegenüber einige Worte 
darüber zu fagen, um eine ‚irrige Anficht zu berichtigen, 
Der Abgeordnete Zitz bemerkte, daß die fchlechten Weine in 
Mheinheflen zur Kräftigung des Volkes nothwendig feien. 
Sch frage Ste, meine Herren, was bedarf man, um fräftig 

u werden? (— Nahrung —) Gibt der ſchlechte Wein 

ahrung? Dad müchte ich fehr bezweifeln. Der fchlechte 
Wein beſteht aus Weinfteinfäure, aus weinfteinfaurem Kali 
und etwas Weingeift. Der Weingeift regt dad Nervenſyſtem 
auf, gibt aber feine Kraft; die Kraft, welche nach dem 
Genuß von Wein erfcheint, ift eine vorübergehende und 
fcheinbare, fie iſt ein eraltirter Zuftand, der eine defto grö— 
Bere Erſchlaffung nach fich zieht. Die Weinfteinfäure felbft 
aber verdirbt die Verdauung, und daher fommt ed, daß 
MWeintrinter wenig eflen und entweder mager werden, wegen 
fchlechter Ernährung, oder aber am” Ende, wegen fclechter 
Blutbildung die Wafferfuht befommen. Von ſchlechtem 
Wein befommt man fiumpfe Zähne. So viel zur Erwiedes 
rung auf diefe Bemerkung. 

Sch bin aubh nicht dafür, daß die Zapffteuer 
vom Bein aufrecht erhalten werde, und zwar wegen 
der damit verbundenen Beration und der nothwendig hier: 
aus folgenden Demoralifation. Sch habe auch heute noch 
wenig gewichtige Stimmen für die Aufrechthaltung dieler 
Steuer gehört. Allgemein» hat man nur behauptet, man 
dürfe im Augenblid die Zapfgebübr nicht aufheben, bis erſt 
eine andere Abgabe an ihre Stelle getreten ſei, und dieſer 
Anſicht bin ih auch. Ich bin aber auch der Anſicht, daß 
man dad Trankſteuergeſetz nicht in feinen einzelnen Theilen, 
und zu Gunften der weintrintenden Bevölkerung abändern 
folle; denn ed thut demfelben audy in Bezug auf die übrigen 
Getränke eine Abänderung Noth. Der Herr Regierungdcoms 
miflär hat bemerkt, daß die Werationen bei der Gontrole . 
über die Weinfteuer größer feien, ald bei den übrigen Trank⸗ 
fteuern. Sch möchte dieß fehr in Abrede ftellen. Jeder von 
und, der mit der Branntweinbrennerei befannt ift, weiß, 
" daß die Controlmaßregeln bei der Maifchfteuer in viel hö— 
berem Grade drüdend auf den Producenten laften, als die 
"Controlmaßregeln bei deim Wein. Erftere find fchärfer, 
die Strafen find höher, und manche Familie hat fchon durch 
eine geringe Nachläfligkeit ihr Vermögen eingebüßl. Man 
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bat von Seiten der Staatöregierung zur Motivirung bed 
Gefeßedentwurfd angeführt, e& herriche Aufregung gegen die 
Zapfſteuer in der Provinz Rheinheſſen, ich finde hierin kein 
zureichended Motiv für die Vorlage des Gefetes, welches 
dadurch einen provinciellen Charafter befommt. Sch jchließe 
mic in Ddiefer Hinfiht an dasjenige an, was der Abges 
ordnete Frank foeben bemerft bat. Wenn ed, um feine 
Steuer mehr zu bezahlen, hinreicht, daß man in Aufregung 
darüber befindlich ift, dann wollen wir alle aufgeregt fein, 
und wollen gar nicht mehr — Es hat gegen die 
Controlmaßregeln und die Trankſteuer vom Branntwein, 
vom Bier und vom Apfelwein in der Provinz Oberheſſen 
und Starkenburg ſchon feit Jahren eine Aufregung beftan: 
den, — man hatte gehofft, daß mit dem‘ Eintritt einer 
neuen Finanzperiode die Werationen der legten Trankſteuer— 
efege aufhören würden. Diefe Aufregung, meine Herren, 
at fi in hohem Grade vermehrt, nachdem man diedfeits 
erfahren hat, daß man zu Gunften einer einzelnen Provinz 
einfeitig nur die Zranffteuer vom Wein habe ändern, dort 
die damit verbundenen Vexationen habe aufheben wollen 
und in Oberheflen und Starfenburg, wo von den unteren 
Bolksklaffen faft nur. Branntwein, Bier und Apfelwein 
confumirt werden, dieſe Vexationen fortbeftehen zu laffen 
die Abficht habe. Ich bin daher dafür, dad diefer Geſetzes— 
entwurf fallen- gelafjen werde, eventuell ſchließe ich mid) 
dem Antrag des Abgeordneten Dtto an, ftelle aber die 
Motion dazu: 

Die Kammer möge den Wunſch ausſprechen, daß mit 
dem nächſten Budget ein neued Trankſteuergeſetz vorgelegt 
werden möge, in weldem die, die Production und Gons 
fumtion der geiftigen Getränke drüdenden Beläftigungen 
aufgehoben und die Abgaben davon in ein richtiges Wer: 
hältniß zum Werthe der Getränke gefegt werden. 

Sch hoffe, daß die verehrlihe Kammer diefen Antrag 
unterflüßgen wird. 

— Der Abgeordnete Keil (von Melbach) unterſtützt dieſen 
ntrag. 

Der Herr Minifterialrath Freiherr von Schend: Ic 
muß mir nur einige wenige Worte in Beziehung auf die 
beiden Bemerkungen der Herren Abgeordneten Frank und 
‚ Heldmann erlauben, die davon fprachen, daß lediglich durch 

eine Aufregung gegen diefe Abgabe, welche in der Provinz 
Rheinheffen bemerkt worden ift, die Borlage diefes Geſetzes— 
entwurfs veranlaßt worden fei. Sch glaube in dem Bor: 
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trag, melchen ich vorhin gehalten, ſchon auseinander geſetzt 


zu haben, daß die Vorlage nicht lediglich wegen der Aufs - 


regung, fondern hauptſächlich wegen der Gründe, welche 
diefelbe hervorriefen, erfolgte. Diefe Aufregung war, wie 
ich anführte, hauptſächlich durch die beftehende Gontrole bei 
denjenigen veranlaßt worden, die Fein Gewerbe mit Wein 
treiben wollten, welche aber, um die Unterfchleife bei der 
Zapfgebühr zu befeitigen, unter Controle gefeßt werden 
mußten. Die Staatöregierung fah ein, daß dieſe Gontrole 
über die Meinkeller der Privaten ſich nicht länger aufrecht 
erhalten laflen werde, und fie fah weiter ein, daß, wenn 
biefe Controle aufgehoben werde, dadurch die Zapfgebühr 


in ihrem Ertrag fehr bedeutend herunter gehen müffe. Sie . 


glaubte daher, daß es zwedmäßig wäre, ‚Die Zapfgebühr 
ganz aufzuheben und eine veränderte Befteuerung des Weins 
eintreten zu laflen ı Sie war im Augenblide noch nicht 
im Stande, den Ständen einen Gefebesentwurf über die 
Art, wie die Befteuerung ded Weins ftattzufinden "habe, 
vorzulegen, weil fie noch reiflichere Prüfung dazu erforder: 
lich hielt. "Die Aufhebung der Zapfgebühr felbft ſchien ihr 
aber dringend und fie legte daher alsbald. diefen Geſetzes⸗ 
entwurf,vor, wodurch einfiweilen die Aufhebung der Zapfs 
gebühr, und zwar erft vom 1. Juli diefes Jahres an, auss 
gefprochen wurde, weil fie hoffte, noch vor diefem Zeitpunfte 
den Ständen eine-Propofition ;über die Art, wie die Bes 
fteuerung des Weind abzuändern wäre, vorlegen zu können, 
fo daß dann an die Stelle der Zapfgebühr vom 1. Zuli 
dieſes Sahred an eine andere Steuer treten könnte. 

Der Abg. Cretzſchmar: Dem Herren Regierungscom: 
miſſär möchte ich nur ermiedern, daß die Verationen, welche 
in Beziehung auf die Erhebung der Maifchfteuer für die 
Branntweinbrenner in der Provinz Oberheſſen beftehen, 

ewiß noch drüdender find, als die Controlmaßregeln, die 
in Nheinheffen bezüglich) der Abgabe vom Wein beftehen, 
und dem Abgeordneten Ziß gegenüber glaube ich, daß die 
Aufregung, die in der Provinz Oberheſſen in Beziehung 
auf die Maifchfteuerherrfchaft, wohl die nämlichen Refultate 
‚hervorrufen möchte und daß fie auf den nämlichen Grad 
geftiegen ift, wie die el in der Provinz Rheinheffen 
gegen die Zapfgebühr. ie Rheinheſſen find durch die 
Maßregeln in Beziehung auf die Zapfgebühr gewiß nicht här: 
ter gedrüdt, als die Dberheffen durch die Maifchfteuer; denn 
viele Branntweinbrenner, namentlich Eleine, find bereits zu 
Grunde gegangen und haben ihr Geſchäft factifch aufgeben 


Js 


— 
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müflen in Folge der Gontrolmaßreln, denen fie wegen ber 
Maifchfteuer alle unterworfen find. 

Der Herr Minifterialrath Freiherr von Schend: Ich 
muß mir noch einige Worte erlauben, da ich vorhin über: 
fehen habe, auf einige Bemerkungen früherer Herren Redner 
einzugehen. Es ift bisher davon die Rede geweſen, daß 
die Zapfgebühr bloß von der Provinz Rheinheſſen bezahlt 
werde, dieß ift aber keineswegs der Fall, wie ed angenoms 
men zu werben fcheint. In der Provinz Starkenburg ift 
die Zapfgebühr in manchen Jahren ſchon ‘höher geftiegen, 
al8 in der Provinz Rheinheſſen; im Ganzen ift fie in den 
Provinzen Starkenburg und Oberheffen zufammengenommen 
jedenfall höher, als in der Provinz Rheinheſſen. Auch 
wird immer behauptet, daß die Branntweinfteuer allein auf 
der Provinz Oberheſſen lafte; dieß ift jedoch auch keineswegs 
der Kal. In der Provinz Rheinheſſen ift der Ertrag der 
Maifchbüttenfteuer keineswegs fo gering, ald angenommen 
wird, wenn fie allerdingd auch unter dem Betrag dieſer 
Abgaben in der Provinz Oberheffen bleibt. Dann muß ich 
aber auch noch, in Beziehung auf verfchiedene Aeußerungen, 
die binfichtlih der Maifchbüttenfteuer gemacht worden find, 
bemerken, daß ich doch auch mit vielen Leuten gelprochen 
babe, welche Branntweinbrennerei treiben, und daß diefe 
feineöwegd fo fehr Über die mit der Maifchbüttenfteuer ver: 
bundenen Sontrolmaßregeln geklagt haben, ald man ed nad) 
den Aeußerungen, die bier — ſind, glauben ſollte. 
Ich bin vielmehr von vielen Branntweinbrennern verfichert 
worden, daß der gegenwärtige Zuftand und die Gontrole, 
welche nach der Geſetzgebung von 1842 auf ihnen lafte, 
nicht fo ftrenge fei, al& diejenige, welche vor 1842 auf 
ihnen gelaftet habe. Denn damals ftanden, wie befannt 
ift, nicht allein die Brennereien, fondern auch die. Keller, 
worin Branntwein lagerte, unter Gontrole, während jetzt 
bloß die Brennereien controlirt werden. Ich glaube diefe 
Bemerkungen doch auch der verehrlihen Kammer zur Er⸗ 
mwägung. anheim geben zu müllen. | 

Der Abg. Mohr: Ed Fann allerdings ald ein Man⸗ 
gel angefehen werden, daß die Motive, welche dem vorlies 
genden Gefeßedentwurf unterlegt worden find, nicht die 
wahren Gründe für dad Gefeb enthalten, fondern nur eine 
Folge derfelben, nämlich die Aufregung in der Provinz 
Rheinhefien, welche durch die allbefannten Gründe für die 
Aufhebung ded Gefeßed nur hervorgerufen worden iſt. Dies 
fer Mingel in den Motiven hat aud vielen Rednern ges 


\ 
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gen das Gefeß die Hauptwaffen in die Hand gegeben; aber 


m Glück ift diefer Mangel durd den Ausfchußbericht bes 


eitigt, der, obgleich nun zum Minoritätöbericht geworden, 
volitändig die Gründe aufzählt, welche für. die Aufhebung 
der Zapffteuer fprechen. In Beziehung auf diefe Gründe, 
kann ich mich wohl auf dasjenige, was die drei rheinheffis 
fchen Abgeordneten, zweiter Präfivdent Wernher, Zi und 
von Steinherr, bemerft haben, beziehen. Nur Einiges ers 
laube ich mir hinzuzuſetzen. x | 
Der Abgeordnete Otto hat zu Gunften der Zapffteuer 
angeführt, Ddiefelbe fei eine Abgabe, welche leicht eingebe 
und freiwillig durch die MWirthöhausbefucher bezahlt werde. 
Diefe Anfiht fcheint einem alten Grundfaße der Finanzs 
männer zu huldigen, wonach diejenige Steuer die befte ift, 
welche am leichteften eingeht und freiwillig bezahlt werben 
muß. Diefe Gründe gelten auch für die gewiß höchſt 
drüdende Salzfteuer; aber ed folgt daraus nur, daß beide 
Steuern gleich verwerflih find. Es wurde bemerkt, der 
Genuß des MWeind, namentlich) in den Wirthöhäufern, fei 
ein Luxus, die Steuer davon fei alfo eine Luxusſteuer; aber, 
meine. Herten, die, Zapfiteuer ift eben fo wenig eine Luxus⸗ 
fteuer, ald eine Steuer auf den Kaffee. Der Genuß des 
Weins ift eben fo wenig ein Luxus, als der Genuß des 
Kaffees, und wenn man davon gefprochen hat, daß in den 
beiden bdiesfeitigen Provinzen, namentlich in der Provinz 


Oberheſſen, die nämlichen Gründe für die Aufhebung der 


Bierſteuer und der Steuer vom Obſtwein fprächen, fo 
muß ich darauf bemerken, daß in der Provinz Rheinheflen 
weniger noch der Genuß des Weind ein Luxusartikel if, 
als vielleicht in Oberheffen der Genuß ded Bierd und ded 
Obſtweins. In der Provinz Rheinheſſen ift Jeder, auch 
der Unbemittelte, daran gewöhnt, ſeinen Wein zu trinken, 
fo ſchlecht derſelbe auch iſt, und er kann dieß Lebensbedürf—⸗ 
niß nicht durch Bier, durch Apfelwein erſetzen. Man hat 
Argumente gegen den Art. 1 des Geſetzes von der Maiſch⸗ 


fteuer bergenommen; aber, meine Herren, diefe Argumente ‘ 


fönnen nicht gegen die Aufhebung der Zapfgebühr ange 
führt werden, ed würde daraus bloß folgen, daß eben fo 
gut dieſe Maifchiteuer aufgehoben werden müffe, ald bie 
Zapfgebühr. 


Ein Haupteinwand ſcheint mir der zu ſein, auf welche 
Weiſe der auf dieſe Art ausfallende Ertrag erſetzt werden 


könne? Ich bin der Anſicht mehrerer Redner vor mir, daß 


allerdings vor Allem dahin geſtrebt werden muß, ihn durch 
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Erſparniſſe zu erfeßen; kann dieß aber nicht erreicht werden, 
ſo ift der Erfag nur möglih und nothwendig durch Ein: 
führung einer progreffiven Einfommenfteuer, Wir werden 
es doch nicht vermeiden fünnen, zu diefer Steuer unfere 
Zuflucht zu nehmen, und da die Aufhebung der Zapffteuer 
erft für den 1. Juli diefes Jahrs in Ausficht genommen 
wird- und von dort ab ohnehin das neue Finanzgefeg erft 
ind Leben treten wird, fo kann allerdings ſchon im Einklang 
mit diefem uns vorliegenden Gefege dur Einführung einer 
progrefliven Einfommenfteuer der Erfaß diefer audfallenden 
Zapffteuer vorgelehen werden. 

- Sch werde aud dem Grunde für den Art. 1 des vorlie- 
genden Gefeßesentwurfs flimmen, weil ich der Anficht bin, 
daß ein Gefeß, welches, um ausgeführt werden zu fönnen, 
zur Smmoralität zwingt, daß ein Gefeg, welches, um aus» 
geführt werden zu können, die Freiheit von Unbetheiligten, 
von Unfchuldigen einfchränfen muß, daß ein Gefeß, welches, 
um audgeführt werden zu können, foldhe Mittel erheifcht, 
deren Koften den Ertrag der Steuer zum großen Theil ab: 
forbiren, nichts taugt, 

Der Abg. Zulauf: Sch bin dasjenige Kammermitglied, 
welches auf faft allen Landtagen, denen ich beigewohnt 
babe, auf die Aufhebung der Zapfgebühr vom Mein ange: 
tragen hat und zwar aus dem Grunde, weil ich fie für. 
eine ungleiche Belteueruug halte, weil man den Wein zweis 
mal befteuert. , Sie erregt auch nicht bloß in der Provinz 
Rheinheſſen Unzufriedenheit; ich war auch fünfzehn Sabre 
lang oberbefjiiher Abgeordneter und habe immer gegen die 
Ungleichheit in diefer Befteuerungsart gefämpft. Sebt fpreche 
ich abermals dagegen, jedoch nicht um deßmwillen, weil ich 
rheinhefliiber Abgeordneter bin — denn ich fpreche niemals 
einer einzelnen Provinz zu Gefallen — fondern immer nur 
für dad Land. Die Zapfgebühr ift eine ungleiche Beſteue⸗ 
rung und hat immer Unzufriedenheit hervorgerufen, und ich 
habe fhon mehremald bemerkt, jo lange fie nicht aufge: 
hoben fei, werde die Unzufriedenheit nicht aufhören. Died: 
feitö ift auch nicht der Arme davon befreit; im Gegentheil, 
der arme Mann ‚muß jest die Steuer bezahlen, und der 
reichere, der fich feinen Wein in den Keller legt, bezahlt 
nur 30 Kreuzer von der Ohm. Darum werde ich für Die 
Annahme des Art. 1 des vorliegenden Gefehedentwurfs 
flimmen. . Aber ich werde auch den Antrag des Abgeord: 
neten Buff unterfiüßen, daß man die Maifchfteuer vom 
Branntwein ebenfalls aufhebe. Diefe hat große Unzufries 
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denbeit hervorgerufen, obgleich der Herr Regierungscom: 
miffäar bemerfte, er habe mit vielen Branntweinbrennern 
geiprochen, die zufrieden damit grwefen feien. Meine Her: 
ren, das find aber nur große Branntweinbrenner gewefen, 
die mittleren, vorzugsweiſe aber die geringeren Branntweins 
brenner haben mit dem Brennen größtentheild aufhören 
müffen, weil fie bei der gegenwärtigen Einrichtung nicht 
beftehen Fönnen. Die Controle ift fehr fcharf, und es kom: 
men dabei die ungeheuerften Strafen vor, gleich mit 70 fl., 
und die Denuncianten befommen die Hälfte... Dieß ift fehr 
nachtheilig; denn der Brenner ift häufig gar nicht einmal 
im- Stande, der Strafe zu entgehen. Er muß feine Blafe 
falt werden laffen, während er, wenn er die Blafe immer 
in der Wärme erhalten Fönnte, viel fparen würde. Es ift 
auch die Maifchfleuer, wie der anmwefende Herr Regierungds 
commiffär ſich noch recht wohl erinnern wird, in der Kams 
mer nur mit einer Stimme Majorität angenommen wors 
den, und wenn die Kammer fo zufammengefeßt gewefen 
wäre, wie jest — denn damals waren zwei Drittheil Staats⸗ 
diener darin, welche, ich will Shnen damit Feinen Vorwurf 
machen, die Sache nicht fo recht verftanden — fo würde 
dad Gele gewiß ‚nicht angenommen worden fein, weil ed 
dem mittelmäßigen und geringen Branntweinbrenner nach⸗ 
theilig iſt. Sch hoffe, daß die Staatöregierung darauf Rück⸗ 
fiht nehmen und dieſe Steuer aufheben wird. 

Der Herr Regierungdcommiffär bemerkte, er fei ver 
fichert worden, die Controle bei der früheren Branntwein⸗ 
fteuer wäre drüdender gewelen, aber ich muß darauf ermwier 
dern, daß ich über die frühere Branntweinfteuer noch we: 
nig Klagen gehört habe. Sie mar weit beffer; damals 
konnte Fein Schmuggel getrieben werden. Set müffen wir 
aber die Audgleichungdfteuer für den: ausgeführten Brannt» 
wein zurüdvergüten; der Branntwein wird ind Ausland 
verkauft, wir müflen die Steuer davon zurüdvergüten und 
der Branntwein felbft wird wieder hereingefhmuggelt und 
wir befommen gar feine Steuer davon. Darum verurfacht 
diefe Steuer einen bedeutenden Ausfall im Finanzweien und 
ich wünfche deßhalb, daß man die Maifchftener wieder aufs 
hebe und zu der älteren Branntweinfteuer wieder zurückkehre, 
diefe aber herunterfege; denn der Branntwein ift dem Werthe 
nah zu hoch befteuert und diefe Steuer trifft den Armen, 
In Oberheſſen Fann der Arme bei feiner rauhen Koft den 
Branntwein nicht entbehren. Trinkt er aber ein Viertel; 
hen, fo muß er jedeömal einen Heller Trankſteuer davon 
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bezahlen und dieß ift zu viel. Ich hoffe deßhalb, daß die 
Staatdregierung hierauf Rüdficht nehmen werde. 

Der Abg. Hillebrand: Die Gründe, welche bis— 
ber ſowohl für als gegen den Gefegesentwurf angeführt 
worden find, fcheinen mir fo bedeutfam zu fein, daß wohl 
eine durchaus gründliche gegenfeitige Abwägung bderfelben 
noch flattfinden muß. Sch bin daher der Anficht, daß man 
im Augenblid nichts befchließen möge, was für eine etwa. 
fünftig bald eintretende nothwendige Steuermaßregel präs 
judiciel werden könnte Der Herr Regierungscommiffär 
bat angedeutet, daß die Staatdregierung jest ſchon mit ei» 
nem bezüglichen Gefegesentwurf beichäftigt fei, der Dazu 
geeignet fein fol, den. möglichen Ausfall, der durch die 
Aufhebung der Zapfgebühr entftehen könnte, durd ein ans 
gemeſſenes Aequivalent zu erfegen. Ich erlaube mir daher 
dad Umendement zu ftellen: 

‚daß man die Beſchlußnahme über den vorliegenden 
Geſetzesentwurf jo lange audfeken möge, bis die 
Staatöregierung jenen von dem Herrn Regierungdcoms 
miſſär angedeuteten Gefeßesentwurf vorgelegt haben 
wird, zu gleicher Zeit aber auch wegen der Dringlich» 
keit der Umftände, die ich ganz und gar nicht verfenne, 
die Staatdregierung zu erfuchen, diefen Geſetzesent⸗ 
wurf fobald wie möglich und vor allen anderen der 
Kammer vorzulegen.“ 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): Die 
Gründe, welche man für die verfchiedene Befteuerung des 
Meined, je nach dem er in den Wirthshäuſern, oder durch 
andere Private confumirt wird, angeführt hat, fcheinen mir 
unhaltbar zu fein und da die Staatöregierung verfprochen 
bat, einen Entwurf darüber, wie ed fernerhin mit der Be- 
fteuerung ded Weins gehalten werden fol, der Kammer 
vorzulegen, fo follte, meined Erachtens, die Kammer fich 
dahin auöfprechen, daß für die Confumtion des Weins fo- 
wohl in den Wirthöhäufern, ald bei den Privaten eine 
gleiche Befteucrung ftattfinde Ic erlaube mir daher. das 
Amendement zu fielen: 2 

„die Staatdregierung zu erfuchen, den bei Aufhebung 
der Zapfgebühr entfiehenden Ausfall durd eine allges 
meine gleichmäßige und entfprechende Befteuerung des 
Meind mit einer derfelben correipondirenden Rüdvers 
gütung der Abgabe, im Falle feiner Ausfuhr im Gros 
Ben, zu deden und einen darauf bezüglichen Borfchlag 
in die Kammer gelangen zu lafjen.“ 
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Ich würde felbft dafür fein, die Beftenerung vom Wein 
ganz wegfallen zu laflen, wenn wir nicht noch andere in: 
directe Laften hätten, welche durch die progreflive Einfoms> 
menfteuer, die man einzuführen beabfichtigt und die ich für 
durchaus gerechtfertigt halte, gededt werden müflen. Dahin 
rechne ich namentlich den Ausfall, der entftebt, wenn die 
Salzfteuer aufgehoben wird. Ich glaube nicht, daß die 
progreflive Einkommenſteuer fo viel ertragen wird, daß es 
möglich fein wird, beide Steuern zugleich) aufzuheben. 
Stellt fi hernach die Möglichkeit heraus, nach der Salz 
feuer auch die Befteuerung des Weind aufzuheben, fo bin 
— dafür, aber für dad Nothwendigſte halte ich die Salz—⸗ 
euer. 

Der Abgeordnete von Günderrode unterftüßt das geftellte 
Amendement. | | 

Der Abg. Lotheißen: Ich bin dur eine Aeußerung 
ded Herren Regierungscommifjärs veranlaßt, dad Wort zu 
nehmen. Der Herr Regierungscommiflär hat nämlich bes 
merkt, die Beſchwerden über die Maifchfteuer feien in den 
beiden biedfeitigen Provinzen weit weniger ftarf, als fie von 
einigen Rednern gefchildert worden. Sch muß dem miders 
fprecben, mindeftend behaupten, daß in meinem Wahlbezirk 
erade über die Mailchfteuer große Klage geführt wird. 

chon vor Anfang und während diefed Yandtaged habe ich 
aus meinem Wahlbezirk von vielen Seiten die Aufforderung 
erhalten, diefe Befchwerden in die Kammer zu bringen. : Es 
ift aber auch gleichzeitig über die Zapfgebühr Beſchwerde 
geführt worden, fowie über die beläftigenden und verlegenden 
Kellervifitationen. Sch würde, glei dem Abgeordrieten 
Stoll, auf Abihaffung der Maifchiteuer einen befonderen 
Antrag in der Kammer geftellt haben, wenn ich denfelben uns 
ter meinem in Nr. 215 der gedrudten Beilage enthaltenen ge: 
nerellen Antrag, gerichtet auf Revifion der Trankſteuer— 
gefege überhaupt, nicht mitbegriffen erachtet und geglaubt 
hätte, daß auf diefem Wege alle über die Trankſteuer— 
gelege laut gewordenen Klagen ihre Erledigung auf Ein: 
mal finden würden. Glaube man alfo nicht, daß in den 
dieöfeitigen Provinzen die Beſchwerde über die Maifchfteuer 
unbedeutend fei, fie ift erheblicher, wie die Klage über die 
Zapfgebühr und mir nicht zweifelhaft, daß, wenn die Zapf: 
gebühr aufgehoben wird, auch die Maifchbüttenfteuer nicht 
mebr beftehen Fann. 

Der zweite Präfident Wernher: Ich habe mich für 
Aufhebung der Zapfgebühr erklärt aus Gründen der öffent: 
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lichen Moral; ich habe mich dafür erklärt, weil die Eintrei⸗ 
bung diefer Steuer nicht möglich ift, ohne Veration der 
Privaten, ja felbft unfchuldiger und mit dem Gewerbe gar 
nichtd zu thun babender Privaten. Ich habe mich gegen 
dieſe Steuer erklärt, weil, troß aller Gontrole, der Schmug» 
gel ftärker ift, als Gefeg und Gontrole, und ich habe mich 

egen fie erklärt, weil fie am fchwerfien die Producte 
chlechter Jahre drüdt, welche, der Natur der Sache nach, 
zur Ausfuhr nicht dienen können und im Lande confumirt 
werden müffen. Ich habe mich gegen fie erklärt, weil der 
Wein in der Provinz Nheinheffen nicht bloß ein Genuß des 
Reichen, Sondern ein Zeben$mittel ift, denn er muß in den 
unteren Klaffen der Bevölkerung erfegen den Mangel an 
Fleifhnahrung, an beflerem Brod, an Milh, an Butter, 
an Käle ꝛc. Er ift für viele Menfchen beinahe dad einzige 
Labfal und das Fräftigfte Nahrungsmittel. Aber indem ich 
dieß gethan habe, erfläre ich mich gegen die. von zwei rheins 
befliihen Abgeordneten im Namen der Provinz Rheinheflen 
audgefprochene Drohung der Steuerverweigerung. Sch bin 
— Rheinheſſe, habe den größten Theil meines Les 
ens in dieſem Lande gelebt und bin in Wahrheit ein Freund 
meines Landes. Eben weil ich aber das bin, erkläre ich 
auch, daß, wenn wir Rheinheſſen frei und freimüthig ſind, 
wir auch ebenſo geſetzlich ſind, und die Steuerverweigerung 
grenzt nahe an die Rebellion; denn wer die Steuer verweis 
gert, entzieht fi) den Verbindlichkeiten, die ihm das Geſetz 
auferlegt, er will das Geſetz annulliren. Sch ſpreche daher 
im Namen der großen Mehrzahl meiner Landsleute. Rhein: 
beflen verfchmäht den rebelliihen Weg der Steuerverweige: 
rung, ed hat Vertrauen auf die Kraft der Wahrheit, Ver: 
trauen auf den politifchen Verſtand unferer Regierung und 
auf den gefeglichen Eifer feiner Abgeordneten, welche durch 
die Gewalt der Ueberzeugung dad durchzufegen wiffen wer: 
den, was dem Lande noth thut. 

Ihr Herren von der Dieöfeite, ed hat mir heute wehe 
gethan, daß Provinz gegen Provinz und nicht Ueberzeugung 
und Mahrheit heute gegeneinander aufgetreten find. a6 
ich Ihnen fage, ift meine Ueberzeugung, Sie vertrauen dabei 
meiner angeborenen Wahrhaftigkeit. Kie Zapfgebühr ift eine 
ſchlechte Steuer, daS haben die Franzofen begriffen, fie häts 
ten fie fonft nicht abgeſchafft. Sie Frieht im Keller herum, 
fchnuppert felbft in den geheimften Winkel; um errathen zu 
werden, bedarf fie des Verraths, des Verraths der Dienf 
boten und der Nachbarn, des Verraths der falfchen Freunde, 
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die durch die Denunciation einen BBerrätherlohn erhalten. 
Darum nenne ich. fie eine fchlechte Steuer. Wenn die 
Staatdregierung nicht im Stande ift, diefe Steuer zu ent: 
behren, dann mag fie den Genuß ded MWeind in. Formen 
befteuern, welche frei find von jenen Nachtbeilen und Vexa⸗ 
tionen. Rheinheffen ift ein Land, wie Frankreich; auch bei 
und wird in jedem Dorfe Wein producirt. Der Wein ift 
daher auch dort allgemeines Nahrungsmittel, und auch in 
Sranfreih hat man die Unausführbarkeit und die Unmög— 
lichfeit längerer Beibehaltung diefer veratorifhen Steuer 
unter einer wahrhaft bürgerfreundlichen Regierung eingefe: 
hen. Man hat fie aufgehoben. Die Finanzen Frankreichs 
ſcheinen es nicht zu erlauben, den Ertrag, welchen die Steuer 
geliefert hat, zu entbehren; man bat an ihre Stelle eine 
allgemeine Confumtionöfteuer gelegt, welche bei dem Ueber: 
gang. ded Weins aus dem Keller ded Producenten in den. 
des Gonfumenten genommen wird. Da ift die Abgabe we: 
nigftend gleihmäßig für Alle und Jeden, und indem eine 
Steuer auf Alle gelegt wird, wird fie mit Nothwendigkeit 
Eleiner für den Einzelnen, wenn man im Ganzen eine grö- 
Bere Summe verlangt. Eine Steuer, die Alle tragen, wird 
fhon darum leichter, weil ed feine Privilegirte gibt. Ä 
Der Abg. Karl Zöpprig: Auf die Bemerkung des 
errn zweiten Präfidenten Wernher, wonach, er glaubt, daß 
die geringen Weine ald allgemeined Nahrungsmittel in 
Rheinheſſen zu ftarf befteuert wären, muß ich erwiedern, 
daß dieß hinfichtlich der beiden diedfeitigen Provinzen fo gut 
vom Bier und Obftwein gefagt werden Fann. Wenn ich 
aber bemerkt habe, daß.ed beffer wäre, einzelne Weinberge 
in Aderland zu verwandeln, fo wiederhole ich, daß ed, mei« 
ner Anficht nach, viele Weinberge in Nheinheffen gibt, die 
befier ald Aderland benußt werden könnten. | 
Der Bemerkung des Abgeordneten Ziß, welcher zunächft 
behauptete, die Zapfgebühr lafte auf dem Wolfe, widers 
fpreche ich ganz entichieden. Dagegen fprechen Zahlen. Die 
Refultate der dreijährigen Finanzverwaltung von 1842 bes 
weifen, daß unter einer Summe von 136,000 Ohm Wein, 
movon Zapfgebühr entrichtet wurde, in dem Zeitraum von 
3 Jahren nur 14,000 Ohm waren, die den geringften An: 
faß der Zapfgebühr mit % fl. 40 Pr. zahlten; währenddem 
in der höchften, d. h. erften Klaffe a 6 fl. 40 fr., 36,000 Ohm, 
in der. zweiten, & 5 fl. 20 Er., 32,000 Ohm und in der 
dritten, A 4 fl., 41,000 Ohm verfteuert wurden. Sch wider: 
ſpreche daher, daß vorzugsweife der ärmere Theil ded Vol: 
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kes diefe Laft trägt, vielmehr die Bemittelteren haben fie zu 
tragen, Ich habe vorhin ausgeführt, wie ich wünfche, daß 
Ale, welche Wein trinken, an diefen Zaften Theil nehmen 
und darum halte ich dad, was der Herr zweite Präfident 
Mernher in dieſer Beziehung bemerkt hat, allerdings für 
richtig. Auch ich habe leider gehört, was der Abgeordnete 
Zitz vorhin bemerkte, daß man der Entrichtung der Zapfs 
ebühr in Rheinheſſen einen pafliven Widerftand entgegens 
Ken werde, Das bedauere ich; da die MWirthe, welche ich 
zu der gebildeten Klafje zähle, wahrlich wiſſen follten, daß 
man nur auf gefeglihem Wege fi Abhülfe für feine Bes 
ſchwerden (haften darf. Sie bätten erft abwarten follen, 
was bier in der Kammer darüber befchloffen wird. Für die 
Beibehaltung der Zapfgebühr hat ſich in der Kammer, fo 
viel ich weiß, Niemand ausgefprochen. Eine andere Frage 
ift aber die, wie die Zapfgebühr erfegt werden fol. Diele 
Frage geht und heute nichts an; es handelt fich heute nur 
darum, ob ed räthlich fei, die Zapfgebühr aufzuheben, bevor 
ein Aequivalent hierfür eingeführt ıft, und hier können wir 
wohl recht gut fagen: wir erklären, daß. die Art und Weile, 
wie biöher diefe Abgabe erhoben wurde, nicht gut iſt; wir 
wollen aber nicht eher auf die Aufhebung derſelben einges 
ben, als bid wir Erfuß für fie haben. 


Sch theile au die Anficht des Abgeordneten Mohr, 
daß wir eine Einfommenfteuer haben müflen; aber denken 
Sie nur nicht, daß im Lande durch die Einfommenfteuer 
Millionen aufgebracht werden fönnen. Führen wir erft die 
Ginfommenfteuer ein und dann beben wir die läftigen ins 
directen Abgaben auf. Bevor wir aber die Einfommen: 
fteuer haben, können wir die anderen indirecten Abgaben 
nicht entbehren. 


Der Abgeordnete Zitz hat ein Hauptgewicht darauf ge: 
legt, daß die Zrankfteuer und Zapfgebühr vom Wein von 
Rheinheflen zu 3 bis 3 des Betragd allein aufgebracht werde; 
er hat fich aber geirrt, fie beträgt nur die Hälfte ded gan: 
zen Ertragd, wie auch der Herr Regierungdcommifjär bes 

merft hat. Aber ich will doch eine Fleine Notiz darüber 
zu geben mir erlauben, wie viel die indirecten Abgaben von 
Getränken, nämlich die Abgaben vom Wein, Bier, Brannt: 
wein und Apfelmein in den Zahren 1832 ergaben; es ſtellt 
ſich heraus, daß nach der NRechenfchaftsablage der Finanz- 
Be von 18+2 der Ertrag diefer indirecten Auflagen ſich 
elief: 


den 13, April 18. 039 


in Oberheflen auf . . . 713019 fl. 38 Er. 
in Startenburg uf . . 655,736 fl. 42 Er. 
in Rheinheffen auf. . . 724,876 fl 18 fr. 
Sie betrugen alfo in der Provinz Rheinheflen unge: 
fähr 12,000 fl. mehr, ald in der Provinz Oberheſſen — — 
Der zweite Präfident Wernher: Sie müflen aber auch 
die Bevölkerung anfchlagen, diefe ift in Rheinheſſen Eleiner. 
Der Abg. Karl Zöpprig: Sch gebe zu, daß die Zahl 
der Bevölkerung in Anichlag gebracht werden muß, aber 
eben fo gut muß die Wohlhabenheit der Einwohner, welde 
in Rheinhefjen größer, ald in den beiden anderen Provinzen 
ift, in Berüdfihtigung gezugen werden. Ich behauptete, 
daß die Zapfgebühr nicht auf dem ärmeren heile ber 
Bevölkerung ruht und darum will ich die Steuer auf Apfel: 
wein und Bier zuerfi aufgehoben haben und, dann erft die 
anderen indirecten Abgaben, welche nicht auf dem Armen 
ruhen. | 
Der Abg. v. Steinberr: Ich war durch die Bemers 
fung ded Abgeordneten Heldmann, wonach er glaubt, die 
Aufhebung der Zapfgebühr folle nur im Intereſſe der Pro: 
vinz Rheinheſſen geichehen, überraiht. Der Herr Regies 
rungscommiflär bat bereit darauf geantwortet und der Ab: 
geordnete Zöpprig hat foeben mittelft Zahlen den Beweis 
geliefert, daß auch die Provinz Oberheſſen und Starfenburg 
in dem nämlichen Verhältniß bei der Aufhebung der Steuer 
betheiligt find. Im Uebrigen bin ich mit dem Herrn zwei: 
ten Präfidenten darin einverftanden, daß auch ich es bes 
dauere, daß man provinzielle Snterejlen bier gegen Wahre 
heit und Ueberzeugung geltend zu machen geſucht bat. Sch. 
kann aber darin nicht mit ihm einverftanden fein, daß die 
Zapffteuer jeßt zwar aufgehoben, aber demnächſt in anderer 
Meife wieder erhoben werden fol, und ich behaupte, Daß 
die Majorität des Ausſchuſſes und alle Kammermitglieder, 
welche für die Aufhebung der Controle und nicht zugleich 
auch für die Aufhebung der Zapfgebühr fich ausgeſprochen 
haben, ſich eines Widerfprucd fchuldig machen. Denn ich 
behaupte, daß ohne die gegenwärtige Art der Erhebung das 
Fortbefteben der Zapfgebühr gar nicht möglich ift. 
Meine Herren, die Zapfgebübhr iſt eine indirecte Steuer, 
. der. Charakter einer indirecten Steuer aber befteht darin, 
daß fie mit dem Conſumo, mit dem Verbrauch fteigt und 
fällt. Hat alfo ein Wirth viel verzapft, fo muß er viel 
Steuer zahlen, hat er wenig verzapft, fo zahlt er wenig 
Steuer. Dieß kann fi aber nur dur Kelleraufnahmen 
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ergeben. Jede Averſionalſumme, jede Patentſteuer, würde 
dieſe indirecte Steuer zu einer direkten und folgerecht zu 
einer ungerechten machen, fie würde zu einer unverfiegbaren 
Duelle von Reklamationen, Widerfprüden und Einfprüchen 
führen, und die Staatöregierung wird mir bezeugen, daß 
fhon die Erfahrung die Unhaltbarkeit eines ſolchen Syflemd 
nachgewiefen hat und die Regierung deßhalb genöthigt wors 
den ift, von den, fo viel ich weiß, früher eingeführten Aver- 
fionalfummen wieder zur Erhebung durch Kellercontrole zus 
rüdzufehren. Wollen Sie daher Zapffteuer, fo müffen Sie 
auch Gontröle wollen; eined ohne dad andere ift ein Wider: 
fpruh und würde nur zu einem fehr unficheren Reſultat 
oder zur Ungerechtigkeit führen. 

Der Abgeordnete Ramſpeck hat den Wein ald einen 
Luxusartikel betrachtet; ich behaupte dad Gegentheil. In 
der Provinz Rbeinheffen ift namentlich) die ärmere Bevdls 
ferung auf den Wein hingewiefen, dort findet, wie ſchon 
bemerkt, vorzüglich die mittellofe arbeitende Klaffe in dem 
Mein, dem Product ded Landes, den Erſatz fonftiger flär: 
Fender Nahrungsmittel, die Entihädigung fo vieler Entbeh: 
rungen und Kümmerniffe ded Lebens, und ich glaube, e&& 
ift der Provinz Rheinheſſen zu gratuliren, daß ihre Bevöls 
ferung auf Wein und nicht auf Branntwein angewielen: ift. 

Was endli den Vorſchlag ded Abgeordneten Zöpprig 
betrifft, die Zapfgebühr in eine Trankſteuer bdergeftalt zu‘ 
verwandeln, daß von der Ohm Wein ohne Unterfchied 4 fl. 
Trankſteuer entrichtet werden, fo muß ich dagegen protefliz= 
ren und erklären, daß Sie dadurd die Production in der 
Provinz Rheinheſſen ftören, daß Sie den Weinproducenten 
ruiniren würden. Nicht der Unterichied in der Qualität 
der Weinberge ift hier maßgebend; nein, vielmehr die befs 
feren und fchlechteren Sahrgänge Denn, wie Sie ſchon 
gehört haben, wachien in fchlechten Zahrgängen in Weins 
bergen, wo in guten dad Stüd 4 bis 700 fl. werth iſt, 
Weine, wo die Steuer vieleicht mehr betragen würde, als 
der Preid des Meines ſelbſt. In Preußen ift dieß ganz 
anderd; dort find die Staatseinnahmen nicht, wie ed in 
unferem Budget der Hal ift, nach der Größe der Staatd- 
audgaben firirt, dort wird- die Moftfteuer in fchlechten Zah: 
ren nachgelaffen, und gehen Sie nach Rheinpreußen, fo 
werden Sie dDemohngeachtet nur Armuth bei den Weinpros 
‚bucenten finden. Wo follten wir aber bhinfommen, wenn 
wir ohne Rüdficht auf den wandelbaren Werth des Weins 
eine unverhältnißmäßig hohe Steuer firirten, die nicht, wie 
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in Preußen, nachgelaffen werben könnte, weil ihr Eingang 
ur Dedung unferer darauf berechneten Ausgaben uneni— 
ehrlich fein würde? Der Handel, die Production und 
der Wohlftand unferer Provinz müßten unrettbar zu Grunde 
gehen. Ueberdieß ift der Wein fchon mit einer —* hohen 
Grundſteuer und der Trankſteuer belaſtet; der Bau iſt 
äußerft beſchwerlich und koſtſpielig, indem Alies durch Hands 
arbeit geſchehen muß. Der Ertrag iſt ſchwankend und im 
höchſten Grade unſicher, und es erſcheint hiernach nur als 
eine Forderung der Klugheit und Gerechtigkeit, eine weitere 
Steuer zu beſeitigen, welche ſo einſtimmig die öffentliche 
Meinung gegen ſich hat. Schließlich bemerke ich noch, daß 
ich erſtaunt bin, wie eine Kammer, welche auf allen vori— 
gen Landtagen faſt einſtimmig gegen dieſe Steuer reklamirt 
bat, jetzt einer darauf gerichteten Propoſition der Staats⸗ 
regierung enfgegentreten mag. 

Der Abg. Zig: Der Herr zweite Präfident Wernher hat 
feine perfönliche Ueberzeugung in die Waagfchale geworfen 
und damit zugleich einen Angriff gegen mich und meinen 
Eollegen von Steinherr verbunden. Ich kann aber mit gus 
tem Bemwußtfein erklären, daß ich eben fo viel Glaubwürs 
digkeit befige und verdiene, wie er, und daß, wenn ich bier 
in der Kammer etwad behaupte, ed eben fo viel Werth 
hat und daß ed eben fo gut das Reſultat einer Erfahrung 
ift, als was er bier fo peremtorifch hinftelt. Sch wieder: 
hole, der Abgeordnete von Steinherr wird es befräftigen, 
— und leider wird ed die Erfahrung nur zu bald beftäti« 
gen, daß, wenn Sie heute befchließen, daß die Zapffteuer 
vom 1. Zuli diefed Jahres an nicht aufhöre, wenigftens 13 
der rheinhefliichen Wirthe fie nicht mehr bezahlen, und ich 
beftreite förmlid, daß die Durchführung diefer Maßregel 
den loyalen Charakter und den Sinn für Gefeglichfeit fo 
verdächtige,- wie ed Herr Wernher hinſtellt. Ich behaupte 
im Gegentheil, daß die Rheinhefjen dieß mit ganz gutem 
Glauben thun können, weil fie von der Staatöregierung 
durd die Worlage dieſes Gefegedentwurfd die Erklärung 
erhalten haben, wie felbft von ihrer Seite diefe Steuer für 
ungerecht gehalten werde, daß man wife, daß die Steuer 
und die Art ihrer Erhebung dad Volk demoralifire.' Die 
Anfiht ift in die Denkungsweife der Leute übergegangen 
und bat den Entichluß zur Reife gebracht, ſich einer folchen 
Ungerechtigkeit nicht mehr unterwerfen zu wollen, felbft 
wenn fie von der Kammer würde beibehalten werden, weil 
man einen folchen Befchluß einer fo gewählten Kammer 
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nie als gerecht, ald den Ausdruf des Volkswillens aner⸗ 
kennen wird Das ift der Begriff der Zeit und dad wird 
der Herr zweite Präfident Wernber mit allen Phrafen nicht 
abdisputiren und wenn er auch noch fo viel Vertrauen auf 
die Geſetzlichkeit der Rheinheſſen ausfpricht, fo verfichere 
ih ihn und Sie, meine Herren, dennoch, daß er im Duns 
feln tappt. Ich babe verfchiedenen Verfammlungen von 
Wirthen beigewohnt und darin mitgewirft, um wenigſtens 
momentan noch Gefeglichfeit und Ordnung zu erhalten und 
ich ann wohl fagen, daß ed meinen Bemühungen vorzugs⸗ 
weiſe geglüdt ift, daß die Wirthe den Anordnungen der 
Regierung heute noch Folge geben, fie konnten dazu nur 
durch die Ueberzeugung bewogen werden, daß die Zapffteuer 
mit dem 1. Zuli dieſes Jahrs aufhöre. So wie diele.ihre 
Ueberzeugung erfchüttert wird, fo wird der dadurch entfles 
bende Mangel an Bertrauen die faum gedämpfte Aufres 
gung neu hervorrufen und die nadhtheiligften Folgen haben. 
Eine Menge von Perfonen werden die Steuer von S'unde 
an gar nicht mehr bezahlen. Man wird der Bezahlung 
einer Steuer, welche Volk und Regierung verurtheit, für 
unmoraliſch und ungerecht erklärt, eine unvolksthümliche 
Kammer aber dennoch aufrecht erhalten will, einen pafliven 
MWiderftand entgegenfegen, man wird die Steuer nicht bes 
a und vorziehen, ſich auspfänden zu laflen und wenn 

Leute auf der Erecutiondlifte ftehen, fo pfänden Sie 
einmal in der jebigen Zeit für eine ſolche Maßregel aus — 
verſuchen Sie ed nur einmal — wir werden fehen, wohin 
es führt. ' 

Der Abgeordnete Karl Zöpprik hat den Antrag geftellt, 
die Abflimmung der Frage über die Aufhebung biefer Steuer 
auf dad nächſte Jahr zu verfhieben. Meine Herren, ich 
widerfege mich diefem Antrag. Die Staatöregierung. bat 
vorgefchlagen, daß die Zapffteuer mit dem 1. Juli dieſes 
Jahrs an aufhören folle Ueber diefen Antrag ift Bericht 
erſtattet, Ddiefer Antrag flehbt auf der Tagesordnung und 
darüber fol und muß abgeflimmt werden und ed fann einem 
einzelnen Mitglied der Kammer nicht freiftehen, mit Rück⸗ 
ſicht auf feinen befonderen Finanzplar einen Antrag zu 
ftelen und die Enticheidung auf einen Gefegesvorfchlag ge: 
radezu von jetzt auf die Zukunft zu verweilen. Sch muß 
wiederholen, daß nicht bloß die Bewohner der Provinz 
Rheinheflen, fondern alle- drei Provinzen unter diefer Steuer 
leiden. Ein großer Theil der Bewohner der Provinz Star: 
fenburg ift fogar übler daran, wie die Rheinheflen, da fie 
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ihre Weine gar nicht ald zu dem Verzapfe mit Preifen, die 
die Abgabe ganz unmöglih machen, gebraucden können. 
Alle haben ein Recht darauf, zu willen, ob mit dem erften 
Juli diefed Jahres die, gehäflige Steuer aufgehoben wird 
oder nicht! Es ift ihnen die Verwirklichung einer Erleich⸗ 
terung durd die Propofition der Staatsregierung in Auds 
fiht geftellt worden und die Entfcheidung darauf darf durch 
kein Amendement, dad in der Kammer geftellt wird, ums 
I gangen werden. Eine fo dringende Sache darf auf diefe 

eife nicht befeitigt werden. — Ein Recht, welches die 
Regierung durch Vorlage eined Gefeßedentwurfd an die 
Kammer bringt, um Production, Gewerbe zu erleichtern, 
darf durch ein Amendement nicht hinterftellt und auf unbes 
fliimmte Zeit vorerft hinausgefchoben werden. Ä 

Der Präfident: Es fteht nach der Geſchäftsordnung 
jedem Mitgliede der Kammer frei, ein Amendement zu 
ftellen, welches, wenn es unterflüßt, wie denn dad von dem 
Abgeordneten Zöppris geftellte Amendement wirklich unters 
ftüßt worden ift, zur Abflimmung fommen muß. Jedem 
Mitgliede fteht es frei, zu diefem Amendement mit ja oder 
nein zu fiimmen. | 

Der Abg. Zi: Ich befämpfe aber gerade die Zuläfligs 
feit Ddiefed Amendementd und babe mir daher erlaubt, die 
Gründe vorzutragen, wodurch ich die Kammer beftimmen 
will, nicht darauf einzugehen. Wenn die Kammer diefe 
Gründe gerechtfertigt findet, fo wird ihre Ueberzeugung bei 
der Abflimmung über dad Amendement des Abgeordneten . 
Zöpprig dann gebildet fein, ohne dieſes wäre ed zu fpät, 
über den Vorſchlag von Herrn Zöpprig zu fprechen! 

Eben fo wenig ift dad Amendement ded Abgeordneten 
von Rabenau zuläflig. Dieſer Abgeordnete will mittelft: ſei— 
ned Amendementd der Zapfgebühr eine andere Eteuer fub: 
. fituiren. Dad geht heute nicht an: in diefer MWeife kann 
man feine Steuer an die Stelle einer anderen fegen, man 
kann jeßt nicht, wo e& fich lediglich um die Aufhebung der 
Zapfgebühr handelt, über ein neued Syftem fo. nebenbei 
Eee, fondern ein ſolches Syftem muß durdaus und 
reiflich geprüft werben, und dazu ift Die Zeit weder da, noch 
die Erfahrung eingeholt. 

Der Abg. Heldmann: Man hat von provinziellen 
Intereſſen gefprochen und fcyeint mir den Vorwurf gemacht 
zu haben, als ob ich diefelben befonderd hervorgehoben 
hätte. Die Motive zu dem vorgelegten Geſetzesentwurf 
ſprechen aber bloß von einer provinziellen Urſache. Es ift 
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| “ 

alfo dieſe Idee in den Motiven »felbft gegeben, es heißt 

dafelbft: | 
„Segen die dermalen beftehende Abgabe vom Klein: 
verkauf ded Weins, die Zapfgebühr, ift insbefondere 
in der Provinz Rheinheſſen eine ſolche Aufregung 
entftanden x. Darum fcheint ed räthlich ıc.” ö 

Sch habe Fein provinzielled Intereffe im Auge, wer aber 
der heutigen Verhandlung gefolgt ift, der wird von jedem 
Vertheidiger der unmittelbaren Aufhebung der Zapfgebühr 
aus Rheinheſſen gehört haben, daß er lediglich im Intereſſe 
feiner Bevölferung geſprochen hat. Ich habe im Eingange 
meiner vorhinigen Rede gelagt, daß auch ich dafür bim, 
daß die Zapfgebühr aufgehoben werde, ih will 
aber nicht, daß man eine proviforifhe Maßregel ergreifen 
fol, ih will, daß man definitiv beftimmen fol über ein 
volftändiged Trankſteuergeſetz. Es liegt in der Hand ber 
Staatöregierung, bid zum 1. Juli diefes Jahres ein defini⸗ 
tived Zranffteuergefeb zu geben, und deßhalb darf ed gar 
feiner befonderen Zuficherung bei diefem Gegenfland. Man 
hat dem Abgeordneten Zöpprig bei Angabe der Zahlenver: 
hältniffe entgegnet, daß die Provinz Nheinheflen mehr an 
Trankſteuer bezahle, ald jede der übrigen Provinzen, befon= 
ders wenn man auf die geringere Bevölkerung Rüdficht 
nähme. Dad wäre wahr, wenn nicht die diedfeitigen Wein: 
trinker von ihrem Wein in Rheinheflen wenigftens- einmal 
die Mutationdfteuer bezahlt hätten, welche der Einnahme 
in Rheinheflen abgerechnet werden müßte. Die Confumen= 
ten in der Provinz bezahlen darum nicht die größere Summe, 
fondern ed muß der Steuer Rechnung getragen werden, 
welche in der Provinz Nheinheflen durdy die Mutation des 
Weins aus der Hand der Producenten in die der Mein 
händler bezahlt wird, und welche dann die Bewohner der 
Provinzen Startenburg- und Oberheflen, wenn der Wein 
herübergeht, den Weinhändlern mit bezahlen müflen. 

Der Herr Regierungscommiffär hat vorhin die Bemer⸗ 
fung gemacht, daß feit Einführung der dermaligen Maifch: 
fteuer feine Klagen über diefelben ihm zu Ohren gefommen 
feien. Der Abgeordnete Lotheißen hat dagegen bemerkt, daß 
viele feiner Wähler ihm ſolche Klagen mitgetheilt hätten. 
Wenn man in die Actenftöße hineinfehen will, welche als 
Beihwerden von den verfchiedenen Gemeinden unfered Lan⸗ 
des in der jüngften Zeit bei der Kammer eingelaufen find, 
fo wird man in allen diefen Eingaben finden, daß man 
fi gegen die Maifchfteuer auflehnt. Ich gebe zu, daß das 
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Maiſchſteuergeſetz hinfichtlich derjenigen Producenten, welche 
im Großen arbeiten, welche mit Schwarz'ſchen und anderen 
Apparaten verfehen find, feinen nachtheiligen Einfluß hat, 
weil dort die Gährung und Deftilation fehr regelmäßig 
geleitet werden Fann. Ich glaube fogar, daß die Brannt: 
weinproduction durch eine beffere Regelung des Gährungds 
procefjed, durch einen befjeren Deftillationsproceß feit Ein- 
führung diefer Steuer im Großherzogthum fich gehoben hat. 
Sch bedauere dieß aber, denn ich wünfchte, daß gar fein 


-Branntwein mehr producirt werden möge, wenigftend nicht, 


um ihn als Getränk zu benugen. Ich frage aber den Herrn 
Regierungscommiſſär: hat die Maifchfteuer denfelben Einfluß 


auch auf die Fleineren Branntweinbrenner gehabt? ich glaube 


nicht. Es ift notorifh, daß unfere Bauern, welche früher 
Branntwein gebrannt und ihre Brennereten benugt haben, 
um ihren Viehftand erhalten zu Fönnen, feit 1842 zu Grunde 
gegangen find. Der Bauer, der früher mit feinem warmen 

etränfe im Winter die Abfälle vom Drefchen, Spreu ıc., 
Häckſel und andere Futterftoffe brüben onnte, um damit 
fein Vieh zu füttern, fein Heu, fein Stroh dagegen verfau: 
fen konnte, hat aufhören müffen zu brennen, er mußte an 
die Stelle jener Fütterung theuered Heu jfaufen und dieß 
hat- einen großen heil der Bevölkerung zu Grunde gerichs 
tet. Dieß ift eine Thatfache, welche auf dem flachen Lande 
allenthalben ihre Beltätigung findet. Der größere Brenner, 
der über ein Gefchäftöfapital zu verfügen hat, kann leicht 
die Steuer für den Branntwein voraudbezahlen, er kann 
feinen Branntwein im Keller liegen laffen, bis er Käufer 
findet, er kann fpeculiren und die Zinfen feined Kapitald 
genießen, indem er zur rechten Zeit vortheilhaft verkauft. 
In diefer Lage ift der Bleine Brenner durchaus nicht; er 
muß feinen Branntwein verkaufen, fowie derfelbe producirt 
ift, er mag gelten, was er wil. Sch will nur auf das 


Frühjahr 1844 aufmerffam machen, damald Eoftete die Ohm 


Branntwein 15 fl., rechnen wir 5 fl. 20 fr. Steuer ab, fo 
fo bleiben 9 fl.-40 Er. für die Ohm und um diefen Preis 
mußte der Bauer am Ende ded Monat, um die Steuer 
bezahlen zu Fönnen, auch den Branntwein losfchlagen. Im 
Suli und Auguft Foftete nachher der Branntwein 25 fl. die 
Ohm. Diefer Auffhlag Fam aber nur dem wohlhabenderen 
Brenner zu gut, denn die MWenigbegüterten hatten mit Schas 
den verkauft. Sch wiederhole, daß durch das jetzige Maifch: 
fteuergefe& in unferem Mittelftand die Armuth zugenommen 
bat, und daß diefe Art der Befteuerung des Btanntweis 
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eine ging der fchnellen Verarmung vieler Bauern bei 
und iſt. 

Der Herr Minifterialrath Freiherr von Schend: Wir 
find eben an der Berathung über die Zapfgebühr vom 
Mein, und ed wird daher wohl nicht an der Zeit fein, fo 
tief in die Maifchfteuer einzugehen, als bier gefchehen ift. 
Sch kann indeflen "doch zu den Bemerkungen ded Herrn 
‚Abgeordneten Heldmann nicht ganz ftilfehweigen. Mir fcheint 
es, daß er ſehr viel die Wirkungen der legten Jahre, ber 
ungünftigen Erndte und namentlid ded Mißrathend und 
Faulens der Kartoffeln mit den Wirfungen der Maifchfteuer 
verwechfelt hat. Daß allerdings, namentlich in den lebten 
Fahren, die Bleineren Branntweinbrenner gedrüdt waren, 
dad läßt ſich nicht beftreiten. Aber dad liegt weniger in 
der Maifchfteuer, ald in anderen Urſachen, die ich eben zu 
erwähnen die Ehre hatte. ö 

Der Abg. Ramfped:' Sch muß der Bemerkung des 
Herrn Regierungscommiffärd widerfprechen und die Bemers 
fung des Abgeordneten Heldmann als richtig beftätigen, daß 
‚feit dem Jahr 1842, wo die Maifchfleuer eingeführt worden 
ift, ein großer Theil der Eleineren Branntweinbrennereien 
eingegangen iſt. In meiner Gegend find mehr ald % ders 
felben eingegangen. Durch die Einführung der Maifchfteuer 
ift nur ein Privilegium für die größeren Gutöbefiger, welche 
fi) beffere Apparate anſchaffen können, geſchaffen worden. 
Der Abgeordnete von Steinherr hat die Steuer vom Mein 
eine ungerechte genannt. Der Abgeordnete von Steinherr 
ift aus einer Gegend, wo der Wein producirt wird, ich 
bin aber aud einer Gegend, wo er confumirt wird. 

Der zweite Präfident Wernher wirft ein, daß man 
in Bingen aub Wein ctonfumire. | 

Der Abg. Ramſpeck: Bei und wo aber nur Gonfums 
tion flattfindet, fagt Jeder: Die Steuer vom Wein iſt 
an fich eine gerechte, fie folle nur gleichförmiger fein, und 
mit Vergnügen habe ich heute von dem Herm zweiten Präs 
fidenten Wernher gehört, daß er die Befteuerung ded Weine 
in der Weile, wie fie in Frankreich jetzt eingeführt ift, der 
bei und beftehenden Befteuerung gegenüber für vorzüglich 
und gleichmäßig in der Befteuerung ohne die Art und Weile, 
wie die Erhebung gefchieht, erklärt hat. Ich glaube auch, 
daß die Steuer vom Wein durchaus nicht aud dem Budget 
entfernt werden kann und wie ich vorhin ſchon bemerkt habe, 
als eine durchaus gerechte erfcheinen muß, wenn der Staat 
vom Wein nur eine Einnahme erheben wild. Aber wenn 
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bie jet beftehende Befteuerungdart beibehalten wird, fo bat 
der Abgeordnete Ziß ganz recht, wenn er bemerkte, daß man 
mit 5 Procent für Haustrunf und Füllwein den Wirthen - 
viel zu wenig vergütet. Würde man diefe erhöhen, fo würs 
den dadurch mande Belchwerden entfernt und eine Auss 
gleihung würde eher eintreten. Es Fann auch, wie der 
Abgeordnete Heldmann bemerkt hat, der Staatöregierung 
nicht fchwer fallen, ſchon in den nächften Tagen, wo und 
von den Miniftern andere Gefegesentwürfe angekündigt find, 
die in ihrer Entwidelung weit fchwieriger find, als der 
beute von. und berathene Gefeßesentwurf, einen umfaffen» 
deren Entwurf vorzulegen, fo daß mit dem 1. Juli eine 
gleichförmigere Befteuerung ded Weind eingeführt und da= 
mit die Zapfgebühr aufgehoben wird. 

Der Abe. Mohr: Das Auffhiebungdamendement un⸗ 
terftellt felbft die Zweckmäßigkeit und Nothwendigkeit der 
Aufhebung der Zapffteuer; ed bedingt aber diefe Aufhebung 
durch die Möglichkeit des Erſatzes. Diefe Anficht ift aber, 
meined Erachtens, eine unrichtige. Hier iſt die Frage des 
Erfaged eine rein fecundäre, Die wohl erft fpäter zu einer 
nothwendigen wird. Heute befhäftigt und nur die Frage: 
Iſt die Zapffteuer haltbar oder niht. Wenn wir, und mir 
fcheint ed, daß in der Beziehung die Anfichten der Kammer 
fi fo ziemlich vereinigen, der Anficht find, daß die Zapfs 
fteuer aufaehoben werden muß, daß felbft, wenn die vera- 
torifcben Controlmittel aufgehoben werden, die Steuer dens 
noch, wie der Abgeordnete von Steinherr ausgeführt hat, 
ungerecht und unzweckmäßig in ihren Folgen fein wird, fo 
müſſen wir für die Annahme ded Artikeld 1 dieſes Geſetzes 
flimmen, und die Frage ded Erfages als eine Nothmendig- 
feit der Berathung über dad Budget anheim ftellen. Ich 
werde alfo gegen dad Amendement unfered Gollegen Hilles 
brand flimmen. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): Der 
Abgeordnete Zitz hat dad Amendement, welches ich vorhin 
geftelt habe und welches dabin ging, die Staatöregierung 
zu erfuchen, an die Stelle des bisherigen Weind, und nas 
mentlih der Zapfgebühr, eine allgemeine Gleichftelung des 
Weins, ſowohl in Wirthöhäufern, als auch bei den übris 
gen Gonfumenten eintreten zu laffen, angegriffen. Ich habe 
aber diefed Amendement geftelt, weil ich von der Anficht - 
audging,. daß fpäter die Befteuerung ded Weins, wenn 
wirklich ein Ueberfchuß aus der projectirten Einfommens 
feuer ſich heraudftelt, ganz wegfallen kann. Aber fo lange 
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dieß nicht der Fall iſt und ſo lange man kein Reſultat dar⸗ 
über hat, kann der Staatshaushalt und reſp. das Budget 
nicht ſo bloß geſtellt werden, daß man ihm eine Steuer 
entzieht, die im Budget vorgeſehen und nicht eher wegfallen 
kann, als bis dieſer Ausfall entweder durch Erſparniſſe, oder 
durch eine neue andere Steuer gedeckt ſein wird. 

Der Abg. Cretzſchmar: Ich glaube mich ebenfalls 
gegen den Art. 1 ausſprechen zu müſſen. Ich will zwar 
der Zapfgebühr nicht das Wort reden, ich wünſche ſogar, 
daß ſie bald beſeitigt wird; aber, da fie bis jetzt als eine 
provinzielle Sache betrachtet worden iſt und auch wohl in 
Zukunft, namentlich in den beiden diesſeitigen Provinzen 
als eine provinzielle Sache betrachtet werden wird, ſo muß 
ich mich gegen den Artikel 1 ausſprechen, wenn nicht zuvor 
auch eine Aenderung des Maiſchſteuergeſetzes von der Staatd: 
regierung proponirt wird, oder der Ausſpruch von Seiten 
der Staatsregierung geſchieht, daß dieſes verhaßte Maiſch⸗ 
ſteuergeſetz ebenfalls aufgehoben werden ſolle. Es iſt na- 
mentlich wegen der in Rheinheſſen herrſchenden Aufregung, 
das vorliegende Geſetz in die Kammer gebracht worden. 
Sch glaube aber auch, die beiden diesſeitigen Provinzen kön⸗ 
nen aus dem nämlichen Grunde Anfprudh darauf machen, 
daß die Staatöregierung fich in fürzefter Zeit darüber aus: 
fpreche, daß dad Maiichftenergefch aufgehoben werde. Nas 
mentlic die Provinz Oberheffen, welde hier vorzugsweiſe 
betheiligt ift, fann erwarten, daß die Staatöregierung bald 
den Audfpruch thut, daß die Maifchfteuer aufgehoben wers 
den fol und ich glaube, die diesfeitigen Abgeordneten wers 
den fi damit zufrieden geben, wie es die rheinheffifchen 
Abgeordneten, nach Vorlage diefed Gefegentwurfs, geworden 
find. Bid jet ift die Frage nur provinziell, und für eine 
Gonceffion,, die man nur einer Provinz macht, — denn als 
eine folcbe fann ich ed nur erkennen, — kann ich nicht ſtim⸗ 
men. Warum will man nicht auf die Aufhebung des Maifch: 
fteuergefeged eingehen, und dad Maifchfteuergefeb ift noch 
viel [hädlicher ald die Zapfgebühr: denn die kleineren Bren⸗ 
ner haben ganz aufhören müflen zu brennen und viele da= 
von find zu Grunde gegangen. Die Staatöregierung follte 
daher nur hinfichtlich des Maifchfteuergefeßes die gewünfchte 
Zuficherung geben, fo werden alle diedfeitigen Abgeordneten 
dem Art. 1 ihre Zuflimmung geben, denn dieß ift, meiner 
Anficht nach, der einzige Grund, weßhalb man demfelben 
von diesfeitd aus Feine Folge geben will. 

Der Abg. Lerche Wenn ich mich für die Annahme 
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des Art. 1 'ded-morgelegten Geſetzesentwurfs ausſpreche, fo 
geſchieht es aus dem einfachen Grunde, weil der Herr Re⸗ 
gierungscommiſſär in einer vorhinigen Rede angedeutet hat, 
daß an die Stelle der Zapfgebühr eine ausgleichende ander 
weite Steuer auf den Mein gelegt werden ſoll. 

Der Abg. Hillebrand: Es ſcheint, als wenn dad- 
jenige, was ich ald eine Art Amendement vorgeichlagen 
habe, nicht recht verflanden worden ift. Sch will mich alſo 
Burg erklären. Ich bin nämli der Anſicht, daß ed fehr 
wünfchendwerth fei, daß die:gebäffige Zapfgebühr ſchon jetzt 
aufgehoben werde; weil aber die Gründe dafür und dagegen 
von: beiden ‚Seiten. fehr bedeutſam erfcheinen und eine Aus: 
gleichung im Augenblid, hauptlählid wegen des Bedenkens 
binfichtlich eines angemeſſenen Aequivalents, micht leicht erreicht 
werden fann, fo wollte id eben einen Vermittelungsvor⸗ 
ſchlag machen, indem ich, darauf hindeutete, Die Staatöres 
gierung möge erſucht werden, einen Gefegedentwurf über 
das zu erwartende Aequivalent ſchon jetzt und vorzulegen, 
Damit die verehrliche Kammer, mit Bezug auf diefen Ent 
wurf, in. den Stand gefeßt. werde, fich über die augen: 
blidliche Aufhebung der Zapfgebühr leichter zu vereinigen. 
Diefe Vermittlung einer augenblidlichen Bereinigung 
über die obſchwebende Frage war dad eigentliche Motiv 
meined Amendements. 
En Zu Art. | 
Der Abg. Karl Zöppritz: Ich frage darauf an, daß 
die Worte: „in den ‚beiden erſten Quartalen dieſes Jahrs“ 
im Urt, 2 ‚geitrichen werden. Es ift dieß eine reine Folge 
meined Amendementd; wenn daflelbe angenommen wird, fo 
müffen diefe Worte wegfallen. Dann möchte ich bei diefer 
Gelegenheit noch ‚auf einen anderen Punkt aufmerkfam 
machen. Es ift in dem XArtifel gefagt, daB Die von den 
Wirthen in den ‚entfprechenden Quartalen des vorigen Jah⸗ 
red sentrichteten Zapfgebührbeträge bei Beftimmung der Aver⸗ 
fionalfumme als Norm dienen folle. Meine Herren, feit 
dem vorigen Jahre hat fich :aber an vielen Orten der Ber 
brauch des Weins bedeutend ‚geändert, namentlich ift dieß 
in der Bergfiraße der Fall. Es gibt dort Wirthe, die in 
früheren Jahren dad Dreifahe an Wein verbraucht. haben 
gegenüber des Verbrauchs in dem legten Jahre, und umge: 
ehrt gibt es Wirthe, die dad Dreifache der Menge ver: 
zapfen, welche ſie im verfloffenen Sahre verbrauchten. In 
Folge: des. Eifenbahnverkehrs haben. fi nämlich die Ver: 
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hältniſſe total verändert. Die Fuhrmannswirthſchaften hat⸗ 
ten in früheren Jahren noch einen: bedeuteten Verbrauch 
an Wein, der ihnen jetzt entgangen iſt. Darum würden 
ſie ſich ſehr beklagen, wenn He die Zapfgebühr mit einer 
Averfionalfumme entrichten müßten, bei deren Beſtimmung 
die Zapfgebührbeträge der entfprechenden Quartale früherer 
Jahre zu Grunde gelegt feien. Es wird hier ſehr fchwierig 
fein, einen gleichmäßigen, einen gerechten Anhaltspunkt zu 
finden, es wäre darum freilich beffer geweien, wenn man 
ugleich mit dem gegenwärtigen Gefeßesentwurf einen: Bor: 
lag über Erfaß des Ausfalls gemacht hätte, Ich bin der 
‚ Meinung, daß der Wein gleihmäßig befteuert werden muß, 
dann wiffen die Wirthe bei Einlage ded Weins, fo viel iſt 
hu bezahlen, und fie werden dann der Gontrole überhoben 
ein. 

Der Antrag ded Abgeordneten Zöpprig wird unterftüßt. 

Der Abg. Otto: Es fteht ja den Wirthen, die. die in 
den entfprebenden Quartalen des verfloffenen. Jahres ent: 
richteten . Zapfgebührbeträge nicht als Anhaltspunkt gelten 
laſſen wollen und fi auch fonft mit der Verwaltung nicht 
einigen, frei, die Kellervifitationen fortdauern zu lafjen. 

Der Herr Minifterialrath Freiherr von Schend: Das 
Umendement, welches der Herr Abgeordnete Zöpprig geftellt 
bat, fcheint mir allerdingd eine natürliche Folge feines vor: 
bin geftellten Amendements zu fein. Der Anftand, den er 
in Bezug auf den legten Sat des Artikels erhoben hat, er⸗ 
ledigt ſich aber dadurch, Daß nach dem Gefeßedentwurf nicht 
die in den entiprechenden Quartalen des verfloffenen Jahres 
entrichteten Zapfgebührbeträge ald Norm dienen follen, 
fondern daß Diele nur ald Anhaltspunfte bei Beftim: 
mung der Averfionalfummen benugt werden follen. Es fol 
nicht unbedingt darnach die Averfionalfumme feftgefeßt wers 
den, fondern e& heißt in dem Entwurf außerdem: Es dies 
nen bei der Einigung über die Averfionalfumme vorzug3s 
weife die allgemeinen über den Umfang der Bapfmwirthicpafe 
ten befannten Verhältniffe ıc.. zum Anhalt. Da diefe den 
Verwaltungsbehörden befannt find, ebenjo wie die in den 
entfprechenden Quartalen ded verfloflenen Jahres bezahlten 
Beträge, fo wird fich leicht eine Einigung über den Betrag 
der Averfionalabgabe erzielen laffen. — 


Zu Art. 3. 


Der Abg. Karl Zöppritz: Ich ſtelle den Antrag, daß 
die Worte: bis zum 1.5 Juli dieſes Jahres“ in dem Artikel 
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geſtrichen werden und: dafür das Wort: „vorerſt“ gefebt 
wird. Ed: ift dieß wieder eine Folge bed von. mir vorhin 
geftellten Amendements. ' ae | / 
Der Abg. Ramfped unterftügt diefen Antrag. 
Der Präfident fchließt die Berathung Über den vor: 
liegenden Gegenftand und eröffnet ſolche x 
B. über die Propofition der Staatöregierung auf Erthei- 
lung. einer nachträgliben Zuffimmung, zu “der unterm 
18. December, 1847 verfügten Prorogation des Finanz: 
geleged von 1845 auf das erfte Halbjahr 1 Be 
 ,». Dar hierüber, nicht discutirt wird, fo ſchliet der Präffdent 
die öffentliche Sigung und die Kammer ‚fchreitet in ge⸗ 
heimer u He, tea? ’ ee | 

V. zur Abflimmüung: Da "ln 

A. über den Gefegesentwurf, die Zapfgebühr vom Wein 

„„.; betreffend und über den Antrag ded Abgeordneten 

von Steinherr, auf Abihaffung der Weinkellercontrole. 
1: Die Fragäe: | 

Nimmt die Kammer den Art. 1 des Geſetzesent⸗ 

wurfs, die Zapfgebühr vom Wein betreffend, an? 

wird mit 27 gegen 18: Stimmen verneint. . 

2) Die Frage: — 

Will die Kammer, nach dem Antrag des Abgeord⸗ 
neten Otto, die Beſchlußnahme über den Gefſetzes— 
entwurf, die Zapfgebühr vom Wein betreffend, bis 

©. jur Berathung des neuen Finanzgeſetzes ausſetzen, 
bis dahin aber die Regierung ermächtigen, bei den- 

jenigen Wirthen die Kellervifitationen nicht in Anwen⸗ 
dung bringen zu lafjen, welche fich verbindlich machen, 
die Zapfgebühr durch eine angemefjene Averfional- 
fumme zu bezahlen, bei. deren Feftfegung der Ums _ 
fang der Wirthfchaft und- die in den entiprechenden 
QDuartalen des vorhergehenden Jahres entrichteten 
Zapfgebührbeträge zum Anhalte dienen? 
wird mit 39 gegen 6 Stimmen bejaht. 
3) Die Frage: 

Will die Kammer, nach dem Antrag ded Abgeord: 
neten Heldmann, gegen die Staatöregierung den 
Wunſch ausfprechen, daß mit dem nächiten Budget 
ein neues Zrankfteuergefeg vorgelegt werden möge, 
in welchem die die Production und Confumtion 
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der 7 Getränke drückenden Beläſtigungen 
Aaufgehoben und die Abgaben‘ in ein richtiges Ver⸗ 


Zur Frage 1 motiviren: en e 
Der Abg. Chr. Zöppritz; Sch habe mit ja ſtimmt, 
weil ich überzeugt bin, daß der Wein in der Zukunft ge⸗ 


ebenfalls mit ja. 
Per Abg. von Firnhaber: Aus denſelben Gründen 


glaube, daß die Abſchaffung der Zapfgebühr zweckmäßiger 
bei Berathung des Finanzgeſetzes zur Sprache gebracht 


wird. 
B. über den Vortrag ded Herrn Miniſterialraths Frei⸗ 
berrn von Schend, die Prorogation des Finanzgeſetzes 
von 1845 auf die erſten 6 Monate des Jahre 1848. 
. Die Frage: Lee Fe 
MIN die Kammer der von ‚der, Staatöregierung 
unterm 18. December :1847- verfügten‘Proxpgation 
des Finanzgefeged von 185% auf das erſte Halb: 
| jahr 1848 nachträglich ihre Zuftimmung ertheilen? 
wird mit allen Stimmen bejaht. | 
Bei der hierauf — | 
Vi. erfolgenden Wahl eines Ergänzungsmitgliedes für 
den ‘zweiten Ausſchuß wurde mit. abfoluter Stimmenmehr: 
heit der zweite Präfident Wernher für dieſe Stelle, beftätigt. 
"Der Präfident ſchließt die Sitzung und. beraumt die 
nächfte auf den 14. April Vormittags 10 Ahr an. 


Zur’ Beglaubigung : 


Heffe, Wernher, Reh, Elwert, 
erſter Präſident. zweiter Präſident. Sekretär. Sekretaͤr. F 


Neununddreißigfte Sitzung 


in dem Gigungsfaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. 


Darmftadt, den 14. April 1848 
nn ng | 
Unter dem Vorſitz des Präfidenten Hefe. 


Gegenwärtig: Die Herren Minifter von Gagern und 
Kilian und 48 Mitglieder der Kammer. 





1. Der Präfident macht als neue Eingaben befannt : 
1) Fünf Erlaffe der erſten Kammer: 

a) Den Antrag der Abgeordneten Stein, Zulauf, Steuer: 
nagel, Die und Ramfped, die Anftell der 
Feldſchützen auf eine gewiſſe Periode und auf Wis 
derruf betr, ; Ä 

b) - 10 der Schullehreräwittwe Wittich zu Liß⸗ 

erg betr.; - . 

c) den ®ofnteng des Abgeordneten Chr. Zöppritz auf 
Vorlage eines Geſetzes über Beſtrafung der Jagd: 
und Siichereivergehen betr. ; | 

d) Befchwerde mehrerer Einwohner zu Wimpfen in 
Betreff der Amtöführung des Großh. Kreisraths 
Freiherrn von Stein und des gevekuen Bürger: 

meiſters Riedling zu Wimpfen betr, ; | 

e) Vorftelung des penflonirten Hofgerichtörath Pilger 
zu Gießen, um Verwendung in feiner Rechtöfache 
gegen den Fürften HohenlohesDehringen betr, 
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Der Erlaß sub a wurde an den dritten Ausſchuß zum 
Bericht verwiefen, die sub d und e zu den. Aften genommen, 
binfichtlih der sub b und ce gemeinfchaftlihe Adreſſen an 
Se. Königlihe Heheit den Erbgroßherzog befchloffen. 

2) Beſchwerden und Wünſche: 


a) der iftaelitiihen Einwohner von Bilhoffsheim und 
Sinsheim um Trennung ihrer Gemeinde von jener 
in Rüffelöheim; j 

b) der Gemeinde Leeheim, um Verwendung, daß 
‚dem Kircbenvorfiand dad Recht zugewielen werde, 
über die Verwendung der Einkünfte ded Kirchen» 
fonds felbfiftändig zu verfügen; _ 

c) ded Ortöborftandes zu Biſchofsheim, 

a) der Gemeinde NRüffelsheim, 

— — Aſtheim, 

Pi . Goddelau. 

Von dem Abg. Chr. Zöppritz: 

'g) Des Ortövorfianded zu Gricdheim, Abgabe von 
Waldſtreu betr. 

Bon dem Abg. Reh: 

h) Der Gemeinde Gundernhaufen; 

i) ded Stadtvorftanded in Heppenheim, um Aufhe⸗ 
bung des Geſetzes vom W. December 1826, die 
Volljährigkeit betr. ; 

k) der Schloffer und Nagelfchmiede zu Rimbach, um 
- Steuererleichterung, : von dem Keil zu‘ Birth, 

) der Gemeinde. Hetſchbach; 

m) „ z Hainftadt; 

Bon dem Abg. Elwert: 

n) Mehrerer Gemeinden des Wahlbezitkes } zu Homs 
berg a. d. O. von dem Abs. Koͤſter zum Antrag 
erhoben. 


3) Vorſtellung des geweſenen Kanzleibienerd Heinrich 
Schaffner von Wolfskehlen, betreffend die willkür— 
liche Enthebung von feiner Stelle und Entlafjung ohne 
gerichtliche Unterfuchung. 

4) Adreſſen, 

a) eines MWahlcomited in Rödelheim, 

b) des Bürgerausfchuffes in Butzbach, 

c) vieler Einwohner der Stadt Offenbach, 
morin biefelben die Kammer erfuchen, bei Berathung des 
MWahlgeieged fich für directe — zu ——— 
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Die Kammer befchließt diefelben an Beinen Ausſchuß zu 
vermeifen,, da über den Gegenftand des Gefuches in der 
heutigen Sitzung berathen wird. 

Die Eingabe unter 2.k wurde dem erften, die unter 2 e, 
$, h,i, I, m und n, dem zweiten, die unter 2. a, b, c, d, 
g und 3. dem dritten Ausihuß zum Bericht überwiefen. 

I. Der Zuftizminifter, Here Kilian, befteigt hierauf die 
Tribune unb verlieft einen Gefeßedentwurf, die Beurkun—⸗ 
dung ded Perfonenftandes und die Ehe der Angehörigen neuer 
 Reltgiondgemeinfchaften in den Provinzen Starfenburg und 
Oberheſſen betreffend, mit den Motiven, welcher, nachdem 
er dem Präfidenten übergeben worden, von diefem an den 
zweiten Ausſchuß vermielen wird. 

a (Beil. Nr. 344 und 345). 


II. Der Tagesordnung gemäß fchreitet hierauf die Kants 

mer zur Berathung: | 
| über den Gefebedentwurfi, die Wahlen der Abgeord- 
neten zur conftituirenden Nationalverfammlung betr. 


Nah vorausgefhicter Einleitung und nachdem die Kam: 
mer fich dahin entfchieden hatte, die Frage, ob das Prins 
cip der birecten, oder das der indirecten Wahl dem Ges 
feßedentwurf zum Grunde zu legen fei, bei Art. 3 zu dis⸗ 
cutiren, eröffnet der Präfident die Berathung über 


Art. 1. 

hierzu bemerkt: 

Der Abg. Reh: Die Verfammlung in der Paulöfirche 
zu Frankfurt hatte darauf angetragen, daß auf je 50,000 
Seelen in den einzelnen Ländern ein Abgeordneter zum Pars 
lament gewählt werden ſolle. Es ift gewiß nicht beftritten, 
daß die große Mehrzahl der Verfammlung in der Pauld- 
firche davon ausging, daß eine voraudgegangene Volkszäh—⸗ 
lung, weldye der Ausführung diefed Beichluffed zum Grunde 
gelegt würde, wenigftend ein annähernd richtiges Werhälts 
niß enthalte. Ein zweiter Beſchluß ift gefaßt worden, daß 
die Bundesmatrikel die Verhältnißzahl für die Wahl abgeben 
fole. Man hat dabei voraudgefegt und durfte vorausſetzen, 
daß die Bundesmatrifel -fo beftehe, wie fie eigentlich beftehen 
folte, daß fie nämlich vom Sahr 1819 an, den damald 
gefaßten Beichlüffen gemäß, von je 5 zu 5 Jahren revidirt 
worden ſei, daß alfo die legte Revifion im Jahr 1844 ers 
folgt fein werde. Es ift von der Bundeöverfammlung em 
Beſchluß ausgegeben worden, der wörtlich mit dem übers 
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einflimmt, was die Verſammlung befchloffen hat, daß näm⸗ 
ti auf je 50,000 Seelen ein Abgeordneter zum Nationals 
parlament gewählt werden fol, und daß die Bundedmatri- 
fel ald Grundlage der anzunehmenden Bevölkerung gelten . 
folk: Erſt ald diefer Beſchluß bekannt war, ergab fidh- 
eine Klarheit in der Sade, die früher fehlte, nämlich Die, 

daß die Bundesmatrifel von 4819 bisher nicht, wie ed vor: 

gefchrieben war, von 5 zu 5 Jahren revidirt worden ifl, 

fondern unverändert noch befteht, Dadurch ift eine we 

fentlich verfchiedene Auffaffung der Sache nöthig geworden. 

Die Bundedmatrifel von 1819 gibt für Deutfchland die 

Seelenzahl überhaupt nur zu 30 Millionen an, während 

fie im Jahr 1848 mehr ald 40 Millionen beträgt. Es lag 

daher in dem Fünfztgerausfhuß die Frage vor: ob man 

auf eine Wahl, die ſich auf die Bundeömatrifel von 1819 

flüge, überhaupt eingehen könne. Der Sünfzigerausfhuß 

hat in längerer Sigung dieſe Frage ausführlich discutirt. 

Ich flimmte mit der Mimorität dahin, daß die Bundesma⸗ 

trifel von 1819 nicht zu Grunde gelegt werden dürfe Die 

Minorität war nämlich der Anfiht, man folle fidh firenge 

an den Wortlaut der Beichlüffe der Verſammlung in der 

Paulskirche halten; alfo auf 50,000 Seelen einen Abges 

ordneten wählen laffen, und zwar auf Grundlage deir 

Bundesmatritel. Aber man folle verlangen, daß bie 

Matrifel fo geftellt fei, wie fie eigentlich geftellt fein müffe, 

und mie fie gewiß von der Mehrzahl der in der Paulds 

fire Verfammelten ald wirklich betcbenb betrachtet wurde. 

Diefe Anficht der Minorität ded Fünfzigerausfchuffes ift 

aber nicht zum Beſchluß erhoben worden , und es ift auf 

viefe Weile gefommien, daß mir und auf 12 Abgeordnete 

im Großberzogthum befchränfen müffen, während wir, wenn 

nach dem Sinne des Beſchluſſes der Vorverſammlung in 

ver Paulöfirche gewählt worden wäre, 17 Abgeordnete zu” 
wählen hätten. 

Der Abg. Eregihmar: Ich möchte mir hier die 
Frage erlauben, ob denn der Fünfzigerausfhuß in Frank⸗ 
furt die Befugniß hatte, einen von der Verſammlung in 
der Paulöfirche gefaßten Beſchluß zu ändern. Diele Ber: 
fammlung batte einmal angenommen, daß auf 50,000 
Seelen ein Abgeordneter gewählt werden folle; ob nun der 
Fünfzigerausfchuß diefen Befchluß, der einmal angenommen 
eh zu ‚ändern dad Recht hatte, das laffe ich dahin ge— 

et fein. 
- Der Abg. Brund: Der Abgeordnete Cretzſchmar bee 
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indet ſich im Irrthum. Allerdings hatte die Verſammlung 
in der Paulskirche beſchloſſen, daß auf 50,000 Seelen ein 
Abgeordneter gewählt werden ſolle, fie bat aber auch bes 
fchloffen, daß dieß nach der Bundesmatrifel gefchehen fol, 
Weber diefe beiden Punkte lagen alfo Beichlüffe vor, über: 
welche der Fünfzigerausfchuß nicht hinausgehen konnte. 
Der Abg. Karl Zöpprig: So viel ich mich erinnere, 

ift in: der Verfammlung die Rede davon gewefen, warum 
man die Bundeömatrifel zur Grundlage gewählt habe; es 
geſchah aus dem Grunde, weil in Defterreih, fowie über: 
haupt in denjenigen Staaten, welche nicht zum Zollverein 
gehören, keine volftändige Volkszählung flattgefunden, die 
Zollvereinsſtaaten alfo in Meberlegenheit gewefen waren, . 
und darum hat man die - Bundesmaätrifel, von der. man 
freilich. nicht wußte, daß fie noch nicht erneuert wurde, zur 
Grundlage genommen. ’ 
Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Der eigent: 
lihe Grund, warum die Verfammlung in der Paulskirche 
zu Frankfurt die Bundesmatrifel als die Norm angenom= 
men bat, monad) die Zahl der Abgeordneten zu. beftimmen 
fei, war der, daß man einſah, es werde ein ‚großer Zeit: 
verluft damit verbunden fein, wenn alle verfchiedene Staaten 
ihre Bevölferungsverhältniffe nach einem gemeinfchaftlichen 
Maßftabe erft neu berechnen wollten. - Da ed nun Der 
en fg der Verfammlung in $ranffurt war, die 
ablen fo fehr wie möglich zu beeilen, fo ift man dabei ftehen 
geblieben, die Bundesmatrikel gelten zu laflen. Sch muß 
darauf aufmerffam maden, daß dieſe Maßregel auch gar 
nicht5 Beeinträchtigendes für einzelne Staaten enthal: 
ten fann, wie denn zum z. B. aus der geftrigen Zeitung 
fid ergibt, daß, nachdem der Bund Weſtpreußen -aufger 
nommen bat, die dortige wirkliche Bevölkerung nad der 
Bundesmatrifel reducirt worden if. Dieſer Belchluß bat 
nur, Die Folge, daß die Zahl der Abgeordneten zur confti: 
tuirenden Berfammlung im Ganzen —* vermindert. Es 
war daher auch kein ganz richtig gewählter Ausdruck des 
ven Abgeordneten Reh, wenn er in Beziehung auf das 
roßherzogtbum fagte, ed würde dadurch die Wahl in Heſ— 
fen auf 12 befchränft, denn die Wahlen in andern Ländern 
finden in gleichem Verhältniß ftatt. h 
Der Abg. Reh: E5 ift mir erinnerlih, daß bei der 
Berfammlung in der Paulskirche ganz befonderd hervor: 
gehoben wurde, wie groß die Zahl der Abgeordneten zur 
eonftituirenden Verſammlung fein werde, und daß man Die 
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Zahl 800 annahm. Man bat fie im Gegenfaß zu dem 
gebracht, was dad Programm der Siebenercommiffion vor: 
gefchlagen hatte, daß auf 70,000 Seelen ein Abgeordneter 
gewählt werden ſolle. Es lag alfo ganz gewiß in dem 
Willen der Verfammlung in der Pauldfirche, daß eine grö— 
Bere Anzahl Abgeordneter zufammentreten follte, als durch 
das Programin vorgefehen war. Allerdings war die nädhfte 
Aufgabe Eile, damit innerhalb vier Wochen dad Parla⸗ 
ment felbft fchon zufammentreten Fönne. Aber man bat 
gewiß ebenfomohl angenommen, daß die Bundesmatrikel, 
von 1819 nicht mehr unverändert fortbeftehe, man bat im 
- Gegentheil annehmen dürfen, daß fie bi zum Jahr 1844 
von 5 zu 5 Jahren berichtigt worden fei, wonach dann die 
Zahl der Abgeordneten für dad Parlament fich ergeben ha= 
ben würde, die die Verſammlung in der Pauldfirche ges 
wünſcht bat. 

Der Abg. WVolhard: Der Siebenerausfchuß hatte auf 
70,000 Seelen einen Abgeordneten vorgelchlagen, einer 
der Gründe dafür, daß man in der Paulskirche von diefen 
70,000 auf 50,000 herunterging, war der, daß die Bun? 
deömatrifel eine viel Fleinere Zahl ergebe, ald die Wirklich: 
feit, und daß alfo, wenn man nach der Matrifel von 1819 
auf 50,000 Seelen einen wähle, dennoch in der Wirklichkeit 
nur auf 70,000 Einwohner ein Abgeordneter komme. 

Der Abg. Eresfhmar: Der größere Theil der in 
der Paulskirche Anmefenden hat wahrfcheinlih dad Ver: 
bältniß mit der Bundesmatrikel nicht gekannt, ich war 
wenigftend in diefem Fall, fonft würde das Ergebniß wahr: 
ſcheinlich ein anderes geweſen fein. 

Der Präfident, dem inzwifchen angezeigt worden war, 
daß: der Abgeordnete Mohr ſich ald Redner über den Ge: 
feßedentwurf habe einfchreiben laffen, fordert denfelben nuns 
mehr auf, die Rednerbühne zu betreten. 

Bon hier aus hält der Abgeordnete Mohr nun folgende 


Mede: 

Meine —— SR, 

Unfere heutige Verhandlung Über dad vorgelegte Wahl: 
gefeß lehnt fich an dad fogenannte Frankfurter Vorparla⸗ 
ment an. Es ift daher wohl erlaubt, vor Allem darauf 
einigen Bezug zu nehmen, ve 

Die Frankfurter Verfammung wurde bekanntlich durd) 
einen Berein von Volksmännern hervorgerufen. Ohne alle 
amtliche Vocation und Autorität hatte fie ihrem im .Bors 
aus erflärten Zwecke nach den Charafter einer infurrectio- 
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nellen Verſammlung, deren Bollmaht den Grund in der 
Verlegung der weſentlichſten Menſchen- und Volksrechte 
batte und deren Thätigkeit demnach ſich darauf befchränfen 
mußte, die Erklärung diefer Rechte feftzuftelen und ſowohl 
u ihrer Wiederherftelung, als zu ihrer Verbürgung für die 
E ukunft dad Zufammentreten einer conftituirenden Verfamms 
lung dur Erlaß eines Wahlgefeged anzubahnen. Es liegt 
in der Natur -einer folchen infurrectionellen Verſammlung, 
daß von dem Gelingen ihres Unternehmens die perfönliche 
Sicherheit ihrer Glieder abhängt. Eine reactionäre Gewalt 
würde der Rache gegen fie dad weitefte Feld eröffnet haben. 
Wir alle, die wir an der Verfammlung Theil genommen 
haben, fünnen und nun glüdlich preifen, daß und der 
Vortrag ded Herrn Minifterd Über dieſe Furcht hinaudge: 
bracht hat. Wir und wohl alle,‘ welche an der Worberei: 
tungdverfammlung Theil genommen haben, find ihm vor: 
züglih zu Dank verpflichtet dafür, daß ed feinem uner: 
müdlichen Streben für die Sache des Volkes gelungen ift, 
die Handlung ded Worparlamentd in den Weg der Ger 
feglichfeit_ und Gelebesgemäßheit einzuleiten, fo daß ihre 
Straflofigfeit nun verbürgt ift. — | 
Der Herr Minifter hat und nämlich in den Motiven 
vor Allem davon in Kenntniß geſetzt, daß die deutſche Bun« 
beöverfammlung in ihrer 29. Sigung am 7.1. M. den 
Beichlüffen, weldhe in der vom 31. März bid 4. April zu 
Sranffurt abgehaltenen Verfammlung zur Vorbereitung der 
deutſchen conftiruirenden Nationalverfammlung über die Wahl 
der Abgeordneten zu derfelben, die Wahlart der Abgeordneten 
und die Zeit ihres Zufammentrittö gefaßt worden find, 
in Berüdfihtigung der befannt gewordenen. öffentlis 
hen Wünſche und geftügt auf das einftimmige Gut: 
achten der ihr beigeordneten Männer des öffentlichen 
Bertrauend a. . 
ihre Genehmigung *ertheilt hat, | 
In diefer Mittheilung ift mancherlei enthalten, dad uns 
fere volle Aufmerkſamkeit verdient: Ä F | 
1) iſt unferftellt, daß die Genehmigung der Bunde» 
verfammlung ‚ verſtärkt durch die 17. ihr durch die 
Regierungen, ohne Mitwirfung ded Volkes beigegebe: 
'nen 17 Bertrauendmänner, nothwendig geweſen fei ; 
2) iſt nun fo viel ficher geftellt, daß die Beſchlüſſe a) über 
die Wahl der Abgeordneten zur conftituirenden National: 
verſammlung, b) über die Wahlart der Abgeordneten 
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c) über die Zeit der Verſammlung, die Genehmigung 
des Bundestages erhalten haben. 

Hinfihtli de Ortes der Verfammlung haben wir 
keine Zuficherung erhalten, e8 wäre alfo wenigftend mög» 
lich, daß der Bundestag, dem Beſchluſſe zuwider, flatt 
Frankfurt, Berlin beftimme. 


3) Sind wir im Zweifel darüber gelaffen, ob und in 
wie weit die übrigen Beichlüffe ded Worparlaments 
—— die Genehmigung des Bundestages erhalten 

aben. 


Die Vorbereitungsverhandlungen zum Vorparlament 
haben feſtgeſtellt, dab die Siebenercommiffton, ohne ihren 
Bericht über dad einzuhaltende Verfahren, die Compofition 
der Berfammlung und die ihr zur Berathung zu unterbreis 
tenden Gegenftände vorher dem deutſchen Volke befannt zu 
machen, tbeild mit dem Bundedtage, theild mit den Re— 
gierungen felbft ein erft bei Eröffnung der Verfammlung 
in Sranffurt befannt gemachted Programm im voraus vers 
abredet hatte, deſſen Ärenbarer Zwed war, dutch eine Vers 
fammlung, die ihrer Entftehung und Zufammenfegung nach 
keineswegs als ber Ausdruck ded deutlichen Volkswillens 
angelehen werden konnte, vor Allem die wichtigen nur einer 
conftituirenden Verſammlung vorbehaltenen Fragen zur Ent» 
ſcheidung zu bringen: hinfichtlich ded Bundeshauptes und 
ded aus zwei Kammern beftehenden Parlaments. 

Diefer Verlauf der Vorbereitungdverhandlungen und die 
Betrachtungen, welde der erwähnte Eingang zu den Mos 
tiven des vorgelegten Wahlgefeged nothwendig hervorrufen 
mußten, beflimmen mi, an den Herrn Minifter folgende 
Fragen zu flellen; | 

1) Welche Folgen würden die Beſchlüſſe der Frankfurter 
Verfammlung gehabt haben, wenn denfelben die Bun 
beöverfammlung, verftärft oder nicht mit den 17 Ver: 
trauensmännern, durchaus ihre Zuftimmung verfagt 
haben würde? | 

2) Hat der Bundeötag aud den übrigen Beſchlüſſen 
jener Berfammlung, nämlich demjenigen, daß in Folge 
bed angenommenen Grundfaged der. Bolfsfouveränetät, 
die conftituirende Berfammlung die Berfaflung Deutſch⸗ 
lands feftzuftellen habe, ebentalle feine Genehmigung 
ertheilt? Ä 

3) Wird der Bundestag den in letzterer Hinficht. erlaffen 
werdenden Befchlüffen der conflityirenden Verſamm⸗ 


x 
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lung unbedingt feine Zuſtimmung ertheilen, oder ge: 
denkt derſelbe, beabfichtigen die Fürften und Regie— 
rungen * einem Veto irgend welchen Gebrauch zu 
machen | 


Für mich und gewiß für viele meiner shi Collegen, 
ja, für das ganze deutſche Volk iſt die rörterung dieſer 
Fragen, beſonders für unſere heutige Verhandlung, vor der 
größten Wichtigkeit. Denn es handelt fih darum, ob die 
Verfammlung, zu der wir Abgeordnete wählen, follen, im 
Refultate, d. b. den Fürften und Regierungen gegenüber, 
nur wieder eine berathende, begutachtende, oder wie es das 
deutſche Volk erwartet, eine tiber feine Zukunft im Innern 
und nad Außen definitiv entſcheidende fein fol? * 

So groß auch unfer Vertrauen in die Volksmaͤnner iſt, 
welche die meiften Fürften an die Spige der Regierungen 

eftellt haben, in die Männer, welche die Bundesverfammis 

ng bilden, und in die Erklärungen einiger Ehrenmänner, 
daß fie ihre Miffion nur mit Ausfchluß jeder Inſttuction 
angenommen haben, fo dürfen wir doch nicht verkennen, 
daß die Wirkſamkeit diefer Männer eine ſehr bedingte, kei⸗ 
neswegs eine nur von ihrem Willen abhängige ift, daß eine 
immer noch. mögliche Reaction veranlußt,, fei e& durch Uns 
ruhen und gewaltfame Erſchütterung im Innern, fei es 
durch Angriffe von Außen, dieſe Männer durch einen Fe— 
derſtrich aus ihren Stellungen entfernen, und das deurfche 
Volk dem alten Druck wieder preisgeben Fönnte. In viefer 
nicht grundlofen. Beforgniß für dad Wohl umferes deut: 
ſchen Volkes, wird der Herr Minifter, in deſſen Wirkfamteit 
ich das unbedingtefte Vertrauen fee, die Frageſtellung ger 
rechtfertigt finden. 5 

Hierauf bemerkt: 

Der Präfident: Ob der Herr Minifter dem Redner 
von der Zribune auf die geftelten Fragen antworten will, 
bleibt natürlich ihm überlaffen; aber ver Gegenftand diefer 
Fragen fteht nicht auf der heutigen Tagesordnung, und 
dad muß ich ald Präfident hiermit ausfprehen. 

Der Abg. Mohr: Die von mir geftellten Kragen ftehen 
in fo enger Verbindung mit dem Gegenftand unferer heutis 
gen Verhandlung, daß ich um fo weniger einfehe, warum 
ich fie nicht in dieſer Discuffion hätte vorbringen fönnen; 
als die Gefchäftsorinung- keineswegs entgegenfteht. . 
| Der Präfident wiederhoit dem Abgeordneten Mohr feine 

vordere: Bemerkung. E 
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Der zweite Präfident Wernher: Es ift-nicht parlas 
mentarifh, fo umfangreiche und -fogleih ſo verfängliche 
Fragen an dad Minifterium zu fielen, wenn man nicht 
eine fpecielle Anfündigung hat vorausgehen laſſen. 

Zu Urt, 2 wird nichtö bemerft, 

Zu Art. 3 bemerkt: | Ä 

Der Abg. Schend:. Ich gehöre zur Minerität, welche 
im Yusfhuß allerdings ſehr Elein war, denn ich war nur 
bad einzige Mitglied des Ausſchuſſes, welches fich gegen die 
directe Wahl erklärte, ein anderes Mitglied ift mir nachher 
noch beigetreten, weil es nicht in der Sitzung anmwefend war; 
Meine Herren, wir fönnen den Gefegedentwurf, der und 
zur Berathung vorliegt,; mit Freude und Hoffnung begrüßen, 
er gibt und die Audlicht auf ein einiges, großes deutſches 
Baterland. Deutichland wird forthin nicht mehr unter die 
politiſchen Nullitäten zu zählen fein, ed wird ald ein mäd): 
tiger Staat von Europa dafteben; aber, meine Herren, ex 
iſt noch nicht gegründet, er iſt noch nicht gegeben, die 
Sundamente find noch nicht einmal gelegt, fe follen erft 
gelegt. werden. Zu diefem Bau, welcher groß ift, haben 
wir gute, fehr gute Baumeiſter nöthig; denn fie müflen uns 
ein gutes, ſtarkes und großes Gebäude aufführen,. ein Ge: 
baude, worin gefichert vor äußeren und inneren Feinden, dır 
Neichfie wie der Aermfte behaglich wohnen kann. Dieſe 
Baumeifter find von und erft zu wählen, und heute ift 
und durch das Wahlgefeb der Modus vorgefchlagen, wie 
diefe Baumeifter, dieſe Abgeordneten gewählt werden follen. 
Sch glaube, daß vorzüglih Männer gewählt werden müfjen 
mit deutfchen Geſinnungen, ruhige Leute, welche die Zeit 
begriffen haben, feine Projectenmacher, die. dem praftifchen 
Leben fremd find. | BR 

Es fommt nun darauf an, wie man diefe Baumeifter. 
am beften wählt. Es gibt zweierlei Arten von Wahlen. 
Entweder wählt man auf Ddirecte oder auf indirecte Artz 
beide Arten haben am Ende ihre Vortheile, aber auch: ihre 
Nachtheile: E& wird immer nur darauf anfommen, weldyer 
Geift im Volke herrichend ft. Im Allgemeinen glaube ich 
nun, daß die indirecte Wahl die. befjere ift. Nicht Jeder im’ 
Bolfe kennt diejenigen. genau, welche die beften Baumeifter 
find, Er fann fie nicht fennen nach feiner Beſchäftigung, 
die er gewöhnlich: treibt, er hat mehr andere Sachen zu 
thun. Gewiß fennt er. aber. Leute, denen die guten Baus 
meifter ‚bekannt find, es wird.ihm leicht fein, folche zu wäh: 
len, denen er fein Mandat gibt, um die rechten Leute zu 
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finden. Dieß führt dahin, daß. man die indirecte Wahl für 
zwedmäßiger halten muß. Indeſſen, ih will auch ganz 
hiervon abfehen, ich will felbft zugeben, "daß die bdirecte 
Mahl beffer ift, jo können wir doch bei diefem Geſetz nicht 
mehr die directe Wahl annehmen. Es iſt diefed Geſetz eins 
mal: mit dem Syſtem der indirecten Wahl vorgelegt, ‚und 
war nach den freieften Grundfäßen. Bet der Directen und 
indireeten Wahl können gute und ſchlechte Wahlen erzielt 
werden. Wir haben bei der Wahl der Bürgermeifter und 
Gemeinderäthe die directe Wahl. Iſt diefe Wahl bisher 
immer gut gewejen? Seder weiß, daß fie gar oft fchlecht 
ausfällt, und zwar oft fo ſchlecht, daß man oft gar nicht 
begreift, wie folche Wahlen ftattfinden konnten. Wir haben 
indirecte Wahlen bei der Wahl der Landſtände. Unfer Wahl: 
modus ift fo beſchränkt, daß ed nicht möglich ift, einen 
beichränftern zu finden; deſſenungeachtet haben wir bei 
diefem Wahlmodus fchon die freifinnigften Kammern zu 
Stande kommen ſehen. Hierzu kommt noch ein dritter 
Grund, warum id Sie bitte, dem vorliegenden Geſetzesent—⸗ 
wurf,- alfo der indirecten Wahl; Ihre Genehmigung zu geben. 
Am 1. Mai fol die conflituirende VBerfammlung in - 
Sranffurt zufammen fommen. ch frage Sie, meine De 
ten, ob ed möglich: ift, daß: wir im der conftituirenden Ver: 
fammlung gleidy bei ihrem. Zufammentritt vertreten: find, 
wenn wir dem Gefege, dad und vorgelegt ift, nicht unfere 
Genehmigung geben. Verwerfen wir diefes. Geſetz, nehmen 
- wir die indirecte Wahl nicht an, fo wird dieſes Geſetz jeden: 
falls zuerft in die erfte Kammer fommen müſſen, was dort 
darüber beſchloſſen wird, willen wir nicht. Sch will anneh⸗ 
men, die erfte Kammer nimmt dad Gefeß, wie: es von der 
Staatöregierung vorgelegt worden ft, an, fo wird. dad Geſetz 
an die zweite Kammer zurüdtommen; ed wird: noch einmal 
darüber berathen werben, genug, es wirb eine Zeit von 
mwenigftens 14 Tagen darüber verfließen. Meine Herren, 
die Heflen find-nicht gewohnt, hinten nachzukommen, : fie 
wollen immer im Vordertreffen ftehen, fie werden auch hier 
nicht die Legten fein wollen. Sie würden aber ganz gewiß 
"in den Nachtrab kommen und als Nachzügler daftehen, 
wenn fie mit der Wahl ihrer Abgeordneten hinten nachfom: 
men, ed würde dieß nicht rühmlich für und. fein, ‚befonders, 
da wir in der Nähe von Frankfurt wohnen, wo die confti« 
fuirende Berfammlung  zufammentommt. Sc rathe Ihnen 
daher, meine Herren, dad: Geſetz in feinen weſentlichſten 
Beflimmungen, wie. ed vorgelegt. worden iſt, anzunehmen. 
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Der Abg Zitz: Meine Herren! Die Eindrücke, welche 
die Verhandlungen der Frankfurter Vorverſammlung auf 
Sie gemacht haben, find gewiß bei Ihnen allen noch fo 
frifch, daß ed nicht nothwendig ift, auf die ausführliche Ents 
widelung zurüdzugeben, welche dort Über die Vorzüge der 
directen Wablen ftattgefunden haben. Daß die Vorverſamm⸗ 
lung die Frage dahin entichieden hat, daß Directe Wahlen 

r conftituirenden Verfammlung wünſchenswerth feien, daß 
he den Zweck zunächft erreichen würden, ift bekanntz es 
ift zugegeben und es waren entfdeidende Gründe geweſen, 
weldye dad Vorparlament beftimmt haben, dieß ald allge 
meine Regel feftzuftellen. Ebenfo werden Sie ſich erinnern, 
daß die Vorverfammlung die directe Wahl nicht als able: 
Iuten Grundfag, als bindende Vorſchrift ausſprach, fordern 
Ausnahmen geftattet. Es war nämlich von einzelnen Ans 
wefenden behauptet worden, Daß unter den bei ihnen obwal⸗ 
tenden Verhältniſſen die directe Wahl unmöglich fei. Die 
Gründe für die Unmöglichkeit follten nad ihrer Anficht 
gefunden werden, einmal in der großen Entfernung der 
Wohnorte der Einzelnen von, einem bei directen Wahlen 
nothwendigen Gentralorte, zweitens in der politifchen Unreife 
des Volkes. Diefe beiden Gründe finden bei und nicht flatt. 
In dem Großherzogthum wohnt die Bevölkerung nahe beis 
fammen, fie fann und wird ſich darüber verftändigen, welche 
Männer fie zur conflituirenden Berfammlung auserfehen 
will, und ich habe bis jegt noch nicht gehört und glaube 
auch, daß heute nicht die Behauptung gewagt werden wird, 
‚ daß unſer Volk nicht politifh reif genug fei, um felbft 
für das zu forgen, was ihm noth thut und feine Wahl 
felbft zu treffen. "inden mir alfo die leitenden Grunds, 
fäße, welche jene Minorität in Franffurt für die indirecte 
Mahl beflimmt haben, bei uns nicht vor, fo müſſen be 
flimmte andere Gründe vorwalten, um von dem Beſchluſſe 
der Frankfurter Verſammlung abzumeichen, fonft erfüllen 
wir den grundfäglihen Belhluß des Worparlaments nicht, 
und es ift gerade unfere Aufgabe, unfere Verant⸗ 
wortlichkeit gegen das deutſche und. namentlich - gegen 
das. heſſiſche Volk, feinen Beſchluß zur Ausführung zu 
bringen. Welches find denn aber die Gründe, Die die 
Staatöregierung beftimmen, der directen Wahl ihre Zuſtim⸗ 
mung zu verweigern? Dad einzige Motiv des Geſetzesent⸗ 
wurfs befteht darin, es fei bei der directen Wahl die noth⸗ 
wendige Verftändigung unter den Wählern weniger leicht, 
als bei den indiresten Wahlen. sch bin ganz der entgegen» 
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gefeuten Anfiht. Wenn einmal eine Verſtändigung für die 
Urwahlen ftattfinden fol, fo kann fie nicht nur ebenfo gut, 
fondern weit ficherer, ja nur allein bei directen Wahlen 
ftattfinden! Wenn dad Volk hinlänglich aufgeklärt werden 
kann, um Wahlmänner zu wählen, die feine Intereſſen bei 
der Wahl ded Abgeordneten wirklich vertreten, fo muß es 
auch hinreichend aufgeklärt werden .fünnen, um direct zu 
wählen; ohne dieß wäre es nicht Durchdrungen von der 
Michtigkeit ded Berufs eined ſolchen Abgeordneten, feine 
Wahl würde dann alles Andere eher erzielen, ald die einer 
wahren Repräfentation feines fouveränen Willend. Müſſen 
wir alfo zugeben, daß dad Volk in dem einen, wie in dem 
andern Falle volfommen aufgeklärt werden muß, warum 
wollen wir dann nicht fogleich zur directen Wahl fchreiten 
laffen? Die örtlichen Schwierigkeiten find durchaus nicht fo 
groß, ald man glauben machen will. Es ift hier vorgefchlas 
gen eine zweite Wahl ganz nad) dem Syſtem der bisherigen 
Abgeordnetenwahl; aber diefe wird eher zu allem Anderen 
führen, ald zu einem — Ausſpruche des Volkswillens. 
Denken Sie ſich die kleinlichen Rückſichten und Lebensver⸗ 
hältniſſe, welche immer in den Gemeinden beſtehen, die 
Kürze der Zeit, worin die Wahl bewirkt werden ſoll, wie 
iſt in dieſer Spanne Zeit möglich, das Volk aufzuklären 
über die Wichtigkeit. des Moments, über die großen ent 
ſcheidenden Intereſſen, die in jener Berfammlung verfochten 
werben follen, wenn fich alles in dem Getriebe ded enghers 
zigen Gemeindeverbande, in bem Fleinen Kreife des Kamis 
lienlebens entwideln fol? Denken Sie fi die Nothwendigs 
keit, daß jeder Wähler durchdrungen fet von dem wichtigen 
Beruf, den er zu erfüllen hat, fo werden Sie zugeben, daß 
als füchere B ein gutes Wahlſyſtem und als Reſultat 
deſſelben die Theilnahme des ganzen Volkes bei der Abge⸗ 
ordnetenwahl ſelbſt nothwendig iſt. Wir werden dieſes Re⸗ 


ſultat aber nur dadurch erreichen, daß die Candidaten direct 


mit ihren Wählern in Verbindung kommen, daß der Gans 
didat felbft zu feinen/MWählern foricht, fie aufflärt, wovon 
es fich bier handelt, daß er ihnen fagt, was er felbft bei 
der Verfammlung zu erfüllen gedenft! Das aber ift ebenfo 
‚leicht, ja es ift noch viel leichter, wenn ed direct vor und 
bei der Urwahl von den Gandidaten ausgeſprochen wird, 
als wenn dad Volk in gänzlicher Unwiffenheit oder halber 
Aufklärung Wahlariftofraten wählt, und der Sandidat nicht 


1 


dad Volk, ſondern dieſe privilegirte Kaſte von ſeinem Wol⸗ 


len und Streben unterrichtet und ſich um ihre Stimme 
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bewirbt. — Iſt der’ Wahlausfhuß von Leuten gewählt, die 
der Wichtigkeit der Handlung nicht kundig waren, dann hat 
ihn dad kundige Volk nicht gewählt — .e8 hatte Fein Be— 
wußtfein von der, Wichtigkeit der Sache und wir wiffen 
nicht, durch welde Einflüffe diefe Wahlmänner gewählt 
find — welche Einflüffe fi auf fie geltend machen! Wenn 
eine VBerftändigung vor den Urmwahlen abfolut nothwendig 
ft, warum fol fie nicht ebenfo gut geichehen können bet 
der directen Urwahl? Eine leichtere Berftändigung 
fei möglich, fagt man, wenn die Wahl durch einen Aus— 
ſchuß flattfinde! Warum und wie dad? Doch wohl nur 
durch die Deffentlichfeit, dur die Mittheilung der gegen» 
feitigen Anfichten, durdy die Aufklärung mittel der Prefie, 
durch Slugfchriften, durch Volksverſammlungen, endlich durch 
Anfprachen ded Wahlausfchufles am Wahltage? Alles dieß 
gilt aber auch, wenn dad Volk direct wählt. Wenn alfo 
dad Volk felbft und allein berufen fein fol, über den Gans 
didaten zu urtheilen, wenn man etwa dem Volke die erfor: 
derlihe Intelligenz zutraut, feinen Mandatar nad) dem 
Zeitbedürfniffe zu wählen für den Ausfhuß, warum will 
man dem Volke weniger Intelligenz zutrauen, fogleich der 
Abgeordneten felbft zu beftimmen, warum fol erfi im Aus— 
febuß eine privilegirte. Kafte gebildet werden, die allein den 
Verſtand haben fol, die Mepräfentanten des Volkswillens 
herauszufinden? Warum ſoll dad Wolf, dem doch die Ins 
telligenz zugetraut wird, daß es die Wahlcandidaten im rech— 
ten Sinn erforfhe, nicht aufgeklärt genug fein, auch das, 
was ihm noth thuf, zunächft zu begreifen und felbft den 
Mann zu wählen, von dem ed überzeugt ift, daß er feine 
Intereſſen bei der conflituirenden Verſammlung am beften 
vertritt? ft es leichter, von bloß 3— 400 Wählern den 
Mann ded Vertrauens für das Volk wählen zu laffen, als 
wenn die verfchiedenen Wähler ded Bezirks felbft zuſammen⸗ 
kommen und anhören, zu welcher Gefinnung und politifchen 
Richtung der Gandidat für die Verſammlung ſich bekennt, 
wenn fie fein Glaubensbefenntniß, feine politifhen Grunds- 
füge unmittelbar entgegennehmen und darüber entfcheiden, 
ob foldye ihren eigenen entfprechen, ‘ob fie ihm oder einem 
Andern die Stimme geben follen? 

Dieß, meine Herren, find die Grundſätze, welche die 
Majorität Ihres Ausichuffes Ihnen ausgeführt hat, Ich 
will Sie nicht ermüden mit Wiederholungen deflen, mas 
mohl noch frifch in Ihrer Erinnerung lebt. Aber mit wes 
nigen Worten will id auf die Gründe der Minorität über: 
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gehen’ und: prüfen, ob fie auch nur von dem: kleinſten Be- 
lang find,  Diefe Gründe — der Abgeordnete Schend hat 
fie Ihnen entwidelt — find folgende; | 

Es ſei nicht zu verfennen, daß die directe Wahl an fich 
die matürlichfte fei, indem hierbei jeder Wähler die Abge— 
ordneten felbfi unmittelbar. zu wählen. habe, — ein Zuge: 
ſtändniß, was wir annehmen und was bei Ihrer: Abftim- 
mung Sie gewiß noch ficherer leiten wird. — Aber, heißt 
es weiter, es fei in Betracht zu ziehen, daß, ſo wie in 
allen Verhältniſſen, auch bei der Wahl der Abgeordneten 
die Intelligenz entfcheiden folle, und diefer Zweck werde bei’ 
der indirecten Wahl beffer, wie bei der Ddirecten erreicht 
werden. Diefer Grund geht zu: weit und bemweift darum 
gar nichts. - Wenn wir. dem Wolfe fo viel Intelligenz zur 
trauen, daß ed mit Bewußtſein der Sache für. die wahre 
Bertretung feiner Intereffen die rechten: Wahlmänner: hers 
audfindet, fo müſſen wir ihm auch fo viel Intelligenz zus 
trauen, daß man- nicht nothwendig habe, .erft einen Intelli⸗ 
enzmandatar für die Abgeordnetenwahl felbft zu. bezeichnen, 
ondern daB dad. Volk mit gleicher Sicherheit felbft den 
rechten. Abgeordneten direct erwählen wird» Können. wir 
aber jene Intelligenz dem Bolt nicht unbedingt zugeftehen, 
dann dürften wir auch feinen indirecten Einfluß auf Die 
Wahl, wir dürfen ihm gar Feine politifchen Rechte zuger 
ſtehen! Geſtehen wir ihm aber hinreichende Intelligenz 
und politifhe Reife für die Ausübung diefer Rechte zu, fo 
müffen wir ihm eben fo gut zutrauen, daß es -aufgeklärt 
über feine Intereffen, überzeugt von der Gefinnung Desje⸗ 
nigen, der fich um feine Stimme bewirbt, den rechten 
Mann feined Vertrauend zu finden weiß, ohne daß es fich 
erft an andere Perfonen zu wenden braucht, welche von 
jeder Gemeinde im Wege der Intriguen, der Parteiungen 
und Gott weiß welcder Mittel in den Wahlausfhuß ges 
wählt werden! Ein großer Theil des Volks, fährt die 
Minorität fort, fei aud mancherlei Gründen oft nicht in: der 
Lage, einen .qualificirten Abgeordneten aufzufinden, während 
ed leicht ſolche Perfonen Fenne, die im Stande feien, einen 
folhen zu wählen! Handelt es ſich denn darum, daß jede 
Gemeinde einen Abgeordneten auf 250 Seelen nah Franfs 
furt ſchicken fol, wollen wir- denn, daß das Volk. feine 
Abgeordnete nothwendig vorher kennen, vielleicht gar in feis 
ner eignen Gemeinde auffinden müſſe? "Werden nicht in 
jedem Wahlbezirfe Männer, deren Charakter und Gefins 
nung, deren Gefhichte und Handlungen allgemein gekannt 
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find, auftreten und fi um das Wertrauen ded Bezirks 
bewerben? Das Großherzogthum wird politifch gebildete 
Männer genug befiten, die ſich die größte Ehre und eine 
heilige Pflicht daraus machen, die Intereffen Deutfchlands 
zu vertreten, die Muth genug haben, vor dem Wolfe aufs 
utreten und in diefem oder jenem Bezirk ald Candidaten 
ch hinzuftelen. Und follte das Großberzogthum dafür 
unzureichend fein, fo kann der Wahlbezirk im ganzen deut: 
ſchen Vaterlande nach einem Manne feined Vertrauens fich 
umfehen! Es ift nicht nöthig, daß man im Voraus dem 
Volke zumuthet, daß ed vor der Wahl Jeden, der ſich um 
die Candidatur bewirbt, fennen fol, fo wenig, als bei im 
directen Wahlen Die Urwähler alle Wahlmänner genau ken⸗ 
nen. Der rechte Mann wird fchon hervortreten, der dem 
Wählern fagt, nad welchen Grundfägen er handle, was 
er für Deutſchlands Glüd, für die Freiheit und das Wohl 
des Volks thun will. So wird ed an der Berfländigu 
des Volkes mit den einzelnen Gandidaten nicht fehlen; dieſe 
wird ſich leicht und von felbft geben. Die Vorverfammlung 
bat entfchieden, Daß jeder Deutfche in Deutfchland als Ab» 
eorbneter zur * conflituirenden rg wählbar fein 
U, und die Minorität wagt ed, als einen Rectfertigungds 
grund für ihr Syſtem anzuführen, daß man in vielen Ge 
meinden feinen geeigneten Abgeordneten Fennen werde und 
deßhalb erft Leute wählen folle, die fich darum erfundigen 
und dad Geſchäft für uns beforgen!! Wenn alfo ein 
Volksmann 3. B. aus Norbdeutichland fommt und erklärt: 
er wolle in einem beflifhen Wahlbezirfe Candidat fein, fo 
fchließt ihn die Minorität geradezu aus, denn „man kennt 
ihn ja nicht!“ Daß ihm die Verftändigung mit den Wahl: 
männern ———— offen bleibt, ändert daran nach dem 
Syſteme der Minorität gar nichts, denn dad Wahlcolle⸗ 
gium kann ihn in der kurzen Zeit auch nicht anders als 
dem Rufe und der Meinungsäußerung nach kennen lernen 
— dad kann aber gleichgut bei Urwahlen geſchehen. Das 
ft alfo nur ein Scheingrund. Hiernach, fährt. die Minos 
rität fort, fei ed rärhlicher, dad ganze Volt nır die Mahl: 
männer wählen zu laflen und dieſe mit der Wahl der Ab» 
geordneten zu beauftragen. Dieß ift die Gonfequenz aus 
dem erften Satz; ift aber der erfie Gab nicht gegründet, 
fo fällt auch die daraus gezugene Gonfequenz hinweg. Diefe 
Wahlart, wird fodann gefagt, habe auch den Bortheit, daß 
fih die Wahlmänner über den zu Wählenden befprechen 
fönnen, wad bei der directen Wahl nicht leicht geichehen 
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koönne. Eben darum [habe ich meine Anſicht dahin ausge⸗ 
fprochen, es foll fich Bein Ausfhuß allein befprechen, fein 
Ausfhuß fol die privilegirte Kafte bilden, welche die Abs 
geordneten wählt, fondern die Wahl fol felbft der Ausfpruch 
des Volkswillens fein, Ihr wollt alfo, der Gandidat folle 
fih nur bei den Ausfchußmännern zu erkennen geben? Ihr 
laubt, ed komme weſentlich darauf an, daß diefe Auds 
chußmänner fib mit einander verftändigen? Dad nennt 
Ihr eine Volkswahl, während Ihr durch die offene Erfläs 
rung der Candidaten vor dem Volk, durch feine Anfprache 
in den VBerfammlungen, da8 ficherfte Mittel erfennen müßt, 
wie das Volk beftimmt, wie feine Meinung über Candidas 
ten feftgeftellt werden fol und kann! Zudem, bemerkt das 
Minoritätögutachten weiter, ,, führe die directe Wahl den 
Nachtheil mit fib, daß die Wähler, um ihr Wahlrecht 
auszuüben, ſich oft an einen entfernten Ort begeben müß: 
ten, und daß hierdurch fehr häufige WBeranlaffung zum 
Nichtgebrauch des Wahlrechtd werde gegeben werden. Es 
handelt fih aber nach der Anficht, welche die Majorität 
entwidelt ‘dat, nur von der einmaligen Entfernung der Wähs 
ler an den Hauptort des Wahlbezirks, alfo nicht von einer 
oftmaligen und großen Reife! Es follen ja in jeder Ges 
meinde die Wahlliften aufgeftelt werden, und an dem bes 
ſtimmten Tag begeben ſich die Wähler an einen oder meh: 
rere Hauptorte ded Bezirks, um dort ihre Stimmen abzus 
geben. Es handelt ſich alfo nur von einem Tage, an 
welchem die Stimmen abgegeben werden — wenn dazu 
. ein Sonntag genommen wird, fa wird fich gewiß der ganze 

Bezirk — dahin begeben. Denn Sie müſſen bedenken, 
daß das Volk über die Wichtigkeit der Sache aufgeklärt, 
in politiſche Aufregung verſetzt und auf die Ausübung die- 
fed höcften Wahlrechted .ftolz fein wird, Ehe der Wahlta 
berannaht, wird ed ſchon durch die Preffe, durch Flugſchrif⸗ 
ten, durch Volksverſammlungen und durch die darin gebals 
tenen Reden volllommen aufgeklärt fein, fo daß über die 
Männer, die fih ihm dann ald Gandidaten präfentiren, 
nachdem auf alle Weile die Gefinnung der Einzelnen fchon - 
früher offen audgefprochen worden ift, dad Wolf: feine Uebers 
eugung leicht feftftellen wird! Darum muß vorher das 
—* e der Maſſe für die Mahl aufgeregt werden — 
denn wenn das nicht gefchieht, wenn die Theilnahme. für 
diefe heilige Sache nicht rege gemacht ift, fo werden wir 
weder bei directen noch bei indireeten Wahlen einen wahren 
Ausdrud ded Volkswillens erwarten; wir erhalten nur die 
Protokolle 3. d. Verh. d. 2. Ram, 1.3, 2 
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Erklärung der Einzelnen, welche in ber Gemeinde einen 
Einfluß üben, welche fib ein gewiſſes Zutrauen oder eine 
Parthei in der Gemeinde zu erwerben gewußt haben. Ent: 
Sich wird gefagt, wolle man an jedem einzelnen Ort wäh 
len laffen, fo würden fib die Stimmen zu fehr zerfplittern. — 
Diele Wahlart will ih auch gar nicht — ich halte fie felbft 
für unmöglich aus den Gründen, die ich entwidelt habe — 
wegen der Vorbereitungen, die vor der Wahl flattfinden 
müſſen, wegen der Vorausſetzungen, die ich foeben ausge— 
führt habe. Endlich, fagt man, habe die Erfahrung bei 
der Wahl der Bürgermeifter und Gemeinderäthe bewiefen, 
daß directe Wahl häufig ein fehr ſchlechtes Nefultat Liefert, 
während die fo außerordentlich beſchränkte indirecte Wahlart 
der Landftände im Großherzogthum, welche außerdem fogar 
einen dreifachen Wahlmodus anordnet, ſchon fehr freifinnige 
‚ Kammern geliefert hat.” | 
Das ift hier zwar behauptet worden, aber daß ift ein 

anz andered Berhältniß. Einmal fehe id ab von dem 
influß, der unter dem alten Regierungsſyſtem bei den— 
Drtövorftandd: und Abgeordnetenwahlen ftattfand. Sch lege, 
da der Einfluß nicht mehr befteht, au fein Gewicht mehr 
auf denfelben; aber was beweift dieß Argument ? handelt 
es fich denn erftend darum, einen Gemeinderath zu wählen 
und in Gemeinden, wo die Bevölkerung vielleicht dünn ges 
fäet war, wo dad Volk wegen Mangeld der Befleren oft 
unglüdlich greifen mußte oder durch Parthei und Kamiliens 
einfluß verleitet ward, eine fchlehte Wahl zu treffen ? 
Ganz anderd wird und muß ed kommen, wenn, wie bier, 
eine Mafle von Wählern, die nicht befchränft ift in ihrer 
Wahl, eine ſolche Handlung vorzunehmen bat! Uebrigens, 
meine Herren, Fann ich jenes Argument fogar für mich ans 
rufen! Wenn die Urmablen in den Gemeinden für die Ortds 
behörden fchledht ausfallen, fo werden fie heute für die Be— 
vollmächtigten auch nicht befler fein und man fann daher 
die gefährlichen Wahlen des einen Orts nur durch die allge: 
mein guten der Mehrzahl ausgleichen! Uebrigend wird der bei 
Ortswahlen vorherrjchende Partheieinfluß dann unmöglic) 
fein wegen der allgemeinen Begeifterung ded Volkes, die 
nad) einer großen entfcheidenden Richtung hinarbeiter! Was 
die Gegner mit ihrem Saße beweifen können, das rechtfer⸗ 
tigt meine entfchiedene Abneigung gegen ihre Gemeinde: - 
wählen — das beweift die ‚Schledhtigkeit" des ganzen Sys 
ſtems, welches feine Wirkungen audy in unferer großen Sache 
nicht ganz verlieren wird — welches fich mehr oder wenis 
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ger bei diefen Ortöwahlen geltend machen wird! Wie heute, 
wo es fi darum handelt, einen Wolförepräfentanten zur 
Abflimmung über Deutſchlands WVerfaffung zu ermählen, 
fol jede Gemeinde abgeſchloſſen und für fih handeln, und 
die Verſtändigung zwifchen dem Mann der Wahl und 
70,000 Seelen durch dreis bis vierhundert engherzig zufams 
mengewürfelter Männer ftattfinden? Die Schlußbemers 
fung, daß wir auch felbft in der feither fo außerordentlich 
beſchränkten indirecten Wahlart fchon freifinnige Kammern 
gehabt hätten, beweift gar nicht, denn dort hatten wir 
beftimmte MWahlcollegien mit Genfuß für den zweiten und 
dritten Grad, aus denen gewählt werden mußte. Diefe 
Gollegien eriftiren ‚aber hier nicht! Außerdem frage ich, ob 
wir jene liberalen Kammern hätten haben fönnen, wenn 
die Urwahlen nicht gleich liberal gewelen wären? Alſo felbft 
bier fam es darauf an, daß dad Volk aufgeflärt war über 
die Wichtigkeit der Sache und über die Wahlumtriebe, wels 
che gegen fein Intereſſe gemacht wurden, und daß es fidh 
vereinigte in der Abftimmung und liberale Urmwahlen zu 
Stande brachte. Uebrigend haben wir leider ſchon weit ik 
ter fchlechte Kammern in Deutfchland gehabt und der Grund 
davon lag nur in der Belchränfung der Wahl, nur in dem 
Mangel der Berftändigung der Maſſe! Sc glaube hier: 
nad, meine Herren, Sie werden mit mit einverftanden fein, 
daß die Motive, womit man den Gefegedentwurf vorgelegt 
bat und die Unterftügung, welche diefe Motive in dem Mi: 
noritätöbericht gefunden haben, nicht ausreichen, um abzu: 
weichen von dem Princip, welches in der Srankfurter Vor: 
verfammlung aufgeftellt worden ift! Meine HDerren, unfere 
kurheſſiſchen Brüder wählen direct, warum follen wir mes 
niger Rechte haben, ald fie, warum einen anderen Wahl: 
modus annehmen? Welche Veranlaffung kann man in uns 
ferem Staate dafür finden? In Kurbeilen ift die Bevölke— 
rung bei weitem nicht fo dicht gefdet, ald im Großherzog: 
thbum. Die Kurbeffen werden wahrfcheinlid dad Zeugniß 
nicht erhalten, daß fie politifch reifer find, ald wir, und 
bat man dort diefen Wahlmodud für einen zmedmäßigen, 
für einen zum guten Refultate führenden betrachtet, — was 
rum follen wir geringer geachtet werden, warum foll der 
Wahlmodus, der dort ald der richtige und gute erkannt 
worden ift, ed nicht auch bei und fein? Sch beharre auf 
— Wahl, und proteſtire feierlich gegen den Geſetzesent⸗ 
wurf! — 

Der Präfident: In Beziehung auf die geographifchen 
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Verhältniffe des Großherzogthums, welche der Abgeordnete 
Zitz in feiner Rede berührt bat, glaube ich eine berichtigende 
Bemerkung einibalten zu müflen. In der Provinz Rheins 
heſſen liegen die Bezirke dicht bevölfert und arrondirt beis 
fammen, in der Provinz Starfenburg und Oberheflen ift 
dieß aber ganz anderd. Nach der Lage der einzelnen Bes 
zirfe, würde ed bei einer directen Wahl nothwendig fein, 
daß die Wahlberechtigten, alfo ungefähr 4 der Bevölkerung 
zwei, drei, vier Tage von ihrem Wohnſitz abwefend fein 
müßten, wenn fie an den Wahlen Theil nehmen wollten. 
Ich führe nur die Bezirfe Wimpfen, Vöhl, Biedenkopf und 
auch Alsfeld an. 

Der Abg. Brund: Wenn der Redner vor mir bes 
hauptet hat, daß die Wahlen dann bei und biöher immer 
freifinnig gewelen wären, wenn wir eine freifinnige Urwahl 
im Land gehabt hätten, fo ift diefe Anſicht total unpraktifch 
und unrichtig; denn auf dem platten ande hat es ſich bes 
wiefen, daß unfere Urwablen total fchleht waren, und daß 
in Folge derfelben Wahlmänner gewäblt worden find, ges 
rade fo, wie die leitenden Beamten e8 haben wollten. Meine 
Herren, wir haben bisher auf 500 Seelen einen Bevoll: 
mächtigten gewählt, wer wurde in der Regel der Bevolls 
mächtigte in den Landgemeinden? Niemand anderd ald der 
Bürgermeifter, der feiner vorgefeßten Behörde untergebene 
Mann. Ich Fann Ihnen ein Beifpiel an mir felhft erzähs 
len, ich gebörte gewiß zu der Zahl derjenigen Abgeordneten, 
die wohl darauf Anfprud machen fonnten, gewählt zu wers 
den. Sch glaube ein Recht dazu gehabt zu haben. Es gibt 
auch Zeiten, wo man von fich felbft fprechen darf, hier kann 
ich ed. Aber wie ift die lebte Wahl in meiner und allen 
Gemeinden ausgefallen? Ich felbft Fonnte nicht einmal Bes 
vollmächtigter werden, weil die Leute glaubten, der Bür⸗ 
ermeifter werde es Übel nehmen, fie fagten, der könne ihnen 
chaden, wenn fie nicht fo handeln würden. Ich konnte 
auch nicht einmal einer der 25 Wahlmänner werden, welde 
den Abg:ordneten wählen, weil den Bevollmächtigten andere 
MWahlmänner vorgefchrieben waren, und faum Erfagmann 
fonnte ich werden; dennoch wurde ich gegen eine Minorität: 
von drei Stimmen zum Abgeordneten gewählt, worin la 

dieß? Das lag darin, daß unabhängige Männer, nämli 

25 aus den fechözig Höchfibefteuerten ded Bezirks am Ende 
die Wahl in die Hand befamen, und dennoch gegen alle 
Einwirkung mich wählten, obgleih man dad Gegentheil er= 
wartete; aber defien ungeachtet fagten dennoch die Leute, 
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wir haben ein andered Intereſſe, wir laffen und Niemand 
auforingen. Sc Fomme nun auf die Suche felbft zurüd, 
und wenn man mir vor Allem fagt, dad Volk ift reif zu 
einer directen Wahl, fo will ich gerade nicht das Gegentheil 
behaupten. Es bat fidy indeffen bei den bisherigen land: 
ftändifchen Wahlen ergeben, daß dad Volt noch nicht reif 
dazu war, daß ed (ich fpreche bier vom platten ande) ganz 
leichgültig faft immer feine Bürgermeifter ald Gemeinde: 
evo'lmächtigte gewählt hat. Ich erkläre im Voraus, daß 
ich weder mit dem Gefegedvorfchlag, noch mit der Anficht 
der Majorität des Ausſchuſſes übereinftimme, jedoch aus 
ganz andern Gründen als diejenigen, welde man biöher 
eltend gemacht hat. Meine Herren, wir müſſen die ganze. 
afle des Volks ind Auge fallen, wir müſſen praktiſch ur: 
theilen, nicht von einem Standpunkte aus theoretifiren, von 
dem aud man vielleicht in größeren Städten urtheilt, wo 
allerdings dad Volk mehr aufgeklärt ift, ald auf dem Lande. 
Nehmen Sie an, daß fih in einem Wahlbezirk von 60— 
70,000 Seelen } Stimmfähige befinden ; denn man nimmt 
auf einen Familienvater fünf Seelen an. Hier gibt ed aber 
eine Mafle von MWäblern’, jungen Männern von 21 Jahr, 
die noch feine Familienväter find, Alfo wird ungefähr I 
der ganzen Bevölkerung Wähler und Wahlfähige fein. 
iernach müßten alfo 15 — 16,000 Seelen ſich auf eins 
mal verfammeln, um direct zu wählen. Denken Sie fidh 
den Grad der Bildung unfered Landvolks, wie fol diele 
Wahl ausgeführt werden? fol fie vielleicht durh Stimm; 
zettel ausgeführt werden? Dad balte ich für unmöglich, 
Sol fie auf andere Art ausgeführt werden, . etwa durch) 
Zuruf, durch Händeftreden, durch Theilung, aud dadurch 
wird fi die Volfsftimmung nicht fund geben. Die Leute 
find zu alleın diefem noch zu unerfahren. Bei dem erften 
Zuruf: „Handftreden” rechts und links gehen würden fie, 
nachdem Semand zulegt geiprochen, geſchrieen, und Einwirs 
ten von Helferöhelfern flattgefunden, fich beirren, bethören, 
verwirren laffen, oder gar mechaniſch nachahmen; von fol: 
chen Manövern haben die Leute noch Feine Begriffe. Aber 
ih bin auch mit dem’ Gefehesentwurf und zwar aus dem 
nämlichen Grunde, den ich eben in Beziehung auf unfere 
bisherigen ftändifchen Wahlen erwähnt habe, nicht einvers 
fanden. Sch will Feine Urwahl, wie fie biöher war, aber 
doch eine Wahl auf den breiteften Grundlagen, Sch will 
nicht, daß in einer Gemeinde bloß der Bürgermeifter und 
allenfalls noch ein verälteter Gemeinderath, der neben ihm 
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fit, ald Wahlmänner gewählt werben. Ich weiß auch, 
daß ed in den Gemeinden Partheien gibt,- aber felten polis 
tifhe. Die ‚Partheien find in der Regel Religions: und. 
Familienpartheien, die in den Gemeinden die Wahlen leiten. 
Ich will alfo die Wahl nady einer foldhen Bafis haben, 
daß darnach alle Partheien und aud in den kleinſten Ges 
meinden daran Xheil nehmen können, gleich viel, ob fie 
einer politifben, einer Religions: oder $amilienparthei ans 
ebören. Darum müſſen wir aber auf weniger ald 250 

eelen fchon einen Wahlmann wählen, wir müflen wenigs 
fiend auf 100 Seelen einen folhen haben, dann können 
wir erſt fagen, die. kleinſte Gemeinde und alle Partbeien 
einer Gemeinde, welche ed auch feien, find bei der Wahl 
vertreten. 


Der zweite Präfident Wernher unterftügt den Antrag. 
ded Abgeordneten Brund, 


Der Abg. Brund (fortfahrend): Unbegreiflicher Weiſe 
bat dad Großherzogtbum Baden ein Wahlgeieg angenoms 
men, wonach auf 900 Seelen ein Wahlmann gewählt 
werden foll, dad freifinnige Baden! Die Wahlen haben 
ſich feither dort bewährt. Das beweift aber wirflich nur, 
daß die Bewohner dort viel weiter in der Givilifation vors 
aefchritten find, ald wir e3 felbft auf dem linfen Rheinufer 
find; denn wir haben bei der Wahl der ftändifhen Ge: 
meindebevollmächtigten, wie ich ſchon erwähnt habe, auf 
500 Seelen immer die fchlechtefte Wahl in den erſten Gras 
den gehabt. Das Großherzogthum Baden mag fonach 
Gründe haben, nicht weiter zu geben, aber nicht wir. Das 
vorliegende Wahlgefeg ift allerdingd noch freifinniger, als 
dad badifche, weil es auf nur 250 Seelen einen Wahl: 
mann will. Aber es ift mir auch fo noch viel zu beengt, 
Ich will daher, daß auf 100 Seelen ein Wahlmann ge: 
wählt werde. Nehmen wir diefen Grundfag an, fo ſtehen 
wir auch in Harmonie mit- einem unferer angrenzenden 
Staaten, nämlich mit Naffau, Hier habe ich dad ganze 
neue Wahlgefeb für dad Herzogthum Naffau in Händen. 
Dad lautet in feinem Art. 14 folgendermaßen: 

„Sede Gemeindewahlverfammlung wählt auf je 
100 Seelen einen Wahlmann. Es wird dabei jeded- 
mal die letzte Volközählung zum Grunde gelegt. Eine 
Seelenzahl von mehr ald 66 wird für 100 gezählt. 
Die Gemeinden, deren Seelenzahl nicht 100 beträgt, 
wählen dennoch einen Wahlmann,” 
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Auch dad will ich, meine Herren, die kleinſte Gemeinde 
fol das Recht haben, vertreten zu fein Ich will fie nicht 
mit anderen Gemeinden zufammengefchlagen willen, das 
gibt nur Verwirrung und unvollfommene Wahlen, die ges 
wöhnlic ein fehr fchlechted Nefultat zur Folge haben, weil 
bei einer foldhen Wahl die einzelnen Gemeinden ſich doch 
immer felbft- wieder in der Regel die Stinimen geben 
und dadurd ein ganz unvollflommenes Reſultat zu Stande 
fommt. Ich Sage alfo: ich will Feine directe Wahl, aber 
ich will eine indirecte auf der. weiteften Grundlage, und ich 
glaube, daß die Grundlage, welche ich bier vorfchlage, von . 
jeder Parthei in den Gemeinden billig und gerecht anges 
nommen, anerfannt wird, weil auf diefe Weile Ausficht 
dazu vorhanden ift, daß jede Parthei ihre Vertreter befommt. 
So will id es bei dem erflen Wahlgrad haben. Haben 
wir diefe erfte Wahl auf diefe Weiſe vollendet, fo find na⸗ 
türlich auch bei der zweiten Wahl alle Partheien vertreten, 
und nur dann ift eine Wahl eine entfprechende, eine volf3s 
— wenn alle Partheien vertreten ſind. Der Zweck 
wird alſo eben ſo gut und beſſer erreicht, als wir durch 
eine Urwahl, worin ſogleich der Abgeordnete gewählt wird. 

Wählen wir auf 100 Seelen einen Wahlmann, fo 
bekommen wir für jeden Wahlbezirk 6— 700 Wähler, und 
ich glaube, meine Herren, dad find Wähler genug, um bes 
baupten zu können, aus diefen Wählern geht die wirkliche 
und wahre Volksſtimmung hervor. | 

Ich hoffe und erwarte, daß Sie mir Vertrauen fchenfen 
und ich erwarte auch von dem Herrn Minifter, daß er eine 
Wahl nah meinem VBorfchlage nachgibt. Gefchieht dieß, 
fo bin ich überzeugt, es werden alle Theile dadurch befrie: 
digt, und ich glaube, meinen praftifchen Einfichten und Er: 
— in dieſer Beziehung kann man wohl Zutrauen 
chenken. 

Der Präſident: Ich wollte den Zufammenhang des 
Bortragd des Abgeordneten Brund nicht ftören, fonft würde 
ih ihn fchon während feiner Rede darauf aufmerkffam ge: 
macht haben, daß fein Antrag nicht hierher gehört. Zu dem 
Art. 3 fprechen wir bloß über directe und indirecte Wahl. 
— Dad Amendement ded Abgeordneten Brund würde zu 
dem Art. 6 an feiner Stelle fein. Sch bitte alfo diejenigen 
Abgeordneten, welche über das Amendement ded Abgeords 
neten Brund reden wollen, daß fie ihre Bemerfungen bis 
zum Art. 6 auögefeßt fein laffen und fich jetzt bloß an die 
Frage über directe und indirecte Wahl halten, 
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Der Abg. Krug: Die Gründe der Minorität des Aus: 
ſchuſſes, der ich mich, verhindert der Berathung im Aus⸗ 
ſchuß beizuwohnen, mie bereitd dad andere Minoritätsmite 

lied bei Anfang unferer Discuffion bemerft hat vor Er⸗ 

attung des Audfchußberichtd. angefchloffen habe, find am 
Schluſſe derfelben fo ausführlich angegeben und auc nicht. 
entfernt Durch dasjenige widerlegt worden, was der Abge⸗ 
ordnete Zitz vorhin dagegen bemerkt bat, daß ich mich ledig» 
Ich darauf beziehen Fann. Weit entfernt anzunebmen, daß 
dad heſſiſche Volk nicht reif genug, nicht gebildet genug 
fei, um mit Erkenntniß und GSelbfiprüfung eine dicrecte 
Wahl vorzunehmen, oder daß ed gar, wie der Abgeordnete 
Big bemerkte, einer Aufftachelung zu dieſem Behufe bedürfe, 
müßte ſchon die ganz einfache Betrachtung‘ der indirecten 
Wahl den Vorzug einräumen, daß nämlich, wenn man 
eine Volkswahl will — und diefe will auch die Majorität 
ded Ausſchuſſes — nicht eine Wahlform einführen darf, 
wodurch ein großer heil ded Volkes von der Wahl aus: 
geichloffen wird; denn am Ende fommt e8 auf eind hinaus, 
ob man dielen Ausſchuß ausdrüdlich beflimmt, oder ob man 
eine Wahlform einführt, die ed unmögli macht, das 
MWahlreht auszuüben. Dieß geſchieht aber offenbar durch 
die Anträge der Majorität ded Ausfchufles, wie ſich ſchon 
durch einen Blid auf die geograpbifche Lage der Provinzen 
Starfenburg und Oberbeflen, namentlich des ſechsten Wahlbes 
zirks, ergibt, und es erfcheint wirklich, ald ob der Abgeords 
nete Zi Feine genugfame Kenntniß davon bat. ch ertaube 
mir Daher ihm zu bemerken, daß wenn nach dem Vorſchlag 
der Majorität ded Ausfchuffed die Bewohner des entlegenen 
Bezirks Vöhl an den Hauptort des Wahlbezirks, alfo nach 
Gießen, geben folen, um ihr Wahlrecht auszuüben, fie 
wenigftend vier Tage reifen müffen, um dahin zu kommen; 
denn die am entfernteften liegenden Orte ded Landgerichts 
Vöhl find von Gießen wenigftend 30 Stunden entfernt, 
E3 handelt ſich alfo nicht von Kleinen Unbequemlichkeiten 
und Zeitverluften, wie der Abgeordnete Zig vermeint, fons 
tern von folchen Belchwerlichkeiten, die ed dem größten 
Theil ded Wahlbezirfs unmöglich machen, von ihrem Wahl: 
recht Gebrauch zu machen. Gleiche Verhältniffe, wenn auch 
in geringerem Maße, treten in anderen Wahlbezirken der 
Provinzen Starfenburg und’ Oberheſſen ein, allein wenn 
auch dieß nicht und der fechdte Wahlbezirk der einzige wäre, 
wo die bemerften nicht zu befeitigenden Hinderniffe beflän» 
den, fo würde es fich doch nicht rechtfertigen laſſen, gerade 
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biefen entfernten Bewohnern unfered Hinterlandes, die bie: . 
ber ſtets Sinn für Geſetzlichkeit und Verfaffungdtreue bes 
urfundet haben, ihr Wahlrecht zu verfümmern, ja geradezu 
unmöglih zu machen, und dieß würde, wie bereitd bemerft, 
geicheben, wenn man ihnen bei den jegigen Witterungdvers 
ältniffen zumuthen wollte, ſich wenigftens eine ganze Woche‘ 
lang von Haufe zu entfernen und eine foftipielige Reife 
. nad) Gießen zum Behufe der Bornahme der Wahl zu uns 
ternehmen. Diefem Mipftand könnte nun allerdings das 
durch vorgebeugt werden, daß die Wahl in den einzelnen 
Gemeinden vorgenommen würde; Daß indeß, wenn man 
eine directe Wahl will, jene Korm fich nicht als empfehlens⸗ 
wertb darftellt, darüber find wir wohl alle einverftanden. 
Der Abg. Reh: Meine Herren! Ich verlange die 
rößte Freiheit für die Wahlen, und eben weil ic diele 
Sreibeit verlange, werde ich für eine mittelbare Wahl flims 
men. Nach meiner feftbegründeten Anficht, ift die Wahl - 
freiheit nur bei einer mittelbaren Wahl ficher geftelt. Mad 
ift Freiheit bei der Wahl?! Meiner Anficht nach die rich» 
tige Erfenntniß deflen, wozu die Wahl beflimmt ift, fie iſt 
die richtige Erkenntniß der Perfon, welche gewählt werden 
fann, um auszuführen, wad von ihr verlangt wird. Eine 
Zabl von 16, 17 oder 18,000 Menfchen, weldhe 7 bis 8 
Stunden von einander entfernt wohnen, find nicht in der 
Lage. die Freibeit, welche ich in der Erkenntniß finde, fich 
zu bilden und zu verfcaffen. Wer das Gegentbeil behaups 
tet, muß die gewöhnlichen Berhältniffe des menichlichen 
Lebens verkennen. Wir haben befanntlicy directe Wahlen 
in ben Gemeinden. Die Gründe, welche für directe Wah— 
len bei den Gemeinden fpredyen, fprechen gegen Ddirecte 
Wahlen für den Landtag oder dad Parlament. In den 
Gemeinden direct zu wählen, ift durch die Verhältniffe mögs 
li gemacht. Jeder Bürger einer Gemeinde. fennt fehr 
wohl die Verhältniffe der Gemeinden, ihre Bedürfniffe, fo: 
wie die Perfonen, welche geeignet find, ald Ortsvorftände 
aufzutreten. Dort fann man alfo füglich direct durch die 
Bürger felbfi wählen laſſen. Und doch ift felbft dieles 
Princip, wie Ihnen Allen nicht unbekannt fein wird, faft 
auf jedem Landtage felbft von den freifinnigften Abgeordne⸗ 
ten angefochten, und es find Klagen darüber erhoben worden, 
Daß die Gemeindewahlen direct find. Ich erinnere Sie 
nur an mehrere Anträge des verftorbenen Ernſt Emil Hofs 
mann, dem Niemand in der Kammer dad Präpdicat der 
größten Freifianigkeit und dabei dad Prädicat eined prak⸗ 
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tifhen Manned abfprechen wird. Umgekehrt aber ift das 
Berhältniß bei den Wahlen für das Ddeutiche Parlament. 
Fragen Sie, meine Herren, ob den Leuten in den einzelnen — 
Wahlbezirken die Perfonen bekannt find, welche ſich dazu 
eignen, um nach Frankfurt in die conftituirende Berfamm: 
lung gefcidt zu werden. Die große Menge ift mit foldyen 
Männern nicht einmal dem Namen nah befannt, Sch be: 
baupte deßhalb, der intelligentere Theil des Bezirks muß 
die Wahl treffen. Wer mir fagt, die Intelligenz iſt allents 
halben gleich, der fagt eine Unwahrheit. Die Intelligenz 
ift überall fehr verfchieden, daß aber eine Wahl, die von 
der ficheren Intelligenz ausgeht, die befte fei, bedarf Feiner 
Worte. Ich glaube auch Feinedwegd, daß wir nicht im 
Sinne des Volks handeln, wenn wir die indirecte Mahl 
annehmen. Sch ftelle dad Wolf fo hoch, daß ich ihm die 
Intelligenz zutraue, zu erfennen, wie nach den Verhältnifs 
fen eine andere Wahlart nicht eingeführt werden, wie fie 
nicht gut fein kann. Ich halte das Gefeß, wie ed vorliegt, 
für das freifinnigfte, welches vielleicht die Geſchichte aufzus 
weilen hat. Fragen Sie, welche Wahlgefege in andern’ 
Ländern beftehen, In Nordamerifa muß das Mitglied der 
KRepräfentantenfammer 25 Jahre alt fein und fieben Sabre 
lang ald Bürger in Nordamerifa gelebt. haben. Meine 
Herren, wir aber können den-wählen, der kaum 21 Lebends 
jahre hinter fich bat, der faum deutſcher Bürger geworden 
fl. Sch fage daher: unfer Wahlgeſetz ift freier, als das 
nordamerifanifhe. In Frankreich hat man im Jahr 1791 
ein Gefeg über die Wahlen für die Nationalrepräfentation 
geibaffen mitten unter den Greigniffen der Revolution, in 
einer Zeit, wo die Freiheit bis zum Uebermaß verlangt und 
gewährt wurde, und Niemand hat dort daran gedacht, eine 
directe Wahl zur Nationalrepräfentation zu wollen. Ja 
man feßte fogar einen Genfus feft, denn der zu Wählende 
mußte 3 Francs directe Steuer zahlen. Die freie Schweiz, 
mit der wir unfern Zuftand in Deutichland einigermaßen 
vergleichen können, hat, Sie wiffen es, eine Zagfagung, 
alfo etwad dem Aehnliches, was unfer Parlament werden 
fol. Die Schweiz, welche nur Republifen in fich fließt, 
läßt ihre Gefandten zur Tagſatzung nicht dur das Volk 
wählen, fondern durch die Gantonalregierungen, wenigſtens 
in den meiften Gantonen, Diefe Bemerkung allein wird 
genügen, um Ihnen zu beweilen, daß unfer Wahlgeſetz fogar 
weiter geht, ald die Mahlgelege der freien Schweiz. Das 
Wahlgefe von England wird und auch nicht entgegengehalten 
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werden können; England hat allerdings die directe Wahl, aber 
die Fähigkeit, daran Zheil zu nehmen, ift fehr beſchränkt. Es 
gibt Städte von mehr als 100,000 Einwohnern, welche nur 
eine Fleine Anzahl wahlfäbiger Bürger ftellen, und ſchwerlich 
treten irgendwo 17 bis 20,000 Menfchen zum Wahlgeſchäft 
zulammen. Man hat gefagt, der Volks wille ſolle gelten. 
Damit bin ich ganz einverftanden, aber ich erkenne im 
Volkswillen nur die Vernunft, den Willen ver: Befleren, 
der Einfichtövolleren, und um Dielen zu erfahren, iſt das 
Geſetz auf den breiteften Grundlagen ausgearbeitet. Ich 
habe übrigens auch noch nicht gehört, daß irgend Jemand 
im Lande die directe Mahl wünſcht, wohl aber” liegen Pe: 
titionen oberbejlifher Gemeinden vor, welche für unfern 
Landtag indirecte Wahlen fordern, nicht eine einzige daruns ' 
ter, ich habe fie alle durchgangen, ift für die directe Wahl, 
ed verlangen alle, daß man eine zweifache Wahl einführen 
möge. Mad man aber für unfern Landtag verlangt, das 
wird man auch gewiß für die conftituirende Verſammlung 
in Srankfurt gutbeißen. Ich will noch Eins in Betreff der 
Urwahlen hervorheben. Wenn Sie diefelben in dem Sinne 
der Majorität ausgeführt fich denken, fo werden Sie mir 
zugeben, daß auf eine größere Zahl zu Wahlmännern 
Gewählter, eine ungünftige Einwirkung weniger möglich ift, 
ald auf die ganze Mafle des Volkes. Während der Abges 
ordniete Zitz meint, ed werde fi ein ungü fliger Einfluß 
auf die Wahlmänner leichter geltend machen, bin ich gerade 
der entgegengefeßten Meinung. Meine Herren, die Wahls 
männer werden unter ſich zufammentreten, ſich über Die 
Mahl beiprecdhen, ihre Meinung, ihre Anfichten über die 
zu wählenden Perfonen erklären Fönnen. Alles dieß ift 
unmöglich ‚bei einer Maſſe von 18,000 Menfchen. Und 
wenn bier ein gewandter Redner auftritt, der die Fähigkeit 
befigt, momentan die Anficht der Verfammlung für ſich zu 
gewinnen, fo wird ed ihm ein Keichted fein, die Wahl auf 
ſich binzuleiten, und vielleicht werden feine Wähler bald zu 
bedauern haben, daß fie, dem Eindruck des Augenblid 
nachgebend, die Wahl auf die haben fallen laflen. 

Sch will, meine Herren, ebenfald dad mögliche Maß 
ber Freiheit für Ale und alle Verhältniffe und habe dieß 
während meine® ganzen Lebens bethätigt. Aber gerade im 
Sinne der Freiheit, die ich immer vertreten habe, will ich 
* indirecte Wahl als die einzige, welche die Freiheit 
ichert. 

Der Abg. Volhard: Ich erkenne die Mündigkeit des 
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Volks an und verwerfe jede Volfsbevormundung; ich er« 
fenne ferner an, daß die unmittelbare Wahl die einfachere 

und natürlichere ifi, und würde fie unterflügen, wenn man 
‘ erwarten Fönnte, daß fie den wahren Willen der Mehrheit 
ded Volks mit Gewißheit fund geben würde. Aber in uns, 
ferem Falle muß ih dad bezweifeln. Wir haben Wahls 
freife von 60 bis 76,000 Seelen; die zur Wahl Berech⸗ 
tigten werden’ hiernach etwa 15 bis 18,000 für einen 
Wahlbezirk betragen. — Es gibt nun zwei Wege, die 
Wahl vorzunehmen. Der eine wäre der, ſämmtliche Wähs 
ler in einen Wahlort zufammen fommen, der andere, fie in 
den einzelnen Gemeinden wählen zu laſſen. Den erften 
Weg halte ich faft für unmöglib und unausführbar Nur 
in den wenigften Orten des Großherzogtbums finden fich 
Räume, um eine Maffe von 15 bis 18,000 Menfcen 
aufzunehmen; ed würde höchſt wahricheinlich bei dem Mans 
gel aller militärifhen Zucht ſchon die Möglichkeit feblen, 
eine folche Werfammlung nur zu leiten. Bei der Größe 
und dem. Auseinanderliegen der einzelnen Wahlbezirfe wür— 
den Diejenigen, welde an den Grenzen did Wahlbezirkes 
wohnen, in der Regel wenigftens -6 bis 8 Stunden, in 
manden Fällen fogar 10 bis 18 Stunden, ja noch weiter 
zu geben haben, um an den Wahlort zu fommen, fie müßs 
ten alfo viel Geld und viel Zeit aufopfern, um an dem 
Wahlort zu erfcheinen. Die Mehrzahl würde Dazu nicht 
im Stande fein, fie würde ſich in der Unmöglichkeit befins 
den, an der Mahl Theil zu nehmen, fie würde alfo bei 
efegliher Beſtimmung einer unmittelbaren Wahl gerade 
Bierdurc in Wirklichkeit von ihrem Wahlrechte ausgeſchloſ⸗ 
fen fein. Gefegt aber auch, die Wähler Fämen alle am 
Wahlort zufammen, man habe zur Berathung und Wahl 
geeignete - Räume und fei im Stande, die große Berfamms 
lung in gefeglicher Ordnung zu leiten, wie lange würde die 
Wahlordnung dauern? wie lange würde ed währen, bis nur 
die Wahlberechtigung von 15 did 18,000 Menfchen giprüft und 
richtig geftellt worden? Diefe Mafle Menichen können fi 
vorher nicht über einen oder zwei Gandidaten verfändigen 
nicht vermittelft der Preffe, denn die Bauern lefen nicht 
alle Drudichriften, es werden ihnen nicht wenige, e& werden 
ihnen viele vorgelegt und darin werden ihnen nicht ein oder 
zwei Bewerber, fondern wahrſcheinlich weit mehrere em⸗ 
pfohlen werden; nicht mündlid; und perfönlib am Bag der 
Mahl, denn eine Vereinbarung zwifchen 15 bis 18,000 
Menfchen an einem Tag in Ffurzer Zeit über- einen oder 
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zwei Gandidaten ift ebenfalld eine Unmöglichkeit. Es ift 
alfo gar nicht wahrfcheinlih, daß nur eine Mehrheit der 
Erfchienenen, d. h. eine Zahl von mehr ald der Hälfte, ſich 
mit freier Erfenntniß und, abgefehen von den Eindrüden 
einer oder der andern der bei einer folchen Gelegenheit etwa 
gehörten Reden ſich durch Zuruf entfcheiden werden; man 
wird alfo in den meiften Fällen, will man wirklich den Willen 
der Mehrheit ermitteln, zu einer fhriftlichen Abſtimmung 
fchreiten müffen, eine folche Abftimmung aber würde viele 
Tage binwegnehmen, und ich frage, Fönnte die Mebrheit 
der Wähler fo viele Tage lang an einem Plate zufammens 
bleiben, könnte fie dort Unterkunft, oder nur Nahrung fins 
den? Oder follen - vielleicht die Wähler an jedem Abend 
nach Haus gehen und den zweiten, dritten oder vierten Tag 
wieder fommen, und warten, ob und wann fie nah Prüs 
fung ihrer Wahlberechtigung zur Abftimmung gelangen? 
Diele Verfahrungsweiſe ift ſonach unmöglich oder —— 
dahin führend, daß man nicht den Willen der Mehrheit, 
ſondern nur den einer kleinen Minderheit, nämlich den der 
Bewohner des Wahlortd und der nächften-Umgegend, ers 
fahren würde. Will man aber den andern Weg einfchlagen, 
den die Mehrheit ded Ausſchuſſes übrigens felbft verwirft, 
nämlich den, in den einzelnen Gemeinden wählen zu laffen 
und fodann die Stimme aus allen Gemeinden ded Bezirks 
zufammen zu ftoßen, fo’ würde man alles andere eher, als 
den Willen der Mehrheit des wählenden Volks erfahren, 
man würde bei der Unmöglichkeit, daß alle einzelne Ges 
meinden ded Bezirks, vielleicht hundert oder mehr, fich über 
einen oder zwei Gandidaten verfländigen, aus verfchiedenen 
Drten eine Maffe verichiedener Gewählter erhalten; man 
würde nicht eine Wahl von der Mehrheit aller zur Wahl 
Berechtigten erzielen, fondern man müßte fi begnügen 
mit einer f. g. relativen Stimmenmehrheit, mit dem Ergeb: 
niß des Willens einer Minderheit. Bei einer folhen Wahl 
würden aber die größeren Städte mit enger zufammenhäns 
gender Bevölkerung entfcheiden und dad Wahlrecht der ans 
dern Orte ded Bezirks vereitelt fein. Außerdem fpricht die 
Erfahrung dafür, daß die mittelbaren Wahlen weit freis 
finnigere und volksthümlichere Ergebnifje liefern, ald uns 
mittelbare. In England finden unmittelbare Wahlen ftatt 
und iſt die Berechtigung zur Wahl nur befchränft durch 
Leiftung der Armenabgaben. Ed herrſcht aber dort die 
großartigfte Wahlbeſtechung. Die Wahlen haben noch nie 
mald ein volksthümliches Unterhaus zu Stande gebracht. 
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Sm englifchen Unterhaus figen nur wenige eigentlibe Volks— 
männer, der größte Theil der Mitglieder find Vertreter des 
Adeld und der Geldariftofratie. Wie lange hat es gedauert, 
bis das engliihe Unterhaus dem Volke ein mohlfeileres 
Brod verfchafft? Wie lange hat e& gewährt, biß es fich 
der Arbeiter angenommen? Und bi& heute hat ed noch fein 
Gefeß gefunden, um die unglüdlichen iriſchen Pächter in 
fo weit zu ſchützen, daß fie nicht in Maffe von Hütte und 
Hof vertrieben werden. In Belgien hat man eine fehr 
freifinnige Berfaflung und unmittelbare Wahlen, Aber aud) 
diefe unmittelbare Wahlen liefern nicht fehr volksthümliche 
Marlamente. Der deutibe Stamm ift kaum vertreten in’ 
den belgiichen Kammern; es haben dort immer vorgeherricht 
und berrfchen noch vor Rranzofenthbum und Geiſtlichkeit. 
Nirgende übt die Geiftlichfeit einen größeren Einfluß, als 
in Belgien, mit feinen unmittelbaren Wahlen, Baden 
dagegen bat mittelbare Wahlen, und zwar noch nicht 
einmal fo freifinnige und unbefchränfte, wie unfer Ges 
feßentwurf fie vorſchlägt. So lange Baden feine Verfaſ— 
fung befigt, hat diefed Wahlſyſtem nur eine einzige Kammer 
gefchaffen, die nicht volksthümlich geweſen, nämlich die vom 
Jahr 1825; fonft hat jede Wahl eine freifinnige, eine volks⸗ 
thümliche Mehrheit in die Ständefammer geliefert. Nors 
wegen befißt die freiefte, die volksthümlichſte Verfaſſung in 
Europa. In der norwegifcen Verfaflung ift der Grundfag 
der Volfäfouveränetät an die Spitze geftell. Deffenunges 
achtet hat Norwegen eine mittelbare Wahl; aber noch Nies 
manden ift e8 eingefallen, zu behaupten, der normegifche 
Storthing fei nicht der Ausdrud ded Volkswillens. Aus 
diefen Gründen und weil ich nicht will, daß der Arme und 
entfernt Wohnende ſeines Wahlrechted beraubt merde, flimme 
ich für die mittelbare Wahl. | 

Der Abg. Otto: Wenn ich mich gegen die directen 
Wahlen erfläre, fo thue ich ed im Intereffe der Unabhängigkeit 
der Wahlen felbft, ich thue es, weil die Erfahrung zu 
Gunſten der mittelbaren Wahl ſpricht. In einer Wahlvers 
ſammlung von 15 bis 18,000 Wählern kann man ſich über 
den beften und würdigften Abgeordneten unmöglich verftäns 
digen. Hier wird die Wahl immer entweder dem blinden 
Zufall oder noch gar einem fchlimmeren unterliegen. Ich 
muß bezweifeln, daß der unmittelbare Eindrud, welchen 
der Wahlcandidat im Acte der Wahl auf den Wähler macht, 
dazu geeignet ift, die Wähler felbft im Intereſſe der Sache 
richtig zu beflimmen, in einem Act, wo die Keidenfchaften, 
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wo mitunter andere unwürdige Zriebfedern immer einwirken 
werden, was bei directen Wahlen in fo hohem Grade uns 
moͤglich der Fall fein kann. Bei lebteren Wahlen werden 
die Meinungen fib mehr fichten und die Wahrheit wird 
die Ueberhand behalten. Praktiſcher ift daher jedenfalls die 
unmittelbare Wahl. Sie hat fi durd die Erfahrung in 
Baden bewährt, hat fi dort volfäthümlich bewiefen. Mer 
einen Abgeordneten mit beftimmten igenfchaften wählen 
fol, muß feinen Mann genau Eennen. In einer Verfamm: 
lung von 15 bi& 18,000 Seelen kann aber eine ſolche Ber 
Fanntfchaft nicht gemacht werden, bei der directen Wahl ift 
diefelbe unmöglih. Darum müffen wir in einem engeren 
Kreife wählen, aud dem erft die Wahlmänner hervorgehen, 
welche den Abgeordneten wählen und welche fich dann über 
den Beten und MWürdigften verftändigen können. Diefen 
Wahlmodus halte ich in unferen Verhältniffen für den pafs 
fendften; ich halte ihn auch ganz entiprechend dem befonne: 
nen Charakter ded deutichen Volkes. ch werde hiernach 
für den Antrag der Minorität ded Ausichuffes flimmen. 
Der Abg. Ramſpeck: Ich würde nicht dad Wort er: 
greifen, wenn nicht eine Bemerkung des Abgeorneten Zitz 
mich dazu veranlaßt hätte. Der Abgeordnete Zig bemerfte 
nämlich, ed werde wohl jeder Wähler die erforderlichen 
Koften darauf verwenden und die nöthigen Opfer an Zeits 
verfäumniß bringen, um bei der Wahl zu ericheinen. Ich 
glaube aber, der Abgeordnete Zitz hat hier überfehen, daß 
der Art. 2 des Entwurfs beftimmt, daß nur 12 Abgeords 
nete im ganzen Land gewählt werden follen, daß es alfo 
bei diefen 12 Wahlhandungen leicht möglich fein kann, daß 
die Wahlen auf einen Abgeordneten in drei oder vier Bezir⸗ 
Ben fallen. Dieſer Punkt ift noch nicht zur Sprache gebracht 
worden, ich bezweifle aber auch nicht, daß der Fall vor: 
fommen wird. Denn der Männer von Vertrauen, welche 
auf einen fo wichtigen Poften durch dad Vertrauen des 
Volkes berufen werden, werden nur Wenige vorhanden fein, 
fie werden fih mehr auf einen engereren Kreid befchränfen. 
Daher haben wir ja auch in der jüngften Zeit den Fall 
gehabt, daß ein Abgeordneter für den gegenwärtigen Lands 
tag in drei Wahlbezirfen gewählt wurde, und daß in zwei 
Bezirken neue Wahlen vorgenommen werden mußten. Die: 
fer Sal kann auch hier vorfommen. Alddann würden aber 
Mähler, welche im fo großer Entfernung von den Haupt: 
orten ded Bezirfd wohnen, zwei: ober. dreimal Geld und 
Zeit aufwenden müſſen. Wenn ſolche Fälle vorfommen, fo 
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würde bei einer directen Wahl am Ende wohl nur 4 oder 
noch weniger fommen und an der Wahl Theil nehmen. 
Die directe Wahl wäre daher, meiner Anſicht nad, eber 
eine Beſchränkung der Wahlfreibeit, als wirkliche Wabhlfreis 
beit. Sch flimme daher nicht für directe Wahl. Sch bin 
vom Wolfe, ich habe meine unmittelbar praftifche Erfah: 
rung in dieler Beziehung, und diefe gibt mir ebenfo, wie 
dem Abgeordneten Brund, die volle Ueberzeugung, daß eine 
indirecte Wahl nur im Intereſſe des Volles und für die 
zweckmäßigſte gehalten werden Fann. | 
Der Abg. Mohr: Ich gehöre zu der Majorität des 
Ausſchuſſes. Die Gründe fiir meine Anfiht find im Als 
gemeinen im Audfhußbericht enthalten und bereitd angeführt 
worden. Nur Einiged will ich noch hinzufügen, Auch nach 
den bisherigen Verhandlungen kann ich mich immer noch nicht 
für die indirecten Wahlen erklären, weil ich weder die Unter: 
ſtellung des Befchluffes der frankfurter Verſammlung noch die 
Unterftellung in den Motiven zu dem Entwurf ald vorhanden 
betrachten kann, nämlich weder die Unreife unſeres Volkes, 
den Mangel an Intelligenz, noch die Unmöglichkeit einer 
Verſtändigung über den zu Wählenden. Was die Vers 
fländigung betrifft, fo geht man meines Erachtens von einer 
ganz falfchen Anficht aus, indem man voraudfeut, ed müſſe 
nothwendig die Verftändigung bei der Wahl felbft und in 
der Meile ftattfinden, Daß. bei diefer Wahl ale Wählende 
gleichzeitig in Demfelben Orte verfammelt fein müffen. Dieß 
halte ich durchaus nicht für nothwendig, die Verftändigung 
kann dur Wolköverfammlungen, durch die Preffe, Durch 
Erklärungen der Gandidaten felbfi, die dem eigentlichen 
Wahlact vorbergehen, herbeigeführt werden. Man kann 
alfo den Gandidaten vor der Wahl fchon Pennen gelernt 
haben, und es ift, wie gefagt, nicht nothwendig, daß alle 
Wählende eined fo großen Wahlbezirk3 fi) an einem und 
demfelben Orte zufammenfinden, um den Wahlact vorzus 
nehmen. Wir haben gegenwärtig in Frankreich ein Beifpiel 
von einer directen Wahl. Dort wird zwar nur auf 40,000 
Seelen ein Abgeordneter gewählt; aber auch dort ift keines⸗ 
wegs beftimmt, daß alle Wählende zu gleicher Zeit in dem. 
nämlichen Orte ficy. vereinigen. Es kann ja fobald Sie, 
meine Herren, die directe Wahl annehmen, im Gefeß be: 
flimmt werden, daß die Wahlen gleichzeitig in den einzels 
nen Gemeinden oder in Pleineren Bezirken flattfinden, nady= 
dem vorher die Wählenden ſich fehon über die Gandidaten 
beſprochen, mit den Aöpiranten verftändigt haben werden, 
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dann die MWahlzettel an den Hauptort des Wahlbezirkö ge: 
fendet und dort die Zählung vorgenommen wird, wie dieß 
auch in dem Wahlgeſetz für Frankreich vorgefchrieben iſt. 
Was nun den Mangel an Intelligenz und die Unreife 
betrifft, fo muß ich wenigftend für meinen Theil in Bezie: 
bung auf die Provinz Rheinheſſen diefen Vorwurf zurüd: 
weiſen. Ich bin überzeugt, daß bei nur drei Wahlbezirken 
in Rheinheffen und bei der Gemohnheit der Bevölkerung, 
jegt Schon an Wolföverfammlungen Antheil zu nehmen, es 
ein Leichtes fein wird, fich über die Candidaten zu verftän» 
digen. Ich muß auch für die beiden diedfeitigen Provinzen 
dad Nämliche unterftellen, wenn ich bedenke, daß erft vor 
Kurzem in der Nähe von Darmſtadt eine große Volksver⸗ 
fammlung flattgefunden hat, — ih will nitht annehmen, 
daß die Vereinigung fo vieler Menſchen durch dad Spenden 
von Freikarten auf der Eifenbahn zufammengebradht wor: 
den fei, — genug daß eine große Volksverſammlung ftatts 
efunden hat unter dem Vorſitz tüchtiger Volksmänner und 
ogar unter dem Vorſitz eines unferer verehrten Gollegen, 
der heute als Gegner der directen Wahlen auftritt, und 
daß bei diefer Berfammlung über die wichtigften Wolfärechte 
Beichlüffe gefaßt worden find, über die wichtigften Bürg— 
ſchaften, welche man zur Wahrung diefer Volksrechte vers 
langt, und fogar nody mehr, über die Frage, welche Form 
der Regierung, ob nämlich die monardhifche, oder die repu=s 
blifanifche die beſte ſei? Wenn aber: dad Wolf reif genug 
ift, über folche wichtige Fragen direct in Volköverfammluns 
gen zu enticheiden, fo ift ed auch reif, nach vorberigem Bes 
nehmen über feine Anforderungen, mit einem Wahladpiran: 
ten ohne die Dazwiſchenkunft von Wahlmännern, einen 
Gandidaten zu beftimmen, der ſich für die conftituirende 
Berfammlung eignet. Es ift Ihnen bekannt, daß die 
Borverfammlung in Frankfurt die directe Wahl ald Regel 
befchlofien hat. In Preußen. und zwar nicht nur in Rheins 
preußen, felbft in Berlin erhoben fich allenthalben Stims 
men für die directe Wahl. “Ich glaube, daß unfer heffiiches 
Baterland gewiß 'zu den politifch gebildetften von Deutfchs 
land gehört und daher auf Anwendung der Kegel Anſpruch 
zu machen berechtigt iſt. Man bat ſich auf-Baden bezogen, 
wo die indirecte Wahl ebenfalld angenommen worden fei. 
Sc glaube aber hier bemerken zu müffen, daß, wenn das 
badifche Wahlgefes erfi nach dem Beſchluß der Frankfurter 
Berfammlung erlaffen worden wäre, man auch-dort wohl 
bie directe Wahl angenommen haben würde. Es fcheint, 
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daß dieſes badiſche Wahlgeſetz nur auf einer früheren 
Verabredung beruht, und daß dieſe Verabredung vorzugs⸗ 
weiſe Rückſicht genommen hat auf die Lage von Preußen 
und Defterriich, wo man die Ausführbarfeit einer directen 
Wahl nicht für möglich hielt. ine foldye vorhergegangene 
Berabrevung fcheint aus der Erklärung des preußiichen 
Minifteriumd vor dem vereinigten Landtage hervorzugehen, 
indem ed den Remonftrationen gegen die Wahl durch die 
Landtagsabgeordneten entgegenftellte, daß die Wahl mit 
andern Staaten fon in vieler Weife verabredet worden fei. 

Nun erlaube ih mir noch einige Worte in Beziehung auf 
den Vorwurf, welden mein Freund, der zweite Präfident 
Wernher, mir vorhin gemacht hat. Ich werde furz fein. Ich 
weiß fehr gut, daß es in der Befugniß ded Herrn Minifters 
lag, die von mir geftellten leicht zu beantwortenden Fragen 
fogleich zu beantworten over nicht zu beantworten. Aber 
wenn mir mein Freund Wernher den Vorwurf gemacht hat, 
daß Diele Frageftellung unparlamentariich fei, fo erlaube ich 
mir an ihn eine Frage zu flelen, und ich hoffe, er wird 
nicht dad Recht eines Minifterd in Anſpruch nehmen, um 
‚ mir diefe Frage nicht gleich zu beantworten: ob er, alö er 
vor einigen Tagen, gelegentlich der Verhandlungen über 
einen Rechenſchaftsbericht, in derfelben Sitzung mehrere Fra— 
gen an die Minifterbant ftellte, die ihm aud gleich beant— 
wortet wordeu find, dieſe Kragen vorher dem Minifterium 
mitgetheilt hatte, oder micht? rar | | 

Der zweite Präfident Wernher: Sch gebe hierauf 
fur; die Antwort: ed war mir befannt, daß der betreffende 
Reierent im Dritten Ausihuß über diefe Kragen fchrifttich 
mit dem Herrn Minifter coımmunieirt hatte. 

Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Ich habe 
bei einer früheren Gelegenheit den Wunſch ausgeſprochen, 
daß, wenn von Seiten eined verebrlihen Mitgliedes der 
Kammer an die Organe der Regierung in der Sitzung 
Fragen gerichtet werden wollen, man diefelben vorher das» 
von ın Kenntniß ſetzen möge, damit fie vorbereitet find, in 
geeigneter und erichöpfender Weile auf ſolche ragen zu 
antworten Dieſer Wunſch ift wohl von der Kammer bil: 
lig erfannt worden, und fo fehr ich bereit bin, auf Snters 
pellationen zu antworten, und fo wenig ich ein Recht in 
Anfprub nehme, nicht zu antworten, fo werde ich doch 
auf Dem Rechte befteben, den paflenden Zeitpunkt für ſolche 
Antwort zu wählen, befonderd wenn die Fragen, die an 
mich gerichtet werden, von fo umfaflenver Natur find, wie 
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diejenigen, welche heute von dem Herrn Abgeordneten Mohr 
an mich geftelt wurden. Ich werde heute auf diefe Fragen 
nicht antworten, jedoch Die Gelegenheit wahrnehmen, um 
den Heren Abgeordneten zufrieden zu fiellen. | 
Indem ich zum Gegenftande der Zagedordnung über: 
gebe, halte - ich es für meine Pflicht, die Kammer davon 
in Kenntniß zu feßen, daß für und gegen directe Wahlen 
Petitionen auch an die Staatdregierung gerichtet worden 
find. Namentlih ift eine mit zahlreihen Unterfchriften 
verfebene Petition von Einwohnern der Stadt Gießen zu 
Gunften der directen Wahl der Staatdregierung übergeben 
worden. In Folge einer in Wörrſtadt Fürzlich abgehaltes 
nen Bolföverfammlung ift mir auch von da aud der Wunſch 
nach directen Wahlen ausgelprochen worden. Da unter der . 
Petition nur wenige Namensdunterfchriften ftanden, bin ich 
ungewiß, wie zahlreich die Verfammlung und wie einftims . 
mig dielelbe war. Handelt ed fich von directen oder indie 
recten Wahlen, fo ſcheint mir dabei, wie bei der Ausübung 
aller wichtigen Volksrechte, die Aufgabe zu fein, folde in 
-der Art zu fihern, daß .ter Gefammtwille der Nation ſich 
äußere. Es - gibt fein mwichtigered Volksrecht, als dad der 
Wahl und namentlih daS der Wahl für den Zmwed des 
proponirten. Gefeßed, zu der den fünftigen Zuftand Deutfch: 
lands conflituirenden VBerfammlung Wie ift nun diefer 
Geſammtwille der Nation hinfichtlih der Männer, welde 
fie dort zu vertreten haben, am ficherften zu ermitteln? 
Ich gehe mit dem Gefeßesentwurf davon aus, daß bei der, 
Ausübung politiiher Gefammtrechte eine Verſtändigung 
unter denen ftattfinden müffe, welche dieſe Gefammtrechte 
audzjuüben haben. Bei Wahlen ift es die Politik der Freis 
‚beit, daß directe Wahlen da flattfinden, wo eine directe 
unmittelbare Berftändigung unter den Wählern möglich ift, 
daß dagegen indirecte Wahlen eintreten müſſen, wo eine 
folbe unmittelbare Verſtändigung nicht möglich iſt. Die 
Freiheit befteht wejentli in der freien Erörterung und 
Verſtändigung. Kann diefe nicht unmittelbar unter ven 
Berechtigten ftattfinden, fo tritt für die Ausübung des 
Wahlrechts, wie für die Ausübung anderer Volksrechte das 
Princip der Repräfentation ein. 

Das Princip der Nepräfentation, dem alle legislativen 
Verſammlungen ihr Dafein verdanken, befteht darin, daß 
die Volksrechte durch betraute Bevollmächtigte müffen aus: 
geübt werden, denen dad Volt Mandat gibt, wenn ein 
‚zahlreiched Bolt fie nicht durch unmittelbare Betheiligung 
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. und in Gemeinfchaft ausüben kann. Wie bei der Betheilis 
gung an dem Gefeßgebungd: und Beſteuerungsrecht, fo bei 
den Wahlen. | 

Durb die Gemeinfchaft des Handelns entfteht der Ge: 
meinſinn, die wahre Grundlage der Freiheit; und der Ge: 
fammtwille des Volks wird nicht durch das Zufammenzählen 
aller Einzelwillen gefunden, wenn nicht Verfländigung über 
dad gemeinfchaftliche Intereffe vorausgegangen ift. 

Was nun die VBorausfegung nothwendiger Verftändigung 

betrifft, fo fcheint mir in der Entwidelung der Majorität 
des Ausſchuſſes eine Unflarheit darüber geblieben zu fein. 
Ein Theil diefer Majorität erkennt an, ed müſſe eine Ver: 
ftändigung ftattfinden; ein anderer Theil, und darunter der 
Ei Redner, der unmittelbar vor mir gefprochen hat, 
ieht diefelbe für weniger wichtig an und meint, eine uns 
mittelbare Verftändigung unter denen, welche die Mahl 
auszuüben haben, fei nicht nöthig, Meine Hrrren, ic 
glaube, daß fie nöthig ift, und daß, wenn man von der 
entgegengefegten Anficht ausgeht, wir eine überlegte volks⸗ 
thümlihe Wahl, fondern das Refultat einer Wahlintrigue 
erhalten werben. , 
- - Betrachten wir, wie nach ber Anſicht der Majorität 
des Audichuffes die directen Wahlen demnächſt ftattfinden 
follen. Nach den Vorſchlägen, wie fie, in neue Paragraphen 
gefaßt, in den Bericht niedergelegt worden find, erhält je 
der Wähler in feiner Gemeinde eine perfönlihe Wählerkarte 
und einen Stimmzettel; auf den legtern fchreibt er, oder 
läßt er den Mann feiner Wahl, den Gandidaten fchreiben, 
und er/hat nun diefen Stimmzettel am age der Wahl 
abzuliefern. Diefe Ablieferung ift ed, was von dem Herrn 
Redner vor mir ald etwas bloß Formelles betrachtet wird, 
‚indem er davon ausgeht, eine Verftändigung in der Bers 
fammlung der Wähler am Tage der Wahl, weldye meined 
Erachtens den Hauptact bilden müßte, fei nicht nothmendig, 
die Wähler feien vorher ſchon volftändig über dasjenige 
belehrt, was zur Vollziehung der wichtigen Handlung ges 
hört und alfo verftändigt. 

Daß es bei directen Wahlen fo der Kal fein werde, 
damit bin ich vollfommen einverflanden. Sch bin überzeugt, 
daß die große Mehrheit der Wähler ihre Stimmzettel fchon 
gefchrieben in der Zafche mitbringen und daß dasjenige, 
was nun an-dem Wahltag vorgeht, für die Verſtändigung 
und alfo für die Begründung ded Gemeinfinnes etwas ganz 
Unweſentliches ift, etwas ift, was auf dad Refultat der 
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Mahl gar Feinen Einfluß mehr äußern würde. Denn das 
müflen wir ja doch als vom Zufall abhängig betrachten, 
wie viele von den 12,000 bis 18,000 Wählern in der Ver: 
fammlung am MWahltage, wobei natürlich die gute Witte: 
rung nidht-garantirt ift, von Schuß gegen ihre Einwirkung 
nicht die Rede fein kann, zufammenfommen, und ob ed einem 
Wähler im günftigften Sale des zahlreichen Zuſammenkom— 
mens glüdt, in der Nähe der Nednerbühne oder ded Wahls 
burcaur einen Plaß zu finden, wo er etwa von den Neben, 
die gehalten werden, etwas hören und fich über die Wich— 
tigfeit der Handlungen, die Grundfäge einer Perfönlichkeit 
der auftretenden Gandidaten belehren und überzeugen kann. 
Sch fage, das hängt vom Zufall ab, nur den Wenigften, 
nur einer Pleinen Minorität wird ed vergönnt fein, zu hö⸗ 
ren, was da vorgeht. Was aber vom Zufall abhängt, 
meine Herren, dad kann nicht als wefentlich betrachtet wer: 
den und fommt für dad Weſen der Sache nicht in Betracht. 
Sch habe alfo wohl Recht gehabt, zu fagen: die Wahlhand- 
lung am Entfcheidungdtag, die Ablieferung der Wahlzettel iſt 
nah dem VBorfchlag der Majorität ded Ausfchuffes eine 
bloße Korm, die Enticheidung der Wahl erfolgt außerhalb 
diefer Verſammlung, von diefer unabhängig; die Sache ift 
vorher abgemacht. Die Wahrheit des Syftemd der Majo- 
rität des Ausichuffes befteht alfo darin, daß die Mehrheit 
der Mähler mit gelchriebenen Wahlzetteln an dem Wahltag 
erfcheinen, diefe gefchriebenen Wahizettel abliefern, und nun 
die große Arbeit des Stimmenzählens, die man fich auf der 
einen Seite fehr leicht, auf der andern fehr ſchwer denkt, 
beginnt, 

Sch muß befennen, ich babe darüber Feine Flare Ans 
ſchauung, ich habe nur mit Intereſſe gelefen, daß in Frank: 
reich, deſſen MWahlgefeß zur bevorftehenden conftituirenden 
Berfammlung vorhin angeführt worden: ift, Mathematifer 
audgerechnet haben, zum depouillement der Wahlzettel in 
den einzelnen Departements würden unter Umftänden 170 
Tage erforderlich fein. Es find, wie gefagt, von Reden: 
fünftlern darüber Brofchüren gefchrieben worden; ich will 
ed nicht nachrechnen.. Sch habe vorhin bemerkt, ed werde 
nur vom Zufall abhängen, welche Betheiligung dem einzels 
nen Wahlmann bei der directen Wahl am Wahltage zu 
Theil werden könnte, nämlich in wie fern er in die Nähe 
des MWahlbureaur fommt und eine Stelle nehmen fann, wo 
er alles zu hören im Stande ift, was dort vorgeht. Aber 
dad kann ich nicht für gleichgültig betrachten, wenn durch 
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den directen Wahlmodud eine Mehrzahl von Wählern viel: 
leicht ganz und gar abgehalten würde, bei der Wahl ſich 
zu betheiligen. Daß dieß der Fall fein werde, meine Her: 
ren, fcbeint mir fehr wahricheinlih , und da es gewiß ver 
Kammer mit mir darum gilt, den Gefammtwillen der Na- 
tion und nicht den Willen bloß einer rührigen Minorität 
bei den Wahlen bervortreten zu wiflen, fo werden wir, 
meiner Anfiht nach, folche Wahlreformen zu begründen und 
einzuführen haben, die auch eine größere Garantie dafür 
enthalten, daß der Gefammtwille der Nation Durch die 
Wahl wirflih zu Tage gefördert wird. Dagegen muß: ich 
annehmen, daß die Maorität des Ausſchuſſes wenigftens 
ſehr gleichgültig dabei iſt, in wie fern die Mehrzahl der 
Mähler am Wahltag erfcheint und die Waht ald den Aus: 
drud des Gefammtwillend zur Geltung bringt, Zu diefer 
Annahme bin ip nämlich berechtigt durch den Inhalt des 
Ausſchußberichts auf Seite 3: „Allein abgefehen von Bleinen 
Unbequemlichfeiten, Zeitverluſten, Localitätsſchwierigkeiten, 
auf die es denn doch bei ſolchen Fragen nicht ankommt, um 
einen Grundſatz zu verletzen, iſt es gar nicht zu beklagen, 
wenn die Indolenten und Halben von dem Wahltage zus 
rüdbleiben. Won diefen ift nichts zu erwarten und alles 
zu befürchten, wenn fie in den Gemeinden zum Abflimmen 
angetrieben find. Wer nicht fo viel Eifer und Patriotismus 
bat, um einen Tag für Deutichlands höchſte Intereffen zu 
opfern, von dem ift noch weit weniger zu erwarten — ja 
weit mehr zu fürchten, wenn er am heimiſchen Heerde bes 
arbeitet wird, feine Stimme auf's Rathhaus zu tragen !’— 

Meine Herren, ich glaube nicht, daß es ein freifinniger 
Grundſatz ift, der dieſe Gleichgültigkeit über die Berhetlis 
gungen an dem Wahlacte ausfpricht. Es ift meines Erach⸗ 
tend ein liberalered Verfahren, dur dad MWahlgefeb dahin 
zu wirken, daß die Mehrheit fich betheiligt, und daß na= 
mentlid bei dem Webergang, in dem wir und zu dem Ber 
mwußtfein der Freiheit befinden , die große Mafle von Bürs 
gern nicht unberüdfichtigt bleibt, welche fih an die Negs 
famfeit in der Freiheit noch nicht gewöhnt haben, die für 
die Zukunft nothwendig if. Daß aber befonderd jetzt bei 
der erften und wichtigften Handlung für ganz Deutfchland, 
dad ganze Wolf ſich betheilige, und dieſelbe nicht in die 
Hand einer vielleicht kleinen Minorität fallen möge, daß, 
— ich, wird die verehrliche Kammer zu berückſichtigen 
haben. 

Es iſt zwar von dem Herrn Abgeordneten Zitz bemerkt - 
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worden, es fei ja nur von einem Fleinen Opfer die Mede, 
dieſe Wahlbandlung werde fchnell vorübergeben, in einem 
Tage geſchehen und dieſes Opfer müfle jeder im Volke brins 
gen. Ich bin auch der Meinung, Daß derjenige, der Die 
Freiheit erfireben und erhalten will, Opfer zu bringen hat. 
Sch habe diefe Meinung bthätigt und-mir noch feinen Treu: 
bruch an derfelben zu Schulden fommen laflen. Aber ich 
glaube nicht, daß der Herr Abgeordnete Zig,, felbft nad 
feinem cigenen Borichlag, Recht hat, wenn er den Vor: . 
gang bei dem Wahlaft für fo kurz bält. In einem der 
Artikel ded Entwurfd wird für das Auftreten eines Candi—⸗ 
daten bei dem MWablcolleg die Unterftügung von 10 Wahls 
männern voraudgefegt, Damit nicht Jeder redend auftreten 
fann. Wach dem Vorſchlag ded Audfchuffes ift cine folche 
Beſchränkung nicht beliebt worden, er gibt Jedem, der aus 
Deutichland fommt, um ald Gandidat fich in einem Wahls 
bezirf zu präfentiren, aud wenn ihn Niemand Pennt, dad 
Recht, das Wort nach eröffneter Verfammlung zu verlangen. 
Meine Herren, neben den 12, 15 und 17,000 Wählern, 
die nach unferem Mahlgefeb allerdings zur Wahl berufen 
fein fönnen, würden, nach dem Vorſchlag der Majorität des 
Ausſchuſſes, vielleicht noch einige taufend Gandidaten erfcheis 
nen, die nicht Wähler find, und wenn nun diefe alle das 
Recht haben, dad Wort in der Verfammlung zu nehmen, 
fo frage ib Sie, ob es wahrfkeinlih ift, daß die Wahls 
handlung an einem oder auch ein paar Tagen beendigt fein 
werde? Auch hierdurch würde es abermal in die Hand 
einer Minderzabl gelegt fein, die Wähler zu ermüden, fie 
von dem Wahlplage wegzutreiben, das Spiel in die Hände 
zu befommen, und je nach Belieben oder Interefle die Wahl: 
handlungen bis ins Unendliche zu verlängern. Das ift fein 
Wahlgeſetz, wie es bei irgend einer praftifchen Nation, die 
die Freibeit und die Herricaft des Willens: der Mehrheit 
in Wahrheit will, beftebt, oder für ausführbar erachtet 
werden würde, daß ift Fein praftifches und haltbares Ver: 
fahren, wenn man die Dringendheit der Sache und bie 
Nothwendigkeit der Beichleunigung der Wahl vor Augen hat. 
Zur weiteren Rechtfertigung der Gründe, welche die 
Staatöregierung veranlaßt haben, dad Syſtem der indirec- 
ten Wahl der Kammer vorzuſchlagen, muß ich zunächft 
darauf aufmerfjam machen, wie der Beihluß, daß directe 
Wahlen ald Princip gelten follen , in der Berfammlung zu 
Frankfurt beliebt worden ifl. Wenn man davon geiprochen 
hat, mit weldyen fiegenden Gründen diefe Anficht in Zranf: 
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furt vertreten worden fei, fo muß ich die Zhatfache in Ab⸗ 
rede ftelen, denn die Frage ift in ‚einiger Ausdehnung in 
Frankfurt gar nicht discutirt worden. Vielmehr hat fich die 
Majorität der Verfammlung dahin ausgeſprochen, daß bins 
fihtlich der Frage, ob directe oder indirerte Wahl ftattfinden 
fol, den einzelnen Ländern überlaffen bleiben möge, was 
fie ihren Verhältniſſen für entſprechend hielten, und wie - 
diefer Punkt gefichert war, ging man über das Princip leicht 
hinweg. Ich huldige dem Princip der directen Wahl, wie 
ih es vorhin erflärt habe: directe Wahlen da, wo eine 
unmittelbare Verfländigung unter den zur Wahl Berechtigten 
moͤglich ift, indirecte da, wo dieſe Verſtändigung nicht mög» 
ih ift, alfo - beffer Repräfentation bei der Ausübung der 
Volksrechte eintritt. Es ift mir noch nicht klar geworden, 
warum es eine Mafregel ded Reaction fein folte, für ins 
directe Wahlen fib audfprechen, wie diefe in den meiften 
Staaten Deutfchlands, Baden, Bayern, Preußen, Naffau 
ftattfinden werden, und ich bin beruhigt in meinem Bes 
mwußtfein, daß ich mich auf diefem Wege nicht befinde. 
Man ſagt, wenn die Urmwahlen in den Gemeinden vors 
enommen würden, werde bloß das locale Intereſſe ent— 
cheiden. Nur die Vetter: und Baſenſchaften in den Ges 
meinden würden bei den Wahlen den Ausfchlag geben. 
Aber, meine Herren, ich frage, was wird denn bei dem 
von der Majorität des Audfchuffes beantragten Eyftem der 
dbirecten Wahl den Ausſchlag geben? Diefe werden ja, 
wie.oben gezeigt, im Wefentlichen aud in den Gemeinden 
vorgenommen werden! Welches ungeftörte Feld der Bes 
arbeitung der Wähler würde man bier haben, und mit 
welchem um fo viel directeren Erfolg? 

Auf der andern Seite find bei dem Syſteme der indis 
recten Wahlen alle die Schritte, die zur Aufklärung der 
Wähler für nöthig erachtet werden: Programme, Glau- 
benöbefenntniffe der Candidaten, Volksverſammlungen und 
Discuffionen keineswegs audgefchloffen; und um fo ficherer 
wird der aus der MWahlurne hervorgehen, der Anſprüche an 
dad Vertrauen ded Volkes hat, und in diefer Beziehung 
die ficherften Garantieen bietet. Im diefer Beziehung Scheint 
mir auch ein fonderbarer Widerſpruch in den Motiven der 
Majorität ded Ausſchuſſes zu liegen, wenn fie befürchten 
laffen, daß bei den WVerhältniffen, wie fie in den Gemein: 
den beftünden, Feine unbefangenen Wahlen ftatthaben könn⸗ 
ten. Der Ausfhuß fagt nämlich: die Verftändigung wird 
in erfterem alle durch die Bewerbung des Candidaten, 
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durch fein gedrudted und im Wahlbezirfe verbreitetes Glaus 
benöbefenntniß, durd die Darlegung feiner Grundfäße in 
Gemeinde s und Volksverſammlungen, endlich dur die vor 
der flattfindenden Wahl vor den verfammelten Wählern abs 
zugebenden Erklärungen weit ficherer und vollftändiger fein, 
ald wenn die Urmwahlen gleihiam im Gemeindefamilienfreife 
“vor fi gehen, wo ein Theil der Wähler gar nicht, ein 
anderer nur halb darüber aufgeklärt ift, wovon ed fich hans 
delt — wo alle Federn angeipannt, alle Mittel, gute oder 
fchlechte, angewendet werden, um die Wahlmänner nicht 
nach der großen Bedeutung und Michtigfeit ded Gegen: 
ſtandes, fondern nach allen den kleinlichen Rüdfichten durch⸗ 
zubringen, welche im Gemeindeverbande fo gerne beobachtet 
werden, und fo fchwer zu verdrängen find.” 


Ich frage nun, ob nicht alle diefe Mittel der einen 
Parthei eben fo gut wie der andern zu Gebote ftehen, und 
ob ed nicht wahricheinlich ift, daß fie mit größerem Eifer 
von denen angewendet werden, welche diefe Sprache führen? 


Aber fonderbar ift ed, wenn man nun ſolchen Befürch— 
tungen gegenüber, daß bei Urmahlen in den Gemeinden, 
‚wegen der Bellimmungsgründe der Wähler „eher alles 
Andere, ald eine volksthümliche Wahl zu erwarten fei,* 
einige Zeilen weiter die Verwahrung des hefliichen Volkes 
gegen etwaige Befchuldigung der politifchen Unreife zu lefen 
befommt. Diefen Miderfpruch in dem Syſtem, welches 
‚von der Majorität des Ausjchuffes vorgefchlagen worden ift, 
habe ich nicht löſen fönnen. Ich bim vielmehr der Meinung, 
daß von der Staatöregierung ein Wahlgefeg vorgelegt wors 
den ift, welches, infofern irgend eine Garantie für volks—⸗ 
thümliche Wahlen beftehen fann, diefe Garantie in fich 
trägt. Daß die Staatöregtierung nichtd gethan hat, noch 
beabfichtigt, wad von Seiten der Majorität des Ausfchuffes 
‘von ihr-unterftellt wird, dad fann ich Sie verfichern, und 
‚die Meinheit ihrer Intentionen mag andern zum Beifpiel 
dienen. Sch hoffe, daß auch diefe verehrliche Kammer in 
ihrer Weidheit die Gründe würdigen, wird, welche ich für 
dad Syſtem ded NRegierungdentwurfd vorzutragen die Ehre 
gehabt habe, und ich behalte mir, was daS Amendement 
ded Herrn Abgeordneten Brund betrifft, vor, bei der Bes 
rathung über den Art. 6 mich weiter darüber zu erklären, 
nach dem Wunſche, welchen der Herr Präfident audgefpros 
chen bat. Ich bin überzeugt, wenn wir einen andern Mo: 
dus der Wahl, ald den von der Staatäregierung vorge: 


[3 
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fchlagenen wählen, daß dann nicht der wahre Ausdrud der 
Volksgeſinnung darin fich fpiegeln werde. 

Der Abg. Heldmann: Meine Herren, ed wird mir 
ſchwer fallen, nachdem ein fo beredter Mann, wie der Herr 
Minifter, fo eben geſprochen hat, Ihre Aufmerkfamkeit zu 
feffeln; wir kennen dad Zalent dieſes Manned und das 
meinige ftehf weit hinter ihm zurüd. Geftatten Sie mir . 
demungeachtet einige Worte an Sie zu richten. Ich hatte 
mir vorgenommen, für den Gefegedentwurf und insbefondere 
für den’ Art. 3 deffelben zu fprechen und zwar im Intereſſe 
der Mehrzahl unferer Bevölkerung. Man will bei den bes 
vorftehenden Wahlen zur conftituirenden Verfammlung den 
Ausiprud des MWillend des Volkes hören, man wily daß 
es diefen offenbaren ſoll; man befchränft aber, wenn man 
eine directe Wahl anordnet, den Ausfpruch dieſes Willens 
auf eine geringe Anzahl von Perfonen. Die Mehrzahl uns 
ferer Bevölkerung wird bei directer Wahl nicht in der Lage 
fein. an dem Wahlort zu erfcbeinen, theild wegen Mangel 
an Mitteln, theild wegen allaugroßer Entfernung dieſes Orts. 
Sch vertheidige dad Princip der directen Wahlen, nehme 
aber, und zwar vorzugsweiſe im Intereſſe des ärmeren Theils 
unferer Bevölferung, indirecte Wahlen in Anfpruc. Gerade 
die ärmere Kloffe wird durch eine directe Wahl ausgefchlofs 
fen und wir wollen gewiß Alle, ‚daß diefelbe auch gehört 
werde. Es ift unmöglich, einen Jeden in dem Volke an der 
Legidlation direct Theil nehmen zu laffen. Wir wollen dieß 
auch nicht, indem wir Repräfentanten wählen wollen, bie 
bei der conftituirenden Berfammlung in Frankfurt den Volkes 
willen auszufprechen haben. Wollen mir dad gefammte 
Volk an der Gefebgebung theilnehmen laffen, fo müßte ja 
ganz Deutfchland nah Frankfurt wandern, um dort die 
Gelege zu machen. Dad Volt muß nad Lage der Sache 
durch Mepräfentanten vertreten werden, welche die conftitus 
irende Verſammlung fowohl, ald das zufünftige Parlament 
bilden. Ob wir noch eine Repräfentation zwifchen dieſer 
Verfammlung und dem Volke haben oder nicht, das fheint 
mir ganz gleichgültig zu fein, wenn man nur eine möglichfi 
umfaflende Vertretung einräumt, wie diefed in dem Geſetzes⸗ 
entwurf der Kal if. Mill man dad Volk unmittelbar an 
der Gefeßgebung Antheil nehmen laffen, fo möge die con: 
flituirende Verſammlung befchließen, was ſchon längft in 
der Schweiz befteht, daß die von der Verfammlung beras 
thenen Gefebe auch in Bolföverfammlungen dem Volke vor: 
gelegt würden, und daß bdaflelbe über dad Geſetz feinen 
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Willen ausſpricht. Ich erkenne die directe Wahl für unge: 
recht, indem durch fie einem großen Theil der Bevölkerung 
und namentlich den Aermeren die Ausübung der Wahlrechte 
unmöglich gemacht werden würde, während die Bewohner 
ded Wahlorts und die Vermögenden im Bortheil find. Ich 


halte fie auch für unpraftiih, glaube aber darüber Feine 


Morte mehr verlieren zu müffen, weil dieß ſchon zur Ges 
nüge nachgewiefen iſt. | . 

Der Abg. Karl Zöpprig: Sch will nur wenige Worte 
fagen, halte aber dafür, daß fo viel wie möglich jedes 
Mitglied der Kammer fich ausſpreche, ehe abgeftimmt wird, 
Wenn der Abgeordnete Zi bemerkt hat, daß das Wolf 
politifch gebildet genug fei, um eme directe Wahl vorzunebs. 


- men, fo widerfpreche ich dem und zwar aus dem Grunde, 


/ 


weil, wenn ein Wolf 30 Jahre lang in der Knechtſchaft 
elebt hat, wie dieß täglich und flündlich gefagt wird, es 
ich unmöglich in vier Wochen politifch: ausbilden kann. 
Er bat/aber auch weiter bemerkt, das Volk bedürfe eines 
Stadeld, um die Leute aufzuregen, damit fie wählen. 
Meine Herren, ein Volk, das politiich gebildet ift, bedarf 
Feines Stachel! Eind widerlpricht dein Anderen, wer auf: 
geftachelt werden muß, ift nicht politiich gebildet! Ach 
wünſche im Intereſſe des Volks auch die politifche Theil» 
nahme, die man fo gerne befördern will und auf die man 
binfteuert; aber gerade deßwegen nebme ich mittelbare Wabs 
len in Anſpruch. Wenn Ste durd dad Wablgeſetz eine 
directe Wahl auf 60 bis 70,000 Seelen ind Xeben rufen, 
fo fchließt dieß, trog dem, daß das Geſetz für Alle und 
Seden gleich ift, in der Praris, weil die Unbemittelten ſich 
wegen Mangel an Geld und Zeit nicht an den Wahlort 
begeben fönnen, den ärmeren Theil der Bevölkerung von 
der Ausübung ded Wahlrecht ganz aus, und gerade von 


ihm volinfche ih, daß er an der Wahl aub Theil nehme, 


Eine Verftändigung ift abfolut nothwendig, eine Verſtän—⸗ 
digung fann aber unter 14 bis 18,000 Wählern, die da. 
vieleicht zufammentommen, nicht ftattfinten, die Leute kön—⸗ 
nen ſich dann nicht fehen, viel weniger unter einander auds 
ſprechen. Eine Verſtändigung kann nur ſtattfinden, wenn 
die Wählenden in den Gemeinden ſelbſt aufgeklärt werden, 
und in dieſer Beziehung werden Preſſe und die Perſonen, 
welche als Candidaten auftreten, ſich ſchon bemühen, ihre 
Grundſätze zur Kenntniß des Landes, des Wahlbezirks zu 
bringen. — Meine Herren! Es ſoll eine Verſammlung in 
Frankfurt zuſammenkommen, fie ſoll die Verfaſſung Deuiſch⸗ 
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lands berathen. Um eine Verfaſſung für Deutfchland zu 
berathen, bedürfen wir aber einer großen Intelligenz, und 
dazu auch den intelligenteren Theil der Wähler. Wenn die 
Gemeinden die Wahlmänner wählen, fo werden fie nur fol: 
chen ihre Stimme geben, weldye die Intelligenz repräfentiren 
und von Ordnung und Geſetz durchdrungen find; diefe wer: 
den dann, an dem Hauptort des Wahlbezirks verfammelt, 
denjenigen zum Abgeordneten wählen, welchen fie für den 
-tüchtigftien Mann halten. Dieß ift der richtige Weg, auf 
dem man den Volföwillen erkennen kann. Außerdem bes 
merke ich noch, daß gerade Württemberg, wo bisher directe 
Wahlen theilmeife beitanden haben, die wenigſt volksthüm— 
lihen Kammern gehabt hat. In Beziehung auf dasjenige, 
was der Abgeordnete Brund bemerkt hat, daß nämlich die 
politiihe Bildung im Wolfe noch nicht groß fei, fo geftehe 
id) meine Freude darüber, daß gerade er diefen Auöfpruch 
ethan hat; denn im Allgemeinen heißt ed, die Rheinheflen 
Prien weiter in der politifchen Bildung vorangefchritten, als 
die Bewohner der diesfeitigen Provinzen, und ich fann auch 
beftätigen, was er ausgelprochen hat. Ich bin auf dem 
Lande nicht fo unbekannt, um nicht fagen zu können, das 
Volt hat nicht politifhe Bildung genug, um fogleich das 
verftehen zu fönnen, was in einer Volföverfammlung von 
politiihen Dingen gefprochen wird. Sch werde aud Ddiefen 
Gründen für den Entwurf flimmen. 
Der Abg. von Steinherr: Meine Herren! Ich habe 
in der Pauldfirhe für directe Wahlen geftimmt, und ic) 
geftehe, daß mich weder die Motive zum Entwurf, noch 
die Gründe, welche ich bisher in der Kammer gehört habe, 
bewegen fönnen, von meiner damaligen Ueberzeugung abzus 
eben. Sch halte mich lediglid an die Sache, Nebenrüds 
Achten fönnen mich bei einem fo. hochwichtigen Gegenftand 
nicht beflimmen, weder die Entfernung einiger Stunden, 
noch der Aufenthalt mehrerer Tage. Darum nur wenige 
Worte zur Motivirung meiner demnächftigen Abftimmung. 
Der Rechtszuſtand von Deutfchland ift umgeftürzt, es fol 
eine totale Reform vorgenommen werden, man appellirt 
bewegen an bie Gefammtheit der deutfchen Nation, um 
durch fie und mit ihr Ddiefe Megeneration des Vaterlandes 
vorzunehmen, ine allgemeine Nationalverfammlung iſt 
etwas Unmögliched. Darum follen ale Stämme deuticher 
Zunge ihre Repräfentanten fchiden, um dad große Werk zu 
vollbringen; diefe Repräfentanten follen den Gefammtmwillen 
der Nation audfprechen. Ich frage Sie nun, was ift ein» 
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facher, was iſt klarer, was iſt natürlicher, als daß dieſe 
Repräſentanten direct, daß ſie unmittelbar von denjenigen 
gewählt werden, welche ſie repräſentiren, deren Willen ſie 
ausſprechen ſollen. Indirecte Wahlen, meine Herren, vers 
bürgen keineswegs die Sicherheit diefed Nefultatd. Merden 
Wahlmänner beliebt, jo ift die Wahl der Abgeordneten nicht 
mehr abhängig von dem Gefammtwillen des Volkes, fie ift 
abhängig von der Wahl der Wahlmänner, und e3 Fann ein 
ganz anderes Refultat daraus entftehen, je nach den Motis 
ven, wodurch diele Männer geleitet werden, Nehmen wir 
heute indirecte Wahlen an, fo entfernen wir und und wahr» 
fcheinlih für immer von dem zu Frankfurt ausgefprochenen 
Grundiag, daß directe Wahlen die Regel bilden follen. Das 
Großherzogthum Heilen hat meiner Anfiht nach feine Ur 
facbe von dieſem Grundfage abzumeichen. Die Regierungen 
Süddeutfhlands, in deren Staaten feit Sahrzehnten confti: 
tutionelled Leben herrfcht, follten vorangeben auf der Bahn 
ded politifhen Fortſchritts, fie ſollten Wertrauen ſchenken 
der Nation, die fie für würdig erachten, ihre Geſchicke felbft 
u beflimmen. Indirecte Wahlen find ein Mißtrauensvotum, 
he find ein Urtheil über die politifche Unmündigkeit des 
Volkes, zu dem ich, mich nicht bekennen will! 

Der Abg. Keil (von Fürth): Ich glaube mich meiner: 
feitd an jeden freifinnigen Mann anfchließen zu können. 
Defienungeachtet kann ich für eine directe Wahl nicht flims 
men, beionderd mit Rüdfiht auf die WVerhältniffe de 
Odenwaldes, wo die Bevölkerung fo weit aus einander 
wohnt und nod dazu befonders jeßt, wo alles Zutrauen 
ded Bold in die Regierung durch das bisherige Syftem 
verloren gegangen if. Dad Volk hat unter dielen Umftän- 
den fein Intereſſe mehr für ſolche Wahlen, die Leute fagen: 
ed wird doch nicht beffer. Darum find fie bloß das Organ 
und laffen fih häufig von einem Redner und Schreier bes 
wegen, der dad Volk aufhetzt, am Ende aber felbft fein 
Geſetz und Feine Ordnung erhalten kann. Die Männer 
aber, melde dad Zutrauen der Gemeinde befigen und von 
ihnen zu Wahlmännern gewählt werden, werden fih nah - 
‚den Redtlichften und Tüchtigſten erfundigen, und die Män: 
ner audfuchen, welcde nach ihrer Weberzeugung am Beften 
für dad Wohl ded Vaterlanded wirfen können. 

Der Abg. Behlen: Sch kann dem Redner vor mir 
nicht beiftimmen, wollte mich vielmehr in dem nämlichen 
Sinne auöfprechen, wie der Abgeordnete von Steinherr 
foeben gethan hat, 'nur wollte ich dabei noch darauf 
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aufmerffam machen, daß dur eine unmittelbare Wahl }e: 
der Theil des Volkes befler vertreten wird, ald durch eine 
mittelbare. Durd eine mittelbare Wahl wird vorausfichts 
lich der, intelligentefte Theil mehr, ald der ärmere ungebils 
dete Theil ded Volks vertreten, und es ift bier ganz beſon— 
derd darauf NRüdfibt zu nehmen, daß auch der ärmere 
ungebildetere Theil des Volks vertreten wird, denn den 
intelligenteren Theil ded Volks, der jchon vermöge der bis» 
berigen ftaatliben und focialen Verhältniffe auch materiell 
ber bevorzugtefte ift, drüdt der Schuh vielleiht an einem 
-ganz anderen Fleck, ald den ärmeren und ungebildeteren 
Theil des Volks; und darum. kann niemald der freie Volks⸗ 
wille durch eine indirecte oder mittelbare Wahl ausgedrüdt 
werden. Zu gleicher Zeit muß ich eine Behauptung des 
Abgeordneten Reh berichtigen. Der Abgeordnete Reh hat 
behauptet, daß der Wahlmodus, wie er nad) diefem Ges 
feßedentwurf ind Leben gerufen werden foll, freifinniger 
wäre, ald der MWahlmodus in Nordamerika; dem ift nicht 
fo. Er hat zwar gefagt, daß man dort 25 Jahre alt und, 
7 Sahre lang Bürger der norbamerifanifhen Staaten ge: 
weſen fein müfle, um mäblen zu können; aber dad Princip 
der directen Wahl herrſcht dort vor, und ich will lieber 
eine Ddirecte Wahl felbft mit einigen Beſchränkungen in 
‚Beziehung auf die Wahlfähigkeit. Die Beſchränkungen 
übrigens, daß man 7 Jahre Bürger der nordamerifanifchen 
Freiftaaten geweſen fein müſſe, um wahlberechtigt zu fein, 
rührt hauptfächlich von der häufigen Einwanderung von Leu: 
ten ber, die noch nicht wiflen, was Freiheit ift, die fich 
unter einem freien Syftem noch gar nicht bewegen können. 
Diefe müffen mit den Bedürfniffen und VBerhältniffen erft 
näher befannt fein. Man wählt tort fogar den Präfidenten 
durch directe Wahl. Meine Herren, denfen Sie eine directe 
Wahl von 20,000,000 Menſchen. Aber die Art der Wahl 
ift anderd ald diejenige, welche die Mehrheit des Ausfchufs 
ſes vorgefchlagen hat. Es wird dort nicht mur in jeder 
Gemeinde, fondern in jeder Stadt, in jedem MWahlbezirfe 
gewählt, und zwar direct gewählt. Der Befürchtung, welche 
der Abgeordnete Volhard auögelprochen hat, daß eine Zer⸗ 
fplitterung der Stimmen leicht ‚eintreten werde, halte ich 
entgegen, daß die VBorberathungen, die Aufklärungen durch 
die Preffe, die Volksverſammlungen — ed brauchen. ja feine 
Berfammlungen von 16,000 Menichen zu fein — die Vers 
fammlungen in Sälen und wo fie fonft ftaftfinden, vol: 
kommen binreichen, um dergeftalt auf die Öffentliche Mei: 
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nung zu wirken, daß die Stimmen bei der Wahl nicht 
zerfplittert werden. In Nordamerita wählt jede Partbei 
ihre Gandivaten, und beflimmt fie Öffentlich im Voraus 
durch die Preffe. Die Stimmführer der -verfchiedenen Parts 
theien fommen zufammen, um fi über die Maßregeln zu 
berathen, die erforderlich find, ihren Zwed durchzuſetzen. 
Nachdem fie nun auf mehrere Weife, erſt in Gemeinden, 
dann in größeren Bezirken, dann in den einzelnen Staaten 
und zuligt durc die ganze Union hindurch ſich über bie 
Männer ihred Vertrauens, die fie wählen wollen, vereinigt 
haben, fommen fie in ihre Heimatb zurüd und fagen: wir 
buben und vereinigt ven und den zum Präfidenten zu wähs 
len, und dad Volk wird dann fo Flug fein, den Zweck, den 
es erreichen will, nicht durch Zerfplitterung der Stimmen 
zu vereiteln, und fo fommen dort Wahlen mittelft abfoluter 
Mehrheit von Millionen Abftimmenden zu Stande, die man 
bier für einige Zaufend nicht einmal zu erreichen. willen 
will. | 

Der Abg. Heinrichs: Ich erkläre mich für die indis 
recte Wahl und zwar aud dem Grunde, weil ich die Uebers 
zeugung habe, daß durch die Wahlmänner tüchtigere Mäns 
ner zu Abgeordneten für die conftituirende Berfammlung 
gewählt werden, ald durch allgemeine Wahlen. Der gemeine 
Mann Eennt nicht die Männer, welche für diefen hochwich—⸗ 
tigen Poften, für den er fie wählen fol, die Geeignetften 
find. Man tritt der Intelligenz politiiher Bildung und 
Mündigkeit ded Volks nicht zu nahe, wenn man dieß bes 
hauptet; denn der gemeine Mann ift nicht gewohnt, fich mit 
Politik abzugeben, er geht feinen Arbeiten nah. Wenn 
nun ſolche directe Wahlen eingeführt werden, was werden 
diefe Leute thun? Sie werden in ihrem Dorfe — id) 
fpredhe bier vom platten Lande — zu dem einen oder dem 
andern Manne gehen, zu dem fie Bertrauen haben, und 
ihn fragen, wen er ihnen anriethe, auf ihren Wahlzettel zu 
fchreiben. Dabei gehe ich von der Anſicht aus, daß alles 
aufrichtig, ohne Intriguen bei folchen Verfammlungen ber: 
geht, fie werden dann vielleicht auch diefen vertrauten Mann 
erfuchen, den Namen ſelbſt auf ihren Zettel zu fchreiben, 
und fo wird ein folcher Mann, gerade wie wenn die indis 
recte MWahlart eingeführt wäre, für 250 oder für 100 
Seelen, nad dem Antrag des Abgeordneten Brund, die 
ihm in diefer Hinficht ihr Vertrauen fchenken, die Stimm: 
zettel fchreiben, und ich frage Sie, ob ein folber Mann 
dann nicht factiſch Wahlmann iſt? Denn er ift wirklich 
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der Wahlmann, wenn er fo Viele zur Wahl beflimmt, reſp. 
ihre Stimmzettel geichrieben bat. Die Majorität des Aus— 
ſchuſſes und auch einige Redner fcheinen fich viel von Flug⸗ 
fehriften zu verfprechen, die in den Gemeinden verbreitet 
werden follen und von den Neden, welde die Wahlcandi: 
daten oder die Aspiranten an den Wahltagen halten. Die Er: 
fahrung lehrt, — und darin liegt der Verftand des Volks, — 
daß ed folchen Flugichriften und ſolchen Reden nicht unbedingt. 
Glauben fchenft, befonderd, wenn ed aus Erfahrung weiß, daß 
ed damit ſchon oft getäufcht worden ift. Ich fann Ihnen eine 
Mahl vorführen, wo ein Gandidat ein Programm für fein 
Wirken in der Kammer aufgeftelt hatte, er wurde gemählt, 
und ald er in der Kammer war, hat er ganz dad Gegen: 
theil von dem gethan, was er veriprocden hat. Das ift 
noch frifch in der Leute Gedächtniß, und fie werden auch 
ferner daran denken, und werden fich nicht fo leicht fehönen 
Berfprehungen wieder hingeben. Dazu fommt ferner, daß 
ja bei einer Berfammlung von 15 bis 18,000 Männern die 
entfernter flehenden nicht einmal hören, was gefprocen wird, 
wenn fie auch begreifen könnten, was fie hören. Was 
werben fie alfo thun, wenn es fib um Abflimmung durch 
Handaufheben, oder auf die Seite gehen, handelt. Gie 
werden den vor ihnen Stehenden mechanifch nachfolgen, 
firefen diefe die Hand aus, fo werden fie fie auch aus 
fireden u. f. w. Dieß, meine Herren, find die Folgen bei 
folbhen Berfammlungen. Man hat freilich gefagt, dad Wolf 
fei begierig, fein Wahlrecht auszuüben; es wäre allerdings 
u wünfchen, wenn ed immer fo wäre; aber man weiß zu 
Fehr aus Erfahrung, daß ed nicht immer fo if. Die 
Gtleichgültigfeit bei den Wahlen ift noch immer fehr groß, 
ich erinnere nur an die Wahlen großer Städte, wie Mainz 
und Darmftadt. Welche Mühe ed da Foftet, bis man die 
— auf das Stadthaus bringt, das iſt eine bekannte 
ache. 

(Der Abg. Behlen: Jetzt iſt es aber anders). 

Der Abg. Heinrichs: Das nämliche Verhältniß wird 
bei den directen Wahlen noch weit mehr eintreten, dad Vol? 
wird nicht hingehen. Anders ift ed aber, wenn ed die 
Männer feined Vertrauens beftimmt, die den Abgeordneten 
wählen follen. 

Es wurde gegen die mittelbare Wahl von dem Abges 
orbneten von Steinherr angeführt: bei einer folchen habe 
dad Volk fein Recht aus der Hand gegeben, die Wahlmänner 
Fönnten alödann thun, was fie wollten; darauf ift zu ers 
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wiebern, daß dieß bei den unmittelbaren Wahlen auch der 
Hall ift,. denn ift einmal der Deputirte gewählt, fo kann 
diefer auch thun, was er will. Sch werde daher für indi- 
recte Wahlen flimmen. 

Der Abg. Hillebrand: Ich habe ſowohl bei der 
Berfammlung in Frankfurt am Main, ald auch im zweiten 
Ausſchuß für directe Wahlen geſtimmt. Es fcheint mir da⸗ 
ber. an feinem Orte zu fein, wenn- ich mit einigen wenigen 
Worten Ihnen meine Motive in dieſer Hinficht mittheile. 
Sch werde mich kurz faflen fönnen, indem theild der Aus⸗ 
fchußbericht der Majorität das Weſentliche bereitd angedeutet 
hat, theil& auch in den verfchiedenen Reden derjenigen Her: 
ren, die für directe Wahlen gefprochen, die dahin weiter 
einfchlagenden Punkte mehrfach berüdfichtigt worden find. 
Zuvörderſt will ich dad Eine und dad Andere berühren,! was 
der Herr Minifter vor mir bemerkt hat. Fürs Erfte glaube 
ih, daß der Herr Minifter zu große Bedeutung auf die 
Specialität der Vorſchläge gelegt hat, die von Seiten der 
Majorität ded Ausſchuſſes gemaht worden find. Diefe 
Borfchläge find um fo weniger maßgebend, da fie als das 
Refultat einer entfchiedenen Abſtimmung Feineswegd gelten 
fönnen. Außerdem. laflen fie fih ja, wenn einmal dad 
Princip feftgeftellt ift, nach Maßgabe diefed Principd in der 
Berathung leicht modificiren. Weiter hat der Herr Minis 
* angedeutet, daß in den Beweggründen, namentlich hin⸗ 
ichtlich der Verſtändigung eine Verſchiedenheit unter den 
Mitgliedern der Majorität des Ausſchuſſes ſtattfinde. Was 
mich betrifft, ſo war ich ein für allemal und gleich von 
Anfang an von der Richtigkeit der directen Wahl zu ſehr 
überzeugt, als daß ein ſachliches Bedenken bei mir hätte ob⸗ 
walten können. Nur die Rückſicht auf eine mögliche Ber: 
zögerung der Wahl konnte mich zweifelhaft machen, weil 
ich die. baldigfie Herftellung der conftituirenden Nationalvers 
fammlung für dad dringendfte Bedürfniß halte, indem von 
ihr die Vermittelung einer garantirten Ordnung für die Ge: 
genwart und Zukunft allein * erwarten ſteht. Nachdem ich 
aber eingeſehen, daß directe Wahlen, wenn auch nicht ſchneller, 
doch mindeſtens eben ſo ſchnell zum Ziele führen, als die in⸗ 
directen, ſo mußte für mich jedes andere Bedenken weichen 
und meine Entſcheidung ſich unbedingt feſtſtellen. 

Es haben nun mehrere Redner beſonderen Nachdruck auf 
die praktiſchen Verhältniſſe gelegt. Ich bin nicht abgeneigt, 
dieſen Verhältniſſen alle mögliche Rechnung zu tragen, er: 
laube mir jedoch zu bemerken, daß diefe Verhältniſſe von 
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ihrer Bedeutſamkeit viel verlieren müſſen, wenn man be 
denkt, daß fie großen Theils noch auf das frühere, nunmehr 
geflürzte Regierungsſyſtem, fowie auf die Vorausſetzung der 
Baer Volksſtimmung zurüdweilen. Das frühere Syſtem 
Tann nicht mehr bedingend einwirken und die frühere Volks— 
flimmung ift eine gänzlich veränderte. Man hat gefagt (der 
Abgeordnete Zöpprig war es, wenn ich nicht irre), daß ein 
Bolt nad 30jähriger Knechtſchaft in vier Wochen zu feiner 
wefentlich anderen Anficht fommen könne. Seit dem 24. 
Februar zählen Wochen für Jahrhunderte. Wir alle konn⸗ 
ten beobachten, daß während diefer vier Wochen in der 
Mafle des Volks ein ungewöhnliches politifched Leben er- 
wachte, daß fi) während der langen Unterdrüdung ein 
reicher politifcher Gährungsftoff gehäuft hatte, der, ſowie 
die Hinderniffe entfernt, fich gewaltſam entzündete und mächs 
tig hervordrang. Wollen wir die Erfahrung aufrufen? Nun, 
fo weife ich auf Defterreih hin! Welches Bolt war durch 
das geftürzte Syſtem gefnechteter, welches unterbrüdter in 
feiner politifihen Bewegung, ald das Öfterreihifhe? Und 
was haben wir an ihm erfahren? — Kaum waren die Schtane 
ken gebrochen, ald es zum Erftaunen von ganz Deutfchland 
fich erhob, dieſes Volt, um mit fühnen Schritten auf die 
Höhe des politiſchen Bewußtſeins zu fteigen und der Welt 
zu zeigen, daß ihm die politiiche Intelligenz unter der Laſt 
ded Abfolutismud nicht abhanden gefommen, vielmehr fill 
zu bedeutfamer Kraft erwachſen war. 
Es führt mich dieß überhaupt auf den Punkt der Ins 
telligenz, den man heute in diefem Raume vielfach- heranges 
ogen hat. — Ich will weder auf die Bedenken gegen dieſe 
Rntelligen;, noch auf die Vertheidigung derfelben hier weiter 
eingehen. Nur eind will ich befonderd betonen. Wir Alle 
haben direct und indirect dad Geftändniß abgelegt oder abs» 
legen müflen, daß der Volkswille das ſouveräne Geſetz fei, 
auf deffen Grund die politifhen Neubauten aufgeführt wers 
den follen. Nun aber frage ih Sie, wenn wir demifelben 
Bolfe, deffen Wille und Gefeg fein muß, dad Zeugniß der 
Geiftesarmurh ausftellen, ihm nicht die erforderliche Intels 
ligenz bei den Wahlen zutrauen, ic frage Sie, gerathen 
wir dann nicht in den fonderbarften Widerfpruh mit uns 
felbft? Aber auch zugeftanden, es berriche noch nicht übers 
al durchgreifende politifhe Intelligenz in diefer Beziehung, 
fönnen denn nicht gerade die directen Wahlen dazu beitra» 
gen, daß in der lebendigen Berührung der weniger Imtellis 
genten mit der ‚großen Mafle von intelligenten Männern 
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‚bei Gelegenheit der Wahlen jene einen bedeutenden Zuwachs 
ihrer Intelligenz gewinnen? Ich weife in diefer Hinficht 
auf- England und Nordamerika zurüd, worauf bereitd vor 
mir der Abgeordnete Volhard hingewiefen , freilich diefer in 
entgegengeſetztem Sinne, indem er meint, daß in jenen 
Ländern die directen Wahlen durch höhere Alteröftufen u. 
ſ. w. befchränft feien. — Der Abgeordnete Behlen hat be: 
reitd Einiged darüber gefagt. Ich will nur noch hinzufügen, 
wie wir nicht überfehen dürfen, daß England und Norda: 
merika ebenfalls nicht gleich im Anfange auf der Höhe der 
politiihen Volksbildung fanden, worauf wir fie jest glän⸗ 

fehen, daß fie vielmehr gerade durch fofortige directe 

bien in diefer Bildung vornehmlich gefördert worden 
find. — Weiter aber (und dieß ift noch fehlagender) frage 
ih Sie, können wir es unbemerkt laffen, daß man gerade 
. jebt in England dahin firebt, die directen Wahlen von allen 
noch übrigen Schranfen zu befreien? Die Reformbill hat 
bereitd dad Ihrige gethan und die großen Volksbewegungen, 
welche feit Längerem ftattfinden, zielen darauf hin, in näch⸗ 
fter Zukunft ein vollkommenes Refultat in diefer Hinficht 
zu erringen. Aehnliches zeigt uns in Nordamerifa der Bor» 
Drang der demofratifhen Volksparthei gegen die ariftofrati: 
ſchen Whigs. — Nun frage ih Sie, warum follen wir dieſe 
Laufbahn nicht mit gleihen Muthe, gleicher Rüſtigkeit bes 
treten? Warum folten auch wir nicht verfuchen, was dort 
fo wohl gelungen? Warum wollen wir uns für unmünbi: 
ger erflären, ald fich namentlich die Nordamerifaner im Be: 
ginn ihrer politifch felbfiftändigen Laufbahn erklärten? Wil 
man aus Scheu vor den Wogen nicht anfangen ſchwimmen 
zu lernen? Man muß doch einmal anfangen zu lernen, felbft 
auf die Gefahr hin, daß man Lehrgeld bezahlen muß, fonft 
lernt man überall nicht. Wenn wir die directen Wahlen 
nicht befchließen, fo glaube ich, daß wir dem Vertrauen des 
Volkes nicht vollfommen entſprechen. Mögen fich auch bier 
und da Stimmen gegen directe Wahlen vernehmen lajjen, 
im Ganzen hält fi die große Mafle ded Volkes an den 
Beſchluß der Berfammlung in Frankfurt. Mir fcheint Fein 
dringender Umftand vorhanden, der und nöthigen Fönnte, 
von dem Princip der directen Wahlen abzumweicdhen. Der 
Abgeordnete Schend_ bat gefagt, wir follten einen Bau aufs 
führen, der feft und ficher aufgebaut fei. Ich bin bderfelben 
Anficht, allein ich halte nicht mit jenem Redner die indis 
recten Wahlen für die rechte Grundlage. Diele finde ich 
vielmehr darin, daß dad Volt dem Baue vollfommen ver: 


52 Protokoll 39, 


traue. Diefes Vertrauen ift der Edftein des neuen Gebäus 
des nationaler Freiheit. Es ift alfo ſowohl eine Forderung 
der Wahrheit, ald der Klugheit, daß wir dem Volksſinne 
fo viel wie möglich entgegenkommen; wo aber diefe beiden 
Factoren zufammentreffen, follen fie eine unverbrüchliche Ne: 
gel des Handelns bilden. Aufmerffam machen will ich noch 
auf ein Bedenken. Wie, wenn nun energifche und zahl: 
reiche Meclamationen gegen die indirecten Wahlen erhoben 
würden? Könnten wir dann nicht in die Gefahr kommen, 
Rüdfchritte thun zu müſſen? Ich weile auf Preußen hin, 
dad in diefen Fall gekommen. Freilich ift die Analogie nicht 
fchlagend. Der Abgeordnete Schend bemerkte, wir follten 
indirect wählen, damit wir nicht in die Gefahr geriethen, 
zu fpät in Franffurt anzufommen, zu fpät, was für uns 
gelen nicht ebrenvoll fein würde, da wir eigentlich die 

orderften fein follten. Sch meine nun, daß gerade die in: 
directe Wahl, wenn gegen fie bedeutende Reclamationen aufs 
kommen würden, und Verfpätung zuziehen Fönnte Was 
feine Bemerkung, über die Ehre des Vordertreffend angeht, 
fo bin auch ich der Anficht, daß _diefe Ehre von und befon- 
ders anzuftreben fei. — Allein hierbei kommt es nicht dars 
auf an, ob wir einen Zag früber oder fpäter in Frankfurt 
eintreffen, oder darauf, daß wir die Vorderften find auf 
der neuen politiichen. Bahn. Wir haben und neben Baden 
in die vorderfte Reihe der liberalen Bewegung geftellt, und 
es handelt ſich jegt darum, dieſes Ehrenziel politifcher Vor— 
but feft im Auge zu behalten. Auc auf die bei Ddirecten 
Wahlen zu befürchtende mangelhafte Eheilnahme des Volks 
ift befonderer Nacydrud gelegt worden, und der Herr Mis 
nifter hat bemerkt, daß man den möglichen Sndifferentismus 
nicht gering zu achten habe. Sch ſtimme diefer Anſicht bei, 
füge aber die Bemerkung hinzu, "daß die veränderten Ums 
ftände, die vielfeitig in alle Schichten des Volks eingedruns 
gene politifcbe Bewegung, die mannichfaltigen Communicas 
tiondmittel durch Flugfchriften, durch Zeitungen, durch Eifens . 
bahnen u. f. w., dad. Wolf lebendig angeregt und ihm den 
hoben Zmed fo nahe geführt haben, dab ed fchon aus die 
fem Grunde fich gebdrungen fühlen wird, an den Ort ber 
Wahl zu eilen. — Auch die Neugierde wird dad Ihrige thun. 
Darum glaube ih, kann gerade dur bdirecte Wahlen 
die Theilnahme eher vermehrt und gefördert, ald vermindert 
und gehindert werden. Bei den indirecten Wahlen wird 
leicht die Erinnerung an alte Bevormundung und langmweis 
lige Weitläufigfeit hemmend und lähmend einwirken können, 
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gleichviel, ob dazu. noch Grund vorhanden ift oder nicht, 
So denke ich, machen wir einen ernfilichen Anfang, indem 
wir Rechnung tragen, offene Rechnung dem Vertrauen des 
Volks, felbft auf die Gefahr hin, bier und da noch auf 
unferem Wege zu irren. Der rechte Anfang aber ift-der 
befte Anfang. e 
Der Abg. Mohr: Der Herr Minifter hat einen Wi: 
derfpruch zwifchen den Anfichten der verfchiedenen Mitglieder 
der Majorität des Ausſchuſſes gefunden. Sch bedauere, daß 
er meine Aeußerung unrichtig aufgefaßt hat. Ich war weit 
entfernt zu behaupten,. ja es fchmerzt mich fogar, daß ver 
Minifter ed von mir unterftellen fonnte, daß eine 
erftändigung der Wähler zur Wahl ded Abgeoroneten nicht 
nothmwendig fei. Nein, ich bin ganz mit dem Ausſchuß ein: 
verftanden, daß eine Verftändigung wirklich erforderlich fei. 
Sch babe nur behauptet, e& fer nicht nöthig, Daß die Ver: 
fländigung im Augenblid der Wahl durch dad Mittel des 
Zufammentretend aller Wählenden beim Wahlacte ftattfinden. 
müfle, ich babe nur behauptet, viele Verftändigung Fönne 
durch die fchon früher angewendeten Mittel flattgefunden 
haben, und habe namentlich bemerkt, daß wenn dad Zufam: 
mentreten fo vieler Wähler an einem Orte ein Hinderniß 
fei gegen die.directe Wahl, man dad Ausfunftämittel, wel⸗ 
ched man in Nordamerifa und Frankreich ergriffen bat, 
wählen könne, nämlidy in den einzelnen Gemeinden zu wäh: 
len und die Zählung in dem Hauptorte ded MWahlbezirks 
zu maden. Zum Schluß erfläre ih nur noch, daß ich feft: 
halte an dem Princip: Alles für das Volk, Alles durch 
dad Volk, wo ed nur immer möglich ift, wo ed aber nicht 
möglich ift, durch felbfigewählte ‚Vertreter. — — handelt 
es ſich von dem wichtigſten Recht, welches unſer deutſches 
Volk zu üben berufen fein kann, von dem höchſten Souve- 
ränetätörecht, von dem Mecht der Ausübung der Berfafs 
fungögewalt. — Man ift weit entfernt, Anfpruch darauf zu 
machen, daß dieß höchfte Recht der Verfaſſungsgewalt durch 
das Bolf in Mafle audgeübt werde. Man gibt gern zu 
und muß ed zugeben, weil es anders nicht möglich ift, daß 
dieß Recht nur durch felbfigemählte Vertreter geübt werden 
kann; aber diefe Vertreter auch noch. erfi durch Mittelömän: 
ner wählen zu laffen, welche der Ausdruck des Volkswillens 
nicht fein Fönnen, dafür kann ich nimmer flimmen. 
Der Abg. Zitz: Ich habe auf die Ermiederung des 
Herrn Minifterd gegen die Anfichten der Majorität des 
Ausfchufles nochmals dad Wort zu nehmen und zwar ein: 
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mal bezüglich der Form dieſer Erwiederung und dann aber 
auch bezüglich der Sache ſelbſt. 

Es hat der zweite Ausſchuß — und der Ausſchuß be— 
ſtand ſeiner Majorität nach aus zwei Rheinheſſen und zwei 
Oberheſſen — wohl ebenfo patriotiſche Geſinnungen und er:- 
beabſichtigt ebenſo warm die Intereſſen des Volks in der 
wichtigſten Frage der Zeit zu wahren, als dieß wohl auch 
die Abſicht des Herrn Miniſters ſelbſt ſein kann! Ich werde 
mich darum nicht hinreißen laſſen, als Berichtserſtatter Ihres 
Ausſchuſſes deſſen Anſichten mit dem Tone der Leidenſchaft⸗ 
lichkeit zu vertheidigen, in welchem der Herr Miniſter die 
Anſichten und Ideen der Majorität des Ausſchuſſes angrei⸗ 
fen zu müſſen geglaubt hat. 

Wir kämpfen hier als Männer für eine heilige Sache, 
unſere Gründe werden durch unſere Ueberzeugung geadelt — 
unſere Ueberzeugung iſt frei und uneigennützig, wir reprä⸗ 
ſentiren daher feine Parthei, ſondern wir vertheidigen 
pflichtgemäß unſere Anſicht, und ich finde es deßhalb unſere 
Stellung ebenſo, wie unſere Perſon verkennend, daß uns 
der Herr Miniſter in Ton und Ausdruck, wie Parthei— 
gänger angreift. 

Der Präſident macht den Redner aufmerkſam, daß von 
keiner Seite der Ausdruck einer Leidenſchaftlichkeit gegen die 
Majorität des Ausſchuſſes oder ihn, den Berichtserſtätter, 
wahrgenommen worden fet. 
Mehrere Mitglieder der Kammer treten diefer Bemer⸗ 
g bei. | 
Der Abg. Zitz: Sch werde den gebrauchten Ausdrud 
rechtfertigen. Ich kann verfichern, und. dad weiß der Herr 
Minifter felbft, daß kein Mitglied in der Verſammlung iſt, 
welches ihn perſönlich fo body achtet, ald ih. — Allein 
nichtö defto weniger glaube ich behaupten zu können, daß 
in feinen Ausdrüden, wie in feiner Redeweiſe beftändig 
auf und gedeutet war, ald ob die Majorität des Ausſchuſſes 
eine Partheianficht geltend machen wollte, während wir der 
Veberzeugung unferes Inneren den Ausdrud geben und 
unfere Abſichten und Anfichten für dad allgemeine Beſte 
auszufprechen berufen und verpflichtet find! Sch beftätige 
nochmals, daß ich in den Ausdrücken des Herrn Minifters 
eine gewifle Perfönlichkeit, eine weniger gegen die Sache, 
ald gegen die Perfon gerichtete Leidenfchaftlichkeit gefunden 
habe. Sollte ich mich darin geirrt haben, fo wird der Ein: 
drud, den die Rede ded Herrn Minifterd auf die Verſamm⸗ 
lung gemacht hat, nicht von den übrigen Mitgliedern der 
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Majorität des Audfchuffes in nämlicher MWeife empfunden, 
fo will ich mich belehren laffen und nehme meinen Ausdrud 
zurüd. Ich will deßhalb auch mit dem n-Minifter Fein 
weitered Wort mehr über die Form feiner Widerlegung 
wechfeln, denn ich wiederhole, Niemand in der Berfamm: 
kung fann ihn perfönlich höher achten, als ich, und ich fühte 
mich nicht berufen, Perfönlichkeiten in einen -Principienftreit 
zu verflechten. Ä 
Der Präfident: Der Herr Minifter hat nicht von 
einer Parteianficht geiprochen, die da hätte befämpft wers 
den jollen. 
Der Abg. Zitz: Auf dad Wort fommt ed auch nicht an. 
Der Herr Minifter hat von: Unklarheit und Widerſprü⸗ 
&en in den Anfichten des Ausfchuffes geſprochen und hat 
Shnen zum: Beleg dafür einzelne Stellen des Ausſchuß—⸗ 
berichtd vorgelefen,. welche diele Behauptung bewahrheiten 
foßlen. Leſen Sie aber den Ausfchußbericht felbft, fo werden! 
Sie finden, daß die darin entwidelten Grundfäge nicht allein‘ 
richtig und confequent gedacht, fondern auch der volle Aus: 
druck der Ueberzeugung der vier Männer, welche die Majo— 
rität bilden, gewefen find. Iſt auch der Ausfchußbericht nur 
kurz und flüchtig audgearbeitet, weil die Zeit nicht geftattete, 
ihn ausführlicher zu motiviren, fo find doch die Widerfprüche: 
nicht darin, die der Herr Minifter darin gefunden zu haben 
behauptet. — Es ift leicht, aud dem ganzen Zufammenhang 
eined: Berichtd einzelne Stellen heraudzureißen und ſolche in: 
Widerfpruch mit einander, oder mit der Vendenz der ganzen: 
Ausarbeitung zu bringen; aber wenn man den Bericht im 
Zufammenhange nimmt, fo werden diefe erfünftelten: Wiver:- 
ſprüche f[hwinden. Vor Allem fol: ein Widerfpruch in fol- 
gendem Sat gefunden werden: 
„Die Verftändigung wird im erfteren Falle durch die 
Bewerbung ded Gandidaten, durch fein gedrudtes 
und im Wahlbezirke verbreitete® Glaubensbekenntniß, 
durch die Darlegung feiner Grundfäße in: Gemeinde: 
und Bolköverfammlungen , endlich durch die vor der 
ftattfindenden Wahl von den verfammelten Wählern‘ 
abzugebenden Erklärungen weit ficherer und vollftän: 
diger fein, ald wenn die Urmwahlen gleichfam im Ge: 
meindefamilienkreife vor fich gehen, wo ein heil der 
Wähler gar nicht, ein anderer nur halb darüber auf: 
geklärt ik wovon ed fich handelt, wo alle: Federn 
angefpannt, alle Mittel, gute und fchlechte, anges 
wendet werden, um bie Wahlmänner nicht nach der 
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großen Bedeutung und Wichtigkeit bed Gegenftandes, 
fondern nach allen den kleinlichen Rüdfichten darzus 
bringen, welche im Gemeindeverbande fo gerne bes 
obachtet werben und fo fchwer zu ‚verdrängen find. 
Hiernach iſt voraudgefegt, und auf diefer Vorausſetzung 
beſtehen wir, wie id ſchon in meinem erften Vortrag aus: 
geiprochen habe, daß dad Wolf felbft darüber aufgeklärt 
werde, um was ed fich bier handelt. Sch denke denn doch, 
daß dad. Begehren ded Ausſchuſſes, obige Vorausſetzung 
erfüllt zu feben, eben fo natürlih, als nothwendig iſt, 
mag nun eine directe oder indirecte Wahl erfolgen; denn 
auch bei der indireeten Wahl ift ed nothwendig, daß das 
Volk denjenigen ald Wahlmann wähle, von dem ed über: 
zeugt ift, daß er auch feine wahren Bebürfniffe und das 
wirkliche Begehren ded Volkes erkenne und bei der Wahl 
bed Abgeordneten berüdfichtige. Haben wir in der Be: 
bauptung Recht, daß die Urmwahlen der Bevollmächtigten 
fo eilig vor fih gehen müflen, daß vor den Urwahlen das 
von Shnen fo unmündig. hingeftelte Volk nicht über bie. 
Sache, in welder ed handelnd auftritt, aufgeklärt wers 
den fann, fo bat der Ausfhuß auch vollfommen Recht, 
wenn er behauptet, daß die fogenannte Verftändigung, d. h. 
. die Aufklärung ded Volks über fein Recht. und die ficherfte 
Art, ſolches zu erreichen, befler geichehe, ja nur möglid) 
fei bei einer Wahl, welche in einer einzigen Handlung bes 
fieht, wo die Wahlcommiffionen in den einzelnen Gemeins 
den fich lediglich mit Aufftelung der Liften und Legitimi⸗ 
rung der Wähler zu befaflen haben, wo aber in dem: Augen 
blid, in welchem gewählt werden foll, der Candidat ſich 
den Wählern vorftellt in dem Orte der Wahl, in der 
Verſammlung der Wähler fit über feine politifhe Weber: 
zeugung ausfpricht, fein Glaubensbekenntniß, das er vor: 
ber durch die Prefle verbreitet hatte, noch einmal mündlich 
in öffentlicher Volksverſammlung vorträgt und feierlich zu 
balten gelobt. Dann und nur dann wird Sedermann 
im Volke der Gegenftand, wovon bier die Rede ift, durch⸗ 
dringen und eine wahrhafte Vertretung zu Stande fommen. 
Bei indirecten Wahlen aber wird ſich nicht dad Wolf mit 
dem Wahlcandidaten, fondern die Wahlcamarilla mit Diefem 
und Senem verftändigen. Gerade dad aber wollen wir 
nicht, fo wenig es bie franffurter Verſammlung wollte. 
Hiernacy halte ich die Voraudfegung für ganz richtig, 
die die Majorität ded Ausfchuffes bier. aufftellt. Ebene 
glaube ich, daß ed richtig ift, wenn die Majorität des 
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Ausſchuſſes ſagt, daß dieſe Verſtändigung zwiſchen der 
Maſſe des Volks und den Candidaten nur auf die Weiſe 
zu erzielen ſei, wie wir vorgeſchlagen haben, da es rein 
unmöglich iſt, bei der Eile, die bei einer Doppelwahl noth⸗ 
wendig wird, namentlich, wenn die Urwahlen im Familien⸗ 
Ereife der Gemeinden vorgenommen werden follen, eine Bes 
rührung ded Gandidaten mit dem Volke felbft, ja auch nur 
einen Ausſpruch der Wahlmänner über ihre Gefinnung 
herbeizuführen. Dieß war die Anficht des Ausfchuffes, die 
ſich vollfommen rechtfertigt, die auch getheilt wird von 
vielen der tüchtigften Männer und die in allen Staaten als 
richtig anerkannt wird, wo' directe Wahlen eingeführt wer» 
den, wie 5. DB. in Kurbeflen, und wo fie gewünfcht wer: 
ben, wie z. B. in Rheinpreußen, wo man für Einführung . 
der directen Wahl fih in einer Menge von Petitionen und 
Volksverſammlungen audgefprochen bat und wie man fie 
auch bei uns eingeführt zu fehen wünfcht, indem, wie der 
err Minifter felbft bemerkte, mehrere Petitionen die directe 
ahl verlangen. Nun haben wir im Ausfchußbericht den 
Gegenfaß bingeftelt, wie dieſe allgemeine Aufklärung des 
ganzen Volkes bei Urwahlen in den einzelnen Gemeinden 
nicht, jedenfalld nicht fo Leicht möglich fei und wie die 
Möglichkeit vorliege, daß bei den Mahlen in dem Fami— 
lienfreife der Gemeinden, wie der Bericht ſich ausdrückt, 
andere als patriotifche Rüdfichten genommen werden. Ob 
ich bei der Ausführung dieſes oder jenes Wort gebraucht 
babe, darauf kommt ed doch gewiß nicht an. Der Ab» 
geordnete Brund hat bemerkt, man werde nur die Bürger: 
meifter und Gemeindematadoren zu Bevollmächtigten wäh: 
len, dieſe aber feien in der Regel ſchlechte Wahlmänner. 
Alfo der Abgeordnete Brund jelbft gibt und Recht, er, 
auf deſſen praftifhe Erfahrung wir fo großed Gewicht 
legen. Wir haben gehört, daß die Rüdfichten, aus denen 
die Gemeinden Wahlmänner wählen, felten, ja nie ſolche 
find, welche dad Befte ded ganzen Volks im Auge haben. 
Es kann aus diefen Wahlen nicht hervorgehen, was das 
Bolt wünſcht. Da biernab auch dieſe Wahlcommiflion, 
wie fie der Gefegentwurf vorfchlägt, aus befondern Rüd: 
fihten, aus den Reichthums⸗, Verwandtſchafts- und Res 
ligionsrüdfichten der unaufgeflärten Gemeindeglieder hervor: 
geben wird, fo bat der Ausfhuß vollfommen Recht, daß 
er fie mißbilligt, und ich finde die fcharfe Kritik fehr uns 
angemefjen, die der Herr Minifter ihm hat angedeihen Laffen. 
. Ein zweite, was der Herr Minifter ald Widerfpruch 
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bezeichnet hat, findet ſich sub 2 des Ausſchußberichts (S. 3% 
— Allein ed bat aber der Herr Minifter wohl abfichtlich 
ben erftien Sag nicht gelefen. Die Ausführung ad 2 
ift nämlich eine Widerlegung einer vorausgegangenen, von 
und unterfiellten Anficht der Minorität. Der Ausſchuß 
hatte die Aufgabe, Dielen vorbergefehenen Einwand zu 
widerlegen. Seine Hauptwiderlegung. beftand darin, daß 
eine von der Minorität unterftellte Thatſache gar nicht ein= 
treten werde, ſodann erft unterfucht er die daran gefnüpfte 
Folge, falls fie dennoch eintrete. In dem. Berichte wird 
nämlich gefagt, man könne wohl behaupten : 

1) die Sntelligenzwahlen feien den directen Wahlen vors 

zuziehen, und | 

2) die Theilnahme ded Volkes fei nicht flarf genug, um 

ed zur Aufopferung von Zeit und Geld außerhalb der 

Gemeinde zu beftlimmen; 
und nun erklärt der Ausſchuß ad 2): 

„der Ausfhuß glaubt nicht an die hier unterftellte 

GSleichgültigkeit.* 
Alſo der Ausfchuß, oder weniaftens die Majorität deffelben 
flelt vorn an, daß er eine beffere Meinung von dem Volke 
habe, daß er nicht an deffen Gleichgültigkeit glaube! Nun 
fährt der Bericht fort und fagt: Sollten deffenungeachtet 
kleine Unbequemlichkeiten, Zeitverluft, Localſchwierigkeiten, 
auf die ed denn doch bei ſolchen Fragen nicht anfomme, um 
einen Grundfaß zu verlegen, obmwalten, fo fei eö gar nicht zu 
beklagen, wenn die Indolenten und Halben von dem Wahltage 
— Liegt darin eine ſo große Verläugnung der 

heilnahme des ganzen Volkes? Ich habe heute noch die 

nämliche Anſicht, und zwar mit ſehr guten Gründen, und 
der Ausſchuß darf bei ſeiner Anſicht verharren, mag ſie auch 
flüchtig ausgeführt fein, ein Widerſpruch oder eine Unklar⸗ 
heit liegt nur darin, wie ſie der Herr Miniſter auseinander 
geriſſen hat! 

Mit Recht ſagen wir von vornenherein, wir glauben: 
nicht daran, daß dad Volk gleichgültig fein werde. Wenn: 
dafjelbe aufgeklärt wird, fo wird e& auch feine. heiligften 
Intereſſen zu wahren wiffen, ed wird ihm nicht darauf ans: 
fommen, einen und felbft mehrere Tage denfelben zu opfern. 

Der Herr Minifter hat den Ausdruck gebraucht, wenn die: 
Wahlen fo ausgeführt würden, wie die Majorität ded Aus⸗ 
ſchuſſes vorfehlage, fo würden Intriguen gefpiet werden !! 
Das find leere Worte, und es bedarf feiner Ausführung, 
um die Anficht des Audfchufles gegen folche Vorwürfe zu 
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rechtfertigen. Wir laſſen und den Vorwurf nicht machen, 
daß mir Grundfäge verfechten, um der Intrigue Thür und 
Thor zu öffnen. Wir könnten wohl eher diefen Vorwurf 
dem von der Regierung vorgeichlagenen Wahlmodus zurück⸗ 
geben. Denn eine Intrigue mit einer Wahlverfammlung: 
von 15,000 Männern, wie wir fie wollen, läßt fi nicht: 
fpielen! — Wenn e& wahr ift, daß Rothſchild mebr als: 
30,000 Pfd. daran gewendet, um in der City von London 
gewählt zu werden, fo war dieß in London und von Koths, 
ſchild. Aber. ich möchte wiffen, mit welchen Mitteln und- 
im welcher Weife ein. Candivat in Hoffen bei 15,000 Wäh⸗ 
lern eine Intrigue durchſetzen könnte? — Er Fönnen wir: 
feine andere Intrigue, als mittelft der Wahrheit fpies 
len. Der Candidat muß vor die Verſammlung bintreten, 
ihr fagen, die und die Grundfäße leiten mich, Dad .tracte 
ich zu erringen, fo verftebe ich Eure Intereffen, und fo werde. 
ih Eure Sntereflen zu repräfentiren fuchen, nur nach dieſem 
Slaubendbefenntniffe werde ich flimmen, und ich frage Euch, 
ob ich hiernach auf die Majorität bei Euch rechnen könne? 
Auf eine andere Weife kann und wird er fie nicht befommen! 

Der Herr Minifter hat ferner die Vorſchläge der Majos 
rität des Ausſchuſſes gewürdigt und fie unpraftiich gefunden. 
Ich werde darauf. näher eingeben, obgleich ich eine Bemer⸗ 
fung vorausfchiden muß. Der Ausſchuß fagt, indem er zu: 
den einzelnen Paragraphen des Geſetzesentwurfes übergehe, 
fönne e& nicht feine Abficht fein, in dieſer Spanne Zeit, 
die und für den Bericht zugemeflen fei, falls feine Anficht, 
daß die Kammer anftatt der indirecten, die directe Wahl 
belieben folle, durdiginge, der Staatdregierung oder der. 
Kammer vorzugreifen in Beziehung auf einzelne Formen 
des zu treffenden Wahlmodus. Dieß ſteht den Vorfchlägen - 
ded Ausſchuſſes voran, es ift vom Herrn Minifter übergans. 

en worden! — Wenn aljo der Ausſchuß fortfährt und 
agt, deflenungeachtet möchte er jetzt ſchon feine Anficht dar⸗ 
über, wie die Sache zu realifiren fei, in den Bericht nieder 
legen, fo ift dieß doch immer mit Rüdficht auf die erfte 
Verwahrung zu erklären, und es liegt daher darin fein 
abfoluter Borichlag des Ausſchuſſes, fondern eben nur eine 
Andeutung, und zwar eine Andeutung, die nicht maßgebend 
iſt und daher auch nicht ftrenge zu beurtheilen ift, felbft 
wenn fie in irgend einer Beziehung unpraktiih wäre! Mit - 
welchen Gründen ift aber nun dieſe Andeutung widerlegt 
worden? — Der Herr Minifter jagt: die Verftändigung : 
müſſe früher flattfinden, ald am age der Wahl, denn am Tage 
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ber Wahlhandlung wäre fie nicht möglich, denn da wäre es ein 
Zufall, ob einer der 15,000 Berfammelten die Redner hört. Die 
frühere Verftändigung fol auch nach dem Vorfchlag des Aus⸗ 
fhuffes nicht ausgeſchloſſen fein, im Gegentheil, diefe Vers 
fländigung fol ſchon vorher ftattgefunden haben. Wir wols 
len fie gerade dadurch befördern, daß unfer Vorſchlag es 
nothwendig macht, daß der Wahlcandidat dad Wolf am 
Tage der Wahl ſchon vollflommen über dad unterrichtet hat, 
was er denft und zu thun entfchloffen iftz kurz, daß er es 
volftändig aufgeklärt hat. 

* Db nun dennoch hier und da ein Mißverftändniß unters 
läuft, ob ſich Jemand durch Nebenrüdfichten oder Leiden: 
[haft beftimmen laſſe, ift ohne Zeitfolge. Das wird ein⸗ 
treten, ed ift menſchlich und wird nicht zu vermeiden fein. 
Aber ed wird dieß auch nach dem von der Staatdregierung 
vorgefchlagenen Moduß eintreten. Sa, e® wird dieß bier 
noch viel mehr eintreten, ald wenn dad Volk fchon vor der 
Wahl ded Abgeordneten über Zwed und Mittel, über die 
Wahl einig ift und defhalb feine Stimmzettel ſchon audges 
füllt mitbringt. Alsdann ift die VWerftändigung ſchon früher 
eingetreten. Hier wenigftens ift es wahrfcheinlih, daß der 
größte Theil ded Volks mit Bemußtfein und Entſchluß an 
den Wahlort gebt. Denn fowie wir zugeflehen müffen, 
daß dad Volk Intelligenz genug befist, einen feine Meinung 
richtig vertretenden Wahlausfhuß zu wählen, fo müflen wir 
auch zugeftehen, daß der größere Theil deflelben erfennen 
wird, was Noth thut, und daß ed mit vollem und beftem 
Bewußtfein von der Sache bei ver Wahl handeln wird! 
— Die Bürger fommen höchſtens mit einem Zweifel, den 
das lebte Wort der Candidaten zu Iöfen hat. Was muß 
dem al ſchon voraudgegangen fein? Der Gandidat muß 
fih dem Wolfe ſchon vorher präfentirt, er muß fein politis 
ſches Glaubensbekenntniß ſchon vorber abgelegt haben, ift 
den Wählern bereits befannt, die Meinung derfelben hat 
fich über ihn firirt, und ift dieß alles der Kal, fo ift es 
fein großes Unglüd, wenn jest an dem Wahltage der eine 
oder der andere ihn der Entfernung wegen in feinen Schluß: 
worten nicht mehr hört. Aber auch daß ift nicht einmal 
ber Fall, denn eine Stimme dringt in Öffentlicher WBerlamm= 
lung zu 10,000 Menſchen. Sc kann alfo die Anficht der 
Majorität durchaus nicht für unpraftifch halten. Daß aber 
auch, wie weiter bemerft wurde, die directe Wahl nicht 
möglich und die Form derfelben ſchwierig fei, davon kann 
ich mich nicht überzeugen. Das glaube ich ſchon aus dem 
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Grunde nicht, weil in Ländern: mit freien Repräfentativver 
faffungen diefed Syſtem der Wahl ſchon lange befteht und 
ſich bewährt hat. Demnach fcheint mir die ganze Entwides 
lung des Herrn Minifters in feinen Ausſtellungen minde: 
ftend ebenfo mangelhaft, als wie der Ausfhußbericht nach 
feiner Anfiht Mangelhaftes vorgeichlagen hat. Ä 

Der Herr Minifter fagt ferner, bei der Wahlhandlung 
werde wohl jeder Wahlcandidat fprechen wollen, und es 
würden da wohl einige Zaufend fprechen. Das ift nur 
eine ganz unpraktiſche Unterftelung. Der Candidat, der 
bei dem Wolfe feinen Anklang findet, wird fich gleich Ans 
fangs zurüdziehen, die Gandidaten, die Anklang finden, die 
fich ſchon früher im Bezirke präfentirt haben, werden allein 
dad Wort nehmen, und dazu wird die Zeit ausreichend fein. 
Der Herr Minifter fagt, die Ausführung werde unmöglich 
fein, wenn die Wahl an einem Zage flattfinden folle. Das 
war aber auch nur eine Andeutung der Majorität. Wir 
hatten nicht vorgefchlagen, die Wahl auf einen Tag vorzus 
nehmen. Iſt ein Zag zu kurz, fo mag die Wahl an zwei, 
an drei oder vier Tagen vor fich gehen, und die Wahlhand: 
lung, wenn ed nöthig iſt, an verfchiedenen Orten gefchehen, 
um die Reifen zu erleichtern. | 

Der Herr Minifter bemerkte ferner, ed werde Mühe 
und Zeit foften, dad debrouillement vorzunehmen. Das 
Bolt wählt ja aber nur einen Gandidaten. Nehmen wir, 
wie ed gewöhnlich gefchieht, auf 60,000 Seelen ein Bier: 
theil Wähler an, fo fchreiben Diele ihre Namen auf den 
- Stimmzettel, geben ihre Wählerfarte ab, und werfen dann 
den Stimmzettel in die Kiſte. Auf diefe Weiſe Eönnen 
von mehreren Zaufenden in wenigen Stunden Stimmzettel, 
empfangen werden, und wenn von den 15,000 Wählern 
nur ein Name auf den Stimmzettel gefchrieben wird, fo 
ift dad Scrutinium fehr kurz, befonderd wenn verfchiedene 
MWahlbureaur organifirt werden, wo daffelbe ftattfindet. Noch- 
mald, meine Herren, ich habe im Ausfchuß vereint mit. 
drei anderen Männern meine Ueberzeugung für directe Wah— 
len ausgefprochen, weil ich überzeugt bin, daß nur auf 
diefe Weiſe ein beftimmter Elarer Ausdrud des Volkswillens 
erzielt werden wird, daß nur in diefer Meile dad Vol _ 
fein politifched® Recht ganz und wahrhaft ausüben Tann, 
Denkt die Majorität der Kammer ed mit ihrer Pflicht ver: 
einbar, eine andere Anſicht zu theilen, ‘fo mag fie es thun; 
aber die Majorität des Ausfchuffes muß mit der Wärme 
der Ueberzeugung die Rechte ded Volkes gegen den Ein 
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griff indireeter Wahlen verwahren. Dabei find wir weit 
entfernt von jeder Leidenſchaftlichkeit, von jeder Partheifucht. 
Wir find unferer Ueberzeugung, unferem Eide gefolgt. Ich 
hoffe und glaube, daß auch der Herr Minifter von gleichem 
Geiſte befeelt fei, ſowie ich überzeugt bin, daß er unfere 
patriotifche Weberzeugung würdigt. Wäre daher von feiner 
oder meiner Seite ein Wort gefallen, welches verlegen 
fönnte, fo mag der Eindrud vor der Abficht fchwinden. 
Iſt diefe rein, fo kommt es nicht auf den Ausdruck, fons 
dern auf die Ueberzeugung an, die ihn bdictirt. Diefe bat 
ſich aber bei mir und der Majorität des Ausfchuffes durch 
die Debatte nicht geändert, Sie fteht fefter ald je, daß 
nur die directe Mahl gerecht und volksthümlich ift! 
Der Abg Frand: Ach werde Sie nicht ermüden, und 
will nur furz meine demnädftige Abſtimmung motiviren. 
Bei der Verfammlung in der Paulskirche zu Frankfurt 
babe ih für die Unmittelbarkeit der Wahl geftimmt, als 
die Mede davon war, ob diefe Unmittelbarfeit als Vorſchrift 
gelten ſolle. Die Frage wurde durch die Majorität ver: 
neint. Ich flimmte für die Unmmittelbarkeit der Wahl, weil 
e8 mir wünſchenswerth ſchien, daß diejenige Verſammlung, 
welche über die fünftige Werfaffung von ganz Deutfchland 
entfcheiden follte, wo möglich aus dem unmittelbar erklärs 
ten Gefammtwillen des Wolfe hervorginge. Nachdem aber 
die Verfammlung in der Pauläfirche die — verworfen 
und nur erklärt hat, die unmittelbare Wahl moͤge als Prin⸗ 
cip gelten, welches hier nichts anders heißt, als man wün⸗ 
ſche, daß da, wo es die Umſtände erlaubten, unmittelbare 
Wahlen eintreten möchten, fo kann ich nicht mehr erwar⸗ 
ten, daß die conftituirende WVerfammlung aus lauter vom 
Volk unmittelbar gewählten Männern beftehen werde. Denn 
unftreitig werden in dem größeren Theile von Deutfchland 
mittelbare Wahlen ftattfinden, und es fragt fi nun, was 
für eine Wahlart bei diefer Lage der Sache für unfer Sand 
zu wünfcben if. Um hierüber zu enticheiven, muß man 
die geographifche Lage des Landes ind Auge faffen. — Uns 
fer Land liegt fehr zerftrent aus einander und hat bei einem 
eringen Flachenraum doch von Süden nach Norden eine 
0 große Länge, daß die Vornahme einer unmittelbaren 
Wahl mit ungewöhnlich großen Schwierigkeiten verbunden 
fein würde. Wie fchwierig eine folche fein wird, das ergibt 
ſich befonderd bei dem ſechſten Wahldiftrict, wie ihn unſere 
Regierung beftimmt hat. Derfelbe beginnt von dem äußer— 
ften Norden des Landes, d. h. von Eimelrod, einem noch 
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fünf Stunden weit hinter Wöhl liegenden, jedoch zum Be 
zirke Vöhl gehörenden Orte und reicht ſüdlich bis nad) 
Pohlgönd. Dieß ift eine Strede von ungefähr 28 bid 30 
Stunden. Wenn nun aud der Wahlort in der Mitte dies 
fed Diſtricts beftimmt würde, fo hätte man doch von dem 
äußerfien Ende ded Bezirkes bis zum Wahlort weniaftens 
14 Stunden. Zu der Reife dahin bedürften die Leute, 
welche aud den Endorten an den Wahlen Theil nehmen 
wollen, einfchließlich ded Aufenthaltes, wenn aub Alles 
ganz gut, d. h. ſchnell ginge, wenigftens vier bis fünf Lage 
Hin und zurüd, — Nun frage ich, Fönnen diejenigen, 
weldye aus der Herrfchaft Itter zur Wahl berufen werden, 
wenn Alle: bei der Wahl des Abgeordneten ftimmen follen, 
alſo ale männlichen Perfonen von dem zurüdgelegten 21. 
Lebensjahr an bis in das höchfte Alter hinauf, — können 
fich alle diefe aus ihren Orten entfernen? Können fie die 
Sicherheit des Drted und ihres Eigenthumes den Kindern 
und MWeibern fo lange Zeit anvertrauen? — Was würde 
alfo die Folge fein, wenn unmittelbare Wahl angeordnet - 
würde? Nach den Umftänden, in denen ein Jeder fich bes 
findet, wird er fi berufen fühlen, entweder zu zer zu 
bleiben, oder an der Wahl Theil zu nehmen. enn un: 
mittelbare Wahlen fein folten, würde alfo der Eine bins 

eben und wählen helfen und der Andere würde, wenn 
ihm feine Umftände die Theilnahme nicht erlauben, ausge: 
fchloffen fein. Das Geſetz verbietet ihm zwar die Theil 
‚nahme nicht, die Schwierigkeiten find aber für ihn fo groß, 
daß er nicht Theil nehmen kann. Dadurch entfteht eine 
Ungleichheit, diefe Ungleichheit aber ift Ungerechtigkeit, und 
im Snterefle der Gerechtigkeit wünfche ich, daß eine mittels 
bare Wahl ftattfindet. Bei diefer betheiligt fich Jeder, 
denn Jedem wird es leicht gemacht bei der mittelbaren 
Wahl, er fei alt oder jung, fchwach oder ftarf, feine 

‘ Stimme demjenigen zu geben, den er ald Wahlmann 
wünfcht. Ich finde alfo den Gefegesentwirf, welchen uns 
bie Staatöregierung vorgelegt hat, mit umfaffender Rüde 
fiht auf alle Umftände, mit gehöriger Weisheit abgefaßt 
und ganz im Intereſſe der Gerechtigkeit, welche mir über 
Alles geht. , | 
| Der zweite Präfident Wernher: Nach einer fo lange 
geführten Diöcuffion kann mir nur noch eine Nachlefe übrig 
bleiben. Ich theoretifire nicht, denn die Frage ift rein 
praftifher Natur; ich nehme keine Maske vor dad Geficht, 
ich werfe keinen Schleier über den Gegenftand, ich habe 
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überhaupt in der Welt wenigen Zweck, aber ih habe Grund: 
ſätze. Man bat heute fo viel davon geſprochen, was natürs 
lib und nicht natürlich fei. Man hat die directen Wahlen 
als dad einzig Natürliche genannt. Was ift natürlih? Was 
den Berbältniffen angemefien ift, was den Zweck erfüllt, 
was den Forderungen der Gerechtigkeit entſpricht! Die Kos 
faden waren in früheren Zeiten ein republifanifches Volk. 
Sie haben ihre Volföverfammlungen zu Pferde gehalten, 
zu Pferde deliberirt, zu Pferde geftimmt und gewählt. Dort 
war eine Volföverfammlung zu Pferde der natürliche Zus 
ſtand; denn es war ein Volk, welches auf den Pferden 
lebte. Und unfere Vorfahren waren ein kriegeriſches Volk, 
Man Fam damald mit den Waffen an der Seite in die 
Berfammlung; das war dort natürlich; es würde aber heute 
nicht mehr natürlich fein, ed wäre beinahe lächerlich, wenn 
alle Leute Spieß und Schwert und Gewehr in den Ber: 
fammlungen hätten, denen fie beimohnen. Darum fage ich, 
der Begriff „natürlih* wird mißbraucht, natürlich iſt nur, 
was paßlich und was gerecht ifl. Sch ebre unferen Collegen 
Behlen, er ift ein Mann von voller Ueberzeugung, und was 
er uns fagt, hat ganz dad Gepräge feines inneren Glaubens. 
Es ift Necht für ihn, was er fagt, ed ift aber Unrecht für 
und; ed ift Recht für ihn, der Jahre lang in Nordamerika 


elebt, der ein Amerikaner geworden if. — Hat aber uns 
—* Bevölkerung, haben wir Anderen dieſelbe Schule durch— 
gemacht? 


Was für ihn paßlich ſein mag, paßt nicht für uns, 
wir ſind Deutſche mit allen Gewohnheiten unſeres Landes, 
mit all den Einrichtungen, die wir da haben, mit der 
Schwierigkeit des Erwerbs, mit der dichten Bevölkerung, 
mit einer Erziehung, die nicht politiſch war, während in 
Nordamerika die kleinen Knaben ſchon Politik lernen und 
treiben. Darum iſt das, was für Amerika gilt, für uns 
ganz unpaſſend. Was wollen wir? — Was ſollen wir? — 
Zu der Verſammlung in Frankfurt, die für Deutſchland 
gut machen fol, was ein halbes Jahrtauſend ſchlecht ges 
macht hat, die Blüthe der politiſchen Intelligenz, des Cha⸗ 
rakters, des hochherzigſten Patriotismus ſchicken. Ich frage 
Sie, hat die Maſſe des Publikums über die Bedeutung 
jenes Tages wirklich klare Begriffe? Ich ſage Ihnen: Nein! 
Der große Theil der Bevölkerung, erzogen in dem Xerritos 
rialiömus, in den engen Kreilen feines Lebens, weiß faum, 
daß ed ein ganzes Deutichland gibt, und ift über die. Zu: 
Zunft Deutfchlands in der entfchiedenften Unklarheit. — Sie 
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Haben in den jüngſten Wochen der Aufregung eine Menge 
Petitionen aus allen Theilen des Landes einlaufen ſehen; 
womit haben ſich viele derfelben befchäftigt? Mit Waldfireu, 
mit Wegen, mit Weiden, mit diefem und jenem. Der enge 
Kreis des bürgerlichen Lebens ift für viele noch das Höchte 
und Leste. Und Sie wollen der Bevölkerung zumuthen, 
Daß fie Abgeordnete wähle zu einer Verfammlung, die die 
Schwierigften ragen Iöfen fol, die in Deutfchland jemald 
zur Löſung gefommen find! — 

Man fpricht fo viel vom Bolt, von dem Willen dieſes 
Volkes und von der Intelligenz deffelben, ich fage es aber 
dennoch frei, die Direeten Wahlen paffen nicht für dab Wolf, 
wenigftend nicht für die große Mehrzahl deflelben, und ich 
fage dieß trotz der großen Petitionen, welche ‘hier für directe 
Wahlen erſchienen find. Denn wenn bier auch hundert und 
zweihundert: gefprodyen und gerufen haben: wir wollen di- 
secte Wahlen, fo fagen taufend und aber taufend durch ihr 
Schweigen: Nein, wir wollen indirecte! Wozu werden, fra: 
ich, die directen Wahlen führen? Es ift natürlich, daß fie 
abgehalten werden in der Hauptſtadt des Wahlbezirkes. 
Dort iſt eine große flädtiiche Bevölkerung, die ein bedeu:- 
tendes Gewicht in die Wagfchale der Wahlen werfen wird, 
dort ift die größte Anzahl der Wähler centralifirt, natürlich 
. erfcheinen fie dann auch, fie find an Ort und Stelle Aber 
wird dann die große und zahlreiche Ländliche Bevölkerung, 
dv. h. die Mehrzahl der Landesbewohner eben fo zahlreich 
ericheinen?  Mird dieſelbe in dem Maße bei den direeten 
Wahlen erjcheinen? — Wer Directe Wahlen will, will 
das Uebergewicht der fhädtifchen Bevölkerung über die Land: 
teute, der will die ftädtifchen Intereſſen bei der Wahl ftet6 
fiegen machen über dad Band. — 

Der Abg. Hillebrand: Dagegen, daß mir eine ſolche 

Abficht unterlegt wird, muß ich entſchieden prpteftiren. 

Der zweite Präfident Wernher: Ich nehme Sie aus, 
ich hatte Beine Perfon im Auge, 

Der Abg. Hillebrand: Dann müflen Sie aber auch 
Miemand ausnehmen. 

Der Prälident: Es kann ja Jemand die Anficht 
haben, daß ed zweckmäßig fei, wenn bei einer Tolchen Wahl 
die ftädtifchen Intereſſen vor denen des flachen Landes bes 
vüdfichtigt würden. | 
Der Abg von Steinherr: Dieſe Anficht wird aber 
perfönlich, :fobald der Sprecher einen Abgeordneten aus— 
nimmt, Er fehreibt fie dann implicite den Anderen zu 
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und darin liegt eine Perfönlichfeit. Sch verwahre mich da: 
gegen und bitte feiner Zeit ums Wort, 

Der zweite Präfident Wernher (fortfahrend): Man 
fpricht von der Möglichkeit, daß ein Gandidat fich fchrifte 
lich und dur Rede dem Bezirk empfehle, innerhalb defjen 
die Wahl ftattfinden fol, Ich nenne dieß aber unmöglich; 
denn feien Sie gewiß, der größte Theil der Bewohner 
lieft die Flugichriften, die Zeitungen, die ihm zufommen, 
nit. Er befommt höchftend einen Artikel daraus von 
Einigen erzählt, hat alſo Fein Urtheil über dad Ganze, was 
da geichehen fol. 

Ueberhaupt, Ihr Herren, ich lege weit weniger Werth 
auf dad Wort, ald auf die That. Ich wünſche, daß uns 
fere Bevölkerung die Männer, welde fie nach Franffurt 
wählt, fchiden möge nach dem Urtheil, welches fie über 
dad ganze Leben ded Mannes fällt, und nicht nach einer 
Schrift, die diefelben heute fchreiben, und nad einer Rede, 
die fie im Augenblide-halten. — Das Leben ift eine That, 
und eine Rede ift ein Wort, von dem man unter Umftäns 
den am andern Zage wieder abgehen kann, während ein 
Mann von dem Refultate feines Lebens nicht mehr abgeht. 
— Wird ed dann möglich fein, da ed gewiß ift, daß am 
Tage der Mahl nicht zu allen geredet werden kann, daß 
der Sandidat in einem ganzen Wahlbezirfe herum. reiſt von 
Ort zu Drt? Das wäre etwa in der Provinz Rheinhefjen 
möglich, das gebe ich zu; aber ich frage: wie viel Dorf 
ſchaften bilden denn einen Wahlbezirk in der Provinz Ober: 
heſſen? — Ich glaube, daß ed da Bezirke gibt mit 400 
Ortſchaften, ja vielleiht noch mehr, denn die Orte: find 
klein. Es ift dieß alfo eine ganz unmögliche Communication 
zwifchen dem zu MWählenden und feinen Wählern. - Die 
Majorität ded Ausfchuffes ift in ihren Gliedern getheilter 
Meinung über die Korm der directen Wahl... Einzelne 
dachten fih die Wahl nicht ald von allen Wählern an 
einem Wahlort geübt, Andere dachten fie ſich fo. Sch ber 
haupte aber, daß Wahlen, die ftüdmweile geſchehen, Die 
nicht die Einheit der Handlung für fi haben, lahm find 
und den erhebenden Eindrud ded unmittelbaren Hervor— 
gehend ded Abgeordneten aus der Wahl, für den Wähler, 
wie für den Gewaählten, entbehren. — Wahlen aber an 
einem MWahlort für den ganzen Bezirk halte ich für ganz 
unausführbar ‚ ich halte fie für unausführbar, weil Niemand 
für Die Richtigkeit der Stimmzettel, noch für die Nichtigkeit 
der Abftimmung, noch für die Nichtigkeit des Eintrags der 
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Stimmenden in die Stimmlifte eine Bürgſchaft übernehmen 
kann. — Das ift in England ganz anderd. In England 
wird anderd gewählt, da werden nicht Stimmzettel gefchrie: 
ben, fondern Seder gibt mit lauter Stimme den Namen 
des zu Mählenden, nachdem er einen Eid auf die Bibel 
geleiftet, ab. Das ift die englifche Form 

Sch habe- in meinem ganzen Leben, feitbem ich denfe 
und fühle, feinen höheren Zwed gehabt, ald die endliche 
Einigkeit und Größe meined WBaterlanded, und im Gefühle 
diefed Zweded bitte ih Alle, die mit mir dad nämliche 
wollen, alles aufzubieten, daß in Frankfurt fih die wahre 
Blüthe unfered Volkes vereinige. Und ich frage Sie, wenn 
wir die Maffe ded Volkes zur unmittelbaren Wahl rufen 
würden, bei der Gleichgültigkeit Vieler für allgemein deutfche 
Angelegenheiten, welche Wege würden verfucht werden, um 
die Gunft der Mafle zu erwerben? Man würde ihnen 
agrarifche Gefebe verfpredhen, die communiftifchen und fo: 
cialen Fragen heraufbeſchwören, und doch iſt ed gewiß, daß 
jene erfte conftituirende Verſammlung in Frankfurt, welche 
die erften Grundfteine der deutſchen politifhen Werfaflung 
legen fol, auf diefe Fragen zuvörderft nicht eingehen Fann. 
Das ift der Zukunft vorbehalten, und ich hoffe einer nahen 
Zukunft. Es find dieß Fragen erftien Ranges. Aber fie 
fönnen bei der nächften Verſammlung in Frankfurt nicht 
entfchieden werden. Diele Wahlmittel wird man ergreifen, 
dad dad Volk führen heißen! Ich nenne ed verführen! 

Darum aus diefem Grunde flimme ich entſchieden für 
indirecte Wahlen. Ich flimme für fie, weil ih will: ein 
großes Deutichland, und darum jeden Weg betrete, der 
dazu führen fann. 

Der Abg. Köfter: Ich gehöre zur Majorität ded Aus: 
ſchuſſes, ohne gerade mit fämmtlihen Motiven, die im 
Bericht niedergelegt find, einverfanden zu fein. Sch werde 
auch jest für die directen Wahlen flimmen. Das Princiy 
der directen Wahlen ift gewiß dad richtigere, und Die un: 
mittelbare Wahl einem MWahlmodud vorzuziehen, der der 
Möglichkeit Raum gibt, daß ein Deputirter au der Urne 
hervorgeht, an den kein Urwähler gedacht hat. Ä 

Die franffurter Verſammlung hat dad Princip ber 
directen Wahl ald das richtige erfannt und den Wunſch 
audgefprohen, daß fo viel wie möglidy darauf gehalten 
werde. Daöfelbe hat der Fünfzigerausfhuß noch diefer 
Tage in einem Manifeft an das deutfche Volk gethan. Sch 
habe geglaubt, daß man fi wo möglich an diefen Be: 
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ſchluß halten folte, Sch verfenne nicht die Schwierigkeiten 
der Ausführung bei directen Wahlen. Ich halte. indeffen 
diefelben nicht für unüberwindlih, und glaube, daß fie 
namentlich dadurch großentheild befsitigt werden Fünnen, 
Daß der ganze Wahlbezirk in mehrere Diftricte getheilt wird, 

Der Abg. Kahlert: Nur wenige Worte zur Moti« 
virung meiner Abftimmung. — Theorieen beflimmen mid 
nicht, wo mir Erfahrung den Weg zeigt, den ich zu gehen 
‚babe. Man bat zwar in fchönen Sägen zu Gunften der 
Urmwahl behauptet, der Ausdrud des Volkswillens fei nur 
Durch diefe zu erlangen. Ich behaupte aber aus Erfahrung 
dad Gegentheil und werde das Gegentheil fo lange behaups 
ten, ald ed möglih if, daß Einzelne durch allerlei Um- 
triebe ihren Willen zum Volkswillen machen fünnen, Wie 
das möglich ift,. Fönnte ich durch eine vor kurzem erft ab» 
gehaltene Urwahl beweilen, in welcher bei etwa 3000 Wäh—⸗ 
lern allein faft 2000 lithographirte Stimmzettel aus der 
Urne hervorfamen, 
Sch werde für indirecte Wahlen flimmen. 

- Der Abe, Brund: Man bat von der Annahme der 
directen Wahlen felbft auf die Gefahr hin gefprochen, daß 
wir, Lehrgeld geben könnten oder follten. Wenn ich in allen 
Dingen von der Welt Lehrgeld geben möchte, fo will ich 
es hier nicht. Bei landſtändiſchen Wahlen mag man für 
die, Folge einen, folden Verſuch machen, das Heil des 
Volkes wird dadurch nicht auf dad Spiel gelekt. 

FAN bandelt es ſich von der deutichen Einheit und 
Freiheit, aber auch davon, daß durch fchlechten Vollzug 
unferer Wahlen Unarchie und dadurch Reaction entſtehen 
fönne, eine Reaction, die und unferen inneren und äußeren 
Feinden überliefert. 
Man ſprach von Nordamerika. Ich babe fihon vorhin 
bemerkt, ich bin für möglichfte Ausdehnung der Wahl, ich 
will, daß 20 und 25 wahlfähige Staatöblirger, was ungefähr . 
dem Verhältniß von 100 Seelen gleich ift, einen Wahls 
mann. wählen; aber auf die Stufe von Nordamerifa fürs 
nen wir und. nicht fielen, wir ftehen auf einer ganz anderen, 
Was wir etwa für unfere Wahlen erwarten fünnen, das 
haben wir ſchon bei. den Bürgermeifterwahlen geſehen. Im 
Amerifa, wo ber Taglohn einen Dollar beträgt, kann 
man Niemand mit einem Glas Schnaps beſtechen, bier if 
aber Mancher durch Armuth fo weit beruntergefommen 
und demoraliſirt, daß er ſich durch Schnaps und Wein, 
den man ihm vielleicht gibt, : betäuben und verführen läßt. 
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Dort herrſcht Nationalftolz, ein Gefühl, das nicht an Ars 
muth und Unterdrüdung grenzt, mie bei und eine Vers 
armung, die in mandjen Gegenden feider im höchiten Grade 
überhand genommen hat. | 

Man hat gejagt, e8 werde dem Wolfe nicht darauf ans 
fommen, einen, zwei, drei oder vier Lage, je nach der 
Entfernung vom Wahlort, zu verfäumen. Ich frage: wo—⸗ 
ber befommen die- armen Staatsbürger dad Geld, um 
nur einen einzigen Zag auswärts geben zu können? Ich 
fpreche nicht einmal von Drei oder vier Tagen. Wie wollen 
Sie ſolchen armen Leuten zumuthen, den Mahlort zu bes 
ſuchen, wo fib alsdann 16,000 Menſchen veriammeln, und 
wo alle Xebensbedürfniffe gleib um das Doppelte aufs 
fhlagen und ſich vertheuern werden? Dann gibt es noch 
große Bedenklichkeiten. Ich behaupte, die Mafle des Volks 
ift der Einwirkung auf die Wahl zugängli, und auf fehr 
vielfältige Weiſe Fanrı namentlich auf die ärmere Kiaffe eins 

wirft werden. Durch Flugſchriften, Proclamationen und 
laubenöbefenntniffe, die man dahin ſchickt, wird am aller 
wenigften eingewirft; denn die Leute ‚werden fie nicht leſen, 
- & ift eben ihr Beruf nicht, etwas zu lefen, oder dad Ge: 
lefene zu verfiehen. Aber auf ganz andere Weife fann hier 
gewirkt werden, nämlich daß fie gar feinen Theil an der 
Mahl nehmen. Es kann durch die Reaction, Durch die 
Geldariftofratie x. . darauf eingewirkt werben, daß fie 
Peinen directen Theit an der Wahl nehmen: Mir können 
Sie glauben. Seien Sie verfichert, ich Penne die Verhält: 
niffe des Landvolkes. Sch habe mid; mein Leben lang unter 
dem Volke herumgetrieben, bin während ſechs Jahren von 
Drt zu Ort gewandert, habe m Hütten ımd fpäter audy 
in gatäfte gefehen, habe mein eben lang unter dem 
Volke gewohnt, und darnach muß ich behaupten, bei einer 
Volkswahl in Maffe kann auf hundertfache Weile einge: 
wirft werden. Man bat gefagt, das Wolf habe einen 
freien Willen. . Ich will auch zugeben, daß dieß wahr ıfei,- 
aber alsdann fürchte ich dennoh, daß das Wolf, welches 
ſich bei einer folhen Wahl bis zu 16,000 Menfchen vers 
fammelt, dad man hier auf allerlei Art durch einander treibt, 
endlich durch allerlei Mittel fo irre — wird, daß es 
felbſt nicht mehr weiß, was es will, und dadutch zu den 
größten Fehlgriffen verleitet werden kann. | 
Dann noch ein Wort! 

Wir leben jest in einer Zeit der Freiheit. Da ift ed 

gut, der Freiheit hold zu fein, da will Jeder ein wirklicher 
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oder maskirter Freiheitsheld ſein. Gehen wir aber zurück, 
gehen wir nur auf die letzte Zeit zurück, wie war es da? 
Leute, die noch Sinn für Freiheit hatten, ſtanden ganz ver: 
einzelt da, man hat über fie gehohnlächelt, daß fie ſich über: 
haupt noch Mühe gaben für die Freiheit. Seit wann gibt 
ed fo viele freifinnige Leute bei und? In der Provinz 
Rheinheſſen wurde erft ganz kurz der Anfang gemacht, als 
das Volk fich zu bewegen anfing, wie man ihm feine Ges 
feßgebung antaftetee Da dachten Manche, jetzt darfſt du 
auch nicht zurücbleiben, jegt mußt du mit den Anderen vor: 
anfchreiten. Aber heute, was für Leute find da der größten 
Freiheit hold ? — Welche nur zu klar verfuchen, da die 
Leute zu verwirren, um zum Mißtrauen gegen die durch) 
Verleumdung zu reizen, die ihr Leben lang für Freibeit 
gefämpft haben. So ift ed immer in folden Dingen. Es 
wollen häufig die Ketten die Erften fein, aber nicht immer 
aus guter Abſicht. Das Volk kennt ſolche Leute noch nicht, 
es ift leichtgläubig , ed hat der bewährten Männer noch zu 
wenig, und darum auch ift es gefährlich, in ſolchen Maſſen 
u wäblen, wo es an trügerifchen Vorfpiegelungen nicht 
eblen wird, Sch wiederhoͤle aber, ich will eine indirecte 
Wahl im audgedehnteften Sinne, die den wahren und äch» 
ten Bolföwillen vertritt. — Wenn man aber nicht für mein 
vorhin gefteltes® Amendement flimmt, fo weiß ich nicht, 
was ich dann noch thue. Denn dad Ziel muß der Volks— 
wille fein, der nicht dur den Ausſpruch von Männern, 
von welchen Einer auf 500 oder 250 Seelen gewählt ift, 
repräfentirt wird. Sch habe die fefte Ueberzeugung, daß 
nur dann, wenn man meinem Antrag nad) gibt, dieſer 
Zweck volllommen erreicht wird. 

Der Präfident: Zur Motivirung meiner demnächſti⸗ 
gen Abftimmung nur wenige Worte: Ich halte eine Directe 
Wahl für praftifh unausführbar mit Rüdfiht auf die Uns 
möglichkeit ded Scrutiniumd von 15—20,000 Menſchen. 
Ich halte eine directe Wahl ferner für unausführbar, mit 
Rückſicht auf die geographifche Rage der Provinzen Star: 
fenburg und Oberheſſen. — Sch bin überzeugt, daß nur 
die indirecte Mahl die Intelligenz und aus den Grün» 
den, die der Abgeordnete Frank vorhin fehr fchlagend ent: 
widelt hat, auch die Armuth repräfentirt, und ich glaube, 
daß durch die directe Wahl dad Ergebniß der Wahl in die 
Hand einer Fleinen Minorität gelangen würde, 

. Der Abo. Zulauf: Ich ſchließe mich der Anficht des 
Herrn Präfidenten an: da mir die Kocalverhältniffe befon: 
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ders in Dberheffen, befannt find. Es ift in Oberheſſen, 
wenigftend in manchen Bezirken nicht möglich, die Leute zu‘ 
einer directen Wahl zufammenzubringen. Da werden wenige 
Leute hingehen. Wo follen fie Zehrgeld hernehmen? Diefer 
Vorſchlag erfcheint mir deßhalb- unausführbar. 

Der Abg. Preußer fchließt fich diefer Bemerkung an. 

Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Ich will 
mit wenigen Worten auf dasjenige antworten, was der Ab: 
geordnete Zi in Beziehung auf die Form meiner Rede be: 
merkt hat. Sch war weit entfernt, leidenschaftlich anzu— 
greifen, ich glaube auch nicht, daß ich, abfichtlich wenig: 
ftend gewiß nicht, irgend einen Ausdrud gebraucht habe, 
der einer foldhen Auslegung fähig wäre. Es liegt aber in 
meiner Natur, daß ich, wenn ich von einer Wahrheit übers 
eugt bin, diefe meine Ueberzeugung lebendig und ohne Rück— 
halt vortrage. Und wenn ich von der Schädlichkeit einer 
entgegenftehenden Anficht überzeugt bin, daß ich diefe Schäds 
lichkeit mit Offenheit und Ernſt darzuthun mich -beftrebe. 
Sch glaube gern, daß der Abgeordnete Zitz dad Volkswohl, 
wie er es verfteht, ald Ziel feines Strebend vor Augen bat. 
Auch ih. Die Einheit des Waterlandes und feine Einigkeit 
M für mich der leitende Stern bei allen meinen Beftres 
ungen. | | 
Sch bin aber überzeugt, daß die Tendenzen des Abge— 
ordneten Ziß insbefondere zur Xrennung und zum Zwielpalt 
führen. Nicht etwa, daß dieß. feine Abficht fei, fondern die 
undermeidliche Conſequenz. Br 

Aus diefem Grund habe ich in meiner vorhinigen Rede 
mich fo geäußert, wie ich gethan. 

Der Abg. Zitz: Sch weiſe diefe Infinuation zurüd um 
jo mehr, als ich meine politifche Ueberzeugung noch gar nicht 
ausgefprochen habe. Db meine Beftrebungen zum Zwiefpalt 
führen, daS wird ſich demnächſt zeigen, wenn ich etwa bes 
rufen bin, Mitglied der conftituirenden Verfammlung zu fein. 
Ih habe mein Urtheil Über die für Deutfchland nothwendige 
Verfaſſung nach reiflicher Prüfung und ohne leidenfchaftliche 
Täuſchung feftgeftellt und ich glaube, daſſelbe beruht auf 
eben fo fefter Bafis, ald dasjenige ded Herrn Minifters. 

Die Idee, ald ob ich ein abfoluter, ein fogenannter des: 
potifcher Mepublifaner fei, ift eine ganz falfche. Auch ich 
wünfche ein einiges Deutfchland und verzweifle nicht daran, 
daß diefes Ziel auch erreicht werden Fann mit dem monar: 
hifchen Princip, aber mit den breiteften Grundlagen republi: 
kaniſcher Baſis Wir haben dann die Republif im Prins 
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cipe; ich für mich denfe nicht daran, fie denjenigen aufzu: 
dringen, welche Abneigung vor dem Namen empfinden. 
Menn ich aber in der Verſammlung zu Frankfurt mit der 
Darthei geflimmt habe, die man Mepublifaner genannt bat, 
fo babe ich dieß im richtigften Gefühle der Nothwendigkeit 
eines Gegengewichte gegen gar viele allzu confervative Ele— 
mente gethban, und wenn Sie fih über die Verhältniffe, 
wie fie ſich dort darftellten, felbft ein Urtheil bilden, fo wer⸗ 
den Sie mit mir einverftanden fein, daß es nicht nur nicht 
überflüffig, fondern fehr nothwendig war, daß dort die 
Männer der radicalen Richtung zufammengehalten haben, 
Uebrigend babe ich bier nicht die geringfte Berantaffung, ein 
politiſches Glaubensbefenntniß abzulegen, over von dieſer 
Stelle meine politifche Ueberzeugung auch nur auszufprechen. 
Das Beftreben, was ich habe, Deutfchlands Größe und 
dad Glück des Volkes wird das Nämliche fein, wie dad des 
Herrn Minifters auch ift, und wenn wir denn auch über 
die Mittel vwerfchiedener Anficht find, fo werden wir doch 
vieleicht auf unferem Wege nach demfelben Ziele einftens 
zufammentreffen. | 


Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Es iſt mir 
fehr erfreulih, daß ich zu diefer Erklärung Veranlaſſung 
gegeben habe. 


Zu Art. 4 


Der Abg. Brund: Ich bin mit diefem Artikel bis 
auf einen furzen Zufag einverftanden. Sch will nämlich, 
daß nad) den Worten; . Bu 

„Bürgermeifter, beziehungsweiſe Beigeordneter“ 

ein Zufaß gemacht werde. Die Anficht des Artifeld ift näm⸗ 
lich die: der Bürgermeifter oder der Beigeordnete foll bie 
Wahl leiten. Sch bin aber damit nicht einverftanden, daß 
man bloß die zwei älteften Mitglieder des Gemeinderathes 
zuziehen fol. Denn darunter finden ſich oft fo alte, ſchwach⸗ 
finnige und unbehülfliche Leute vor, daß fie unmöglich Ur: 
fundsperfonen bei der Wahl fein fönnen. Sch will vielmehr, 
daß der ganze Gemeinderath, wenigftend in feiner gefeglichen 
Mehrheit, beiwohnt. Denn bei den Wahlen müffen die 
Leute, die in der Wahlcommiffion fißen, Auge und Ohr auf 
Alles richten, und dazu find die alten, abgelebten Leute am. 
wenigſten tauglich. 

Sch wünſche daher und trage darauf an, Daß beftimmt 

— wird, daß der game Gemeinderath die Wahl mitleitet und 
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in fo weit: die Wahl mitlerten kann, ald er nach der Ge: 
meindeordnung. in gefeglicher Anzahl verfammelt if. 

Der Abgeordnete Behlen unterftügt diefen Antrag. 

Der Ag. Hillebrand: Sollte die indirecte Wahl 
durchgehen, fo muß ich noch Folgendeö‘ bemerfen: 

Der Art. 4 beſtimmt, daß die Wahl eines jeden Bezirks 
durch einen von der Regierung zu beflimmenden Wuhlcome 
miflär geleitet werden fol. Es fcheint mir daher nothwen⸗ 
dig, Daß der Regierungscommiſſär durch eine Volkscommiſſion 
controlirt werde. Diefe Volkscommiſſion wird wohl am 
zwedmäßigften au$ ven Bürgermeiftern der Hauptgemeinden 
des Wahlbezirks gebildet. | 


Der Dr Minifter Freiherr von Gagern: Ich erlaube 
mir den Redner vor.mir auf den Art. 14 aufmerffam zu 
machen, welcher hierfür Vorſehung enthält. 


Der Ag. Schend: Ich möchte den Antrag des Ab⸗ 
geordneten Brund unterftügen, jedody mit einer Mobdificas 
tion. Es würden doch, da die größeren Städte wenigſtens 
als Wuhlorte erfcheinen werden, und in diefen der Gemeindes 
rath aus einer größeren Anzahl von Perfonen beiteht, zu 
viel Leute zu der Wahlcommiffion zugezogen werden. Der 
ganze Gemeinderath- hier in Darmftadt befteht z. B. aus 
30 Perfonen. Wenn nun diefe ganz oder -in ihrer gefeßlichen _ 
Mehrheit beimohnen follten, fo ift diefe Zahl zu groß, und 
ed Fönnte dieß dem Geſchäft ſelbſt hinderlich fein, Mir 
ſollten und auf eine beftimmte kleinere Anzahls von Ges 
meinderathömitgliedern beichränfen. Man könnte etwa die 
zwei älteften und bie zwei jüngften nehmen. 

Der Präfident: Sch meine, man follte durch das 
Loos drei Gemeinderathämitglieder auswählen laffen. 

Der Abg. Brund: Ganz einverflandenz e& würden _ 
übrigend auch zwei genügen. | 

Der Abg. Mohr: Sch fchlage die Zahl von vier vor. 

Der Abg. Krug: Ich trage darauf an, daß außer dem 
Bürgermeifter, refp. Beigeordneten, die Wahlcommiffion aus 
vier Mitgliedern ded Gemeinderathd gebildet wird, welche 
durch dad Loos beftimmt werden. 

Diefer Antrag wird unterftügt. | 

Der Abg. Brund: Dann glaube ich noch, daß die— 
fed MWahlbureau die Befugniß haben muß, Schriftführer . 
zujuzichen, denen ich aber Feine mitentfcheidende Stimme 
geben will. Ä 
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Der Herr Miniſter Freiherr von Gagern: Dieß habe 
ich als etwas von ſelbſt Verſtehendes betrachtet, wie ed denn 
auch ſeither bei unſeren Wahlen fo üblich gewefen iſt. 

Der Abg. Brund: Seither find übrigens dieſe Schrift— 
führer nicht von den Wahlcommiſſionen, ſondern bloß von 
den Wahlcommiſſären ernannt worden. Ich wäre aber der 
Meinung, daß die geſammte Wahlcommiſſion fie zu ernen? 
nen hätte. | 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfeftetär): Mas 
den Vorſchlag ded Abgeordneten Krug betrifft, fo glaube ich 
darauf aufmerkſam machen zu müffen, daß es Gemeinden 
im Lande gibt, wo feine vier Gemeinderathömitglieder find. 
In dem Kreife Grünberg ift z. B. der Ort Winnerod, ber 
überhaupt nur aus vier bid fünf Gemeindegliedern befteht, 
nämlich aus einem Bürgermeifter und drei Gemeinderaths— 
gliedern; alfo da könnte man nicht mehr Giemeinderathsmit: 
glieder durchs Roos heraußziehen, ald vorhanden find. 

Es wird bemerkt, daß nach dem Gefeß folche Fleine Ge: 
meinden zu anderen Gemeinden geichlagen werden follten, 
mit denen fie eine Wahlcommiſſion bildeten, 

Der Abg. Keil (von Fürth): Sch wünfchte auch eine 
Beftimmung — daß Jedermann bei dem Wahlgeſchäft 
freien Zutritt babe. 

Es wird bemerkt, daß ſich dieß von felbft verftehe. 


Zu Urt. 5. 


Der Abg. Brund: Diefer Artikel müßte für den Fall, 
daß mein Antrag bei Art, 6 durchgeht, werden, 
und ich fchlage daher vor, ſtatt des Art. 5 ded Entwurfs 
folgenden Artikel ‚aufzunehmen: 
„Sede Gemeinde wählt mindeftend einen Wahlmann.“ 
Der zweite Präſident Wernher; Wenn der Abgeord— 
nete Brunck auf dasjenige geachtet hätte, was der Abgeord⸗ 
nete von Rabenau ſoeben zu Art. 4 bemerkte, fo würde er 
eingefehen haben, daß diefer Worfchlag auf alle Gemeinden 
nicht paflen wird. Der Abgeordnete von Rabenau hat näm: 
lich, eben darauf aufmerffam gemacht, daß es Gemeinden 
in Oberheffen gibt, die mur vier Wahlfähige enthalten. 
Der Abg. Brund: Mit Rüdfict hierauf will ich 
meinem Vorſchlag einen Zufaß beifügen und darauf antra- 
gen, den Artikel fo zu fafjen: 
„Jede Gemeinde wählt mindeftens einen Wähler oder 
MWahlmann, wenn fie über 60 Wahlfähige hat.” 
Diefer Antrag wird unterftüßt. 
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Zu. Urt. 6 


und dem dazu bereits geftellten Amendement des Abgeord- 
neten Brund, bemerft: 


Der Abg. Brund: Diefer Urtifel müßte nach meinem 
Vorſchlag folgendermaßen lauten: h 
„Auf je 100 Seelen wird ein Wahlmann gewählt.” 


Der Herr Minifter Freiherr von Gagern; Menn die 
verehrliche. Kammer fich dazu beflimmen follte, eine Vers 
ftärfung der Zahl der Wahmänner zu wünfcen in der Art, 
daß auf eine geringere Geelenzahl ein Wahlmann zu wäh— 
len wäre, fo würde die Staatsregierung nicht entgegen fein, 
In Beziehung auf das factiiche Verhältniß muß ich aber 
bemerken: Nach der Eintheilung der MWahlbezirfe würden 
dieſe aus einer Bevölferung von 60 — 76,000 Seelen befte- 
hen. Eine Eintheilung, bei der die Population der verfchie: 
denen MWahlbezirfe eine gleichere fein würde, bot große 
Schwierigkeiten dar. Nach dem Gefeßedentwurf kommen 
alfv auf je 1000 Seelen 4 Wahlmänner, alfo auf 76,000 
Seelen 304. Nah dem Antrag ded Abgeordneten Brund 
aber, wenn auf je 100 Seelen ein Wahlmann gewählt 
würde, fämen 600 bis 760 Wahlmänner auf einen Wahl: 
bezirf, Sch gebe der verehrlihen Kammer zu erwägen, ob 
nicht diefe Zahl doch etwas zu groß ift. Sch habe auch, mit 
dem Abgeordneten Brund über dieſen Gegenftand ſchon frü- 
ber gefprochen. Er hat mir, nachdem der Entwurf bereits 
in die Kammer gebracht war, feine Meinung dahin ausge: 
ſprochen, daß 200 Seelen einen Wahlmann wählen möch— 
ten und diefem Amendement würde ih nicht entgegen fein, 

Der Abg. Brund: Das war nidit meine Anficht; 
Dagegen muß ich proteftiren. Sch ſagte nur, wenn die Kam: 
mer auf eine folche Beftimmung eingehen wollte, fo möchte 
man bie Seelenzahl von 250, mwenigftend auf 200 herab: 
feßen. Selbſt angenommen, ich bätte wirklih fo etwas 
. gefagt und mich in diefer Hinficht fpäter eines Anderen 
befonnen, fo würde ich dieß gar nicht läugnen, indem bie 
Sache neu und im höchſten Grade wichtig ift. | 

Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Ed war 
ferne von mir, Ihnen darüber emen Vorwurf machen zu 
wollen. 

Der Abg. Brund: Es ift wahr. Nach meinem Bor 
flag gibt e8 eine große Anzahl Wahlmänner. Aber neh: 
men Sie an, Daß felbft jedesmal fchriftlich abgeftimmt wird, 
fo halte ich die. Sache für gar nicht langweilig; denn jeder 


= 
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fchreibt ja nur einen Namen auf. — Nehmen Sie den hun: 
dertftien Theil davon an und jeder fchreibt im Gegenfag 
fechd, fieben Namen auf, wie dieß bei anderen Wahlen in 
——— Maße häufig vorkommt, ſo haben wir ja daſſelbe 

eſultat. Wir haben ja felbft Orte, wo 6 bis 700 Bür⸗ 
ger und mehr find, und da muß bei einer Ortövorftandd: 
wahl gar oft Seder neun und noch weit mehr. Namen auf 
einen Stimmzettel fchreiben. Alfo bei diefer höchſt wichtis 
gen Wahl werden die Stimmzettel weniger Namen enthalten, 
als bei vielen Gemeinderathömwahlen. 


Der zweite Präfivent Wernher: Sch habe gleich An» 
fangd den Antrag ded Abgeordneten Brund unterflüßt, und 
ih) habe dazu mehrfache Gründe — Einmal habe ich es 
für wünſchenswerth gehalten, fo viel al& möglich dad Zus 
fammenftoßen zweier Gemeinden zu vermeiden, Je größer 
man nun die Zahl der MWahlmanner macht, deflo mehr 
wird dieß natürlicherweife vermieden. Die Zahl der Ges 
meinden, welche nur hundert Seelen haben, wird im Lande 
ſehr Elein fein, alfo wird der Fall der Wereinigung zweier 
Gemeinden, wo immer die Wahl eine lahme wird, vermies 
den. Sch habe dazu aber auch noch weitere Gründe: Bei 
der meitfchichtigen Umfchreibung der einzelnen Wahlfreife 
wird ed felbft bei den Wahlmännern oft vorkommen, daß 
nicht alle an dem Tage der Wahl im Wahlorte erfcheinen. 
Se zahlreicher Sie allo die Wähler machen, deflo eher find 
Sie gewiß, daß eine auch durch ihre Zahl achtbare Wer: 
fammlung den fünftigen Abgeordneten zur deutfchen confti- 
tuirenden Verſammlung wählen wird. Ich habe alfo diefe 
größere Zahl im Intereſſe der beiden diedfeitigen Provinzen . 
vorgefchlagen, wo die Wahlbezirke fo groß, fo weit audeins 
anderliegend find, Wenn man fo viele Wahlmänner wählt, 
fo werden gewiß aus jeder Gemeinde ein oder der andere 
Wahlmann ſich einfinden. Dieß war die erfle und zweite 
Rückſicht, die mich bewogen, für den Antrag des Abgeords 
neten Brund zu flimmen. Die lebte und enticheidende war 
aber die, daß man bei dem VBorfchlag des Abgeordneten 
Brunck innerhalb der Grenzen ded praftifch Ausführbaren 
und Möglichen bleibt und daß, wenn man durch Reprälens 
tation wählen will, und wie ich glaube, auch wählen fol, 
man fo viele der Wähler zufammenruft, als nur mit Orb: 
nung vereint werden und mit Ueberzeugung und Einficht 
flimmen können. | 


Es könnte jedoch über die Bedeutung des Amendementsd 
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ein Zweifel entftehen, nämlich der, ob, wenn eine Gemeinde 
561 Seelen hat, diefe ſechs Wahlmänner zu wählen haben, ' 

Diefer Zweifel könnte vorkommen und wir müſſen dies 
fem Zweifel begegnen; denn bei einer folcyen Gemeinde ift, 
glaube ih, dem Rechte genug gefchehen, wenn fie fünf 
Wahlmänner. hat. | 

Der Abg. Brund: Bei allen ähnlichen Wahlen gilt 
übrigend die Negel, daß, wenn eine Gemeinde auch nur 
eine Seele über die Hälfte bat, fie doch für vol wählt. 
Das gleicht ſich am Ende bei anderen Gemeinden, die dars 
unter haben, wieder aud; beläuft ſich aber. der Ueberfhuß 
auf mehr als fechözig Seelen, fo wählen fie bier einen 
weiteren Wahlmannı. 

Der Abgeordnete Behlen unterftügt diefen Antrag. 

Der zweite Präfident Wernher: Ich unterflüge dad 
Amendement in feiner zweiten Faſſung nicht, denn ich halte 
es nicht für nöthig. 

Der Abg. Kablert: Wenn die Kammer ed addptirt, 
daß auf hundert Seelen ein Wähler gewählt wird, fo wer: 
den z. B. in einer Stadt, wie Darmftadt bei einer Be: 
völferung von 27,000 Seelen 270 Wähler zu wählen fein. 
Nun würde aber dadurdy die Wahl fehr befchränft werben, 
indem ed wenige geben wird, die 270-Namen in eine Lifte 
ſchreiben. Sch wollte mir daher die Frage erlauben, ob in 
diefem Falle in einer größeren Stadt ded Landes mehrere 
MWabhlcollegien für die Wahl der Wahlmänner gebildet wers 
den können und ob nicht die Wahllifte fo abgetheilt werden 
kann, daß ein Wähler dann nur 50 bid 60 Namen auf 
zufchreiben habe, — Es ift in dem Gelege nichtd darüber 
geſagt — Dieß könnte daher leicht Veranlaſſung geben, 
daß der Zwed, den man erreihen will, wegen Mangeld 
an Betheiligung an der Wahl verfehlt werde. 

Der Abg. Carl Zöpprig: Sch würde dad Amendement 
des Abgeordneten Brund unterftüßen, wenn ed nicht, meis 
ner Anfiht nach, in der Ausführung unpraftiih werden 
würde. Wenn man auf hundert Seelen einen Wähler ans 
nimmt, fo werden in einem Wahlbezirfe in der Regel 
700 WBahlmänner zufammenfommen, und ich frage, wo 
finden Sie das Local, in dem fich diefelben verftändigen 
fünnen? — 

Der zweite Präfident Wernher: In der Kirche. 

Der Abg. Carl Zöppritz: Das ift richtig. Wenn. 
aber die Wahl öffentlich abgehalten: werden fol, wie dieſes 
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der Gefeßedentwurf annimmt, fo werden wenig Kirchen auf 
dem Rande vorhanden fein, mo Zufchauer beimohnen Fönnen. 
Sch muß daher dad Amendement ded Abgeordneten 
Brund für unpraftifh halten, und darum unterftüge ich 
ed nicht. 
Der zweite Präfident Wernher: Die Zufchauer kön—⸗ 
nen die Emporbühne einnehmen. 


Zu Urt. 7. 


Der Abg. Zip: Ich ſchlage ald Amendement zu Ars 
tifel 7 vor, denfelben in folgender Faſſung anzunehmen: 


„Stimmfähig und wählbar ift jeder nicht bloß vor— 
übergehend in der Gemeinde ſich aufhaltende heſſiſche 
Staatdangehörige, der dad 21. Lebensjahr zurüdgelegt 
hat und in der Ausübung feiner bürgerlichen und po: 
litiſchen Rechte nicht gehindert iſt.“ 


Diefe Faffung weicht von dem Entwurfe in zwei Unters 
ftelungen ab. — Einmal foll nad) meinem Amendement 
nicht nothwendig fein, daß der Stimmfähige ein beftändiger 
Einwohner der Wahlgemeinde ift, Sondern, wenn er fich nur 
nicht bloß vorlibergehend in der Gemeinde aufhält, fol er bes 
techtigt fein, zu ſiimmen. In der heutigen Faſſung find 5. B. 
die Studenten auf der Univerfität, deren oft einige Hundert 
find, falls fie das 21. Lebensjahr zurüdgelegt haben, an 
ihrem Aufenthaltsorte nicht wahlberechtigt oder wählbar, 
Diefelben find zwar afademifche Bürger, find aber nicht 
Einwohner der Univerfitätäftadt, fondern fie haben ihren 
Mohnort an dem Drte ihrer Geburt. — Diefen Männern 
fann man nicht zumuthen, in ihre Heimath zurüdzufehren, 
dort das Staatsbürgerrecht zu erwerben, um bei der Wahl 
mitzuftimmen, fondern man muß ihnen das Recht einräus 
men, da, wo fie fich vorübergehend aufhalten, ihre Stimme 
abzugeben — in gleiches ift der Fall mit Handwerker 
oder Kaufleuten, die in einem Orte in Arbeit oder Gondis 
tion ſtehen. Diefe müffen allerdings, wenn fie fi als 
befliihe Staatsangehörige ausmeifen, an ihrem Aufenthalts: 
orte mitftimmen Fönnen. 

Die zweite Abweichung meines Amendementd von der 
Faſſung des Geſetzesentwurfs bildet der Beſitz ded Staatd: 
bürgerrechtd. Ich habe hier den Ausdrud gebraucht „jeder 
Staatsangehörige, der in der Ausübung feiner bürgerlichen 
und politifchen Rechte nicht gehindert, d. h. durch Urtheil 
derfelben verluftig ift, fol ſtimmberechtigt ıc. fein. Er ift 
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zwar vermöge feiner Geburf berechtigt, Staatsbürger zu 
werden, aber er muß erft in die Bürgerlifte als ſolcher ein= 
getragen werden. So lange dieß nicht geichehen ift, bat 
er nur erſt Anfprucb auf dad Staatdbürgerrecht. Es fol 
aber nah dem Beſchluſſe der Werfammlung in Frank—⸗ 
furt und auch nach der Bekanntmachung des Fünfziyeraus: 
fchufles fchon jeder Staatdangehörige, ohne daß er nöthig 
hat, dad Staatöbürgerrecht zu erwerben, zur Wahl berechtigt 
fein. Mein Amendement  entfpricht alfo auch bierin voll 
fommen dem Antrag,, wie er in Frankfurt geftellt, und 
dem Beihluß, wie er in Frankfurt gefaßt worden ifl. Es 
entipricht der Beflimmung, wonach dad Staatsbürgerrecht 
nicht zur Ausübung diefed politifchen Rechts nothwendig iſt, 
auch. dem Grundfage der weitelten Wahlberechtigung und 
den Anfprüchen eines jeden Staatdangehörigen auf Vertre— 
tung bei der Wahl ſelbſt. Ich hoffe,. daß Sie der Faflung, 
welche ich vorgeichlagen habe, Ihre Zuftimmung geben 
werden. 

Der Antrag wird unterftüßt. 0: 

Der Abg. Otto: Nah dem Art. 7 ift die Stimmfähig- 
feit durch das heſſiſche Staatöbürgerrehht bedingt und die 
übrigen, in dem Großherzogthbum mohnenden deutſchen 
- Staatdangehörigen find davon ausgeſchloſſen, während ber 
Art, 15 die. Wählbarfeit von allen volljährigen Deutſchen 
für die conflituirende Berfammlung ausfpricht. Diele Ver 
fehiedenheit zwifchen dem activen und paffiven Wahlrecht 
fcheint mir nicht begründet zu fein und ich halte daher eine 
Uebereinftimmung hinſichlich Ddiefer beiden Rechte für noth— 
wendig. Auch iſt in einer heute von mir abgegebenen: Pe 
tition mehrerer Einwohner Offenbachs der Wunſch geäußert 
worden, daß jeder zur Zeit diefer Wahl im Großherzogthum 
wohnende bdeutiche Staatdangehörige zur Ausübung des 
Stimmrebtd an feinem Aufenthaltöorte berechtigt werden 
möchte. Sch theile diefen Wunſch, und ftelle daher den An- 
trag, in dem Art. 7 die Stimmfähigfeit auch auf die deut: 
ſchen Staatsangehörigen, welche im Lande wohnen, auszu—⸗ 
dehnen. | ' 

Der Antrag wird unterftüßt. 

Der Abg. Krug: Der Antrag ded Abgeordneten Zitz 
ift in zweierlei Hinficht von der Propofition der Stantöres 
ierung verfchleden. Sch halte diefe ebenfald für zu bes 
Rhrän t, zumal befanntli nad den Beflimmungen der 
Verfaſſungsurkunde ein Inländer dad Staatdbürgerrecht erft 
dann erwirbt, wenn er fich drei Jahre lang im Großher: 
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zogthum aufgehalten hat. Die Beſchränkung des Geſetzes— 
vorſchlags, wonach nur diejenigen volljährigen Inländer, 
welche in einer Wahlgemeinde ſtändigen Wohnſitz und das 
Staatöbürgerrecbt erlangt haben, ſtimmfähig und wählbar 
fein follen , gebt offenbar zu weit. Meiner Anficht nach 
follte man jeden Snländer, der 21 Jahre alt, und nad dem 
Art. 16 der Verfaſſungsurkunde, fowie den deßfallfigen Be: 
flimmungen des Geſetzes vom 28. September 1842 in ber 
Ausübung der politifhen Rechte nicht gehindert iſt, Stimm: 
recht und Wahlfähigkeit einräumen. In fo weit flimme ich 
alfo dem Vorſchlag des Abgeordneten Zis bei, Dagegen 
halte ich den Gefegedvorfchlag in fo fern für vorzüglicher, 
ald danach zur Stimm » und Wahlfähigfeit verlangt wird, 
daß der das Staatöbürgerrecht erlangt habende Inländer, 
in beffen Ausübung nad den deßfallfigen Beltimmungen 
der Berfaffungsurfunde und des Geſetzes vom 38. Geytem- 
ber 1842 nicht gehindert ift, während nad dem Vorſchlag 
ded Abgeordneten Zig die Stimm: und Wahlfähigkeit fchon 
verloren gebt, wenn der betreffende Staatsangehörige in 
irgend einer Weile in der Ausübung feiner politischen Rechte 
gehindert if. Nach dem Art. 23 des Strafgelesbuchs wird 
nun aber eine Unfähigfeit in diefer Beziehung ſchon Durch 
die rechtöfräftige Werurtheilung zu einer Gorrectionöftrafe 
auf ein Jahr herbeigeführt. Ganz abgefehen von der Vers 
fchiedenbeit, welche in diefer Beziehung in den deutſchen 
Strafgefeßbüchern befteht, ſcheint es mir nicht angemeflen, 
denjenigen heſſiſchen Staatdangehörigen von der Wählbar: 
feit auszufchließen, der wegen eines vielleicht leichten Ver— 
gehend in eine ‚einjährige Gorrectionshaudftrafe rechtäfräfs 
tig verurtheilt worden iftz ich werde daher für die deß— 
fallfige Propofition der Staatdregierung flimmen, und ich 
bin auch überzeugt, daß die Kammer ihr beiftimmen wird, 
indem danach, wenigſtens kann ich fie nicht anders audlegen, 
nur diejenigen bei der Urmahl audgeichloffen fein follen, 
welche nad der Verfaſſungsurkunde und den deßfallfigen 
Beilimmungen ded Geſetzes vom 28. September 1842 in 
der Ausübung ihres Staatsbürgerrechted gehindert find. 


Zu Art. 8. . 


Der Abg. Reh: Ich wünſche, daß im den Artifel drei 
Worte eingefchaltet werden. Bor den Worten „offen zu 
legen ift* 

„auf dem Gemeindehaufe.* 
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Der Abg. Zulauf: Diefer Vorſchlag wird nicht aus⸗ 
führbar fein, denn es find nicht in allen Gemeinden Ges 


meindehäufer. 
! , Zu Urt. 9 und 10 
wird Nichtd bemerkt. | 
Zu Urt. 11. 


Der Abg. Reh: Ich wünſche den erften Satz des 
Art. 11 — heran gefaßt zu fehen: 
„die Abftimmung gefchieht durch die Einlage von kei— 
ner Unterfchrift bedürfenden Stimmzetteln in einen 
verſchloſſenen Stimmkaften. Die Namen der Abſtim⸗ 
menden werden in ein Protofoll eingetragen.“ 

Die Faffung des Entwurfes ſcheint mir nämlich zu uns 
beftimmt. Es ift zwar darin von Abgabe der Stimmzettel 
die Rede; es ift aber nicht gefagt, daß die Stimmzettel 
dahin Fommen follen, wohin He gehören, nämlich in einen 
verfchloffenen Stimmkaſten. Ebenfo ift nicht gelagt, daß 
die Namen der Abftimmenden in ein Protofoll eingetragen 
werden, was ich auch für nothwendig halte. Sch glaube 
daher, die Faflung, welche ich Shnen vorgefchlagen habe, 
wird Shre Zuftimmung verdienen. | 

Der Abgeordnete Behlen unterftügt diefen Antrag. 

Der Abg. Brund: Ich fchlage zu Art. 11 noch fol 
genden Zufaßartifel vor: 

„das Refultat der Wahl wird fogleidy befannt gemacht 
und jedem Wähler (Wahlmann) eine Legitimation: 
befcheinigung von dem Wahlbureau antgefertigt, 


Zu Art. 12 


Der Abg. Heldmann: Wenn eine ſolche Menge von 
MWahlmännern zufammenfommt, wie, ed insbefondere nach 
dem Vorſchlag des. Abgeordneten Brund der Hal fein wird 
und auch noch eine Reihe von Candidaten fih im Wahl: 
termine probucirt, fo werben,. wenn im Gefeß nicht ein bes 
flimmter Termin gegeben iſt, innerhalb deſſen die Reden 
ein Ende nehmen müfjen, die. Wahlen niemald zu Stande 
kommen. Ich mache daher, den Vorſchlag, daß der Artikel 
in der Weile gefaßt wird, daß nad den Worten: „in wel: 
cher” die Worte: „bid zum Beginn der Wahlhanldung felbfi* 
eingefchaltet werben. | Li. 

Jer Abg. Brund: Ich habe ebenfalls einen Vorfchlag 
zu dieſem Artikel zu, machen, nämlich am Schluffe des 
tifeld noch hinzuzufegen: | 
Proiololle z. d. Verb. d. 2. Kam. J. Bd. 6 
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‚Solange noch Feine Stimmzettel ausgetheilt find, 
darf jeder Candidat zweimal, aber nicht über eine 
Viertelftunde ſprechen.“ | a 

Der Präfident: Die Zeit, während welcer der Ab: 

eordnete Brund den Gandidaten zu reden verftatten will, 
—* mir lang. | 

Der Abg. Brund: Dann nehmen wir 10 Minuten, 
Wenn wir aber gar Feine Zeit beftimmen, fo weiß ich nicht, 
mit. welhem Recht man dann einem Gandidaten dad Wort 
entziehen will. Die Wahlen würden fich dann ind Unend⸗ 
liche- hinausziehen laſſen. — 

Der Abg. Krug: Schon bei der Berathung über den 
Art. 3 habe ich mid) dahin ausgefprochen, daß ich das heflifche 
Volk für politifch gebildet genug balte, zu wiflen, was 10m 
in diefem Augenblide Noth thut, und es wäre wirklich. 
traurig, wenn die durch fein Vertrauen gewählten Wahls 
männer ohne die Reden der Wahlcandidaten nicht willen 
folten, was fie zu thun hätten, um dem in fie gefeßten 
Vertrauen des Volks zu entiprecen. 

Ich ftelle daher den Antrag, den ganzen letzten Satz 
des Art. 12 von den Worten „in welcher” an zu fireichen.. 
Wir haben überdieß Preßfreiheit. Jeder, der ald Candidat 
für eine Mahl auftreten will, fann daher zu dem Volk 
und den Wahlmännern durch die öffentlichen Blätter fores 
chen; ebenfo wenig ift ihm verwehrt, ſich mündlich verneh⸗ 
men zu laſſen, da das Mecht der Verfammlung au Be: 
rathung über allgemein politiiche Intereſſen bet uns frei 
“ ausgeübt werden Fann, der Candidat mithin Gelegenheit 
Bernd bat, fi vor Eröffnung der Wahlhandlung anzu: 
. preifen. — 

Sch halte es daher einerſeits nicht für nöthig, anderſeits 
aber auch’ nicht für angemeflen, daß nach Eröffnumg des 
Wahlactes ſelbſt von Seiten der Wahlcanvdidaten noch Re 
den gehalten werden, und es widerſpricht überhaupt meinem’ - 
Gefühl; ſich ſelbſt öffentlich anzupreiſen. 

Der Abg.iBig: Ich habe geglaubt, der Abgeordnete 
Krug würde bei’ der Beſtimmung des letzten Abſatzes des 
Art.’ 12 einen Anſtand deßhalb erheben, weil er ſolche als 
ſich von ſelbſt verſtehend nicht erſt ausgeſprochen wünſche. 
SE meine, man müßte den Waͤhltandidaͤten gerade vor der’ 
Wahl zu den Wahlmännern fprechen laſſen. Er bat ja’ 
vorher ‚Feine Gelegenheit, die ſo beliebte Werftändigung mit 
ihnen herzuſtellen. Es ſind ohnehin ſo wenige Tage, die‘ 
ihm dazu eröffnet ſind, ed iſt eine ſolche Menge von Ger 
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‚menden, die ihre Wahlmänner wählen und bie er unmög- 
lich alle beſuchen kannz alfo muß der Candidat doch irgend 
eine Gelegenheit haben, zu fprechen, öffentlich zu allen. 
MWahlmännern, fonft kommen fie ja ganz unvorbereitet zur 
Ausführung der Wahlhandlung. Außerdem ift auch Peine 
Zeit vorgeichrieben, in welcher er fich vorzuftellen hat, er 
kann im legten Augenblid noch ald Candidat auftreten! 

Ich werde. daher gegen den Antrag de3 Abgeordneten 
Krug flimmen. Dagegen kann ich ‘den Antrag des Abges 
ordneten Brunck nur: gerechtfertigt finden. Wer zweimal 
fpricht, hat Zeit genug;. feine Anfichten den Wählern gegen: 

ber zu. ‚entwideln, und zwei Biertelftunden find hinreichend, 
‚eine. Skizze über Die politifchen Grundfäge des Candidaten 
—— und den Kampf gegen feine Mitbewerber zu bes 
eben. 

Der Abg. Mohr: Ih muß mich gegen ben Antrag 

de: Abgeordneten: Krug erklären, bin. aber auch gegen die 
Feſtſetzung ‚einer Zeit. 
Der Abe. Brund: Ich erlaube mir darauf aufmerffam 
zu machen, daß wir in der: 50r Berfammlung nur fünf- 
Minuten Zeit zum Reden haben und daß ohne Erlaubniß 
des Präfidenten, beziehungsweiſe der Berfammlung, Niemand 
über diefe Zeit hinausgehen Fann. | 


Zu Art. 13. 


“Der zweite Präfivent Wernher: Ich habe zu dieſem 
Artikel ein Amendement zu ftellen, wodurch der ganze Ar: 
tifel ein anderer wird. Die Urſache, warum ich dag Amen. 
dement ſtelle, iſt die: Welche Folgen würde e&_ haben, 
wenn ih dem Gefetz außgefprochen wird, daß jeder Wahl: 
mann eine fpeciele Einladung erhalten müſſe? Welche 
Folgen würde es haben, wenn einzelnen Wahlmännern diefe 
an dung nicht zufommen würde! Man würde vielleicht 
: — der Nichtigkeit der ganzen Wahl daran knüpfen, 
And we ich diefen Zweifel nicht haben wi, fo wünfche 
ich, daß man von einer fpeciellen Ladung an die einzelnen 
Bahlmänner ganz abfehen fol. Um fo mehr: glaube ich 
dieß wünſchen zu mäffen, als in dem Art. 12 flieht, daß 
die Wahl gefchehen Toll In‘öffentlicher Verſammlung. Wenn 
in Öffentlicher Verſammlung gewählt werden’ fol, muß auch 
das Volk, die ganze Umgegend willen, dab an diefem Tage 
gewählt wird. nr 

Mm Ru fHlage daher folgende Faſſung ded Art. 13 vor: 
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Die Wahl: wird drei Tage vor dem MWahltage durch 
öffentlichen Anſchlag in allen. Gemeinden des Wahl: 
bezirks verfündigt. Jene Verkündigung muß enthal⸗ 
ten Ort und Stunde der Wahl. z | 
Den Wählern wird ein befonderer Raum, ange 
wiefen. | | Ä 
Der Antrag wird unterftüßt. J | 
Der Abg. Reh: Ich hatte den Art. 13 in folgender 
Art gefaßt jehen wollen: 
Die Wahlmänmer verfammeln ſich zu dem Ende auf 
- befondere, wenigftend zwei age bot dem Wahltag 
ihnen behändigte Einladung des Wahlcommiſſärs, 
welche Zeit und Ort des vorzunehmenden Wahlactes 
genau beſtimmt. Den Wählern wird ein beſonderer 
Raum angewieſen. 
Ich kann die von dem zweiten Präfidenten Wernher 
„vorgefehlagene Abänderung nicht für ganz empfehlenswerth 
- halten, weil ich glaube, daß man doch immer den einzels 
nen Wahlmännern eine befondere Einladung zur- Wahl zu: 
gehen laffen muß. Ich habe zwar nichtö Dagegen, ‚wenn 
man auch eine öffentliche Bekanntmachung erläßt, damit 
fi am Tage der Wahl recht Viele einfinden. Aber von 
einer befonderen Einladung des einzelnen Wahlmanned wird 
doch nicht wohl abftrahirt werden fönnen. 


Der Herr Minifter Freiherr v. Gagern: Sch habe 
fon, ehe. der vorliegende Gefebedentwurf zur Berathung 
kam, eingefehen, daß die Einladung der Waͤhlmaãnner, wie 
fie danach flattfinden follte, dann unmöglid; werben: würde, 
wenn dad Wahlcolleg, namentlich nad): dem Antrag. ded 
Abgeordneten Brund, fo bedeutend verniehrt werden ſollte. 
Es würde ein zu großer Koftens» und. Zeitaufwand , erfors 
2 fein, um. die einzelnen Wahlmänner bejonderd ein: 
zuladen. u = ee. 

Sch glaube N daß der Antrag. des zweiten Präfi- 
denten Wernher ſich der verehrlichen Kammer zur Annahme 
“empfehlen wird. — ae ee 

Der Ag. Brund: Ich habe für den Fall, daß 
mein Antrag durchgeht, ; bereit, vorgefehen, . DaB vielleicht 
kein: Wahllocal vorhanden ift, welches 600 bis 700 Men: 
fhen aufnimmt. Darum wünfchte, ‚ich, wenn mein Amen⸗ 
dement zu Art. 6 durchgeht, was ich hoffe und „erwarte, 
dem Art. 13 den Zufab gemacht zu fehen: ER 

und falls die Wahl im Freien gefchehen müßte, ift 
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dafür zu forgen, daß eine Vermiſchung des Publitums 
mit den Wählern nicht ftattfinvet. - 

Bon Seiten ded zweiten Präfidenten MWernher und des 
Abgeordneten Mohr wird bemerkt, daß dieß fich von felbft 
finden werde. Ä 

Der Abg. Cretzſchmar: Nach dem Art. 13 ift ed dem 
Wahlcommiſſär überlaffen,, den Wahlort zu beflimmen. Ich. 
meine aber, die‘ Kammer follte im Princip auöfprechen, daß 
der Wahlort fo ziemlich im Mittelpunkt des Wahlbezirkes 
liegen müſſe. | 

Der zweite Präfident Wernher: Dad möchte fchwer 
zu berechnen fein. Denken Sie an den Bezirf, wozu das 
Hinterland gehört, wo würde da der Mittelpunkt liegen? . 

Der Herr Minifter Freiherr v. Gagern: Bei der 
Beftimmung ded Ortes für die vorzunehmende Wahl wird 
wohl befonderd die Rüdficht auf dad Vorhandenſein geeig: 

neter Zocale entfcheiden. 


Zu Art. 14. 


Der Abg. Brund: Ich kann ‚mich mit der Beſtim⸗ 
mung nicht einverftanden erklären, daß der Wahlcommiffär 
die Wahl unter Zuziehung der drei älteften Wahl: 
männer leiten fole. Ich wünfche vielmehr, daß auch bier 
die Beſtimmung getroffen wird, daß die Wahlcommillton 
wenigftend vier Mitglieder, die durch's Loos aus den Wahl: 
männern gezogen werden, gebildet wird. 

: Wollte man die älteften dazu beflimmen, fo bedürfte 
dad einer großen Unterfuchung , jebes müßte feinen Geburtds 
fchein: mitbringen, damit man conftatiren könnte, wer der 
Aeltefte ift, und das geht nicht. 

Der Antrag wird unterftüßt. 


Zu Xrt. 15. 


Der Abg. Zitz: Sch ſchlage Shnen zu diefem Artikel 
zwei Amendementd vor. ch trage nämlich darauf an, den 
erfien Abſatz ded Artifeld folgendermaßen zu faflen: | 

Wählbar zum Abgeordneten ift jeder Deutiche, welcher 
nach den Geſetzen feines Landes: volljährig und felbft- 
ftändig, d. b. weder im Goncurd, noch unter Curatel 
—* oder Dienſtbote in Koſt oder Lohn eines An⸗ 
ern iſt. | 

Ich halte ed für nothwendig, den Begriff „ſelbſtſtändig“ 
näher zu beflimmen, damit fi daran Fein Mißverftändniß 
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fnüpfe. Das Wort ſelbſtſtändig erfcheimt nicht in dem Pro: 
.- tofolle der Verfammlung in Frankfurt. Es erfcheint erft 
in. dem Publicandum ded Fünfzigerausfchuffed. Es wird - 
aber von dem Fünfzigerausfchuß wohl in Ausſicht genoms 
men fein, Daß man unter „felbitftändig” denjenigen verfleht, 
der in. der : Ausübung feiner politifhen und. bürgerlichen 
Rechte nicht gehindert ift, der alfo, wie es in unferer Vers. 
faflung beißt, nicht im Goncurd, micht unter Curatel ges. 
ſtellt, nicht Dienfibote in Koft oder Kohn eined Andern.ift. 
— Menn aber über das Wort „felbfiftändig” Feine Defi— 
nition gegeben wird, fo kann biefed zu dem gefährlichen 
Zweifel Anlaß geben, als werde darunter die bürgerliche 
Selbſtſtändigkeit, die Anfälfigkeit‘, die Ausübung eines Ber 
rufes oder eined Gewerbed, oder der Beſitz eined hin- 
reichenden Auskommens verftanden, 

Mein zweited Amendement geht dahin, den ganzen 
Nachſatz des Artifels von dem Worte: ; „wer” an, zu 
ſtreichen. 

Dieſe Beſtimmung ſcheint mir an und für ſich eine die 
Freibeit der Bewerbung unnöthig und willkürlich einengende 
Schranke. Es erſcheint mir aber auch als eine unnöthige 
Vorſicht, die bier genommen werden fol, um dem Auf—⸗ 
treten zu vieler Perfonen zu fleuern. Es werden bei den 
Wahlverfammlungen nur die Gandidaten, welche Audficht 
haben, gewählt zu werden, zu dem Wolfe fprechen, Dies- 
jenigen, welche nur geringe oder Feine Hoffnung haben, - 
bleiben von felbft zurüd, und es ift daher nicht nöthig, 
Vorkehrungen in diefer Beziehung zu treffen. So wie fie 
dafteht, hat die Beflimmung aber den gebäfligen Anſchein 
einer dem Bundesbeſchluß zumiderlaufenden Beſchränkung, 
Es wird ohnehin nicht fchwer halten, für einen Gandidaten 
zehn Wahlmänner zu finden, die ihn in die Verſammlung 
einführen, aber gerade darum fol man diefen Zufag nicht 
machen, wir müflen auch den Schein vermeiden. 


Der Abg. Brund: Die Fünfzigercommilfion hat eine 
Zufammenftellung aller Beichlüffe des VBorparlamentd machen . 
laſſen, und in diefen Tagen, geſtern oder vorgeftern, ift 
über die Emfchaltung des Wortes „ſelbſtſtändig“ eine Res 
clamation eingelaufen, und vie Sache ift einer Commiſſion 
des Fünfzigerausfchuffes übermwiefen worden, weil behauptet 
worden ift, dad Wort „felbfiftändig” fei irriger Weiſe in 
die Zufammenftellung des Fünfzigerausfchuffed aufgenommen 
worden. Indeſſen meine ih, wir fünnten e& in: dem Ars 
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— ſtehen laſſen und nur irdrein in Parentheſen ein⸗ 
ten: 
„(Richt Dimfboten, der Yrmenpflege überwieſen oder 
zu einer entehrenden Strafe perurtheilt.)“ 


- Der Herr Minifter Freiherr Von Gagern: Ich un⸗ 
terſtütze das erſte Amendement des Abgeordneten Zitz, jedoch 
mit dem Zuſatz, den der Abgeordnete Brunck ſoeben gemacht 
hat, daß auch derjenige, der aus Öffentlichen. Fonds Armen: 
ne befommt, nicht. als ſelbſtſtändig zu betrache 
ten fe: 
In Beziehung auf.den Nachſatz aber, den der Abgeord⸗ 
nete Zitz weggelaſſen haben will, wünſche ich, daß er bei: 
behalten werde. Denn wenn es für einen Gandiraten nicht 
fhwer ift, von zehn Wahlmännern unterftügt zu werden, 
fo kann diefe Beſtimmung ja auch nicht als eine Beſchrän— 
fung des Auftretens: betrachtet werben. : - Jedenfalls aber 
mwird fie ein Mittel ſein, damit nicht ganz Unberufene das 
Wort’ ergreifen und die Wahlhandlung ungebührlich verzö⸗ 
gern, was ſonſt nicht gehindert werden könnte, indem nach 
dem Vorſchlag der Majorität des Ausſchuſſes jedem daſſelbe 
Verlangenden von dem Bahlcommifjär das Wort gegeben 
werden müßte 

Der Ag. Krug: Ih halte gleichfalls eine nähere 
Beltimmung darüber für nothwendig, was unter dem Worte 
„selbftftändig” verftanden wird, weil fonft leicht Zweifel dar: 
über entftehen könnten. Sch kann aber dem Vorſchlag des 
Abgeordneten Ziß in fo fern nicht beiftimmen, als dadurch 
diejenigen von der Wahl audgefchloffen werden, die in dem 
Zuftand der Ueberfchuldung ſich befinden. — Diefe follte 
man, meiner Anficht nach, nicht ausſchließen, indem Je: 
mas ohne alle Schuld durch Unglück in Concurs verfal⸗ 
ken kam. 


Zu Art. 16. 


Der zweite Prafident Wernher: Wenn mein Amende: 

ment zu Art. 13, welches. die Staatöregierung zu dem Shris 

n. gemacht hat, von der Kammer angenommen werden 

—* fo muß auch der Art. 16 eine andere Faſſung erhal: 
Es muß dann der ganze Gab: 


„nachdem Alle in befcheinigter Weife eingeladen ' 


waren” 
berausfallen. Ich trage demnach auf Streidung ri 
Sage an, 
Der Antrag wird unterftügt. 


= 
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Der Abg. Volhard: Nach dieſem Artikel ſoll die rela⸗ 
tive Stimmenmehrheit bei der Wahl eines Abgeordneten 
entſcheiden. Es kann alſo ſehr leicht der Fall eintreten, daß 
Hein Canditat der Minderheit, ein Canditat, der bei weiten 
nicht die Mehrheit der Wähler für fich hat, zum Abgeord⸗ 
neten gewählt wird. Es ift aber fo wichtig, eine Kundge⸗ 
bung des Willend der Mehrheit aller Wähler hervorzurufen, 
daß man wenigftend eine zweite Wahl verſuchen follte, 
wenn die erfte Feine vollftändige Stimmenmehrheit ergibt. . 
— ſchlage daher vor, den Art. 16 folgendermaßen zu 
aſſen: 
„Gewählt zum Abgeordneten iſt, wer von den erſchie⸗ 

zen Wahlmännern eine Stimme über die Hälfte aller 
erhält. 

Ergibt die erfte Abſtimmung Feine ſolche Mehrheit, 
fo findet eine zweite Abflimmung fiatt, bei welcher 
derjenige als gewählt erfcheint, welcher die meiften 
eg von bat. Bei Stimmengleichheit . enticheidet 
dad Loos. | a 


Zu Art. 17 und 18. 


Der Präfident: Meines Erachtens muß bier ein 
Artikel eingefchaltet werden, etwa folgenden Inhalts: 
„Wird ein Abgeorbneter zugleich von mehreren Bes 
zirfen gewählt, fo fleht ihm binnen drei Tagen nach 
erhaltener Bekanntmachung die Auswahl zu, und die 
MWahlmänner, deren Wahl er nicht annimmt, wählen 
von Neuem, Hat er in drei Tagen nicht gewählt, 
fo enticheidet die MWahlcommiflion durch dad 2008,” . 
Der zweite Präfident Wernher: Welche Wahlcom: 
mifjion? | | 
Der Präfident: Die Wahlcommiffion des Bezirkes, 
in dem er zuerft gewählt worden ift. | 
Der Abg. Mohr: Sc würde dem Bezirk den Vorzug 
zugeftehen, worin der Gewählte die meiften Stimmen erhal: 
ten hat. 
Der Abg. Reh: Ich ftelle bei Art. 17 den Antrag, 
in demfelben die Worte: — 
„können durch Zuruf bei Zweifelhaftigkeit des Erge 
niſſes aber“ 
zu ſtreichen und nur zu ſagen: 
„die Wählmänner ſtimmen mittelſt Stimmzettel ab.“ 
Es ſcheint mir unpaſſend, daß wir uns hier auf ein 
ſo ungewiſſes Feld begeben. Bei der Wichtigkeit, welche 
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biefer Wahlact hat, glaube ich, daB man möglichfte Sicher: 
heit darüber haben muß, für wen die Mehrheit. der Stim⸗ 
men fich ergeben hat. Wenn wir und für den Vorichlag 
ded Abgeordneten Brund bei Art. 6- enticheiden, wonah - 
auf hundert Seelen ein Wahlmann zu wählen ift, fo ift, 
wenn die Abftimmung durch Zuruf erflärt werden: fol, ein 
Mißverſtändniß zu leicht möglich. — Ich bitte daher, die 
pon mir 'vorgefchlagene Abänderung des Artikels zu unters 
fügen, damit wir bloß Abflimmung durch Stimmzettel 
erhalten, m 
Der Abgeordnete Schend und Andere unterftügen den 
Antrag ded Abgeordneten Reh. ERTL ER 
Der zweite Präfident Wernher:. Sch glaube, daß die 
Befürchtungen des Abgeordneten Reh nicht fo praktiſch find, 
denn ed unterliegt feinem Zweifel, daß, fobald nur irgend 
ein Mitglied ded MWählerförperd einen Zweifel über das 
Refultat der Abftimmung durch Zuruf hat, und die Abs 
flimmung mittelft Stimmzettel verlangt, alddann die Wahl 
durh Stimmzettel geſchehen müßte. — Iſt aber die Mehr: 
heit fo evident, daß Niemand über die Mehrheit. der Stims 
men zweifelhaft ift, warum follen wir dann den umftändlis 
eben Weg der Wahl durh Stimmzettel zur Pflicht machen? 
Der Abg. Mohr: Die Wahl mittelft Stimmzettel if 
aber viel freier. | a 
Der zweite Präfident Wernher: Ich habe nichts 
Dagegen, daß die Worte wegbleiben; allein die Sache ſcheint 
mir nicht fo bedeutend, ald der Abgeordnete Reh fie macht. 
Denn fobald nur Einer die Wahl mittelft Stimmzettel vers 
langt, fo muß dieß geichehen, es ift dieß ein Recht jedes 
Einzelnen. Ä u 
Der Abg. Brund: Ich erkläre mich für den Antrag 
bed Abgeordneten Reh. — Indeſſen kann aud bei dem 
Schreiben der Stimmzettel großer Mißbrauch dadurch ents 
ftehen, daß die Leute fi) mit den Stimmzetteln in den 
Wirthshäuſern zerftreuen und daß dann vielleicht durch Fa⸗ 
brifanten von Stimmzetteln, bie fich dafelbft einfinden, der 
Name eined Ganditaten aufgedrungen wird, an ben bie 
Leute vorher gar nicht dachten. | 
Deßhalb meine ich, man Fönnte dad Schreiben ber 
Stimmzettel in dem Wahllocale fofort vornehmen laſſen, 
— — recht gut ginge, da nur eine Name zu ſchrei⸗ 
en iſt. 
Der Herr Miniſter Freiherr von Gagern: Da die 
Wahl in öffentlicher Verſammlung geichieht, fo hat auch 
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Leder ini) diefer Öffentlichen Berfammlung das Recht des 
Borfchlagd,. und ich gebe der Kammer zu bedenken, pb «8 
nicht zweckmäßig wäre, den einfachen Wahlmodus mittelft 
Buruf, der überall beliebt ift, wo Wahlen. von zahlreichen 
Körperfchaften vorgenommen werden, wenigſtens facultatiy 
zu erhalten. — | 
Nach dem Gefeßedentwurf kann ja, ſowie das Mefultat 
des Zurufd unklar iſt, und Widerfpruch erfcheint, auf die Wahl 
mittelft: Stimmzettel provocirt werden. In vielen Fällen 
würde die Wahl durch das natürliche Mittel des Zurufs 
und des Vorſchlags in Öffentlicher Verſammlung fehr vers 
einfacht werden. — 


Der Abg. Reh: Ich will zugeben, daß man in manchen 
Fällen durch Zuruf ſchneller eine Wahl erhalten wird, ohne 
daß dad Reſultat unficher bleibt, als durch Stimmzettel; 
aber ich bin auch überzeugt, daß in fehr vieler Fällen dies 
fer nr ein fehr unbefriedigended Refultat liefern 
wird. — | 


: Der Herr Minifter Freiherr von Gagern:, Dann 
ſteht es ja Jedem frei, auf die zweite Wahlart zu provociren, 


Der Abg. Reh: Es ift nicht gefagt, daß Jeder das 
Recht habe, die Wahl mittelft Stimmzettel zu verlangen, 
auch nicht von wem und in welcher Reihenfolge die Vors 
[hläge gemacht werden follen. — Jedenfalls ift die Sache 
fo neu, daß ich überzeugt bin, fie wird praftifch verfucht, 
zu großen Unordnungen führen, und wir werden das Wahls 
geihäft mehr dadurch erfchweren, vielfeiht die Gültigkeit 
der Wahl in Zweifel ftellen. Wie will man, wenn dems 
nächft NReclamationen kommen, diefe Reclamationen prüfen. 
Wie will man, wenn die Gültigkeit der Wahl beftritten 
wird, die Probe der Wahl nachholen? Ich bin daher der 
Meinung, wir ziehen die fichere Wahl der unficheren vor, 
und wenn auch die unfichere Wahlart im einzelnen Falle 
fchneller zum Ziele führen könnte, fo wird doch die fichere 
der unficheren vorzuziehen fein. — 320 

Der Abg, Brund: Ich mache auch noch darauf aufe 
merffam, daß, wenn durch Zuruf gewählt wird, der Ganz 
didat, welcher zuerft vorgeichlagen wird, -in der Regel im 
Bortheil fein wird, | 

Der Abgeordnete Hillebrand unterftügt den Vorſchlag 
bed Abgeordneten Brund, wonach dad Schreiben der Stimm: 
zettel im Wahltocale Kattfinden fol. 


den 14 April 198. Me 


‚Dei Präfident: Wir werden und ‚auch noch ‚Über 
den: von mir vorgeichlagenen Zufag wegen ber Doppelmahl- 
verftändigen müflen. Ne⸗ 
WRedner verlieft denſelben wiederholt. 

Es fragt ſich nur noch, bei. welcher Behörde eintretens 
den Falls das Loos entſcheiden ſolle? 

Der Herr Miniſter Freiherr von Gagern: Bei dem 
Wahlcommiſſär, welcher die Hauptwahl leitet. a 

- Der Abg: Reh: Sollten wir nicht zur Abſchneidung 
möglicher Verzögerungen ftatt diefed Artikels die Beftimmung 
treffen, daß, wenn zwei oder" drei Wuhlen auf diefetbe Pers: 
fon fallen. diejenige Wahl ald die enticheidende und von 
dem Ganpidaten anzunehmende betrachtet werden muß, welche 
dem Gewählten die meiften Stimmen gebradit hu? — — 

Der zweite Prafident Wernher: Wollen wir dem Ges 
wählten nicht erfi dad Recht der Auswahl vorbehalten und 
erfi dann, wenn er fäumig -ift, diejenige: Wahl aus dem: 
Mehreren ald angenommen betradhten, in der die meiften 
Stimmen auf ben Gemählten gefallen find? FA 

Der Präfident: Allerdings bleibt ed dad Natürlichfte 
daß Sie dem Gemwählten vorerft die Wahl Taflen. i 

Darum meine id, wir follten e8 bei meinem Borkhlag, 
der auch der bisherigen Prarid entfpricht, belaffen. j 

Der Antrag ded Präfidenten wird unterftüst. r 

Der Abg. Brund: Man follte jeden Antrag annehmen, 
der Die Sache abkürzt. Es ift hier anderd, ald bei anderen 

Verfammlungen. Hier wird Fein Localinteieffe gewahrt, 
alfo ift es ziemlich gleichgültig, für welchen Wahlbezirk ein 
Abgeordneter gewählt if. Es ift nicht, wie in einer lands 
ftändifchen Verſammlung, wo der Eine eine Stadt, der 
Andere das flache Land und noch ein Anderer ſich ſelbſt 
vertritt, wie ed biöher nach unferen deutfchen Berfaffungen 
ber, Fall war, — | 

Der Abg. Reh: Ic bebarre ebendeßhalb auf meinem 

Amendement, weil wir vor Allem dafür forgen müflen, daß 
zu der conflituirenden Berfammlung in ‚Sranffurt fo fchnell 
gewählt wird, ald möglih, und mein WVorfchlag wird mit 
dahin führen, jede Verzögerung abzufchneiden. — Bei 
fpäteren Berfammlungen kann man, wenn ſich dad Bedürfs... 
niß ergibt, noch eine weitere Beftimmung nachholen. 

Der Abg. Freiherr von Löw: Es könnte auch viel: 
leicht zur Abkürzung dienen, wenn für Doppelwahlen die 
Wahlmänner noch einen Erſatzmann zu wählen hätten. 
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Der Präfident: Wenn ein Erſatzmann gewählt wer: 
den follte, fo hätte man dieß, meiner Anficht nach, bei der: 
Berfammlung in Frankfurt beftimmen müffen. 

Der Abg. Brund: Die Frage wegen der Wahl eines 
Erfagmanned ift auch im Fünfzigerausfhuß zur Sprache 
gekommen, allein ed hat dieß Feinen Anklang gefunden. Es 
ift dieß eine ganz falfche Methode; denn in dem bayeriſchen 
Rheinkreiſe ift ed dadurch fchon dahin gefommen, daß Leute 
mit 1 bis 2 Stimmen zu Abgeordneten. einberufen wur: 
den. Nur Einer wird gewählt und Fein Zweiter, Dritter ꝛc. 
Darum muß für jeden Fall eine neue Wahl ftattfinden. 

Der Präfident: Wir dürfen auch nur. die kurheſſi— 
hen Berhältniffe betrachten. Dort hat man.gefehen, was 
ed mit den Erfagmännern für eine Bewandtniß hat. 


Zu Urt. 19 
wird nicht bemerkt. j 
Der Präfident fchließt hierauf bie öffentliche Sitzung und 
läßt in geheimer über folgende ‚Fragen abflimmen. 

1) Nimmt die Kammer den Art. 1: ded Geſetzesent⸗ 

wurfs an? - 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. | 
2) Nimmt die Kammer den Art. 2 des Geſetzesent⸗ 
wurfd an? 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 
3) Nimmt die Kammer den Art, 3 des Gefebedent« 
wurfs an? P 
Diefe Frage wird mit 39 gegen 8 Stimmen bejaht. 
Der Abgeordnete Brund fuspendirt feine Stimme. 

4) Nimmt die Kammer den Art. 4 des Geſetzesent⸗ 
wurfs an? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

5) Nimmt die Kammer den Urt. 4 ded Geſetzesent⸗ 
wurfs dann an, wehn, nach dem Antrag des Ab: 
——— Krug, ſtatt der Worte: „nebft den. 

eiden — Gemeinderaths“ gelegt wird: 
„nebft vier durch dad 8008 zu beflimmenden 
Mitgliedern des Gemeinderathd (in fo weit diefe 
Zahl vorhanden iſt)?“ 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

6) Nimmt die Kammer den Art. 5 ded Geſetzesent⸗ 
wurfs an, vorbehältlich der Nedactionsveränderung” 
nad) Maßgabe des Beichluffes zu Art. 4. 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 
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7) Rimmt- die Kammer ’den Art. 6 des Geſetzesent⸗ 
wurfs an? 

Diefe Frage wird mit 26 gegen 22 Stimmen bejaht 

8) Nimmt die Kammer den Art. 7 des Geſetzesent⸗ 

F wurfs an? | , 

- Diefe Trage wird mit 25 gegen 23 Stimmen bejaht. 

9) Nimmt die Kammer den jArt. 8 des Geſetzesent⸗ 
wurfs an? | 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

- - 10) Nimmt die Kammer den Art. 9 des Geſetzesent⸗ 

wurfs an? J 

Dieſe Frage wird einftimmig; bejaht. 

11) Nimmt die. Kammer den Art. 10 des Geſetzesent⸗ 
wurfs an? ! 

Diefe Frage wird einflimmig bejaht. | Ä Ä 

12) Nimmt die Kammer den Art. 11 des Geſetzesent⸗ 

wurfd an? - er 

Diefe Krage wird mit 40 gegen 8 Stimmen verneint. 

13) Nimmt die Kammer den Art. 11 des Gefegedents 
wurfs dann an, wenn, nad) dem Antrag des Ab: 
geordneten Reh, der erfte Abfag deſſelben dahin 
geändert wird: 

„Die Abflimmung gefchieht dur die Einlage 
von- feiner Unterfchrift bedürfenden Stimmzet» 
teln, in einen verfchloffenen Stimmfaften. Die 
Namen der Abftimmenden werden in dem Pro: 

A tokoll ‚eingetragen? * w 

Diefe. Frage wird; einftimmig bejaht. 

14) Nimmt die Kammer den Art. 12 des Geſetzesent⸗ 
wurfs an? 

Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. * 

Adzy Bil die Kammer, nach dem Antrag bed Abgeordne⸗ 

ten Brund, dem Art. 12 folgenden Zufaß beifügen: 
„Sn fo lange noch Feine Stimmzettel audgetheilt 
find,; darf jeder Wahlcandidat höchſtens einmal, 
aber nicht über 10 Minuten. fprechen?“ 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. Se} 

16) Nimmt; die; Kammer das Amendement des Abges 

ordneten Wernher an, flatt ded Art. 13 des Ge 
feßesentwurfd folgenden Artikel zu ſetzen: 
„Die Wahl wird durch öffentlichen Anſchlag in 
allen Gemeinden des Wahlbezirks drei Tage 
vor dem Wahltage verkündigt. — Die Wahl 
männer verfammeln fich zu dem Ende an einem 


— 
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durch jenen Anſchlag bezeichneten Ort und Local. 
Den Wählern wird ein befonderer Raum ans 
gerwiefent 

Dieſe drage wird einſtimmig bejaht. 

17) Nimmt die Kammer den Art. 14 des Gefegedents - 
wurfd an? 

Diele Frage wird einftimmig verneint. 

18) Bi immt die Kammer den Art. 14 ded Geſetzedent⸗ 
wurfs dann an, wenn, nach dem Antrage des 
Abgeordneten Brunck, ſtatt der Worte: „der drei 
älteften Wahlmänner die Worte: 

von vier durch dad Loos zu beflimmenden Bei⸗ 
fikern aud der. Zahl: der Wahlmänner“ 
gelegt wird? 
Diele Trage wird einftimmig bejaht. 
19) Nimmt n: Kammer ae Art. 15 des Geſelebent. 
wurfs an? | 
Diele Trage wird einflimmig bejaht.’ 
2) Will die Kammer, daß, nach dem Anträge d des 
Abgeordneten 3iß, in dem Art. 15 des Geſetzesent⸗ 
wurfs das Wort: 
„felbfiftä ndig“ 
erläutert wird: ” 
| „d. b. weder im Eenturfſe anter Curatel, oder 
| | ‚Dienftbote i in Koft oder Lohn eines Anderen ift?* 
Diele Frage wird mit 43 gegen 5 Stimmen bejaht. 
21) WIN die Kammer, Tas, nach dem Antrage ded Abs 
. geordneten Ziß, in dem Art: 15 der zweite Sag von 
ie der Worten: Wer” ıc. ganz weggelaffen werde? 
Diefe Frage wird mit 40 gegen 8 Stimmen verneint. 
22) Nimmt die Kammer den’ Art. 16 des Geſetzesent⸗ 
wurfs, vorbehältlich der zen Art. 13 befchloffenen 
Redaetionsveränderung añ 
— Fra Mn wird einftimmig bei — 
8 mini * Kammer oem Art.‘ 17 des Geſetzesent⸗ 
aus an? 
| N Fr um wird mit 38 gegen 10 Stimmen verneint. 
tun 2 Km die Kammer den Art} 17 des Geſetzesent⸗ 
wurfs dann an, wenn, nach dem Antrage des 
Abgeordneten "Reh, der erſie Satz geſtrichen und 
dafür geſagt wird: — 
u. „Die Wahlmãnner ſtimmen durch Stimmzettel ab. 
- Feder Wahlmann erhält einen Stimmzettel?“ 
Dit Trage wird mit 47. gegen 1 Stimme bejaht. 
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25) WIN die Kammer, nach dem Antrage des Prä⸗ 
fidenten Hefe nach Art. 17 folgenden Zufagartifel 
einſchalten: 

„Wird ein Abgeordneter zugleich von mehreren 
Bezirken erwäblt, fo fteht ihm ‚binnen zwei Ta⸗ 
gen nach erhaltener Bekanntmachung die Auss 
wahl zu, und die Wahlmänner, deren Wahl er 
nit annimmt, wäblen von neuem. Hat er in 
zwei Tagen nicht gewählt, fo ——— die 
Wahlcommiſſion durch dad Loos? 
Dieſe Frage wird mit 46 gegen 2 Stimmen bejaht. 

26) Nimmt die Kammer den Art. 18 des Geſetzesent⸗ 

wurfs an? 

Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 

27) Nimmt er Kammer den Art. 19 des Geſtedent · 
wurfs an? 

Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 


Der Präfident ſchließt hierauf die Sitzung und beraumt 
die nächfte auf Samftag den 15. April d. I. unter näherer 
Beflimmung der Tagesordnung an. 


Zur Beglaubigung: 


Hoffe, Wernher, Reh, Elwert, 
erfter Prafident, zweiter. Präſident. Sekretär, Sekretär, 
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Vierzigfte Sisung 
in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. 
| Darmftadt, den 15. April 1848. 
Unter dein Vorfig ded Präfidenten Heffe, 
Gegenwärtig: Der Minifter des nern, $reiberr von 


Gagern, die Minifterialräthe von Lindelof und 
Eigenbrodt, fowie 42 Mitglieder der Kammer. - 





I. Der Präfident vertieft ein Schreiben des ehemaligen 
Kammermitglieds, nunmehrigen Minifterialrath8 Ermmerling, 
des Inhalte, daß der Schluß der Lifte der Beiträge zu 
. dem Beleler: Fonds in der Kürze bevorftehe, mit der Bitte 
an die Mitglieder der Kammer, ihm die Refultate ihrer 
Sammlungen binnen acht Tagen mitheilen zu wollen. Im 
Ganzen find bis jest zu Ddiefem Zweck biernad) ee 
sangen . 2 2 2 049 fl. 55 kr. 

Audgaben (Inferatgebühren) dd . . 15. 8. 

| bleiben . . 934 fl. 47 Er. 

Nadı Schleswig im Februar per Wech⸗ 
fel überfendet . . > 2 2 2 2 2 en —, 
bleiben noch zu verſende.... 3304 fl. 47 kr 
II. Der Präſident macht folgende neue Eingaben be: 
annt: ” 

Protololle z. d. Verh. d. 2. Kam. I. Br. 1 


2. x Protokoll 40, 


1) Einen Antrag des Abgeordneten Kinſcherf, die Vor—⸗ 
ſtellung mehrerer Neckarſchiffer auf Herabſetzung ihrer 
Gewerbſteuer. 

2) Einen Antrag der Abgeordneten Behlen und Grode, 
die Erecution der Einnahmen der Gemeindekaffen in 
der Provinz Rheinheſſen betr. 

(Beil. Nr. 346.) 

3) Einen Antrag ded Abgeordneten Volhard auf Zu: 
ziehung der Ausmärfer zu den Gemeindeumlagen zweis 
ter Klaffe und Aufhebung und Zutheilung der außers 

halb der Gemeindegemarfungen beftehenden befonderen 


Gemarfungen. 
(Beil. Nr. 348.) Ä 

4) Einen Antrag deflelben Abgeordneten auf Aufhebung 
mehrerer tofipieligen ‚Militäranftalten. 

j | (Beil, Nr. 347.) Ä 

5) Einen Antrag ded Abgeordneten Elwert, Beichwerdes 
vorftelung der Anna Eva, Georg Vetterd Wittwe zu 
Winterkaften, die Abnahme einer Tilgungsrente betr. 

Die Kammer befchließt die Anträge und Eingaben unter 
Mr. 1 und 4 dem erften, unter Nr. 2 und 3 dem zweiten, 
und die unter Nr. 5 dem dritten Ausfhuß zum Bericht zu 
überweifen. 

6) Eine Vorftelung ded Georg Höflih von Mainz, Ent: 
fhädigungdforderung wegen eined durch Abholzung 
von Bäumen ıc. für die Feſtung Mainz im Jahr 1813 
erlittenen Schadens betr. | 

Die Kammer verweift diefe Vorftelung, obwohl fie ein 
Privatintereffe betrifft, aber gleichzeitig behauptetift, daß. 
Petent zur Hebung feiner Beſchwerde die geeigneten Schritte 
bei der einiblägigen Behörde gethan, ald formell zu Som: | 
petenz der Kammer erwaclen, dem dritten Ausihuß zum 
Bericht, jedoch unter der Einſchränkung, daß dieſer Beſchluß 
nur für Georg Höflich Geltung haben könne, weil weder 
eine auf Georg Höflich lautende Vollmacht der übrigen 
Petenten der Vorſtellung beigelegen, noch dieſe die Borftele 
lung mitunterzeichnet hätten. ; 

7) Die. Bitte ded Peter Heß zu Malchen um Zielgeftat- 
tung zur Zahlung einer Schuld an Abraham Seitler 
zu Seeheim wird als reine Juſtizſache zu den Acten 
genommen. — | | 

UIII. Der Großherzogl. Minifterialrat) von Lindelof vers 
left von der Zribune zwei Gefeßesentwürfe nebfi Motiven. 
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1) Die Eiveeichkungen betr. 

(Beil. Nr. 349 und 350.) 

2) Die definitive Vebertrogung der Polizeigerichtöbarkeit, 
‚ einfchließlich der Forfigerichtöbarkeit in den Provinzen 
Starkenburg und Oberheſſen an die Gerichte betr. 

(Beil. Nr. 351 und 352.) | 

WV, Der Großherzogl. Minifterialrath Eigenbrobt_ trägt 

einen Gefegedentwurf nebft Motiven, die Berhältniffe der 

Standeöherren und abeli deggen an) betr., vor. 

(Beil, 353 und 354 


V. Der Minifter ded Innern, nn von Gagern, 
legt den Gefegesentwurf, die Bürgerwehr für dad Großs 
berzogthum Heffen betr., vor. 

(Beil. Nr. 355 und 356.) 

Sämmtlihe unter II, IV und V aufgeführte Geſetzes⸗ 
entwürfe werden an den zweiten Ausfhuß zum Bericht 
verwielen. — 

Der Präfident fchließt bierauf die Sigung und beraumt 
unter näherer Beflimmung der Zagedordnung die nächfte 
auf Montag den 17. diefed Monatd Vormittags 9 Uhr an. 


Zur Beglaubigung: 


Heſſe, Wernher, Elwert, 
erſter Praſident. zweiter Präaſident. Selretär. 
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Einundvierzigfte Sitzung 


in dem Sigungsfaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. 


Darmftadt, am 17. April 1848. 


Unter dem Borfig des Präfidenten Heffe 


Gegenwärtig: Der Herr General von Bechtold, 
der Herr Oberſt Schmidt und 37 Mitglieder der 
Kammer. 


I. Das Protokoll der 35., 36. und 40. Sikung werden 
vorgelegt. 2 
° I. Der Präfident macht ald neue Eingaben befannt: 
1) Eine Vorftelung des Erbleiymüllerd Heinrich Fölfing 
von der Schmidthofsmühle zu Emmenrod, Kreifes 
Gründberg, um Herabiegung ſeines Mühlenpachts. 
2) Einen Antrag ded Abgeordneten Preußer, den Stem: 
pelpapierdebit betreffend. 
| (Beil. Nr. 357.) 
3) Einen Antrag der Abgeordneten Ramfped und Preus 
Ber, die Trankſteuer vom Obftwein und Bier betr. 
(Beil, Nr. 358.) 
4) Eine Borftelung ded Johannes Neuhäufel von Ober: 
roden, Kreifed Offenbach, die Confiscation ded Ver: 
. mögend ded Baptift Neuhäufel zu Marfeille zum Nach: 
theil. des Bittftellerd betr. 


2 Protokoll 4, 


5) Eine Vorftelung der Gemeinde Langenthal, im Kreife 
Heppenheim, die Benußung eined 15 Morgen ent: 
haltenden herrſchaftlichen Hedwaldes in Langenthaler 
Gemarkung betr. | 

_ Die Eingabe Nr. 1 wird an den dritten, die Eingaben 
Nr. 2 und 3 werden an den erften Ausfhuß zur” Berichtd= 
erftatftung verwiefen. — Auf die Eingabe Nr. 4 befchließt 
die Kammer, daß fie lediglich zu den Ucten zu nehmen fei, 
da fie als MRechtöfache nicht vor die Stände, fondern vor 
die Gerichte gehöre, und Falls fie Feine Nechtöfache fein 
ſollte, deßhalb auf diefelbe Beine Rückſicht zu nehmen. fei, 

weil aud der Vorftellung nicht zu erfehen Fi daß Bitts 
fteler den ihm zu Gebot ftehenden ordnungsmäßigen Weg 
an die Großherzogl.’ Staatöregierung ohne Erfolg betreten 
bo Derfelbe Beihluß wird zu der fünften Eingabe 
gefaßt. | 
IM. Der Herr Oberſt Schmidt befteigt hierauf die Tri» 
bune und verlieft drei Vorträge, betr. Ä 

1) die Nachweifung über die Verwendung ded für Per: 
cuſſionirung der ie ae der Reiterei und 
der Artillerie bewilligten Fonds; 

(Beil. Nr. 359.) | 

2) die Nachweiſung über die Verwendung der auf dem 
Landtag von 1841 für Vergrößerung der Reiterfaferne 
zu Darmftadt und Butzbach verwilligten Fonds; 

(Beil. Nr. 360.) 

3) die Nachweiſung über die Verwendung der auf den 
Landtagen von 1841 und 1844 für Ausrüftungdgegens 
ftände bewilligten 193,000 fl. und die auf dem Land: 
tag von 183% für Ausrüftungsgegenftände der Felds 
hospitäler verwilligten 4000 fl. | 

| (Beil. Nr. 361.) | Ä 
Diefe drei Vorträge merden an den erften Ausfchuß zur 
Berichtöerftattung verwiefen. | 
IV. Die Tagesordnung führt hierauf zur Berathung 

a. über den Vortrag ded Herrn Oberften Schmidt, die 
Rechenſchaftsablage der Militärverwaltung in: der Fis 
nanzperiode von 1827 | 

Der Präfident ſchickt aus den Acten bie erforderliche 
Einleitung ftellenweife voraus und eröffnet hierauf die Be- 
rathung: 

A. zuerft über den allgemeinen Zheil des Ausſchußberichts 
und zwar zu 
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1) Fourage (A. B. S. 3 und 4.) 

Hierzu bemerkt: | | 

Der Abg. Lerch: Sch glaube, bei dieſem Poften möchte 
um fo weniger etwas zu beanftanden fein, als ja die Er: 
langung der Preife auf Verfteigerungen beruht. 

Der Abg. Karl Zöppritz: Es wird übrigens für Die 
“ Kammer intereffant fein, zu erfahren, ob ver in dem Aus⸗ 
fchußbericht angegebene Grund, warum die Anſchaffungsko⸗ 
ſten der Fourage für die Reiterdivifion in Butzbach höher 
find, als diejenigen für die dahier befindlichen Truppen, 
richtig. iſt. | 

Der Herr Oberſt Schmidt: Sch Fann die betreffende 
Bemertung des verehrlichen Ausſchuſſes nur volftändig be: 


8 6) Montirungdtüher (A. B. ©. 5 bis 13) 
wird nichtd bemerkt. 

Zu den Bemerkungen ded Ausfchuffes wegen der den 
Offizieren und in Offiziersrang flehenden Militärperlonen 
berechneten Vergütungen wegen regulirter höherer Holz: 
preiſe (A. B. ©. 13 bis 17) bemerft: 

Der Herr Oberſt Schmidt: Meine Herren, zur Be: 
gründung der Rechtmäßigkeit des Fortbezugs dieler Holz: 
| > erlaube ich mir einige Bemerkungen. Die Sache ift 

ehr einfah. Nach dem Defonomiereglement von 1803 
hatten die Offiziere und Militärbeamten eine Service an 
Holz, ed war dabei beftimmt, daß dieled Holz in Zukunft 
nicht mehr, wie bisher, in Natur geliefert, fondern viertel: 
jährlich in Geld und um den jedesmaligen im Darmflädter 
Holzmagazin geltenden Preis, einfchließlich des Fuhrlohns, 
vergütet werden follte. Nach diefem Modus wurden biefe 
Bezüge fortbezahlt bid ‚zum Jahr 1833. Während des 
Landtags von 1833 fchlugen die Holzpreife fehr auf und 
ed wurde damald auf dielem Landtage, da daS Budget 
Ihon übergeben war, eine Nachforderung in Beziehung auf 
diefe Holzvergütung geftellt und von den Ständen bewilligt. 
Bon da an it man es jedoch aus Gründen der Berwal: 
tung für pafjender, die nun fo nach den damaligen Ber: 
hältniffen regulirten Holzpreife in einer abgerundeten 
Summe mit der Gage auszahlen zu laſſen. 
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Daß Dekonomiereglement von 1803 wurde dadurch nicht 
aufgehoben. Die Holzvergütungen erfchienen aber von da 
an nicht mehr befonderd im Budget ald foldye, fonvern 
waren in der Gage enthalten. ‘So blieb dieſes Verhältniß 
bis ind Jahr 1840. In diefem Jahr erfchien die Verord⸗ 
nung für die Givilftaatödiener wegen Holzvergütung, und 
diefe Verordnung veranlaßte viele Gefuche von den Regimen⸗ 
tern und Gorpd und einzelnen Offizieren um eine gleiche 
Holzvergütung. Da dieſe Geſuche auf dad Reglement von 
‚ 1803 gegründet waren, fo fonnte fie die Militärvermaltung, 
da jened Reglement noch nicht aufgehoben war, nicht zu: 
rüdweifen, fie fand es jedoch für angemellen, die Holzvers 
gütung nicht mehr nad den Golgprei en des hiefigen Holz: 
magazind, fondern nad den bei der Givilverwaltung ange: 
nommenen Örundfägen zu verabreihen. Im Jahr 1841 
wurde den Ständen ein neuer Gagetarif vorgelegt. Diefer 
neue Gagetarif war mit Rüdficht auf diefe Dolzbezüge ents 
worfen und mit den Ständen vereinbart worden. Es war 
den Ständen dabei das Verhältniß mit Dielen Holzvergüs 
tungen nicht unbefannt, wie aus den Landtagsverhandlungen 
zur Genüge erhellt. Durch diefen neuen Gagetarif war 
übrigend dad Reglement von 1803 nur in der Art aufge: 
hoben, daß nicht mehr die jedeömaligen Holzpreiſe des hies 
figen Holzmagazind ald Grundlage der Vergütung ange 


_ nommen wurden. 


Der verehrliche Ausſchuß bat bemerkt, daß fi die 
Militärverwaltung zur Rechtfertigung der Ausgabe auf die 
bezüglich der Givilftaatddiener Erlaneii Verordnung von 
1840 bezogen und hierauf die Auszahlung diefer Vergütung 
gegründet habe. Die Militärverwaltung Eonnte auf jene 
Verordnung feine rechtliche Anfprüche gründen. 

Am Bahr 1819 wurden befanntlich für die Givilftaatd: 
diener die Naturalbefoldungen aufgehoben. Aber fchon im 
Sahr 1821 erſchien eine Verordnung, welcde diefe Bezüge 
theilmeife wieder herftellte, und zwar beflimmt der Art. 1 
derfelben: 

„ale Befoldungen der Staatödiener follen in Zukunft 
in Geld angeichlagen werden.” 

Der Art. 2 jagt: 

„Der vierte heil der angeſetzten Geldbefoldungen 
fol nach der jeweiligen Kammertare zu gleichen Theis 
len auf eine entiprechende Quantität von Waizen, 
Roggen, Gerfte und Hafer reducirt werden,” | 
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Es iſt alſo in dieſer Verordnung nicht von Holz die 
Rede; die Militärverwaltung kann daher auch darauf nicht 
die Rechtmäßigkeit ihrer Forderung gründen: 

Im Art. 8 iſt gefagt, daß die Beſtimmungen diefer 
Verordnung feine Anwendung auf die Gage der Militärs 
perfonen bat. Eine ſolche Anwendung hat aber auch nie: 
mals flattgefunden; denn in diefer Verordnung ift nicht von 
Holz die Rede. 

Die Bemerkung des verehrlihen Ausſchuſſes fcheint da⸗ 
ber nur auf einem Mißverftändniß zu beruhen. Der Auds 
ſchuß richtete nämlich die Frage an die Regierungscommiſ— 
färe, worauf die in fo vielen Rubriken der Rechenſchaftsablage 
vorkommende Vergütung wegen regulirter höherer Holzpreife 
berube? Es ift darauf Folgendes erwiedert worden: , 

In Folge der Allerhöchſten Verordnung ıc. 

(Der Herr Regierungscommiſſär verlieſt das an 
den Ausſchuß gerichtete und den Acten beiliegende 
Schreiben.) 

Es ſollte hiermit nichts weiter geſagt werden, als daß 
dieſe Verordnung die Veranlaſſung geweſen ſei, daß von 
Seiten der Militärverwaltung dieſe Holzvergütung ebenfalls 
bezahlt wurde. Die Militärverwaltung war aber niemals 
gemeint, ſich auf jene Verordnung zur Rechtfertigung der 
Auszahlung zu beziehen, ſondern nur auf dad Reglement 
von 1803. | 

Der Abg. Ramfped: Der Herr Regierungdcommif: 
fär bat, zur Rechtfertigung des bier in Rede ſtehenden be: 
anftandeten Poftens, den der erfte Ausfchuß hier ganz richtig. 
und zwedmäßig in feinem Berichte angeführt bat, fih auf 
das Meglement von 1803 bezogen. Meiner Anficht nad) 
fann aber eine Berufung auf dad Jahr 1803 heute Feine 
Anwendung mehr finden. Seit jener Zeit find die Gagen 
des Militärs ganz anderd geworden. Die Organifation 
und andere Verhältniffe, welche auf die Stellung des Mili: 
tärs und der Militärverwaltung Bezug nehmen, laſſen jene 
Berufung nicht mehr zu. Es find überdieß Dienftalters: 
zulagen mit Gagenerhöhungen erfolgt, und wenn vor dem 
Sahr 1840 wirklich ein rechtlicher Anſpruch von Geiten 
der Militärverwaltung auf Vergütung der Holzpreife hätte 
begründet werden können, fo glaube ich, daß ed nothwen—⸗ 
dig war, daß zur. rechten Zeit dieſe Preisanfäbe im Budget 
von der Militärverwaltung verlangt wurden, oder daß fie, 
wenn fie die Auszahlung. diefer Vergütungen für nothmens 
dig und rechtmäßig erachtete, deßhalb eine bejondere Pro: 
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pofition an die Kammer gelangen ließen. Ich Fann .übri- + 
gend ed dem Ausfhuß nur Dank wiffen, daß er diefen 
Poften, der fchon auf dem Landtag von 184% von dem das 
maligen erften Ausfhuß hätte aufgefunden werden müflen, 
jest aufgefunden hat. Dieß gibt einen neuen Beweid das 
von, wie überhaupt bei der Prüfung der Rechenſchaftsablage 
für eine Finanzperiode nicht fo fchnell die Sache abgemadht 
werden fol. Namentlich follten Gegenftände diefer Art 
nicht fhon auf den dritten Zag zur Discuſſion ausgeſetzt, 
‚ fondern dem einzelnen Mitgliede längere Zeit zur Prüfung 
gelaffen werden. Ein ähnlicher Fal tritt hier wieder ein. 
Sch hätte gewünſcht, daß bie Berathung ſowohl über die 
vorliegende Rechenſchaftsablage der Militärverwaltung, als 
im Allgemeinen die Berathung über ſämmtliche Finanzge— 
genſtände wenigſtens acht Tage voraus auf der Tages⸗ 
ordnung beſtimmt würde, damit man ſich gehörig darauf 
vorbereiten könne. 

Der Präfident macht den. Abgeordneten Ramfped aufs 
merkſam, Daß vor acht oder zehn Tagen die Nechenfchaftds 
ablage der Militärverwaltung für 1842 zur Discuffion 
angefündigt worden fei, und daß alfo jeded einzelne Mit: 

lied der Kammer Zeit genug gehabt habe, fich mit diefem 

egenftand gehörig bekannt zu machen. Es müffe dem 
Abgeordneten Ramfped jene Ankündigung entgangen fein, 
fonft würde er feine Bemerkung wohl nicht gemacht haben. 

Der Abg. Karl Zöppris: Zu dem, was der Herr 
Präfident bemerkt hat, muß ich noch hinzufügen, daß der 
Ausfhußberiht fchon feit 6— 8 Wochen gedrudt ift, fich 
in den Händen eines jeden einzelnen Abgeorbneten befindet 
— Zeit genug war, ſich auf die Discuſſion vorzus 

ereiten. 

Der Präfident: Was der Herr Abgeordnete Zöpprig 
bemerkte, ift ganz richtig; allein ich wiederhole, die Dis— 
cuſſion über den Bericht ift auch ſchon vor acht oder. zehn 
Tagen angekündigt worden, und ed hatte nur in einigen 
anderen angekündigten Propofitionen. der Staatöregierung, 
namentlich in der Vorlage des Gefeßedentwurfd über die 
MWahlen zur Nationalverfammlung, feinen Grund, daß die 
et über den Srecpenfchaftöbericht zurüdgefegt wor⸗ 

en ift. ’ 
Der Abg. Ramfped: Seit der Zeit, wo von verfchiedes 
nen Mitgliedern der Kammer der Antrag geftellt worden ift, 
daß die Staatöregierung den gegenwärtigen Landtag fobald 
wie möglich fchließen und aufheben möge, hat man durd= 
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aus nicht mehr mit Sicherheit darauf rechnen Fönnen, - 
wann ein Gegenftand zur Berathung kommen würde; 
Selbft ‚wenn von dem Heren Präfiveuten bemerkt worden 
ift, daß in act Tagen über diefen oder jenen Gegenftand 
eine Discuflion ftattfinden fol. Ich wenigftend habe feit 
jener Zeit die Sache für fchwebend gehalten und glaubte 
nicht. nöthig zu haben, eine Prüfung in Beziehung auf 
Ungewißheit vorzunehmen, nämlicy von einer Sache, von der 

‚ man nicht wußte, ob fie noch zur Discuffion fommen werde 
oder nicht. 


Der Abg. Freiherr von NRiedefel: Der Herr Regies 
rungscommiſſär hat den Ausfchuß eined Irrthums geziehen, 
ih glaube aber, daß hier ein Irrthum nicht ftattfindet. 
Der Herr Regierungdcommiffär hat in feinem Antwortfchreis 
ben allerdings auf die Verordnung vom 13. October 1840 
Bezug genommen, und wenn, wie von ihm bemerkt wurde, 
auch nur eine Beranlaffung für die Militärverwaltung darin 
gelegen haben mag, diefe Holzvergütung auch auf Militär: 
perfonen audzudehnen, fo muß doch, glaube ich, diefe Vers 
anlafjung für eine wenig gerechtfertigte und‘rechtlich unbes 
gründete erfannt werden. Der Ausſchuß hat daher ganz 
nach feiner Pflicht und feinem Gemiffen gehandelt, wenn 
er diefe Holzbezüge beanftandet hat. 

Der Abg. Lerch: Abgeſehen davon, daß nach dem 
Art. 7 der —— vom 23. Juni 1821 eine Holzver⸗ 
gütung bloß an die Perfonen der Militärverwaltung abges 
— werden ſoll und mit Bezugnahme auf den $. 8 diefer 

erordnung, welcher ausdrücklich beflimmt, daß dieß Feine 
Anwendung finden fol auf die Gage der Militärperfonen, 
muß ich den Antrag des Ausſchuſſes um fo mehr gerecht: 
fertigt finden, als auf einem früheren Landtage eine Vers 
befferung der Gagen der Offiziere befchloffen worden ift, 
ohne daß wegen Erhöhung der Vergüfung für die Holzpreife 
ein bejonderer Antrag formulirt wurde. 

Der Herr General von Bechtold: Als der neue 
Sagentarif im Jahr 1842 den Ständen ded Grofßherzogs 
thums vorgelegt wurde, war diefer Gagentarif ausdrüdlich 
auf dad ſchon zwei Jahre zuvor ind Leben getretene Ver: 
hältniß hinfichtlich der Vergütung der Holzpreife gegründet, 
und daß dieſes Verhältniß den Ständen genau befannt 
war, geht offenbar aus demjenigen hervor, was bei Gele— 
genheit der Berathung über den Gagentarif bei diefer vers 
ehrlichen Kammer geäußert wurde. Der Herr Abgeordnete 
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Schneider fagte nämlidy damals bei der Berathung am 7, 
Mai 1842 ©. 237 ded 49. Protofold: Somohl x. 
(Der Herr Regierungdcommiflär verlieft die fragliche 
Aeußerung.) 
—— antwortete ich, als damaliger Regierungscom⸗ 
miſſär: | 
„Hierauf x. (der Herr Regierungscommiflär verlieft die 
fraglibe Aeußerung). Es erfolgte fodann im Laufe ber 
ganzen Discufiion in diefer Beziehung feine Bemerkung 
mehr. Aber auch fchon bei Uebergabe des Gagentarifd hatte 
ich: darauf hinzuwirken mir erlaubt, daß er indbefondere 
auch auf dad ſchon vor’ 40 Jahren beftandene Verhältniß 
gegründet fei, namentlid auf die Holzpreife, deren Bergüs 
tung nah dem Defonomiereglement vom Jahr 1803 um 
deßwillen fortwährend in Anfpruch genommen werden konnte, 
weil die betreffenden Beftimmungen diefed Reglements, den 
Ständen gegenüber, niemald aufgehoben worden waren, 
Es fcheint mir, daß hierdurch Alles zur Genüge aufgeklärt 
ward und daß mithin Stände, namentlich nad den ange» 
führten Aeußerungen bei der Berathung, in voller Kennts 
niß darüber waren, daß bie fragliche Holzvergütung troß 
der höheren in dem Gagentarif vorgelehenen Gage auch nad) 
der Annahme diefed Tarifs fortbeijehen follte. 
Was die vorhinige Bemerkung ded Herrn Abgeordneten 
Ramſpeck betrifft, fo muß ich hierauf erwiedern, daß die 
Militärverwaltung bie Anfpruchnahme diefer Holzvergütung 
‚teineöwegd auf die Verordnung vom 13. October 1840, 
welche für die Givilftaatödiener erlaffen worden, gegründet 
hat. Sie hatte vielmehr in diefer Verordnung nur eine 
Veranlaffung gefunden, etwas wieder in Anfpruch zu neh⸗ 
men, was fie glaubte noch weit mehr anfprechen zu dürfen, 
ald dieß von Seiten der anderen Minifterien für die Givil- 
ftaatödiener gefchehen konnte. Denn während die Holzver⸗ 
gütungen für die Givilftaatödiener fhon im Jahr 1819 vers 
ordnungsmäßig aufgehoben worden waren, hatte dad Re« 
lement von 1803 in. fraglicher Hinficht für die Militärpers 
onen noch fortbeftanden, und Daß dieß wirklich der Fall 
war, geht ja aus dem Audfchußbericht felbft hervor, indem 
derfelbe befagt, daß noch in dem Jahr 1823 eine bedeutende 
Erhöhung des Militärbudgetd wegen der geftiegenen Holzs 
preiſe im biefigen Holzmagazin von der Militärverwaltun 
beanfprucdht und von den Ständen bewilligt worden fet. 
Ich glaube bei diefer Gelegenheit noch weiter anführen zu 
müflen, daß, wenn im Ausſchußbericht gefagt ift, Daß da= 
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mals die Offiziere nach ihren Patenten Holzgelder zu bes 
ziehen gehabt, was jeßt nicht mehr der Fall ſei, dieß nur 
auf einem Mißverftänpniß beruhen kann; denn ed werden 
von jeher in den Patenten der Offiziere nicht einmal die 
Sagebeträge , noch weniger aber die Beträge der Vergütung 
für Holz angeführt. 
Der Abg. von Steinherr: Der Herr Regierungs: 
. commifjär hat fich foeben auf eine Aeußerung ded Abgeord- 
neten Schneider au dem Jahr 1842 und auf feine Erwie— 
derung darauf bezogen, indeſſen fann daraus eine rechtliche 
Begründung durchaus nicht gefolgert werden. Es haben 
fih nur damald die Stände nicht dagegen ausgeſprochen 
und fowie fie fih nun dagegen erklären, fällt jede daraus 
abgeleitete rechtliche Folgerung. Im Uebrigen fcheint mir 
der Audfchußbericht fo klar und präcid dad Sachverhältniß 
darzuftellen, daß darüber, meiner Anſicht nah, gar Fein 
Zweifel obwalten kann. Die Militärverwaltung, melde 
binfichtlich dieſer Verausgabung von dem Ausſchuß befragt 
wurde, bezog ſich in ihrer Ermwiederung auf die Verordnung 
vom 13. October 1840. Daß aber die Militärverwaltung 
nicht berechtigt iſt, nach diefer Verordnung eine folche Hol 
vergüätung in Anfpruch zu nehmen, wird in dem Ausſchuß⸗ 
bericht deutlich nachgewiefen. Diefe Verordnung von 1840 
fagt, daß fie nur auf die Befoldung der Staatödiener An- 
wendung finde, - auf welche auch die Verordnung vom 
23. Juni 1821 Anwendung gefunden habe, in diefer aber : 
beißt ed im Art. 7, daß nur Hof : und Givilftaatödiener, 
- mit Inbegriff des bei der Militärverwaltung ans 
geftellten Perfonald, Anſprüche darauf haben follten, 
daß die Beflimmungen jener Verordnungen auf fie anges 
wendet würden. Die Gombattanten, die Offiziere, find fo: 
mit audgefchloffen, und damit gar Fein Zweifel übrig bleibe, 
fo beflimmt der Artitel 8 der erwähnten Verordnung von 
1821 auddrüdlid, daß fie auf die Gage der Militärperfonen 
Feine Anwendung finde Die Militärverwaltung hat wohl 
auch felbft gefühlt, Daß diefe Bezugnahme auf die Verordnung 
vom Sahr 1840 nicht ausreichen werde und berief ſich in 
“ einer Sitzung ded Ausſchuſſes auf dad Reglement von 1808. 
Indeſſen möchte auch hier nachgewielen werden können, und 
war aus den eignen Bemerkungen ded anmwelenden Herrn 
DRegierungdcommi ärd, daß die Militärvermaltung bei Res 
gulirung des Militärbudgets für die Finanzperiode von 1842 
diefed Reglement nicht mehr ald beftehend anerkannt hat ; 
denn der Herr Regierungdcommiflär fagte bei der Berathung 
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diefed Budgets am 7. Mai 1842 Seite 20 des 49. Proto⸗ 
told ausdrüdlich : | 
Da aber vorhin die Rede davon war x. (verlefen 
bid zu den Worten: „in Wirkſamkeit wäre, gleichzus 
ſtellen.“) 

Alſo erkannte damals der anweſende Herr Regierungs⸗ 
commiſſär ſelbſt an, daß das Reglement von 1803 nicht 
mehr in Wirkſamkeit ſei. Ferner ſagte der Herr Regierungs⸗ 
commiſſär in der damaligen Berathung, Seite 7 und 8. 

Sie fehen hieraus ıc. (verlefen bis zu den Worten: 
„Zulage einer jeden Art.*) 

Alfo auch bier erflärte derfelbe ausdrücklich, daß unter 
den damals von den Ständen . bewilligten Militärgehalten 
die Zulagen einer jeden Art, begriffen feien, und ich bin 
vollfommen davon überzeugt, daß bei der damaligen Bewil⸗ 
ligung des erhöhten Gageetatd die Kammer durchaus von 
der Anficht ausgegangen ift, daß keine weitere Zulage ges 
geben werde, daß mit dieſen erhöhten Etats alle weitere 
Anfprüche befeitigt und erledigt fein würden. Die Militärs 
verwaltung kann biernach für die Berausgabung diefer Vers 
gütung höherer Holzpreife in der Finanzperiode von 18$2 
ald einzigen Grund nur anführen, daß diefe Ausgabe 
in der Nechenfchaftöablage von 1832 auf dem Zandtage von 
1844 nicht beanftandet worden ift. Diefer Grund aber fällt, 
fobald eine Beanftandung von Seiten der Stände eintritt, 
und-ich glaube fomit, daß der Ausfhuß vollkommen in feis 
nem Rechte ift, wenn er darauf anträgt, die Verausgabung 
der Vergütung für höhere Holzpreife in der Finanzperiode 
von 1822 zwar für entichuldigt zu erklären, dagegen aber 
die Staatöregierung zu erfuchen, derartige Vergütungen 
an flreitbare Militärperfonen im Dffizierdrang für die Folge 
nicht mehr eintreten zu laſſen. 

Der Abg. Lerch: Was der Herr Regierungscommiffär 
gegen mich bemerkt hat, ift theild fchon durch den Redner 
vor mir erläutert worden Sch glaube aber um fo weniger 
von meiner geäußerten Anficht abgehen zu können, ald, wenn 
damald die Abficht vorlag, diele Vergütungen für Höhere 
Holzpreife zu geben, auch auf dem Zandtage von 1841 eine 
befondere Propofition deßhalb in dem Budget hätte gemacht 
werden müſſen; denn die Ausgabe ift zu bedeutend, ald daß 
man glauben Fönnte, fie ohme vorherige ftändifche Bewilli- 
gung machen zu dürfen. 

Der Abg. Elwert: Zu der Zeit, wo der zur Berathung 
fiehende Ausfchußbericht im Ausfchuffe discutirt wurde, war 
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ich noch nicht Mitglied: der Kammer, folglich auch nicht 
Mitglied des Ausſchuſſes. Ich will daher hier nur als 
dermaliged Mitglied des Ausfchuffes bemerken, daß ich mit 
demjenigen, was in dem Ausfhußbericht über diefen Poften 
bemerkt ift, vollfommen einverftanden bin. 
. Der Ag. von Rabenau (Öberforftrath): Meiner An 
fiht nach find durch die Gagentarife vom 1842 alle früheren 
Tarife und Dekonomiereglementd der Militärverwaltung aufs 
gehoben worden. Es ift mir noch recht wohl erinnerlich — 
ich war »damals Neferent in Militärangelegenheiten — daß 
von Seiten der Militärverwaltung Fein Worbehalt wegen. 
erhöhter Holzpreife gemacht worden ift. Indeſſen bin ich 
ber Meinung, daß man die Militärd mit den GCivilftaats> 
dienern glei halten fol. Wenn man aber die Offiziere 
binfichtlich ded Holzes mit den Sivilftaatsdienern gleich hals 
ten will, fo muß man diefe Offiziere auch gleich halten bins 
fichtlich der Laſten, welche die Civilftaatödiener in die Staatös 
kaſſe zu leiften haben. Namentlich betrifft dieß die Perſo— 
nalfteuer, welche die Militär auch entrichten follten, da 
feine Gründe vorliegen , diefelben davon zu befreien. 
Der Abg. Karl Zöpprig: ES ift nicht in Abrede zu 
fielen, meine Herren, daß dad Kriegsminifterium fich ſtets 
angelegen fein läßt, für die Verbeſſerung des Einfommens 
feiner Untergebenen zu forgen. So angenehm dieß nun auch 
für die Untergebenen felbft fein mag, fo fehr müffen fich 
doch die Stände dagegen verwahren, daß dergleihen Vers 
befferungen ohne ihre Zuftimmung eintreten. Mir fcheint 
ed, daß dad Kriegsminifterium durch die Verordnung von 
1840 bezüglich der Givilftaatddiener nur aufmerffam gemacht 
worden und eine Veranlafjung weiter fand, den Militärper- 
fonen wieder etwad Einkommen zuzuweifen. Ich theile ganz 
die Anficht ded Abgeordneten von Rabenau, daß man den 
Einen wie den Andern halten fole. Da aber die Militär: 
perfonen ſeither ganz perfonalfteuerfrei waren, fo fehe ich 
feinen Grund ein, warum man ihnen bier einen Bortheil ° 
zugewendet hat, der nur den Gfoilftaatsdienern zukommen 
fann, wenn anderd die Verordnung auf dem verfafjungds 
mäßigen Wege ind Leben getreten wäre: Ich bin daher auch 
jest noch der Anficht, daß die Vergütungen wegen erhöhter 
Holzpreife den Militärperfonen nicht hätte zugewendet were 
den dürfen. | 

Der Abg. Frank: In dem Ausfchußbericht ift Alles 
fo ausführlich und auf eine Weife, daß ed, meiner Anficht 
nach, nicht widerlegt werden kann, dargethan worden, daß, 
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nachdem namentlich der Abgeordnete von Steinherr }fich 
noch weiter geäußert bat, faſt nichtd mehr zu fagen übrig 
bleibt, um den Ausfchußbericht und den Antrag des Auss 
ſchuſſes zu rechtfertigen. Ich wilt nur einen Umftand nody 
anführen. Als, im Sabr 1842 war ed, glaube ich, die 
Dienfizulagen für dad Militär unter allerhand Ziteln von 
der Militärbehörde verlangt wurden, wurde ald Motiv auch 
dad angewendet, daß mancherlei frühere Vortheile und Were 
gütungen nun wegfielen, und gerade der Umſtand, daß früher 
eine Holzvergütung noch flattgefunden habe, wurde als ein 
folhed Motiv gebrauht, und wir müffen annehmen, daß 
gerade diefed Motiv audy das feinige dazu beigetragen bat, 
die Kammer zur Bewilligung der verlangten Gagenerhöhuns 
gen zu beflimmen. Nun aber, nachdem die Gagenerhöhun: 
gen bewilligt waren, bemerkt, fo denke ich mir die Sadye, 
die Militärverwaltung, daß durch eine. Verordnung vom 
Jahr 1840 den Givilftaatsbeamten eine Verbeſſerung wegen 
der Holzbezüge geftattet worden wäre. Ich glaube, daß 
die Militärverwaltung, welde recht gut Verordnungen zu 
erflären und anzumenden verfteht, ed recht gut wußte, daß 
diefe Verordnung nichts enthalte, was fie berechtigte, von 
den Verordnungen auf ihre Untergebenen Anwendung zu 
machen. Ich bin alfo der Meinung, fie wollte ed probiren, 
ob etwa nachher von den Ständen überfehen würde, wenn 
fie diefe Verordnung zum Nutzen der Offiziere anwendet. 
Die Stände. haben ed wirklich überfehen in den zwei zus 
test abgelaufenen Finanzperioden; aber nachdem fie jegt auf 
die nicht gerechtfertigte Anwendung der Verordnung von 
1840 aufmerkfam geworden find, fo hat der erfte Ausſchuß 
anz folgerichtig darauf angetragen, daß künftig eine 
olche Holzvergütung nicht mehr flattfinden fol, und ich 
glaube, daß die Kammer auch in diefem Sinne flimmen 
wird. — | 

Der Abg. Ramfped: Wenn id den Abgeordneten 
Frank recht verftanden habe, fo bemerkt er: der Ausihuß 
babe darauf angetragen, daß die fragliche Ausgabe nicht 
- wieder im Militärbudget erfcheinen fol. Damit hätte er 
zugleich ausgeſprochen, daß diefe Audgabe von zufammen 
16,000 fl. für Holzbezüge für die Finanzperiode von 1842 
als anerkannt zu betrachten fei. Sch glaube aber, befonders 
nad den Bemerkungen ded Abgeordneten von Steinherr, 
daß diefe 16,000 fl. von den Ständen nicht ald definitiv 
verauögabt angenommen werden können. Sch kann daher 
für die Annahme dieſes Theild des Ausſchußantrags nicht 
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flimmen, ſondern ich halte die Verausgabung für nicht ges 
rechtfertigt. : Die Staatsregierung hätte, wenn fie. Diefe 
Ausgabe machen zu: müffen ‚glaubte, den Ständen erſt ges 
börige Vorlage. —— machen müſſen. 

Der Herr General von Bechtold: Ich muß darauf 
aufmerkſam machen, daß die Militärverwaltung nichts weis 
ter in Anſpruch nimmt, als dad, was auch von der Civil⸗ 
verwaltung in Anſpruch genommen: wird, und ed kann daher 
auch nur ald wünſchenſchenswerth erfcheinen, daß, wenn 
die Vergütung der ‚Holzpreife den Civilſtaatsdienern , fort 
während verabreicht wird, ‚diefe auch) binfichtlich der Off: 
ziere der Fall fein möchte. 

Der: Abg. Elwert: . Hierin muß idy doch dem Herrn 
Regierungscommillär miderfprechen und zwar aus den Grüns 
den, welce der Herr Abgeordnete Oberſorſtrath von Rabe⸗ 
nau — angeführt hat. 

r Abg. von Steinherr: Es war auch yjur ein 
bloßer Bunkd des Herrn Regierungscommiſſärs. 


B. über den beſonderen Theil des Ausſchußberichts (S. 18.) 
» Adjutanten St. en. Hoheit des Groß: 


herzogs. 
nn bemerkt: | | 
nn eite Präfident Wernher: Wenn die hier er: 
wähnte Mehrausgabe auch. dem Rechte nach. ren 
fein mag, fo wäre ed doc mit NRüdficht auf die: Lage des 
Landes wünſchenswerth geweſen, wenn Seine Königliche 
Hoheit der Großherzog von dieſem Rechte in der Auödeh: 
nung feinen Gebrauch gemacht hätte. 
er Abg. von Steinherr: Die nämliche Bemerkung 
iſt auch im Ausſchuß gemacht worden; indefien lag bier 
ein Recht vor, morüber der Ausſchuß nicht hinaus Fonnte. 
Der Herr General von Bechtold: Es beftand bisher 
kein. firer Etat für die Adjutanten Sr. Königl. Hoheit | des 
Großherzogs; und: auf'idiefen Umftand hin ift die fragliche 
Ueberfchreitung erfolgt. = 
Zu Rub. II. (A. B. ©. 21 bis 3), m. (A. B. Sa24) 
wird nichts bemerft. 
Dagegen äußert: 
zu Rub. IV. Seneraiquartiermeißerfeb A. B. 
| ©. 25 bi 29.) 
Der Abg. Ramſpeck: Wenn auch der. Ausfhuß vor⸗ 
geſchlagen hat, die bei dieſer Rubrik — Mehr⸗ 
Protololle z. d. Verh. d. 2. Kam, II. Bd. 
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ausgabe nicht zu beanſtanden, fo glaube ich doch hier be⸗ 
merken zu müſſen, daß eine Mehrausgabe von 737 fl. vor: 
kommt, als Vergütung wegen der regulirten Holzpreiſe. 
Dieſer Poſten erſcheint, meiner Anſicht nach, wie alle übri—⸗ 
gen Poſten dieſer Art, in den anderen Rubriken nicht ge⸗ 
rechtfertigt. 2 on 
Der Präfident: Eben, um nicht bei jeber einzelnen 
Rubrik auf die daſelbſt vortommenden Ausgaben für Vers 
tung von höheren Holzpreifen zurückkommen zu müffen, 
ft diefe Frage vorhin im Allgemeinen‘ erörtert worden. 


Zu V. Garde du Corps. (A. B. ©. 30 bis 33.) 

Sn Beziehung darauf, daß der Präſident bei. der Ein⸗ 
leitung die Mehraudgabe mit 1693 fl. 831 Er. hervorgehoben 
hatte, bemerft: | ! 

Der Herr General von Behtold: Die Summe ers 
fcheint, im Ganzen genommen, doch unbedeutend, wenn 
man bedenkt, daß diefe Mehraudgabe in allerlei Motiven 
ihren Grund hat, wie 5. B. in den höheren Preifen der 
Fourage, in dem höheren Gagebezug wegen Avancement ıc. 

Der Präſident: Die hauptſächlichſte Mehraudgabe 
befteht in einem Poften von 1496 fl. 18 fr. unter der 
Rubrik an baarem Solde. 


Zu VI. bis X, inch (A.B. ©. 34 bis 65.) 
wird nichtd bemerft. 
Zu Xl. viertes Infanterieregiment (A. B. ©. 66 
bis 71.) 


Der Abg. Ramfped: Ich erlaube mir hier die An: 
frage an den Herrn Regierungscommiflär, ob denn die 
Militäreffecten, welche nicht mehr brauchbar ericheinen, ims 
mer bloß hier in Darmftadt verfteigert. werden? 

Der Herr Obaft Schmidt: Nein, fondern in allen 
Theilen ded Landed, im Odenwald, in Rheinheflen, in 
Oberheſſen, an verfchiedenen Orten. | 

r Abg. Ramfped: Mir tft nicht befannt, daß es 
in Oberheſſen geſchehen, namentlich ſollte die Verfteigerung 
alter Mäntel mehr an verfchiedenen Orten des Landes vor: 
genommen werden. Es wird dadurch einmal eine größere 
Einnahme für diefe abgetragenen Montirungdftüde erzielt 
werden und dann werden auch die Leute vom Lande mehr 
Gebrauch davon maden fünnen und billige Kleidungsftüde 
erhalten. Sch hielte ed daher für Doppelt zwedmäßig, wenn 
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man’ dieſe Verfteigerung von Zeit zu Zeit in verſchiedenen 
heilen ded Landes abhalten laſſen möchte. 

Der Herr Oberſt Schmidt: Die Mäntel find feit 
einigen Zahren übergehende Montirungsftüde, und deßhalb 
werden fie jo aufgetragen, daß fie faft gar feinen Werth 
mehr haben. Wenn indeſſen der Wunſch geäußert wird, 
diefe Verfteigerungen noch mehr zu vertheilen, fo mache ich 
darauf aufmerfiam, daß die damit verbundenen Koften 
auch dann weit höher fommen werden. 

Der Präfident:e Meiner Anficht nach müffen wir 
biefen Gegenſtand lediglich dem Ermeffen der Verwaltung 
überlaflen; fo fpeciel fönnen wir und in die Vermaltung 
nicht einlaflen. | 

Der Herr Oberſt Schmidt: Es liegt fogar im Intereſſe 
der Berwaltung, diefe Gegenftände fo theuer wie nur mög: 


lid) zu verwerthen. ! 
Zu der Zufammenftellung auf ©. 73 des Aus— 
ſchußberichts 


wird nichts bemerkt. 


Zu WL Dienſtalterszulagen 
bemerft: 
Der Abg. Lerch: . Wenn Ausgaben der Art in dem 
Budget feftgeftelt werden ſollen, dann follte man die An: 
fäße doch fo greifen, daß man die budgetmäßige Summe 
3* bedeutend zu überſchreiten braucht, wie hier der 
all i | | . 

Der Präfident: Der Herr Abgeordnete Lerch befin 
det fih im Irrthum. ‚Die Dienftalterdzulagen werden nach 
allgemeinen, mit den Ständen feftgeleßten Bedingungen 
gegeben, und es Fann alfo der Budgetbetrag bloß auf einer 
approrimativen — beruhen. Bei keiner anderen 
Ausgabe iſt es weniger möglich, die Anſätze im Voranſchlag 
einzuhalten, als hier, | | 

Der Abg. von Steinherr: Es iſt bei den Dienft: 
alterözufagen gerade fo, wie mit den Penſionen; der Ab; 
und Zugang Fann nicht vorhergefehen werden. 

Der Abg. Lerch: Ich finde durch diefe Erläuterungen 
meine Bemerkung erledigte. 


Zu XII. Sommandement Darmfladt (6, 74 — 8 
* den A. B.) 

Der Präfident: Nach einem ſehr erfreulichen Gerücht 

ſoll dieſer Poſten künftig cefliren. — 


Der ‚Herr General von Bechtold: E& wird in diefer 
Beziehung nächſtens den Ständen des Großherzogthumb 
eine Vorlage gemacht werden, ald worüber fchon vor fünf 
Tagen ein Beſchluß gefaßt worden iſt. | 


“© Bu XIV. und XV. (U. B. ©. 77 —79) 
wird nichts bemerft. 


Zu XVI. Waffendirection (U. B. ©. 79 und 80) 
bemerft: . | a 

Der Herr Oberſt Schmidt: Im Intereffe der Mili« 
tärverwaltung wäre es zu wünfcen, daß das hier in Vor» 
ſchlag gebrachte Defiderium nicht geftellt würde; denn dieſe 
Vorräthe haben ſich als fehr nüglich bewährt, befonders 
in der neueften Zeit. Da übrigens: des Lederzeugs befon- 
ders erwähnt. worden ift, fo muß ich hierzu bemerken," daß 
gerade diefed einen Hauptgegenftand der Worräthe bildet, 
a ger. dad Leder im Falle eines Krieg ſchwer zu ha: 

en iſt. ' sn | * 
Der Präſident: Ich bin ganz einverſtanden mit dem 
Herrn Regierungscommiſſär. Denn in den letzten Wochen, 
als von der Mobilmachung einzelner Theile unſeres Trup— 
pencorps die Rede war, hat man ſogar Tadel darüber ge— 
hört, daß nicht alle Requiſite vollſtändig vorhanden ſeien. 

Der gen Oberſt Schmidt: Ich kann die Bemerkung 
des Herrt Präfidenten nur als vollkommen richtig beftätt- 
gen. Es märe allerdings fehr zu wünſchen geweſen, wenn 
man von manden Gegenftänden noch bedeutendere Vorräthe 
hätte haben. können. Ä | 

Der Abg. von Steinherr: Sch erlaube mir, darauf 
aufınerffam zu machen, daß zu der Zeit, ald der Ausschuß 
feinen Bericht. befchloffen hat und ald er in der. Kammer 
erftattet wurde, die gegenwärtigen Verhältniſſe durchaus _ 
noch nicht ind Auge gefaßt werden Eonnten. 

Der Präfident: ES war nicht meine Abficht, dem 
Ausfhuß einen Vorwurf zu machen, fondern ich Habe nur 
den Antrag ded Ausfchuffes mit dem Ergebniffe der neueften 
Zeit verglichen. | | 

Der Abg. Cretzſchmar: Sch möchte an den Herrn 
Regierungscommiffär die Frage richten, ob denn nicht im: 
mer die zur Ausrüftung ded ganzen heffiihen Zruppencorps 
erförderlihen Vorräthe vorhanden find? Ts 

Der Herr General von Behtold: An den eigent: 
lihen Borrathögegenftänden von Lederzeug haben bloß einige 
Gewehrriemen gefehlt. Was das Fonlüpe Lederzeug, die - 


* 
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anderen im Vorrath zu haltenden Gegenſtände! betrifft, „eo 
waren diefe fammt und fonders vorhanden. 

Der Abg: Eresfhmar: Der Ausſchuß hat übrigens 
auch noch datauf aufmerffam gemacht; daß man’ die älteften: 
Vorräthe immer zunächft - für den laufenden Bedarf ver⸗ 
wenden ſolle. 

Der Herr General von Bechthold bemerkt, daß dieß 
immer geſchehe. 

Der Abg. Volhard: Der Ausſchuß will as nur 
ſolche Ausrüftungsgegenftände ausgenommen haben,'die bei 
dem heutigen Zuftande der Gewerbe ſchnell beſchafft werden 
fönnen, und diefer Wunfch könnte immerhin ftehen Bleiben, 

Der. Herr General von Bechtold: Es ifl Grundfaß 
der Militärverwaltung, alle Gegenftände, welde auf die 
Dauer aufbewahrt werden können und im Falle eines Kriegs 
erforderlich find, ſchon im Frieden vorräthtg zu halten, ‘und 
bloß folche Gegenftände, hinfi chtlich welcher bei einer Tänger 
andauernden Aufbewahrung: ein Werderben zu erivarten iſt, 
erſt bei einer Mobilmachung anzufchaffen. 

Der Präſident: Ich halte dieſen Grundſatz auch für 
zweckmäßig, weil, wenn ein Corps plötzlich mobil gemacht 
werden muß, dureh die höheren Preife, welche alddann für 
die in Eile anzufhaffenden Requifiten bezahlt werden müſ— 
fen, dasjenige wieder verloren gehen würde, mas inzwiſchen 
an Zinſen für das aufgewendete Kapital aufgegangen iſt, 

Der zweite Präſident Wernher: Nicht allein durch 
höhere Preife, fondern auch durch ungenügende Arbeit wer 
den dann Berlufte entfiehen. Denn dergleihen Sachen, 'die 
in Eile des augenblidlichen Bedarfd gemacht — wer: 
den gewöhnlich fehr fchlecht gemacht. 


Zu XV. (U. B. ©. 80). 
wird nichts bemerft. 


Zu XVII Mititärfrafanftalt i in ———— 
(A. B. S. 81 — 84) 
bemerft: 


Der Herr General von Bechtold: Die Minderaus⸗ 
gabe, welche ſich bei dieſer Rubrik herausgeſtellt hat, iſt 
eine ſehr erfreuliche Erſcheinung, weil ſie lediglich in der 
Verminderung der Anzahl der Corrigenden in — 
ihren Grund hat. 


Zu XIX. XX. XXL XXII. XXIII. (A. B. S. 85 — 90) 
wird nichts bemerkt. — 
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Pit AXIV, Unterhaltung der Militärgbäude 
äußert: L ' | 
Der Herr Oberſt Schmidt: Die Militärverwaltung 
war nicht in der Lage, die unter 1 und 2 ded Ausfchuß- 
bericht8 erwähnten Bauarbeiten, vorausfehen zu können. 
Die Herftelung der Waflerleitung für das Lazarerh zu 
—— war zwar ſchon früher in Ausſicht genommen, es 
konnte aber dafür fein Voranſchlag gemacht werden, weil 
ie in Zuſammenhang mit einer ftädtifhen Wafferleitung 
and und man nicht einmal wiflen-fonnte, wann leßtere 
zur Ausführung fommen follte. Als nun die ftädtifche Leis 
tung in der Ausführung begriffen war und die Civilbehörde 
den Wunfh zu erkennen gab, daß beide MWafferleitungen 
zur Verminderung der Koften gleichzeitig hergeſtellt würs 
den, fo mußte natürlich fogleiih mit der Ausführung anges 
fangen und ed konnte nicht erft ein Landtag abgewartet 
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| Wabo war es auch mit der Waſſerleitung in Butzbach. 
In Folge des in der Kaſerne aufgeführten Neubaues mußte 
die Pferdeſchwemme verlegt werden. Dieſe Pferdeſchwemme 
ſtand in Verbindung mit den Brunnen und als dieſelbe 
aufgebrochen wurde, ergab ſich die Nothwendigkeit, ganz 
neue Röhren für die Brunnenleitung legen zu müſſen, weil 
die alten hölzernen verfault waren. Die Waſſerleitung für 
die Kaſerne zu Butzbach iſt von der höchſten Wichtigkeit. 

Die Stadt Butzbach hat nur einen Brunnen und mit dem 
Abfallwaſſer dieſes Brunnens werden auch die Pferde der 
Reiterei daſelbſt getränkt. Man kann daher bei dieſer Leis 
tung nicht vorſichtig genug fein. Da nun die alten hölzer⸗ 
nen Röhren verfault waren und gleichzeitig in der Kaferne 
andere mit der Leitung in Verbindung flehende neue Ans 
lagen gemacht wurden, fo war man genötbigt, auch die 
Erneuerung der Röhren vorzunehmen; eine Propofition an 
die Stände war deßhalb nicht mehr möglich, 

Der Präfident: Gegen die Zwedmäßigfeit der bei— 
den Audgabepoften felbft ift auch nach dem Ausfhußbericht 
durchaus nichts erinnert worden, fondern es hat fich nur 
um die Wahrung. ftändifcher Rechte gedreht. 


Zu XXV. XXVI. XXVO. (U B. ©. 92 und 98) 
wird nichts bemerkt. I 


3u XXVIII. Unvorbergefebene Audgaben, Ertra 
und Inögemein, 
bemertt: 
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Der Abg. Elwert: Diefe Rubrik: Unvorhergeſehene 
Ausgaben, Extra und Insgemein“ gehört: einem ſehr vers 
alteten Rechnungsſtyl an. Wenn dad Kriegsminifterium 
geneigt gewejen wäre, auf einen Antrag, den der frühere 
Abgeordnete: und jebige Minifterialrathy Emmerling im Jahr 
1833 geſtellt hat, einzugehen und das militäriſche Rech— 
nungdwefen an die Rechnungskammer gelangen zu laffen, 
fo würde wahrfcheinlich. diefe Rubrik nicht mehr befteben. .. 


Der Herr General von Behtold: Es dürfte mur 
für die Zukunft eine andere Rubrif, lanſtatt diefer älteren, 
anzunehmen fein; in der Sache felbft würde aber hierdurch 


! 


fein Unterſchied bewirkt werben. 


gu den Bemerkungen ded Ausfchuffes über die Rejul- 
—— Privatbäckerei zu Darmſtadt, ©. 95 und 96, be 
merkt: Ä . 1 7 
Der Abg. Elwert: Ich habe vorhin fchon die’ Ehre 
gehabt, zu bemerken, daß ich zu der Zeit, wo dieler Bericht 
abgefaßt wurde, noch nicht Mitglied der Kammer war, 
Ich würde fonft im’ Ausfhuß Veranlaſſung gegeben 
haben, über einen Gegenftand, den ich jeßt moch vorzubrin: 
gen veranlaßt bin, «von den Hertn Regierungscommiffären 
eine Auskunft zu erbitten. Sch habe gegen Die übergebene 
Berechnung. und den Antrag des Ausſchuſſes ſelbſt nichts 
jwerinnern, everfcheint mir volfommen gerechtfertigt. Allein 
ih wünfchte zu wiſſen, ob für den Betrieb einer Anftalt, 
wo Unterfchleife fo leicht möglich find, wie einer Bäderet, 
Einrichtungen getroffen find, Die eine größere Garantie geben, 
ald die perſönliche Qualification des Dffizierd, Der die Vers 
waltung zu ‚beforgen. hat... Der jetzt die Verwaltung beiors 
nude: Offizier ift ein anerkannt tüchtiger und rechtlicher 
ann, Aber es war früher ein Offizier mit diefer Ver: 
waltung beauftragt, der auch allgemein den Ruf eine foli- 
den und ordentlihen Mannes: genoß. Er war 20 Jahre 
lang mit diefer Verwaltung befaßt; er zog fich zurüd und 
wurde bei feinem: Abgang mit Belobungen und Orden 
decorirt. Nachdem: er jedoch weg war, fanden ſich bedeus 
tende Defecte, er hatte ſich glüdlich in dad Ausland begeben, 
er wurde indeflen verfolgt und.wie er dem Befehl, hierher 
rüdzufehren, nicht mehr ausweichen konnte, erſchoß er 
ich. Ueber dieſe Defecte finde ich nichtd in der Rechnung. 
Ih wünfchte daher nähere Auskunft Darüber zu haben, mie 
fi dieß verhält, und welche Einrichtungen . getroffen find, 
um für die Folge’ dergleichen Erfcheinungen: zu verhäten. 
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Der Herr Oberſt Schmidt: Eine Veruntreuung fonnte 
nur vermuthet werden, weil. dad: Verhältniß: des verbrauch: 
ten Mehls zu dem daraus gebackenen Brod, wie es bei Der 
früheren Verwaltung, gegründet auf die Angaben ſachver⸗ 
ftändiger und tüchtiger Bädermeifter, angenommen war, fich 
bei der: neuen Verwaltung etwas anders heraudgeftellt hatte. 
Diefed Verhältniß konnte aber nicht durch die Rechnungen 
ermittelt. werden. Best find indeflen- die, Maßregeln ſo ges 
troffen,. daß dergleichen nicht mehr möglich. ift; die Verwal: 
tung iſt jego ficher geftellt. — — 
Der Abg. Karl Zöppritz: Ein Defect wird überhaupt 
nicht wohl zu finden ſein, ſondern das Brod iſt durch ſolche 
Manipulationen nur theurer geworden, d. h. man hat aus 
einer gewiffen Menge Mehl nur fo vieltBrod gebaden, 
das zu viel gebrauchte Mehl ift-eben verſchwunden. 

Sch möchte mir übrigens, in fo fern über diefen Gegen» 
ftand nichts mehr bemerkt werden will, noch. eine Anfrage 
an die Herren Regierungscommiffäre erlauben, denfelben übers 
laffend, ob fie die Frage beantworten wollen. Es geht im 
Publikum dad Gerücht, daß die Kriegskaſſe fomohl, :ald die 
Kaffen einzelner Regimenter Gelbvorräthe hätten. Es wäre 
nun fehr angenehm, beruhigend für das Land, zu erfahren, 
in wie fern diefed Gerücht einen Grund hat, indem dadurch . 
an dem Aufwand für das Militär etwas erfpart und ein 

rößerer Steuerausſchlag vielleicht: vermieden werben könnte, 

ei früheren F$inanzpertoden, namentlich den der erſten Pe⸗ 
rioden. in den zwanziger Sahren, ift nämlich dem Kriegds 
minifterium zur Beftreitung feiner Bedürfniſſe eine: Avers 
fionaliumme: bewilligt worden, und es heißt — ich wieder« 
hole nur, was ich gehört habe und worüber ich‘ eben Aus⸗ 
Funft wünfche — daß noch baare Vorräthe von jener Zeit 
oder von fonfther beftünden ? — I— 

Der Herr Oberſt Schmidt: Mir iſt von ſolchen Geld⸗ 
vorräthen nichts bekannt. Die Rechnungen der Militärver⸗ 
waltung wurden mit: jeder: Finanzperiode abgehört und ab⸗ 
geſchloſſen; von Vorräthen iſt aber. darin keine Rede. 

Der Abg. Lerch: Vielleicht gründet ſich das, was der 
Abgeordnete Zöppritz beantwortet haben will, auf dad Ge⸗ 
rücht, daß einzelne Regimenter wirklich Kapitalien ſollen 
ausſtehen haben, und in der Beziehung möchte die Frage 
allerdings einer Antwort bedürfen. pe ae 

Der Herr Obaft Schmidt: Es find. biermit wohl 
bie bei den Negimentern beftehenden Maflen gemeint, welche 
fidy zum Theil fchon in früheren Kriegszeiten gebildet haben. 
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Sie find Eigenthum der Regimenter, und die Verwaltungen 
haben die Verbindlichkeit, die Kapitalien, welche übrigens 
bei jedem; Regiment nur. einige Tauſend Gulden betragen, 
zu erhalten und wo möglich zu vergrößern. Bon den Zins 
fen und fonftigen Einnahmen werden allerlei Eleine Bedürfs 
niſſe beſtritten. Insbeſondere werden aus denfelben auch 
Zuſchüſſe zu den Menagen gegeben. 

"der Abg. Karl Zöppritz: Sch finde dieß nicht in der 
Hrdnung. Diefe Einnahmen und Ausgaben müßten im 
Staatöbudget verrechnet werden. Der Herr Regierungss 
commiffär gefteht felbft zu, daß etwas hier verausgabt wird, 
was nicht ganz verwendet wurde und demnach der Staats: 
kaſſe wieder hätte zufließen follen. Wenn auch der Betrag 
noch fo geringfügig ift, fo roiderftreitet eine derartige Bes 
handlung doch den Grundfägen der Budgetwirthichaft. 


Der Herr Oberſt Schmidt: Die Art der Verwendung 
beruht auf Beflimmungen ded Neglementd, und ed find 
diefe leßteren indbefondere im Intereſſe des Aexars gegeben. 
Da diefe Poften auch im Budget unter der Rubrif: „uns 
vorhergefehene Ausgaben” vorfommen, fo werde ich im er— 
fien Ausſchuß bei Gelegenheit darüber genügendeh Auffchluß 
ertheilen. 


Der Herr General von Bechtold: Diefe Regimentds 
maflen find in dem Bericht, welcher auf dem Landtage von 
1834 von dem Abgeordneten Heß von Gießen über das 
Militärbudget erflattet wurde, in Feiner Meile beanftandet 
worden, während dad beftehende Werpflegsreglement, in 
welhem das Nähere über jene Maſſen vorgejchrieben iſt, 
dem. damaligen Ausſchuß übergeben und von diefem einer 
genauen Prüfung unterworfen worden war. 

Da Feine weiteren Bemerkungen erfolgen, fo fchließt der 
Präfident die Berathung über den vorliegenden Gegenftand 
und eröffnet folhe | 


C. ‘über den Antrag der Mitglieder des dritten Ausfchuffes, 
auf ein Erfuchen an die Staatdregierung um Vorlage 
eined Gefeßesentwurfd über Heimathörecht, politifches 
Domicil und Ortöbürgerrecht, zur Ausfüllung der bei 
der Unzulänglichfeit der beftehenden Gefeßgebung in 
diefer Materie obwaltenden Lüden und Zweifel. 


Nach vorausgeſchickter Einleitung eröffnet der Präfident 
die Berathung über die in dem Ausfchußbericht erörterten 
Fragen und zwar zuerft | 
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Zu Frage unter Kr. 1. 
Sierzu bemerft: 

er zweite Präfident Wernher: Da der größte Theil 
der Mitglieder ded dritten Ausfchuffes, welcher diefen An: 
trag geftellt hat, nicht im der Kammer gegenwärtig ift, fo 
wird mir wahrfcheinlicy faft allein die Vertheidigung unferes 
Antrags zufallen. Es ift denjenigen, welche das rheinhel: 
fiihe Recht näher Eennen, befannt, daß ed nach rheinhef- 
fiihem Recht vor der Gemeindeordnung möglich war, allents 
halben, wo man wollte, in dem ganzen großen Fraufreich 
fi zu firiren. Es bedurfte dazu zunächſt nur der Erklärung, 
daß man in diefem Orte Domicil ergreifen wolle. Beſon⸗ 
ders aber, was Arme betrifft, fo gab ed in Rheinheſſen 
ein Geſetz, und ich Fönnte felbft fagen, es ift bis auf den 
heutigen Augenblid noch nicht aufgehoben, das Geſetz näm⸗ 
lih, daß derjenige, welcher zwei Jahre lang in einer Ges 
meinde fich, aufgehalten und dort ohne Tadel dem Dienft 
der Bewohner diefer Gemeinde ſich gewidmet hat, Anſpruch 
auf Unterftüsung im Falle der Krankheit oder fonftiger Bes 
bürfniffe haben fol. In neuerer Zeit aber wird in der Pro: 
vinz Rheinheſſen haufig die Gültigkeit diefes, durch Fein 
Geſetz beftimmt aufgehobenen Gefebed in Abrede geftellt, 
und man weiß Perfonen, die nicht allein zwei Jahre, fons 
dern viele Jahre lang: tadellos in einer Gemeinde ſich aufs 
gehalten haben, die in ihrer Heimaths⸗ oder Geburtögemeinde 
ale Verbindungen verloren haben, alddann mit Unmenfchs 
licheit aus dem Schoße der Gemeinde hinaus, in der fie 
ein halbed Menfchenleben hindurch fich aufgehalten haben, 
in’ der fie nüßliche Bürger waren, in der fie fein. Vergehen 
begangen haben, fobald der Fall kommt, daß ihre Kräfte 
nicht mehr hinreihen, um ſich in den ihrigen, das tägliche 
Brod zu erwerben. Ich will der Kammer einen Fall erzäh: 
len. Bor vielen Sahren, wenn ich nicht irre, war es im 
Fahr 1816, zog ein Mann in eine Gemeinde in der Nähe 
von Bingen. Er ließ ſich nicht in dad Bürgerregiſter eins 
ſchreiben, er verheirathete fich aber fpäter dort, hat Söhne 
erzeugt, die Söhne fanden dort in der Liſte derjenigen, die 
ur Conſcription gezogen find; er fol mehrmals mitgeftimmt 
„ben bei den Bürgermeiftermahlen in dem Orte, der Mann 
ift alt geworden, er war durch Die Umftände genöthigt, feine 
Ziegelei, die er betrieb, zu verkaufen. Nun hat er aber 
noch‘ Fleine Kinder, dern er hat fich zum zmeitenmal ver: 
heirathet, nun kann er mit feinem Weib und feinen Kindern 
nicht beftehen, er bedarf der öffentlichen Unterflüßung: Jetzt 
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fragt man;; ift er bei ums Ortöbürger? Der Man ftänd 
nicht in der Lifte, man fagt daher, nein, er ift nicht Orks⸗ 
bürger, nicht heimathsberechtigt. Was thut man? Mar 
padt den Mann mit feinen menigen Habſeligkeiten, mit 
feinem Weib und feinen Fleinen Kindern auf einen Magen 
und fährt ihn 10 Stunden Wegd weit in den Ort der Pros 
vinz, wo er geboren war und ladet ihn dort mitten auf 
dem Moarfte ab. Der dortige Bürgermeifter, der fich noch 
auf den franzöfiiben Standpunkt geftellt hatte, hat geglaubt, 
ihn nicht annehmen zu, müflen; er beftelt unmittelbar dar: 
auf einen anderen Wagen aus feiner Gemeinde und ladet - 
den Mann mit feinem Küchenichran? und feinem Kaften und 
feinem Weib mit den Kindern darauf und läßt ihn wieder 
indie ‚Gemeinde fahren, wo der Mann feit 20 Jahren ges 
wohnt hatte. Der dortige WBürgermeifter will von jenem 
Bürgermeifter ſich nichts fagen laflen und wiederholt die 
Procedur. Nun legte fi allerdingd die höhere Behörde 
hinein und die beiden Kreißbehörden kamen : ebenfalld in 
Streit. Während viefed Streited lebte der Mann eine Zeit 
lang in der Stadt Mainz, gleihfam auf neutralem Gebiete, 
weil man ihn eben in ben beiden Orten nicht haben wollte. 
Sie fehen alfo, wir felbft, wir Rheinheſſen, wo’ die alte 
Geſetzgebung nicht einmal aufgehoben ift, bedürfen eines 
neuen Gefeßed, damit über die Frage entichieden wird: 


1) ob, wenn ein Inländer fich in einer Gemeinde viele 
Sahre lang tadellos aufgehalten hat, er ohne Weitered, 
wenn er hülfsbedürftig wird, au& der Gemeinde aus» 
geftoßen werden fann, und felbft 

2) die zweite Frage, ob, wenn ein Nichtinländer, ein 

tiyer , fei es auch ein Fremder, tadellos in einer 

Gemeinde fi Jahre lang aufgehalten hat ald Commis, 

als Literat, als Lehrer, ald Hausknecht, Dienftbote, 

Fabrifarbeiter und mie biefe vielfältigen Gefchäfte 

beißen mögen, die Leute an fremde Orte treiben, und 

wenn er nun alt und ſchwach wird, man ihn ohne 

Meitered, wie einen Verbrecher, auf einen Karren la: 

den und ihn aus der Gemeinde hinausbringen Fann? 

Die Löfung diefer Fragen ift ein wirkliches Bedürfniß 

in unferem Lande, und ich glaube daher, daß der Antrag 
des Ausſchuſſes volftändig gerechtfertigt if. 


Der Abg. Ramfped: Ich bin mit dem Antrag „der 
Mitglieder des dritten Ausfchuffes einverfianden, welcher der 
Kammer zur Berathung und Beſchlußnahme vorgelegt if. 


* 
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Aehnliche Fälle, wie der Herr zweite Präfident:: Wernher 
fie eben vorgelegt hat, find auch mir bekannt. Es iſt noth— 
wendig, daß über die Frage, ob ein längerer Aufenthalt in 
einer Gemeinde Anfpruc auf Heimathsrecht und auf Unters 
flüßung gibt, eine geſetzliche Beftimmung getroffen und die 
darüber beftehenden Zweifel gelöft werden. : Aber ich Fann 
nicht, wie die Antragfteller, einen längeren Aufenthalt eines 
Drtöfremden ald einen Grund betrachten, der einen ſolchen 
Mann berechtigt, fich einen Anfpruc auf Niederlaffungsrecht 
oder Heimathörecht in fremdem Orte anzueignen. 

Meine Herren, ein langjähriger Aufenthalt in einer Ges 
meinde kann in verfchiedener Weile genommen werden. Ges 
wöhnlich wird ein Süngling nach feiner Gonfirmation, nad) 
zurüdgelegtem 14. Lebensjahr, zu einem Gewerbe. beftimmt; 
die Lehre wird meiftentheild in Städten begonnen. Wenn 
ein folher Menfh nun 10 Jahre in der" nämlichen. Stadt 
ſich aufhält, fo würde er in einem Alter von 24 Jahren 
ſchon einen Anſpruch aufs Heimathörecht in dem Orte, wo 
er bisher gemwefen ift, begründen fünnen, Dieß würde aber 
viele Gemeinden auf eine Weile mit Leuten beläftigen und 
überladen , daß am Ende der Pauperiömus in den verfchies 
denen Gemeinden fehr häufig einreißen und noch mehr: darin 
zunehmen wird, wenn man die erfte Frage bejahen will, 
Die Erfahrung hat gelehrt, daß in. den Städten eine Ver: 
armung in .diefer Weiſe, namentlich bei der ärmeren Klaſſe, 
ftattfinden Fann, fo daß die Gemeindefaffen am Ende nicht 
mehr im Stande find, diefe Leute zu ernähren. Aber felbft 
auf dem Lande kommt der Fall vor. Es ift mir befannt, 
daß in einem Orte, wo der Eigenthümer eined größeren 
Gutes fich befindet und das Gut of bewirthichaftet, durch 
defien viele Dienftboten, die er in dad Ort gezogen bat, 
nad und nad) fo viele arme Leute in dem Orte heran ges 
wachfen find, daß die Gemeinde eine Mafje von Unter: 
ftüßungsgeldern nothwendig in den Voranſchlag aufnehmen 
muß. Ein anderer Ort in meiner Nabbarfchaft, eine Stunde 
von dem erfteren entfernt, wo ein folcher Umftand nicht vors 
liegt, alwo nur Mittelbauern wohnen und wo der Ort 
dreimal fo groß an Geelenzahl ift, als der erftere, hat weder 
Arme, noch Bettler; ein Beweis, daß in Städten und in 
den Orten, wo größere Gefchäftöbefiger find, mehr Fälle 
vorfommen können, welde Ziffer I. des Antrags berühren. 

Ein fernerer Umftand, der mich. bewegt, mic) ‚gegen die 
Bejahung der erften Frage zu erklären, ift dad, daß, wenn 
man dieß thun wollte, man die durch ‚die Gemeindeordnung 


den 17, April 1848, 1.25 
begründete Selbftfländigfeit der ligne der Gemeinden 
und Die Nechte des: Gemeinderath3 kränken wollte. Ich 
laube, daß die Frage, ob ein längerer Aufenthalt von 

Sfremden in einer Gemeinde Heimathsrecht begründen 
kann, eine Angelegenheit ift, die der Gemeindevorftand zu 
entfcheiden har, und ich hoffe, daß bei der Mevifion der 
Gemeindeordnung auch diefer Punkt zur Spradhe kommen 
und geordnet werden wird. Vor der Hand aber werde ich, 
wie gelagt, gegen jede Beſtimmung im Sinne der Frage 
ad’i1 mich erklären. 

m Der Abg. Hardy: Ich habe den von ſämmtlichen Mit: 
gliedern des dritten Ausichuffes geftellten Antrag, welcher 
und heute zur Berathung vorliegt, in allen feinen Theilen 
fehr willfommen geheißen, weil ich ihn, wie ich mich durch 
die mancherlei während meiner mehr ald fechsjährigen lands 
ſtändiſchen Wirkſamkeit an die Kammer gelangten Beſchwer— 
den überzeugt habe, für fehr praktiſch und eine Bellerung 
ded wirklich üblen Zuftandes unferer Gefeggebung über 
Heimathöverhältniffe für dringend nöthig halte. Meine Herren, 
unfere Gefebgebung über Heimathsrecht iſt ſo äußerft lüden: 
haft, die Beſtimmungen, welche wir über Heimathöver: 
bältniffe haben, find in einer folhen Mafle von Verord—⸗ 
nungen, von Meglementd und Audfchreiben, die nur ein 
Peiner Kreis der Bewohner des Landes kennt, zerftreut, 
daß wirklich an den gemeinen Mann und felbfi an den 
Borftand einer Gemeinde nicht einmal gefordert werden 
fann, daß er wife, was in Beziehung auf Heimathövers 
hältniffe NRechtens if. Die Beamten, ja felbit die höchite 
Staatöbehörde find fchon fehr oft durch unfere mangelhafte 
Gefeggebung über Heimathsrecht in die größte Verlegenheit 
gefommen, indem fie nicht wußten, wie ein vorgefommener 
einzelner Fall über ftreitige Heimathsverhältniſſe entſchieden 
werden fole. — Sc glaube nun, daß jest gerade ein für 
die Staatdregierung günftiger Zeitpunkt erfchienen tft, diefen 
Gegenftand zu ordnen. Ich halte mich vor Allem an den 
erften zur Berathung ftehenden Punkt und bemerfe in dies 
fer Hinſicht, daß in Folge der und bevorftehenden allge: 
meinen deutſchen Gefeßgebung über ein deutſches Staatds 
bürgerrecht, alfo doch wohl auch über ein deutfched Inlän—⸗ 
derrecht, nothwendig die in Deutichland beftehenden parti: 
kularen Beftimmungen über SInländerrecht bedeutend werden 
mopdificirt werden müffen. Auch unfere Staatöregierung 
wird und muß dieß thun, und’ ich glaube daher, daß im 
Augenblid und fo lange die Frage über dad deutfche Staats⸗ 
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bürgerrecht ihre Erledigung nicht gefunden hat; die Staats⸗ 
regierung in der ku und Normirung des Gegen 
ſtandes für unſer Land vorerft nicht einfeitig weiter gehen 
kann und fol, Hoffen wir, daß ein und in ſichere Ausficht 
geſtelltes deutſches Staatöbürgerreht dem auch in diefem 
Punkte dermalen herrichenden craffen Partikularismus ein 
Ende. machen wird. Denn jest ift der Zuſtand von der 
Urt, daß, was dad Inländerrecht betrifft, viele - deutfche 
Staaten ſich vollfommen hermetifch gegen einander abges 
fchloffen haben. Es fteht natürlib das Heimathörecht oder 
die -Gemeindeangehörigkeit in fehr enger Verbindung" mit - 
dem Inländerrecht, fobald ed fi um Aufnahme von: Aus— 
Ländern handelt. Ich kann Sie aus Erfahrung verſichern 
daß ed einem oft erbärmlich zu Muthe wird, wenn man 
fieht, welcher Mittel fi die einzelnen deutſchen Staaten: 
bedienen, um den dadurch, daß einmal ein deutfcher Aus—⸗ 
länder. ſich durch längeren. Aufenthalt das Inlänvder: und: 
——— erſchnappe, drohenden Schaden abzuwenden. 
So müſſen z. B. wir in unſerem Großherzogthum beſtändig 
den Aufenthalt der darin lebenden preußiſchen Staatsange— 
hörigen ſcharf controliren, und es iſt ſo weit gekommen, daß 
der Preuße, der ſich in einer Gemeinde unſeres Landes aufs 
hält, beinahe wie Gontrebande von den Polizeibehörden 
betrachtet wird, um zu verhüten, daß er nicht Durch einem 
langen Aufenthalt in, dem Lande ein Inländerrecht reſp. 
Deimachörecht erhalte. Dieß hängt folgendermaßen zufams 
men. Die preußifche Regierung bat, vor einigen Sahren: 
eine neue Gefeßgebung in. Beziehung auf Heimathörecht ind: 
Leben treten lafien, oder vielmehr ed find Staatöverträge 
in diefem Sinne abgefchloffen worden, genug, es gilt und: 
ift praftifch, daß ein Preuße, der ald preußiicher Unterthan: 
legitimirt ift und fich eine gewiffe Zeit lang über die Dauer. 
ber Gültigkeitderflärung feiner Legitimation hinaus im Aus⸗ 
lande aufhält, dadurch eo ipso dad Inländerrecht verliert. 
Mas ift die Folge davon? Keine andere, ald daß die Bes 
börden des fremden Landes ſich mit großen Vorſichtsmaß—⸗ 
regeln gegen den Zuwachs von folchen Leuten ſchützen und 
dafür forgen müffen, daß, ebe die beftimmte Zeit abgelaufen: 
ift, ein Preuße, der ſich in ihrem Bezirke aufhält, entweder‘ 
‚eine Verlängerung feiner Legitimation beizubringen anges 
halten, oder durch den Schub fortgefchafft wird. Nun! 
frage ih Sie, was ift das für ein Zuſtand? Sch hoffe 
und bin überzeugt, daß diefe chinefiiche Mauer, welche bis⸗ 
ber die einzelnen Staaten ven einander Irennte, fallen wird,‘ 
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und daß wir in Zukunft. nicht nur ein; deutſches Staats⸗ 
bürgerrecht, ſondern auch ein deutſches ISnländerrecht haben, 
und ich wünſche und erwarte, daß namentlich Durch längern 
ungehinderten Aufenthalt in jedem beutfchen ande jeder 
Deutiche die, Befugniß erhalten wird,, Die Gemeindeanges 
hörigkeit in dem Orte, wo er ſich aufgehalten hat, in Ans 
ſpruch zu nehmen. - Sch glaube. gewiß, daß dieß in. der 
Gefinnung der Zeit liegt, welche dahin firebt, eine Einheit 
Deurfhlands nicht nur, fondern auch der Deutfchen unter 
fi in jeder Hinſicht herzuftelen. Ich wiederhole, daß die 
Beftimmungen über deutſches Inländerrecht und "Staatds 
bürgerrecht jedenfald unferer Staatsregierung die erforder 
lihen Anhaltspunkte über die Regulirung der Materie der 
Gemeindeangehörigkeit in unferem Lande zunächſt werben 
geben müfjen, und daß daher vorerft. nichts anderes wird 
geichehen können, als daß man im Allgemeinen der Staats; 
regierung die ftändiihen Wünſche in Bezug auf eine ders 
einftige Ordnung des Gegenſtandes vorträgt. | 


Der Abg. Mohr: Ich erlaube mir nur einige Be: 
merkungen über den Fall, den der Herr zweite Präfident 
Wernher angeführt hat und der, wenn ich ihn recht vers 
ftanden habe, in der Provinz Rheinheſſen vorgefommen fein 
fol. Meiner Anſicht nah find die Beflimmungen über 
Domicil, welche das franzöfiihe Geſetzbuch enthält, durch 
die Gemeindeordnung keineswegs aufgehoben. Wenn alſo 
dieſer ausgewieſene Mann ſchon im Jahr 1816 an den 
Ort gezogen war, von wo er ausgewieſen wurde, und wenn 
er ſeildem in jener Gemeinde wohnhaft blieb, fo iſt nicht 
nur nach Artifel 102, 103 und 105 des bürgerlichen Ge 
ſetzbuchs fein Domicil dafelbft vollfommen begründet ges 
wefen, fondern er ift fogar, weil wir nach franzöfifcher Ge 
feßgebung Peinen Unterfchied zwiſchen Einwohner: und Orts: 
bürgerrecht Fannten, durch die Emanirung der Gemeinde: 
ordnung eo ipso zum Ortöbürger in jenem Orte geworden, 
und ich begreife alfo nicht, wie hier eine Ausweifung aus 
jenem Orte gerechtfertigt werden konnte. 


Der zweite Prafident Wernher: Ich weiß nicht be 
ftimmt, ob es gerade: dad Jahr 1816 war, wo jener Mann 
fi in einem fremden Drte niedergelaffen hatte. Uber der 
Abgeoronete Mohr kennt ohne Zweifel den Werth, welchen 
das franzöfiiche Recht auf die Erklärung über die Wahl eines 
Domicilö legt, und wenn auc der Mann vor Emanirung der 
Gemeindeordnung in der anderen Gemeinde wohnte, jo kann er 
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verfäumt haben, dort eine Erklärung: darüber abzugeben. Als 
er in den Drt zog, war er noch nicht verheirathet; er hat fich 
Anfangs als bloßer Ziegelfnecht daſelbſt aufgehalten, ehe’ er 
dort wirklich fein Domicil genommen bat. Sein Aufenthalt mag 
Anfangs nur eine vorübergehende Bedeutung gehabt haben; 
aber fpäter hat er fich al& dort wohnhaft betrachtet und ift 
aud von der Gemeinde fo angefehen worden, bis er Unter» 
ftügung bedurfte. 

Der Abg. Mohr: Wenn der Mann fein Etabliffement 
nicht in dem Orte hatte, fondern fich bloß als "Ziegelfnecht 
darin aufgehalten hat, fo konnte er hierdurch allein fein 
Etabliffement nicht fo begründen, daß er eo ipso in Folge 
unferer Gemeindeordnung Drtöbürger geworden wäre. Aber 
-unfere rbeinhefltichen Geſetze fchreiben auch nicht vor, daß 
abfolut eine ausdrüdliche Erklärung über die. Anficht, fein 
Domicil irgendwo zu nehmen, ftattfinden müffe. Es kann 
dieje Abficht ſchon durch ein Etablifjement, dadurch, daß 
man in einem Orte wohnt, arbeitet, überhaupt. aus den 
Umftänden hervorgehen. So konnte alfo der Mann in 
Folge der Gemeindeordnung Ortsbürgerrecht erlangt haben. 

Der Abg. von Rabenau (Legationsfekretär): Schon 
feit einigen Jahren find zwiſchen den deutſchen Staaten 
Unterhandlungen eingeleitet worden, um allgemeine Grund: 
‚ fäße über Heimathsrecht feflzuftelen. Die nächte Veran: 
laffung dazu war ein wahrhaft fcandalöfer Vorfall, welcher 
mit einem Manne fich ereignet hatte, der zwilchen verſchie⸗ 
denen Staaten: Braunſchweig, Preußen und Hannover 
Monate lang im eigentlichiten Sinne des Wort hin und her 
geſchubt worden ift, weil ihm Fein Staat dad Heimathärecht 
pigefland und ihn aufnehmen wollte Zuleßt traf man eine 

ebereinfunft, indem die verfchiedenen Staaten zufammen: 
legten, um den Mann nad Amerika zu bringen. Diefer 
Scandal wurde öffentlich ruchbar und die deutfchen Staaten 
fahen ſich dadurch veranlaßt, zufammenzutreten, um fid 
über gemeinfchaftlihe Grundfäge wegen der Heimathörechte 
zu vereinigen. Es haben auch Bereinbarungen von Seiten 
aller Bundesftaaten ftattgefunden, mit Ausnahme von Oeſter⸗ 
reich. Defterreich” bat fihb den anderen Bundesſtaa— 
ten nicht angefchloffen, und in Folge davon haben fich 
die Verhandlungen zerichlagen, ed kam Fein gemeinfamer 
Beihluß zu Stande. Ich glaube aber, daß dieler Gegen: 
ftand durch das bald zufammentretende deutfche. Parlament 
volltommen feine Erledigung finden fann und muß, und 
‚daß. eine Particularbehandlung diefer Materie von Seiten 
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des Großherzogthums jet nicht an. ber Zeit if. Dad Par- 
lament wird, und muß gewiß fehr bald diefe Krage alıfnehs 
men, Was zunächſt nun den erften Punkt betrifft, den der 
Ausihuß erörtert hat und. der gegenwärtig zur Berathung 
ausgeſetzt ift, fo find mir die Verhältniffe, welche in dieler 
Beziehung in der Provinz Rheinheſſen beftehen, nicht bes | 
kannt; aber in den diedfeitigen Provinzen hat fi, möchte 
ich wohl fagen, eine conftante Praxis gebildet; denn die 

| geleglihen Worfchriften, die wir darüber haben, 
ih unklar und fo unbeflimmt, daß man nicht Flug dar: 
aus werden kann. Darnach ift übrigens diesfeitd angenom⸗ 
men, daß dad Heimatbörecht in der Megel nicht durch viel» 
jährigen Aufenthalt an einem Orte erworben werden kann. 
Es beftehen aber allerdings Ausnahmen von diefer Regel 
und zwar folgende: 

Einmal in Folge gemwifler Staatöverträge mit fremden 
Staaten. 3. B. mit Preußen befteht ein Staatövertrag, 
wonach Die Angehörigen ded einen oder des anderen Staats, 
wenn fie eine gemwille Reihe von Jahren in einem anderen 
Staate gewohnt haben, ohne fortwährend von Zeit zu Zeit 
neue Heimathsſcheine beigebradht zu haben eo ipso das 
Staatd= und Heimathsrecht in ihrem Heimathsort verlieren 
und in dem Lande, wo fie wohnen, erwerben. Es ift daher 
die größte Aufmerkſamkeit nöthig, damit man den Aufent: 
halt nicht über die beftimmte Zeit hinaus ohne Verlängerung 
des Heimathicheind geftattet. Es find mir Fälle bekannt, 
wo der Heimathöfchein eined preußifchen Unterthand nur um 
einen ‚ag abgelaufen war, und die preußifche Regierung 
bat ſich geweigert, den Mann wieder zurüdzunehmen, offen 
bar aus dem Grunde, weil fie fürchtete, er werde der öffent . 
lihen Unterftügung anheimfallen; denn wenn die Leute 
wohlfiebend find, nimmt man fie gern zurüd, wenn fie aber 
Nichts haben, fo fagt man: behaltet Eure Armen! . 

Der Präfident bemerkt dem Redner, daß, fo viel er 
wiffe, aus dem früheren Amtöbezirke ded Abgeordneten eine 
Beichwerde in diefem Sinne an die Kammer — ſei. 

Der Abg. von Rabenau (ELegationsſekretär): Von 
einer Beſchwerde über den Fall, der mir eben im Sinne iſt, 
an die Kammer, iſt mir nichts bekannt; dieſer Fall kam in 
der Gemeinde Ulrichſtein vor. 

„Mit anderen Ländern, z. B. mit dem Königreich Sach: 
fen, haben wir feinen Staatövertrag über Heimathörecht 
abgefchloffen; aber in dem Königreih Sachen befteht die 
Borfchrift, daß, wenn Semand 18 Jahre lang außer Lan⸗ 
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des war, und fein Heimathsrecht zu: Hauſe nicht wahrt, er 
ed veniert. Ob er es unterdeſſen mo anders erworben hat, 
das geht die Regierung nichts an, er mag ſehen, wohin er 
fommt. Es kann hier vorkommen, daß ein Sacıfe an dem 
Drte, wo er fich befindet, fortgefchubt wird; kommt er aber 
an die fächfiiche Grenze, fo wird er wieder zurückgeſchickt. 
Meine Herren, dad tft ein desparater Zuftand für folche 
Leute, jed ift dringend nothmwendig, daß bier Abhülfe ges 
fchaffen wird. r 

Der 2 Hillebrand: Sch Tönnte auf dad Wort 
verzichten, indem dad Haupfächlichftie von dem, was ich 
bemerken wollte, bereit8 von dem Abgeordneten Hardy ans 
geführt ‚worden ift: daß nämlid von Geiten der conſtitui⸗ 
renden Verſammlung in Sranffurt wohl die angemeffenen 
Mafregeln gegen ſolche Mißftände getroffen werden dürften. 
Außerdem glaube ich, daß, abgefehen von den potitifchen, 
foctalen und humanen Rüdfichten, fowie von dem, was bei 
und eben gilt, man fih in diefer Materie auch auf den 
natürlichen Rechtsboden ftellen fann. Denn ich glaube 
daß es gewiffe Nechtdanfprüce gibt, die keineswegs bIoß 
durch einen beflimmt ausgefprochenen Nechtötitel erworben 
werben, fondern daß gewiffe Verhältniffe fo innig mit ein 
ander verwachſen fönnen, daß daraus naturgemäß beftimmte 
Rechtsanſprüche hervorgehen können. Sch made Sie nır 
auf den Fall aufmerffam, daß ein Munn, der in einer Ges 
meinde mehrere Jahre fi ungeflört aufgehalten hat, der 
den Beweis geliefert, daß er ein nüslicher brauchbarer 
Menſch ift, daß er durch feine Arbeitötreue der Gemeinde 
nicht nur nicht läftig gemorden ift, fondern fogar zum 
Mohle der Gemeinde beigetragen hat. Wenn nim ein fol: 
her Mann außerdem durch Yamilienverhältniffe mit der 
Gemeinde, worin er fich fo lange aufgehalten, fo zu 
fagen* zufammengewadjfen iſt — fol dann nicht ein fo 
qualificirter Einwohner wenigftend indirect einen Rechtdan- 
foruch auf Heimathörecht in diefer Gemeinde erworben haben? 
Mir folten daher aus dem Gefichtöpunft der Politif und 
der Socialität, aud dem Gefichtöpunfte der Menfchlichkeit 
and, wie ich glaube, auch felbft gewiffermaßen aus dem 
Geſichtspunkte des Rechts darauf Beitehen, daß der Antrag 
des Ausſchuſſes im Allgemeinen ald vollkommen gerechtfers 
tigt erfcheint. 

Der Abg. Steuernagel: Ich wünſchte ausgeſpro⸗ 
chen zu haben, daß derjenige, ‘der fich fünf Jahre lang 
öffentlich in einer Gemeinde fortwährend ohne Heimathfchein 
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aufgehalten und ſich fonft tadellos betragen hat, hierdurch 
Heimathsrecht in diefer Gemeinde erwerbe, 

Der Abg. Cretzſchmar: Die rheinheffiihen Abgeord> 
neten haben fi auf mehrere Fälle bezogen, die in der 
Provinz Rheinheflen vorgefommen find, wo. dad Heimaths⸗ 
recht flreitig: gemacht worden iſt; allein dieß bezieht fich nur 
auf Rheinhefjen, die Verhältniffe diesſeits find ganz anders, 
Sn der Provinz Rheinheffen haben: die Gemeinden kein 
Bermögen, oder doch nur fehr weniges. 


Der zweite Präfident Wernher: Ed ift doch nicht 
in allen Gemeinden fo. In unferer Mitte figt 5. B. der 
Einnehmer einer rheinheffifichen Gemeinde, der Stadt Bin» 
gen nämlich, die im Befige eined Gemeindevermögend ift, 
movon die jährlihe Einnahme allein 30 — 40,000 fl. bes 
trägt. 

Der Abg. Cregfhmar: Dann nehme ich meine vor: 
binige Bemerkung in diefer Beziehung zurüd. Allein in 
der Provinz Oberheffen, wo die Gemeinden faft ſämmtlich 
Vermögen und mitunter felbft bedeutendes Vermögen bes 
figen, möchte eine Beftimmung, wonach ſchon durch fünf: 
jährigen Aufenthalt in einer Gemeinde Heimathörecht be: 
gründet wird, viel Schwierigkeiten darbieten, ehe nicht ein 
allgemeines deutiched Gefeb aus dem Parlament hervorgeht, 
wodurch diefe partifularen Zuftände mit einander aufgehoben 
werden; denn bis jest hat in der Provinz Oberbeffen und 
Starfenburg jedem ein Heimathörecht nur da zugeftanden, 
wo er ed vermöge feiner Geburt hatte War alfo Semand 
in einer Gemeinde auch fünf oder zehn Jahre und dad 
Bürgerrecht fand ihm nicht darin zu vermöge der Geburt, 
und hatte er fich nicht gut aufgeführt, fo hat man ihn in 
den Ort zurüdgebradht, wo ihm dad Ortöbürgerrecht ver: 
möge der Geburt zuftand. Diefer Fall ift mir öfter vor 
gefommen, und ed hatte gar feinen Anſtand, daß die Ge: 
meinde, in der ihm vermöge feiner Geburt dad Ortöbür: 
gerrecht zufland, ihn hat aan müſſen. 

Der zweite Präſident Wernher: Ich mache die vers 
ehrlihe Kammer aufmerkfam -auf dad Datum ded Antrags 
der Mitglieder ded dritten Ausſchuſſes. Wir haben unferen 
Antrag geftellt unterm 24. Januar d. J., da war die Aus—⸗ 
ſicht auf ein deutſches Staatsbürgerrecht noch in fehr weis 
ten ‚Feldern, und. wir mußten und alſo zunäcft auf eine 
inländische Gefeßgebung beſchränken, und aus Diefem Ge⸗ 
ſichtspunkte bitte ich Sie, unferen Antrag au beurtheilen. 
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Zu der Frage unter 2 
bemerkt: h 
Der Abg. von Steinherr: Der Herr zweite Präfi- 
dent MWernher, ald Mitantragfteller, wird mit den übrigen 
Antragftellern vielleicht einverftanden fein, daß diefer Antra 
der unter ganz anderen Zeitverhältniffen geftelt worden ift, 
bis von dem bdeutfchen Parlament ein Geſetz über allge 
— Heimathsrecht erlaſſen werde, auf. fih beruhen 
möge. 
ſih Der Abgeordnete Hillebrand ſchließt ſich dieſer Ane 
icht an. 

Der zweite Präſident Wernher: Ich habe, was mich 
als Mitantragſteller betrifft, denn es ſind noch mehrere 
Mitantragſteller gegenwärtig, die ſich darüber auszuſprechen 
haben, nichts dagegen. Indeſſen ſind die Hoffnungen auf 
ein ſolches Geſetz, weil es ein ſchwieriger Punkt iſt, na—⸗ 
mentlich in Betreff mancher Einzelheiten unſeres Antrags, 
doch nicht mit ſo nothwendigem Erfolg zu hegen, daß wir 
— auf eine innere Beſtimmung im Lande verzichten 
önnen. Selbſt den Fall angenommen, daß ein allgemei— 
nes deutſches Staatsbürgerrecht in Frankfurt zu Stande 
kommt, ſo wird vielleicht die Frage, ob durch mehrjährigen 
Aufenthalt in einem Orte man Anſpruch auf öffentliche 
Unterſtützung in demſelben erlangt, unerledigt bleiben, und 
alsdann würden wir immer noch für unſere inländiſche Ge— 
ſetzgebung eine Veranlaſſung zur Thätigkeit haben. 

Der Abg. von Steinherr: Eben dann wird es aber 
auch erſt an der Zeit fein, unſere Geſetzgebung über Hei: 
mathörecht der allgemein deutfchen anzupaflen; denn fonft 
würden wir vielleicht Verfügungen treffen, die mit dieſer 
allgemeinen Geſetzgebung nicht im Einklange find. 

Der zweite Präfivdent Wernher: Wir machen ja bier 
noch Fein Gefeß, fondern wir fprechen bloß unfere Anficht 
aus, die Staatöregierung kann ja mit der Vorlage bed 
Entwurf zurücdhalten, bis in Frankfurt die Sache. entichies 
den ift und dann Fann fie der von und audgefprochenen 
Anficht denjenigen Einfluß auf ihren Entwurf geben, den 
fie glaubt, ihm geben zu müffen. | Ä 

Der Abg. Klo: Demjenigen, was der Herr zweite 
Präfident MWernher bemerkt hat, will ich eben noch hinzu 
fügen, daß unfer Antrag auf weiter nichts gerichtet ift, als 
eine Aenderung der Zuftände, welche zur Zeit feiner Ein» 
reichung bei der Kammer fowohl, ald bei der Staatöregie- 
ung gefühlt wurden, herbeizuführen. Der Drud der bes 
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ftehenden unklaren Verhältniffe war es, der und damals 
beranlaßt hat, die Staatöregierung hierauf aufmerkſam zu 
machen, und es wird auch jest, bei veränderten Verhält- 
niffen, immer noch Beranlafjung genug gefunden. werden, 
die ganze Gefeßgebung über die vorliegenden Fragen, fo 
weit fie unfer »Land und die zu erwartende Gefeßgebung 
angehen, einer gründlichen Revifion zu unterwerfen. 
Der Abg. Buff: Der Antrag bezwedt nur, die Kam: 
mer zu veranlafien, ihre Wünfche und Anfichten darüber, 
wie das Heimathörecht demnächſt regulirt werden möchte, 
audzufprechen.. Die Anfiht auf ein Fünftiges allgemeines 
deutſches Gefeß fteht einer ſolchen Berathung nicht entge⸗ 
gen, aber leicht wäre ed möglich, daß ein ſolch allgemeines 
deutſches Geſetz unfere jetzige Berathung ganz überflüflig 
macht oder und doch zu weſentlich veränderten Beſchluß— 
nahmen Beranlafjung gibt. Aus diefem Grunde halte ich 
es für zmedmäßiger, wenn man den Antrag vorerfi auf 
fih beruhen ließ, damit nicht etwas von der Kammer 
verhandelt und beichloffen werde, was demnädhft nicht zur 
Ausführung. fommen Eann. Rt 
“ Der Ag Frank: Wenn über dad Heimathörecht dur 
dad Parlament nicht Beftimmungen für ganz Deutfchland 
getroffen werden, fo bleiben alle Beflimmungen ‚darüber 
immer äußerfi ungenügend; denn, meine Herren, ich weiß 
aus eigener Erfahrung, wie ſchädlich es für die Snduftrie 
bisher in. Deutfchland gemefen ift, daß. in jedem deutfchen 
Staat ein. aus einem anderen beutfchen Lande kommender 
‚oder Dafelbft geborener Menſch für einen Ausländer gegol: 
‚ten hat, und daß man daher fehr behutfam geweſen ift, 
einem ſolchen Menſchen den Aufenthalt und die Arbeit im 
Lande zu geltatten, aus Furcht, daB man fpäterhin mit fei: 
ner Ernährung beläftigt werden könnte und viele der fleis 
Bigften und gefchicteften deutfchen Arbeiter find dadurch ab» 
gehalten worden, dahin zu gehen und an ſolchen Orten 
Arbeit zu füchen, wo fie ſich mit ihrer Thätigkeit am 
meiſten hätten nüglich machen fönnen. Und diefer Umftand, 
der in der Zerftüdelung Deutſchlands und darin feinen 
Grund hat, daß biöher jeded Land feine Verhältniffe nach 
feinem partifularen Sntereffe zu ordnen gefucht hat, ohne 
auf das ganze deutihe Vaterland Rüdficht zu nehmen, ift 
‚mit die Haupturfache, warum wir in manchen Zweigen der 
Sndufirie und Gewerbe hinter. anderen Völkern zurüdge: 
blieben find, iſt mit Schuld an der Verarmung Deutich: 
lands, :. Uber, obgleich dem fo ift, jo halte ich dennoch die 
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Anträge, welche der Ausſchuß für unfere Landesgeſetzgebung 
‚ geftellt bat, für fehr berüdfichtigendwerth, und ich glaube, 
daß wir wohl daran thun, fie jedenfall einer Discuflion 
zu unterwerfen. 

Der Herr zweite Präfident Wernher hat bereit den 
erften Punkt, den der Ausfchuß berührt hat, aud dem Ge: 
ſichtspunkte der Humanität als einen wichfigen fo Elar dar: 
geftelt, daß wir ihn gewiß Alle ald einen ſolchen anfehen, 
der der Aufmerkſamkeit der gaefeßgebenden Gemalt würdi 
iſt. Aber auch aus dem Gefichtöpunfte der Gerechtigkeit 
verdient diefer Vorſchlag ale Berüdfichtigung. 

Meine Herren, ein Menich, deflen Leben durch irgend 
einen Umftand nicht verkürzt oder gefchwächt wird, hat erft 
die Zeit der Kindheit, dann die Zeit der Manneskraft und 
endlich die Zeit, wo dad Alter feine Kräfte abnehmen läßt, 
zu erleben. Der Ort, worin er geboren wird und worin 
er feine Kindheit verlebt, hat die Verpflichtung, für feine 
Erziehung zu forgen. Nachher geht der an feinem Geburts— 
ort Erzogene an einen anderen Ort und widmet diefem feine 
Kräfte und die Arbeitöfähigfeit, die er am Orte feiner Ge: 
burt durdy die Sorge für feine Erziehung erlangt hat. Er 
bleibt da vielleicht 10 und 20 Sahre, die Arbeit aber, die 
er diefem Orte leifter, ift, wenn er auch felbft nur mittel= 
mäßige Arbeitskräfte befigt, weit mehr werth, als der Lohn, 
den er dafür empfängt. Denn in: diefer Arbeit liegt der 
Erfat für den Aufwand ver Erziehung. Wird er nun alt 
und ſchwach und die Gemeinde, melcher er feine Arbeitss 
Fräfte widmete, wollte ihn aus ihrer Mitte verftoßen und 
feine Ernährung dem Orte aufbinden, wo er geboren wurde 
und feine Erziehung erbielt, fo frage ich, können wir dieß 
für Recht erflären® Nein, meine Herren, an dem Orte, 
wo der Menfch gearbeitet hat, muß ihm mehr ald.an irgend 
einem anderen Orte dad Mecht zufteben, fich fernerbin auf: 
zubalten und allenfall® auch Unterſtützung zu verlangen. 

Der Abg. Kahlert: Ach glaube, daß Fälle, wie, fie 
der Abgeordnete Frank foeben erwähnt bat, wenigitens in 
unferem Rande gar nicht vorfommen fünnen. Die Beftim- 
mungen des Heimatbsrechts find eine nothwendige Folge 
der Pflicht der Gemeinde, ihre Armen zu unterftügen. In 
Deurfchland ift mir Fein Land bekannt, in welchem diefe 
Pfliht nicht geübt würde; ed werden daher auch ohne 
Zweifel in ganz Deutfchland bezüglich ded Heimathsrechts 
Beftimmungen gegeben fein. Wenn nun ein Arbeiter aus 
dem Ausland in unfer Land fommt, fo fommt er entweder 
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mit einem Wanderbuche, einem Paß, oder einem Heimaths⸗ 
ichein. Die Polizei der Gemeinde geftattet ihm. auf den 
Grund eines folchen Belegs den Aufenthalt; wenn er ſich 
wieder entfernt, jo. muß er auch ‚wieder in dem Lande, reip. 
in der Gemeinde aufgenommen werden, wohin er gehört. 
Wenn in Folge geleglicher. Beftimmungen, wie eben z. 8. 
in. Preußen, die Dauer des Aufenthalts im Ausland nur 
drei oder zehn Sabre geftattet wird, und wenn ein Indi— 
viduum in einer Gemeinde fich über diefe Zeit aufhält, fo, 
daß ed nach Ablauf derfelben ohne Weiteres fein Heimaths— 
recht in: Preußen verwirkt bat, jo ift, meiner Anficht nach, 
die, Polizei. der Gemeinde, worin es feither fich aufgebalten 
bat, Schuld daran, wenn, indem fie den Heimathsſchein 
verjähren ließ, Das Individuum der betreffenden. Gemeinde 
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Zu der Frage unter Nr. 3 
bemerft: 

Der zweite Präfident Wernher: Mir fcheint, als 
wenn der Bericht nicht fcharf genug die Zwede des Antrags 
der Mitglieder des dritten Ausfchufles im, Auge behalten 
habe. Die Mitglieder ded dritten Ausfchuffes haben nicht 
an dad Ortöbürgerrecht, fondern fie haben an das Hei: 
mathörecht gedacht -und an die Berechtigung zum Aufenthalt 
und zur Unterfügung. Den älteren Mitgliedern der Kamz . 
mer und denjenigen, welche fich mit früheren Kamınerver: 
handlungen befannt gemacht haben, muß es erinnerlich fein, 
wie oft fchon hier die Frage aufgeftelt worden ift, ob ein 
mit irgend einem Militärs: oder Givildienft betrautr Mann 
an dem Orte, wo er biefen Dienft gehabt und zuleßt ge: 
habt hat, ehe er aufgehört hat, den Dienft zu verfeben, ob 
er an diefem Orte nicht Recht, fondern auch Heimathsrecht 
und damit Aniprub auf Aufenthalt und Unterftügung er; 
halte. Es ift von Seiten der Regierung behauptet worden, 
daß jener Artifel der Gemeindeordnung dahin zu interpre: 
tiren fei, daß derfelbe allerdingd an dem Orte, wo er 
aufhöre, fein Amt weiter zu üben, Heimathörechte ermwerbe. 
Die Kammer hat dieß widerfprochen und ich glaube, daß, 
indem fie es widerſprach, fie dem Sinne und den Worten 
der Gemeindeordnung getreuer entichieden hat. Sch habe 
aber hier keineswegs die Abfiht, einer Fünftigen Geſetzge⸗ 
bung entgegen zu treten, welche Fünftige Gefeßgebung die 
Beamten fcheiden müßte nach verfchiedenen Beamtenklaffen, 
in gewifle Kategorieen nämlich, wobei der Beamte innig 
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. verbunden wirb mit dem Orte feined Dienftes, mit dem 
Orte, wo ihm ſchon feines Dienftes wegen, wenn der Bes 
amte felbft nicht ausdrüdlich widerfpricht, Heimathörecht ges 
eben werden müßte. Dagegen andere Kategorien von 
eamten, welche dort nur einen vorübergehenden Aufent⸗ 
halt haben, mögen nicht ein gleiches Recht in Anſpruch 
u nehmen haben, die mögen ihre Heimath da fuchen, wo 
e fie früher gehabt haben. Sch will einmal die Beam: 
tenflaffen näher bezeichnen, bei denen ich glaube, daß es 
paßlich wäre, vdenfelben an dem Orte ihrer Anftellung ein 
———— einzuräumen. Es ſind dieß diesſeits die 
andrichter, oder in Rheinheſſen die Friedensrichter, die 
viele Jahre lang an einem Orte wohnen, die ihr Beruf 
in fo vielfache vertrauliche Beziehungen mit den Bewoh—⸗ 
nern ihred Drted und der Umgegend bringt, warum follen 
diefe Beamten, die ihr Leben dort firirt haben, nicht Hei— 
mathörecht in dem Orte ihred Amtöfiged genießen? Ebenfo 
Geiftlihe mit Seelforge, Scullehrer, welche eine” halbe 
Generation hindurch die ganze Zugend, welche im Orte fich 
befindet, erzogen: haben, warum follen diefe nicht Heimaths⸗ 
rechte haben? Bei anderen Kategorieen von Beamten, 
namentlich bei den Genddarmen, den Unteroffizieren, fcheint 
ed mir fehr zweifelhaft, und ich habe in diefer Hinficht 
früher behauptet, daß die Gemeindeordnung überhaupt den 
Beamten Fein Heimathöreht an dem Orte, wo der Beamte 
feinen Sitz hat, gebe. 


‚Der bg. Kahlert: Die Beichwerden, welde von 
Seiten Darmftadtö bei der Kammer in Beziehung auf das 
rege vorgefommen find, find bloß deßhalb ent= 
anden, weil die Staatsregierung fih in diefer Beziehung 
mit ihren eigenen Anordnungen in Widerſpruch gefegt hatte. 


Der zweite Präfident Wernher: Eben darauf gründen 
aber auch die Antragfteller dad Bedürfniß einer neuen Ges 
feßgebung, welche fagt, die und die Beamtenklaſſen follen, 
vermöge ihrer Anftelung, Heimath in dem Orte der Ans 
ftelung haben und die anderen nicht. Dieß ift meine Mei: 
nung. Dann blieben namentlich Genddarmen, die fih nur 
ein paar Zahre dort aufhalten und dann wieder wo anders 
ftationirt werden, von dem Heimathsrecht ausgeſchloſſen. 
Es werden ferner in Kolge ihrer Anftelung nicht heimaths⸗ 
berechtigtigt werden: Accifebeamten, Zolleinnehmer, Diftrictd: 
einnehmer, mit denen fo häufig gewechfelt wird, während 
man Richter, Geiftlihe, Schullehrer dahin zählen muß, 


- 
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Der Abg. Otto: Der Artikel 45 der Gemeindeorbnung 
berechtigt die Kinder von Militärperfonen, wenn diefelben 
nicht ihre früheres Domicil beibehalten haben, das Orts⸗ 
bürgerreht an dem Garnifonsorte ihrer Väter in Anfpruch 
zu nehmen. Der Artikel enthält aber feine Beftimmung, 
welche den Militärperfonen vom Unteradjutanten an abwärts 
ein Heimathörecht in den Garnifandorten einräumt. Dem 
noch hat das frühere Minifterium ded Innern und der 
Juſtiz ganz gegen die Anficht der Stände auf dem Landtag 
von 1842 durch eine Verfügung vom 21. December 1844 
verordnet, daß die Militärperfonen vom Unteradjutanten an 
abwärts, wenn fie das 12. Dienftjahr zurüdgelegt hätten, 
‚dad Heimathörecht in ihren Garnifondorten in Anſpruch 
nehmen könnten. Es fteht ihnen zu, fobald fie eine deß— 
balbige Anmeldung gemacht haben. In Folge diefer Ver: 
fügung haben allein in Offenbady in einem Zeitraum. von 
fünf Viertel Iahren 27 Militärperfonen der bezeichneten 
Katogorieen, Hautboiften, Spielleute, Unteroffiziere, das 
Heimathörecht erlangt. Ich habe nicht nöthig auf die nach⸗ 
theiligen Folgen aufmerkſam zu machen, welche durch die 
Anwendung diefer Verfügung auf die Garnifondorte ent 
ſtehen. Meiner Anfiht nad) ftand ed aber dem Minifterium 
nicht zu, ohne ftändifche Zuftimmung eine foldhe Verfügung 
zu treffen, welche viel weiter geht, ald der Art. 45 der Ges 
meindeordnung, welche Beflimmungen enthält, die ald Zu: 
füge zu den Beflimmungen des Art. 45 der Gemeindeords 
nung erfcheinen. Ich ftelle daher den Antrag: 

„Die Staatsregierung dringend zu — die die 
Heimathsverhäliniſſe der Militärperſonen betreffende 
Verfügung vom 21. December 1844 alsbald außer 
Wirkſamkeit zu feßen.* | 
Die Abgeordneten Lerch und Kahlert unterflügen dieſen 
Antrag. | 

Der zweite Präfident Wernher: Ich will diefen An— 
trag nicht unterftügen; denn ich möchte dem Wahlrecht der 
Inländer, Heimaths- und Ortsbürgerrecht fich an einem 
anderen Orte zu erwerben, ald dem ihrer Geburt, einen 
viel weiteren Spielraum geben. 
Der Abg. Dito: Das Minifterium ift aber nicht bes 
rechtigt gewefen, einfeitig, ohne Zuflimmung der Stände, 
eine ſolche Verfügung zu treffen. 

Der zweite Präfident Wernher: Damit ift allerdings 
ber Ausſchuß ganz conform, aber der Abgeordnete Otto hat 
bier nicht bloß geiprochen gegen ein Uebergreifen des Mir _ 
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niſteriums in einer Anordnung ſolcher Art, ſondern er hat 
gegen die Sache felbft geiprochen, und gegen die Sache 
verwahre ich mich, während ich mit ihm ganz einverftanden 
bin über das. Unpaßlice der Form, da das Minifterium 
eine Verfügung erlafjen hat, die e& nicht erlafjen fonute. 
Der Abg. Otto: Meine Bemerkung bezog fich aller: 
dings mur auf die Form, gegen die Sache habe ich nicht 
geſprochen. 

Der Abg. von Rabensn (Zegationdfefretär): Der 
Art. 45 der Gemeindeordnung ſpricht ganz allgemein von 
Militärperfonen. Unter Militärperfonen verſtehe ich aber 
auch die Perfonen der niederen Grade, und ich glaube dahır 
nicht, daß dad Minifterium feine Befugnifle überſchritten 
bat, wenn es ſagte, daß dieſe Militärperſonen ebenfalls in 
dem Orte ihrer Garniſon eig erhalten. follen, 

Der zweite Präfident Wernher: Der Artikel 45 der 
Gemeindeordnung fpricht feinem Wortlaute nach aber nur 
von den Kindern, 

‚ Der Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): Wenn 
die Beftimmung ded Art. 45, fowie die Beſtimmungen der 
darin angezogenen Artikel von den Kindern diefer Militärs 
perfonen gelten, fo gelten fie doch vielmehr noch von den 
eltern. 

Es wird dieſer Anficht von verlchiedenen Seiten mit 
dem Bemerken widerfprochen, daß, eben weil die fragliche 
Beilimmung nur von den Kindern rede, rücfichtlich ‚der 
Aeltern der Ort der Geburt entfcheiden fol. 


Zu der Frage unter Nr. 4 

bemerft: 

Der Abg. Schend: Die Verfchiedenheit, welche hiers 
nach zwiſchen der jenfeitigen und den beiden biesfeitigen 
Provinzen beftehen fol, ift aber nicht gefeglih; denn nur 
die Gemeindeordnung kann diefed Verhältniß reguliren: in 
ber Gemeindeordnung ift aber nichtd davon enthalten. Es 
iſt übrigens richtig, daß wir factifch eigentlich zwei Ges 
meindeordnungen haben. Der bießfeitigen wird noch eine 
Bürgermeiftereiverordnung vom 4. Zuli 1812 zum Grunde 
elegt, während dieß in der Provinz Rheinheſſen nicht der 
Fall if ift. Freilich ift.dieß, meiner Anſicht nach, fehr Unrecht 
biöher gewefen. 

Der Abg. Kahlert: Man bat vorhin bemerft, daß 
ein großer linterfchiep zwifchen der Provinz Rheinheflen 
und den beiden A Provinzen hinfichtlich der Ers 


® 


{ t 
. 


_ den 17, April 1848. | 39 
werbung des Ortöbürgerrechtö beftehe. Es mar diefe Be⸗ 
-merfüng fehr richtig; denn in den beiden diedfeitigen Pros 
vinzen haben die Gemeinden größtentheild noch Gemeinde 
vermögen erfter Klaffe. Ich glaube auch, daß der Art. 45 
der Gemeindeordnung, namentlih mit Rüdficht auf dieſes 
Bermögen, wovon es fih in den Art. 82 und 83 ver Ge 
meindeordnung handelt, fo, wie er befteht, gefaßt worden 
if. Wer in den beiden diedfeitigen Provinzen dad Drtö- 
bürgerrecht erwirbt, der erwirbt fi auch ein Recht auf den 
Mitgenuß der Vortheile, welche aus dem Gemeindevermögen 
erfter Klaſſe den Drtöbürgern zufließen. | 

In Gemeinden, in welchen die Bürger folhe Vortheile 
genießen, hat man allerdings Hecht, wenn man fich fo viel 
wie möglich weigert, auf die Aufnahme Ortsfremder einzu 
gehen; denn jede derartige Aufnahme vermindert den Ans 
theil der vorhandenen Bürger an diefem Gemeindevermögen 
und die ihnen daraus zufließenden Genußtheile. 

Der Abg. Volhard: Wad der Abgeordnete Schend 
bemerkte, findet auch darin eine Beflätigung, daß diesſeits 
eine Verordnung über Gemeindeangelegenheiten vom Juli 
1812 angewendet wird, welche in Rheinheſſen ebenfalls, 
meines Wiffes, nicht gilt. | | 
Der Abg. Schend: ch glaube auch, daß fie diesfeits 
nicht gilt, aber fie ift bisher mit Unrecht von der Staatös 
regierung angewendet worden, , 

Der Präfident: Die Gerichte haben übrigend aus— 
geſprochen, daß fie noch Gültigkeit habe, namentlich das 
Dberappellationdgericht. | 

Der Abg. Schend: Aber, meiner Anficht nad), eben: 
fall mit Unrecht, wie dieß in der neueren Zeit auch ange: 
nommen wurde, ; Zu 


Zu Frage unter Nr. 5. 


Der Abg, Hardy: Was dieſe Frage betrifft, fo wird 
das bevorftehende neue Wahlgefet den Gegenftand normirende, 
allerdings recht nothwendige Beftimmungen enthalten mül: 
fen und ich theile ganz die Anficht, daß wir Dermalen fefter 
Normen darüber, an welchem Drte Jemand politische Wahl: 
rechte auszuüben hat, entbehren, folche aber nicht fehlen 
dürfen." ; Ä ; 

Der Abg. Freiherr von Löw: Es iſt gewiß im Gam- 
zen wünfcenswerth, daß jeder Unterthan ſich da aufhalten 
darf, wo es ihm am beften zufagt und wo er glaubt, am 
erfien fein Fortkommen zu haben. Ich finde ed aber fehr 
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hart, den Gemeinden, worin diefe Leute ſich aufhalten, zu: 
muthen zu wollen, diefe Leute ſämmtlich aufzunehmen, in= 
dem darunter auch folhe vorkommen können, die die Ge— 
meinden nicht aufnehmen wollen. Dieß wäre namentlich 
für einzelne Gemeinden fehr hart, die viel Gemeindevermögen 
befigen und dieß nun für foldhe Fremde verwenden müßten. 
Es ift daher, meiner Anſicht nad, bei der fünftigen Ge: 
feßgebung immer zu berüdfichtigen, daß, wo auf der einen 
Seite Freiheit in der Wahl des Wohnortes eingeräumt wird, 
auf der anderen Seite dadurch eine Härte gegen einzelne 
Gemeinden geübt werden Tann. 


Der zweite Präfident Wernher: Der Berichterftatter 
des zweiten Ausfchuffes hat bemerkt, daß, was die Ges 
ſchwornen betrifft, rüdfichtlich deren im Augenblid bloß die 
Provinz Rheinheflen in Betracht fommen kann, gar fein 
Zweifel darüber entftehen könnte, wer dazu fähig wäre. 
Mir find indeffen — und wir find ‚fo glüdlih, einen ges 
lehrten rheinheffifchen Suriften in unferer Mitte zu haben, 
der diefe Zweifel zu Iöjen im Stande fein wird, — Zmei: 
ia darüber J—— Sch will Ihnen dieſe Zweifel vors 
egen. 
Die in der Provinz Rheinheſſen noch geltende Prozeß: 
ordnung in Griminalfahhen fagt, daß unter Andern die Ge= 
ſchworenen genommen werden müffen aus den Beamten der 
Verwaltung, die von dem Regenten ernannt werden. 

Dieß war nun in Frankreich ganz zweifellod. In ganz 
Frankreich hat damals gleiched Geſetz für Alle beftanden, 
fie waren Alle Sranzofen, Alle ftanden unter der nämlichen 
Gefeßgebung. Mir fchien es aber nicht über allen Zweifel 
erhaben zu fein, ob, wenn ein Diedfeitiger , der fein dies⸗ 
ſeitiges Heimaths- und Ortöbürgerrecht hier nicht aufgibt, 
eine Ernennung zu einer Verwaltung in der Provinz Rhein⸗ 
heſſen befäme, er, der nur zeitweilig unter der jenfeitigen 
Gefeßgebung ftünde, durch diefe Ernennung berechtigt wäre, 
Geſchworner zu werben. 

Es gibt noch einen anderen Fall. Es heißt die Geſchwor⸗ 
nen jollen genommen werden aus den Banquiers, den Wech⸗ 
felagenten, Handelöleuten und Kaufleuten, die eine Patents 
fteuer der beiden erften Klaffen bezahlen, Wenn alfo ein 
Diesfeitiger, ald ein Großherzoglich Heffifcher Staatöbürger, 
jenfeitd Affoci€ eined Handlungshaufes in Mainz wird, auch 
zeitweife in diefer Stadt fidy aufhält, ohne jedoch fein Heis 
mathsrecht in Darmſtadt aufzugeben, fo fchien es mir bei 


den 17. April 1848, 41 


dieſem zweifelhaft, ob er nach der rheinheſſiſchen Geſetz⸗ 
gebung Geſchworner werden kann? 

Dieß waren die Falle, welche ich in's Auge gefaßt habe, 
als icy namentlih dad Wort: Gefchworne in unferen Ans 
trag aufnahm. | 

Der Abgeordrete Mohr wird vielleicht die Güte haben, 
meine Anficht entweder zu beftätigen, oder zu berichtigen. 

Der Abg. Mohr: Meiner Anfiht nad haben alle 
Perſonen, welche von dem Herrn zweiten Präfidenten Wern⸗ 
ber foeben aufgezählt worden find, dad Recht, Gefchworne | 
u fein, weil es bei der Frage, ob Jemand Geſchworner 
in kann, überhaupt vorzugsweife nur darauf ankommt, ob 
er eitoyen iſt und im wirklichen Genuffe der ſtaatsbürger⸗ 
lichen Rechte. | 

Der zweite Präfident Wernher: Gie find aber doch 
nicht citoyens unter ein und derfelben Gefeßgebung. 

Der Abg. Mohr: Das madıt keinen Unterfchied. Weide 
find Gr. Hefjiihe Staatsbürger. Wer ald ein Adminiftra- 
tiobeamter angeftellt ift, hat dad Staatöbürgerrecht, und ver: 
bunden mit dem Wohnungdrecht in Rheinheffen ift er, mei: 
ner Anficht na, in jeder Hinficht fähig, Gefchworner zu 
werben. Das Heimathsrecht madht hiervon überhaupt Feinen 
Unterfhied; das gibt ihm bloß dad Recht, wieder in feine 
frühere Heimath zurüdzufehren. Ale die Perfonen alfo, 
welche hier genannt worden find, Fönnen, wenn fie nur das 
allgemeine Staatöbürgerrecht in dem Großherzogthum Heffen 
und in der Provinz Rheinheffen ihr Domicil haben — wenn 
fie audy anderdwo Heimathörecht befigen — Gefchworene 
werden. ’ 

Der zweite Präfident Wernher: Die Folgerungen, 
melche der Abgeoronete Mohr zieht, hätten allerdings viel 
Wahrheit gehabt, wenn man ſich auf den Standpunkt vor 
der Gemeindeordnung ftellt; aber jest ift vieled ganz anders. 
Nach rheinheffiihbem Rechte hatte man in einem Orte, wo 
man fein principal Etablissement hatte, auch ein förms 
liches Domicil; da hat man Heimathsrecht und alle Rechte- 
befommen, die der Bürger genießt. Das ift aber jest nicht 
mehr der Fall. Die Gemeindeordnung ftelt die Sache ans 
derd. Nach der Anficht, die wir ald richtig aufftellen , ift 
die Beflimmung der Gemeindeordnung in diefer Hinficht nur 
auf die Kinder zu befchränken. Ihr Vater behält Heimath3: 
und Ortöbürgerrecht an dem Drte, wo er geboren ift oder 
wo er vor- dem Antritt feines Amts in Rheinheflen Orts» 
bürgerrecht erworben hat. | 


42 Protokoll 4, 

Der Abg. Mohr: Ach babe die von dem Herrn zwei⸗ 
ten Präfidenten Wernher geftelte Frage auch nur beantwor: 
tet mit Rückſicht auf dad Recht, Geſchworner zu fein, und 
in diefer Hinfiht kann Fein Unterfchied mit Rüdfibt auf 
dad rheinheifiihe Bürgerrecht beſtehen; denn es gibt Fein 
bloßed rheinheſſiſches Staatöbürgerreht, ed gibt nur 
ein Großherzoglich Heſſiſches Staatöbürgerrecht, 
Wenn alfo noch das Domicil hinzufommt — und nach Art. 
102 und 103 ded bürgerlihen Geſetzbuchs hat der Affocie 
fein Domicil an dem Drte ded Hauptgefbäfte — fo ift, 
wenn er forft nur Gr. Heſſiſcher Staatöbürger ift, auch 
die Frage entichieden, ob er Geichworner fein fann. Alle‘ 
die bezeichneten Perfonen alfo können Geichworne fein, und 
ih fomme immer wieder darauf zurüd: das andermärtige 
Heimathöreht kann hierbei feinen Unterfchied machen. 

Da nichts weiter bemerkt wird, fo fchließt der Präſident 
die Berathung über den vorliegenden Gegenftand, fowie 
die Öffentliche Sigung und die Kammer fchreitet in geheimer 

V. zur Abftimmung : | 

A. über den Vortrag ded Herrn Oberften Schmidt, die 

Ueberficht der laufenden Ausgabe für die Unterhaltung 
ded Militärd und der Militäranftalten in der Finanzs 
periode der Jahre 1842, 1843 und 1844 betr, 

1) Die Frage: 

Wil die Kammer, vorbehaltlich ihrer Abflimmung, 
zu den drei weiteren Fragen, die von Gr, Kriegs 
minifterium vorgelegte Rechenſchaftsablage über die 

- laufenden Ausgaben für die Unterhaltung des Mis 

N litärd und der Militäranftalten in der Finanzs, 
periode von 1842 für genügend und die darin mit 
3,530,351 fl. aufgeführte Gefammtaudgabe für ger 

Ä rechtfertigt erkennen? 

wird mit allen Stimmen bejaht. 

. 2) Die Frage: 
Will die Kammer, nad) dem Antrag ihres Ausſchuſſes, 
die Staatöregierung erfuhen: vom Beginne der 
laufenden Finanzperiode an Vergütungen wegen 
der regulirten höheren Holzpreife an ftreitbare Mi— 
litärperfonen im Offizierdrange nicht mehr verab⸗ 
folgen zu laflen ? 

wird mit allen Stimmen bejaht. 

3) Die Frage: 

Erkennt die Kammer die u be für die Waffen: 
direftion mit 24,916 fl. 55 fr, für. gerechtfertigt 
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an, — will fie aber dabei das Erfuchen. an die 
Staatsregierung ftellen: nur den geringft zuläffigen 
Bedarf an ſolchen Ausrüftungsgegenftänden, welche 
bei dem heutigen Zuftand der Gewerbe ſchnell her: 
' beigefchafft werden fünnen, wie namentlicy Zeders 
eug, in den Magazinen vorräthig zu haben und 
o viel ald möglich davon für den laufenden Bes 
darf der Regimenter und Corp zu verwenden? 
wird mit 36 gegen 1 Stimme verneint. 
4) Die Frage: 
Erkennt die Kammer die Ausgabe für Unterhaltung 
der Militärgebäude mit 38,046 fl. 18 Er. für ge 
rechtfertigt an, indem fie zugleich die in vieler 
Summe begriffenen Poften von 597 fl. 7 kr., 766 fl. 
44 fr. für Neubauten, nad) dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes bewilligt ? 
wird mit allen Stimmen bejaht. 


B. Ueber den Antrag der Mitglieder des dritten Aus» 
ſchuſſes auf ein Erſuchen an die Staatsregierung zur 
Befeitigung der Zweifel unt Rüden der bisherigen 
Gefeßgebung über Heimathsrecht, politifhes Domicil 
und Ortöbürgerredht , einen umfafjenden Gefegeövor: 
fchlag in diefe Kammer zu bringen. 

1) Die Frage: 

Mill die Kammer, nad) dem Antrag des Ausichuffes, 
die Staatöregierung erfuchen, über dad Heimaths⸗ 
recht einen den Anforderungen der Zeit und den 


Bedürfniffen des Handeld, der Induftrie und der, 


DEI entiprechenden Gefeßedentwurf vorzus 
legen 
wird einftimmig bejaht. 
2) Die Frage: 
Tritt die Kammer dem Antrage-ded Abgeordneten 
Dtto bei, dahin lautend : 
die Staatöregierung zu erfuchen, die die Hei— 


mathöverhältniffe der Militärperfonen betreffende 


Verfügung ded Minifteriumd des Innern und 

der Juſtiz vom 21. December 1844 alöbald 

’ - außer Wirkfamfeit zu fegen? 
wird mit 35 gegen 2 Stimmen bejaht, wobei die Kam 
mer von der Anficht auöging, daß es fich hier um die Frage 
handle, ob die Staatöregterung befugt gewelen fei, die frag: 
lihe Verfügung ohne Mitwirkung der Stände zu erlaffen. 


! 
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Zu. diefer Frage motivirt | 
“ Der Präfident: Sch flimme mit Sa, weil ich ber 
Anficht bin, daß, wenn auch meined Erachtens die Verfü- 
‘ gung materiell richtig ift, doc die Staatöregierung nicht 
competent war, diefe Verfügung einfeitig zu erlaffen. 

Der Präfident fchließt die Sitzung, die nächfte auf 
Dienftag den 18. April Vormittags 10 Uhr anberaumend. 


Zur Beglaubigung : 


Heffe,  Wernher, Elwert, Reh, 
erfter Praͤſident. zweiter Präfivent. Sefretär. Sekretär. 


Smweiundvierzigfte Sitzung 


in dem Gigungsfaale der zweiten Kammer 


der Landſtände. : 
Darmftadt, den 18. April 1848. 


Unter dem Borfig des Präfidenten Heſſe. 
Gegenwärtig: 37 Mitglieder der Kammer. 


— — — —— — — —⸗ 


I. Das Protokoll der 37. Sitzung wird angezeigt. 
II. Der Präfident macht ald neue Eingaben bekannt: 
1) Einen Antrag ded Abgeordneten Mohr, die in Anwen» 
dung des Art. 73 der Verfaſſungsurkunde erlaflenen 
Verordnungen betr. 
‘ - (Beil. Nr. 362.) 
2) Einen Antrag der Abgeordneten Elwert und von Ra: 
benau I., die Verwüftung der Domanialmaldungen 


betr. 
(Beil. Nr. 363.) 

Hierzu bemerkt: 

Der Präfident: Wenn diefer Antrag feinen Zweck 
erreichen fol, fo ift fchnelle Abhülfe nothwendig. In dem 
. gewöhnlichen Geſchäftsgang ift dieß unmöglih. Ich halte 
Daher für angemeflen, daß die Kammer, infofern fie mit - 
dem Antrag einverftanden fein follte, mir überläßt, ven 
Großh. Minifter Namens der Kammer um’ baldmöglichfte 
Verfügung zu erfuchen: | 

Protokolle z. d. Verh. d. 2. Ram. II Br. 14 
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Die Kammer erBlärt fich einmüthig mit dieſem Vorſchlag 
einverftanden, 


Hierzu bemerkt: 


Der Abg. von Rabenau (Öberforftrathb): Zur Be 
— des fraglichen Antrags erlaube ich mir einige 
urze Bemerkungen. Es ſind in den meiſten Ortſchaften 
weniger die Armen, welche ſo enorme Holzfrevel verüben, 
ſondern zum größeren Theil die Reichen und Vermögenden, 
welche dieſes Unweſen treiben. Sie fahren häufig mit mebs 
reren Wagen hinaus und ftehlen nicht nur dad werthuollfte 
Brennholz, fondern auch das ſchönſte und ſtärkſte Bauholz. 
Dergleihen Frevel und Diebftähle werden fogar von Leuten 
verübt, die ein Vermögen von 50 bis 60, fl. und mebr 
befigen. Ein Theil diefer Leute nimmt auch Schießgewehre 
zu ihrem Frevel mit hinaus. Es find mir felbft dergleichen 
Leute begegnet, welche Flinten in ihren Läſten Holz einge: 
bunden oder auf den Wagen liegen hatten. — 

Das Forſtperſonal iſt nicht im Stande, dieſem Unfug 
zu ſteuern, weil es riskiren muß, daß ihm die Wohnhäuſer 
und Hofraithen angeſteckt werden, weßhalb die Hülfe von 
Militär dringend geboten iſt. 


3) Einen Erinnerungsantrag des Abgeordneten Chriſtian 
Zöppritz auf Unterſuchung der durch den Rheindurch— 
ſtich benachtheiligten Gemeinden. 

(Beil. Nr. 364.) 

4) Ein Gefuch der Gemeinde Lützelwiebelsbach, um Ab: 
änderung der Forftgefege ; | | 

5) ein Geſuch derfelben Gemeinde, um Reviſion des 
— —— von dem Abgeordneten Elwert über: 
geben; 


6) eine Borftellung der Straßenfuhrleute Schmidt, Schuz: __ 


bab, Düring und Bauer zu Alsfeld, die Entrichtung 

. von Chauffeegeld für Vorſpannfuhren betr. 

7) eine Petition der Stadt Bingen, um Erlaß eined Ge: 
ſetzes, wodurch dad Haufirpatent entweder gänzlich abs 
geichafft, oder doch wenigftend von 3 auf 36 fl. möchte 
erhöht werden, dabei aber ausdrüdlich beftimmt werde, 
daß alle Arbeiten und Gefcäfte in Städten, wie in 
Dörfern gänzlich den Haufirenden unterfagt oder mit 
36 fl. belegt. werden müffen, von dem Abgeordneten 
‚von Steinherr übergeben ; | 

8). einen Erlaß der erſten Kammer: die Wahlen: zur cons 
ftituirenden Berfammlung in Frankfurt a. M. betr. 
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Diefe Eingabe war dem Präfidenten geftern fchon zuge 
kommen und von bdiefem dem: zweiten Ausfhuß zur unvers 
züglichen Berichtderftattung überwieſen worden. 


9) Ein Schreiben ded Abgeordneten Zig, worin derfelbe 
ben Präfidenten benadrichtigt, daß er wegen einer 
höchſt dringenden Gaflationdfache verhindert fei, heute 
und morgen den Sigungen der Kammer beizumohnen. 

Die Eingaben unter 3, 6 und 7 wurden dem erften 

Ausihuß, die unter 1, 4 und 5 dem zweiten Ausſchuß zur 
Berichtderftattung übermwiefen, die sub. 9 zu den Akten ge 
nommen. | 

II. Es erftatteten fodann Berichte : 

1) Namens des erften Ausfchuffes : 

A. Der Abgeordnete Volhard: über die Geſetzesvor⸗ 
lage, die Abänderung des Perfonen= und Beſol—⸗ 
dungdbeflanded der Mitglieder des Kriegdminifter 
riums betr. 

(Beil. Nr. 365.) 


B. Der Abgeordnete Frank: über die muthmaßlichen 
Refultate der Finanzverwaltung in den Sahren 


1845. 
F (Beil. Nr. 366.) 
2) Namens des zweiten Ausſchuſſes: 
der Abgeordnete Schenck an der Stelle des früheren 
Referenten Abgeordneten Zitz, welcher heute nicht an- 
weſend iſt, über den Erlaß der erſten Kammer, die 
Wahlen zur conſtituirenden Verſammlung in Frank—⸗ 
furt a. M. betr. 
(Beil. Nr. 367.) 


IV. Der Präſident eröffnet ſofort die Berathung über 
letzteren Bericht und die darin hervorgehobenen abweichenden 
Beſchlüſſe der erſten Kammer. BT 

Zu dem abweichenden Beichluffe bei Art. 4 bemerkt: 

Der Präfident: Ich habe bei der Faflung ded Zus 
ſatzes, wie ihn die erfte Kammer befchloffen hat, einen An— 
fand. Es könnte hier den Anfchein haben, als wenn eine 
ungleiche Theilung ftatt haben fol. Dieß ift aber offenbar . 
die Abficht nicht und darum glaube ih, daß man, wenn 
die Kammer diefem Befchluffe beitritt, zu gleicher Zeit aus⸗ 
fprechen folle, man fei hierbei von der Anficht audgegangen, 
daß in einem folchen Fall auch fchon die erften 10,000 Seelen 
getheilt werden könnten. z 

. 14 
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Der Ag. Mohr: Der Zufag könnte fo gefaßt. 

werden: 

„Sobald die Bevölkerung einer Gemeinde 10,000 

Seelen überfteigt, werden für je 5,000 Seelen” ıc. 
- Der Präfident: Meined Erachtens ift ed nach Lage 
der Sache praktiſcher, wenn wir es bei dem Beichluffe der 
erfien Kammer belaffen und zu gleicher Zeit. unfere Anficht 
über die Abfiht, welche diekem Zufag zu Grunde gelegen 
bat, auöjprechen, dann bedarf ed Feiner weiteren Sommunis 
cation mit der erften Kammer. 


Der Abg. von Steinherr: Ich bin der Anfiht, daß 
ed am Elarften und einfachften fein wird, wenn wir bei uns 
ferem Beſchluſſe beharren, daß bloß eine Wahlcommiffion 
gebildet werden fol. 

Der Abg. Volhard: Ich finde noch eine weitere Un: 
deutlichfeit in dem von der erften Kammer beſchloſſenen 
Zuſatz. Sollen in einem foldhen größeren Orte bloß vers 
ſchiedene Wahlbureaug errichtet werden, oder foll der größere 
Ort in verfchiedene Wahlbezirke eingetheilt werden? Won 
der Errichtung mehrerer Wahlbureaur allein erwarte ich 
feine große Zeiterfparniß, denn dabei würde doch jeder 
. B. in Darmftadt wohnende Stimmberechtigte auf feinen 
MWahlzettel 108 Wahlmänner fchreiben müflen und ob die 
Stimmzettel mit diefen vielen Namen alle in einen Kaften 
geworfen werden, oder in 4, 5 oder 6 Kaften, dieß wird 
“ziemlich einerlei fein. Zum Stimmenzählen fan man nach» 
her in einem, wie in dem andern Zall 10 oder 20 Leute 
anwenden. Aber ganz anderd wäre ed, wenn man größere 
Städte, wie z. B. Mainz und Darmftadt, in verfchiedene 
Mahlbezirke eintheilte und jeder vieler einzelnen Wahl: 
bezirfe nur nach Verhältniß feiner Seelenzahl Wahlmänner 
wählte 

Eine ſolche Einribtung würde dad Wablgeſchäft ſehr 
beſchleunigen. 


Der Abg. von Steinherr: Bis eine Eintheilung, 
wie ſie der Abgeordnete Volhard vorgeſchlagen hat, gemacht 
wird, würde nach dem von und bereits zu Art. 4 beſchloſ⸗ 
fenen Wahlmodus die Mahl ſchon vorüber fein. Sch muß 
daher wiederholt für dad Beharren bei — früheren 
Beſchluſſe mich erklären. 

Der Abg Volhard: Ich habe nur eine Erläuterung 


über diefen Punkt bezwedt. Einen Vorſchlag dieſer Art 
habe ich nicht gemacht. 
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Der Abg. Reh: Mir fcheint, daß der Zweifel, den der 
Abgeordnete Volhard erhoben, gar nicht entftehen kann. 
Der. Wortlaut ded von der erften Kammer befchlofjenen 
Zufaßes geht dahin: 

(Redner verlieft denfelben ) 

Sch glaube, e& ift damit nur gefagt, daß mehrere 
MWahlbureaur gebildet werden follen, es ift aber darin nicht 
einmal angedeutet, daß man folche größere Gemeinden felbft 
in Fleinere Wahlbezirfe eintheilen fol. Wir follen daher, 
fo nüslich der Vorſchlag des Abgeordneten Volhard für die 
Erleichterung des Wahlgefchäfts fein dürfte, Davon abfehen, 
damit wir die Sache nicht zu fehr in dad Weite ausdehnen, 

Der Abg. Schend: Der Zweck des Gefeged ift nur 
der, daß bei dem. Depouillement der Wahlzettel fchneller 
verfahren werden Fann. Der Abgeordnete Volhard fchlägt 
zwar vor, daß man hierbei audy noch andere Leute hinzu: 
nehmen fönnte, ich ftelle dieß aber in Abrede; denn es 
müſſen dieß die nämlichen Leute fein, die auch bei der 
Wahlcommiffion find; nur diefe haben dann öffentlichen 
Glauben. Andere fann man nicht dazu verwenden. Daher 
muß ich bei dem Vorſchlag ded Ausſchuſſes beharren. 

Der Abg. Mohr: ES läßt fich nicht beftreiten, daß 
man von Seiten der anderen Kammer eingefehen hat, daß, 
wenn die dDirecte Wahl wegen der großen Zahl der Wäh— 
lenden fchwer auszuführen ift, auf der andern Seite aud) 
diefe indirecte Wahl in größeren bevölferteren Städten wegen 
der großen Zahl der Wahlmänner eben fo wohl ihre 
Schwierigkeiten hat, und um diefe Schwierigkeiten zu heben, 
bat man diefe Abänderung vorgeichlagen. Sch theile die 
Meinung ded Abgeordneten Volhard, daß durch den vorge: 
fchlagenen Zufaß, der wirklih im Sinne ded Abgeordneten 
Reh aufzufaffen ift, ganz wenig Schwierigkeiten befeitigt _ 
werden, Es wird nur eine formelle Aenderung ded Wahl: 
modus flattfinden, nämlich in fo weit, daß gleichzeitig in 
mehreren Bureaur die Operationen ded MWahlgefchäfts ftatt: 
er werden. Aber die Hauptfchwierigfeit, die darin bes 

ebt, daß in einer fo bevölferten Gemeinde ein Wählender 
150 Wahlmänner auswählen und auf den Stimmzettel ein: 
tragen muß, würde nur dann befeitigt werden, wenn, was 
der Abgeordnete Volhard zu bezweden fcheint, die bevölker— 
ten Städte in eigne Wahlbezirfe in der Art getheilt würden, 
daß jeder Wahlbezirk für fich eine eigne Wahlgemeinde ges 
bildet hätte, und dann wäre auch die nothwendige Folge 
die geweſen, daß alle Wählenden dieſes Bezirks auch nur 
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Wahlmänner aus bdiefem Bezirke hätten wählen können. 
Dieß hätte aber wieder feine ig eh gehabt und 
darum, glaube ich, werden wir durch Beitritt zu dem Ber 
fhluffe der andern Kammer auf die einfache Grleichtes 
rung reducirt werden, wie fie der Abgeorbnete Reh anges 
geben hat. 


Der Abg. Kahlert: Wenn man die Abfiht erreichen 
will, daß auc in größeren Städten die Wahl möglichſt als 
der Ausdruck des Volkswillens angelehen werden fol, fo 
darf man deren Wählern nicht zumuthen, daß fie, wie dieß 
3. DB. bier der Kal wäre, wo hundert und fo und fo viel 
MWahlmänner gewählt werden follen, fo viele Namen aus 
der Lifte der Wahlfähigen herausfuchen und in ihre Stimms 
zettel ichreiben müffen. Diefer Zwed könnte meined Erz 
achtens dadurch leicht erreicht werden, daß man Darmftadt 
z. B. in fünf MWahlbezirke theiltz jeder Wahlbezirk würde 
dann eine Bevölkerung von 5000 Seelen haben, und diefe 
würden, jeder Bezirk für. fih 20 Wahlmänner wählen. 
Dieß ift feine 10 große Anzahl Namen, die Arbeit wird - 
dadurch geringer und für jeden dadurch erleichtert, daß er 
nur 20 Namen unter den Wahlfähigen herauszufuchen hat, 
aber hundert und fo viel mehr daraus heraudzufuchen und 
in die Stimmzettel einzufchreiben, dad wird fehr große 
Schwierigkeiten finden, und nur dadurch veranlaßt werden, 
daß die meiften Leute gar nicht abftimmen, 

Was übrigens die Beftimmung betrifft,. daß ein Mit» 
glied des Gemeinderath3 einem foldyen befonderen Wahlbus 
reau 'vorftehen fol, fo erlaube ih mir in diefer Beziehung 
darauf aufmerffam zu machen, daß in einem vorhergehenden 
Artikel des Entwurfs gefagt ift, daB der Bürgermeifter, 
beziehungsweife Beigeordnete die Wahl leiten fol. Wenn 
nun in dem Zuſatz gefagt wird, daß ein Mitglied des Ge- 
meinderaths fogleich die Wahl in einem anderen Bezirke 
leiten fol, fo find die Beigeordneten in dem. Fall von der 
Leitung der befonderen Wahlbureaur ausgeſchloſſen, wenn 
der Bürgermeifter felbft die Wahl in einem Bezirke leitet. 
Sch fchlage daher vor, in den vorgeichlagenen Zuſatz flatt 
„Mitglied des Gemeinderaths” zu fagen: „Mitglied des 
Ortsvorſtandes.“ 


Der Abg. Mohr: Wer fol dann während der Bes 
Ihäftigung des Bürgermeifterd und des Gemeinderatbs 
ald Mitglieder des Wahlcemmiſſion die Bürgermeiftereiges 
ſchäfte verfehen? 


% 
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Der Abg. Schend: Ich habe den Grund, warum 
man ein Mitglied ded Gemeinderathd gewählt hat, darin 
efunden, daß man annahm, fo wie mehrere Wahlcommifs 
onen gebildet würden, werde die eine der Bürgermeifter 
leiten und die anderen ein Mitglied ded Gemeinderathd, Wir 
müffen nun doch die Möglichkeit laffen, daß, wenn der 
Bürgermeifter Mitglied einer Wahlcommiflion ſchon ift, ein 
anderer der DBeigeordneten an feine Stelle fubftituirt ift, 
denn ein Bürgermeifter hat auch noch anderweite Gelchäfte 
und deßhalb muß mwenigftens Einer, entweder der Bürger: 
meifter oder der Beigeordnete, auf dem Plate fein, 


Der Abg. Ramfped: Wenn eine Eintheilung der grö- 
Beren Orte in Bezirke erfolgen fol, fo wird ed durchaus 
nötbig fein, daß entweder beftimmt wird, daß für jeden 
Wahlbezirk bloß Bürger aus diefem Bezirk zu Wahlmännern 

erwählt werden, oder ed müßte beflimmt werden, daß die 
timmen ded einen Bezirks auch auf Bürger aus dem 
andern Bezirk fallen können. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Sch fchließe mich der Mei: 
nung des Abgeordneten Reh an. Es fol, meiner Anficht 
nach, durch den vorgefchlagenen Zufag nur eine Erleichtes 
rung des Depouillement der Stimmzettel bezweckt werden. 
- Wenn man indelfen die Einrichtung fo treffen wollte, wie _ 
der Abgeordnete Kahlert vorgefchlagen bat, fo mürde ein 
Ausfhluß der Perfonen, welche in einem anderen Wahlbe 
zirk der Stadt wohnen, in der Art flattfinden, daß fie nicht 
in jedem Wahlbezirt der Stadt gewählt werden Fönnen. 
Dad ift aber wohl die Abfiht nicht, fie widerfpräche dem 
Sinn ded Geſetzes, welches vorfchreibt, daß die Wahl: 
männer aus der ganzen Gemeinde gewählt werden follen. 

Der Präfident: Ein folder Vorſchlag würde ben 
Grundprincipien ded Gefeged entgegen fein. 


Der Abg. Hillebrand: Was ich bemerken wollte ift 
etwad Aehnliched mit dem, was der Abgeordnete Zöpprig 
foeben vorgetragen hat. So viel ich verftanden habe, fol 
len, wenn eine große Stadt in mehrere Wahlbezirfe einges 
tbeilt wird, die Wähler gezwungen fein, ihre Wahlmänner 
gerade aus den Bezirken, den fie angehören, zu wählen. 
Diefed würde freilich einerfeitd eine Beſchränkung der Wahl« 
freiheit fein, andererfeit5 aber könnte ohne eine ſolche Bes 
ſchränkung leicht Verwirrung entfiehen, indem der Fall mög» 
lich ift, daß in den verfchiedenen Bezirken diefelben Wahls 
männer gewählt werden. 
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| Zu den Beichlüflen der erften Kammer über Art. 11 
und 15 wird nichtö bemerft. 

Zu dem Beſchluß der erftien Kammer über den nach 
Art. 17 von der zweiten Kammer befchloffenen Zufagartikel 
bemerft: 

Der Abg. Kahlert: Sch möchte mir hier die Frage 
erlauben, wem der Audfchuß die Verloſung überlaffen will, 
wenn die Wahl ded Abgeordneten. in den beiden Bezirken 
an einem Rage ftattgefunden hat, alfo Fein Abgeordneter 
zuerft gewählt worden ift? 

Der zweite Präfident Wernher: Der Tag zerfällt 
aber doch au in Stunden und Minuten. 

Der Abg. Volhard: So viel ich mich erinnere, war 
bei diefem Zufaßartifel angenommen worden, es folle die 
Stimmenmehrheit entſcheiden. 

Der Präfident: So ift ed allerdings gewefen, der 
Beſchluß ift aber in Folge eined Fehlerd bei der Erpedition 
nicht richtig an die erfte Kammer gefommen.- 

Mehrere Abgeordnete beftätigen die’ Aeußerung des Prä: 
fidenten bezüglich deſſen, was er wegen der Faflung des 
Beichluffes der Kammer bemerkt hat. 

Der Abg. Mohr: Sch möchte heute nody den nämli= 
chen Antrag wiederholen und ihn für den beften halten, den 
ich bei der erften Berathung geftellt habe. Es ift ja nach 
dem Art. 15 ded Geſetzesentwurfes möglih, daß Einer in 
Königsberg und bier in Darmftadt zugleich zum Abgeords 
neten in der conftituirenden Verſammlung gewählt wird, 
Wie fol es bier mit der Verloſung gehalten werden? Es 
ift daher die Beſtimmung des Zufages durchaus nicht aus: 
führbar und felbft dad Optiren von Seiten ded Gemwählten 
wird feine Schwierigkeit haben. Es ift immer noch das 
Reichtefte, wenn man beflimmt, der Gewählte wird, wenn 
er nicht in Zeit von zwei Tagen optirt, angefehen, als habe 
er für den MWahlbezirf optirt, worin er die meiften Stimmen 
gehabt hat. | 

Der Abg. Schend: Ich für meine Perfon würde mit 
diefem Borfchlag mich einverfianden erklären, wenn ich nicht 
der Anficht wäre, daß er formell nicht mehr zuläflig fei. 
Es ift diefer Vorſchlag einmal durch die frühere Abſtimmung 
verworfen und ich wüßte nicht, wie man jest noch einmal 
darauf zurüdtommen könnte. E3 fragt ſich jekt nur noch: 
wollen wir den von der erfien Kammer geftrichenen Zuſatz 
fallen laffen oder wollen wir dabei beharren? 
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Der Abg. Mohr: Da übrigens doch noch einmal der 
ganze Artikel in Frage fteht, fo kann, meiner Anſicht nad, 
mein Vorſchlag auch noch einmal zur Abflimmung gebracht 
werden, iR 

Der Präfident: Meines Erachtens könnte man es 
bei dem Beichluß der erften Kammer bewenden laſſen. Es 
bedarf dann Feiner weiteren Communication. 

Der Abg. Reh: Wir find dann aber mit dem Geſetz 
doch noch nicht ganz fertig, denn auch noch bei einem Dif: 
ferenzpunft bezüglich eined anderen Artikels liegt der Aus: 
fchußantrag vor, daß wir dem Beſchluß der erften nicht 
beitreten follen. 

Der Prafident: Wegen diefed Punktes wird feine 
weitere Communication nothwendig fein, denn wenn wir 
nicht beitreten, fo wird dieß in die Adreffe aufgenommen 
und die Folge davon ift dann die, daß der von der erften 
Kammer befchloffene Zufag nicht in dad Gefeß aufgenom: 
men werden fann. Wollte man ein andered Verfahren eins 
fhlagen, fo würde man zu keinem Refultate kommen. | 

Der Abg. Reh: Ich bin aber doch nicht damit eins 
verftanden, daß wir diefen Satz flreihen. Wer fol ents 
fcheiden, wenn nicht zu rechter Zeit optirt worden iſt? Sch 
bin daher der Meinung, daß wir das, was der Ausſchuß 
vorgefchlagen hat, aufrecht erhalten follen. Es ift dieß mit 
dem früheren Beichluß der Kammer conform, und ed beruht 
nur auf einem Berfehen der Erpedition, wenn diefe Stelle 
nicht mit an die erfte Kammer gelangt ift. 

Der Abg. Frank: Ich möchte bier fragen, wer fol 
denn über Doppelwahlen beftimmen, wenn in einem andern 
Lande ebenfalld noch eine Wahl auf einen bei und Gemwähls» 
ten gefallen ift? 

er Abg. Mohr: Ed muß dieß nach dem vorgeichlas 
genen Artikel entfchieden werden; denn zwei Länder auf 
Einmal fann Niemand vertreten. 

Der Präfident:e Wenn ein in unferem Lande Ges 
wählter fih nach) Maßgabe ded Entwurfs eine Legitimation 
von dem Minifter hat aufftellen laſſen, fo hat er Damit ers 
. Märt, daß er die Wahl bier annehme und wenn er aud) 
noch in einem andern deutfchen Lande zum Abgeordneten 
gewählt werden follte, fo muß dort andermeit gewählt werden, 

Der Abg. Schend: Es dürfte, meiner Anficht nad, 
gar nichts Bedenkliches darin liegen, wenn vie Kammer 
dem Antrag des Audfchuffes beitritt. In der Prarid wird 
eine Anwendung bed. hier in Rede flehenden Artifeld gar nicht, 
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vorfommen. ‚In der heutigen bewegten Zeit, wo die Gan- 
didaten mündlid und durch. die Preffe befprochen werden, 
werden nicht leicht Doppelwahlen vorfommen. Sollte ed 
aber dennoch der Fall fein, fo fann man vorausſetzen, daß 
der Gewählte fich fchnell darüber entfcheiden wird, welche 
Wahl er annehmen will, ‚ 

Da nichts weiter bemerkt wird, fo fchließt der Präſident 
‚die Öffentliche Sigung und bringt in geheimer folgende Fra» 
gen zur Abftimmung: 

1) Wil die Kammer‘, nach dem Antrag Ihres Aus⸗ 
ichuffed, dem von der erften Kammer zu dem Ars 
tikel 4 vorgefchlagenen Zufa& beitreten, welcher 
lautet: | 
Bei Gemeinden über 10,000 Seelen wird für 
jede weiteren 5000 Seelen in geeigneten localen 
Abtheilungen ein befondered Wahlbureau unter 
eihmg eines Mitglieds des Gemeinderaths ges 
ilder ? 
(und: ging die Kammer hierbei von der Anficht 
aus, daß ed in einem folhen alle die Abficht 
fei, auch die erften 10,000 Seelen theilen. zu lafjen.) 
Diefe Frage wird mit 34 gegen 3 Stimmen bejaht. 
2) Wil die Kammer dem weiteren Beichluß der er: 
. sten Kammer zu Artifel 4 beitreten und vor das 
Wort: „Abgabe* dad Wort: „perfönliche* feßen 
Diefe Frage wird einftimmig bejaht, 
3) Will die Kaminer dem Zuſatz der erften Kammer 
zu Art. 15 beitreten? 
Diefe Frage wird von 35 gegen 2 Stimmen verneint. 
4) Will die Kammer dem Beſchluß der erfien Kams 
mer — wonad in dem Zufagartifel die Worte: 
„bat er in zwei Tagen nicht gewählt, fo ent» 
fcheidet die Wahlcommiffion durch dad %o03* 
wegfallen follen — beitreten?” 
Diele Frage wird mit 36 gegen 1 Stimme bejaht. 

Die Kammer befchließt hierauf eine gemeinfchaftliche 
Adreffe an Se. Königl. Hoheit den Erbgroßherzog, wor: 
auf der Präfident die Sitzung fchließt und die nächte auf 
Montag den 1. Mai anberaumt. Ä 


\ 


s 


Zur Beglaubigung: 


Heffe, Wernher, KElwert, Reh, 
erſter Präfldent. zweiter Praͤſident. Sekretär. Sekretär. 


Dreiundvierzigfte Sitzung 


in dem Sisungsfaale der zmeiten Kammer 
der Landſtände. 


Darmftadt, am 1. Mai 1848. 


Unter dem Vorſitz des Präſidenten Heſſe. 
Gegenwärtig: Die Großherzogl. Regierungscommiſſäre, 
Generalmajor von Bechtold, Oberſt Schmidt und 
DOberauditeur Hoffmann, fowie 37 Mitglieder der 
Kammer. | | 


— — — — 


J. Der Präſident eröffnet die Sitzung mit folgendem 
Bortrag: | 
So betrübend es fein muß, daß ed einer Fleinen Ans 

ahl von Anfrührern, die um jeden Preid ihren Wils 

n gegen denjenigen der Nation bdurchzufegen ver: 
fuchte, gelungen ift, in einem, jedoch kleinen Theile 
unfered deutichen WBaterlanded, wenn auch nur auf 
kurze Zeit den gerade in gegenwärtiger Zeit fo noths 
wendigen inneren Frieden zu ftören, und fo beklagens⸗ 
werth e3 ift, daß dieſen verbrecbherifchen Unternehmuns 
en dad Leben eined edlen deutfchen Manned zum 
fer wurde, auf den dad Vaterland für den Augen 

bli® der wirklichen Gefahr mit gerechten Hoffnungen 
feine Blicke richtete; — fo erfreulih muß ed für jes 
den Freund gefefeßliher Ordnung fein, daß diefe den 
Sieg über die Anardyie erlangt und daß dad Heer 


* 
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den Erwartungen entſprochen hat, welche Deutſchland 
von ihm zu hegen berechtigt war. — 

Mit Beruhigung dürfen wir fodann in dem gegen— 
wärtigen Augenbli® nad) dem Norden von Deutid: 
land, nach Schleöwig, bliden, wo einem längft vom 
ganzen Vaterland audgefprochenen Verlangen Genüge, 
aeleiftet und der Verlegung deuticher Nationalität. mit 
Kraft’und, wie wir hoffen, mit Erfolg entgegenge: 
treten wird, 

Erheben wir und, ich fordere Sie dazu auf, meine 
Herren, um unfere Entrüftung über den verübten 
Verrath, gleichzeitig aber unfere Anerkennung für den 
Sieg der gefeglihen Ordnung im Süden und der 
nationalen Waffen im Norden auszudrüden. — 

Sämmtliche Mitglieder der Kammer, mit Ausnahme 
der Abgeordneten Mohr, Behlen und Heldmann, geben 
durch einmüthiges Erheben von ihren Sitzen ihre Zuftims 
mung zu dem Vortrag des Präfidenten zu erkennen, 

Der Abg. Reh: Es fei mir eine Anfrage an unfere 
Collegen Mohr und Behlen erlaubt, ob fie durch ihr Nicht: 
aufitehen zu erkennen geben wollten, daß fie dem, was die 
Kammer foeben ausgefprochen hat, nicht, beiftimmen? 

Der Abg. Mohr: Sch habe den ganzen Eingang des 
Vortrags ded Herrn Präfidenten nicht gehört, weil ich 
nicht anmefend war. Ich hatte mich einen Augenblid aus 
dem Saale entfernt und bin erft in Mitte ded Vortrags 
zurüdgefehrt. — 

Der Abg. Behlen: Ih bin mit demjenigen, was 
über den großen Verluſt bemerkt worden ift, den Deutſch— 
land in den legten Tagen erlitten hat, ganz einverflanden, 
aber mit der Art der Auffaflung in dem Vortrag ded Herrn 
Präfidenten damit, daß wir und in der Kammer freuen 
follen über diefes Blutvergießen unter deutfchen Bürgern, 
bin ich nicht einverftanden. Sch kann meiner Seitd nur 
‘bedauern, daß unfere Truppen zur Herftelung der -Rube 
in einem anderen deutfchen Staate verwendet werden. — 

Der Präfident: Was mir der Abgeordnete Behlen 
in den Mund. legt, habe ich nicht gefagt. Sch habe nur 
gefagt: Freuen wir und über den Sieg der gefeßlichen 
Ordnung im Süden und über den Sieg der nationalen 
Waffen in Norddeutichland, Sch muß die verehrlichen Mit: 
glieder der Kammer bitten, daß fie fich hierüber ausſpre— 
den, damit über den Sinn meiner Worte audy nicht der 
entferntefte Zweifel beftehen Fann. 
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Der Abgeordnete von Günderode und mehrere andere 
Mitglieder der Kammer bemerken, daß ſie die Worte bes 
Präſidenten in dem nämlichen Sinne aufgefaßt hätten, wie 
er diefelben foeben erläutert habe. — 

Der Abg. Heldmann: Ich habe den Vortrag: des 
Herm Präfidenten im Allgemeinen ebenfo verftanden, als _ 
der Abgeordnete Behlen und bin daher auch fißen geblie- 
ben, ‚indem ich mich demjenigen, was der Herr Präfident 
foeben ‚beantragt bat, in der beliebten Form nicht habe 
anſchließen wollen, wenn ich gleich jegt mit ber Sache im 
Allgemeinen einverſtanden bin. — 

Der Abg. Behlen: Es iſt in dem Vorparlament zu 
Frankfurt der Grundfag der Volksſouveränität ausgeſprochen 
worden, und ich halte es mit Rückſicht darauf für ſehr un— 
recht, wenn in einem einzelnen deutſchen Staate, der an 
und für ſich ſelbſtſtändig iſt, Truppen anderer deutſchen 
Bundesſtaaten verwendet werden, um dort, gleichviel welche, 
Partheizwecke zu verfolgen. — 

Wenn der größere Theil der Bevölkerung in Baden 
nicht der Meinung dieſer kleineren, aber kräftig aufgetrete— 
nen Parthei war — ich verwahre mich jedoch dagegen, daß 
ich. die gewaltfame Weile, wie fie ihre Zwecke erreichen 
wollte, billige, — fo fland ed anderen deutichen Staaten 
nicht zu, ihre Truppen dorthin zu fenden, um ihre Mit 
bürger zu morden. — 

Der Präfident wiederholt die früher angegebenen 
Worte feined Vortragd und der Gefchwindfchreiber beftätigt 
diefelben. — 

Der Abg. Reh: Ih muß mir dem Abgeordneten 
Behlen Einiges zu erwidern erlauben. 

Der Abgeordnete Behlen ift in einem zweifachen Ari: 
thum befangen. Er hat gefagt: Das badiſche Wolf ftreite 
um eine Verfaſſung für das Großherzogthum Baden... Er 
irrt aber darin. Nicht das badifche Volk ift ed, welches 
fireitet, fondern. eine Maſſe fremder Eindringlinge, welche 
theilweife nicht einmal deutfchen Urſprungs, vielmehr theils 
Franzoſen, theils Schweizer ſind. — 
Zum anderen irrt der Abgeordnete Behlen auch darin, 
wenn er behauptet, bei dem Vorparlament in Frankfurt ſei 
von der Mehrheit ausgeſprochen und anerkannt worden, daß 
wir einem Bürgerkriege in einem befreundeten zu Deutidy: 
Aand gehörenden Bruderftaat ruhig zufehen Fönnten. Ich 
will ganz davon abfeben, daß die Bundesacte die einzelnen 
Staaten ſchon verpflichtet; in: einem foldhen Falle einzu— 
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ſchreiten. Der Abgeordnete Behlen wird‘ mir aber zuge⸗ 
ſtehen müſſen, daß, wenn die Rebellion in einem Lande 
ihr Haupt erhoben: hatſ, wenn Hunderte und Tauſende zu 
den Waffen greifen und Bürgerkrieg erregen, man dann 
nicht dad Wolf, dem. diefer Bürgerkrieg ——— en wird, 
fi felbft überlaffen darf. Wenn ed in meined Nachbarn 
Hauſe brennt, fo muß ich löfchen helfen, damit der Brand 
auch nicht in meinem Haufe um fich greift. Es ift, aber 
auch keineswegs der freie Austaufch der Meinungen, der 
freie Ausſstauſch der Weberzeugung, der in Baden begehrt 
wird. Mein, mit bewaffneter Hand will ein Bleiner Theil 
der Bevölkerung feine Weberzeugung dem ganzen Wolfe 
aufbringen. Darüber dürfen wir uns nicht täufchen Wir 
thun unrecht, wenn wir der Meinung Raum geben, als 
ob in Baden ein gefeglicher Zuftand beftehe oder beftanden 
babe. Wenn 2000 Mann mit bewaffneter Hand in dem 
Großherzogthum Baden die beftehende gefeßlihe Orbnung 
- umflürzen und ihre Meinung geltend machen wollen, dann 
kann von einer gefeglihen, ruhigen Belprebung im Rande 
nicht mehr die Rede fein, und da ift ed die Pfliht, nicht 
nur Badend, Sondern auch die unfrige, und die Pflicht 
eined jeden deutichen Bundesftaated, einem ſolchen Aufruhr 
mit Energie entgegen zu treten. — —— 
Sehr zu bedauern war ed auch, daß man dad Beneh— 
men der Soldaten fo ohne allen Grund getadelt hat. Selbft 
im Fünfzigerausfhuß tft ein folcher Tadel geäußert worden, 
ja man bat fich zu behaupten erfühnt, unfere Heflen hätten 
fi der größten Grauſamkeit fchuldig gemacht. Diefe Be: 
bauptung auf der Stelle für eine Lüge zu erklären, bielt 
ich für meine Pflicht. — Ich erklärte, daß ich zu unferen 
Heſſiſchen Zruppen das feſte Vertrauen babe, wie fie zwar 
tapfere Krieger, aber Feine Würger und Barbaren feien. — 
Der Abgeordnete Schend: Ich meine, wir follten zur 
Fagedordnung übergehen. Der Herr Präfident bat feine 
Aeußerung_ gethan, der größte Theil der Mitglieder der 
Kammer ift ihm beigetreten. ‚Nur 1, 2 oder 3 Mitglieder 
traten ihm nicht bei. Die Abficht, welche der Abgeordnete 
Reh bei feiner Anfrage gehabt hat, war nur die, um in 
feiner Eigenfhaft ald Sekretär der Kammer zu erfahren, 
ob. die betreffenden Mitglieder fich abfichtlich nicht erhoben 
hätten, um Gewißheit darüber für dad Protofol zu erhalten. 
Sch glaube nicht, daß wir bier in eine Discuffion über 
diefe Verhältnifje eingehen können, fondern trage vielmehr 
darauf an, zur Zagedorbnung überzugehen. 
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- Der Abgeordnete von Riedefel unterſtützt dielen Antrag. 
Als viele Mitglieder der Kammer fich ebenfalls mit 
diefem Antrage einverftanden erflärt hatten, und demgemäß 
zur Tagesordnung übergegangen werden follte ‚: erhob ſich 
Der Abgeordnete Mohr und bemerkte, nachdem er das 
Wort erhalten, Folgendes: 3 ER r 

Ich muß doch dad Recht haben, zu. erflärem, warum | 
id, vorhin nicht aufgeftanden bin, Ich hätte zwar geglaubt, 
daß Niemand berechtigt wäre, dafür, wie überhaupt für 
eine Abftimmung, Gründe zu verlangen. Da aber die Trage 
einmal von dem Abgeordneten Reh an mich gerichtet it, 
fo will ich fie auch beantworten — | 

Was den letzten Theil des Vortrags des Herrn Präſi⸗ 
denten betrifft, nämlich das Greigniß in Schleswig-⸗Holſtein, 
fo würde ih mich in Beziehung auf dieſen heil gewiß 
gerne erhoben haben. Auch einem anderen Theil feiner Rede, 
der den Fall des Generald von Gagern betrifft ,- den wir 
gewiß Alle bedauern, würde ich meine Zuftimmung ertheilt 
haben. Sch habe den General von Gagern perfönlich ges 
fannt. Ich bedaure feinen Fall, fowie die. Urfachen, die 
ihn veranlaßt haben und erkläre auch, daß ich diefen Fall 
für einen großen Verluſt für Deutfchland halte. Aber ich 
bin zu fehr Mann des Gefehes, zu fehr Magiftratöperfon, 
um mir anzumaßen, ohne Weiteres in diefer Berfammlung 
— denn das kann man nicht ohne vorhergegangene causae 
eognitio — das Urtheil Über irgend Jemanden auszufprechen, 
daß er ein Verräther fei. Hier aber folte wirklich erklärt 
werben: „Diefe Leute find Verräther!“ und zu einem fol: 
chen Urtheile kann und würde ich nicht mitwirken. 

Der Abgeordnete Behlen ſchließt fich diefer Erklärung an. 

11. Die Protokolle der 38., 39., 41. und 42. Sitzung 
werden hierauf als vollendet angezeigt. | 

III. Der Präſident macht hierauf folgende: neue Eingaben 
befannt: Ä | ; 

1) Eine Mittheilung der erften Kammer tiber den Antrag 
ded Abgeordneten Steuernagel, die Anftelung eines 
Thierarztes zu Schotten betr. | 

2) Eine dergleihen Mittheilung der erften Kammer, über 
den Antrag ded Abgeordneten Lerch, Die Berbindung: 
des Waldbaued mit dem Feldbau. betr. ah 

Die Kammer beichließt bezüglich der beiden Communis 
Ir und resp. Anträge, gemeinfchaftliche Adteſſen zu ers 
affen. | 
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3) Eine Communication der erfien Kammer über die 
Beichwerde der Gemeinde Ranſtadt, die Aufnahme 
des Hermann Kahn dafelbft, ald Drtöbürger betr. 

Da die hohe erfie Kammer dem Belchluffe der zweiten 

Kammer; die Beſchwerde als unbegründet abzuweifen, eins 


flimmig beigetreten, fo beichließt die Kammer, die Mittheis 


kung zu den Acten zu nehmen. 

4) Eine Mittheilung der erften Kammer, betreffend den 
nah dem Wunſche der Petenten von dem Abgeords 
neten Stoll, bei der erften Kammer überreichten Ans 
trag, Beſchwerden und Bitten der Ortöbürger zu 

Niederweiſel. 

5) Eine dergleichen Mittheilung über den Antrag der Ab— 
geordneten Stein, Steuernagel, Zulauf und Dietz, 
die Beſoldung der Feldhüter, insbeſondere die Ueber⸗ 
weiſung der Feldrügeſtrafen an die Gemeinden betr. 


Die Kammer beſchließt, die beiden Communicate unter 


4 und 5 dem dritten Audfchuß zum Bericht zu Übermeifen. 


6) Einen Antrag des Abgeordneten Brund die Be 
drüdung der Bauhandwerker auf dem Lande, durch 
Verweigerung von Gewerböpatent wegen nicht gemach 
ten Sramend und Meifterftüds, intbelondere im Kreis 


Bingen betr. 
(Beil. Nr. 368.) 


Die Kammer verweift diefen Antrag an den dritten Aus: 


ſchuß zum Bericht. 
7) Eine Petition der Gemeinde Kleinzimmern, die Ver: 


pachtung des Gräfl. von Lerchenfeld'ſchen Gutes zu 


Kleinzimmern betreffend, wird lediglich zu den Acten 


enommen, da ein etwaiger Anfpruch gegen die von 
erchenfeld’fhe Verwaltung auf dem Rechtsweg gels 
tend gemacht werden müßte, eine fonftige Befchwerde 
aber bei dem Mangel des Nachweiſes, oder wenigftend 
der Behauptung, daß die Bittfteller zuvor die zur 
Abftelung derfelben nöthigen gefeßlihen Mittel ange: 
wendet haben, vorerfi noch nicht zur Enticheidung der 
Kammer erwachfen fcheint. 

IV. Namens des zweiten Ausfchuffes erftattet der Abges 
ordnete Schend Bericht über den Gefeßedentwurf, die defis 
nitive Webertragung der Polizeigerichtöbarkeit, einſchließlich 
der Forfigerichtöbarkeit in den Provinzen Starfenburg und 
Dberheflen an die Gerichte. . 

(Beil. Nr. 369.) 
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V. Der Abgeordnete. Reh bittet hieranf um das Wort 
und bemerkt, nachdem er ſolches erhalten, Folgendes: 
Es iſt durch die Zeitung Folgendes bekannt geworden: 
In Mainz hat: ich; ein. Bütgercomite "gebildet, in welchem 
am 23.0: M. zwei Beichlüffe gefaßt. wurden. Der eine 
derſelben ging dahin: . In, 
Dad Somite erflärt;. daß es die directen Wahlen als 
die einzig. vernunftrechtliche und: mit den Beichlüffen 
ded Vorparlaments übereinſtimmende Wahlart an 


fieht,* * 
und der Andere dahin: he ar % N: 

„daß es fih, gemäß der von dem Vorpärlament auds 

geſprochenen Volksſouveränetät, für) berechtigt hält, dis 

vecte Wahlen für die Nationalverfammlung zu - vers 

anlaſſen, was hiermit gefchieht. PR it 
Es iſt durch diefe Beſchlüſſe ein: Zwieſpalt in dem Co⸗ 
mite ſelbſt hervorgerufen worden. Eilf Mitglieder ſind in 
Folge des letzteren Beſchluſſes ausgetreten. Wenn dieſem 
Beſchluß irgend eine Folge gegeben werden könnte, fo würde, 
wie Sie einfehen, Vieles dadurch in Frage geftellt fein, 
Es würde einmal in Frage geſtellt fein, ob. überhaupt noch 
ein Gefeß für die Provinz Rheinheſſen befteht? Denn: wenn 
Einzelne oder eine gewife Mehrheit: von’ Bürgern fih für 
berechtigt ‚halten, von dem; was bei uns auf verfaflungds 
mäßigem Wege zum Geſetz geworden ift, fich kurzer Hand 
los zu fagen, fo .ift dieß nichts’ mehr umd nichts weniger 
ald der. Anfang: zur Anarchie. Es ſteht Jedem frei zu 
fagen: Ich halte das, was Geſetz iſt, nicht für —2c 
"rechtlich ; aber er darf nicht ſagen: ich füge mich dem Ges 
fe nicht... Es wird aber noch Weiteres in Krage geſtellt: 
Angenommen, es würden directe Wahlenwin der Provinz 
Rheinheſſen theilmeife vollzogen, “fo ſtände zu. fragen‘, ob 
die fo Gewählten vom Parlament -zugelaffen werden könn⸗ 
ten? Sch würde .diefe Frage. verneinen,: und ich 'zweifle 
faum, : daß diefe Frage anders beantwortet werden Tann. 
&d: muß und aber. alles: daran liefen, daß die Wahlen für 
die conſtituirende Verſammlung in.veiner Weiſe vollzogen 
werden , daß dia Gültigkeit derfelben nicht von vorn herein 
beanftandet werden. fann. Sch geſtehe, ich habe mit Be 
dauern geleien, daß eine. Anzahl Bürger : in der Stadt 
Maing einen ſolchen Beſchluß gefaßt hatz,'ich fee voraus, 
daß dieſer Beichluß nur im MWiderfpruch. mit einem auderen 
Theile. der. Mainzer Bürger, worunter ſich doc ſo viele 
intelligente: Männer befinden, hat gefaßt werden können. — 
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a Protokoll 33, 
Ich winfhe-übtigend; daß die üblen Folgen, welche etwa 


daraus hervorgehen: könnten, vermieden werden. Und darum 
fielle ich den Antrag: 
Die Kammer möge den Präfidenten erfuchen, durch 
perfönliche Anfrage bei dem Herm Minifter. Erkundi⸗ 
gung darüber einzuziehen, welche Rüdfiht dem durch 
dad. Comité in Mainz gefaßten Beichluffe von Seiten 
ded Minifteriumd etwa geſchenkt worden iſt. — 

Sch wünſche nämlich, daß diefer Beſchluß nicht. unbe: 
rüdfichtigt bleibe, daß dad Minifterium ſich veranlaßt fehe, 
bier in einer Weiſe einzufchreiten, um die von mir bezeich- 
neten üblen Folgen noch zeitig zu vermeiden, 

Der Abg. Mohr: Ich muß mid gegen dem Antrag 
bed Abgeordneten Reh erklären, weil ich die Nothmwendigkeit 
eined ſolchen Verfahrens durchaus nicht einfehe, Daraus, 
daß ein Theil der Bürger von Mainz erklärt hat, fie wür—⸗ 
ven fib dem Wahlgefeb, infofern daſſelbe eine. indirecte 
Mahl vorfchreibe, nicht unterwerfen, läßt ſich noch keines⸗ 
wegs die Schlußfolgerung ableiten, daß nun alle Achtung 
vor dem Geſetz aufgehoben if. Was folgt daraus? Nichts 
anders, als daß fie fagen, mir leiften lieber Verzicht auf 
unſer Recht, zu: wählen, ald daß wir nach diefem Gefege 
wählen. — Weiter gar Nichts! 

Die zweite Frage, welche aufgeftellt wurde, ob dennoch 
ein Zweifel darüber beftehen fünne, daß wenn in der Stadt 
Mainz direct gewählt werde, ein Abgeordneter, der au 
einer folhen Wahl hervorginge, ald. qualificirt angenommen 
werden könne, anlangend, fo find wir, glaube ih, Alle 
darüber einverftanden, daß diele Frage im Sinne ded. Neds 
nerd vor mir beantwortet werben muß. Gin folcher: Abges 
ordneter würde nach unferem Gefeb fchon fein Qualificationss 
zeugniß befommen. und, würde auch bei der conftituirenden 
Verſammlung nicht angenommen. werden. Uns Allen ift ja 
befannt, daß, obgleich die Verſammlung in Frankfurt al& 
Regel, als Prineip, die directe Wahl vorgefchrieben hat, fie 
dennoch jeder einzelnen Regierung überlaffen hat, von Dies 
ſem Modus abzugeben. Und wenn auch in ganz Rhein 
hefien nur eine Stimme für die directe Wahl ſich erhebt, 
ſo find- wir doch im Allgemeinen der Anfiht, und diefem 
Geſetz zu fügen. Die Wahlen werden in der Provinz 
Rheinheilen ganz nach dem vorgefchriebenen Wahlmodus 
‘ flattfinden. Daber, fage ich, ift der Schritt, welcher bier 

vorgeichlagen worden, durchaus unnöthig. Wenn aud ein 
großer. Theil, wenn fogar drei Viertheil der Mainzer Bür⸗ 
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er nicht wählen, weil fie eine indirecte Wahl nicht wollen, 

wird Doch das lebte eine Viertheil wählen, und nad) dem 
Gefeße genügt ed ſchon zur Gültigkeit der Wahl, wenn 
auch nur 10 Männer wählen. 

ch wiederhole daher, daß ich hiernach den Schritt, der 
vorgefchlagen worden ift, für unnöthtg erachte. 

Der Abg. Reb: Ich will, nach den Bemerkungen des 
Abgeordneten Mohr, den von mir geftelten Antrag fallen 
laffen; denn der Abgeordnete Mohr kennt ohne Zweifel die 
Berhältniffe fo genau, daß ich nad) feiner Rede annehmen 
muß, daß nach den Beſtimmungen des Gefeged in Mainz 
gewählt werden wird. 

Vi. Der Zagedordnung gemäß fchreitet hierauf die 
Kammer zur Berathbung: 

1) über die Rechenſchaftsablage des Kriegdminifteriums 
in Betreff der auf dem Landtage von 1845, wegen 
Erhöhung der Unterflügungen derjenigen Militärs vom 
Unteroffizier abmwärtd, welche Feldzüge mitgemacht, 
dermalen aber mit Nahrungdiorgen zu kämpfen haben, 
gemachten Propofitionen. 

Nach mehreren von dem Präfidenten vorausgefchidten 
Motizen bemerkt zu den Gegenftänden im Allge— 
meinen: | 

Der Abg. Lotheißen: In dem Erlaffe ded Kriegs: 
minifteriumd vom 17. Januar 1848 ift die Angabe enthals 
ten, es hätten aud dem bewilligten Fonds von 5400 Gulden 
jährlich bis jeßt bei weitem nicht alle begründet erfundenen 
Anſprüche honorirt werden können. — Diefe Angabe ift 
gewiß richtig. Einen Beleg habe ich erft Fürzlich dadurch 
erhalten, daß mir aus meinem Wahlbezirk eine fchriftliche 
Aufforderung, unterzeichnet von 34 Veteranen, zugefommen 
tft, in der Kammer den Antrag zu ftelen, daß auch fie det 
Unterftügung, wie fie bisher Anderen verabreicht worden 
fei, theilhaftig werden möchten. Alle Unterzeichner diefer 
Eingabe haben Feldzüge mitgemaht von 1792 — 1815. 
Da alle Unterzeichner mit Nahrungdforgen zu kämpfen 
haben, alfo der in Frage ſtehenden Unterftügung bebürftig 
wären, will ich nicht behaupten, wiewohl ich aud) dad Ge: 
gentheil nicht angeben kann. Immerhin wird ſich aber 
annehmen laflen, daß ein großer Theil von diefen Bittftels 
lern zu der Kategorie derjenigen gehört, welche der Unter: 
flügung würdig und bedürftig find. Ihre Zufchrift werde 
ih dem Herrn Präfidenten überliefern und bie Bitte 
der -34 Beteranen zu meinem Antrage erheben, Indeſſen 

15 
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wird über diefe Eingabe erft gelegentlich der Berichtderftats 
tung über das Budget berichtet und mit legterem verhan« 
delt werden. Dad am Anfange ded gegenwärtigen Land— 
tages zur Vorlage gefommene Budget ift inmittelft zurüds 
gezogen worden, und es wird ein veränderter Voranfchlag 
demnächft vorgelegt werben. Bis dieſes Budget berathen, 
mithin auch über diefen Antrag, den ich zu flellen im Be: 
riff bin, entfchieden wird, geht noch eine geraume Zeit hin; 
ih mwünfche daher, daß die Zmifchenzeit von dem Großhers 
zoglichen Kriegdminifterium dazu benußt werben möchte, 
möglihfi genau zu ermitteln, wie viele Großherzogliche 
Militärs, welche Feldzüge mitgemacht, jebt. aber mit Nahs 
rungdforgen zu fämpfen haben, alfo der in Frage ftehenden 
Unterfügung würdig und bedürftig find, überhaupt noch 
im. ande fich finden, hiernächft das Reſultat den Ständen 
vorzulegen und damit Die geeigneten Propofitionen über die 
etwa nöthige Erhöhung des Unterftüßungdfonds zu verbins 
den. — Denn e8 ift ein Gebot der. Gerechtigkeit, daß man 
nicht bloß Einzelne von dieſen alten verdienten ‚und jetzt 
darbenden Militärd aus Staatsmitteln unterftügt, fondern 
Alle welche fich mit denen, die bisher Unterftügung erbiel: 
ten, in gleichem Falle befinden, auf gleiche Weife behandelt, 
alfo au für fie die geeignete Sorge trägt, 

Der Präfident: An Beziehung auf eine Bemerkung 

ded Abgeordneten Lotheißen habe ich eine Erläuterung zu 
geben. — Dad Budget ift von der Staatöregierung nicht 
zurüdgezogen worden, . aber die VBerhältniffe find im gegen 
wärtigen Augenblide von der Art, daß man wohl mit Recht 
eine Veränderung vieler Theile des Budgetd erwartet, und 
dieß ift auch der Grund, warum darüber noch nicht Bes 
richt erftattet und berathen worben ift. 
* Der Abo. Lotheißen: E3 ift mir befannt, daß eine 
officiele Zurüdziehung des Budgets zwar noch nicht flatt- 
gefunden hat; es ift aber vor einiger Zeit von einem der 
Heren Regierungdcommiffäre bier, in verfammelter Kammer, 
bemerft worden: dad im Anfange des Landtags vorgelegte 
Budget fei zurückgezogen und werde in veränderter Geftalt 
den Ständen demnächſt wieder vorgelegt werden. — Hierin 
liegt auch der Grund, daß bis nach beinahe fünfmonatlicher 
Dauer ded Landtags eine Berichtderftattung über dad Bud- 
get noch nicht erfolgt ift. | 

Der Herr General von Bechtold: ES wird der. Mis 
litärverwaltung fehr angenehm fein, wenn die verehrliche 
Kammer dem Antrage ded Herrn Abgeordneten: Kotheißen 
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entſprechen will; denn ed witd derſelben dadurch die Gele 
genheit geboten werden, weiteren fehr gerechten Anſprüchen 
entfprechen zu Fönnen. Daß ed aber eine recht fchmwierige 
Aufgabe fein muß, aus etwa 1800 Männern, die ſämmtlich 
Feldzüge mitgemacht hatten, und bei deren Jedem conftatirt 
war, daß er mit Nahrungsforgen zu fämpfen habe, nur 
400 auswählen zu dürfen, ald worauf die Militärverwals 


tung durch die Herabfegung des früher beantragten Unter 


flüßungsfonds von 10 auf 5000 fl. befchräntt wurde, das 
ift eine fehr begreiflibe Sache. Die Militärvermaltung. wird 
daher fehr gerne dieſem Antrag entiprechen, wenn er von 
den Ständen des Großherzogthbumd angenommen wird. 


Der Abg. Lotheißen: Einen förmlichen Antrag habe 
ich nicht geftellt, fondern nur den Wunſch ausgeſprochen, 
Daß das Kriegsminifterium in der Zwilchenzeit die erforder: 
lihen Ermittelungen in der fraglichen Beziehung eintreten 
laffen und an das Reſultat die geeigneten Propofitionen 
auf Erhöhung ded Unterftügungsfonds Enüpfen möge. 


Der Herr General von Bechtold: Sch halte ed nur 
für recht ſchwierig, eine derartige Aufforderung an die betrefs 
fenden Behörden im Lande ergeben zu laffen, wenn nicht zu 
gleicher Zeit au von den Ständen die Abficht ausgeſpro— 
den wird, daß. fpäterhin diefe Aufforderung einen Erfolg 
babe; denn wenn man bloß eine ſolche Aufnahme abermals 
machen laflen. will, ohne daß die Militärverwaltung aud) 
die Mittel erhält, ‚ven daraus entftehenden Anforderungen 
gehörig entiprechen zu fünnen, fo wird dieß eine fehr große 
Unzufriedenheit bei vielen Männern, die früherhin Feldzügen 
beigewohnt und jegt mit Nahrungsforgen zu kämpfen haben, 
hervorrufen, 

Sch muß daher angelegentlid wünfhen, daß, wenn 
etwas in diefer Sache geicheben fol, zu gleicher Zeit aud) 
in diefem Sinne von Seiten der verehrlichen Kammer etwas 
bejchlofjen werden möge. 


Zu dem erften Antrag des Ausſchuſſes 
(S. 3 am Ende) 


wird nichts bemerft. 


Zu dem zweiten Antrage (©. 5): 
Der Herr General von Bechtold: Wenn man er: 
mwägt, welche drüdende VBerhältniffe bei den meiften der 
Bittſteller vorgelegen haben, fo wird man Die geringe Ueber: 


* 


12. Protokoll 43, 
ichreitung von 150 fl. nur als fehr gerechtfertigt betrachten 
fönnen. 


2) Ueber den Antrag des Abgeordneten Brund, den 
Aufruf eined Bürgers, bezüglich der Verhältniſſe der 
Unteroffiziere und Soldaten betreffend, fowie über eine 
Petition mehrerer Militärpenfionäre zu Worms ähns 
lichen Inhalts. 

Nach vorausgeſchickter Einleitung bemerft zu dem Ges 

genftand im Allgemeinen: 

Der Herr Oberauditeur Hoffmann: Der verehrte 
zweite Ausſchuß hat den Gegenftand mit vieler Würde und 
Sachkenntniß behandelt. Wenn in dem Bericht geſagt ift: 

„die demofratifhen Elemente, welche in unferer Ver⸗ 

faffung bereit$ aufgenommen find und noch darin 

Aufnahme finden werden, müflen auch auf die Vers 

bältniffe der untergeordneten Militärs Rückwirkung 
äußern”, -» 

fo Fann dieß nad demjenigen, was der Herr Präfident 

über die Subordination aus dem Schluffe des Ausfchußbe- 
richtö verlefen hat, nicht anders verftanden werden, ald daß 
unfere Soldaten diefelben Rechte genießen follen, wie jeder 
andere Staatdbürger, und damit fann die Militärverwaltung 
nur im Ginflange ftehen, Weberhaupt bin ich beauftragt, 
bei diefer Gelegenheit im Namen ded Kriegdminifteriumd die 
Erfiärung abzugeben, daß dad Negierungdfpftem, welches 
bei dem Beginn der Regierung Sr. Königlichen Hoheit des 
Erbgroßherzogd und Mitregenten an die Spite geftelt wor: 
den ift, und worüber der Minifter Freiberr von Gagern 
umfaffende Zufagen erteilt bat, auch der Militärverwaltung 
zu Grunde liegen muß und daß dad Kriegsminifterium mit 
der größten Aufrichtigkeit dieſem Princip folgen wird. — 
Aus diefer Verſicherung folgt, daß die Wünſche der ftändis 
fhen Kammer zu hören, der Verwaltung nur immer anges 
nehm fein ann, und daß es ſich zu bemühen verpflichtet 
fühlt, allen gerechten Anforderungen zu entiprechen. 

Der Abg. Schend: Ach glaube, daß der Herr Regies 
rungscommiſſär den Ausſchußbericht ganz richtig ausgelegt 
bat. Der Ausſchuß wollte in der angezogenen Stelle nur 
fagen: fowie überhaupt die ariftofratifchen Elemente bei uns 
. täglich mehr verfhwinden müffen, fo müflen fie indbefondere 
auch bei der Militärverwaltung immer mehr entfernt wers 
den, und von dem Herrn Regierungscommiſſär ift ganz 
richtig bemerkt worden, daß jeder einzelne Bürger und 
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Soldat die nämlichen Rechte haben folle, .er. möge einem 
ar angehören, welchem er wolle. 

Der Herr Dberauditeur Hoffmann: Ich habe das, 
was id im Namen der Militärverwaltung vorhin erklärt, 
ald ein Recht für unfere Soldaten in Anfpruch genommen, 
und nicht ald ein Nachgabe der Regierung verkündigen wol: 
len. Uebrigend braucht dad Kriegäminifterium, deſſen Mit⸗ 

lied zu ſein ich nicht die Ehre habe, den Rückblick in ſeine 

2 Verwaltung nicht zu ſcheuen, indem es bekannt 
iſt, daß dieſe Behörde ſtets in dem conſtitutionellſten Sinne 
verfahren, Daß diefelbe namentlich ſtets ihre Rechenſchafts⸗ 
ablagen mit der allergrößten Aufrichtigkeit * Ständen 
entge sgeng engebracht bat. 

i der hierauf eröffneten Berathung zu den einzelnen 

Dofitionen ded Ausſchußberichts bemerkt: 
Zu pos. 1, 

Der Abg. Reh: Unfer Militärfrafgefeghuc vom Fahr 
1822 De gewiß alled Lob. Es hat feiner Zeit ald Mus 
fter für andere Gelengebungen gleicher Art gelten — 
Nichts deſto weniger glaube ich, daß ed an, manchen Män— 
geln leidet, deren Beleitigung gegenwärtig unabweislich ift. 
Die Gefege follen der Ausdrud des Bedürfniffes jeder ein: 
zelnen Zeit fein, und daraus folgt von felbft, daß das Mi: 
litärſtrafgeſetzbuch nach 26 Jahren einer Revifion unterliegen 
muß. Sch 'billige daher den erſten Theil des Aufruf mit 
Rückſicht auf die Zeit, in der er erlaflen und refp. der An. 
trag geftelt wurde. — Indeſſen muß ich mir darauf aufs 
merffam zu machen erlauben, daß, feitdem diefer Aufruf in 
dad Publitum gefommen und der Kammer übergeben: ift, 
die außerordentlichen Ereignifje in Deutſchland ihn befeitigt Ä 
haben. Wir gehen, wie ich -voraudfege, einer gänzlichen 
Umgeftaltung der militärifchen Verhältniſſe in den einzelnen 
deutichen Staaten entgegen. Wir werden künftig nicht mehr 
einzelne Armeecorps aus den Truppen verfchiedener Staaten 
beftehend, befliiche, badifche, bayerifhe Zruppen haben, fons 
dern ein allgemeines deutiched Bundeöheer; und eine not: 
mwendige Folge davon wird fein, daß wir auch ein allgemeines 
deutſches Militärſtrafgeſetzbuch erhalten; denn nad Ver⸗ 
fenmelzung der einzelnen deutfchen Armeecorps zu einem 
allgemeinen deutichen Bundesheer kann für einzelne deutiche 
. Staaten ein befondered Militärftrafgefegbuh nicht mehr 
befteben. 

Darum glaube ich, follten wir und um fo mehr bei ber 
von dem Kriegsminifterium. ertheilten Antwort und bei dem, 
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maß: von dem Ausſchuß beantragt worden iſt, beruhigen, als 
der Wunſch, welcher unter pos. 1. ausgedrückt iſt, durch die 
Einführung eines allgemeinen Strafgeſetzbuchs für das deut⸗ 
ſche Bundesheer feine vollſtändige Erledigung finden wird, 
Der Herr Oberauditeur Hoffmann: Ich Hatte fchon, 
ehe der Redner vor mir dad Wort ergriffen, mir vorgenom: 
men zu: bemerken, daß, wenn dad Kriegdminifterium die 
bier in Rede ſtehende Verſicherung einer Vorlage auf dem 
nächften Landtage gibt, dieß alles. nur mit Rüdficht auf die 
en des allgemeinen deutichen Heerweſens gefchehen 
nnte, ———— —V—— 
„Der Abg. Köfter: Sch bin mit demjenigen, was 
der Abgeordnete Reh foeben bemerkt hat, ganz -einverftans 
den, und will nur noch hinzufügen, : daß die Verhältniſſe, 
‚ deren er Erwähnung thut, nicht bloß auf das Strafgefeß- 
buch, fondern auch auf andere: militärifche Gefege, naments 
lich auf dad Recrutirungsgeſetz Einfluß äußern müffen. - 


| Zu pos. 2 und 3 
wird nichts bemerkt. 
\ —— Zu pos. 4. aa ah 

Der. Herr General von Bechtold: Indem ich 
mich zunächſt auf dasjenige beziehe,. was bereit von dem 
Großherzogl. Kriegsminifterium. diefer verehrlihen Kammer 
hinfichtlich der ‚hier in Rede flehenden Pofitionen eröffnet 
‚worden ift, glaube ich zu einigen Punkten diefer: Stelle des 
Ausſchußberichts nur noch Folgendes anführen zu follen: 

Was nämlich die fraglihe Beſtimmung der Verfügung 
vom 7. Sanuar 1846 betrifft, fo will ich. nur die Thatſache 
erwähnen, daß von der Etlaffung diefer Verfügung an bis 
zum heutigen Zage aud nicht ein einziger durch dad Loos 
in das Militär getretener Soldat fid zum Beſuch der Mis 
litärſchule gemeldet hat. Kür die Freiwilligen ift in derfels 
ben Berfügung beftimmt, daß fie nach Ablauf des 19: Les 
:bensjahrs nicht mehr angenommen werden können; und es 
erſchien daher ſowohl nothwendig, als räthlih, auch für 
die durch dad. Loos: in das Militär getretenen Leute feinen 
‚weiteren Zeitpunkt , ald den Herbft ded Jahres ihres Dienft- 
eintritt ‚anzunehmen, ‚weil diefe Leute damit ebenfo, wie 
die Freiwilligen, ein Lebensalter. erreicht. haben, ‚in: dem fie 

‚noch dasjenige, was in der Militärfchule. von ihnen verkangt 
wird, zu leiften vermögen. ‚Was ſodann die Zulage und 
den. Nachweis: eined gewiflen : Vermögens -ald Erforderniß 
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zur Equipirung als Offizier anlangt, fo dürfte die Zulage 
von 6-fl., die man an die Offizierdadpiranten der Waffen 
zu Fuß madıt, nur ald eine fehr geringe erfcheinen. Denn 
wenn man z. DB. bedenft, daß die Dffizierdaspiranten, 
welche der auswärts von Darmftadt garnifonirenden zweiten 
Brigade angehören, den ganzen Winter hindurch während 
des Beſuchs der Militärfchule, entfernt von ihren Regimen⸗ 
tern, mitunter auch entfernt von ihren Eltern‘ und Verwand- 
ten bier leben müflen, fo wird man wohl einfehen, daß 
ihnen’ dieß mit einem täglichen Einkommen von nur 7 Kreus 
zer-nicht wohl möglich if. Bei der Reiterei ift die Zulage 
höher gegriffen, weil bei der Neiterei, fo lange bei diefer 
"Waffe nicht Chargepferde beftehen, ein gewiſſes Vermögen 
abfolut nothwendig ift, indem der neu ernannte Offizier die 
Koften feiner Equipirung fonft nicht zu beftreiten vermag; denn 
mit feinem Avancement zum Offizier muß er ſich nicht bloß 
in Beziehung auf feinen Kötper equipiren, fondern fich auch 
zwei Dienftpferde anfcaffen, und daß dazu ‚eine bedeutende 
Summe nothwendig ift, brauche ich wohl nicht erfi darzu= 
legen. Aber audy bei der Infanterie ift immerhin ein ges 
willed Vermögen nothwendig, fo lange nicht der Staat 
felbft den Unbemittelten die Mittel zur Equipirung gibt, 
wozu aber die Militärverwaltung biöher durchaus nicht aus 
torifirt war. — Geichieht dad Erftere nicht, d. h. wird 
nicht darauf gefehen, daß ein gewiffes Vermögen vorhanden 
‚fei, oder intervenirt der Staat nicht dadurch, daß er ven 
Unbemittelten die Equipirung auf Staatöfoften anfchafft, fo 
muß der junge Offizier feine Garriere mit Schulden begin: 
nen, und bei dem geringen Einfommen, welches er im Ans 
fange hat, iſt nicht abzufehen, daß er jemald aus dem 
Schuldenſtand herausfommt. Mit der Anficht Übrigens, 
welche an dem Schluffe diefer Pofition des Ausfchußberichts 
audgelprocen ift, fann ich mich nur auf das Vollfommenfte 
einverftanden erklären, und es tft wohl nicht zweifelhaft, 
daß vorausfichtlih auch künftig darnach verfahren werden 


wird. — 


Der Abg. Lerch: Der Ausſchuß fagt in dem legten 
Abſatz zu pos. 4 Folgendes: 


„Es möchte an der Zeit fein, von diefen Beltimmuns 
gen abzugeben und ift der Ausſchuß der Meinung, 
daß man überhaupt auch die Beförderung zum Offi— 
zier vom Beſuche der Militärfchule nicht unbedingt 
abhängig machen, vielmehr Zeven zulaflen follte, wel: 
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her die Befähigung zur Bekleidung einer Offiziers⸗ 

fiele in jeder Beziehung nachzuweiſen vermag.” 
Sch muß mit diefer Anficht des Ausfhufles um fo mehr 
‚ mid einverftanden erklären, als vielleiht dadurch eine Ans 
reihung der Militärfchule an irgend eine andere Anftalt im 
Großberzogthbum entftehen fann, Es wird hierdurch eine 
Verſchmelzung der verichiedenen Bildungsanftalten am be: 
fien zu bewirfen fein, und ed werden hiermit am Ende aud 
bedeutende Koften erfpart werden. 

Der Abg. VBolbard: Ich erkläre mich einverflanden 
mit demjenigen, was der Abgeordnete Lerch ſoeben bemerft 
bat. Außerdem möchte ich aber wiflen, warum ein junger 
Mann von 21, 22, 23, 24, 25 Jahren nicht mehr im 
Stande fein fol, fib die Kenntnifle zu erwerben, deren er 
bedarf, um den Offizierdgrad zu erlangen. Die Unbemit: 
teltheit eines jungen Menſchen follte nicht hindern, ibn zum 
Offizier zu befördern. Man fann den erwähnten Bedenken 
leicht dadurch vorbeugen, daß man von dem Offizier keine 
unnöthige, foflfpielige Uniform verlangt, fowie dadurch, Daß 
man ihm anfangd Vorſchüſſe macht, die nah und nach 
durch Abzüge von feinem Gehalt wieder erfegt werden. 

Der Herr General von Bechtold: Was die von dem 
Herrn Abgeordneten Lerch ausgeſprochene Anficht betrifft, 
fo ift dieß ein Gegenftand, welcher ſicherlich demnächſt in 
Berathung gezogen werden wird. Was jedoch das Alter 
anbelangt, fo gebe ich zu erwägen, ob es wohl möglich ift, 
bier eine Abänderung eintreten zu laffen. Denn es handelt 
ſich bier nicht um eine Goncurrenz zum Offizierdavancement, 
fondern um den Beſuch der Militäribule. Der Beſuch der 
Mititärfchule ift indeffen abfolut abhängig von einer Wors 
prüfung, die der betreffende zu beftehen hat. Ich frage 
aber, ob, wenn ein durch dad Loos in den Dienft getrete— 
ner Mann fich ſchon mehrere Jahre lang im Militärftande 
befunden hat, ed dann möglib ift, daß diefer noch eine 
Borprüfung beftehen kann. Wären biöher Fälle vorgefom> 
men, daß ſolche Leute fich auch noch fpäter, nach dem Abs 
lauf des erften Dienftjahred, zum Beſuche der Militärfchule 
gemeldet hätten, fo würde diefem Anfinnen ohne Weiteres 
entfprochen worden fein, und fo wird ed auch in Zufunft 
gehalten werden, wenn dergleichen Leute ſich dazu melden; 
aber an dem Anmelden dazu hat ed bisher durchaus gefehlt, 
und es ift dieß daher niemals praktiſch geworden. 

Was die Uniformirung betrifft, fo ift dieß ein Gegens 
ftand, der mit der aflgemeinen Organifation des Heerwe— 
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fend in Deutfchland in dem allerengfien Zufammenhang 
fieht, und daß bei der Regelung dieſes Gegenftandes auch 
dad in dieſer Beziehung geäußerte Defiderium feine Erles 
digung finden wird, kann wohl feinem Zweifel unterliegen, 

Der Abg. Reh: Die Kammer wird ſich gewiß nur 
damit einverftanden erklären fönnen, daß der $. 21 des 
. Dienftreglementd aufrecht erhalten werde, Daß nämlich jeder 
Soldat ohne Unterichied, ob er die Militärfchule beſucht 
bat oder nicht, wenn er nur fonft fähig ift, Offizier zu 
werden, zum Dffizier befördert werden ann. 

Habe ih die Aeußerung ded Herrn Regierungscommifs 
färd richtig verftanden, fo wird die Militärverwaltung auch 
in diefem Sinne handeln. | 

Der Here General von Bechtold: Ich babe dieß 
allerdings vorhin ſchon erklärt. | 

Der. Abg. Reh (fortfahrend): Es liegt freilich in dem 
Beſuch der Militärichule eine Bevorrechtung, die nicht auds 
geichloffen werden kann. Wer durdy den Beſuch einer fol 
chen Schule eine vorzüglichere Bildung gewinnt, wird jeden- 
falls deßhalb Anderen vorgehen müflen, die, wenn fie die 
Militärſchule nicht befuchten, die zur Bekleidung einer Offi⸗ 

ieröftelle erforderliche Bildung nicht gewinnen konnten. — 
Senn übrigens Jemand ſchon hinreichend ausgebildet, in 
dad Militär tritt, oder auf eine andere MWeife die Bildung 
gewinnen im Stande ift, die man von dem Dffiziers: 
ande verlangen muß, fo wird und kann ihm nis in 
ben Weg gelegt werden, Daß er Offizier werde, 

Der Abg. Hillebrand: Sch wollte ungefähr das 
Nämliche bemerken, was der Abgeordnete Reh fveben be: 
merkt bat. Das gleiche Princip, welches in Abfiht auf 
wiſſenſchaftliche Ausbildung und Prüfung bei dem Givils 
flande zur Anwendung gebracht werden fol, muß künftig— 
bin aub bei dem Militärftande in Ausführung fommen. 
Wir wollen vollftändige Studienfreibeit, wobei ed nicht 
darauf anfommt, wo und. wie Jemand etwas gelernt bat, 
fondern ob er überhaupt etwas gelernt. Bei der Prüfung 
follen wir daher ebenfalld nicht fragen, wo oder wie haft du 
dieß und Dad gelernt, fondern haft Du Das gelerat, was 
eben zu deiner Befähigung nothwendig ift. Dieled Prin: 
cip allo follte fünftighin, wie überall, fo auch bei dem Mi: 
litärftande Geltung erhalten. 

Was nun die andere Frage betrifft, ob auch Unbemittelte, 
die nicht das zur Equipirung erforderliche Vermögen bes 
figen, zu Offizieren befördert werden können, fo bin ich der 
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Anſicht, daß, wenn man den Grundſatz (nämlich die Con— 
currenz der Unteroffiziere bei Beförderungen) will, man 
auch von Staatswegen auf die Mittel zur Ausführung 
möglichſt bedacht ſein muß. Es ſollte daher auch meiner 
Anſicht nach irgendwie dafür geſorgt werden, daß eben die 
Unbemitteltheit dem Einzelnen nicht ſchlechthin im Wege 
ſtehe, mit einem anderen Bemittelteren, dem er ſonſt in 
ſeinen Anſprüchen gleich ſteht, ebenmäßig voranſchreiten zu 
können. — Ich glaube daher auf eine bezügliche Maßregel 
antragen zu müſſen. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Im 
andern Ländern beftand und befteht zum Theil noch die 
Beftimmung, daß eine gewiffe Anzahl der Leute, melde 
durch dad Loos zum Militärdienft gezogen worden find, zu 
Dffizieren befördert werden müſſen. So viel ich weiß, be« 
ſteht namentli in Frankreich, die Beflimmung, daß ein 
Drittheil der zum Militärdienft gezogenen zu Offizieren 
avanciren müffen. Auch ift in dem Frangöftfchen Militär 
daraus durchaus Fein Nachtheil bis jest entftanden. Sm 
Segentheil, es ift immer ein fehr gutes Militär gewefen. 
Sch glaube daher, daß auch bei und fein Nachtheil daraus 
entftehen fönnte, wenn man die Beftimmung träfe, Daß 
ein- beftimmter Theil der Unteroffiziere zu Offizieren avancıi- 
ten müfle. * J 

Der Präſident bemerkt dem Redner, daß der von ihm 
zur Sprache gebrachte Punkt eigentlich mehr zu der Dis— 


cuſſion über die pos. 5 gehöre, daß ed indeſſen feinem . 


Anftande unterliege, die Discuffion über pos. 5 mit der 
über pos. 4 B verbinden. 

Demgemäß wird von dem Präfidenten das Erforderliche 
verlefen, worauf bemerft: | 

Der Herr General von Bechtold: Dem Defiderium 
bei einem wirklichen Ausmarfche auch folche Unteroffiziere, 
welche nicht die Militärichule befucht oder den Anforderuns 
gen der Militärfchule nicht vollftändig entiprochen haben, zu 
vacant werdenden Offiziersftellen vorrüden zu laffen, würde 
fhon ohnehin ganz ficherlich entiprochen worden fein, wie 
dieß namentlid bei früheren Feldzügen ſtets gleichfalls bes 
obachtet worden if. Auf die Fünftige theilmeife Befegung 
von Dffizieröftelen durch qualificirte Unteroffiziere, welche 
nicht gerade die Militärfchule ‚befucht zu haben braudyen, 
wird übrigens die vorausfichtlich zu ‚erwartende allgemeine 
Gonfcription einen fehr entfcheidenden Einfluß ausüben. 
Sndefien find auch im Frieden ſchon mehrfach Fälle vorge: 
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kommen, wie fie der Herr Abgeorbnete von: Rabenau fo: 
eben ind Auge gefaßt hat, und ed ift dieß namentlich in. der 
allerneueften, Zeit wieder der Fall geweſen. | 

Sn Frankreich befteht allerdings die Norm, daß ein 
Drittheil der Offiziere aus den Unteroffizieren, nämlich aus 
folchen Individuen, die nicht gerade in Militärfchulen herz 
angebildet worden find, genommen wird. — Es ift aber 
dabei auch wohl ind Auge zu fallen, daß in Frankreich für 
einen Einfteber 1800 bis 2000 Francd, und felbft mitun= 
ter noch weit mehr bezahlt werden muß, während man bei 
und mit der geringen Summe von 80 bis 90 Gulden von 
der Verbindlichkeit, zur Vertheidigung des Vaterlandes mits 
wirfen zu müfjen, entbunden werden kann. Es ift fehr 
begreiflich, daß, wenn eine fo bedeutende Summe erfordert 
wird, um fich einen Stellvertreter im Militär zu verfchafs 
fen, dann eine Mafje junger Männer dem Militärftand 
erhalten, refp. zu ihm gezogen wird, bei der eine ſolche 
Bildung vorausgeſetzt werden kann, daß fie auch fpäter 
Dffizieröftelen zu befleiden vermögen. 

Der Abe. Köfter: Sch erlaube mir die Anfrage an 
den Herrn Regierungscommiffär zu richten, ob bei den Un— 
teroffizieren, welche bisher zu Offizieröftellen befördert wor: 
den find, auch der Nachweis verlangt worden ift, daß fie 
ſich aus eigenen Mitteln equipiren koͤnnen. 

Der Herr General von Bechtold: Bei denjenigen 
Unteroffizieren, welche unlängft ald Offiziere angeftellt wor« 
den find, ift dieß allerdings geſchehen, d. h. fie haben, ohne 
daß fie gerade dazu aufgefordert wurden, die Erklärung abs 
gegeben, daß fie im Stande feien, die Koften der. Equipis 
rung ald Offizier zu beftreiten. — So lange nicht der. An: 
trag, den foeben der Herr Abgeordnete Hillebrand geftellt hat, 
daß die Equipirung in folben Fällen aus Staatdmitteln bes 
firitten werde, von den. Ständen ded Großherzogthumd anges 
- nommen ift, wird die Militärverwaltung in diefer Beziehung 
hothwendig gehemmt bleiben. Es wird alfo bloß von der 
Unterftügung dieſes Antragd von Seiten der verehrlichen 
Kammer abhängen, ob in diefem Sinne demnächſt gehans 
delt werden Fann. 

“ Der Abg. Heldmann: Ich habe noch einige Bemers 
fungen über dasjenige zu machen, was vorhin der Abge— 
‚oronete Lerch gefagt bat. — Ich glaube, daß die Abficht 
des Abgeordneten Lerch im Weſentlichen dahin gerichtet ift, 
darauf hinzumeifen, daß man die Offiziere einen Theil ihrer 
Bildung nit in Militärfhulen, fondern in unſeren Reals 
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und Gewerbichulen erlangen laſſen fol. — Es ift Ford 
rung der Zeit, daß Jeder, welcder im Leben fortfommen 
will, diejenige wiffenichaftlihe Bildung ſich angeeignet haben 
muß, welche in Real: und Gewerbfchulen ’erlangt wird, und 
daß man aufbört, den Verftand an Latein und Griechifch 
ſchärfen zu wollen, anftatt ihn an Lehrgegenftänden zu er: 
ftarfen, welche auf das praktiſche Leben Einfluß üben, wie 
dieß bei den Naturmwiffenfhaften der Kal if. — Wenn 
aber irgend Jemand in feinem Leben nothmendig bat, eine 
vielfeitige Bildung, namentlib in Beziehung auf Naturs 
wiffenfhaften zu haben, fo ift ed gewiß der Offizier. "Nur 
wenig ‚Menfchen Fönnen in ihrem Xeben in verfchiednere 
Lagen kommen, wo fie von den Naturmiffenichaften nicht 
nur einen Gebrauch für ſich, fondern aub einen Gebrauch 
für einen großen Theil ihrer Mitbürger, ja, für das ganze 
Baterland machen können, ald der Offizier. — Die Nets 
tung des Lebens vieler Menfchen kann bier von naturmif- 
ſenſchaftlichen Kenntniffen abhängen, 3. B. bei Verirrungen 
auf Märfben, auf der Flubt von der Kenntniß der ges 
nießbaren Pflanzen. — Ich halte dafür, daß man die 
Bildung eines Offizierd nothwendig in zwei Grade abthei- 
len müſſe, nämlich einmal in eine allgemeine vorbereitende 
und dann in eine Gpecialbildung. . Was die allgemeine 
vorbereitende Bildung: Matbematif, Zeichnen, Naturmifs 
ſenſchaften und dergleichen mehr betrifft, fo halte ich dafür, 
daß man in einer Schule, die bloß zu dem Zwecke, diefe 
Wiſſenſchaften zu lehren, errichtet worden ift, mehr lernen 
fann, ald in de Specialſchule für dad Militärweien. — 

Man follte daher jene vorbereitenden Klaffen gänzlich aus 
den Militärfchulen verbannen und fordern, daß Seder, der 
fib für den Beſuch der Meilitärfcbule meldet, vorher einen 
Gurfus auf irgend einer höheren Gewerbfchule gemacht haben 
folle, wenn er ſich nicht anderweitig die nöthigen Kenntniffe 
erworben hat. Alsdann wird auch dem $. 21 ded Dienft: 
reglementd Genüge geleiftet, und Seder, er mag fich feine 
Kenntniffe gefammelt haben, wo er will, fobald er feine 
Prüfung befteht, in die Milttärfchule aufgenommen werden 
fönnen. Wenn ich von diefem Srundfahe auögehe und 
erwäge, daß das eigentlihe Heerweſen, alfo der fpecielle 
Gegenftand ded Unterrihtd in der Militärfchute, in fehr 
kurzer Zeit erlangt werden kann, fo wird fehr wenig darauf 
anfommen, ob wir das 18., 20. oder 22. oder auch ein 
etwas fpätered Lebensjahr ald den legten Zeitpunkt für die 
Aufnahme in die Militärfchule beflimmen. Jeder, der jene 
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Vorkenntniſſe ſich erworben hat, wird in kurzer Zeit, alſo 
immer noch in einem Alter, wo er fähig iſt, Offizier zu 
ſein und dem Staate als Offizier dienen zu können, 
die noͤthigen militäriſchen Kenntniſſe zu erwerben im Stande 
fein. — Man hat früherhin in Deutfchland dergleichen 
Specialfchulen faft in allen Fächern gehabt, worin zugleich 
die wiflenfchaftliben WBorbereitungdftudien gemacht werden 
£onnten. — Sch darf nur daran erinnern, wie ed vor Tabs 
ren in Deutfchland befondere Rechts- und medicinifhe Schu: 
ten, Seminarien für Theologie ıc. gab, — Später hat man 
die allgemeinen Fächer dieler Anftalten vereinigt, bat das 
durch Eriparnifle herbeigeführt, eine gründlichere Bildung 
hervorgerufen und hernach dem Einzelnen überlaffen, die 
fpecielen Fächer an einem Orte zu fludiren, wo die aus—⸗ 
gezeichnetften Lehrer für diefe Branche fich befinden. — 
Mit Rüdficht hierauf, namentlic der Koftenerfparniß und 
des gründlichen Unterrichtd wegen, follte man dahin wirken, 
aus den Militärichulen die allgemeinen Lehrgegenftände ganz 
zu entfernen und Militärfchulen bloß für die fpeciellen Kriegs: 
wiffenichaften zu unterhalten. 

Der Abg. Reh: Wenn ich den Abgeordneten Hille: 
brand recht verftanden habe, fo hat er einen befonderen Ans 
frag dahin geftelt, daß man ſolchen Unteroffizieren, welche 
Dffiziere werden fönnten, in dem Falle, wenn fie nicht die 
Mittel befigen. fich zu equipiren, die Equipirung auf Staats⸗ 
often anſchaffen fol. Wenn der Abgeordnete Hillebrand 
wirklich einen Antrag in diefem Sinne geftelt hat, fo will 
= hiermit erklären, daß ich biefen Antrag lebhaft unter: 

üße. | 

Der: Abg. Hitlebrand: Sch will den Antrag auf 
den ich vorher hingedeutet nun dahin ftellen: „die höchſte 
Behörde möge dafür Sorge tragen, daß die Unbemitteltheit 
binfort kein Hinderniß abgebe, daß derjenige, welcher zum 
Dffizieröftande befähigt ift, und mit Andern gleiche Ans 
erg auf Beförderung hat, auch wirklich befördert werben 

nne. 

Der Abe. Reh: Der Abgeordnete Hillebrand wird 
wohl feinen Antrag fo formulirt dem Sekretariat übergeben, 
damit er zur Abflimmung gebracht werden kann und id) 
wiederhole, ich werde ihn dann unterftüßen. 

Der Abg. Hillebrand: Eine Bemerkung möchte id 
mir übrigend noch gegen den Vortrag ded Abgeordneten 
Heldmann erlauben. Ich bin nämlich der Anficht, man 
folle überhaupt bei dem Offizieröftand nicht allzu ſeht auf 


eine rationelle naturwiſſenſchaftliche Worbildung ſehen, ſon⸗ 
dern es wefentlich. mit darauf .anfommen laſſen, ob. der 
Offizier auch praktiiche Tüchtigkeit beſitze. Ich berufe mich 
auf die Erfahrungen, ‚die franzöſiſche Deere in, den. Revolu⸗ 
tionsfriegen ‚haben. Hat. Napoleon in ‚feinen Weltichlache 
ten gefiegt mit Offizieren von gelehrter rationell⸗wiſſenſchaft⸗ 
licher Bildung, oder nicht vielmehr ‚mit. ſolchen, ‚die. vors 
zugsweiſe durch die Praxis ertüchtigt waren? Wir. follten 
überhaupt die rationell naturwiffenichaftliche. Baſis bei der 
Ausbildung ded Offizterftandes nicht zu breit nehmen. Etwas 
der Art will ich ‚gern zugeben, namentlich z. B. die Mär 
thematik. Ich glaube aber, daß für uns Deytiche durchaus 
nothwendig ift,, ‚daß wir von dem. Uebergewichte der ratio⸗ 
nellen Doctrin in vielen, Beziehungen, uns überhaupt etwas 
mehr frei machen und dagegen der, Praxis, die und eben 
noch vielfach fehlt, zugänglicher. werden, . Sie wollen: übris 
gend meine Worte nicht mißverftehen.. Ich gehöre ja ſelbſt 
dem Stande an, der die Wiſſenſchaften vorzugsweiſe pflegen 
- foll und ich bin durchaus dafür, daß wir die, wilfenichaft: 
lihe Richtung in Deutfchland ja,nicht aufgeben ; ich wollte 
nur auf eine ſchädliche Uebertreibung nach gewiſſen Seiten 
bin aufmerffam machen, Hi. One 
Der Abg. Heldmann: Dem Abgeorbneten Hillebrand 
will ich nur ganz kurz erwiedern, ich ‚will auch nicht, daß 
die Offiziere Profeſſoren ſein follen. BC 
Der Abg. Hillebrand;, Dieß war aud durchaus 
meine Abficht nicht. Sch für meine; Perfon kann und will 
ohnehin auch jegt Fein Dffizier mehr, werden, ich habe alſo 
auch nicht pro domo geiprochen. D 
Der Abg. Mohr: Ich erlaube mir vor Allem eine Bes 
merkung in Bezug auf eine Xeußerung des Herrn Regie 
rungscommiſſärs, in fo ferne er darin den, Grund zu einer 
Verſchiedenheit im Verfahren gefunden bat, daß in Franke 
reich die Vertretungspreiſe bedeutender feien ,. als bei und - 
Wenn der Herr Regierungscommiſſär nämlich bemerkte, in. 
Sranfreich Eofte eine Stellvertreter 2000 Francd und bei und 
könne man fich vertreten laffen für 80 fl.y-fo verdient dieß 
doch eine Berichtigung. Auch bei und koſtet die Stellver- 
tretung mehr als 80 fl., fie koſtet manchmal: zwilchen 3 und 
400 fl. Und in Frankreich kann man, . wenn man in eine 
Militärvertretungdanftalt einlegt, ſich auch‘ für eine geringere 
Summe vertreten laflen.  . | drei 
Im Allgemeinen bin ich übrigens, „was die Zulafjung 
zu den, Offizieröftellen betrifft, mit dem einverſtanden, was 
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die Abgeordneten Lerch und Hillebrand bemerkt haben, und 
ich glaube namentlich unterftügen zu müffen, daß ed hier 
darauf anfommt, ob man die erforderlichen Kenntniffe bes 
fige und keineswegs darauf, wo man fie gefchöpft habe. 
Wenn auc viele Verhältniffe durch die zu erwartenden Ge 
feße über die Heerverfaffung Deutſchlands im Allgemeinen 
ſich noch mehr ausbilden werden, fo glaube ich doch, daß 
wir die Anforderung, welche heute zur Sprache fommt, nicht 
auf diefes Verhältniß zurüdweilen follen; denn ich bin der 
Ueberzeugung, daß wir noch mehrere Jahre dem deutichen 
Herrverfaflungsgeleg entgegen fehen müfjen. Denn ſowie 
ih die Sache anfehe, wird diefer Gegenftand bei dem näch— 
ften Parlament, welches nur ein conftituirerides fein wird, 
keineswegs zur Verhandlung kommen Was fodann bie 
Zulaffung von Unteroffizieren und überhaupt von Unbemit 
telten zu Offizieröftellen betrifft, fo beziehe ich mich auf bie 
Einrihtung, welde in Frankreich mit fehr gutem Erfolg 
feit langen Jahren befteht, daß nämlih ein Drittheil der 
Dffizieröftellen den Unteroffizieren vorbehalten wird, und daß 
die Unbgnittelten eine beflimmte Summe zu ihrer erften 
Ausrüftung aus der Kriegdfaffe befommen. In Frankreich 
nämlich ift ed immer üblich gewefen, ich felbft babe ders 
gleichen bezogen, als id vom Unteroffizier zum Offizier er: 
nannt wurde, daß wenn ein Unteroffizier Dffihier wurde, er 
ur erftien Ausrüftung 270 Francd und dann weiter eine 
— von 300 Francs erhielt. Wäre eine ſolche 

eſtimmung bei und getroffen worden, fo würden alle Ans 
forderungen, welche man in diefer Beziehung macht, be 
friedigt fein. 


Der Präfident: Der Herr Regierungscommilläar hat 
bavon geſprochen, daß man ſich bei und für 80—-90 fl. ver: 
treten laffen könne, von dem Abgeordneten Mohr aber wur: 
de behauptet, daß eine Stellvertretung oft mehrere hundert 
Bulden koſte. E liegt aber nun wohl der Grund der 
Berfchiedenheit beider Behauptungen darin, daß der Herr 
Regierungscommiffär bloß die Affeturanzfumme, der Abge- 
ordnete Mohr aber richtiger die Vertretungsſumme felbft an» 
gegeben hat. 


Der Herr General von Bechtold: Auc dann, wenn 
man nicht in die Militärvertretungdgefellichaft eingetreten 
war, beträgt die Vertretungdfumme doch immer nur 250 fl. 
Mit 250 fl. kann ſich jeder bei und vertreten laflen. 
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Der Abg. Mohr: Ih war zu meiner Bemerkung‘ bar 
durch veranlaßt worden, daß der Herr Regierungscommillär 
bemerkte, in Frankreich koſte die Stellvertretung 2000 Franc. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Ic bin auch damit eins 
verftanden, daß man einen heil ber Unteroffiziere, wenn 
auch nicht gerade ein Drittheil, in Friedenszeiten zu Offi⸗ 
ieren avanciren laffen fol, und daß man Unteroffiziere a 

ffizieren unbefchadet der Tüchtigkeit des ——— 
fördern kann. Das zeigt die Praxis im Frankreich. her 
hat man bei und bloß theoretiſche Kenntnifje vorausgeſetzt, 
während, wenn dad Militär in das Feld zieht, man doch Leute 
nöthig bat, die praktiſche Tüchtigkeit befigen. ieſe Praxis 
erlernt man aber freilich nicht im Garniſonsdienſt, wo nur 
Parade gemacht wird, Leute, welche Energie zeigen, welche 
die Umftände und Verhältniffe ſchnell aufzufaflen wiſſen, 
fernt man rm im Kelve Eennen. Schon jet, wo Mm r ein 
Theil unferer Truppen auswärts ſteht, werden fich Leute 
durch praftifchen Verſtand auszeichnen, an welche man vors 
- ber, weil fie feine Gelegenheit hatten fich — 
nicht dachte, die aber ganz dazu geeignet find, aldom iere 

angeftellt zu werden. — A 

Eine andere Frage ift aber die, ob die Militärfchulen 
einigermaßen eingefchränft oder vielleicht ganz entbehrt wer: 
den fönnen? Sch bin anderer Meinung, wir werden, glaube 
ich, bei der Einführung eined allgemeinen deutichen Heer: 
weſens, Militärſchulen befommen, in welchen größere Ans 
ſprüche an die Offiziere gemacht werben, als es dieß bis 
jeßt bei und der Fall geweſen ift. Ja ich finde dieß auch 
ganz in Ordnung. — Ob nun dad Großherzogthum Heſſen nur 
feinen Beitrag zu einer Militärſchule für ‚Die Bufunft geben, 
oder. ob eine folche bier fortbeftehen wird, das wird die Zeit 
lehren , unentbehrlich werben fie ‚bleiben! Denn wenn: auch, 
wie ‚der Abgeordnete Helomann bemerkt, bie —— 
in den höheren Geweroͤſchulen eine hinreichende B ildung 
für den Offiziersſtand erwerben können, fo iſt damit. 
nicht gefagt, daß fie immer einen Grab militäriicher Bil⸗ 
dung erreichen und erreichen werden, der erforderlich. iſt, 
um Offizier werden zu fönnen. Dielen Grad der i 
können fie ſich nur in Militärſchulen aneignen, wo ter 
Anderem namentlich auch das Zeichnen und bie Mathe: 
st mit’ befonderer Rüdfiht auf Militärwefen betrieben” 
wird. — —— ar 

Der Abg. Lerch: Ich bin im Allgemeinen von dem 
Abgeordneten Heldmann richtig verſtanden worden, und das 
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Mißverſtändniß, welches zwiſchen diefem Abgeordneten und 
‚dem : Abgeordneten Hillebrand entftanden ift, erledigt ſich 
dadurch, daß die Theorie und Prarid bei dem Militär eben 
fo gut:verbunden fein müfle, als in jedem anderen Stand, 
daß manchmal die Theorie der vorberrichende Theil fein 
muß, manchmal aber auch die Praxis. Ich führe zur Uns 


terflügung deſſen, was ich vorhin bemerkt habe, nur noch 


on, wad für ausgezeichnete Männer in allen Fächern und 
vorzugämeile im Militärfach aus der polyterhnifchen Schule 
in Paris hervorgegangen find. Sch führe weiter: an, daß 
ich dadurch namentlich zu dem Antrag, den ich auf dem 
Landtag von 1844 über militärifch» gymnaftifhe Uebungen 
geftellt habe, und ber leider verfümmert und. verkürzt durch 
die beiden Kammern gegangen ift, veranlaßt worden bin. 
Wäre meinem Antrag damals Folge gegeben worden, dann 
hätten wir in dem Augenblid im Großherzogthum eine 
Fräftige, :militärifh eingeübte Jugend von etwa 40,000 
Mann, die ohne Weitered zum Audmarfchiren, zur Verthei⸗ 
digung ded Vaterlandes bereit wäre. Und fo lange in 
Deutſchland dad militärifhe Princip nicht in der ganzen 
Jugend vorherrfchend wird, fo lange wird Deutſchland als 
eine dem Audlande untergeordnete Nation daftehen, im 
Berhältniß zu andern, die in dieſer Hinſicht viel weiter wor: 
mwärtd gegangen find. | 


Der. Abg. Köfter: Ich bin mit dem Abgeordneten 


Hillebrand darin einverfianden, daß man von Staatdwegen 
darauf bedacht fein follte, Mittel und Wege audfindig zu 
machen, damit nicht Unvermögenheit einen Grund zur Aus» 
fohließung vom Dffizieröftand abgebe. Davon abgefehen, 
muß ich aber doch bei der im Ausſchußbericht ausgeſproche⸗ 
nen Anficht beharren; man fragt ja auch bei den Civilſtaats⸗ 
‚beamten nicht darnach, ob fie die Koften beftreiten können, 
die ihre Anftelung erfordert, welche namentlich in Der neueren 

Beit durchaus nicht unbedeutend find. — 
+ ; Der ‚Here General von Bechtold: Alled, was über 
diefen Gegenftand in der Kammer geäußert worden ift, wird 
ficherlih von der Militärverwaltung in Erwägung gezogen 
werben; und daß, wenn es zu einer wirklichen Mobilmachung 
kommt, dann auch qualificirte Unteroffiziere, ohne daß fie 
den wifjenfchaftlihen Anforderungen genügt haben, zu Of⸗ 
ieren ‚befördert werden, iſt wohl nicht in Zweifel zu ziehen. 
&ben fo ift nicht in Zweifel zu ziehen, daß wenn. fich bei 
Borfällen,. wie fie dermalen ‚in Baden vorkommen, einzelne 
Individuen vom Grade des Unteroffiziers beſonders aus⸗ 
16 | 
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zeichnen, man auch bei ihnen von der wiflenfchaftlichen Bil: 
dung, welche man bei den Offizieren vorausfest, bei dem 
Vorhandenſein der fonftigen Qualificationen ſicherlich ab⸗ 
ftrahiren wird. - Anders ift es aber, wenn ed nicht zu einem 
wirklichen Krieg fommt, wenn es fih alfo um die Bes 
ſetzung von Offizieröftellen handelt, und wird in diefem Falle 
nur nad dem Schlußfage der pos. 4 des Audfchußberichtes 
verfahren werden fönnen. Hierbei gebe ich der verehrlichen 
Kammer noch inöbefondere zu bedenken, daß ed recht ſchwie⸗ 
rig fein würde, bei der biöherigen Art der Stellvertretung 
ein Drittheil der zu Offizieren zu ernennenden Individuen 
aus ſolchen Unteroffizieren, welche nicht den wiffenfchaftlichen. 
Anforderungen entfprochen haben, zu entnehmen. 


Zu pos. 6. 


Der Abg. Reh: Die Kammer wird gewiß wünſchen, 
‘daß von Seiten des Kriegäminifteriumd eine beftimmtere 
Zufage gegeben werden möge, als die vorliegende if. Wenn 
wir die Verhältniffe und Far machen, fo fann es in der 
That nicht der Wunſch des Kriegdminifteriums fein, daß 
die bisherigen Beftimmungen ferner aufrecht erhalten werben. 
Sch will ihren guten Zwed nicht verfennen, aber die Kol: 
gen, die ſich darin knüpfen, find in der That Feine erfreus 
lichen. Es ift immer eine Bevormundung ded Militärs, 
wenn er nicht bitten darf, ohne daß der Compagniechef ihm 
die Bitte erlaubt. Es ift zwar befannt, daß man in der 
‚Regel diefen Bitten keine Hinderniffe in den Weg legt, 
aber fchon der Umftand, daß der Militär an feinen Bor: 
gelebten ſich wenden muß, um nur überhaupt bitten zu 

ürfen, widerfpricht zu fehr der Freiheit, die au dad Mi- 
litär in feiner Bewegung haben muß. — Sch richte daher 
bie Bitte an die Herren Regierungdcommiffäre, dahin zu 
wirken, daß das Kriegsminifterium eine baldige Aufhebung 
der in der fraglichen Beziehung beftehenden Borfchrift eins 
treten laſſen möge. Ich meinerfeitd war der Meinung, daß 
fie ‚bereit aufgehoben fei, ſeitdem wir die befchränfende 
Beftimmung des Art. 81 der Berfaffungsurfunde nicht mehr 
kennen und feitdem ein allgemeined freies Petitionsrecht ge: 
ftattet if. Ich nahm an, daß mit Einführung des allge: 
meinen Petitionsrechtd auch die bisherigen Beſchränkungen 
zum Nachtheile der Soldaten nicht mehr fortbeftehen könne. 
Indeſſen habe ich erfahren müffen, daß die Militärbehörden 
— glauben, die früheren Beſchränkungen beſtün— 

en noch: | 


* 
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Der Herr Oberauditeur Hoffmann: Ich habe An: 
fangs fchon bemerkt, daß dad Kriegdminifterium es für feine 
Pflicht halten müfle, den Wünfchen der landftändifchen Kams 
mern alle Aufmerkſamkeit zu fchenten, indem alle Organe 
nur eine Pflicht haben Fönnen, nämlich die, dad allgemeine 
Wohl zu befördern. Was nun den fpecielen Kal ded all» 

emein zugeficherten PetitionsrechtS betrifft, jo ift Se. Königl. 
Hoheit der Erbgroßherzog und Mitregent ſchon am 14. April 
den deßfallfigen Wünichen zuvorgefommen, - Sch werde die - 
Ehre haben den höchſten Befchluß vorzulefen: 


Darmftadt, den 14. April 1848. 


Seine Königliche Hoheit der Erbgroßherzog und Mit: 
— haben Nachſtehendes gnädigſt zu verordnen ge= 
ruht: 

§. 1. 


Die Geſuche der Militärperſonen, welche an 
den Landesherrn oder an die höheren Militärbehör: 
den gerichtet find, können entweder unmittelbar 
oder auf dem Dienftwege eingereicht werden. 


$. 2. 


Im letzteren Falle werden fie von Unteroffizies 
ren und Soldaten und von anderen in deren Rang: 
verhältniß ftehenden Militärperfonen dem Compag- 
nie» oder Schwadrondbefehlähaber oder dem fons 
fligen in gleicher Kategorie vorgefegten Dffizier, 
von Hauptmännern und Subalternoffizieren dem 
Bataillons- oder Divifionscommandeur, (bei dens 
jenigen Corps, welche feine Bataillond: oder Di: 

. vifiondeintheilung haben, dem Gorpscommandeur), 
von Stabdoffizieren dem Regiments» oder Corps⸗ 
commandeur übergeben. Der Dienftweg für Ges 
fuhe der Mittele und Unterftaböperfonen, fowie 
der Individuen ded Platzſtabs ift der in den $$. 389 
und 390 ded Dienftreglements, Theil I., vorge: 
zeichnete. 

§. 8. 


Der Vorgefegte, welchem nach $. 2 ein Geſuch 
übergeben wird, unterzeichnet daſſelbe, fügt bei, 
wad er von Dienftes wegen nöthig findet, und 
befördert ed fofort an den höheren Borgejegten, 
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welcher in gleicher Weile verfährtt. So gelangt 


das Gefuh an die Behörde, welche darüber zu 
- enticheiden bat. 


Wo es angemeffen erfcheint, tritt an die Stelle 
der Unterzeichnung die Erftattung eines förmlichen 
Berichtd, welchem das Gefuch beigefhloffen wird. 


$.4. 


Mist der Urlaubögefuche bleibt ed bei den 
Beftimmungen ded Dienftreglements. 


$. 5. 


Geſuche, welche an Givilbehörden gerichtet find, 
werden unmittelbar bei denfelben eingereicht. 


. 6. 


Gemeinſchaftliche Gefuhe von Militärperfonen 
an den Kandeöherrn oder die höheren Militärbehörs 
den können nur auf dem Dienftwege eingereicht 
werden. 67 


Geſuche, welche unmittelbar eingereicht werden, 
bedürfen Feiner Unterzeihnung der Vorgeſetzten. 


$. 8. 


Geſuche, welche auf dem Dienftwege eingereicht 
worden find, können nur von derjenigen Behörde 
zurüdgewielen werden, welder die Entfcheidung 
darüber zuſteht. Iſt jedoch ein ſolches Geſuch in 
ungeziemenden Ausdrüden abgefaßt oder nach den 
beftehenden Gefeßen unzuläffig, fo find die Vorge— 
feßten berechtigt und verpflichtet, von der Weiter: 
beförderung des Geſuchs den Nachſuchenden auf 
die ungeziemende Abfaffung oder die Gefegwidrigs 
feit feiner Bitte aufmerffam zu machen und ihm 
dad Gefuch zurüdzugeben, im Sale er ed abän« 
dern oder Davon abftehen will, 


8. 9. 

Beſchwerden gegen Vorgeſetzte können nur im 
Dienſtwege erhoben oder eingereicht werden. Die 
88. 2, 3, 8 finden darauf ebenfalls Anwendung. 

Der nächfte Vorgefebte unter demjenigen, gegen 
welchen die Beſchwerde gerichtet ift, Legt fie mit 
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Ueberfpringung des Lebteren dem unmittelbaren 
Vorgeſetzten deffelben zur Entſcheidung oder Weis 
terbeförderung vor. 

Die $. 32, 33, 34 im erſten Theile des 
Dienftreglementd bleiben in Kraft. 


$. 10. 

Gegen die Enticheidung dedjenigen, an welchen 
nach %. 9 eine Beſchwerde gebracht worden ift, 
fteht dem Beichwerenden, fowie demjenigen, gegen 
welchen die Beſchwerde gerichtet ift, der Recurs 
an den in der Rangftufe - folgenden Vorgeſetzten, 
und fofort bi8 zu dem Kriegäminifterium zu. 


$. 11. 


Beichwerden gegen Vorgeſetzte, welche unmittel- 
bar unter dem Kriegöminifterium ftehen, werden 
nach $. 397 im erften Theile des Dienftreglements 
behanbelt. 

$. 12. 


Hinfichtli der Beſchwerden gegen Strafverfü- 
gungen der Borgefeßten bleibt es bei den Beſtim⸗ 
mungen des Militärſtrafgeſetzbuchs. 

(Zu dieſem Z. bemerkt der Herr Regierungscommiſſär 
nach deſſen Verleſung: 

Es konnte eine Beſtimmung des Militärſtrafgeſetzbuchs 
durch eine Verordnung natürlich nicht verändert werden. 
Sc hoffe, daß der Abgeordnete Reh hiermit vollfommen 
zufrieden geftellt fein wird.) gi 


Alle jett beftebenden Vorſchriften, welche den 
Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung ent: 
gegenftehen, find aufgehoben. 


v. Steinling. * 
eck. 


Der Abg. Reh: Ich kann die geſtellte Frage doch 

nicht bejahen. Recht ſehr erkenne ich an, wie wohl ges 
meint der Theil dieſer Borfchriften ift, welcher die eigents 
lihen Bittfchriften betrifft. Es ift darin dad Recht der 
freien Bitte unverfümmert anerkannt, es ift anerkannt, daß 
es Jedem freigeftellt fei, feine Bittſchrift unmittelbar da 
einzureichen, wohin fie gehört. Zu gleicher Zeit ift dem 
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Bittfteller auch noch ein anderer Weg angebahnt, der ſoge⸗ 
nannte Dienftweg, der der Sache eine — Beförderung 
ibt, und der im einzelnen Falle vermeidet, daß ungeeignete 

eſuche an die Behörden gelangen. In dieſer Hinſicht 
alſo kann man die verleſene Ordre nur lobend und dan⸗ 
kend anerkennen. Was dagegen die eigentlichen Beſchwer⸗ 
den betrifft, ſo liegt, wenn ich die Mittheilung anders recht 
verſtanden habe, in dieſer Beziehung noch eine Beſchrän⸗ 
kung vor, welche gerade hier, meiner Anſicht nach, nicht 
paßt. Die Beſchwerden find weſentlich verſchieden von ges 
wöhnlihen Bitten; fie find in der Pegel gegen die: Vor: 
gefegten gerichtet, und wenn man bei ihnen nur den Dienfte 
weg geftatten, alfo vorfchreiben will, daß fie zunächft zur 
Kenntniß der Vorgeſetzten gebracht werden müffen und nur 
weiter gebracht werden dürfen, wenn fie von den Vorge⸗ 
feßten durch ihre Mitunterfchrift gebilligt worden find, fo 
erkenne ich darin eine nicht zu rechtfertigende Beſchränkung. 
Ich habe fhon bemerkt, daß ich mich vielleicht hinfichtlich 
ded Inhaltes des betreffenden Theils der Ordre irren kann. 
Solte dieß der Kal fein, fo bitte ih den Herm Regie: 
rungscommiflär deßhalb um Erläuterung. 

Der Herr Oberauditeur Hoffmann: Es ift der Vor« 
gefete verbunden, jede Befchwerde, die ihm eingehändigt 
wird, weiter zu befördern. Es ift hier bloß der Ort an 
gegeben, wo die Beſchwerde niedergelegt werden fol, und 
es ift eine Abfürzung des Geſchäfts, wenn.der Vorgeſetzte 

ugleich dadurch Gelegenheit erhält, feinen Bericht über die 
actifche Begründung weiter an die entſcheidende Behörde 
zu bringen. Wie ih die Sache verftehe, Tann durchaus 
feine Verfümmerung ded unbedingten Vetitiondrechtd darin 
erfannt werden. Es fann nicht einmal eine ungeziemend 
abgefaßte Petition zurüdbehalten werden, die Zurüdnahme 

hängt von Demjenigen ab, der die Petition übergeben bat. 
Befteht er auf deren Weiterbeförderung, dann fann ed fein, 
daß er in die gewöhnlichen Strafen der Infubordination, 
oder wie fie dad Militärftrafgefegbuch vorfchreibt, verfällt. 
Aber dad allgemeine und fpecielle Petitiondrecht ift durch 
diefe freifinnige Ordre gewiß nicht gefchmälert. 

Der Abg. Mohr: Ich fann mic mit der Beftimmung 
nicht befriedigt erklären, daß die Beſchwerdeſchrift nothwen⸗ 
dig weiter befördert werden muß. Diefelben Gründe, welche 
bei den Bitten im Allgemeinen dafür fprechen, daß ed den 
Petenten erlaubt fein fol, fich entweder direct, oder auf 
dem Dienftweg an diejenigen zu wenden, weldye fie mit 
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einer Bitte behelligen, diefelben Gründe fprechen auch dafür 
hinſichtlich der Beſchwerden; denn die Vorfchrift allein ges 
nügt nicht, daß die Beſchwerde weiter befördert werden 
müffe, und der Grund, daß dadurch der Geichäftögang ab» 
gekürzt werde, reicht au niht aus. Manche Beſchwerden 
werben dadurch zurücdgehalten oder unterdrüdt werben, daß 
‘man genöthigt ift, die Beſchwerde an einen Vorgeſetzten zu 
bringen, gegen den ‚fie vielleicht felbft gerichtet ift. | 

Der Präfident macht den Abgeordneten Mohr darauf 
aufmerkfam, daß es in der betreffenden Beftimmung der 
verlefenen Ordre heißt: „mit Ueberfpringung desjenigen, ges 
gen den die Beſchwerde gerichtet iſt.“ 

Der Abg. Mohr: Der Grund wird dadurch allerdings 
fhwächer werden, aber dennoch wünfchte ich, daß auch his 
fichtlich der Beſchwerden ein ganz gleiches Verfahren, wie 
bei den Bitten im Allgemeinen vorgefehen würde; denn 
wenn aud die Bittfchrift mit Uebergehung desjenigen, gegen 
den die Beichwerde gerichtet ift, übergeben werden darf, fo 
liegt doch darin aud ſchon ein Hinderniß für den Ueber» 
geber der Beſchwerde, daß fie den fchlagenden Dienftweg 
durchlaufen muß. Es ift viel befler, wenn derjenige, der 
ſich beſchwert, zugleich berechtigt ift, die Belchwerde an den: 
jenigen zu richten, der über diefelbe zu entfcheiden hat. 

Der Abg. Volhard: Sch bitte den Herrn Regierungde 
commiflär fich über folgende Punkte zu äußern: 

1) Welche Gründe dafür fprehen, daß die Beſchwerden 
mit Ueberfpringung ded Beichwerenden, d. h. desjeni⸗ 
gen, der ein Unrecht zugefügt hat, und gegen ben bie 
Beſchwerde gerichtet ift, bei dem nächften Vorgefegten 
und nicht bei dem übergeben werden follen, der dar⸗ 

“ über zu enticheiden hat? und 

2) welche Gewähr dafür befteht, daß derjenige, dem bie 
Befchwerde übergeben wird, fie auch wirklich weiter 
befördere ? 

So viel mir bekannt ift, macht die Ausfage eines Unter⸗ 
gebenen bei dem Militär Feinen Beweis gegen die Audfage 
eined Vorgeſetzten. | | 

Der Herr Oberauditeur Hoffmann: Es iſt ja allge: 
mein vorgefchrieben, daß wenn eine Befchwerde nicht erhört 
wird, fih an den höheren Vorgeſetzten gewendet werden 
fann. Es handelt ſich hier nur von einer Form. Die vor: 
gefchriebene bezweckt bloß einen geregelteren Dienftweg und 
eine Einwirkung auf die fehnellere Erledigung der Sache, 


J 
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da jeder Vorgefebte den Gegenflaud befördern und der Letzte 
fogleich enticheiden muß. 

; Der Abgeordnete Mohr wird aber wohl wifjen, wie im 
Militär alles prompt eingerichtet ifl. Eine Belorgniß, daß 
ein Vorgefegter eine Beichwerde, die ihm eingebändigt wors 
ben, eigenmächtig beruhen ließe, ift mir auch noch niemals 
vorgefommen, Indeſſen lege ich für meinen Xheil auch 
feinen hoben Werth auf Diele Form und wüßte nichts da= 
gegen zu bemerken, wenn ähnlich, wie bei den Gefuchen 
‚verfügt worden wäre. — 

Der Abg. Hillebrand: Ich wollte daſſelbe bemerken, 
was ſoeben der Abgeordnete Mohr berührt hat, daß es 
nämlich immer etwaäs Bedenkliches mit ſich führt, wenn 
Beſchwerden immer erſt anderen Behörden, als der ent: 
fcbeidenden,, eingereicht werden müſſen. Ich glaube wohl, 
daß die MWeiterbeförderung bei der Drganifation der Militärs 
behörden fehr prompt fein wird; aber ich gebe auf der ans 
deren Seite doch zu bedenken, daß etwas Menfchliches 
immerhin leicht mit unterlaufen fann, wie wir denn folder: 
lei Erfahrungen tagtäglih machen. Wenn nun eine Be: 
fhwerde aus derartigen oder ähnlichen Motiven auch nur 
einen Tag oder felbft nur einige Stunden zurüdgehalten 
würde, fo müßte dieß immer ald eine Art Unrecht gegen 
den Befchwerdefliheer erfcheinen. Läßt man aber die Be: 
fhwerde fofort direct an die rechte Behörde gelangen, fo 
kann ſich diefe alöbald, ſoweit ed die Umftände erfordern, 
auf dem zwedmäßigften Wege inftruiren; fie wird diefes 
meiftend um fo leichter fünnen, ald fie vor Andern im 
Stande ift, eben die obwaltenden eigenthümlichen Umftände, 
unter denen eine Befchwerde am füglichften zu erledigen if, 
in angemefjene Erwägung zu ziehen. Sch glaube daher, 
daß man dad, was man bei den Petitionen überhaupt gels 
ten läßt, auch bier gelten laffen follte. 

Der Abg. Reh: Ich finde mich mit Rüdficht auf den 
Gang unferer Discuffion veranlaßt, förmlich darauf anzus 
tragen, daß die Kammer an das Kriegdminifterium das Er: 
fuchen richten möge, die in Rede Behende Beſchränkung 
aufzuheben und die Beſchwerden mit gewöhnlichen Bitten 
gleich zu behandeln. Ich erkenne die gute Abſicht, welche 
der verleſenen Ordre zu Grunde liegt, an, aber es wird 
auch anerkannt werden müſſen, daß ed Mißtrauen zu erres 
gen geeignet ift, wenn man Semanden fagt: „Du mußt 
Dich zuerft an Deinen Chef wenden, wenn Du Dich be: 
ſchweren willſt.“ Derjenige, der fich beſchweren will, findet 
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ſich Häufig dadurch beflemmt. Wir müflen die Berhältniffe 
nehmen, wie fie find, und ich mißtraue, ungeachtet der Bes 
merfungen des Herrn Regierungscommiffärd, die ich fehr 
achte, den Werhältniffen doch in der Weile, daß ich fürchte, 
ed werden ſich fehr üble Mißftände an diefe befchränktende 
Borfchrift Enüpfen. | 

Der Herr Oberſt Schmidt: Mir feheint ed, daß ed 
in dienftlicher Beziehung nadhtheilig wäre, wenn die Vor: 
gefeßten, die felbft die Verbindlichkeit haben, Mißbräuchen, 
worüber die Beſchwerden entftanden find, zu begegnen, bei 
F Einreichung der Beſchwerden ſelbſt übergangen werden 

nnten, 


Bu pos. 7 und 9. 


Der Herr General von Bechtold: Sobald der Wunſch 
der Stände, die Invalidenpenſionen der Unteroffiziere und 
Soldaten zu erhöhen, zur Kenntniß der Staatöregierung 
gebracht fein wird, wird diefelbe mit der größten Bereits 
willigfeit fich beeilen, einen deßfallfigen Gefegedentwurf den 
Ständen ded Großherzogthumd vorzulegen. 

Der Abg. Heldmann: Ich wünfche dabei nur, daß 
die Großherzogl. Staatöregierung dann ebenfo bereit fein 
möge, diejenigen Penfionen höherer Offizieröftellen, welche 
eine größere Summe erreichen, ald zu dem Lebendbedarf 
diefer Leute nothwendig ift, ebenfalls herabzufeen. | 

Der Herr DOberauditeur Hoffmann: Dieß ift ein 
Gegenftand, der nur mit Rüdficht auf alle Staatöpenfionen 
zu reguliren fein möchte, weil die Offizierdpenfionen nach 
den nämlichen pragmatifchen Grundfägen behandelt werden, 
wie alle andere Penfionen. Es kann daher diefer Gegens 
fand bier nicht befonderd discutirt werden. 

Der Abg. Heldmann: Meine Bemerkung kann auch 

nur eine allgemeine fein und bezog ſich namentlich auf den 
Antrag, den ich in Beziehung auf die Dienftpragmatit im 
Allgemeinen geſtellt habe. 
‚Der Abg. von Rabenau (Oberforftrath): In Bes 
ziehung auf die pos. 9 ift von dem Herrn Kriegdminifter 
in feinem Schreiben bemerkt worden, daß die Offizierspen⸗ 
fionen in der Militärdienftpragmatif den in der Givildienft: 
pragmatif feftgefegten Penfionen der Civilſtaatsdiener ganz 
gleich feien. Diele Angabe ift aber doch nicht fo ganz rich⸗ 
fig. Nach einer allerhöchften Vorordnung vom 26. Juni 
1821 in Nr. 24 ded Negierungsblattd ift nämlich im Artis 
fel 2 beſtimmt: | 
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‚Wenn wir in dem Beftallungddecrete eined Diener 
deffen Beloldung und Nepräfentationsgehalt nicht: nas 
mentlich gefondert haben, ald worüber Wir Und in 
jedem einzelnen Falle nad unferm Ermefjen zu be 
flimmen, ausdrüdlich vorbehalten, foll bei allen vom 
heutigen Zage an zu verwilligenden Gehalten und 
Gehaltözulagen angenommen werden, Daß der Theil 
des Gehaltes, welder die Summe von 23600 fl. übers 
fleigt, als Nepräfentationsgehalt gegeben und nach 
den Vorfchriften dieler Verordnung zu bebandien fei.“ 

Es folgt alfo hieraus, daß bei den Civilftaatsdienern, 
wenn ihr Dienftgehalt auch fogar 4000 fl. und mehr beträgt, 
dad Marimum der von ihnen zu beziehenden Penfion nur 
in 2600 fl. beftehen fol, Bei dem Militär ift diefe Bor: 
ſchrift noch zur Zeit nicht eingeführt; denn wir haben viele 
Offiziere, welche Penfionen über 2600 fl. beziehen, und erft 
fürzlih ift ein Offizier mit dem hoben Gehalte von circa 
4000 fl. penfionirt worden. 

Der Präfident: Die Bemerfung des Abgeordneten 
von Rabenau fteht richtig und ich würde diefelbe bei dem 
anderen auf der Tagesordnung ftehenden Gegenftande zur 
Sprache gebradht haben. Dort ift die Rede von der Pens 
fionirung eines Generald mit einer jährlihen Penfion von 
4000 fl., und bei diefer Gelegenheit würde ich die Verord— 
nung, welde von dem Abgeordneten von Rabenau allegirt 
worden‘ift, zur Sprache gebracht haben. E& wäre im höch— 
ften Grade wünſchenswerth, daß die Militärverwaltung diefe 
Verordnung in irgend einer Weiſe für die Zukunft eben: 
fal$ zur Anwendung bringe. 

Der Herr DOberauditeur Hoffmann: Es kann wohl 
von Anwendung diefer Berordnung auf die Militärpenfionen 
aud dem Grunde feine Nede fein, weil die Dienfipragmatif 
für die Militärperfonen unter den Schuß der Verfaſſung 
geftelt ift, und eine ähnliche Beſtimmung, wie die Werords 
nung vom 26. Juni 1821, nicht enthält. 

Der Präfident: Ich glaube, daß wir und hier nicht 
auf fpecielle Säle, fondern bloß auf den Grundfag einlaflen 
fünnen, und der Grundfag muß, meiner Anficht nach, der 
fein, daß die Militärpenfionäre gefeglih den Givildienern 
gleich gehalten werden. Wenn ich vorhin davon gefprochen 
habe, daß die Verordnung vom 26. Juni 1821 in irgend 
einer Weile zur- Anwendung, gebracht werden folle, fo ver: 
ſteht es fi von felbft, Daß diefe Anwendung nur eine ges 
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fegliche fein Fann. Uebrigens ift die Beſtimmung wegen 
. dei Marimumd von 2600 fl. nichts weniger, als unter den 
Schuß der Berfaflung geftelt, fondern es beruht auf einer 
Verordnung über die Nepräfentationdgehalte vom 26. Suni 
1821. 


Der Herr Oberauditeur Hoffmann: — die aber ih— 
rem. ausdrüdlichen Inhalte nad auf: die Militärpenfionen 
nicht angewendet werden follte; ed wird dieß aus dem Ein: 
gange der Verordnung zu entnehmen fein. 


Zu pos. 8 und 10. 


Der Herr Oberauditeur Hoffmann: Als dad Dienft- 
reglement in dem $. 103 das Präpdicat „Er“ befohlen hat, 
ſchah Ddiefes zur Erhebung des Standed der Soldaten. 
rüber wurden die Soldaten „Du“ und „Ihr“ geheißen. 
en. Worte ded erwähnten Paragraphen lauten folgender: 

maßen: | 
„Der Gefreite, fowie fämmtliche Vorgeſetzte, geben 
dem Gemeinen dad Prädicat „Er”; ed fol indeffen 
diefe Regel nicht audfcließen, „Sie* gebrauchen zu 
dürfen, wo ed angemefjen iſt. Gadetgemeine erhalten 

das Pradicat „Sie“. 


Dieß gründet fich darauf, daß man hinfichtlich der Leute, 
die gewohnt waren, in ihren bürgerlichen Berhältniffen „Sie* 
geheißen zu werden, die Rückſicht eintreten laſſen wollte, 
daß diefelben auch in dem neuen Stande nicht „Er“ gehei: 
Ben würden. Indeſſen wenn die Stände ed wünfchen, dann 
wird gerne durch eine auddrüdliche Ordre dad Prädicat 
„Sie* eingeführt werden. Sch gebe jedoch dabei zu beden: 
ten, daß an diefen Befehl einige Confequenzen ſich knüpfen. 
Wenn der Mann mit Erlangung ded Soldatenrodd von 
feinen VBorgefegten „Sie* geheißen werden fol, fo. folgt 
daraus, daß ihn fein WBürgermeifter, fein Landrichter und 
jeder Vorgeſetzte ebenfald „Sie” heißen müffen, und an 
dieſe Vorgefegten wird dann auch ein Befehl ergehen müflen, 
die Soldaten „Sie* zu heißen. Ä 

Im allgemeinen Intereſſe will ich noch bemerken, daß 
ich nicht einfehe, warum man den Mann im Soldatenrod 
dad Ehrenrecht ertheilen fol, „Sie“ gebeißen zu werden, 
wenn ed jedem Vorgeſetzten freigeftellt ift, einen unferer 
Mitbürger, der vor Gericht oder fonft erfcbeint, mit „Er“ 
anzureden. Um auch diefen Mißftand zu .befeitigen, wäre 
es nothwendig, allgemein zu verorbnen, daß Jeder, der vor 
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‚der Obrigkeit erfcbeint, mit „Sie“ angeredet werde Es 
bat dieß dann dad Refultat, daß in Deutſchland ein Wort 
für alle Stände eingeführt wird, welches mit dem französ 
ſiſchen „vous“ gleichbedeutend iſt. Ä 


Der Abg. Heldmann: Wenn wir von dem Grundſatz 
ausgehen, daß im Staat Alle gleich find, fo können wir 
verlangen, daß Einer dem Anderen auch gleihe Ehre er- 
weile. Wenn wir nun beftimmen, daß von den Offizieren, 
Feldwebeln und übrigen Unteroffizieren die Soldaten „Er 
genannt werden follen und daß auf der anderen Seite ber 
Soldat feinen Borgefegten nicht auch „Er“ nennen darf, fo 
ift dieß eine Ungleichheit. Ich meinedtheild wünfche, daß 
man bier daß Prädicat zu beflimmen der gegenfeitigen Bils 
dungsſtufe und Gewohnheit der converficenden Perſonen 
‚überlaffe, fonft aber wieder zurüdginge auf den Urzuftand, 
wo nämlich fomohl der Offizier die Soldaten, ald auch der 
Soldat den Offizier „Du” hieß. — 


Der Abg. Reh: Zu pos. 8 muß ich mir noch einige 
Bemerfimgen erlauben. Es ſcheiden ſich bier Theorie und _ 
Prarid. Die Theorie ift gewiß die allerbefte. Das Mili: 
tärftrafgefegbuch verlangt, daß alle Militärperfonen von 
ihren Vorgeſetzten eine achtungsvolle Behandlung erfahren, 
Dad Militärdienftreglement enthält eine gleiche Vorfchrift. 
Aber die Prarid wird von diefer Theorie häufig abweichend 
‚fein, ‘und gewiß nur hierdurch ift ed veranlaßt, daß man 
dem vorliegenden Aufruf auch diele Pofition beigefügt hat. 
Allerdings kann man fagen, wer. ficy nicht befchwert, läßt 
fich gefallen, was ihm widerfahren ifl. Aber von dem 
Dffizier fann erwartet werden, daß er den Soldaten durch: 
weg eine freundliche und zuvorlommende Behandlung zu 
Theil werden läßt und dieſe Erwartung muß man aus—⸗ 
ſprechen. 

Was ſodann die pos. 10 betrifft, nämlich die Abfchafs 
fung des Prädicatd „Er”, fo wird die Kammer die Zufage 
ded Herrn Regierungscommiflärd gewiß acceptiren, daß das 
„Er“ abgeihaft wird, Ich gebe gern zu, ‚daß ein großer 
Theil der Militärperfonen, welche unter die Waffen fich 
flellen, nichts dabei verliert, wenn fie mit „Er“ angerebet 
werden. Sie fommen meiftend von. den Dörfern, wo die 
Anrede mit „Sie“ nicht Sitte ift, und die Anrede mit 
„Sie* if eine Aenderung in ihren biöherigen Gewohnheis - 
ten. Aber gerade diefe Aenderung ift ed, welche nur lobend 
anzuerkennen iſt. Die Bauernburfche ‚werben ſich fogar 


den 1. Mai 1848, 37: 


denken: ald Soldat bin idy befier geftellt, als früher, ich 
bin gefliegen, ich ſtehe als Soldat in den Waffen, ich bin‘ - 
berufen zur Bertheidigung ded Waterlanded und der Vers: 
faffung. Er muß fi mehr dünfen, als früher, und darum 
foliman ihm gerne die Auszeichnung zu heil werden lafs' 
fen, mit „Sie“ angeredet zu werben. 2 
Ich glaube daher, daß die Kammer einflimmig die Zus’ 
fiberung acceptiren wird, welche der Herr Regierungscom⸗ 
mifjär ausgeſprochen hat, nämlich die Abfhaffung des „Er“' 
und die Anichaffung des „Sie*. | Ä 


Der Herr Oberauditeur Hoffmann: Die Regierungs⸗ 
commifjäre find dazu ermächtigt, zu erklären, dad, wenn. 
die Kammern dad „Er” wegwünſchen, ed durch eine Ordre 
aufgehoben werden fol. Ich habe vorhin nur auf die Con⸗ 
fequenzen aufmerffam gemacht. | 


Der Abe. von Rabenau (Legationdfetretär): Der 
Herr Regierungscommiflär hat vorhin bemerkt, daß, wenn 
die Anrede der Soldaten mit „Sie* in den Negimentern 
eingeführt werden follte, auch an die Givilbehörde die Bor: 
fchrift ergehen müffe, daß diefe alle Erfcheinenden mit „Sie* 
ahreden müßten. Mir ift aber Feine Givilbehörde befannt, 
wo die Untergeorbneten- mit „Er* angeredet werden. Wenn 
der Herr Regierungscommiffär mir eine folhe Behörde 
nennen fünnte, fo würde ich allerdings damit einverftanden . 
fein, daß eine derartige Weifung erlaffen würde. 


Der Pe Dberauditeur Hoffmann: Glauben Sie 

denn, daß die Soldaten, welde bei den Landgerichten ers: 

feinen, in allen Fällen mit „Sie“ angeredet werden? 
Es wird diefe Frage bejaht, Ä 


Der Herr Oberauditeur Hoffmann (fortfahrend): Wenn 
fie in der Dienftfleivung erfcheinen, fo kann es fein; es 
un fi fein Soldat befchweren, wen er „Er* geheißen:: 
würde, 


Der Abg. von Rabenau (egatiundfefretär): Nicht 
nur die Soldaten, fondern alle Erſcheinenden werden bei 
den Behörden mit „Sie* angeredet, und wenn ed nicht ge⸗ 
fchieht, fo ift eine einzelne Srregularität, die, meiner Ans 
ſicht nach, feine allgemeine Gonfequenzen nach ſich ziehen 
fol, und namentlich nicht zur Folge haben kann, ‚daß die 
ferhalb eine allgemeine Verfügung an alle Eivilbehörden 
veranlaßt werde. Der Ze 
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Der Herr Oberauditeur Hoffmann: Es müßte nur 
die Anrede vorgefchrieben fein, denn fonft begeht Niemand 
einen Fehler. Es richtet ſich Jeder nah dem Gebrauch. 
Der Präfident bemerkt hierauf: Als dritter Gegen» 
fand ſteht auf unferer heutigen Zagedordnung: über den 
Erlaß ded Kriegsminifteriumd, die Abänderung ded Perfo> 
nen» und Beſoldungsbeſtandes der Mitglieder ded Kriegs» 
minifteriumd betreffend, Nachdem indeflen der Ausfchußbes 
richt erftattet war, fand fich der Herr Regierungscommiffär 
in Militärangelegenheiten, Herr Oberft Schmidt, veranlaßt, 
an den erften Ausſchuß folgendes Schreiben zu erlaffen und 
der Herr Kriegdminifter hat mir zu meiner Notiz eine 
Abfchrift dieſes Schreibend witgetheilt: 
(Redner verlieft dad Schreiben und bemerft fodann): 
Nachdem dieß Schreiben ded Meferenten des Kriegsmi—⸗ 
niſteriums eingelangt ift, ſcheint es mir angemeffen, bie 
Beratbung über dieſen Gegenftand heute auszufegen und 
dad Schreiben vorerft gedrudt zur Kenntniß der einzelnen 
Mitglieder der Kammer zu bringen. 
Der Abg. Elmert: Der Ausfhuß hat bereits vorläufig 
über dieß Schreiben Berathung gehalten und ich habe Nas 
mend ded Ausfchufles zu bemerken, daß er feine Berans 
lafjung gefunden hat, über dieß Schreiben einen weiteren 
Bericht zu erftatten. - Der Vollftändigkeit der Verbandluns. 
gen wegen möchte ed aber allerdingd angemeflen fein, das 
Schreiben vorerſt abdruden zu laffen und die Berathung 
bis dahin auszufegen. 
Der Referent ded Ausfchuffes, der Abgeordnete Volhard, 
beftätigt diefe Bemerkung und erklärt fidy mit dem Antrag 
auf Drud des Schreibend und Audfeßung der Discuſſion 
einverftanden, worauf die Kammer denfelben ebenfalld ge: 
nehmigt. 
Der Präfident fchließt die öffentlihe Sitzung und läßt 
in geheimer über folgende Gegenftände abftimmen: 
a) über die Nechenfchaftdablage ded Kriegdminifteriums, 
bezüglich der Erhöhung der Unterftügungen derjenigen 
Militärs vom Unteroffigier abwärtd, welche Feldzüge 
— aber mit Nahrungsſorgen zu kämpfen 
en. | 

1) Will die Kammer den Beſchluß über die Ausgabe 
der nach $. 25 des Landtagsabſchieds vom 28. Suni 
1847 weiter. bemwilligten Feldzugsunterſtützungen im 
Betrag von 400 fl. jährlich bis zur definitiven 
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NRechenfchaftsablage Über dad Mititärbudget von 
1843 ausgeſetzt fein laffen, dem Kriegöminifterium 
jedoch den Wunſch ausfprehen, daß aus diefem 
Fonds nicht eher wieder neue Penfionen bewilligt 
werden möchten, ald bid die Heimfälle die Aus» 
gaben unter die Verwilligung von 400 fl. vermin 
dert hätten, und daß die neu zu vermwilligenden 
Penfionen nur nah Maßgabe der disponiblen 
Fonds gefchehen dürfen? — 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

2) Will die Kammer die Belchlußnahme über die auf 
dem lebten Landtag bewilligte Ausgabe von erhöh: 
ten Feldzugdunterftügungen an vormalige Soldaten 
vom 1. Januar 1845 an, ald wogegen vor der 
Hand nichtd zu erinnern gefunden worden, bis 
zur definitiven Rechenſchaftsablage über dad Mili: 
budget 18%5 ausgeſetzt fein lafjen? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 


e) über den Antrag ded Abgeordreten Brund, den Auf: 
ruf eined Bürgers, bezüglich der Werhältniffe der 
Unteroffiziere und Soldaten und über die Penfion 
mehrerer Militärpenfionäre zu Worms betreffend. 


3) Wil die Kammer, nad) dem Antrag ded Ausfchufs 
ſes, den Antrag ded Abgeordneten Brund und bie 
Petition mehrerer Milttärpenfionäre zu Worms, 
nah Maßgabe der zu den einzelnen Defiderien 
auögefprochenen Anficht ded Ausfchuffes, der Staats 
regierung zur Berüdfichtigung empfehlen? 

Diefe Frage wird einflimmig bejaht. 

4) Will die Kammer, nach dem Antrag ded Abgeord» 
neten Hillebrand, dad Kriegdminifterium erfuchen 
auf Mittel bedacht zu fein, daß auch unbemittels 
ten Unteroffizieren die MöglichFeit gegeben werde, die 
zu ihrer Beförderung zu Offizieren nöthige Equis 
pirung, ſich zu verichaffen? 

Diefe Frage wird mit 35 gegen 1 Stimme bejaht. 

5) WIN die Kammer, nach dem Antrage des Abgeords 
neten Reb, dad Kriegdminifterium erſuchen, die in 
Betreff der Befchwerdeführung ded Militär durch 
die Verordnung vom 14. April 1848 beftehende 
Beſchränkung aufzuheben? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 
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- Der Präfident, fließt hierauf die Si ‚ indem er 

bie nächfte auf Mittwoch den 3. d. M. Vormittagd 9 Uhr 

unter näherer Beflimmung der Tagesordnung anberaumt. 
Zur Beglaubigung : 


Heffe, Wernher, Elwert, 
erſter Praͤſident. zweiter Präaſident. Sefretär. 


Bierundvierzigfte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. 


Darmſtadt, am 3. Mai 1848. 





Unter dem Vorſitz des Präſidenten Heſſe. 


Gegenwärtig: Der Herr Miniſterialrath Eigenbrodt 
und 40 Mitglieder der Kammer. 


J. Der Präſident macht folgende neue Eingaben bekannt: 


1) Communication der erſten Kammer über den von der 
Staatsregierung vorgelegten zwiſchen der Krone Preu⸗ 
Ben für ſich und den Zollverein einerſeits und dem 
Königreich beider Sicilien andererfeitd abgefchloffenen 
Handelds und Schifffahrtövertrag. 

2) Erlaß ded Finanzminifteriumd um baldige Bewilli⸗ 
gung der im Hauptovoranfchlag von 1848 vorgefehenen 
Summe zur Umpfläfterung ded Louiſenplatzes dahier. 

(Beil. Nr. 370.) 
3) Wilnfche und refp. Beſchwerden: 
a) der Gemeinde Heſſelbach, Landrathsbezirk Erbach ; 
b) der Gemeinde Eſchenrod, Kreis Nidda, überreicht 
von dem Abgeordneten Heldmann; 
c) der Gemeinde Schwabenrod, Kreis Aldfeld, über: 
reicht won dem Abgeordneten Stein; z 
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d) der Gemeinde Laudenau, Landrathsbezirk Erbach; 
e) der Stadt Schotten, Kreid Nidda, übergeben von 
dem Abgeordneten Steuernagel, 

4) Vorftelung mehrerer Gemeinden des Kreifes Büdin- 
gen, nämlich der Gemeinden Düdelsheim, Büches, 
Calbach, Nohrbah, Rinderbiegen und Orledhaufen, 
ihr Verhältniß zur Standedherrichaft betr. 

5) Vorftellung des Heinrib Höcflein zu Düdelsheim, 
Kreid Büdingen, NRüderftättung einer der Standes: 
berrfchaft über den 18fachen Betrag gezahlten Frucht: 
rente betr, | 

6) Vorftelung mehrerer Handwerker zu Lützelwiebelsbach, 
Sedmauern, Haingrund und Breitenbrunn, Zunftbe- 
fchwerden betr. | 

7) Deßgleihen mehrerer Einwohner zu Kirchbrombach, 
Landrathöbezirf Breuberg, ihre Zunftverhältniffe betr. 

8) Petition mehrerer Hofgerichtöfefretariatsaccefliften zu 
Darmftadt um Aufhebung der gefchlofienen Zahl der 
Advofaten, von dem Abgeordneten Hillebrand zu ſei— 
nem Antrag erhoben. 

9) Vorftellung ded Müllerd Jakob Geller 1. zu Edartö 
born, die Regulirung feines Pachte betr. 

10) Antrag ded Abgeordneten Sreßfchmar, die Dauer. des 
gegenwärtigen Landtags betr, ur 
(Beil. Nr. 371.) 

11) Vorftelung und Bitte der fogenannten Volkscommiſ—⸗ 
fion zu Dfarben, um Befeitigung der Erbleihpachte, 
übergeben von dem Abgeordneten Gregfchmar. 

12) Antrag deö Abgeordneten von Grolman, Namens der 
Gemeinden Damshaufen, Diedenshaufen, Friedensdorf 
und Allendorf bei Friedensdorf im Kreife Biedenkopf, 
wegen Theilung ihrer Gemeindswaldungen, eventuell 
Stellung derſelben unter die freie, felbftftändige Wer: 
waltung ihrer Ortsvorſtände. 

(Beil. Nr. 372.) 

13) Vorftelung des Ortöbürgerd und Schuhmachermeifters 
Heinrib Müller zu Alzei, wegen Auszahlung einer 
rüdftändigen Militärpenfion. = 

14) Petition des G. &. Gräcmann zu Zwingenberg, Kreis 
Bensheim, um Einführung einer Kapitals und. Klafs 
fenfteuer, um Berfchaffung von Arbeit für die Bedürf⸗ 
tigen, um Sperrung der deutichen Häfen und Grenzen 

- gegen die Einfuhr englifcher Fabritate und um Erlaß 
eined Verbots der Geldausfuhr nach England. 
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15) Erinnerungdvortrag der Großberzoglichen Landgeftütd« 
fnecbte zu. Darmftadt, ihre Vorſtellung wegen Ente 
fchädigung für entzogene Livreevergütung betr. d 

16) Vorſtellung der Gemeinde Breitenbrunn, Landrathd: 

bezirk Breuberg, Kirchengefälle betr. u 

17) Vorftelung der Gemeinde Dorndiel, Kreis Dieburg, 
einen Holzbezug ded früheren Schultheißen P. Balls 
matt zu Dorndiel, jest zu Mosbach, ald Befoldungs: 

holz, betr. | 

18) Vorſtellung derfelben Gemeinde wegen Aufhebung der 
Verbindlichkeit ded fogen. Mosbacher Hofes mit der 
Gemeinde Dorndiel zur Haltung eines Faſſelochſens. 

19) Vorſtellung derfelben Gemeinde wegen Aufhebung. der 
Verbindlichkeit zur Lieferung. einer gewillen Summe 
Beſoldungskorn an den Scullehrer zu Mosbach. 

20) Petition mehrerer Schäfer in der Herrſchaft Stter, des 
— Zanges und Conſorten zu Herzhauſen, um 

ufhebung der Hundeſteuer zu Gunſten der Schäfer. 

21) Borftelung der Veteranen im Randgerichtöbezirf Se: 
ligenftadt um Verabreichung einer Penfion, überreicht 
von dem Abgeordneten Kotheißen, | 

22) BVorftellung der Gemeinde Niederfainsbach, Landrathes 

bezirk Erbah, den Neubau der Staatöftraße" von 
Brensbach nad) der Spreng betr. | 

23) Belchwerdevorftelung des Sprachlehrerd Joh. Jakob 
Magner dahier, angeblich entzogene ftaatöbürgerliche 
Mechte betr. ) 


Bezüglich der Eingabe Nr. 1 beſchließt die Kammer die 
übliche ‚gemeinfchaftliche Adreffe. Die Eingaben Nr. 2, 20 
und 21 werden an den eriten, die Eingaben Nr. 3b, c, d 
und e, Nr, 11 und 12 an den zweiten, die Eingaben Nr. 7, 
8,9, 10, 13, 15, 22 und 23 an den dritten Ausfhuß zur 
Berichtöerftattung verwielen. Auf die Eingabe Nr. 3a be: 
fchließt die Kammer, diefelbe lediglich zu ‚den Acten zu neh— 
men, wegen mangelnder Zuftändigfeit der Kammer. Daffelbe 
wird zu der Eingabe Nr. 14 beichloffen, ſowie zu den Eine 
gaben. Nr, 6, 16— 19, und. zwar bei leßterer, weil aus der 
Beichwerdeführung nicht erfichtlich ift, daß die Beichwerde: 
führer ſich an die gefeßliche Behörde zur Abhülfe. ihrer Ber 
fchwerden vergeblich ‚gewendet haben. Bezüglich der Einga— 
ben Nr. 4 und 5 beichließt.die Kammer, ſie demnächſt bei 
Berathung über den Gefetzesentwurf, die flandesherrlichen 
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Verhältniffe betreffend, zu berüdfichtigen und bi8 dahin die 
Vorſtellungen zur Einfiht der Kammermitgliever auf dem 
Bureau offen zu legen. | 
24) Eine Eingabe ohne Namendunterfchrift wird wegen 
diefed Umftandes lediglich zu den Acten genommen. 

In Beziehung auf den von dem Abgeordneten Elmert 
und von Rabenau, Oberforftrath, früher geftellten Antrag, 
die Veräußerung der Domanialwaldungen betreffend, eröffnet 
der Präfident der Kammer, daß die in Folge feines mit 
Ermächtigung der Kammer an dad Großherzogliche Staats⸗ 
minifterium gerichteten Schreibend zu erwartende befinitive 
Entfhließung noch nicht erfolgt fei, weßhalb die Kammer 
die demnächſtige Reproduction diefed Antrags befchließt. 

II. Hierauf werden Berichte erftattet: 


1) Namens des erften Ausfchuffes, von dem Abgeordne⸗ 
ten von Riedeſel: 
a) über den Vortrag des Herrn Oberſten Schmidt, 
die nachträgliche Rechenſchaftsablage wegen Percuß 
fionirung der Handfeuerwaffen der Artillerie und 


Reiterei; 
(Beil. Nr. 373.) 
b) über den Erlaß bed Großherzogl. Finanzminifteris 


umd um. baldige ‚Bewilligung der im Dauptvors 


anfchlag von 1855 vorgeichlagenen Summe zur 
Umpfäherung beb Louiſenplatzes bahier. 
eil. Nr. 374.) 


2) Namens ded zweiten Ausfchuffes : 

a) dur den Abgeordneten Mohr: über den Antrag 
des Abgeordneten Emmerling auf Abänderung des 
Art. 84 der Gemeindeordnung; 

(Beil. Nr. 375) 

b) durch den zweiten Präfi denten Wernher: über den 
Gefegedentwurf, die Verhältniffe der Standes> und 
adeligen Gerichtöherren betr.; | 

(Beil. Nr. 376.) | 

ce) durd den Abgeordneten Köfter: über den Auntag 
des — Zitz auf Aufhebung der Standes— 
herrlichkeit und des Poſtlehens und über den Antrag 
der Abgeordneten Behlen, Keil, Koch, Grode, Stoll, 
Kinſcherf und Schmidt, wegen Aufhebung der 
Patrimonialgerichtöherrichaft; 

(Beil. Nr. 377.) 
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d) durd den Abgeordneten Hillebrand: 


a. Über den Antrag der Abgordnneten Frank und Preis 
Ber, Verbeſſerung des Volksſchulweſens betr. ; 
| (Beil. Nr. 378.) 
6. über den Antrag des Abgeordneten Otto, auf 
Einführung der Preöbyterial: und Synodalver⸗ 
faſſung für die proteftantiihe Kirche im, Groß» 
herzogihum Heſſen; 
(Beil, Ne. 379.) | 
y. über die Petition des hefliichen Volkslehrerſtandes 
um Verbeflerung ded Volksſchulweſens. 
(Beil. Nr. 380.) 


Nach zn. von dem zweiten Präfidenten 
MWernher verfaßten Berichtd über den Gefegedentwurf, die 
Berhältniffe der Standeöherren und der adeligen Gerichtd: 
berren betreffend, bemerkt: | 
Der Abg. Heldmann: Sch. habe feit dem 12. April ' 
‚einen Antrag auf Aufhebung aller Grundherrlichkeit und 
Feudalrechte, der Majorate-und Kideicommiffe geftelt. Ich 
erlaube mir in diefer Beziehung die Frage: Iſt über diefen 
Antrag ge gleicher Zeit mit dem Gefeß über die ftandeöherr: 
lichen Verhältniffe Bericht erflattet worden? Ich glaube, 
daß mein Antrag mit dem Gefeß über die Verhältniffe der 
Standed> und adeligen Gerichtöheren in fo innigem Zuſam⸗ 
menbange ftebt, dad darüber zu gleicher Zeit hätte Bericht 
erftattet werben follen. 
Der zweite Präfident Wernher: Der von mir erftats 
tete Ausichußberiht umfaßt die ſämmtlichen von dem Abs 
eordneten Heldmann bezeichneten Gegenftände Wenn er 
ih auch nicht wörtlich mit feinem Antrage befchäftigt, fo 
befchäftigt er fich doch mit den Gegenftänden feines Antrags. 
Der Abgeordnete Heldmann wird dieß bei näherer Betrach- 
tung des Berichtd finden. 


11. Die Kammer fhreitet hierauf der Tagesordnung ge: 
mäß zur Berathung: 
A. über ven Geſetzesentwurf, die freie Ausübung aller 
religiöfen Kulten betr. 


Zu Urt, 2. 

Der Abg. Mohr: Ich habe zwar Beinen Einwand 
gegen den Art. 2 felbft zu maden, ich finde mich aber doch 
zu einer Bemerkung im Allgemeinen ‚veranlaßt. Ich fee 
voraus, daß in Kolge diefed Geſetzes die confeffiorielen. Bei⸗ 


6 Protokoll 44, 


träge ‚aufhören werden, welche bisher die: Deutichfatholiken 
noch an die Römiichkatholifchen bezahlen mußten. 

Der Abg. Heldwann: Sch flele den Antrag, daß 

in diefem Artikel flatt: „bürgerliche Rechte“, gefeßt wird: 
„faatdbürgerliche Rechte.” — 

Wir haben in unſerem Staate Staatsbürger und Orts⸗ 
bürger, und es könnte der Ausdruck: „bürgerliche Rechte,“ 
zu einer Verwechſelung Veranlaſſung geben. Die Staats: 
regierung bat auch felbft auf eine deßfallfige Anfrage, nach 
Angabe des Berichtderftatterd, bereits erflärt, daß die orts⸗ 
bürgerlihen Rechte dereinft bei der Revifion der Gemeinde: 
ordnung regulirt werden follen. “ 

Der Präfident: Der Antrag ded Abgeordneten Held» 
mann beruht auf einem Irrthum. Der Auddrud: „politifche 
Rechte” bezeichnet bereitd die flaatöbürgerlichen Rechte, und 


die „bürgerlichen Rechte” find Privatrechte, Ausflüffe des 


Civilrechts. | 
Der Abg. Heldmann: Sch glaube nur nicht, daß 

unter dem Auddrud: J 

„Gleichſtellung hinſichtlich der bürgerlichen Rechte” 
auch die „ortöbürgerlihen Rechte” gemeint find, dieß wäre 
fonft ein Eingriff in die Rechte der Gemeinden ; jedenfalld 
bedarf es noch einer fchärferen Beſtimmung. Sch ftelle 
daher den Antrag, daß nah den Worten: „zur Folge” 
im erſten Abfage, zugelegt werde: 

„mit Ausnahme jedoch der ortöbürgerlichen Rechte.” 


Der Abg. Krug: Der Audfchuß ging bei der Prüfun 
des vorliegenden — von der Anſicht aus, 
durch die darin ausgeſprochene Gleichſtellung der Bekenner 
des moſaiſchen Glaubens mit den Chriſten in allen politis 
ſchen und bürgerliben Rechten an den Beflimmungen der 
Gemeindeordnung in Betreff der Ermwerbung des Ortöbürs 
zerrechtö nichts geändert werde. 
- Der Urt. 41 der Gemeindeordnung beftimmt nämlich: 
(Redner verlieft denfelben). Ä 
Sobald alfo in Gemäßheit de& vorliegenden Geleßedent: 
wurfs die Juden demnächſt den Chriften in bürgerlicher und 
politifcher Beziehung gleichgeftellt werden, fo kann jeder 
großjährige inländifche Jude gerade fo, wie jeder großjäh— 
rige chriftliche Inländer nab Art. 42 der Gemeindeordnung 
die Aufnahme ald Ortöbürger in dem Orte verlangen, wo 
fein Water oder feine Mutter dad Ortöbürgerrecht beſitzt, 
oder ald Drtöbürger geftorben ift, und ebenfo muß alsdann 
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die Beſtimmung des Art. 45 der Gemeindeordnung, in Be⸗ 
treff der Erwerbung des Ortsbürgerrechts durch die Kinder 
der dort genannten Angeſtellten auch gleichmäßig auf die 
Juden Anwendung leiden. In allen übrigen Fallen aber 
enticheidet der Art. 46 der Gemeindeordnung, fo daß alfo 
jeder großjährige inländifche Jude, ebenfo jeder großjährige 
Inländer chriftlicher Religion die Aufnahme erwirfen muß, 
worüber nad Art. 49 dem Gemeinderath die Enticheidung 
zuſteht. Es fonnte um fo weniger in der Intention des 
vorliegenden Gefegedentwurfd liegen, davon etwas zu ändern 
und zu beflimmen, daß jeder in einer Gemeinde heimathös 
berechtigter Jude ohne Weiteres und Fraft des Gefebed dad 
Drtsbürgerrecht in feiner Heimathögemeinde befigen folle, 
ald dadurch gerade eine Ungleichheit hervorgerufen und die 
Juden vor den Chriften in fo fern bevorzugt worden wären, 
ald befanntlic in Gemäßheit ded Art. 45 der Gemeindeord: 
nung nicht jeder Heimathöberechtigte verlangen kann, als 
DOrtöbürger in feiner Gemeinde ohne Weitered aufgenommen 
zu werden, fondern. nur die Kinder der dort genannten 
Staatödiener und anderer Angeftellten find berechtigt, vers 
“möge der Geburt dad Ortöbürgerreht da in Anfpruch zu 
nehmen, wo ihr Water angeftelli war, während der ange: 
ſtellte Staatödiener felbft, wenn er am Orte der Anftelung 
Ortsbürger werden will und feine Eltern dafelbft nicht das 
Ortöbürgerrecht befeffen haben, um feine Aufnahme nad): 
fuchen und wenn ihm folche geftattet wird, Einzugdgeld ber 
zahlen muß. Es fcheint mir, daß dieſes genügen dürfte, 
um den Abgeordneten Heldmann zu beruhigen. Wäre in 
diefer Hinficht noch ein Zweifel übrig gewelen, fo würde 
ich im Ausſchuß, wo ich diefen Punkt zur Sprache gebracht 
babe, .ebenfalld den Antrag geftelt haben, ausdrücklich zu 
beflimmen, daß wegen Aufnahme der nichtchriftlichen Glau—⸗ 
bendgenofien ald Drtöbürger es bis zu einer neuen deßfalls 
figen gefeßlihen Beflimmung bei den bisherigen Normen 
fein Bewenden behalte. Aber mit NRüdficht auf die von 
dem Herrn Regierungdcommiffär deßfalld gegebenen Erläu: 
terungen glaubte der Ausſchuß von einem foldhen Antrag 
abftehen zu müffen. Uebrigens dürfte diefer Gegenftand nicht 
bloß bei Revifion der Gemeindeordnung , fondern auch und 
wohl noch zweckmäßiger bei der durch den Antrag des zwei— 
ten Präfidenten Wernher und ber übrigen Mitglieder des 
dritten Ausichuffed zur Befeitigung der über dad Heimaths⸗ 
recht beftehenden Zweifel erbetenen Gefeßedvorlage feine Ers 
ledigung finden. 
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"Der Abg. Lotheißen: Der Ausfhuß hat in feinem 
Bericht gefagt: 
„Auch über dad Drtöbürgerrecht der Juden in den 
dieöfeitigen Provinzen enthält der Geſetzesvorſchlag 
feine präjudicirliche Verfügung; diefer Gegenftand bleibt 
der Revifion der Gemeindeordnung vorbehalten.” 
. Worauf ſich diefe Bemerkung flüßt, geht aus dem Auß: 
ſchußbericht feibft nicht hervor. Der Gefeßedentwurf dage⸗ 
gen ift fo allgemein gehalten, daß er allerdingd zu manchem 
und namentlich auch zu dem durch den Abgeordneten Held» 
mann angeregten Zweifel die Veranlaſſung geben Tann. 
Ich halte indeffen den in Beziehung auf Die ortöbürgerlichen 
Berhältniffe erhobenen Anftand für befeitigt, fobald ver 
Herr Regierungdcommiffär fich mit demjenigen einverflanden 
erklären wird, was der Abgeordnete Krug vorhin zur Er: 
läuterung der von mir verlefenen Stelle des Ausfchußbericht® 
bemerft hat. Der Art. 2 deö Gefeßedentwurfs dehnt die 
nur auf die anerkannten chriſtlichen Confeſſionen fi 
beziehenden Beſtimmungen des Art. 20 der Verfaſſungsur⸗ 
kunde auf alle Religionsbekenntniſſe aus, und die Motive 
ſagen ausdrücklich, daß fortan den Bekennern anderer reli⸗ 
giöſen Ueberzeugungen alle diejenigen politiſchen und bürger⸗ 
lichen Rechte ohne Ausnahme zuſtehen ſollen, welche bis—⸗ 
ber nur den Anhängern der anerkannten chriſtlichen Con—⸗ 
feflionen zugeftanden haben. Eben diefer Allgemeinheit der 
Beftimmungen ded Gefegedentwurfd zufolge, werden daher, 
wenn derfelbe ald Geſetz ins Leben tritt, auch die Ehen 
zwifchen Juden und Chriften geftattet fein, ine Beftim- 
‚ mung bierüber hätte eigentlich in ein Ehegefeg gehört und 
- zugleich darin nähere Vorfchrift Über die Form des Ehe— 
abichluffes ertheilt, insbeſondere feftgeftellt werden müffen, 
daß, im Falle der competente chriftlihe und der jüdifche 
Geiftlihe eine ſolche Mifchehe einzufegnen ſich weigern fol: 
ten, alddann eventuell eine Civilehe flattfinden könne. 
Außerdem verftebt ed ſich wohl von felbft, daß, wenn der 
Entwurf zum Geſetz erhoben wird, hierdurch auch alle 
Ausnahmsgeſetze aufgehoben Tind, welche bisher hin« 
fihtlih der Juden beftanden haben und welche ip ſchon 
auf dem Landtage von 1832 befämpft habe. 
Was insbefondere den Judeneid anlangt, fo haben 
wir Darüber bereits eine Gefegedvorlage erhalten, bei deren 
demnächftiger Berathung das weiter Erforderliche zu be— 
merken fein wird. Es beftehen aber auch außerdem noch 
gewiſſe Ausnahmögefege binfichtlih der Suden, namentlich 
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dad Gefetz, daß in dem Procefle eined Juden gegen «einen. 
Ghriften der Jude, dem Ehriften gegenüber, fein fähiger, 
oder, nach der Praxis, wenigſtens fein glaubwürdiger Zeuge 
fein fol. Auch dieſe Beſtimmung wird durch den vorlies 
genden Gefegedentwurf, wie ich glaube und hoffe, aufs 
eboben werden. Ferner beftehen noch in den beiden died- 
—* rheiniſchen Provinzen und auch ſelbſt noch in der Pro⸗ 
vinz Rheinheſſen einige Ausnahmsgeſetze, durch welche 
die von Israeliten an Chriſten gegebenen Darlehen an 
läſtige, entehrende und doch ihrem Zweck nicht entſprechende 
Formen geknüpft ſind, mit dem Bedrohen, daß die darüber 
ausgeſtellten Urkunden Feine Beweiskraft haben, wenn’ jene 
Formalitäten nieht beachtet worden find, In anderen Parse 
tifulargefegen, die noch meiter geben, ift fogar beftimmt, 
daß dad ganze Gefchäft nichtig fein fol, menn die vorger 
fchriebenen Körmlichfeiten unbeachtet geblieben find, Alle‘ 
diefe Ausnahmögefege werden durch den gegenwärtigen Ges 
fegedentwurf für die Folge aufgehoben, Sch wenigftend ziehe 
alle diefe Folgerungen aus der Allgemeinheit, in welcher 
fich der Gefeßesentwurf ausfpriht. Um aber hierüber Ge: 
wißheit zu erlangen, wünfche ich, daß fich der Herr Nes 
ierungdcommiffär über alle diefe Folgerungen beftimmt aus. 
** möge. — | 

Der Herr Minifterialrath Eigenbrodt: Es find meh— 
rere Anfragen an den Regierungscommiſſär geftellt worden 
und ich beeile mich, Darauf zu antworten. — 

Die erſte Anfrage wurde von dem Herrn Abgeordneten 
Mohr dahin geſtellt: ob die Deutſchkatholiken künftighin von 
den Beiträgen zu den Koſten des römiſch-katholiſchen Cultus 
befreit fein follten, die fie bieher zu tragen gezwungen wors 
den feier. Der Gefebedentwurf enthält hierüber eigentlich 
nichtö; indeffen folgt au dem Princip, welches demſelben 
zu Grunde liegt, aud der Gleichftellung aller Religiondbes 

enntniffe allerdings, daß man feinen Bekenner irgend: einer: 
Religion anhalten kann, zu den Koften des Cultus einer‘ 
anderen Religionsgemeinde etwa beizutragen. Dad Minis 
flerium bat in den legten Tagen in diefem Sinne auch be⸗ 
reitd auf einige Reclamationen verfügt, welchezvon Beken⸗ 
nern der beutjch = Fatholifchen Religion an vaflelbe gelangt 
waren. H 
Was fodanm die Frage wegen des Drtöbüirgerrechts be⸗ 
trifft, fo muß ich mich mit demjenigen vollfommen einverftans 
den erklären, wa3 von dem Herm Abgeordneten Krug darüber 
bemerkt worden ifl. Bis jegt entfcheiden hierüber die Artis 
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tel 45 und 46 der Gemeindeordnung. Da die Yöraeliten 

egenwärtig in der Regel nicht Ortöbürger in der Gemeinde 
And, worin fie wohnen, fo werden ihre Kinder an dem 
Wohnorte ihrer Eltern in der Regel nady Art. 41 der Ges. 
meindeordnung fein Ortsbürgerrecht in Anſpruch nehmen 
fönnen; fie werben vielmehr dad Drtöbürgerrecht vermöge 
der Geburt nur in ben Fällen des Art, 45 erwerben kön⸗ 
nen, im Uebrigen aber nad Art. 46 befonderer Aufnahme 
bedürfen. Indeſſen erinnere ich. mich nicht, daß eine Ans 
frage hierüber von Seiten ded Ausſchuſſes an mich gerich- 
tet worden wäre und daß ich darüber vor Erftattung des 
Ausfchußberichtd eine Antwort ertheilt hätte. Es fcheint 
mir dieß jedenfalls ein Gegenftand zu fein, der bei der Res 
vifion der Gemeindeordnung geordnet werden muß; aber ich 
glaube nicht, daß die Sache in der Art geregelt werden darf, 
daß nach Werfchiedenheit der Religionsbekenntniffe eine Vers 
ichiedenheit von Rechten fortdauert, fondern wenn man ges 
wiſſe Beichränfungen in Bezug auf die ortöbürgerliche Aufs 
nahme für nothwendig hält, fo dürfen ed nur folche fein, 
die nicht auf. Verfchiedenheit der Religion beruhen. 

Was die Frage betrifft, ob künftig zwiſchen Chriften 
und Suden Ehen abgefchloffen werden fönnen, fo muß ich 
diefelbe bejahen. Der Art. 2 ded Gefebesentwurfd ift fo 
umfaflend, daß, meiner Anficht nach, darüber fein Zweifel 
obwalten kann, ob die Unfähigkeit eines Juden, mit einer 
Ghriftin eine Ehe einzugehen , oder umgekehrt, fortbeftehen 
werde oder nicht. Es iſt dieß überdieß eine Befchränfung, 


| welche fo fehr gegen den Geift der Zeit angeftoßen hat, 


daß ed gar nicht möglich gemelen fein würde, fie länger: 
aufrecht zu erhalten; denn wenn, wie dieß unlängft in 
Königsberg der Fall geweſen, Ehen zwilchen Juden und 
ChHriften wirklich abgeichloffen worden find und diefelben 
hernach durdy die Staatögewalt gewaltfam auseinander ges 
riffen werden follen, fo ift dieß ein Zuftand, der unmöglich 
fortdauern kann. Es gebt jedenfald daraus bervor, daß 
die Kluft, welche in früheren Zeiten zwifchen Chriften und 
Juden befland und melde eine Abneigung gegen folcye 
Ehen begründete, thatfächlich nicht mehr befteht. Und wenn 
die Gefeggebung nunmehr folche Ehen geftattet, fo geftattet 
fie eben dad, was man allgemein für erforderlich hält. 
Allerdingd wird die Folge dieſes Grundfaged fein müffen, 
daß wir zur Civilehe gelangen, aber nicht bloß zu einer 
eventuellen Givilehe , für den Fall nämlich, daß die Trauung 
verweigert werden follte, fondern zur Givilehe überhaupt, 
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Wenn bis jest. feine Vorlagen. in der Beziehung ges 
macht worden find, fo ift der Grund hiervon, daß man 
fih an das Allernothwendigfte hat haften müflen, an Das— 
jenige, was nothmwendig war, um nur wenigftend provifos 
rifch einen geregelten Zuftand herzuftelen. Nach diefem 
Gefihtöpunft muß der. Gefeßedentwurf beurtheilt werden, 
der von dem Herrn Juftizminifter Kilian über die Ausdeh— 
nung des proteflantiichen Kirchenrecht auf die Deutfchla« 
tholiten und über die Beurkundung ded Perfonenftandes in 
die Kammer gebracht worden iſt. Es ift-dieß ein bloße 
Proviforium, und ich glaube, daß die Maßregel ald Provi: 
forium nicht unpaflend gefunden werden wird. 

Ueber den Judeneid ift ein ‚befonderer Gefeßedentwurf 
bereitd an die Kammer gekommen. Daß die Juden Fünf: 
tigbin nicht mehr unfähig find, in Procefien zwiſchen 
Chriften und Juden ald Zeugen aufzutreten, liegt, meiner 
Anfiht nad, in den Worten ded Art. 2 ded Gefehesents 
wurfs. Und ebenjo können darnach diejenigen Befchrän: 
kungen nicht mehr fortbeftehen, die den_Suden bisher, hin: 
fihtlid ihrer Gontracte oder der Errichtung von Urkunden 
über Rechtögefchäfte, die fie mit Chriften abgefchloffen haben, 
auferlegt waren. 

Ich hoffe, daß diefe Erläuterungen über den Sinn des 
Gefegedentwurfd, der mir Übrigend auch an fich nicht zwei- 
felhaft fcheint, ‚vollfommen beruhigen werden. 

Der Ag. Reh: Erft durch die Erläuterungen des 
Herrn Regierungscommiflärd ift mir der Art. 2 unflar ge: 
worden. Ich ging davon aus, daß der Art. 2 des vorlies 
genden Gelegedentwurfd die Art. 46 und 48 der Gemeinde 
ordnung in der Art aufhebe, daß das religidfe Bekenntniß 
fernerhin Feine Beſchränkung in Beziehung auf die Erwers 
bung der ortöbürgerlichen Rechte abgeben könne. Aber nad) 
demjenigen, was der Herr Regierungscommiffär bemerkt 
bat, muß.ich annehmen, daß der Art. 48 der Gemeindes 
ordnung noch fortbeftehen bleibt, weßhalb ich dad Amendes 
ment ftelle, daß er ausdrücklich für befeitigt erflärt wird, 

Meine Herren, ib wüßte in der That nicht, wie wir 
eine Maßregel diefer Art annehmen fönnten, die nur eine 
balbe ift. Weßhalb follten wir im Allgemeinen erklären: 
die Verſchiedenheit ded religiöfen Bekenntniſſes begründet 
keinen Unterſchied mehr in Beziehung auf die allgemeinen 
politifhen und bürgerlihen Rechte, und doc nachher die 
Ausnahme beftehen laffen, daß, wenn von dem Erwerb ded 
Ortöbörgerredhtd die Rede ift, gefragt werden kann, bift 
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— 
du ein Chriſt oder biſt du ein Jude? Dieß iſt offenbar 
eine halbe Maßregel, mir ſcheint aber, die Zeit iſt gekommen, 
daß man von halben Maßregeln abſieht und einen Grund⸗ 
fa, den man im Allgemeinen ald richtig anerkennt, auch 
in feiner Allgemeinheit einführt. Ich empfehle daher das 
von mir geftellte Amendement der Annahme der Kammer. 

Daffelbe wird unterftüßt. 

Der Abg. Mohr: Sch bin ebenfalls von der Anficht 
ausgegangen, daß diefe Beſchränkungen ſchon nach der Faf- 
fung des Art. 2, wie er vorliegt, aufgehoben werden würden. 

Der Abg. von Günderode: Mir ift von vielen Seiten 
der Wunſch audgelprochen worden, daß man durch den vor: 
liegenden Gefegedentwurf die Juden in Feiner Weiſe für 
berechtiget erklären folle, an dem Genuffe der Gemeinde: 
allmende Theil zu nehmen. Dieß würde aber dennoch der 
Fall fein, wenn ed nicht ausdrücklich in dem Art. 2 gewahrt 
wird. Es fol zwar das Erforderliche bei der Revifion der 
Gemeindeordnung vorgefehen werden, aber bis die Gemeinder 
ordnung revidirt wird, kann es noch fehr lange dauern und 
in der Zwiſchenzeit werden in ‚vielen Gemeinden, die be: 
deutended Privatvermögen haben, die Suden ſich ald Orts⸗ 
bürger in die Gemeinden aufnehmen laflen und dadurch 
die übrigen Gemeindeeinwohner in ihrem Eigenthum fchmä= 
lern. Dann möchte ich mir noch an den Herrn Regie— 
rungdcommiffär die Frage erlauben, wie es denn mit der 
religiöfen Erziehung der Kinder gehalten werden foll, die 
aus der Ehe zwifchen Chriften und Juden entipringen? 

Der Herr Minifterialratb Eigenbrodt: Meiner An« 
fiht nad wird fich der Staat Fünftighin gar nicht mehr 
darum zu kümmern haben, in welcher Religion die Aeltern 

ihre Kinder erziehen laffen wollen, ed ift dieß rein eine 
Sadye der Xeltern. | 

Der Abg. Heldmann: Wir haben Gemeinden im 
Großherzogthbum, wo die Hälfte der Ortdeinwohner aus 
Iſraeliten beſteht; die chriftliche Hälfte hat ein Gemeinde: 
vermögen, welches ich nicht anders, als ein Geſellſchaftsver⸗ 
mögen der chriftlichen Gemeinde betrachten kann. Ich bin 
meit entfernt, den Iſraeliten die ihnen zugeficherte Emans 
cipation verfümmern zu wollen; durch die unbedingte Aufs 
nahme der Sfraeliten ald Ortöbürger, die ich ihnen nicht 
flreitig machen möchte, würden fie aber in dem Genuß dieſes 

efellichaftlichen Vermögens, woran fie Feinerlei Rechtdan 
ae haben, ohne dafür ein Aequivalent zu geben, eintreten, 
und dieß halte ich für eine Ungerechtigkeit. Ich will Sie, 
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meine Herren, auf die Folgen dieſes Eintritts aufmerkſam 
machen. Wir hören jest ſchon in vielen Theilen Deutſch⸗ 
lands von Berfolgungen der Siraeliten. Würde aber die 
gefammte ifraelitifche Bevölkerung ‚in Folge dieſes Gefeges 
auf einmal heil an dem Genuß der Gemeindeallmende 
nehmen können und , würden die Gemeinden gezwungen 
werden, mit ihnen zu theilen, fo wäre die Kolge Davon eine 
allgemeine Judenverfolgung. Ich ftelle daher den Antrag, 
zu dem Artikel 2 folgenden Zuſatz zu machen: „durch das 
gegenwärtige Geſetz erleiden die betreffenden Beftimmungen 
der Gemeindeordnung über den Erwerb ded Drtöbürgerrechtd 
von Seiten der Siraeliten in der Provinz Starfenburg und 
Oberheſſen vorerft Feine Aenderung. Es bleibt die Ordnung 
diefed Gegenftanded der Nevifion der Gemeindeordnung vors 
behalten.“ 

Der Präfident: Ich gebe dem Ermeſſen ded Abge: 
orbneten Heldmann anheim, obwohl der zweite Sat feines 
Antrags in ein Gefeb gehören mag. Der erfte kann Theil 
eines Geſetzes werden. 

Der Abgeordnete Heldmann: Ich habe nichts das 
gegen, wenn der zweite Satz meines Amendements wegfällt 
und will denſelben daher ſtreichen. 

Dad Amendement wird in diefer Weiſe unterftügt. 

Der Abg. Krug: Sch habe fchon vorhin die Gründe 
angegeben, aus denen der Ausfchuß der Anficht war, 
dab durch den vorliegenden Gefegedentwurf an den Bes 
flimmungen der Gemeindeordnung über Ermwerbung des 
Drtöbürgerrechts nichtd geändert werde. Nachdem indeflen 
Zweifel darüber erhoben worden find, fo unterſtütze ich den 
Antrag ded Abgeordneten Heldmann, indem dadurch jeder 
mögliche Zweifel bejeitigt wird. ch wiederhole übrigens, 
daß, wenn man hier beftimmen wollte, daß alle großjährigen 
inländifchen Juden ohne Weitered Ortöbürger in ihrer Hei 
mathögemeinde würden, offenbar eine Ungleichheit dadurch 
hervorgerufen werden würde, indem alddann die Juden ins 
fofern befier geftelt würden, als diejenigen großjährigen In— 
länder chriftlicher Religion, die an einem Orte angeftellt find, 
wo ihre Aeltern nicht Ortöbürger find oder waren und beß- 
bald, in Gemäßheit ded Artikels 45 der Gemeindeordnung, 
das Drtöbürgerredht nur durch befondere Aufnahme erwerben 
können. Dem Herrn Regierungscommiffär bin ich eine Ers 
läuterung in Bezug auf meine Erklärung fchuldig, daß der 
Ausſchuß mit Rückſicht auf die von demfelben erhaltenen 
Erläuterungen von einem Antrag auf ausdrädliche Aufrechts 
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erhaltung der deßfalfigen Beftimmungen der Gemeinbeorb:: 
nung abgeftanden ſei Als der Berichtderftatter den Ge: 
genftand unferer heutigen Berathung zum Erftenmale im 
Ausſchuß zur Sprache brachte und fich Über die Erwerbung 
des DOrtöbürgerrechtd von Seiten der Juden Zweifel erhoben, 
wurde auf meinen Wunfch befäbloffen, den Herrn Regies 
rungscommiſſär zu bitten, der nächſten Ausſchüßſitzung beis 
zuwohnen, um jomohl hierüber, ald auch über die Ehen 
wifchen Suden und Chriften, fowie über die Kormel des 
R ideneided nähere Audfunft zu ertheilen, weil der Berichts⸗ 
erftatter von der Anficht audging, daß durch dieſes Gefeß 
auch der biöher übliche Zudeneid abgeichafft werde, wogegen 
ich mich jedoch auf dad Beſtimmteſte erflären mußte; indem 
fonft in den Provinzen Starfenburg und Oberheſſen gar 
keine Form eriftirt hätte, wonach die Gerichte einen Juden 
hätten beeidigen können. In der folgenden Ausfhußfigung, 
welcher jedoch der Herr Regierungscommiffär nicht beimohnte, 
wurde nun, wie der Abgeordnete Köfter beftätigen wird, 
von dem Berichtöerftatter erklärt, daß nach den ihm durch 
den Herrn Regierungscommiflär ertheilten mündlichen Aufs 
fchlüffen die Staatöregierung allerdingd von der Anficht 
audgehe, daß durch den vorliegenden Gefeßedentwurf an den 
Beilimmungen der Gemeindeordnung über Ermwerbung des 
Drtöbürgerrechtd nichtd geändert werde, und. daß der Ans 
fiand wegen des Judeneides fich dadurch erledige, daß die 
Staatöregierungen in der Kürze einen deßfallfigen befondeten: 
Gefegedentwurf in die Kammer bringen werde, was inzwis 
chen auch wirklich geſchehen iſt. Was nun die Ehen zwi: 
ſchen Juden und Chriften betrifft, fo ift bekanntlich in den 
beiden diesſeitigen Provinzen der Grundfag, daß dad Eherecht 
a bürgerlichen Gefeßgebung angehöre, noch nicht verwirk« 
icht. | 
Will man, wofür die große Mehrzahl der zweiten. Kams 
mer mit mir auf dem vorigen Pandfage geftimmt hat, 
die Ehen zwiſchen Juden und Chriften für zuläffig erklären, 
fo kann dieß zwar wohl in diefem Geſetze geſchehen, allein 
nothwendig iA dann aber auch zugleich, daß die Givilehe 
eingeführt wird; denn wollte man hier ausdrüdlich die Ehe 
zwilchen Suden und Chriften für erlaubt erklären, fo würde; 
jo lange nicht auch zu gleicher Zeit dad Inſtitut der Eivil« 
ehe eingeführt ift und auf diefe Weile denjenigen, melde 
eine ſolche Ehe eingeben wollen, auf geſetzlichem Wege auch 
eine Zrauung zugefichert wird, jene Beftimmung, wenn ich 
mich fo ausdrüden darf, in der Luft ſchweben; denn ich 
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bin überzeugt, daß wenigſtens kein katholiſcher Geiſtlicher 
eine Ehe zwiſchen Juden und Chriſten, als dem Kirchen⸗ 
geſetz entgegen, einſegnen wird, und bezweifele ſehr, ob 
auch die große Mehrzahl der evangeliſchen Geiſtlichen, ob 
ſelbſt die Rabbinen die Trauung vornehmen werden. So 
lange diefe nicht für einen rein bürgerlichen Act erklärt, und 
die Givilehe eingeführt wird, Tann man nicht beftimmen, 
daß die Ehe zwiſchen Juden und — erlaubt ſei; denn 
eine weiſe Geſetzgebung wird es vermeiden, das Dilemma 
hervorzurufen, daß der Geiſtliche hinſichtlich feiner Pflich: 
ten entweder gegen dad Kirchen: oder gegen dad Gtaatös 
gefet in Widerſpruch gefegt wird. Das Kirchengefeg vers 
bietet ihm aber eine Ehe zwiſchen Suden und Ehriften ein: 
ufegnen. Sobald indeß dad Inſtitut der Givilehe einge: 
—* iſt, erledigt ſich dieſer Anſtand ganz von ſelbſt, indem 
alsdann durch die Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten, 
in Anſehung der bürgerlichen Rechte, das ſie trennende 
Ehehinderniß entfernt wird. | 
Was die religiöfe Erziehung der Kinder aus folchert 
Ehen betrifft, welche von dem Abgeordneten von Günde— 
rode zur Sprache gebracht worden ift, fo fcheint e& mir, 
daß, wenn ein Jude mit einer Chriftin eine gültige Ehe 
abichließt, die jetzt ſchon über die religidfe Erziehung der 
Kinder aus gemifchten Ehen geltenden Beftimmungen eben: 
falle Anwendung leiden und hiernach die aus einer folchen 
Ehe entfpringenden Kinder Juden werden, wenn nicht in 
dem Chevertrag ausdrücklich etwas anderes beſtimmt iſt. 
Den von dem Abgeordneten Mohr — Anſtand 
ſodann anlangend, ſo hat bereits der Hert Regierungscom⸗ 
miſſär darauf geantwortet, auch mir ſcheint es keinem Zwei⸗ 
fel zu unterliegen, daß in Zukunft fein Deutſchkatholik mehr 
zu den Cultuskoſten der Römifch-Fatholifchen beigezogen wers 
den darf, fowie denn Überhaupt die'deßfallfigen Ausgaben 
der einzelnen Gonfeffiondgemeinden von denen der politis 
ſchen Gemeinden durchaus getrennt werden müffen. 

Was zulegt den von dem Abgeordrieten Lotheißen bes 
rührten Zweifel betrifft, fo bin auch ich der Anficht, daß 
nad den Flaren Worten ded Art. 2 des Gefebed alle civil 
rechtliche Beſchränkungen in Beziehung auf die Juden auf: 
gehoben werden. | 

Der Abg. Reh: Ich will mir erlauben, die Kammer 
darauf aufmerkſam zu machen, welche Vorfchriften die Ges 
meindeordnung bisher hinfichtlich der Aufnahme der Juden 

Protokolle z. d. Verh. d. 2. Kam. II Bd. 8 
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als Ortöbürger enthalten hat. In Betreff der Ehriften ift 
in dem Art. 46 der Gemeindeordnung beftimmt : 

„Seder großjährige Inländer chriftliher Religion, in 

fo fern nicht die Kriegödienfipflibt im Wege ftebt, 

ift berechtigt, da, wo ihm das Recht, Ortöbürger zu 

werden, nicht vermöge der Geburt zufteht, die Auf: 

nahme ald Drtsbürger zu verlangen.“ 

Dann fagt der Art. 48: 

„Die Snländer moſaiſcher Religion fiehen, wenn fie 

dad Staatsbürgerrecht befißen, für fih und ihre Fa— 

milien den chriftlichen Inländern hierin gleich. Haben 

fie dad Staatöbürgerrecht nicht, fo bleibt e$ vor der 

Hand bei den biöherigen Normen.” 
Der Unterſchied zwiſchen Chriften und Juden, in Bes 
treff der Ermwerbung des Ortöbürgerrechtö beftand hiernady 
darin, daß jeder chriſtliche Snländer fofort, wenn nur Die 
weiteren geleßliben Worausfegungen für ihn beftehen, das 
Drtsbürgerrecht in einer Gemeinde fordern kann. Die Zus 
den aber find, unter fonft gleichen Berhältniffen, nur dann 
p dieſer Forderung berechtigt, wenn ſie Staatsbürger 
ind. 
Weänn ich nun annehme, daß der Art. 2 des vorliegen« 
den Geſetzesentwurfs das, was er wörtlich audfpricht, auch 
dem Sinne nach auöiprechen fol, daß nämlich die Verſchie— 
denheit ded religiöfen Bekenntniſſes nicht mehr eine Ver: 
ſchiedenheit in den politifchen oder bürgerlichen Rechten nad) 
fi ziehen fol, fo fnüpft fi daran nothwendig die Folge, 
daß die Juden auch in Betreff der Erwerbung der Orts— 
bürgerrechte den Ghriften gleich ftehen müſſen; ich wüßte 
wenigftens nicht, wie man den Art. 2 des Gefegedentwurfg 
anders interpretiren könnte. Er würde nur dann befchränft 
interpretirt werden müflen, wenn dieß ausdrüdlich audges 
ſprochen wäre; fo generell aber, wie er gefaßt ift, läßt 
fih nicht andered daraus folgern, als daß die Juden, 
wenn fie Snländer find, unter den fonft gegebenen ger 
feglihen Vorausſetzungen die Aufnahme ald Ortsbürger in 
jeder Gemeinde fordern Fönnen. | 

Der Abgeordnete Krug hat eingewendet, ed würde durch 

eine Auslegung ded Art. 2, wie ich fie gegeben habe, ſo⸗ 
fort nach Publication des Geſetzes fämmtlihen Juden in 
den Gemeinden, worin fie wohnen, dad Ortöbürgerrecht 
ertheilt fein. Dem ift indeffen nicht fo, vielmehr ed würde 
den Juden dadurch nur die Möglichkeit gegeben fein, fich 
in derfelben Weife, wie die Chriften, um dad Ortöbürger- 
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vecht in den Gemeinden zu ‚bewerben. Damit wird auch 
bad, was der Abgeordnete Heldmann beforgt hat, fich be: 
feitigt finden, daß nämlich durch Annahme ded Art. 2 in 
dem von mir gegebenen Sinne, ſich fofort eine bedeutende . 
“Aufregung gegen die Juden in den Gemeinden bilden würde. 
Woran follte fich eine folche Aufregung Enüpfen? Wenn 
“ein Jude demnächft die Aufnahme ald Ortsbürger nach den 
gefeglihen Vorausſetzungen verlangt, To fteht es den Ge—⸗ 
meindevorftänden frei, zu prüfen, ob er wirklich in der Lage 
ſich befindet, dad Ortsbürgerrecht fordern zu fönnen. 
Ich muß aber wiederholt bitten, daß wir bei einer fol« 
den Maßregel und durch Rückſichten auf die angeblich vor» 
berrichende ungünftige Stimmung gegen die Juden durch 
alte Borurtheile nicht zurüdhalten laſſen, dad zu thun, 
was wir in jeder Rüdficht für nothwendig, für gut, für 
politifh und chriftlih halten. Wenn Sie zum Nachtheil 
der Juden die betreffenden Beftimmungen in den Gemeinde: 
erdnungen noch fortbeftehen laffen, fo fanctioniren Sie wies 
der das alte Princip, nach welchem der Staatsangehörige 
gefragt wird: Mas ift dein Glaube? Der Staat hat 
nach dem Glauben nichts zu fragen, er hat nur darnach 
zu fragen, ob die Anhänger der verichiedenen Glaubens: 
befenntnifle die Gefege befolgen, wie fie beftehen, und je— 
der Glaube genießt den Schuß des Staates. 

Der Herr Minifterialrath Eigenbrodt; Als der Herr 
Abgeordnete Reh zuerfi demjenigen widerſprach, was ich 
vorhin geäußert babe, fo erwartete ich, daß er die von mir 
geäußerten Anfichten beftreiten werde, aber aus dem, was 
er foeben bemerft hat, muß ich fchließen, daß er ganz mit 
mir einverfianden if. Nah dem Art. 48 der Gemeinde: 
ordnung follen die Inländer mofailcher Religion, wenn fie 
das Staatöbürgerrecht befigen, für fi und ihre Kamilien 
den chriftlichen Snländern gleich ftiehen. Da nun nad dem 
Urt. 2 ded Geſetzesentwurfs den Snländern mofaifcher Re: 
ligion dad Staatöbürgerrecht zuftehen wird, fo folgt mit 
Nothwendigkeit hieraus, daß fie, wie jeder chriftliche Ein: 
wohner, nad Art. 46 der Gemeindeordnung dad Ortöbür- 
gerrecht da in Anſpruch nehmen können, wo ihnen das 
Recht darauf nicht vermöge ihrer Geburt zufteht. In wie 
weit letzteres der Fall fei, wird der unverändert fortbeftehende 
Art. 41 der Gemeindeordnung beflimmen; auf den Grund 
diefed Artikels werden die Juden die Aufnahme nur felten 
in Anfpruch nehmen können; denn es heißt hier: „Wermöge 
der Geburt ift jeder großjährige en fern nicht 
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die Kriegspflicht im Wege ftehet, berechtigt, Ortöbürger an 
dem Orte zu werden, wo fein Water oder feine Mutter zu 
der Zeit, wo er dieß thun will, das Ortsbürgerrecht befißt 
oder ald Ortöbürger geftorben ift.“ \ 

Sie haben hiernach alfo nur dann dad Ortöbürgerrecht 
an dem Wohnort ihrer Eltern unbedingt anzufprechen, wenn 
‚entweder ihre Eltern zu der Zeit, wo fie Ortöbürger mer: 
den wollen, dad Ortöbürgerrecht daſelbſt befißen oder als 
Ortöbürger dort geftorben find. Ich bin damit ganz eine 
verftanden, wenn der Herr Abgeordnete Reh bemerkte, daß, 
wenn ber Entwurf in diefem Sinne genommen werde, er 
eine Aufregung gegen die Juden gerechter Weile nicht hers 
vorbringen könne, denn der Jude erhält ja nur dad näms 
liche Recht, wie jeder andere Inländer auch; die Gemeinden 
können, auf den Grund ded Artikels 46 der Gemeindeords 
nung, in den geeigneten Fällen die Aufnahme immer vers 
weigern, und ed tritt alfo der Fall nicht ein, daß durch Ans 
nahme des Gefegesentwurfd die Juden ohne Weiteres zu dem 
Allmendengenuß in derjenigen Gemeinde gelangten, worin 
fie bisher nicht Ortöbürger waren. Es fcheint mir daher, 
daß bei diefer Auslegung ded Geſetzes alle Beforgniffe in 
der geäußerten Beziehung fchwinden müffen. Indeſſen ift 
nichts dagegen zu erinnern, wenn dad Amendement des Abe 
geordneten Heldmann, welces diefe Auslegung des Geſetzes 
‚ ausdrüdlich feftftelt, dem Geſetze beigefügt wird. 

Der Abg. Kahlert: Ich will mir bloß in Beziehung 
auf dasjenige, mad der Abgeordnete Heldmann wegen der 
befürchteten Gefährdung ded Gemeindevermögens durch die 
Aufnahme der Juden bemerkt hat, einige Worte erlauben. 

Sch halte diefe Befürchtung für fehr gegründet. Als 
man die Gemeindeordnung erließ, beftanden auch Beifaflen 
und Gemeinddleute, und man hat mit Rüdficht auf die Bes 
einträchtigung, welche den Gemeinden an ihren gefellfchaft: 
lichen Vermögen zugefügt worden wäre, wenn man auch 
die Beifaffen fofort für gleichberechtigt an den Gemeindes 
nußgungen erklärt hätte, eine Ausnahme in dem Artikel 93 
und 94 der Gemeindeordnung gemacht. Man hat nament⸗ 
lich in dem Artikel 93 gefagt: 

„Den zur Zeit der Bekanntmachung diefed Geſetzes 
in denjenigen Theilen der Provinzen Starfenburg und 
Dberheflen, in welchen ein Unterfchied zwifchen Bei⸗ 
faflenrecht und vollem Bürgerrecht noch zur Zeit bes 
fteht, vorhandenen Mitgliedern einer engern Gemeinde 
(Gemeindsleuten, Bürgern), bleibt der bisherige Ans 
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theil an der Benutzung oder dem Ertrage ber. Ger 
meindegüter lebenslänglih, ohne daß er durch Aufs 
nahme neuer Ortöbürger geichmälert werden könnte.“ 

Die Beifaffen find allerdings damald Ortsbürger, aber 
für nicht, betheiligt an dem Gemeindevermögen geworben, 
und icy glaube, ed könnte, um dad Princip durchzuführen, 
wie man ed durchgeführt zu fehen wünfcht, eine Ausnahme 
in der Art gemacht werden, indem man entweder bie nach 
‚ biefem Gefege ald Drtöbürger aufgenommen werdenden Su: 
den zur Zeit noch nicht an dem Gemeindevermögen betheis 
ligt oder ihnen anmuthet, bei ihrer Aufnahme ald Ortsbür⸗ 
ger einen gewiſſen Beitrag zu dem Gemeindevermögen zu 

eben, der etwa dem Beitrag entfpricht, den jeder aus dem 
emeindevermögen zu empfangen bat. 

Der Abg. Eresihmar: Mit dem, was ber Redner 
vor mir ‚bemerkt bat, bin ich ganz einverflanden; indem 
jest fchon jeder chriftlihe Staatsbürger, wenn er Drtö- 
bürger werden will, gezwungen ift, ein gewiffes Einzugögeld 
zu bezahlen, welches den aus dem Gemeindevermögen von 
ihm zu beziebenden Revenuen ziemlich gleich fommt. Dar⸗ 
um glaube ih auh, daß man die Beftimmung beifügen 
fönnte, daß die Suden, wenn. fie, nachdem fie dad Staatds 
bürgerrecht erlangt haben, das Ortöbürgerrecht in Anſpruch 
nehmen, angehalten werben, ein gewiſſes Aequivalent zu bes 
zahlen, welches mit der Nußnießung, die fie in der Ge» 
meinde demnächſt zu beziehen haben, in gleihem Berhält: 
niß ftehen würde. Dadurch wäre den Uebelftänden, die der 
Abgeordnete Heldmann hervorgehoben hat, abgeholfen. Diefe 
Berordnung befteht jest Ichon. In Oberheſſen, wo viele 
Gemeinden find, die noch bedeutendes Gemeindevermögen 
befigen, muß Jeder neu recipirt werdende Ortöbürger ein 
verhältnißmäßiges Meceptiondgeld geben, welches ganz ana» 
log ift dem Nuten, den er aus dem Gemeindevermögen zu 
erwarten bat. 

Der Präfident macht den Abgeordneten Kahlert dar: 
auf aufmerkfam, daß feine Idee, da Fein förmlicher Antrag 
geftellt worden, nicht zur Abftimmung kommen fönne. 

Der Abg. Kahlert: Die Mitglieder einer engern Ge: 
meinde, namentlich einer Gemeinde, wo Gemeindevermögen 
befteht, haben ein Recht auf den Bezug der Vortheile und 
Genußtheile, welche aus diefem Vermögen entipringen. Es 
gibt Gemeinden im Lande, wo ein Bürger 5 felbft 6 Steden 
Hol; jährlich befommt. Wenn nun viele Juden in einer 
folhen Gemeinde ſich befinden, und nad Erfcheinen diefes 
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Gefehed in Gemäßheit des Artikels 46 der Gemeindeordnung 
ald Drtöbürger aufgenommen. werden müflen, fo werden 
fie an dem Genuffe aus dem Gemeindevermögen mit be: 
theiligt und die ältern Gemeindeglieder werden beichränft, 
d. h. ihre Genußtheile werden verkleinert. Darum halte ich 
ed für nöthig, daß, wenn ein Jude aufgenommen wird, er 
auch ein Aequivalent zu bezahlen hat, welches ihn beredy: 
tigt, an den Genußtheilen der Übrigen Ortöbürger Antheil 
zu nehmen. Ich ſtelle daher den förmlichen Antrag, Daß 
in dem Artikel 2 vorgefchrieben werde, daB, wenn eine en» 
gere Gemeinde Vermögen hät, aus weldem die Ortsbürger 
befondere Genußtheile befommen, bei der Aufnahme eines 
Söraeliten von demfelben ein Aequivalent bezahlt werden 
muß, welches ihn mit den übrigen Ortöbürgern gleich bes 
rechtigt. 4 

Der Abg. Hillebrand: Ich hatte, als ich mich zum 
Wort meldete, die Abficht, dad Amendement des Abgeord: 
neten Reh zu unterflügen. Ich kann dieß nun um fo mehr, 
nachdem ich die Erklärung ded Herren Regierungscommiſſärs 
gehört habe. 

Was dad Bedenken des Abgeordneten Heldmann betrifft, 
daß die Juden leicht Gegenftand der Aufregung und Ber: 
folgung werden fönnen, wenn man fie mit den Befennern 
ded chriftliihen Glaubens in der fragliden Hinficht gleich: _ 
ftellen wolle, fo glaube ich, daß man bei der Frage, was 
an fich für recht iſt, und der bezüglichen legiälativen Rege⸗ 
lung auf foldye Eventualitäten Feine Rüdficht nehmen dürfe, 
Wohin würde man überhaupt bei der Gefeßgebung fommen, 
wenn bderlei Zufälligkeiten ald legislative Begründungsmos 
mente gelten follten? Weiter habe ich in Beziehung auf 
dasjenige, was der Abgeordnete Kahlert vorgebracht, zu be= 
merken, daß man von Seiten der Gemeinden nur dann bes ‘ 
rechtigt fein ann, ein Xequivalent von denjenigen Iskaeliten, 
welche auf die bezeichnete Weile ald Ortsbürger eintreten, 

zu verlangen, wenn auch die chriftlichen Staatsbürger bei 
ihrer Aufnahme ald Ortöbürger ein ſolches zu entrichten 
haben. Sol dieß nicht der Kal fein, fo fann man nad 
dem Grundlage der Gerechtigkeit und Gleichheit auch d 
Söraeliten eine ſolche Zeiftung nicht zumuthen 

Der Abg. Köfter: Ich war im Ausſchuß nicht für 
die Aufnahme der Bemerkung binfidtli des Drtöbürger: 
rechtö der Juden in den Bericht. Mir ift der Sinn des 
Geſetzesentwurfs in dieſer Beziehung nicht zweifelhaft ges 
weſen, id, habe ihn immer fo auögelegt, wie der Abgeord⸗ 
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nete Reh und der Herr Negierungscommiffär. Offenbar 
ift der Art. 2 ded Entwurfs dahin zu: interpertiren, daß im 
Art. 46 der Gemeindeordnung die Worte: „hriftliche Reli⸗ 
gion“ ald geflrihen und der Art. 48 der Gemeindeordnung 
ald aufgehoben zu betrachten ſei. Durch dad Gefeß erlan- 
gen alle Juden Staatöbürgerreht und in Folge davon kön— 
nen fie auch an allen Orten die Aufnahme ald Ortöbürger, 
wie jeder ortöfremde Inländer verlangen. Das Gefeb ent: 
bält alfo allerdings eine Beftimmung über die Erwerbung 
des Ortsbürgerrechts durch die Juden. Bloß die Beſorgniß, 
daß das Geſetz fo verflanden werden möchte, als ob die 
Juden in Folge deflelben fofort die Eintragung in die Orts⸗ 
bürgerlifte an dem Orte verlangen könnten, wo fie wohnen, 
auch wenn ihre Väter nicht Ortöbürger dafelbft würden 
oder geweſen 'wären, hat zu der fraglichen Bemerkung des 
Ausſchuſſes Veranlaſſung gegeben, Allein diefe Beforgniß 
wird durch die Faſſung des Gefeßedentwurfs, meiner An: 
ſicht nad, keineswegs begründet. Wenn übrigens von dem - 
Abgeordneten Krug bemerkt worden ift, daß im Ausfhuß 
erklärt worden fei, der Herr Regierungscommiflär habe mir 

efagt, es folle durch das vorliegende Geſetz an den Be: 
—— der Gemeindeordnung nichts geändert werden, 
ſo beruht dieß auf einem Irrthum. In dieſer Beziehung 
habe ich keine Aeußerung des Herr Regierungscommiſſärs 
referirt. Zur Erläuterung bemerke ich übrigens noch, daß 
ich ſelbſt zwar nicht Berichtserſtatter über den vorliegenden 
Geſetzesentwurfs bin, daß ich aber, als auf Vorlage des 
Berichts des Abgeordneten Zitz ſich Anſtände erhoben, eine 
Rückſprache mit dem Herrn Regierungscommiſſär übernahm 
und hiernächſt in Abweſenheit des Berichtserſtatters die Sache 
nochmals im Ausſchuſſe zum Vortrage brachte. 

Der Abg. von Rabenau (ELegationsſekretär): Der 
Abgeordnete Reh hat ſelbſt bereits noch nachträglich im 
Weſentlichen dasjenige bemerkt, was ich noch zur Unter: 
ſtützung ſeines Amendements ſagen wollte. Meiner Anſicht 
nach werden die Juden durch das vorliegende Geſetz in 
Zukunft nicht eo ipso Ortsbürger werden, ſondern fie müſ— 
ſen alle diejenigen Vorſchriften erfüllen, die das Geſetz auch 
von den Chriſten verlangt, welche Ortsbürger werden wols 
len. Es fragt ſich nur, ob man annehmen will, daß fie 
diejenigen Erforderniffe erfüllen müffen, weldye einziehende 
Drtöfremde zu erfüllen haben, oder folche, die bereits im 
Drte wohnen. Sch bin nun der Anficht, wenn fie bereits 
im Drte wohnen, fo brauchen fie auch) nur diejenigen Er: 
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forderniſſe zu erfüllen, die andere im Orte Wohnende be: 
hufs ihrer Aufnahme zu erfüllen haben. Was dad Infe— 
rendum anbelangt, fo haben diejed Inferendum nur folche, 
welche von auswärts in zine Gemeinde einziehen, zu bezah: 
len, aber nicht diejenigen, welche bereit im Drte wohnen, 
und auch diejenigen, weldye von auswärts her einziehen, 
haben dad Inferendum nicht abfolut zu bezahlen, fie fönnen 
nämlich entweder dad Inferendum bezahlen, in welchem 
Falle fie fogleih an den Gemeindenugungen Theil nehmen, 
oder fie können auf den Mitbezug der Gemeindenugungen 
während dreier Jahre verzichten, in diefem Kalle haben 
fie fein Inferendum zu bezahlen. a 

Was endlich den Allmenvdengenuß betrifft, fo ift durch die 
Gemeindeordnung dad frühere Rechtöverhältniß hinfichtlich 
des Allmendengenuffed vielfältig verrüdt worden. Der Ab- 
Heldmann hat vorhin und zwar gewiß mit Recht 

emerft, daß in früheren Zeiten. die Gemeindeallmende 
mehr ald einer Gefelichaft gehörig & betrachten gemwefen 
fein. Und dieß war auch zum größten Theile vor ber 
Gemeindeordnung im Großherzogthum der Kal. Durch 
die Gemeindeordnung ift dieß aber dahin geändert worden, 
daß jeder Ortöbürger ein Necht der Xheilnahme an dem 
Allmendegenuß hat, man fann daher die Juden nicht das 
von ausnehmen. Ed wird den Gemeinden natürlich frei» 
ſtehen, wenn irgend ein Grund vorliegt, der fie berechtigt 
‚hätte, einen Chriften audzufchließen, auch einen Juden nicht 
aufzunehmen. Dieß kann aber nur wegen fchlechter Auf: 
führung oder wegen der Unmöglichkeit, fi nad menſch⸗ 
lichem Anfehen rechtlich zu ernähren, oder einer fonftigen 
Urfache wegen, die im Geſetz gegründet ift, geſchehen. 

Was endlid der Abgeordnete Krug bemerkt hat, daß 
dad vorliegende Gefeß die Erlaubniß zur Eingehung der 
Ehen zwiſchen Juden und Chriften nicht in ſich begreifen 
fönne, weil wir noch Fein Gefeß bätten, welches die nähes 
ren Formen angibt, unter denen ſolche Ehen abgefchloffen 
werden können, fo halte ich diefe Bemerkung nicht für rich⸗ 
tig. Es haben fchon dergleichen Fälle vorgelegen. Ein 
Sude, Dr. Falkſon, aus Königsberg in Preußen 5. B., 
hat fich mit. feiner Verlobten, einer Chriftin, nach England 
begeben, um dafelbft feine Ehe abzufchließen. Dieß war 
allerdingd ungefeglich, weil der Abfchluß einer folchen Ehe 
in feinem Staate verboten war und die Trauung im Außs 
land zur Umgehung des Gefeßes flattgefunden hatte. Wenn 
wir aber einmal den Grundfaß annehmen, daß die Ehen’ 
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zwifchen Juden und Chriften erlaubt fein follen, fo fteht es 
jedem, der eine folhe Ehe eingehen will, frei, an einen 
folben Ort hinzugeben, wo die Formen für die Eingehung 
berſelben bereits feftgeftellt find, und wo, foldye Ehen abge» 
fchloffen werben können. Wenn er dann in fein Heimaths 
land —— iſt ſeine Ehe gültig. In der Provinz 
Rheinheſſen ift dieß z. B., fo viel mir befannt, der Fall, 
Wenn alfo ein diesſeitiger chriftliher Staatöbürger eine 
Ehe mit einer Züdin eingehen will, fo braucht er nur nad) 
Rheinheffen zu gehen. — 
Der Präfident: Mit dem Grundſatz, daß die Ehen 
zwiſchen Juden und Chriften erlaubt fein follen, bin ich 
einverftanden, aber ich muß doc dem beiftimmen, wad der 
‚Abgeordnete Krug: vorhin bemerkt hat, daß ed nämlich mit 


dem gegenwärtigen Gefeß allein noch nicht abgethan ifl. . - 


Menn wir die Ehen zwiſchen Juden und Chriften, womit 
man. fich vielfach einverftanden erklärt bat und zwar in 
Uebereinflimmung mit dem auf dem vorigen Landtage auf 
meinen Antrag von der Kammer gefaßten Beſchluß, geftat- 
ten wollen, * muß in den beiden diesſeitigen Provinzen 
vorerſt ein Geſetz erlaſſen werden, welches die Art der Ein: 
gehung diefer Ehen regelt. Denn geftatten wir diefe Ehen 
und wollen dann denjenigen, die fie eingehen wollen, übers 
laffen, in das Ausland zu geben, um ſich dorf frauen zu 
laflen, fo entfpricht eine ſolche Einrichtung den Bedürfniffen 
der Sntereffenten nicht. er 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Die 
Ehen zwifhen Juden und Chriften find nad) diefem Geſetz 
erlaubt, es fehlt nur an einer Beftimmung über die Fors 
men der Eingehung. Diefe müffen durch ein bejondered 
Geſetz beflimmt werden. So lange dieß für die beiden 
diesfeitigen Provinzen nicht gefchehen ift, fteht ed aber doch 
Jedem frei, wenn er ſich fonft die erforderlichen" Papiere 
verschafft hat, die zur Eingehung einer Ehe geſetzlich noth⸗ 
wendig ſind, hinzugehen, um ſich an einem Orte trauen zu 
laſſen/ wo er nur will, reſp. wo die Formen dafür geſetz⸗ 
lich ſchon feftftehen. | 

Der Präfident: Es iſt dieß aber nicht hinreichend; 
denn fobald wir die Ehe zwiſchen Juden und Chriften er: 
lauben, müffen ‚wir ein weiteres Gefeg erlaffen, welches 
die Kormen der Eingehung diefer Ehe in den beiden dies— 
- feitigen Provinzen regulirt. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): Ich bes 
trachte auch den von mir angegebenen Weg vorerft nur ald 


* 
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ein Auskunftsmittel bis zur Erlaſſung eines Geſetzes über 
die Formen, welche bei Eingehung von Ehen zwiſchen Juden 
und Chriſten in den beiden diesſeitigen Provinzen zu beob— 
achten fein werden. 

Der Abg. Elwert: Meine Herren, ich finde mich 
durch dasjenige, was die Abgeordneten von Gtinderode und 
Heldmann über die wahricheinliche Erhebung von Anſprüchen 
‚auf fofortige Ertbeilung des Ortsbürgerrechts von Seiten 
der Juden bemerkt haben, veranlaßt, Ihnen einige Anſich— 
ten darüber mitzutbeilen. Schon in dieſer Berfammlung 
find die Anfichten darüber ziemlich abweichend von einander. 
Es wird nicht daran fehlen, Duß von Seiten der Juden 
fofort viele Anſprüche erhoben, und daß dadurd große Be: 
forgniffe hei den chriftlihen Einwohnern: der Gemeinden 
entfiehen werden, namentlich in denjenigen Gemeinden, wo 
ein bedeutendes Gemeindegut iſt. Sch finde es alfo vurd- 
aus nothwendig, daß hierüber etwas feft beſtimmt wird, 
glaube aber auch, daß eine folbe Beftimmung nit in 
diefem Geſetz gegeben werden fann, fondern daß die Sace 
durch eine befondere gefeßliche Beflimmung geregelt werden 
muß. Cine folche befondere Beflimmung halte ich durchaus 
für nothwendig, um einen feften gefeglichen Zuftand zu be= 
gründen. Es ift zwar, was die Anſprüche zur Theilnahme 
an den Nußungen an dem Gemeindevermögen betrifft, Dass 
jenige ganz richtig, was der Abgeordnete Legationdfefretär 
von MRabenau bemerkt hat; aber vieles Megulativ iſt von 
dem früheren Minifterium in der damals beliebten Weile 
eined Minifterialamtöblatted gegeben worden Die geleb: 
liben Beflimmungen der Gemeindeordnung enthalten nichts 
‘von dem, was dad Minifterialamtöblatt regulirt hat. Die 
Beftimmungen des Minifterialamtöblattä, daß für die Mits 
benugung des Gemeindeeigenthumd entweder fofort ein bes 
fondered Einzugdgeld, oder während. dreier Jahre auf den 
Mitbezug verzichtet werde, werden Sie in der Gerheindes 
ordnung vergebens fuchen. Deßhalb wird ed alfo nothwen⸗ 
dig fein, Daß die Staatöregierung den Ständen einen Be: 
fegedentwurf vorlege, um diefen Gegenftand förmlich zu 
regeln, vder ed wird Dieß bei der bevorfiehenden Reviſion 
der Gemeindeordnung zu wahren fein. 

Der Abg. Schend: Ich glaube dem Art. 2 des vor: 
liegenden Gefegedentwurfd die Auslegung geben zu müflen, 
daß die Juden in politiichen und bürgerlichen Berhältnifien 
den Ehriften in allen Beziehungen aleich geftellt find. Iſt 
dieß der Ball, fo haben fie, um Ortöbürger zu werden, 
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denfelben Weg einzufchlagen, welchen auch die Ehriften ein: 
zuſchlagen haben. Dieß ift einzig der Sinn des Art. % 
Den Sinn deffelben hat man auch, fo viel ich noch im Ge 
dächtniß habe, im Ausfhuß gerade fo aufgefaßt. Man has 
aber gedacht, dieſer Gegenftand gehöre doch eigentlich nicht 
bierher. Die Folgen, welche diefer Artikel in Beziehung 
auf. die Erlangung des Ortsbürgerrechts von Seiten der 
Juden haben wird, können wir hier nicht fo gut beurtheilen, .- 
wie dieß bei Nevifion der Gemeindeordnung der Fall iſt; 
und darum ging der Ausſchuß von der Anſicht aus, Dielen 
Segenftand wollen wir dort discutiren, aber nicht hier bet 
diefem Gefeb. Dieb war die Veranlaffung, warum im 
Ausfchußbericht die fragliche Bemerkung gemacht wurde. 
Sch glaube aber allerdings, der Ausichuß hätte weiter gehen, 
nicht bloß diefe Bemerfung machen, fondern auch ein Amen: 
dement deßhalb ftellen müfjen, und zwar bafjelbe, welches 
von dem Abgeordneten Heldmann geftellt worden if. Es 
fcheint mir durchaus nothwendig, daß dieſes Amendement 
geftellt wird, und ich würde es ſelbſt geftellt haben, : wenn 
der Abgeordnete Heldmann mir nicht darin zuvorgefommen 
wäre, indem ich ed bereits felbft fchriftlich zu Papier ges. 
bracht hatte. Ich unterflüße biernacdy das Amendement des 
Abgeordneten Heldmann. 

Der Abg. Mohr: Der Abgeordnete von Nabenau, Les 
gationdfekretär, hat, nachdem die Ehen zwilchen Juden 
und Chriften geftattet fein würden, ohne daß hinſichtlich 
der nothwendigen Formalitäten für die beiden diesfeitigen 
Provinzen eine Vorſehung getroffen wäre, ald Auskunfts— 
mittel vorgefchlagen, folche Ehen im Ausland abzufchließen, 
oder überhaupt an einem Orte, wo die bürgerlihe Ehe 
nach dem Geſetz zuläflig if. Es unterliegt wohl feinem 
Zweifel, daß, nachdem die Ehe zwifchen Juden und Chriften 
einmal geftattet ift, eine folhe Ehe, wenn fie im Ausland‘ 
nur: nad) den dort gültigen Gefegen abgeichloffen ift, auch. 
bei der Rückkehr in dad Heimathsland ald gültig betrachtet 
werden muß. Nur muß ich in Beziehung auf das Aus: 
funftömittel, daß ja ſolche Verlobte die Ehe in Rheinheſſen 
abfchließen Fönnten, indem dort die Givilehe eingeführt fei, 
mir die Bemerkung zu machen erlauben, daß vor einem 
Bürgermeifter in Rheinheſſen eine ſolche Ehe doch nicht 
abgejchloffen werden könnte. Dazu wäre erforderlich, daß 
der eine oder der andere Theil der Verlobten vor Allem 
einen Wohnfis in dem Drte der Bürgermeifterei habe; au⸗ 
Bervem kann die Ehe. dort nicht abgeſchloſſen werden, ! 
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Der Abg. Reh: Entfchuldigen Sie, meine Herren 
daß ich zum: drittenmale in dieſer Berathung dad Wort 
nehme. Wir find in unferen Anfichten über die Auslegung 
und den Sinn ded Art. 2 :ded Geſetzesentwurfs noch fo 
abweichender Anficht, daß wir und durchaus darüber ver: 

fländigen müffen. Ich bin zunächft durch eine Bemerkung 
des Abgeordneten Köfter veranlaßt worden, noch einmal zu 
reden. Der Abgeordnete Köfter glaubt, daß der Geſetzes⸗ 
entwurf fammtlichen Suden dad Staatdbürgerredht er- 
theile. Dieß finde ich durchaus nicht begründet. Denn die 
Art. 13 und 14 der Berfaffungsurfunde beftehen jedenfalls 
noch neben diefem Gefeg. In dem Art. 13 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde ift gelagt: | 
„Dad Recht eined Snländerd wird erworben: 
1) durch die Geburt für denjenigen, deflen Vater oder 
Mutter damals Inländer waren; 
2) durch Verheirathung einer Ausländerin mit einem 
Snländer; — 
3) durch Verleihung eines Staatsamts; . 
4) durdy befondere Aufnahme, und dann fagt der Art. 14: 
Staatöbürger find diejenigen volljährigen Inländer 
männlichen Geſchlechts, welche in feinem fremden 
perfönlichen Unterthandverbande ftehen und wenigſtens 
drei Jahre in dem Großherzogthum wohnen.“ 

Um alfo Staatöbürger zu werden, muß man erft Ins 
länder werden, und um Inländer werden zu fönnen, find 
gewiſſe Vorausſetzungen geſetzlich gegeben. Nehmen wir 
alſo den Entwurf an, fo tft damit nur geſagt, daß die Ju—⸗ 
ben Inländer und eo ipso Staatsbürger werden fünnen, 

leich wie ed die Chriften können. Keineswegs wird aber 
as Geſetz die Juden fofort zu Staatöbürgern machen. 

Der Abg. Krug: Ich mache den Abgeordneten Reh 
darauf aufmerffam, daß alle volljährigen jüdiſchen Inländer, 
welche in keinem fremden perſönlichen Unterthandverband 
fliehen und mwenigftend drei Jahre im Großherzogthum woh⸗ 
nen, ohne Weiteres Staatöbürger werden, jobald der vor» 
liegende Entwurf ald Gefeß in Kraft getreten ift. 

Der Abg. Reh: Allerdings, aber doch nur, in fo fern 
fie Snländer find, und Inländer find Feineswegd alle im 
Lande wohnenden Zuden, ja nicht einmal alle im Inlande 
wohnenden Chriften, vielmehr nur diejenigen, welche im 
Inlande geboren find und der Vater oder die Mutter zur 
Zeit ihrer Geburt Inländer waren, die Audländerinen, 
welche fich mit einem Inländer verheirathen, die. Ausländer, 
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welche ein inländifched® Staatdamt übertragen bekommen, 
und diejenigen, welche befonderd aufgenommen werden. 

Der Abg. Köfter: Inländer find aber in der Regel 
auch alle Juden, welche im Großherzogthbum wohnen. 

Der Abg. Reh: Nur diejenigen Juden find Inländer, 
welche ed geworden find in Gemäßheit ded Art. 13 der 
Verfaſſungsurkunde und viele Juden im Lande find Feine 
Snländer. In Betreff der Auslegung ded Art. 2 des Ges 
feßesentwurfs kann alfo mein Amendement nicht fallen ge: 
laſſen werden, wenn nicht von dem Herrn Regierungäcoms 
miſſär die beftimmte Erklärung gegeben wird, daß aud in 
Betreff der Aufnahme ald DOrtöbürger feine Befchränfung 
mehr aus Rückſicht auf die Religion beftehen fol. Der 
Art. 46 der Gemeindeordnung fpricht ausdrüdlich nur von 
den Snländern chriftlicher Religion, und der Art.48 fpricht 
fodann von den Juden, welche Staatöbürger geworden find, 
Es trifft alfo eine beftimmte Unterfcheidung zwiſchen Juden 
und Chriften und diefe Unterfcheidung mußte ich nad) dem . 
Wortlaute des. Art. 2 des Gefegedentwurfd für befeitigt ers 
Hären, Wenn fie aber, im Widerfpruch mit meiner Ans 
fiht, nicht befeitigt fein fol, fo muß ich bei meinem Amens 
dement ftehen bleiben, daß man nämlich in dem Art. 46 
der Gemeindeordnung die Worte: „chriftliche Religion“ 
ftreicht und ganz ftreicht den Art. 48 der Gemeindeordnung. 


Erft dadurch fommt Klarheit in die Sache, und wir füns 


nen und, meiner Anfiht nach, auch nicht der Anficht des 
Abgeordneten Schend anfchließen, weil wir dann immer 
noch einen Gefegedentwurf erwarten müßten, der dasjenige, 
was und in dem vorliegenden Entwurf nicht Elar ift, ins 
Klare zu bringen hätte. 

Der Abg. Schend: Ale Zweifel, welche der Abges 
ordnete Reh erhoben hat, find damit befeitigt, daß durch 
den Art 2 dem Wortlaute nach die Suden in den politis 
fhen oder bürgerlichen Rechten den Chriften gleichgeftellt 
find. Sind fie den Chriften hierin gleichgeftelt, fo ftehen 
fie unter denfelben Berhältniffen, wie die Chriſten, fie 
haben alfo auch die nämlichen Rechte wie die Ehriften, und 
ift ein Jude Snländer, fo muß er demgemäß auch ald In⸗ 
länder behandelt werden. - 

Der Herr Minifterialratb Eigenbrodt: Sch bin 
ganz mit diefer Bemerkung einverftanden und eriftirt eigents 
lich jeßt, meiner Anficht nad, gar Fein Diffend mehr. Der 
Herr Abgeordnete Schend ift mit dem Herrn Abgeordneten 
Reh einverftanden, der Herr Abgeordnete Köfter ift mit ihm 
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einverftanden und ich bin ebenfalld mit ihm einverftanden; 
nur dagegen muß ich mich erklären, was er mit Rüdficht 
auf den Art. 13 der Verfaffungdurfunde über die Ermers 
bung des Staatöbürgerrechtö gelagt hat. Denn ganz ges 
wiß find die meiften Juden, welche im Lande wohnen, auch ° 
Inländer. Wenn fie diefed find, wenn fie dieſes naments 
lich drei Sabre find, fo werden fie durch das Gefeß, welches 
' wir gegenwärtig berathen, eo ipso Staatöbürger fein. | 
Der Abg. Zulauf: Sch unterftüße ebenfald den Ans 
trag des Abgeordneten Heldmann und erlaube mir nur 
einige Worte auf die Bemerkungen ded Abgeordneten Legas 
tiondfekretär von Rabenau. Derfelbe hat bemerkt, daß nur 
DOrtöfremde ein folched Inferendum zu bezahlen brauchten 
und die Ortdeinwohner niht. Dazu gehören aber bier bloß 
die Ortseinwohner, welche Bürgerföhne find. Aber Alle, 
welche auswärts ber einziehen und auch felbft die Auswär— 
tigen, welche eine WBürgerstochter heirather, müffen doch 
für ihre Perfon das Inferendum bezahlen. Mit den Zuden 
ift ed aber ganz anders. Die Juden hatten, wenn fie auch 
in der Gemeinde wohnten, früherbin doch dad Ortöbürger: 
recht noch nichtz der Jude muß alfo, meiner Anficht nad, 
fein Einzugdgeld der Gemeinde bezahlen, fo gut wie jeder 
Andere, der von auswärtd her in die Gemeinde zieht. 
MWolte man dieß nicht annehmen, fo fämen namentlich die 
Gemeinden, weldhe Vermögen befigen, viel zu kurz. | 
Der Abg Frank: Sch intereflire mich ehr dafür, daß 
Ehen zwiſchen Juden und Chriften in Zukunft recht häufig 
werden. Es ift mir daran wirklich eben fo viel gelegen, 
al3 daran, daß die Juden aller ftaatöbürgerlichen und andes 
rer bürgerlichen Rechte theilhaftig werden. Es ift mir darum 
auch lieb, von dem Herrn Regierungscommiflär zu bören, 
es werde demnächſt ein Grfeßesentwurf vorgelegt werden, 
der die Hinderniffe, welche jeßt zur Zeit dem Abſchluß der 
Ehen zwifchen Juden und Chriften im Wege ftehen, entfers 
nen fol. Nicht einverftanden bin ich aber mit denjenigen 
Abgeordneten, welche meinen, ed wäre genug, wenn man 
ed nur möglich made, daß Ehen zwifchen Juden und 
Chriſten ftattfinden könnten. Sch wünfche vielmehr, daß 
bei diefem Gefeg darauf Rüdficht genommen werde, biefe 
Ehen möglichft zu erleichtern und daß ald Ausfunftämit: 
tel, wie auch der Herr Regierungscommiffär bereits anges 
eh hat, die allgemein einzuführende Givilehe dienen möge. 
enn den Ehen zwifchen Suden und Chriften werden wegen 
der Vorurtheile, die allenthalben noch flattfinden, Schwies 
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rigfeiten genug in den Weg gelegt: werden. Um fo noths 
wendiger ift aber, daß das Geſetz alle äußere Hindernifje 
binwegräumt und diefe Ehen fo viel wie möglich erleichtert. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): Sch 
will mir nur eine furze Ermiederung auf die Bemerkung 
des Abgeordnetenn Zulauf erlauben. Nach der beftehenden 
Gefeßgebung haben die Drtöbürgerföhne oder refp. diejeni- 
gen, welde aus dem. Orte gebürtig find und Ortöbürger 
werden wollen, fein Inferendum, reip. Vergütung für Theil: 
nahme .an den Gemeindenugungen, zu bezahlen, jondern. fie 
bezahlen nur eine Kleinigkeit für einen Feuereimer und der: 
gleichen. Solche Perfonen dagegen, welche von auswärts 
ber einziehen ‚und Ortöbürger werden wollen, haben das 
Snferendum zu bezahlen, und e& ift. dieß allerdings eine 
Frage, welche von großer Wichtigkeit ift, ob man die in 
dem Drte wohnenden Juden, wenn fie dad Ortöbürgerrecht 
erwerben, dad Inferendum will bezahlen laffen, welches die 
pon auswärts her Einziebenden zu bezahlen haben, oder die 
unbedeutenden Ausgaben für einen Feuereimer und dergleis 
ben, welche diejenigen, die fchon im Orte wohnen, zu bes 
zablen haben, wenn fie Drtöbürger werden wollen. Sch 
glaube nun allerdings in diefer Beziehung, durch -den, Ver: - 
lauf der Discuffion eined Anderen belehrt, von meiner 
urfprünglicen vorhin geäußerten Anficht abgehen und mich 
dafür ausfprechen zu müflen, daß, wenn die Juden fogleich 
nach Erhaltung des Ortsbürgerrechts Theil nehmen follen 
an den Gemeindenugungen, man als natürliche Vergütung 
bierfür ganz mit Recht verlangen fann, daß fie au das 
Snferendum, welches die von auswärts her Einziehenden, 
das zu dem Werth der Gemeindenutzungen in einem ange: 
mefjenen Verhältniß ftehen muß, zu bezahlen haben. 

Der Abg. von Firnhaber-Jordis: Diefe lebtere 
Anfiht muß ich ebenfalld unterftüßen, denn die Zuden has 
ben bisher Fein unbedingtes Drtsbürgerrecht gehabt und 
mußten, wenn fie von nun an Theil an dem Gemeinde: 
vermögen nehmen wollten, dad Drtöbürgerreht erwerben 
und fi ſonach aud den gleichen Verbindlichfeiten unters 
ziehen, denen diejenigen fich unterziehen müffen, welche von 
ausmwärtd her in eine Gemeinde einziehen. 

Der Abg. Reh: Die Bemerfung, melde ich vorhin 
gemacht habe, daß in Folge der Annahme diefed Geſetzes 
die Juden nicht eo ipso Staatöbürger werden würden, weil 
fie nicht alle Inländer find, hat vielfältig Widerfpruch ges 
funden, Sch muß fie aber ihrem ganzen Umfange nach wies 
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derholen. Sch mache darauf aufmerffam, daß wir viele 
Chriſten im Lande haben, welche nicht Inländer find. Der 
Erwerb ded Rechts eines Inländers ift an gewiffe gefeßliche 
Vorausſetzungen geknüpft und nur, wenn diefe gefeßlichen . 
Boraudfegungen eriftiren , find Chriften wie Juden Snläns 
ber; die Juden find ed aber nicht ſämmtlich, fie müffen es 
vielmehr unter den Artikel 13 der Berfaffungsurfunde ges 
gebenen Vorausfegungen erft werden, 

Der Abg. Köfter: Sie werden Inländer durdy bie, 
Geburt, infofern ihr Water oder ihre Mutter damals fchon 
Inländer waren. | 

Zu Art. 3 wird nicht bemerkt. _ | 

Der Präfident fehließt hierauf die Berathung “über 
den ganzen vorliegenden Geſetzesentwurf und bemerkt hierauf 
noch weiter: 

Der Abgeordnete Kegationdfekretär von Rabenau hat mir 
vor dem Beginne unferer heutigen Sitzung angezeigt, -daß 
er feinen Antrag, die Verhältniffe der Söraeliten betreffend, 

ald erledigt betrachte. Es wird wohl feinem Anftand unters 
liegen, diefen Antrag auch von Seiten der Kammer für 
erledigt anzunehmen. ' 

Die Kammer erklärt ſich hiermit einverfianden und 
befchließt, den fraglichen Antrag fofort zu den Akten zu 
nehmen. 

B. Berathung über den Gefeßedentwurf, die Wiederhers 
ftelung der ftaatöbürgerlihen Rechte, der wegen po— 
litifcher Vergehen Berurtheilten betr. 

Der Präfident bemerkt, nachdem er die erforderliche 
Einleitung vorausgefchidt hatte, daß ihm der Herr Minifter 
rialrath Emmerling angezeigt habe, wie er durch dringende 
Berufögefchäfte verhindert fei, der heutigen Sitzung beizus' 
wohnen, daß er übrigens auch feine Gegenwart, in Betracht 
des beifälligen Antrags des Ausfchufjfes bei der Berathung 
nicht für nothwendig halte. 

Bei der hierauf über den Gefebedentwurf im Allgemeinen, 
. fowie über die einzelnen Artikel eröffneten Didcuffion, erfolgt 
Feine Bemerkung und es wird daher übergegangen ; 


C. zur Berathung über die Vorſtellung des Defonomen 
Georg Röfchel zu Mörfelden, wegen ihm verweigerter 
Gonceffion zur Parzellirung eined ihm gehörigen, mit 
einer Tilgungsrente belafteten Grundftüds, des foge- 
nannten Pfortengartens. j 

Nah voraudgefchidter Einleitung bemerkt: 
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Der Abg. Buff: Die Minorität des Ausſchuſſes, zu 
welcher ich gehöre, iſt der Anſicht, daß dieſer Beſchwerde 
keine Folge zu geben ſei. Das Geſetz vom 9. Februar 1811 
enthält nämlich die ganz weile und praktiſche Beftimmung, 
daß Grundſtücke, welche mit einer Rente, oder mit einer - 
anderen auf dem Grund und Boden ruhenden Abgabe bes 
haftet feien, nicht getheilt werden dürfen, wenn nicht zuvor 
diefe Grundrente abgelöft oder auf einen beftimmten Theil 
des Grundftüds radicirt werde. Diefed Geſetz befteht noch 
heute in Wirkſamkeit, und ed kann daher in dem vorliegen: 
den Falle nur davon die Rede fein, ob aus Billigkeitörüds 
fibten davon abgewichen werden könne; denn Billigkeits 
rüdfichten follen allerdingd eine Abweichung zuläffig machen, 
Das Vorhandenfein folher muß ich verneinen. Das Grund» 
ſtück hat die Größe von 17 Morgen, und es ift wohl ohne 
Zweifel eine Speculation ded Eigenthümers, wenn er das— 
felbe parcelliren und verkaufen will. Die Speculation wird 
jedenfalls vortheilhafter für ihn, wenn er die einzelnen Pars 
cellen mit den darauf ruhenden Quoten der Grundrente ver⸗ 
taufen kann, als wenn er zuvor die Grundrente ablöfen 
würde. Denn wenn fie aud abgelöft ift, wird der Verfäus 
fer vorausfichtlich feinen höheren Preis für die einzelne Pars 
celle befommen. Solche Speculationen führen zur Uebervors 
theilung der Käufer und ihnen, glaube ich, follte man feinen 
Vorſchub leiften, am allerwenigften dadurch, daß man zu 
Gunſten ded Speculanten von der gefeßlichen Regel Aus: 
nabmen geftattet. Ein Mann, der 17 Morgen an einem 
Stüd har, ift fägtich im Stande, die fragliche Rente ent= 
weder fofort abzulöfen, oder auf eine Parzelle” des zu theis 
lenden Grundſtücks zu radieiren, und bezüglich feiner liegen 
deßhatb auch feine aus feinen Vermögendverhältniffen ber: 
— Billigkeitsrückſichten vor, welche bei ihm eine 
Ausnahme von der geſetzlichen Regel zu rechtfertigen ver: 
möchten. 

Der Abe. Cretzſchmar: Ich kann mich mit dem Ab: 
geordneten Buff nicht einverfianden erklären, indem ich ber 
Anfiht bin, daß diefe Verhinderung der Parcelltrung ein 
wefentlicher Eingriff in die Eigenthumsrechte if. Denn ed 
muß mir freiftehen, mit meinem Eigmthum zu fehalten und. 
zu walten, wie ich will, und ed möchte überhaupt in den 
meiften Fällen eine Radicirung der Grundrenten auf eine 
Parcelle unmöglih fein. In allen Adreſſen, weldye mir 
aus meinem Wahlbezirk zugefommen find, wird von allen 
Gemeinden der Wunſch auögelprochen, daß man die Leute 
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nicht zwingen möchte, wenn-fie ein Grundflüd in Parcellen 
zu verkaufen beabfichtigen, vorher die darauf haftende Grund» 
tente abzulöfen,. Ich erlaube mir mit Rückſicht darauf for 
ar heute den Antrag zu ftellen, daß nicht nur dad Geſuch 
es Georg Röſchel in diefer — der Staatsregierun 
zur Berückſichtigung empfohlen, ſondern daß auch der Bunte 
—7— elprochen werde, daß Die angezogene Verordnung vom 
‚Anne 1811 aufgehoben werde, und zwar in der Weife, 
daß Grundftüde bid zu 4 Morgen parcellirt werden dürfen 
und daß erlaubt werde, die darauf ruhende Grundrente auf 
jedes einzelne Grundftüd zu radiciren. 
Der Präfident: Der Abgeordnete Cretzſchmar hat 
von einem Eingriff in die Rechte des Eigenthümers gefprochen, 
Das Eigenthum kann durch gefegliche Beflimmungen bes 
ſchränkt werden und dieß ift durch die Verordnung vom 9, 
Bert 1811 gefchehen. Wenn alfo auf den Grund die: 
er Verordnung hin eine Verfügung erlaffen wurde, die dem 
Petenten mißbeliebig ift, fo kann man dieß feinen Eingriff 
in fein Eigenthumsrecht nennen. Aber eine ganz andere 
Frage, die der Ausſchuß ebenfalld relevirt hat, ift die, ob 
bier aus Gründen der Billigfeit dem Gefuche des Petenten 
olge gegeben werden könne, und diele Frage hat der Auss 
ſchuß bejabt. 

Der Abg. Heldmann: Der Petent bat ald Untere 
flüßungsgrund feines Petitumd in feiner Vorftelung Dass 
jenige angegeben, was vorhin der Abgeordnete Buff bemerkt 
bat. Er fagt nämlich, wenn er fein Grundftüd mit der 
vertheilten Grundrente verfaufen dürfe, fo würde er eben fo, 
viel von den Käufern befommen, als er von ihnen bekäme, 
wenn er die Rente vorher ablöfen oder auf einen Theil des 
Grundſtücks radiciren müfje. Er fpeculirt alfo offenbar auf 
Unfoften der Käufer und gedenkt die Kammer zu benußen, 
feine Speculation zu unterftügen. Darum bin ih im Aus—⸗ 
fhuß auf Seite der Minorität geweſen. Ich bin dagegen 
geweſen, daß man ihm geftgtten fol, die Rente ebenfalls zu 
parcelliren. Ich finde au gar Feine Härte, Eeinen Eingriff 
in die Eigenthumsrechte in diefem Verfahren. Der Petent 
hat das fragliche Grundflüd mit den. darauf ruhenden Las 
ften erworben, er wußte, daß diefe Grundrente darauf hafte, 
er wußte, daß fie nur nach den gefeglichen Beftimmungen, 
nach der Verordnung vom 9. Februar 1811, im Falle einer 
Vertheilung entfernt werden fonnte, daß er nur unter dieſer 
Bedingung dad Grundftüd vertheilen könne. Ich fehe alfo 
bier feine Beeinträchtigung. Die Staatsregierung hat felbft 
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zum Nachtheil des Geſchäftsganges in vielen Fällen, felbft 
abweidyend von dem Geſetz, welches nur zu Gunften ders 
jenigen -fpricht, die zu arm find, um die Mente ablöfen zu 
können, geftattet, die Rente, felbft bis zu kleinen Beträgen 
zu parcelliren; aber eine Bertheilung bis in infinitum würde 
eine Gonfufion in den Hebregiftern und Kataftern herbeifühs 
ren, die am Ende gar nicht mehr zu entwirren wäre. Der 
Bittfteller hat aber feine Unfähigkeit, die Rente ablaufen zu 
können, gar nicht vorgebract. Dieß ift der Grund, warum 
ich gegen dad Gefuch gewefen bin. | 
Der Abg. Neb: Ich gehöre zur Majorität ded Aus: 
ſchuſſes. Wäre der Berichterftatter, der Herr zweite Präfident 
MWernher, in diefem Augenblide anwefend, fo würde ich nicht 
veranlaßt fein,- dad Wort zu nehmen. Sch theile im Wefent: 
lichen ganz die Anficht, welche der Abgeordnete Cretzſchmat 
audgelprochen bat, indem auch ic die Verordnung vom 
9. Februar 1811 für eine, die natürlichen Rechte des Eigens 
thümersd befchränfende betrachte. Ein natürliched Recht ded 
Eigenthümers ift ed, daß er fein Eigenthum beliebig benugen 
kann. Bin ich Beſitzer eined Grundftüds von 17 oder 19 
Morgen, fo ift es in meinem natürlichen Rechte gelegen, 
daß ich es in jeder beliebigen Art verkaufen fann. Und 
wenn ich Dabei gut fpeculire, fo ift dieß gewiß nur zu loben. 
- Wenn num das Gefeb vom 9. Februar 1811 fagt, ed folle 
nur dann die Vertheilung eines Guted, welches mit einer 
Grundrente behaftet ift, geftattet fein, wenn der Eigenthüs 
mer entweder die Grundlaft durch baare Zahlung an den 
Berechtigten ablöft, oder für den Betrag der Abkaufsſumme 
einen, den dreifachen Werth der Abkaufsſumme erreichenden 
Theil des Grundſtücks zum Unterpfand gibt, fo liegt darin 
eine Beſchränkung ded Rechts ded Eigenthümerd. Daß aber 
ſolche Beichränfungen nur mit Billigkeit gehandhabt und 
Itend — werden ſollen, das unterliegt keinem Zweifel. 
enn Röſchel geſagt hätte: ich will 4 Morgen in 8 Theile 
fcheiden und verlange, daß man auf die 8 Stüde den gans 
zen Betrag der Rente vertheile, fo wäre diefes Gefuch nicht 
empfehlenswerih. Wenn er aber ein fo großed Grundſtück 
in Parcellen von + Morgen vertheilen will, fo wüßte ich 
nicht, wie dad fiscaliihe Intereſſe dadurch beeinträchtigt 
werden könnte. Die Parcellen bleiben immer groß genug, 
und die Erhebung der Rente von den einzelnen Parcellen 
wird. feinen Schwierigkeiten unterliegen. Warum bat man 
alfo Herrn Röfchel nicht erlaubt, dieſes Grundftüd ohne 
Abldfung der Rente zu theilen? Man hat gelagt, Herr 
19 
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Nöfchel mache hier eine Speculation; aber ich will ihm dazu 
Glück wünfhen, wenn er wirklich eine. Speculation und 
zwar eine recht gute macht. Wollten wir dad Gefeb jo 
ur Anwendung bringen lafien, daß der Eigenthümer fein 

rundſtück nicht gehörig verwerthen fann, fo würden wir 
es ſchädlich machen, anftatt nüglich. Ich glaube daher, wir 
müffen und mit dem Antrag der Majorität ded Ausſchuſſes 
vereinigen und dad Gefuch dem Finanzminifterium zur Gewäh—⸗ 
sung aud Billigkeitsrückſichten empfehlen. Sch zweifle nicht 
daran, daß einem ſolchen Antrag entiprochen werden wird. 


Der Abg. Cretzſchmar: Ich erkläre mid ebenfalls 
mit dem Antrag der Majorität ded Ausfchufjes ganz eins 
verftanden, erlaube mir aber noch zu diefem Antrag das 
Amendement zu ftellen, daß ein befonderer Gefegedentwurf 
von der Staatöregierung erbeten werden möge, worin bei 
jedem einzelnen Grundftüd Parcelirungen bis zu 4 Morgen 
geftattet werden. 

Der Präfident, ſowie mehrere Abgeordnete bemerken dem 
Redner, daß diefed Amendement fi) mehr zu einem befons 
deren Antrag und zu einer befonderen Verhandlung eigne, 
worauf der Antragfteller vor der Hand davon abftrahirt. 


Der Abg. Buff: Die Verordnung. vom 9. Februar 
1811 fchreibt die Regel vor, daß ein Grundftüd eher nicht 
getbeilt werden könne, ald wenn entweder die Grundlaft 
‚ durch baare Zahlung an den Berechtigten abgelöft, oder die 

— Grundlaſt auf eine Parcelle des zu theilenden Grund⸗ 
* 3 radicirt worden iſt. Dieſe Regel kann nur unter ganz . 
beſonderen Umftänden eine Ausnahme erleiden und bier liegt 

gewiß ein Fall, der ein ſolches Abgehen von der allgemeinen 
Regel rechtfertigt, nicht vor. Denn bei einem Grundftüd 
von 17 Morgen liegen gewiß- folhe Verhältniſſe, wie fie 
dad Geſetz zur Nechtfertigung der Ausnahme vorausfegt, 
nicht vor. Fur die gedrüdten Verhältniffe des Eigenthüs 
merd follen die Veranlaffung geben, eine Theilung der Rente. 
auf die einzelnen Parcellen zuzulafien. Wer aber in einer 
Gegend, wie Mörfelden, 17. Morgen an einem Stüd bat, 
ift gewiß nicht in einer fo gedrüdten Lage, daß es ihm: 
ſchwer fallen würde, den erwähnten gefeglichen Vorfchriften 
zu genügen. Eine Abweichung von denfelben unter Umftäns 
den, wie die vorliegenden, würde zu den nachtheiligften 
Confequenzen führen. Denn dann würde man einem ärmes 
ren Grundeigenthümer, der 4 Morgen in Parcellen von 4 
oder 1, theilen will, die Erlaubniß ebenfalld nicht verfagen 
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können. Diefed führt aber dahin, daß der Berechtigte fein 
Recht am Ende verliert. 

Der Abg. Elwert: Ich will nur zur Aufklärung der 
bei dem vorliegenden Geſuche in Betracht kommenden facs 
tifchen Berhältniffe einige Worte hirlzufügen. Das fragliche 
Srundftüd war früher zehntbar. So lange e& zehntbar war, 
würde fein Grund vorgelegen haben, der verhindert hätte, 
«5 ald zehntbared® Grundftüd zu vertheilen. Nun geben 
aber alle unfere Gefeße vorzugsweiſe auf Erleichterung des 
Grundeigenthümerd und Befreiung des Grundeigenthums 
von drüdenden Laften. Mit KRüdficht hierauf find die Ge: 
fee über die Zehntverwandlung, die Geſetze vom Jahr 1836 
über die Ablöfung der Grundrenten gegeben. Es würde alfo 
in dem bier vorliegenden Falle der Eigenthümer jest, nach: 
dem dieſe Gefege zur Erleichterung. ded Grundeigenthums 
von den darauf ruhenden Laſten gegeben find, offenbar in 
einer fchlimmeren Zage fein, ald er früherhin geweſen wäre, 
wo dad fragliche Grundflüd noch zehntbar war. 

Da feine weiteren, Bemerkunngen erfolgen, fo fchließt 
der Präfident die Berathung über den vorliegenden Gegen: 
fland und eröffnet diefe i 


D. über die Vorſtellung der Gemeinderathömitglieder 
und Einwohner zu Hochheim, Kreile® Worms, Die 
Verpachtung ded Faſſelochſen betr. | 

Nach vorausgefchicter Einleitung bemerkt: 

Der Abg. Zulauf: Meine Herren, mir ſcheint ed, daß 
diefe Vorſtellung ein wenig leicht behandelt worden: ift. 
Diele Gemeinderathömitglieder und andere Einwohner von 
Hochheim find ſchon auf dem vorigen Randtage mit einer 
Beihwerde eingefommen. Ihre Belchwerde ift damals 
nicht mehr verhandelt worden, fie haben diefelbe jegt wieder 
erneuert und ich bin der Anficht, daß fie diefelbe mit Recht 
erneuern Fonnten, obgleich die im Bericht erwähnten Bes 
dingungen bei der Verfteigerung gemacht worden find. Allein 
nach dem mir zugefommenen Schreiben ift der Zufchlag nach 
Gunſt ertheilt worden. Früherhin war nämlich der Faffel: 
ochſe für 180 fl., die der Halter bdeflelben jährlich befam, 
verpachtet geweſen. Die zwei Brüder, die unter den drei 
dießmal zuleßt Bietenden vorfommen, hatten aber den früs 
heren Halter des Ochſen beflimmt, fchon bei der Berfteiges 
rung zu fagen, er wolle den Ochſen nicht wieder fteigern, 
und wie die Verfteigerung Fam, erklärten fie, fie hielten ihn 
für einen fchlechten Mann, wenn er jest dennoch mitbiete, 
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Dadurch ift es gelommen, daß diefer Mann bei der letzten 
Verſteigerung nicht mitgeboten bat, und daß bei der Vers 
fteigerung felbft Niemand, ald diefe beiden Brüder, gegens 
wärtig war, und dann noch ein Anderer, der dad lebte 
Gebot gethan hat. Diele Eonnten ſich nicht mehr weiter 
berunter bieten, darum wurde die Sache dem Kreißrathe 
zugeſchickt. Der Kreisrath hat den Ortövorftand vernommen 
und diefer hat erklärt, Daß nochmals verfteigert werden folle; 
Der Bürgermeifter hat aber feinen Bericht unter Bezugnahme 
auf dad Verfteigerungdprotofol eingeihhidt und hat nicht 
dem Geringftbietenden, jondern dem Zweitlegtbietenden den 
Zufchlag zu ertheilen beantragt. Nun bat der Lehtbietende 
erklärt, er wolle 26 fl. weniger nehmen. Die Berpachtungds 
fumme betrug 252 fl.; ed wäre alfo immer eine Erfparniß 
eingetreten, wenn eine nochmalige Verſteigerung flattgefuns 
den hätte; es ift dieß aber nicht geftattet worden, obgleich 
die Mehrheit der Gemeinde ‚und felbft des Gemeinderarhd 
dafür war, daß nochmals eine Verfteigerung ftattfinde. Auch 
bat die Gemeinde ſich dur die Verhältniffe, welche dem 
iegigen Halter des Faſſelochſen entgegenftehen, ſich veranlaßt 
geieben, den Gemeindefaflelochfen für ihr Vieh nicht mehr 
fo häufig zu benugen, indem fich viele Leute ihren eigenen 
Ochſen halten und gar feinen Beitrag für den Gemeindes 
faflelochfen geben. Man fchreibt mir, ed wären nur noch 
etliche und vierzig Kübe, die bei den Faſſelochſen fommen, 
und für diefe foll die Gemeinde jegt 252 fl. bezahlen, das 
ift eine enorme Summe für diefen Zwed und fallt der Ges 
meinde fchwer. Darum follte man, meiner Anficht nach, 
- die Vorſtellung berücfichtigen und der Gemeinde geftatten, 
eine nochmalige Verfteigerung abzuhalten, ohne die beduns 

ne fechsjährige Pachtzeit einhalten zu müflen. Dieß dürs 
en fie, meiner Anficht nah, mit Recht verlangen; denn 
wenn auch dad Recht der Auswahl unter den drei Zebts 
bietenden unter die Verfteigerungsbedingungen früher auf» 
genommen war, fo fcheint es mir doch, daß der Ochſe nach 
Gunſt vergeben worden ift. 

Der Präfident: Es märe möglich, daß der Kreis: 
rath die fo nothmwendigen NRüdfichten: ver Sparlamkeit für 
die Gemeinde in dem vorliegenden Falle nicht hätte eintreten 
laſſen; allein deflen ungeachtet’ würde dem Geſuch Feine 

olge gegeben werden fünnen; denn der Mann, der die 
Verpflegung des Ochſen im Wege der Verfteigerung übers 
nahm, hat ein Privatrecht erworben, worüber der Kammer 
Feine Beurtheilung zufteht. 


den 3. Mai’ 1848, | 37 


Der Abg. Reh: Wenn wir der Petition Folge gaben, 
ſo würde. die Gemeinde mit demjenigen, der fich bereit in’ 
dem Beſitz deflen ne was ihm zugefagt worden ift, in 
einen Proceß verwidelt werden. 

Der Abg. Frank: Ich theile die Anficht ded Herrn 
Präfiventen und ich will Daher gelegentlich diefer Beſchwerde 
nur bemerken, daß feit einiger Zeit öffentliche Behörden bei 
Berfteigerungen fich fehr häufig auöbedingen, denjenigen, der 
ihnen unter den. drei Letztbietenden am beften gefällt, ber: 
audzunehmen und ihm den Zufclag zu ertheilen. Da dieß 
eine Maßregel ift, die häufig ſchon große Erbitterung her: 
vorgerufen hat. fo will ih den Wunſch zu Protofoll nieder: 
legen, daß fie Fünftighin nicht mehr vorfomme. Go pflegt, 
man auch bei der Verpachtung der Jagden eine derartige 
Bedingung zu maden und namentlich bier ift ſchon ſehr 
häufig Unufrievenheit Und Erbitterung aus ihr hervorges 

angen. | 

‘ Der Abg. Ctetzſchmar: Ich möchte doch darauf auf: 
merkſam machen, daß ein fehr weſentlicher Unterfchied zwi⸗ 
fchen der Verpachtung einer Jagd und der Verpachtung der 
Verpflegung eined Fuflelochfen beſteht; denn der Faſſelochſe 
- muß nothwendig einem Begüterten zur Verpflegung übers 
geben werden, weil ihn nur ein Begüterter in gehörigem 
Zuftand erhalten kann, und bei dem Vergeben eines Saffel 
ochfen kann ed nicht auf 10 fl. anfommen, wenn ihn ein 
zuoerläffiger Mann erhält Diefe Vergleihung möchte alfo 
bier nicht wohl anwendbar fein 

Der Abg. Zulauf: Der Bürgermeifter kennt die Leute, 
die im Stande find, den Faffelochfen zu halten. Wenn 
daher die Verpflegung deflelben verfteigert wird und Der 
Bürgermeifter weiß, der hat feinen Stall, oder ift nicht im 
Stande, ihn gehörig zu füttern, fo weiſt er ihn, wenn er 
bei der Verſteigerung mitbieten will, zurüd. Aber bei die: 
fer Verfteigerung iſt, wie man behauptet, eine Begünftigung 
vorgefallen, und ich muß daher wiünſchen, daß der Staat: 
. regierung das Gefuch in der Art zur Berüdfichtigung em⸗ 
pfohlen wird, daß fie eine nochmalige Verfteigerung vor: 
nehmen läßt. 

Der Ag. Mohr: Ich will nur das beftätigen, was 
der Abgeordnete Frank in Beziehung auf das Nachtheilige 
einer folhen Bedingung bemerkt hat. Auc ich meiß aus 
Erfahrung, daß häufig derartige Bedingungen in die Verträge 
aufgenommen wurden und daß diefe Bedingungen nur zur 
Willkür von Seiten der Bürgermeifter Veranlaſſung geben. 


’ 
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Ach wäte alfo auch dafür, daß von einer foldhen Bedingung 
in Zufunft fein Gebraud) mehr gemacht würde; man hat 
Mittel genug, denjenigen, der der Lehtbietende bleibt, zur 
Erfüllung feiner Berbindlichfeiten anzuhalten. 

Da nichts weiter bemerkt wird, fo fchließt der Präfident 
die Berathung über den vorliegenden Gegenftand und ers 
öffnet dieſe 

E. über die Borftelung des Stadtvorftandes zu Deppen: 
heim, die Herftelung der Schleuße in der Mühlwieſe, 
Wattenheimer Gemarkung, betr. 

Nach vorausgeſchickter Einleitung bemerkt: 

Der Abg. Reh: Es ift mir durd den Bericht nicht 
Mar geworden, in welchem Berhältniß eigentli die Ges 
meinde — zu der ſogenannten Weſchnitzconcurrenz 
ſteht. einer Vermuthung nach iſt dieſes Verhältniß ein 
Societätsverhältniß, es ſind mehrere Gemeinden, die ſich 
dahin vereinigt haben, die Koften, welche die Uferbauten 
an der Weſchnitz erfordern, gemeinſchaftlich zu tragen. Wenn 
ich von dieſer Anſicht ausgehe, ſo ſcheint es mir, daß der 
Kreisrath zu Heppenheim in die Gerechtſame der Gemeinde 
Heppenheim in dem vorliegenden Falle allerdings eingegrifs 
fen bat. Es fcheint mir nämlich, daß Diefe Arbeiten an der 
Schleuße in der Mühlwieſe, Wattenheimer Gemarkung, 
bloß vom Kreisrath verfügt find, ohme daß vorher eine An» 
frage bei den Gemeinden, welche die Goncurrenz bilden, 
flattgefunden hat. Wenn ich mid in dieſer Vorausfegung 
nicht täufche, fo werde, ich meiner Seits die Beichwerde 
unterftügen. Allerdingd greift diefelbe, wie fat alle Bes 
ſchwerden, auch in das Mechtögebiet ein, aber ihrer eigents 
lichen Natur nach fcheint fie mir mehr gegen die Thätigkeit 
des Großherzoglichen Kreisrath8 gerichtet zu fein. | 

Der Abg. Klo: Ich finde nicht, daß etwad der Art, 
was der Abgeordnete Reh foeben erwähnte, in dem an die 
Kammer gelangten Schriftfag vorfommt, daß nämlich der 
Kreisrath bei. dem Ausichlag die Gemeinden übergangen und 
nicht gefragt hätte; es liegt dieß nicht in dem Schriftfaß. 
Die ganze Sache hat bloß fo den Anfchein, aber man wird 
bei näherer Betrachtung der Vorſtellung immer darauf zu: 
rüdfommen, daß die ganze Sache nur ein Schein ift und 
kein Recht. 

Der Abg. Keil (von Fürth): Die Befchwerde der Ges 
meinde Heppenheim ift allerdings in fo fern gegründet, als 
der Kreisrarh die Koften für die Herſtellung der Schleuße 


ven 3. Mai 1848. 39 


uerſt in den Voranfchlag aufgenommen und erft nachher die 

einde Heppenheim angehalten hat, fie mit auszufchlagen, ° 
ohne fie vorher zu befragen, daß er fie, ohne einen Voran⸗ 
fhlag vorzulegen , hintennach gezwungen. hat, ihren Antheil 
zu bezahlen. Man kann alſo hierin nur eine eigenmächtige 
es des Kreisraths fehen, indem er hier, ohne der 
Gemeinde vorher Nachricht davon zu geben, fo wie geiches 
ben, verfügt hat. Die Beſchwerde ift alfo, meiner Anficht 
nad, wohl begründet, und man hätte daher dem Kreisrath 
einen Verweis darüber geben und ihm anempfehlen follen, 
daß er fich eined folhen Borfchreitend in diefer Sache ents 
halte. | | 
Was die Verbindlichkeit der Gemeinde Heppenheim an 
fi) anbelangt, fo ift dieß allerdings eine juriftifche Frage. 
Wenn indefjen die Bunctionen der Kreidräthe noch in der 
Art fortbeftehen follten, wie fie bisher beftanden. haben, fo 
hätte man ihm allerdingd in der von mir erwähnten Bes 
ziehung einen Verweis geben müffen. 

Der Abg. Buff: Es fcheint mir von zwei Rednern 
vor mir die Befchwerde von einer irrigen Seite aufgefaßt 
worden zu fein. Die Beſchwerde befteht nicht darin, daß 
der Kreisrath die Anlage dieſer Schleuße angeordnet habe, 
fondern fie befteht darin, daß der Gemeinde Heppenheim 
nicht geflattet worden fei, aus der Societät auszutreten. 
Die Stadt Heppenheim will nämlid von der Societät, der 
fogenannten Welchnigconcurrenz, zurüdtreten und damit find 
die übrigen socii, die anderen Gemeinden, nicht einverftanden. 
Es handelt fi fomit einzig und allein um die Frage, ob 
die Gemeinde Heppenheim einfeitig den beftehenden Gontrakt 
aufzuheben, nämlidy aus ‘der Concurrenz auszutreten berech— 
tigt fei, und dieß ift eine Frage, die nur von den Gerich» 
ten entſchieden werden Fann. | 

Der Präfident verlieft dad an dem Schluffe der Vor: 
felung enthaltene Petitum. 

Der Abg. Reh: In dem Ausfchußbericht ift gefagt, 
der Kreisrath habe, nachdem die deßfallfigen Koften in den 
Boranfchlag der Gemeinde Wattenheim für 1844 vorgefehen 
worden, nachträglich verfügt, daß foldhe aus der Concur⸗ 
renzkaſſe zu beftreiten feien. Darnach muß ich annehmen, 
daß die Gemeinde Heppenheim hinfichtlich diefer Koften, zu 
denen ſich ihr Beitrag auf 1341 fl. berechnet, gar nicht ges 
fragt worden if. Gefragt kann nur die Gemeinde Wat: 
tenheim fein, in deren Voranſchlag diefe Koften vornherein 
vorgefehen waren. Dann ift bemerkt worden, die Gemeinde 
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Heppenheim beichwere ſich auch darüber, daß ihr' nicht ges 
attet worden fei, aus der Weſchnitzconcurrenz austreten zu 

dürfen, oder daß fie nicht von der Verbindlichkeit zur Mit- 
zahlung für die in Frage ſtehende Schleuße freigefprocen 
worden fei. Es liegt alfo ein doppeltes Gefudy vor, eins 
mal dad Gefuch um Beftattung ded Austritts aus der Con: 
currenz und dann dad Geſuch wegen Nichtleiftung des Bei⸗ 
trags von 1341 fl. Die legte Bitte müßte ich unterftügen, 
wenn nicht vielleicht die Kammer aus der bisherigen Diss 
euffion Veranlafjung nehmen wollte, den Gegenftand nodıs 
mald an den Ausfchuß zurüd zu vermeifen, damit über dies 
fen Punft das noch fehlende Kicht gewonnen werden ann. 

Der Präfident verlieft dad bei den Akten befindliche 
a. ded Herrn Regierungscommiffärd, worauf be 
merkt: 
Der Abg. Karl Zöpprig: Mir fcheint, daß die Stadt 
Heppenheim fi nur darüber beſchweten kann, daß nicht 
auch in ihrem WVoranfchlag, fondern nur in dem der Ges 
meinde Wattenheim der Beitrag zu den Koften der Schleuße 
vorgefehen wurde. Es kann die aber auch auf einem Irtthum 
ded Kreisraths beruht haben, welcher fich fpäter aufgeklärt 
bat. Die Stadt kann ſich aber gewiß nicht einfeitig einer 
Geſellſchaft entziehen, deren Mitglied fie ift und melce 
früher von wefentlihem Nutzen für die Etadt gewelen fein 
mag, namentlich darf fie in einem Augenblide, wo ein ver: 
hältnißmäßiger Beitrag geleiftet werden fol, ſich ihrer Ver: 
bindlichkeiten nicht entledigen.. Wenn die verfchiedenen Ges 
meinden, welche die Goncutrenz bilden, fich untereinander 
verftändigen, daß der Vertrag aufgehoben werden foll, fo 
kann dieß natürlich gefchehen, aber vorerft müffen die Kos 
fien, weldye entftanden find, von den einzelnen Gemeinden 
getragen werden. on 

Der Präfident: Es ſcheint mir hier der Kal vorzus 
liegen, in welchem nur allein nach der Berathung über die 
Gemeindeordnung im Jahr 1820 eine Gemeinde gegen ihren 
MWillen gezwungen werden kann, einen Poften in den Bor: 
anfchlag aufzunehmen, nämlich der Fall einer der Gemeinde 
obliegenden rechtlichen Verbindlichkeit, | 

Der Abg. Reh: Der Herr Präfident fagt ſelbſt, es 
ſcheine fo, ich meine aber, wir follten in einer Sache, von 
der wir nicht wiffen, wie die Verbältniffe find, nicht3 be- 
fchließen. Die Concurrenz der verfchiedenen Gemeinden kann 
ar einem zwiſchen denſelben abgefchloffenen Vertrage be: 
ruhen. 
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Der Präfident bejaht dieß. Ä | 
Der Abg. Reh (fortfahrend): Diefer Vertrag liegt aber 
den Acten nicht bei. Gewiß wird er nicht fagen, die eine 
Gemeinde folle aus ihren Mitteln die Koften aufmwenden und 
diefe Koften follten dann unter den fämmtlichen Gemeinden 
tepartirt werden, Nach der Natur des Verhältnifled werden 
vielmehr diefe Koften durch gemeinfchaftliche Berathungen 
der Gemeinden vorgefehen werden müflen. Ed wird wahre 
fbeinlich in dem vorliegenden Falle eben fo zugegangen fein, . 
wie ed früher in dergleichen Fällen immer war, daß näms 
lih der Kreidrath die Aufnahme ded fraglichen Beitrags in 
den Voranſchlag ohne Weiteres befohlen hat; und gegen dies 
fen Befehl ſcheint mir die Beſchwerde gerichtet zu fein. 
Der Abg. Elmert: Ic kenne aus früheren. Dienſt⸗ 
verhältniffen die Weichnigconcurrenzangelegenheit und weiß, 
daß vor dem Erfcheinen der Gemeindeordnung bier, wie 
in anderen Fällen, gewöhnlich in der Art verfahren wurde; 
daß eine Der die Goncurrenz bildenden Gemeinden, und zwar 
die vermögendfte, die Koften vorlegte, und daß biefelben nach⸗ 
ber auf die einzelnen Gemeinden repartirt wurden. Geis 
der Gemeindeordnung ift ed aber nothwendig, daß über die 
Ürbeiten für diefe Concurrenzen Voranſchläge gemaht, daß 
die Koften auf die betreffenden Gemeinden jo zeitig repartirt 
werden, Daß fie noch in die betreffenden Gemeindevoran⸗ 
ſchläge aufgenommen werben können, und daß fie demnächſt 
an einen gemeinfchaftlichen Rechner, der für diefe Concur⸗ 
renz beſtellt ift, bezahlt werden. Es fcheint mir nun aller= 
dings nach den biöherigen Verhandlungen in dem Ausſchuß⸗ 
beriht noch nicht feflgeftellt, ob diefe Formalität wirklich 
beobachtet ifl, oder ob der Kreisrat ohne Weitered die Ans 
ordnung getroffen hat, welde zur Beläftigung der Gemeinde: 
Heppenheim geführt. Allerdings theile ich die Anficht des 
Abgeordneten Zöppritz, daß die Gemeinde Heppenheim einer 
Verbindlichkeit, für welche fie feither beitragen mußte, fo 
lange die Verbindung befteht, ſich jest nicht auf einmal 
entziehen Fann, ohne Daß das ganze Societätöverhältniß aufs 
gehoben iſt. Sch unterftüge daher den Antrag des Abgeord« 
neten Reh, daß man den Gegenftand ausfege, und den Aus⸗ 
ſchuß nochmals über diefen Punkt höre. 
Der Abg. Schenk: Mir fcheint die Befchwerde bes 
— zu ſein und ich ſetze dabei voraus, daß, wie der 
erichtserſtatter bemerkt hat, hier gerade ein reines Privat⸗ 
verhältniß vorliegt. Wir haben hier eine Geſellſchaft. Ein 
Geſellſchafter ſoll bezahlen, die anderen begehren wenigſtens, 
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daß er bezahle. Hierüber können nur die Gerichte entſcheiden; 
aber gerade darum iſt die Beſchwerde, meiner Anſicht nach, 
begründet, die Gemeinde Heppenheim kann nicht von dem 
Kreisrathe angehalten werden, daß fie eine Privatverbind⸗ 
lichkeit erfülle, wenn fie Gründe hat, ihr zu widerfprechen. 
Deßhalb müflen die anderen Geſellſchaften vor Gericht 
eben. und die Gemeinde belangen, daß fie ihre Verbindlich: 
eit erfülle. Ob die Verbindlichkeit gegründet ift, kann ich 
bier nicht unterfuchen, aber ed liegt ein Privatverhältniß 
vor und wer verlangt, muß vor Gericht geben. Die Vers 
waltungsbehörde aber fann in einem Privatverhältniß die 
Gemeinde nicht anhalten zu bezahlen. | 

Der Abg. Buff: Ich erlaube mir die Anfrage an. den 

ren Präftdenten, ob nicht in der Worftellung felbft das 

ertragöverhältniß näher angegeben fe. Ich müßte mich 
fehr irren, wenn nicht in der Vorſtellung felbft angegeben 
wäre, wie und in welcher Weife die Ausführung der aus 
dem Vertrag refultirenden Pflichten und Rechte der socii - 
zu bewirken fei. Iſt dieled nicht der Fall, dann würde id) 
‚mit dem Abgeordneten Schend darin übereinftimmen, daß 
gegen den einzelnen socius firittige Anfiprüche nur im Wege 
Rechtens verfolgt werden können. | ! 

Der Abg. Keil (von Fürth): Sch habe noch darauf 
aufmerkfam zu machen, daß die Gemeinde Heppenheim ihre 
Bitte um Geftattung ded Austrittd aus der MWelchnigcons 
currenz hauptſächlich darauf fügt, daß die Concurrenzbeis 
träge nur bis zu einer gewiſſen Summe fteigen follten und 
fie behauptet, daß, nachdem diefe Summe überfchritten fei, 
auch der Vertrag keine Gültigkeit mehr habe. 

Der Abg. Kloh: Wenn der Gegenftand nochmals an 
einen Ausfhuß zurüd verwiefen werden follte, fo müßte ich 
doch bitten, daß er an den zweiten Ausſchuß verwiefen 
werde, denn er wird jebt fo juriftiicher Natur, daß der 
dritte Ausfhuß nicht mehr wohl darüber entfcheiden Fann. 

Der zweite Präfident Wernher: Diefe ganze Weichnig- 
concurrenz fcheint in Auflölung begriffen zu fein; denn es 
ift mir erinnerlih, daß noch eine weitere Beſchwerde ganz 
ähnlicher Natur dem dritten Ausſchuß vorliegt. Die nähe— 
ren Beftimmungen ded Bertragd find und nicht mitgetbeilt 
worden, weder von Seiten der Befchwerenden, noch von 
dem Herrn Regierungscommiffärz wir willen nicht, wie dem 
Bertrage nach die Bauten beflimmt, wie die erforderlichen 
Summen audgefchlagen werden follen. Ob nicht vielleicht 
irgend einer Behörde die DOberaufficht gegeben ift, ob nicht 
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diefe Behörde die Bauten anzuordnen und dann: den Aus: 
ſchlag nady den Bedingungen ded Vertragd zu machen hat. 
Alles dieß ift und unbekannt. Ich geftehe auch, daß ich 
nach demjenigen, was ich gehört habe, in der Sache immer 
dunkler werde und nichtö dagegen habe, wenn die Sache an 
den Ausſchuß zurüdverwiefen wird, wo fie dann im Verein 
mit den anderen an die Kammer gebrachten Befchwerden 
recht gut und vielleicht gründlicher behandelt werden Eann. 

Die Kammer beichließt hierauf die Zurückverweiſung des 

Gegenftandes an den Ausihuß, abfirahirt jedoch von der 

für diefen Kal in der Gefchäftsordnung vorgefehenen Vers 

ftärfung des Ausichuffes, und fchreitet fofort, nachdem der 

Präfident die öffentlihe Sigung gefchloffen, 
IV. zur Abſtimmung: 

A. über den Gefegedentwurf, die freie Ausübung aller 
religiöfen Culte ber. 

1) Die Frage: Pen 2. 
Will die Kammer den Art. 1 des Geſetzesvor⸗ 

ſchlags, die religiöfe Freiheit betr., annehmen? 
wird mit allen Stimmen bejaht. j 
2) Die Frage: F 
Wil die Kammer den Art. 2 des Geſetzesvor⸗ 
ſchlags, die religiöfe Freiheit betr., annehmen? 
wird mit allen Stimmen bejaht. 
3) Die Frage: ' | 
Will die Kammer, nach dem Antrage ded Abgeords 
neten Heldmann, dem Art. 2 folgenden Zufasarti: 
tel beifügen: | = 
„Durch das gegenwärtige Geſetz erleiden die . 
betreffenden Beflimmungen der Gemeindeords 
nung über den Erwerb des Ortöbürgerrecht3 von 
Seiten der Israeliten in den Provinzen Starken: 

* burg und Oberheſſen vorerſt keine Aenderung?“ 

wird mit 21 gegen 19 Stimmen bejaht. 

4) Die Frage: . 

Will die Kammer den Art. 3 des Geſetzesvor⸗ 
ſchlags, Die religiöfe Freiheit betr., annehmen? 
wird mit allen Stimmen. bejaht. 

B. Ueber den Gefegedentwurf, die Wiederherftellung der 
ftaatöbürgerlihen Rechte der wegen politifcher Vers 
geben Verurtheilten. 

Die Frage: 

Nimmt die Kammer den Gefegedentwurf, betreffend 
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die Wiederherſtellung der ſtaatsbürgerlichen Rechte 
der wegen politiſcher Vergehen Verurtheilten, an? 
wird mit allen Stimmen bejaht. 

C. Ueber die Vorftelung ded Dekonomen Georg Röſchel 

u Mörfelden, wegen ihm verweigerter Gonceflion zur 
Derretrung eined ihm gehörigen mit einer Tilgungds 
rente belafteten Grundftüds, des f. g. Pfortengartend, 

"Die Trage: 

Will die Kammer, nach der Anficht der Majorität 
des Ausfchuffes, die Belchwerde ded Georg Röfchel 
zu Mörfelden, wegen ihm verweigerter Gonceflion 
zur Parcellirung eined ihm gehörigen, mit einer 
Zilgungdrente belafteten Srundftüdd, des fogenanne 
ten Pfortengartend, aud Gründen: der Billigkeit der 
Großherzog. Staatdregierung zur Berüdfichtigung 
empfehlen? 
wird mit 30 gegen 10 Stimmen bejaht. 

D. Ueber die Vorftellung der Gemeinderathömitglieder * 
Einwohner zu Hochheim, Kreiſes Worms, die Ver: 
pachtung des betr. 

Die Frage: 

Will die Kammer — Geſuche der Gemeinderaths⸗ 

mitglieder und Einwohner zu Hochheim, wegen 

Verpachtung des Faſſelochſen daſelbſt, Folge geben? 
wird mit 39 gegen 1 Stimme verneint. 


Der Präſident ſchließt hierauf die Sitzung, die nachſte 
auf den 4. Mai Vormittags 9 Uhr anberaumend. 


Zur Beglaubigung: 


Heffe, Wernher, Elwert, Reh, 
erſter Präfivent. zweiter Präſident. Sekretär. Sekretär. 


Fuͤnfundvierzigſte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. 


Darmſtadt, am 4. Mai 1848. 


—— — 


Unter dem Vorſitz des Präſidenten Heſſe. 


BESTEN, Der gr Minifterialrath Meiſenzahl 
und 39 Mitglieder der Kammer, 


I, Der Präafivent macht ald neue Eingaben befannt: 


1) Wünſche und Vorträge der Gemeinde Garbenteich, 
übergeben durch den Abgeordneten Krug. 

2, Eine Vorſtellung ded Vorſtands der Hoöpitalfafle zu 
Bensheim wegen ihrer Theilnahmspflicht an der Bes 
foldung des Gr. Phyſikatsarzts dafelbft. 

3) Erklärungen und Anträge der Gemeinden Reichelöheim, 
Eberbah und Oberkainsbach über Verhältniffe der 
gräflichen Standesherrſchaft Erbach : Erbadı. 

4) Einen Antrag der Abgeoröneten Behlen und Mobr 
auf Zurüdziehung der. Gr. Hefliihen Zruppen aus 


Baden. 
(Beilage Nr. 381.) 

5) Einen Antrag des Abgeorbneten Heldmann, betreffend 
die Aufhebung refp. Abänderung der Artifel 46, 48, 
50 und 52 der Gemeindeordnung. 

(Beilage Nr. 382.) 
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6) Einen Antrag ded Abgeordneten Cretzſchmar, die Aufs 
hebung des Gefeged vom 9, Februar 1811 refp. der 
Nothwendigkeit der Einholung eines Gonfenfed bei 
Vertheilung von Grundftüden, welche mit Grunpdlaften 
bejchwert ind, 

(Beilage Nr. 383.) 
Die Eingaben und Anträge unter Nr. 1, 3, 5 und 6 
gehen ag den zweiten, die unter 2 und 4 an den dritten 
Ausſchuß zum Bericht. 


1. Der Tagesordnung gemäß fchreitet die Kammer 
zur Berathung: ö - 

1) Ueber den Antrag des Abgeordneten Schmidt, das 

Sammeln dürren von felbft zur Erde fallenden Reis: 
bolzed in den Domanialwaldungen, indbefondere die 
—— Leſeholzes an Arme, und die Abfchafs 
fung der Denunciationsgebühren betreffend. 

Nach vorausgeſchickter Einleitung bemerkt: 

Der Abg. Volhard: Ich wünſche, den Antrag der 
Staatöregierung zur Berüdfihtigung dahin zu empfehlen; 

1) Daß dem ganz Armen die Erlaubniß zum Sammeln 
des dürren Holzes in Rauhmaldungen ganz unents 
geltlih, andern bemittelten Bürgern aber um billige 
Dreife bewilligt oder verichafft werden möge und zwar 
fo häufig, ald dad Bedürfniß erfordert, wo möglich 
wenigftens jede Woche ein oder auch zwei Tage, etwa 
mit dem Verbot des Gebrauchs von Wagen, 

2) Daß man überhaupt fich bemühen möge, den ärmeren 
a Fer die Möglichkeit zu verichaffen, die 
nöthigen Brennftoffe in kleinen Mengen zu jeder 
Sahreszeit zu Faufen, etwa durch Veranlaſſung der 
Anlegung von Ortöholzmagazinen und Verabfolgung 
des Holzed aus ſolchen in einzelnen Scheitern oder 
Wellen um billige Preife. 


Durch Veranftaltungen dieſer legteren Art, würde es 
dem Unbemittelten möglich, feinen Brandbedarf auf recht: 
liche Art zu erwerben, er mürde nicht genöthigt fein, viel 
Zeit zum Holzfammeln oder gar Freveln zu verwenden, 
ed würden überhaupt die Frevel. bedeutend vermindert wers 
den. Außerdem läßt ed fich mit der Gerechtigkeit und Bil- 
ligfeit nicht vereinigen, daß man arme Leute, welche außer 
Stand fi befinden, auf’ andere Art ihr Brandbedürfniß 
zu erwerben, deßbalb ftraft, weil fie lieber freveln, als fich 
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und ihre Familien dem Erfrieren audfegen. Wie man die: 
jenigen nicht, ftraft, welche in Hungersnoth Brod fehlen; 
ebenfo wenig follte man diejenigen ftrafen, welche, um nicht 
zu erfrieren, Holz freveln. Auch mit dem Antrag auf Aufs 
bebung der AUnzeigegebühren bin ich einverftanden., Der 
Bezug diefer Gebühren durch die Denuncianten macht letz⸗ 
tere gewiflermaßen zur Parthie und zum Richter in einer 
Perfon. Der Anzeigende liefert durch feine Anzeige vollen 
Beweis; von feiner Verſicherung hängt es alfo ab, ob eine 
Strafe audgefprochen wird und ob er mithin einen Straf: 
antheil erhält oder nicht. Weberhaupt muß in jeder Weile 
dahin gewirft werden, die Forfiftrafen und die Forfifrevel 
u.vermindern, indem fie ein wahrer Kreböfchaden an der 
oikswirthfchaft und der Bolfswohlfahrt find. Sch erlaube 
mir in dieſer Beziehung bier nur einige Bemerkungen zu 
verlefen, welche in dem Bericht des erften Ausfchuffes, er: 
ftattet durch den Abgeordneten Franf, die muthmaßlichen 
Refultate der Finanzverwaltung in den Jahren 1845, 1846 
und 1847, betreffend vorfommen. Dort heißt ed unter 
andern: 

„Der Bruttoertrag der Forfiftrafen betrug, infoweit 

derfelbe bei Aufitelung der vorläufigen Weberficht bes 

fannt war: - 

im Jahr 1845... 220202020. 148,474 fl. 

. n. 188 : 2.2.2 0% 00.18, 
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457,260 fl. 

Dann heißt es weiter auf Seite 19 deffelben Berichtö: 
„Wie oben bei der Einnahmerubrif V. angeführt wurde, 
betragen die Forſtſtrafen in diefer Finanzperiode die 
enorme Summe von 457,260 fl., die mit der Vers: 


waltung diefer Strafen ‚verfnüpfte Koften find aber 


fo unmäßig, daß jene Summe noch einen Zufchuß - 
aud der Staatöfaffe von 2384 fl. 4 Fr. bedarf, um 
die Verwaltungskoſten zu deden.” 

Der Abg. Stein: Leſeholztage werden in meiner Ges 
gend, nämlich im Forſt Romrod, fo viel ich weiß, etwa 
zwanzig im Sahr gegeben, wofür bisher ein Zettel mit 
20 fr. gelöft werden mußte Wenn aber diefe zwanzig 
Zefeholztage abgelaufen find, gehen die Aermeren, wenn fie 
Fein Holz mehr haben, wieder in den Wald um Holz zu 
fammeln. Deßhalb werden fie nun zu einer bedeutenden 
Strafe gezogen, wovon dann die Folge ift, daß die ald uns 
zahlungdfähig erfannten Forfifrevier die Strafe abverdienen, 
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und eine Maſſe Gräben und andere Arbeiten im Walde 
‚ vornehmen müffen und dadurch um ihren Taglohn gebracht 
werden. Sch wünfchte daher, daß entweder in jeder Woche 
ein Leſeholztag, oder doch wenigſtens die doppelte Anzahl, 
nämlich ftatt 20, 40 Lefeholztage gegeben würden und zwar 
für die Armen ganz unentgeltlich. 

Der Abg. von Rabenau (Öberforftrath): . Die Bes 
nugung des Lefeholzes in den Domanialwaldungen war 
ſchon längft regulirt, und bei weiten die Mehrzahl der Ge: 
meinden ift feither damit zufrieden gewelen. Einzelne Ges 
meinden und einzelne Perfonen gibt es allerdings, welchen - 
diefe Regulirung nicht behagt; indeflen dieß find in der 
Negel nur die Bemittelten und Weichen, die früherhin ge 
mwöhnlich mit Fuhrwerken hinausgefahren find, und das Leſe⸗ 
holz, welches denn zunächſt für die Armen beftimmt fein 
* in großen Quantitäten anſammelten und nach Haufe. 
rachten. Diefe früheren Uebelftände find aber nunmehr 
theils fehr befchränft, theild gänzlich befeitigt worden. Der _ 
Abgeordnete Volhard hat, darauf angetragen, wöchentlich 
einen oder noch mehr Lefeholztage zu bemilligen. Dieß ift 
aber durchaus unftatthaft,‘ weil die Waldungen nicht fo 
vieles Leſeholz produciren. Geftattet man aber den Leuten 
‘mehr Lefeholztage, als nöthig ift, um dad vorhandene Leſe— 
holz einzufammeln und wegzubringen, fo verleitet dieß nur 
zu Begehung einer Menge Frevel. Denn wenn die Kefes 
bolzfammler in den MWaldungen ſich befinden, fo wollen fie 
nicht leer nach Hauſe gehen. Das vorhanden gemeiene 
Leſeholz ift bereit eingefammelt und es wird daher gefrevelt. 
Dieß ift die Urfache, daß in vielen Gegenden fo viele Holz» 
frevel vorgefommen und ald Xefeholzfrevel beftraft worden 
find. Noch dermalen finden in vielen Waldungen viel mehr 
Lefeholztage  ftatt, wie wirflich ftattfinden follten. Der Ab: 
geordnete Volhard hat, wenn ich ihn richtig verfianden habe, 
auch darauf angetragen, Brennholz in Kleinen Quantitäten 
verfäuflich abzugeben Dieß geſchieht ſchon längſt in der 
Meile, daß die Domanialforſtverwaltung denjenigen Ges 
meinden, welche über kein oder nur weniges Brennholz ver⸗ 
fügen können, eine angemeſſene Quantität zur Anlegung 
von Holzmagazinen überläßt. Dieſes Holz ift fogar theil— 
weife um einen niedrigeren Preis, als der Zarifpreis beträgt, 
den Gemeinden für anzulegende Holzmagazine angeboten 
und. dabei noch eine Zahlungsfriſt von einem Jahre offerirt 
worten. Indeſſen find nur fehr wenige Gemeinden auf 

dieſes Anerbieten eingegangen; der Gründe, warum fie in 
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den meiften Fälle nicht - darauf eingegangen find, entfinne 
ih mich nicht mehr. Was den Bezug der Pfandgelder 
oder Anzeigegebühren von Seiten der fchügenden Korfts 
diener betrifft, jo bin ich fchon längft damit einverfianden 
geweien, diefen Bezug abzufbaffen. Sch habe ſchon vor 
mehreren Zahren hierüber Anträge in der Kammer geftellt, 
allein meine Anträge find, wenn ich mich eines technifchen 
Kammerausdrudd bedienen darf, <repirt, d. h. es ift gar 
nichtö darauf erfolgt. | 

Der Abg. Karl Zöpprig: Sch Fann den Antrag des 
Abgeordneten Volhard in der Ausdehnung, wie er geftellt 
ift, nicht unterftüßgen. Ich bin allerdings ganz feiner Mei: 
nung, Daß man die Leſeholzkarten, namentlih dem ärmes 
ren Theile ded Volks, unentgeltlich gibt, und infoweit uns 
terftüge ich feinen Antrag. Uber gegen die Errichtung von 
Orröholzmagazinen muß ich mich erflären, weil ich glaube, 
daß diefe Einrichtung nicht fo zwedmäßig fein wird, als 
man vermuthet und den Gemeinden dadurd nur Kaften 
aufgebürdet werden, vor denen ich fie behüten möchte. — 
Etwas ganz anders ift ed, wenn man zum Bezug bed Leſe⸗ 
holzes die Karten ausfchließlicy den Aermeren ertheilt, indem 


die Gemeinde doc davon den Nußen hat, erftend dadurch, . . 


daß der ärmere Theil, der fein Geld hat und alfo au 
aud den Magazinen Fein Holz ſich anfchaffen kann, Gele: 
enheit befommt, ſich Holz fammeln zu können, ohne ges 
firaft zu werden, und-zweitend, daß, wenn dem Aermeren 
geftattet wird, ſich Holz auf rechtliche Weile zu fammlen, 
er ſich befchäftigen Fann, bierdurd vom Freveln abgehalten 
und zum befleren Menfchen berangebildet werden wird. — 
Befeholztage find allerdings bei und angeordnet, ob fie’ 
. aber in hinreichendem Maße bei und find, dad weiß ich 
nicht zu beurtbeilen, fie mögen indeffen früher in zu bes 
ſchränktem Maßſtabe geftattet geweſen fein! Sm Uebrigen 
erkläre ich mich entfchieden gegen jede Gelderhebung, welche 
für die Ertheilung von Lefeholzfarten ftattfindet, und zwar 
1) weil dieß dem Staate ganz wenig einbringt und 
2) ns gerade den ärmeren Theil der Bevölkerung 
drückt. — 

Ich will dem Armen die Leſeholzkarten umſonſt gegeben 
haben. Für die Ertheilung von Karten ſtimme ich aber 
aus dem Grunde, weil eine Controle ausgeübt werden fol; . 
die Ertheilung der Karten muß aber unentgeltlich gefcheben. 
In den meiften Petitionen der Gemeinden meines MWahlbe: 
zitls, welche an mich und durch mich an Die „Kammer ges 
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langt find, ift von diefen Lefeholzkarten die Rede und darin 
wird fich fehr darüber beflagt, daß man Geld für die Kar: 
ten verlange. Sch bin ganz damit einverftanden, daß man 
dergleichen Karten nur dem Aermeren gibt und den Reiche: 
ren davon audfchließt, denn gerade dem Aermeren will ich 
Gelegenheit geben, fein Holz ungehindert zu fammeln. 
Leider ift ed übrigens der Kal, daß gerade die Begliterten 
oft mit Fuhrwerk hinausfahren und das Leſeholz in großen 
Duantitäten holen, das die Aermeren nur in Fleinen Laſten 
auf dem Kopf heimtragen können, Ddiefe will ich hiergegen 
ſchützen, und ich ftelle daher den Antrag, daß in dem legten 
Satze ded Ausſchußantrags nach den Morten: „bei Ertheis 
lung von Lefeholzfcheinen” eingefchalten werde: „von einem 
Ertrag dafür abgefehen.” 

Die Abgeordneten Elwert, Schend, Gregfchmar unters 
ftügen diefen Antrag. 

Der Abg. von Grolman: Der Antrag des [Abge: 
ordneten Schmidt war mir eine fehr erfreuliche Erfheinung 
und ebenfo das Reſultat, welches er gehabt bat. Gleich: 
wohl, meine Herren, gehöre auch ich zu denjenigen, welche 
wünfchen müffen, daß man dem ärmeren Theil der Staats: 
angehörigen dad Leſeholz ganz unentgeltlich verabfolgen 
Iaffe und ich unterflüße daher in dieler Beziehung den Ans 
trag, welchen foeben der Abgeordnete Karl Zöpprig geftellt 
bat. Das dürre Holz, welches der Wald abwirft und das 
doch dem Verderben Preid gegeben wäre, foll man von 
dem Armen ſich nicht bezahlen laſſen. Man fpricht von 
einer bloßen Gontrolgebühr. Sie mögen aber diefer Auf: 
lage einen Namen beilegen, welchen Sie wollen, fo bewirkt 
fie immer für den ärmeren Theil eine empfindliche Ausgabe. 
Ob bisher eine hinlängliche Anzahl von Lefeholztagen ges 
ftattet worden ift, darüber fann ich aus eigner Erfahrung 
feine Wahrnehmung Fund geben; dad aber habe ich gehört, 
und unfere Gollegen vom Lande werden die Güte haben, ſich 
hierüber näher zu äußern, daß nicht an allen Orten hin: 
länglich für Leſeholztage geforgt, fordern daß deren theils 
weife zu wenig angeordnet fein follen. Sch muß daher den 
Wunſch audfprechen, daß die Staatöregierung fo viel, als 
nur immer möglich ift, und fo viel ed die Aufficht und der 
Schub im Walde geftattet, in Anordnung der Lefeholztage 
nicht zu befchränft verfahren möge Mit diefem Wunfce 
verbinde ich noch einen weiteren. Ich habe vernommen, 
daß bisher in den Hegen, welche fchon fo weit herange: 
wachen find, daß man in denjelben, unbefhadet der Holz— 


den-4, Mai 1848, 7 


cultur, dad abfallende dürre Holz auflefen Fann, nicht geftats 
tet worden ift, Holz zu lefen. Menigftend finde ich in der 
Horfiordnung dad Holzlefen namentlich ſelbſt in alten 
Hegen mit Strafe belegt. Iſt diefe Angabe richtig, von 
deren Wahrheit ich verfichert worden bin, dann wäre es 
wünfchendwerth, daß man von Seiten der Staatsregierung 
tefp. der Forftverwaltung in Zukunft geftatte, in folchen 
Hegen, in denen durch dad Auflefen des Holzes der Holz: 
cultur Fein Schaden mehr gelchehen kann, Xefeholz zu ſam⸗ 
meln. Geſchieht dieß, fo wird dadurch die Mafle des Leſe— 
in für den ärmeren Theil um ein Bedeutendes ver: 
größert. 

Der Abg. Zulauf: Ich ſtimme ebenfalls dafür, daß. 
man der ärmeren Klaſſe der Bevölkerung das Sammeln 
von Leſeholz unentgeltlich geſtatten ſoll. Es iſt zwar im 
Ausſchußbericht geſagt, wie viel Kreuzer für den Tag bes 
jahlt werden follen, nämlich. für den Tag 1 fr. bis zu 6 Er., 
es ift aber im Ausfchußbericht nicht gefagt, wie viel Leſeholz⸗ 
tage im Jahr gegeben werden. Der Abgeordnete Stein 
hat zwar bemerkt, im Forſt Romrod würden 20 Tage er: 
laubt; aber dieß ift in früheren Jahren gewefen, feit einigen 
Sahren hat man die Leſeholztage bis auf 10 vermindert. 
Sch habe lange Zeit Verzeichniffe über das Leſeholzſammeln 
aufgeftelt, und ich kann daraus nachmweifen, daß in dem 
Forſt Romrod das Lefeholzfammeln dem armen Manne nur 
an 10 Tagen geftattet ifl. Sa wir haben vor einigen Jah: 
ten in meiner Gemeinde nur fünf arme Leute gehabt, die 
fi Scheine genommen haben, fie haben gefagt: warum - 
ſollten fie ficb die Scheine nehmen, fie fämen ja doch jeded: 
mal in Strafe, wenn fie auch für einen Kreuzer Leſeholz 
gelammelt hätten, fo würden fie doch mwenigftend einmal 
angegeben, fie ftrichen fich dann lieber einen Steden Reifer, 
weil fie dann ihre Zeit mit dem Sammeln nidit zu vers 
ſäumen ‚brauchen. Meine Herren, bier hat die Oberforft: 
direction zu ſcharf verfahren, dieß hat fie aber nicht allein 
bei dem Xefeholzfammeln, fondern in mehreren andern Ges 
genfländen gethan, Sch bin überzeugt, die Oberforftdirection 
trägt Vieles zur Verarmung in mancher Gegend des Landes 
bei Sch weiß mich wenigftens aus Oberheffen zu erinnern, 
ehe die Oberforftdirection beitand, war dort Wohlftand im 
Lande, da war der Mittelftand der Kern vom ande, Aber 
nachdem die Oberforftdirection ind Leben getreten ift, har 
man dem Mittelftand und den Armen nicht allein das Leſe— 

holzſammeln und Streufel entzogen, nein, man hat ihnen 
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auch noch andere Rechte entzogen. Man hat den Gemein: 
den ihr Eigentyum oft auf gewaltiame Weile, theilweife 
mit Proceffiren abdisputirt und mit Proceffen, die man 
theilweife frivol nennen fönnte, hat man die Leute fo weit 
getrieben, Daß fie ſich zulckt verglichen haben. Früberhin 
war in Oberheffen auch dem Mittelftande erlaubt, Lefeholz 
zu fammeln und an einem oder zwei Tagen in der Woche 
gegen Bezahlung eines geringen Geldpreifes hinauszufahren. 
Dieſes Recht ift ihm auch entzogen worden, und man hat 
die Holzpreife fo fehr hinaufgetrieben, daß der Mittelftand, ı 
den fein Holzbedarf früherhin fehr wenig koſtete, weil er fich 
Lefeholz fammeln konnte, denfelben jest mit 40 bis 50 fl. 
jährlich bezahlen muß. Wie ift ed möglich, daß der Mann 
fo viel aufbringen fann? Dieß gerade hat den Mittelftand 
zu Grunde gerichtet. Wenn wir in meiner Gegend Kohlen 
oder Zorf hätten, fo wäre es ganz anderd, aber fo hat 
man ſich hierdurch nicht helfen können; der Arme iſt arm 
und bleibt arm. Ich hoffe Übrigens, daß die Staatsregie— 
rung darauf NRüdfiht nehmen und dem Uebel abhelfen 
wird, 
Der Abg. Kahlert: Der Hauptgrund, warum fo viele, 
wie ih glaube nur fcheinbare Forftvergehen in Darmftadt 
zur Anzeige gebracht werden, mag allein darin liegen, daß 
von Seiten der DOberforftdirection, anſtatt an Leſeholztagen 
die Forftihügen zur Verhütung des Freveld in dem Walde 
aufzuftellen, Ddiefelben an den Cingängen der Stadt und 
refp. der Ortfchaften aufgeftellt werden, und daß dann bdiefe 
Forftfebügen diejenigen, welche aus dem Wald mit ihren 
Bündeln zurüdfehren, die letzteren revidiren und wenn fich 
in denfelben auch nur ein ſcheinbar abgebrocenes Reis bes 
findet, fie den Leuten wegnehmen und diefe zur Beftrafung 
anzeigen. Es ift dieß, meiner Anficht nach, eine fo gehäflige 
und veratorilche Maßregel, daß, wenn fie noch befteht, ich 
den Antrag flellen möchte, fie abzuſchaffen. Im Uebrigen 
unterftüße ich den Antrag des Abgeordneten Karl Zöpprig 
und werde ebenfallö für venfelben flimmen. 

Der Abg Schend: In vielen Gemeinden, wenigftens 
wird dieß in mehreren Eingaben, die mir übergeben worden 
find, behauptet, wird den Aermeren überhaupt gar Fein 
Leſeholz verabreiht, So ift mir z. B. aus der Gemeinde 
Nordheim zugefchrieben worden, daß dort in einem Walde, 
dem fogenannten Buſchwald, der 6 — 700 Morgen be 
trägt, und der ganz in der Nähe von Noroheim liegt, ven 
Aermeren gar nicht geflatter fer, Leſeholz zu ſammeln; es 
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ift dieß in einer Aorefle, welche an mich erlaffen worden 
ift, namentlich erwähnt, und ich erlaube mir, was hierüber 
in der Adrefle gelagt ift, zu verleien. Es heißt nämlich 
darin: 

„Der in biefiger Gemarkung liegende Bufchwald, 

Steinerwald, enthält ıc. | 

(verleien.) 

Ob diefe Angabe durchaus richtig ift, vermag ich nicht 
anzugeben, ic muß ed indeflen vermuthen und zweifle durch⸗ 
aus nicht daran. Mie viel Lelebolztage gegeben werden 
follen, das läßt ſich, glaube ich, im Allgemeinen gar nicht 
beftimmen, das hängt von den Rocalitäten ab. In dem 
einen Walde können wöchentlich vielleicht zwei Zefeholztage 
gegeben werden, in-den andern einer, in Den andern viel: 
leicht noch weniger, oder vielleicht auch noch mehr ald zwei. 
Sch glaube, daß dieß lediglich localer Natur. ift. 

Der Abg. Schmidt: Ich muß allerdingd bei meinem 
urfprünglichen Antrag in fo weit feftyalten, daß man die 
Leute in jeder Woche zweimal Holz lefen läßt. Dagegen 
wird in unferer Gegend manchmal während eines ganzen 
Monats nur ein Leirholztag gegeben, an welchem die Reute, 
befonvderd wenn ſchlechtes Wener ift, nicht einmal hinaus 
fommen fünnen. Was aber die Forftfrevel und die Strafen: 
betrifft, fo bin ich überzeugt, werden die meiften Frevel 
binwegfallen, wenn die Anzeigegebühren wegfallen, . die Leute 
werden dann nicht mehr fo viel in Strafe fommen. Ich 
muß duher dabei beharren, daß man- wenigftend zwei Leſe— 
bolztage in der Woche geftattet, wie ich beantragt habe. 

Der Abg. Heldmann: Auch ih bin der Meinung, 
daß ein heil unierer WVerarmung daher rührt, Daß man, 
fei es auf eine Fünftliche, oder auf eine andere durch das 
Gebot ver Natur gegebene Weile veranlaßt, dieſe Holzpreife 
auf eine folhe Höhe hat fleigen feben. Das befte Mittel, 
die Holzpreife herunter zu bringen, ift gewiß da$, daß man- 
andere Brennftoffe auffucht, und im Lande verbreiter. Mit 
der Wohlfeilheit des Holzes werden auch die Holzfrevel 
abnehmen, eben fo wie mit der Aufhebung der Denuncia— 
tionsgebühren die häufigen Denunclationen, damit bin ich 
einverftanden. Sch bin aber dagegen, daß man eine Sehr‘ 
große Anzahl von Lefeholztagen anordnet, und zwar aus 
dem Grunde, weil dann, jelbft wenn die Aermeren -allein 
zugelaflen würden, die Leute nicht mehr fo viel Holz im 
Walde finden- werden, um ihren Zagelohn Damit deden zu 
können. Sie würden aljo, wenn fie in den Wald gingen 
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nur ihre Zeit unnöthiger Weife vergeuden, während fie zu 
Haufe anderweitige Verdienſte haben können, und fie wers 
den, wenn fie dann im Walde fein Holz finden, eben das 
durch noch zu Freveln gereizt werden. Der Ausſchuß ift 
aber der Anficht geweſen, und bat viefelbe au in dem 
Bericht audgeiprochen, daß man das Lefeholz vorzugsweiſe 
den Armen ald eine Beglinftigung abgeben iol. Er hat 
‚nad demjenigen, was die Großherzogl. Staatöregierung 
durch den Erlaß vom 14. März d. J. angeordnet hat, fich 
überzeugt gehalten, daß die Preife für eıne Traglaft Leſe— 
bolz- jo niedrig geftellt feien, daß man fie gar nicht mehr 
ald einen Wertherfaß, fondern die Ertheilung der Leſeholz⸗ 
fcheine nur als eine Controlmaßregel betrachten könne. Ich 
babe nichts dagegen, daß man den Armen die Lefeholze 
feine ganz umentgeltlih abgibt, möchte aber denn doch 
dabei eine Anordnung getroffen haben, wodurch man den 
Reichen, dem. docdy eigentlich dad ro zu gut fommen 
follte, gänzlich vom Leſeholz ausfchließen könnte. Ob dieß 
möglich ift, weiß ich nicht, jedenfalls müßte die Sache auf 
gefeglihem Wege geordnet und etwaige Berechtigungen bes 
rüdfichtigt werden. 

Der Abg. Keil (von Fürth): Dadjenige, was ich fagen 
wollte, ift in dem Bisherigen fchon ziemlich entwidelt, nur 
mache ich noch darauf aufmerffam, daß in manchen Bezirs 
fen die Lefeholzfarten noch vor Furzer Zeit 1 fl. gefoftet 
haben. Damit bin ich aber einverftanden, daß die ärmere 
Klaſſe die Scheine umfonft erhalten follte.e Dann find aber 
auch gewiffe Waldungen, die ftarf genug find, um durch 
Sammeln von Lefeholz nicht mehr befchädigt zu werden, 
-und die eine bedeutende Menge von Lefeholz abwerfen,. im« 
mer noch ald im Hege befindlich, erflärt und diefen thäte es 
gar feinen Schaden, wenn fie ebenfalld den Leuten geöffnet 
würden, damit diefelben die dürren Reifer darin fammeln 
können; indem der Abwurf an Lefeholz darin nicht unbes 
deutend ifl. Es würde gar oft nachtheilig fein, wenn man 
ſolche Waldungen für offenen Wald betrachten wollte; denn 
fobald der Wald dürres Holz abwirft, verurfadht das Aufs 
lefen des letztern auch feinen Schaden mehr. 

Der Abg. Dieß: Der Antrag und der Ausfchußbes 
richt beziehen fich bloß auf die — Ich 
glaube aber hierbei den Wunſch ausſprechen zu müſſen, daß 
das nach dem Antrag an die Staatsregierung zu richtende 
Erſuchen auch dahin ausgedeht werde, daß nicht allein in 
den fiscaliſchen, ſondern auch in den freiherrlich von Ried: 
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efel’ihen und ſtandesherrlichen Waldungen die Leſeholztage 
vermehrt merden, und der armen Klaſſe unentgeltlich abges 
geben werde, | 

Der Abg. Ehriftian Zöpprig: Ich will nur einige 
Erläuterungen darüber geben, warum in dem Steinerwald 
bei Nordheim, wie der Abgeordnete” Schend bemerkt hat, 
dad Sammeln von Lefeholz nicht geftattet wird. Es ges 
ſchieht dieß, weil dorten die Kafanen im Freien gezogen 
werben und weil man diefe nicht beunrubigen, noch viel 
weniger aber Anlaß geben will, daß Nefter derfelben auds 
genommen werden. | | 

Aus einem ganz ähnlichen Grunde wird auch in manden 
anderen Forften, z. B. im Forfte Großgerau, dad Holzlefen 
nicht geftattet. Ich weiß dieß ganz genau; denn ein guter 
Freund von mir war einmal dort gelegentlich auf der Jagd 
und machte, ald er durch einen Schlag fam, wo eine Malle. 
Leſeholz nutzlos verfaulte, dem Korfibeamten darüber Vor⸗ 
würfe, daß man diefed nicht zu holen geftattete. Darauf 
geftand derfelbe ihm im Vertrauen, daß in gewillen Diſtric⸗ 
ten fein Zefeholz abgegeben würde, um dad Damm: und 
Rehwild nicht zu beunruhigen und den Pürfchgang auf dafs 
felbe zu erleichtern, & 

Der Abg. von Rabenau (Öberforftratb): Der Ab: 
geordnete von Grolman bat darauf angetragen, in herans 
gewachfenen Hegen die Leſeholznutzungen zu geftatten. Ders 
angewachlene Degen gibt ed aber eigentlich nicht; denn 
wenn eine Hege ganz herangewachſen ift, fo ift fie Feine 
Hege mehr. Sodann hat der Abgeordnete Zulauf ſich 
mancherlei Vorwürfe gegen die Oberforftdirection erlaubt, 
die ich jedoch mit Stillfchweigen übergehe, weil ih Mit: . 
glied dieſer Behörde bin. Jedoch glaube ich mih im Als 
gemeinen dahin ausſprechen zu können, daß die meiften feis 
ner Borwürfe höchſt ungeeigneter Natur find. Er hat fos 
dann auch noch Mehreres über die hohen Holzpreife erwähnt. 
Die hohen Holzpreife machen fi aber die Käufer felbft; 
denn das Holz, welches nicht aus der Hand verkauft wird,. 
wird durch Verfteigerungen verwerthet. Letzteres macht die 
größere Quantität aus und ed hängt ja lediglich von den 
Leuten felbft ab, zu bieten, was fie wollen. Die Tarif—⸗ 
preife bei dem Handverfauf gründen fi auf den Durch 
fehnittverfteigerungspreis, an diefem kann man daher auch 
nichtö ändern. Der jährlihe Fällungsetat, d. b. dasjenige 
— welches jährlich geſchlagen wird und zum 

rkauf kommt, iſt aber ſeit den letzten 25 bis 30 Jahren 
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um beinahe dad Doppelte gefliegen. Der Grund der hohen 
Holzpreife ift mithin nicht Schuld der Forftverwaltung, fons 
dern er liegt theild in der Zunahme der Bevölkerung und 
theild in der Zumabme der Gewerbe Bon Seiten. der 
Forfivermaltung fann man die Holzpreiie nicht herunters 
drüden oder wenn mah bier und da durch befondere Manis 
pulationen ed bewirken wollte, fo würde man dadurch eine 
Ungerechtigkeit gegen alle Steuerpflichtigen begehen, weil 
die Einfünfte aus den Domänen in die Staatöfaffe fließen 
und mithin den fämmtlichen Gteuerpflitigen ‚zu Gute 
fommen. Der Abgeordnete Kahlert hat auch, gerügt, daß 
bie Forſtſchützen an dem Eingang der Ortſchaften aufgeftellt 
würden, dort Diejenigen, welde mit Zraglaften von. Leſe— 
holz aus dem Walde kämen, vifitirten, und wenn fie nicht 
lauter dürres Lefeholz vorfänden, die Leute deuunciirtem, 
Dieß gefchieht wohl mitunter, aber mit vollem Recht, 
Namentlich bier in Darmftadt ift ein befonderer Forſtſchütze 
an den Thoren der Stadt vorzugsmeile auf das Erſuchen 
des Stadtoorftandes und zur Verminderung der vielen Holzs 
frevel, welche von Darmftadt aus begangen werden, anges 
flelt worden. . Der Abgeordnete Schend hat fodann bes 
merkt, daß in der Gegend von Nordheim, in dem foges 
nannten Buſchwald fein Leſeholz gefammelt werden dürfe, 
Der Grund davon liegt aber ficher darin, weil dieß Nies 
derwaldungen find mit furzem Umtrieb. Der Abgeordnete 
Brund ift ebenfalld Befiger von Niedermald und dieler 
wird wohl zugeben, daß man in Niedermwaldungen bei 
einem Umtrieb von 10 — 12 Sahren nur wenig oder fein 
Lefeholz erhalten fann. Sodann hat der Abgeorbnete Chr. 
Zöpprig erwähnt, daß fo vieles Leleholz in den Waldungen 
. in der Nähe des Möchnsbruchs unbenußt liegen bleibe, 
Allein in der Gegend des Mönchsbruchs muß das Lejeholz 
im den Domanialwaldungen an hierzu Berechtigte abges 
geben werden und unbenußt bleibt nichts liegen. Die Dos 
manialforftverwaltung fann bier mit Ausnahme von nur 
wenigen unbedeutenden Walddiſtrikten, durchaus Fein Lefes 
hol, an nicht Berechtigte abgeben. — 
Der Abg. Brund: Da der Abgeordnete Oberforſtrath 
von Rabenau ſich auf mich berufen hat, fo muß ic doch 
bemerken, daß in Rheinhefien, wo faft überall bloß Nies 
derwald ift, wenn die Waldungen einmal 6— 8 Jahre alt 
find, weil es dann immer ſchon unterdrüdtes Reiſig gibt, 
Lefeholztage geftatset find. Ueberhaupt fcheinen mir bier 
mancherlei Mißſtände obzumwalten, und ich. muß geilehen, 
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daB ich es fehr Unrecht finde, wenn man in den älteren. 
Waldungen dad Sammeln ded abgeftandenen dürren Holzes 
nicht geftattetz denn je näher der Wald am Fällen ift, defto 
mehr dürred Holz gibt es. Nun böre ich aber, daß die’ 
Forſtverwaltung gerade in ſolchen Schlägen, wo das Holz. 
bald zum Hieb kommt, dad Auflefen des dürren Holzes: 
gar nicht geftattet. - | “ 
- "Der Abg. von Rabenau (Oberforftrath): Umgekehrt,‘ 
gerade in folhen Schlägen wird es geftattet. ri 
‚Der Abg. Brund: Der Abgeordnete Keil von Fürth‘ 
und der Abgeordnete von Grolman haben aber das Gegens 
theil behauptet, und ich muß außerdem auch befennen, daß 
ed mich fehr unangenehm berührt hat, daß man den armen: 
Leuten für dad Holzlefen noch Geld abnimmt. Auf der‘ 
andern Seite will ich durchaus nicht, daß die. bemittelten: 
Leute den Armen dad Holz wegnehmen. Sch weiß nicht, 
da ich während der Discuffion momentan abmwefend war, 
ob bereitd ein Antrag in diefer Beziehung geftelt wurde. 
Menn er aber noch nicht geftellt ift, fo will ich ihn dahin- 
fielen, daß dad Sammeln von Leſeholz nur in der Art 
geftattet ift, daß es nur durch Menfchenfraft weggebracht 
werden darf, fei ed nun mittelft Zraglaften oder durch 
Stoßfarren. Es fol nicht geftattet fein, dad Kefeholz mit 
Fuhrwerk zu trandportiren. Auf diefe Weile würden die 
bemittelten Zeute das Leſeholz den Aermeren -von feloft übers 
laſſen. Sch will daher, da dieß durch den Antrag’ des Abs’ 
geordneten Karl Zöpprik noch nicht vorgefehen ift, förmlich‘ 
den Antrag flellen, daß das Megbringen von Lefeholz nur- 
durch Menfchenkraft, entweder in Zraglaften, over auf: 
Stoßfarren geftattet fein fol. | 
Der Antrag wird unterftüßt. | 
Der Abg. Lerch: Meine Herren, ih würde dad Wort 
über diefen Gegenftand nicht ergriffen haben, hätte nicht 
eine Bemerkung ded Abgeordneten DOberforftrath von Ras 
benau mich dazu veranlaßt. Der Abgeordnete von Rabenau 
hat bemerkt, daß die Theuerung des Holzes vorzugsweiſe 
durch die Holzverfteigerungen veranlaßt worden fei, das fei 
freier Wille der Bietenden, Aber, meine Herren, ih muß 
hier eine Bemerfung im Allgemeinen machen, daß nämlich 
in der Regel bei uns viel weniger Holz gehauen wird, als 
- zumädft. Man beftimmt z. B. durchſchnittlich in der bee 
fien Lage der Waldungen jährlib nur ‚4 fummarifche 
Steden zum Fällen auf einen Morgen, und nad den Ver: 
fiherungen ganz tüchtiger Forſttechniker beträgt der Zuwachs 
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in der Regel beinahe das Doppelte. Nun bezieht ſich aber 
die Beſtimmung hinſichtlich der „94, nur auf die beſten 
Waldungen in der Provinz Starkenburg Für die Provinz 
Oberheſſen find, fo viel ich weiß, durdfchnittli nur 7, 
und in denen von Rheinheffen nur ‚72, beflimmt. Bemeſſen 
Sie alfo daraus, in welcher. Mafle dad Holz in den fis— 
caliihen Waldungen zumähft Und der Preis des Holzes 
würde noch bedeutend höher ftehen, wenn nicht durch die 
MWaldungen der Gemeinden und der Standesherren dieſer 
Preis einigermaßen herabgedrüdt würde, Es ift bei der 
im Uebrigen ganz mufterhaften technifchen Anordnung -in 
Beziehung auf die Anordnung der Forftculturen, unbegreifs 
lich, wie die Preife ded Holzes fich auf der bisherigen Höhe 
noch erhalten fonnten; es ift dieß unbegreiflich, beſonders 
um deßwillen, weil während 20 und 30 Sahren in anderer 
Weile an Brennftoffen fo bedeutend gewonnen worden ift. 
Wir haben die bedeutenden Zorf:, die bedeutenden Braun 
- Fohlenlager im Lande; und wenn ich aud annehme, daß 
die Population des Großherzogthums in den legten 30 Jah⸗ 
ren auf eine bedeutende Höhe berangewachfen ift, fo ſteht 
fie deſſenungeachtet dennoch nicht im Verhältniß mit dem 
Preife des Holzes und mit dem Zuwachs, den jährlich die 
MWaldungen haben. Ich möchte daher die Staatöregierung 
vor Allem -darauf aufmerkiam machen, daß ed angemels 
jen wäre, den Preis ded Holzes Fünftighin nicht mehr fo 
in gefchraubter Höhe zu halten; denn es ift für die Inte—⸗ 
treffen ded Randes durchaus nicht vortheilhaft, daß die In-⸗ 
länder genöthigt werden, ein andered Brennmaterial, wels 
ches nur aud dem Ausland bezogen werden kann, zu be: 
nugen. Sch meine damit den Steinfohlenbrand. Es ift 
durchaus nicht den Grundfägen einer weiſen Nationalöfono: 
mie angemefjen, wenn fo vieled Geld an ein Brennmaterial, 
dad vom Ausland entnommen wird, verwendet werden 
muß, während Brennmaterial genug im Lande ſelbſt ers 
zeugt werden fann. | 

Der Abg. Krug: Was den 'erften Theil des Antrags 
bed Abgeordneten Schmidt betrifft, fo bin auch id) der Ans 
fiht, daß man den Armen den Bezug ded Leſeholzes un: 
entgeltlich geftatten fol, unter der in dem Antrag des Ab: 
geordneten Zöppritz refp. Brund enthaltenen Beftimmung, 
daß ed nur in Braglaften oder auf Schiebfarren weggebracht 
werden darf und ich werde daber für den Antrag dieſer beis 
den Abgeordneten flimmen. Sm Uebrigen ift befannt, daß 
ih fchon feit dem Landtage von 1833 in diefer Kammer 
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beftändig auf Abfchaffung der Denunciationsgebühren bin: 
gearbeitet habe. Nach langem Bemühen gelang es endlich 
bei Berabichiedung des Polizeiftrafgefegbuches den Antrag 
durchzubringen, daß vom 1. Juni d. J. an in Polizeifachen 
alle Denunciationsgebühren aufgehoben fein follten. Die in 
der Zwifcbenzeit eingetretenen Verhältniffe haben bekanntlich 
die Aufhebung des Polizeiftrafgefeßed, ſowie ded Einfühs 
»rungdgefeged Dazu zu Wege gebracht, und ich muß offen 
befennen, daß ih in Bezug auf die deßfallfigen Zuftände 
in den beiden diesjeitigen Provinzen den deßfallfigen Be 
fchluß der Kammern wahrhaft hätte beflagen müffen, ‚wenn 
und. nicht der betreffende Herr Regierungscommiſſär in der 
Sißung vom 7. März die Zufiherung gegeben hätte, daß 
diefer Punkt bei Ausarbeitung des das Polizeiftrafgefeg aufs 
hebenden Geſetzes überfehen worden fei und in der nächften 
Zeit ein Gefeßentwurf an die Kammer gebracht werden folle, 
wodurch in Polizeifachen die Denunciationsgebühren aufges 
hoben würden. Sch bin überzeugt, daß dieſer Gefeßeövor: 
fchlag zu gleicher Zeit auch. die Denunciationdgebühren in 
Forſt- und Feloftraffachen, die mit jenem in ganz gleicher 
Linie ftehen, umfafjen wird. Die Schwierigkeiten, derer 
die im Ausfchußbericht abgedrudte Communication des Kis 
nanzminifteriumd vom 35. März d. J. am Schluffe erwähnt, 
haben ſich inzwifchen infofern gehoben, als befanntlich die 
Standeöherren und adligen Gerichtöherren nach der ihre 
Berhältniffe betreffenden Geſetzesvorlage nur allein noch die 
Korftftrafen in ihren eigenthümlichen Waldungen behalten, 
in welcyen fie felbft die Koften des Forſtſchutzes zu tragen 
haben. Mit Zuverficht dürfen wir daher noch auf dem 
gegenwärtigen Kandtage der Vorlage eined Gefegedentwurfs 
entgegenfehen, wodurch die Denunciationsgebühren überhaupt 
“ aufgehoben werden, damit endlich einmal das unglüdliche 
Spionirfoftem aufhört, welches biöher in diefer Hinficht ges 
herrfcht hat. Im Uebrigen kann ich nur dasjenige beftätigen, 
was der Abgeordnete Kahlert vorhin Über die Aufftellung 
von Korftfchügen an den Thoren der hiefigen Refidenz be: 
merkt hat; es ift mir jedesmal, wie man zu fagen pflegt, 
egen den- Mann gegangen; wenn ich an Kefeholztagen ges 
feben habe, wie von den an den Thoren aufgeftellten Forfts 
ſchützen die Läſte der Lefeholzberechtigten angehalten und 
durchſucht worden find, ob fich nicht ein ſtarkes oder grünes 
Reischen darin befinde. Meiner Anfiht nah hätte die 
Dberforftdirection, wenn auch der hiefige Stadtoorftand 
darum nachgefucht hat, einem folchen Erſuchen ‚nicht ent: 
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forechen follen, denn der Forftfchüge gehört in den Wald. 
Menn er aber an den Thoren der Orte ſteht, fo ann er 
den Wald nicht hüten und die Frevel nicht verhindern, 
was doch vorzugsmeife feine Pflicht iſt. Bekannt ift es 
— daß unterdeſſen im Wald die gröbſten Frevel vor—⸗ 
allen. 

Der Abg. Frank: Ich billige die Anſicht derjenigen 
Abgeordneten, welche vorzugsweiſe die Armen zum Sam— 
meln des Leſeholzes zulaſſen wollen, und ich wuͤnſche, daß 
es denſelben ganz unentgeltlich erlaubt werden möchte. 
Aber ein ſolches vorzugsweiſes Zulaſſes der Armen zum 
Leſeholz darf doch nur in denjenigen Waldungen ſtattfinden, 
wo feine anderweitigen Berechtigungen ftattfinden. Denn 
ed gibt Gemeinden in unferem Lande, und im Bericht find 
deren genannt, z. B. die Gemeinden in den Forftbezirken 
Vöhl, Battenberg und Biedenkopf, wo der Forſtfiscus über 
das fogenannte Leſeholz nicht disponiren kann, fondern wo 

anze Gemeinden dad Mecht genießen, dieſes Lefeholz zu 
mein, entweder gegen eine gewifle Abgabe, oder, wie 
dieß z. B bei der Gemeinde Hapfeld der Fall ift, ganz 
unentgeltlich; und ich muß nur bedauern, daß diefe Ge: 

meinden fich gegenwärtig darüber zu befchweren haben, daß 
man fi von Seiten der Oberforftdirection bemüht, immer 
größere Beichränfungen in der Benugung diefer Rechte eins 
treten zu laſſen. Auch bat die Gemeinde Hapfeld von jeher 
dad Recht ausgeübt, dad Stodholz für fih zu benutzen; 
es hat mit unter dad Lefeholz gehört; ebenfo Windbrüche 
und dergleichen, gleich viel, ob e& dürres oder grünes Holz 
ifl. Die Gemeinde hat dad Necht, diefed Holz zu fammeln 
und auch auf Wagen heimzufahren. Ich kann daher dafür, 
daß das Leſeholz immer nur in Zraglaften oder auf Schub» 
karren nach Haufe geführt werden dürfe, im Allgemeinen 
nicht flimmen, fondern nur in der Beſchränkung, daß dem» 
jenigen, der von jeher dad Recht ausgeübt hat, auch auf 
Wagen das Holz nad Haufe zu führen, dieſes Recht un- 

efchmälert bleibe. Außerdem ift die Eintheilung unſerer 

eoölferung in Reiche und Arme eine fehlerhafte, da der 
orößte Theil unferer Bevölkerung eben im Werarmen bes 
griffen ift, und ich wünſche doch, daß auf die am Rande 
der Armuth Stehenden auch NRüdficht genommen werde, 
‚Sicher würde die Verarmung nicht fo verbreitet geworden 
fein, wie fie ed wirklich ift, wenn man in denjenigen Orten, 
wo das Holz den Hauptbeftandtheil der Production ausmacht, 
die Leute micht fo fehr in der Benusung ihrer altherkömm⸗ 
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lichen und für ihre Subfiftenz unentbehrlichen Rechte bes 
fchränft hätte, wenn man nicht darauf hingearbeitet hätte, 
fie zu nöthigen, das erforderliche Brennmaterial viel theurer 
zu Faufen, als ed ihre Kräfte erlaubten. 

Der Abg. Preußer: Man bat die Erhöhung der 
Holzpreife hauptſächlich dem Steigen „ber Bevölkerung zus 
gefchrieben. Der Einfluß derfelben darauf ift allerdings 
nicht in Abrede zu ftellen, aber fuchen wir eine weitere 
Urſache auf, fo möchte ich einen Hauptgrund in den Bürgs 
fcheinen finden. Mir ift befannt, daß Leute, welche für 
fih mit einem Steden genug hätten, zehn oder mehr Ste— 
den auf Gredit kaufen, und diefelben demnächſt unter dem 
Einkauföpreid wieder verkaufen. Kommt nun die Zeit des 
Zahltermind, fo müflen gerechtſame Beitreibungsmaßregeln 
angewendet werden, und Dadurch werden die Leute zu Grunde 
gerichtet. Der Abgeordnete Oberforftrath von Rabenau bes 
merfte zwar, daß auch im Zarifpreife Holz; abgegeben werde; 
davon ift mir aber nichtö befannt, geſchähe ed, fo würde 
wohl manchem Uebel und mancher Klage abgeholfen werden, 

Der Abg. von Firnhaber:Zordis: Der Bemerkung . 
ded Abgeordneten Preußer flimme ich ganz bei. In einem 
großen Theil der Provinz Oberheſſen ift es gebräuchlich, daß 
viele Leute unendlich viel mehr Holz kaufen, als fie bedür⸗ 
fen, daß fie es 5 bis 6 Stunden Wegd weit auf den Markt 
fahren und unter dem Einfaufdpreis wieder verfaufen, nur 
um für 5 bis 6 Monate Geld in die Hand zu befommen; 
Dieſes wird aber in der Zwifcbenzeit bis zum Zahlungdters 
min verbraucht, und wenn diefer fommt, haben fie feines, 
die fhuldige Summe muß dann häufig im Wege der Eres 
cution beigetrieben werden. 

Der Abgeordnete von Günderode beftätigt dieß. 

- "Der Abg. Karl Zöpprig: Ich habe mein Amender 
ment mit dem ded Abgeordneten Brund, im Einverftänd: 
niffe mit demfelben, dahin vervollftändigt, daß ich vorfchlage, 
“minem Amendement und fomit dem Schlußſatze des Aus: 
ſchußantrags noch die Worte beizufügen: 
* Leſeholzholen mit Fuhrwerk iſt aber nicht ge⸗ 
attet.“ 

Der Abg. Volhard: Man hat gegen meinen Antrag 
eingewendet; daß die Waldungen nicht erlaubten, fo viel 
Holzlefetage zu geftatten. Ich gebe ohne Weiteres zu, daß 
man nicht mehr Leſeholz verabfolgen: laſſen fann, als ſich 
im Walde eraibt, und daß hierauf bei Bewilligung der 
Lefetage Rüdficht zu nehmen if. Sch babe aber auch 
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nur darauf angetragen, wo möglich jede Woche ein: oder 
auch zweimal einen Holzlefetag zu geftatten. Zehn oder 
wanzig Lefetage im Jahr, wie fie an manchen Orten bloß 
ewilligt werden, reichen bei weitem nicht hin, um das 
Brandbedürfniß zu deden. Bei zwanzig Lefetagen im Jahr 
fommt auf je achtzelya oder neunzehn Zage Ein Lefetag und 
der Arme kann unmöglich, namentlich in Winterdzeit, an. 
einem Zage fo viel Holz fammeln, ald er an achtzehn Ta⸗ 
gen braudt. An manchem Rage wird er überdieß durch 
dad Wetter, Krankheit oder fonft am Holzlefen verhindert 
fein. Gegen Ertbeilung von Karten, nad) dem Antrage 
ded Abgeordneten Karl Zöppritz, habe ich nichts zu erinnern, 
mein Antrag bezwedt nur, daß, infoweit ed der Wald ers 
laubt, das Leſeholz in hinreichender Menge abgegeben 
werde und zwar an die ganz Armen unentgeltlih, an bie 
wenia Bemittelten um geringe Preiſe. Gegen den Antrag 
auf die Errichtung. von DOrtöholzmagazinen hat man. die 
Koften, welche fie den Gemeinden veruddachen würden, hers 
vorgehoben. Allein, wenn auch eine Gemeinde einigen 
Schaden bei folhen Einrichtungen leiden follte, fo würde 
diefer. wieder dadurch aufgewogen, daß ed fo viel weniger 
Arme im Orte gäbe, die Gemeinde fo viel weniger Arme 
zu ernähren hätte und der Einzelne fo viel weniger an Zeit 
und Geld verlieren würde. 


Der Präfident: Hinfichtlich des letzteren Theils des 
Antrags hat uns der Abgeordnete von Rabenau bemerkt, 
daß ſämmtlichen Gemeinden von Seiten der Oberforſtdirec— 
tion dad Anerbieten gemacht worden fei, ihnen Holz aus 
den fiscalifhen Waldungen zum Behuf der Errichtung von 
Magazinen in ganz großen Quantitäten abzugeben. 


Der Abg. Volhard: Sch wünfhe au nur, daß die 
Staatsregierung aufgefordert werden möge, ihren Einfluß 
anzuwenden, um die Gemeinden zur Annahme dieſes Aners 
bietend zur Errichtung von Magazinen zu bewegen, 


Der Präfident: Sch habe fchon früher dieſes aller: 
dings fehr wichtigen Gegenftandes wegen Erfundigung ein: 
gezogen und diefelbe Ausfunft erhalten, die und heute der: 
Abgeordnete von Rabenau gegeben hat, daß nämlidy bedau⸗ 
erlicherweife fehr viele Gemeinden aus dem Grunde nicht 
auf den Vorſchlag eingegangen feien, weil es ihnen beques 
mer geichienen hat, die Armen in den Wald gehen und das 
Holz dort freveln zu laſſen, ald die Koften eined Holzma⸗ 
gazind aufzumenden. 
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—Der Abg. von Rabenau (Eegationsſekretär): Es find 
neuerdings mehrere Miniſterialausſchreiben erlaſſen worden, 
welche namentlich die Kreisräthe aufgefordert haben, auf 
das Nachdrücklichſte dahin zu wirken, daß die Gemeinden 
Ortsholzmagazine anlegten; aber es iſt dieß ‚beinahe nirgends 
eſchehen und ſelbſt da, wo man den Verſuch gemacht hat, 
iR man wieder davon abgegangen. 

Der: Abgeordnete Cretzſchmar beftätigt dieß. Hit 

- Der Abg. von Firnhaber-Jordis: Die Errichtung 
wäre auc in fleinen armen Gemeinden: meift zu koſtſpielig 
geworden, e3 hätte an den meiften Orten ein Local geichafft 
und . geeignete Perſonen dafür amgeftellt werben. müflen, 
während fie für größere und wohlftehende Gemeinden aller 
bingä ſehr geeignet erfcheint, wo es an beiden im ber Regel 
nicht fehlte. | 

Der Abg. von Grolman: Hinfichtlich deffen, was ich 
vorhin wegen der Hegen bemerkt habe, hat-der Abgeordnete 
Brund bereitd dad Nöthige weiter angegeben. Um indeſſen 
den Streit, den ich hier angefangen habe, zu ſchlichten, erlaube 
id mir eine Anfrage an den Abgeordneten Öberforftrath von 
Rabenau zur genauen Beantwortung zu ftellen, nämlidy die: 
ob es biäher geftattet geweſen ift, Leſeholz in ſolchen Wal⸗ 
dungen zu ſammeln, die noch Hege find,: in denen aber daß 
Holz ſchon fo weit herangewachſen war, daß, wie man: zu 
fagen pflegt, in Beziehung auf Weidefrevel, das Holz ſchon 
dem Maul ded Viehes entwachlen ift, wo alfo überhaupt 
durch Sammlung des abfallenden dürren Holzes der Holz 
pflanzung Fein Schaden mehr gefchehen kann? Menu ber 
Abgeordnete, von Rabenau .verfichert, dieß wäre feither ger 
ftattet geweſen, fo bin ich zufrieden geftellt, es ift mir aber, 
denn ich kann ed auf meine eigene Erfahrung nicht gründen, 
wie ich wiederholt bemerkt, dad Gegentheil gefagt worden 

Der Abo. von Rabenau (Öberforftrath): In ſolchen 

Baldungen, worin bereitd Durdforflungen flattgefunden 
haben, bat man das Leſeholzſammeln allerdings geftattet. 
Wo dagegen noch feine Durchforſtungen auögeführt waren, da 
war es: unftätthaft. Man muß nur auf den Beariff von 
Leſeholz zurüdgeben. Unter Lefeholz verfteht man fein andes 
res Holz, ald. nur dad geringe abgeftorbene Holz, weldyes 
auf dem Boden liegt. In folhen Waldungen nun, wo nod) 
feine Durchforſtungen vorgenommen worden find, findet fich 
kein folched Holz. Der Abgeorbnete Krug hat vorhin be 
merft, Daß die Forſtſchützen in den Wald gehörten und nicht 
an die Shore der Städte, damit bin ich einverftanden, aber 
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der Forſtſchütze, der »im-der hieſigen Stadt an dem: Shore 
ſteht, hat gar feinen Schutzbezirk, derſelbe ift nur und, bes 
fonderd-dafür angeftellt, anıdem Thore fi aufzuhalten und 
diejenigen, welche mit ‚grünem oder ſonſtigem ‚gefreweltem 
Holz einpafliren, zu denunctiren.: Endlich hat der Abgeords 
nete Lerch mehrere Zahlen: über vie Ertragsfähigkeit der 
MWaldungen angegeben: Diefe Zahlen fcheinen ſich aber auf 
Ertragöverfuhe zu gründen. Diefe Ertragdverfuche find mir 
jedoch‘ gänzlich unbefannt. So lange daher der Abges 
ordnete Lerch nicht nähere, Angaben: darüber vorlegt, vermag 
ich nicht darauf zu antworten. ' 

Der Abg. Kahlert: Der. Tadel, den id in Beziehung 
auf die. von mir erwähnte Maßregel ausgefprocden habe, 
gründet ſich nicht auf die Ereigniffe. der neueften Zeit, wo 
viele geglaubt haben, dad Recht zu befigen, in die Waldun— 
gen zugehen und nach Belieben Bäume darin abzubauen 
und: fortzufchleppen, fondern ‚die von mir berührte Maßregel 
beſteht ſchon längere ‚Zeit. : Auch ift mir. nicht: befannt, daß 
der hiefige Stadtvorſtand Darauf angetragen habe, 
(Ver Abgeordnete vom Rabenau (Oberforftrath) behaup⸗ 
tet dieß wiederholt) - — 
es iſt mir vielmehr bekannt, daß fie auch noch an anderen 
Orten beſteht, wie: z. Bi in.dembenachbarten Arheilgen und 
in Langen Es kann aberigemiß: nicht gebilligt werden, daß. 
Forſtſchützen, welche: die Aufgabe haben, im Walde Frevel 
zu verhüten, an die Eingänge einer Stadt oder eines 
Drted geftellt: werden, ‚um :Denuntiationen zu machen. In 
der Regel trifft es dann mur arme Leute, welche fi einen 
Bündel Lefeholz geſammelt haben, worunter: auch ein kurz 
vorher vom Winde abgewehtes Stück Holz fich befindet. 
Dabei hat oft nicht einmal ein Frevel ftattgefunden, dennoch 
werben.fie aber deßwegen denunciirt und beftraft. Sch. habe 
häufig ſchon bemerkt, daß, während die Forſtſchützen bier an 
den Thoren ftehen, Frevler im Wald: aufıden Bäumen ſitzen 
und mit Aexten dad Holz abbauen. Sch. fielle daher förm⸗ 
lich den: Antrag, die Staatöregierung: zu erſuchen, zu. ver: 
fügen, daß in Zukunft die Forftihügen zur) Verhütung der 
Frevel nur im Walde ſich aufhalten, ‚dagegen das von mir 
gerügte Aufftellen. derfelben. an den Thoren einer Stadt oder 
eined Ortes nicht mehr ftattfinde. | —* 

Der Antrag wird unterſtützt. *1 

Der. Abg. Zulauf: Dem Abgeordneten. Oberforſtrath 
von Rabenau wird ed wohl bewußt fein, daß viele Gemein» 
den mit dem Forſtfiscus Proceſſe geführt haben, die fie ver: 
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toren, ja ganze Wald- und’ Feldbäche find’ ihmen von dem 
Forſtfiscus entriffen worden, die fie als ihr Eigenthum be— 
trachten zu können glaubten. Es werden noch viele Ber 
ſchwerden darüber an das Minifterium kommen. Was 
übrigens die hohen Holzpreife «betrifft, fo beruht der Grund 
davon, wie: bereitö der Abgeordnete Lerch bemerkt hat, darin, 
daß: man zu wenig Holz fällt, namentlich ift: dieß in der 
Gegend von Alsfeld der Fall, wo auf den BVerfteigerungen 
dad Holz faft ſämmtlich von den großen Fabrikanten weg: 
gefteigt wird, fo daß der Mann, der: nur eindoder zwei 
Steden braucht, oft mehrere Sage lang auf ben Verfteiges . 
sungen mit herumlaufen muß, und doch Fein Holz: bekom⸗ 
men Fann. Auch die Bemerkung:.des Abgeordneten Preußer _ 
kann ich nur beftätigen; ich habe felbft fchon :in der Kants 
wer den Antrag geftelt,: daß man feinen Kredit bei den 
Holzverfteigerungen mehr geben fol. Dagegen fann ich mit 
dem Vorſchlag des Abgeordneten: Brund, wenn ich auch 
fonft damit einverftanden bin, mich-nicht dahin einverftanden 
erklären, daß kein Lefeholz mehr aus dem Walde gefahren 
werden fol; denn es ift fchon angeführt. worden, daß. unter 
dem Mittelftande.die Armuth noch größer ift, als unter den 
eigentlichen Armen. Der Mann aus dem Mittelftande fann - 
feinen Holzbedarf nicht aus. dem Walde nah Haufe: tragen, 
wenn der Wald, wie. z. B. bei uns, eine Stunde: Weges 
und noch ‚mehr von dem Orte entfernt ift. Darum: follte 
man dad. Leſeholz dem Armen; unentgeltlich: geben, dem 
Mittelftand aber, ber mit einem Wagen fährt, ed. gegen 
einen angemefjenen Preis. verabfolgen laſſen. v. 

Der Abg. Keil (von. Fürth): Sch erkläre. mich hiermit 
ganz einverftanden, denn in manchen. Gemeinden, z. B. in 
"Fürth, hat man Waldungen, die zwei Stunden weit von 
dem Drte entfernt liegen. - Hier machen ſich die Lefeholz: 
fammler oft zuſammen und fahren dann auf einem Wagen 
hinweg, was fie gefammelt haben: -... 

(Es wird von“ Seiten‘ mehrerer Abgeordneten bemerkt, 
daß der hierauf. bezüglidye Antrag ded Abgeordneten Zöppritz 
fih nur auf Domantalwaldungen erftrede.) 

- Der: Abg. Keil (von Fürth, fortfahrend): Dann kann 
ich die vorhinige Bemerkung des Abgeordneten von Grolman 
'nur wiederholt beftätigen, daß man in Waldungen, die fchon 
hoch ‚genug aufgefchoffen waren, und in denen fich Lefehol 
genug vorfand, das Lefen nicht geftattete, obgleich dieß felb 

nicht nachtheilig war, weil in foldhen Diftrieten ſich zu viel 
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Der Herr Miniſterialrath Meifenzahl: Ich erlaube 
mir zu bemerken, daß es die Abſicht der Staatsregierung 
iſt, die Denunciationsgebühren aufzuheben, und es wird 
darüber, ſobald es nur geſchehen kann, an die Kammer 
eine Vorlage kommen. Was die Erleichterung der Leſeholz⸗ 
nutzung für die Armen angeht, ſo wird die Staatsregierung 
den Anträgen, welche darauf gerichtet ſind, gewiß nicht 
entgegen ſein. Was das Verbot betrifft, keine Wagen in 
die Walduugen zum Behufe des Leſeholzſammelns mitzu: 
nehmen, ſo möchte ich doch nicht empfehlen, ein ſolches Ver⸗ 
. bot unbedingt auszuſprechen. Die Waldungen find mitun⸗ 
ter zu weit entfernt, e& können ſich auch mehrere vereinigen, 
um. eitt Fuhrmwerk zu gebrauchen, und ed würde ein folched 
Berbot vielleicht hier und da eine Härte mit fich führen. 
Was die unentgeltlihe Abgabe der Lefeholzfarten an Ars 
me betrifft, fo wird die Staatsregierung nicht entgegen fein. 
Ich gebe aber zu bedenken, daß in fehr vielen. fiscalifchen 
Waldungen Gemeinden berechtigt find, Leſeholz zu Sammeln, 
und daß biefe Gemeinden dafür gewilfe Zahlungen leiften. 
Es würden alfo in diefem Falle diejenigen „ welche Beredhs 
tigungen haben, in einer weniger günftigen. Lage ſein, als 
diejenigen, weldhe feine haben, Ein ganz. !unentgeltliches 
Sreigeben des Leſeholzſammelns möchte. daher doch bevenf- 
lich fein. Indeſſen wird die Staatöregierung gerne jedes 
Mittel ergreifen, um die ärmere Klaffe zu erleichtern. 

Sm. Allgemeinen glaube ih nur noch in Beziehung auf 
die Holzpreiſe bemerken zu müſſen: Die Domanialwaldungen 
find bei weitem nicht fo zahlreich der Morgenzahl nach, 
ald die Gemeindewaldungen, und die Gemeindewaldüngen 
fiehen nicht in der Art unter der Fürforge der Oberforft 
direction, daß hier durchaus fireng an die Vorfchriften der _ 
DOberforftdirection fich gehalten werden müßte, Es Fünnen 
die Gemeinden auf mancherlei Weife die Nubungen aus 
ihren Gemeindewaldungen , felbft gegen die Anfichten der 
SDberforftdirection erweitern, e8 ift darin den Gemeinden und 
den Kreisräthen in Folge befonderer Verordnungen eine 
größere Befugniß beigelegt worden. Auch find die Holy 
verfleigerungen zur Sprache gebracht worden. Diefe find 
zwar nicht der Gegenftand der heutigen Didcuffion; aber 
ih erlaube mir zu bemerken, daß, wenn man dad Credit⸗ 
geben bei dem Holzverfauf, was ſchon häufig zur Sprache 
gekommen ift, ganz aufheben wollte, alsdann leicht der Fall 
eintreten könnte, daß diejenigen, welche über baared Geld 
in größeren Summen verfügen können, das Holz in den 
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Verfteigerungen auflaufen, um es hernach wieder zu ver: 
kaufen. Alsdann entfteht zwiihen dem Fiscus, ald urs 
fprünglihem Berkäufer und Demjenigen,, der dad Holz zu 
feinem Bedarf braubt, ein Zwilchenhandel, der in’ vielen 
Gegenden ſehr läftig werden wird. Die Staatöregierung 
hat fehr Häufig ſchon den Gemeinden empfehlen lafien, Orts: 
holzmagazine anzulegen. Sch muß aber beftätigen, was 
fhon mehrmald angeführt worden ift, daß die Gemeinden 
fehr wenig darauf eingegangen find. | 
Der Abg. Chriftian Zöpprig: Was der Abgeord: 
nete Dberforfirath von Rabenau vorhin in Bezug auf den 
Steinerwald bei Nordheim gefagt hat, bedarf einer fehr 
wefentlihen Berichtigung. Er hat gefagt, es wäre 
dorten nur Riedermald von höheren Bäumen, der, wenn 
ih nicht irre, von Eihbäumen überwachen ift, und die Ge— 
meinde Nordheim wird natürlich von dem Niederwald fein _ 
Refeholz haben wollen, weil vieler Feind ergibt, fondern 
nur von den höheren Bäumen. In Beziehung auf dad, mas 
der Abgeordnete von Nabenau Über den Forft Gerau: bes 
merkt hat, muß ich Übrigens erwiedern, daß mir dad Vers 
hastniß, wie viel Domanial» und wie viel Gemeindewald 
„fich dort finder, nicht befannt ift, daS kann ich aber voll» 
fländig nachweilen, daß früherhin im Innern Waldpiftricte 
waren, woraud durchaus fein Leſeholz verabreicht worden 
ft. Nach einer vertraulichen Mittheilung fol dieß bloß dar: 
um geichehen fein, um dad liebe Wild nicht zu beunruhigen: 
Den Beweis für Diefe Behauptung vermag id) allerdings 
nicht zu erbringen, denn ich glaube, daß felbft der freifins 
nigfte Revierförfter auch gegenwärtig noch nicht den Muth 
haben wird, dieſes offen zu befennen. Den Antrag des 
Abgeordneten Kahlert glaube ich aber nicht unterflügen zu 
fönnen, und zwar aus dem Grunde, weil die Holzfrevel 
jeitweife fo ungeheuer überhand nehmen dürften, daß, um 
die Frevler zur Anzeige bringen zu können, namentlid an 
einzelnen Orten, eine derartige Maßregel mir ald eine ab— 
folute Nothwendigfeit erfcheint, wenn man nicht den Wald 
mit einem ganzen Cordon von Forſtſchützen umgeben will. 
Der Abg. Schend: Nach den Bemerkungen des Ab; 
geordneten Dberforftrathd von Nabenau über den von mir 
erwähnten Wald fcheint ed, ald wenn dieſer Wald fein Les 
feholz habe. Ich glaube das nicht. Der Wald ift nicht 
überall von diefer Belchaffenbeit, er hat auch Theile, wo 
allerdings Lefeholz fich erzeugt, und mit Rückſicht hierauf 
Felle ich den Antrag: 
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die Kammer wolle die Staatsregierung erfuchen, dem - 
ärmeren Theile der Einwohner der Gemeinde Nord: 
beim zu geftatten, in dem fogenannten Buſchwald 
Lefeholz zu Sammeln, und zwar in jeder Woche zweimal, 
Der Abg. Chriftian Zöppritz: Ich will diefen Ans 
trag gern unterftügen, muß aber dann bitten, den letztern 
Zuſatz, binfichtlich der;Zahl der Lefeholztage, zurüdzunehmen; 
meil der. fragliche Wald: fo klein ift, daß er nicht wohl: fo 
viele Lefeholztage zu ertragen vermag. J 
Der Abg. Schenck: Die Beſtimmung der Zahl der 
Leſeholztage iſt rein localer Natur. Kann der Wald zwei 
un nicht vertragen, fo begnüge ich mich auch mit 
inem. Ä . | 
Der Abgeordnete Chriſtian Zöppritz unterftügt in dieſer 
Weile den Antrag. el 1 — 
Der Abg: Heldmann: Die Anordnung zweckmäßiger 
Lefeholztage kann nicht nach dem Kalender vorausgemacht 
werden, fondern muß eigentlich. dem Urtheil der Forftbehörde 
überlaffen werden. Mit Nutzen kann in der Regel Holz nur 
dann gelefen werden, wenn. ein Regenwetter oder ein flars 
ter Wind vorher eingetreten war, die darauf folgenden Tage 
müfjen. vorzugsweiſe von den Behörden ald Lefeholztage an⸗ 
geordnet werden. Es fcheint, als ob man den Wäldern 
ebenfo wie mit der Laubabgabe auch mit der Zefeholzabgabe 
zufegen wollte. ‘Sch muß befennen, daß ed mir aufgefallen 
ift, davon reden gehört, zu haben, daß man auch in Her 
gen dad Holzleſen geftatten fol. Der Wald befindet fich 
befanntlich in zweierlei Zuftand. Entweder: er liegt in 
Hege oder er ift offen. ‚Der Hegewald kann junger Aufs 
wuchs fein, er kann aber auch Hochwald fein,, worin ſich 
junger. Aufwuchs befindet, und in einem ſolchen Hochwald 
kann ohne Beihädigung der jungen Holzpflanzen keineswegs 
Holz gelefen werden. Auch fol man einer jungen Hege, 
welce vielleicht nur 12—13 Fuß hoch ift, nicht dad hers 
untergefallene Holz, felbft wenn ed troden ift, entziehen; 
denn dieſes Holz geht nach und nach in Fäulniß über, und 
diefed faulende Holz dient hernach eben fo gut, wie dad Laub 
dem Walde zur Nahrung. Wenn man annimmt, daß der 
Wald nach dem vierzigften Jahre fein Streulaub hergeben 
fol, fo muß man ihm vor dem wierzigften Sahr aud die 
BD Nahrungsmittel laffen, damit er wachſen 
ann. | 
Der Bemerkung des Abgeordneten: Oberforftrath8 von 
Rabenau, daß die Holzpreife in Folge der Vermehrung der 
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Bevölkerung: und der Gewerbe: fo. hoch geftiegen wären; muß 
ich aber entichieden entgegentreten: Uufere Bevölterung ift zwar 
geſtiegen, aber. in der: Einrichtung unferer Feuerung find: in 
einem: Zeitraum von 15 Jahren auch fo außerordentlich: große 
BVerbeflerungen eingeführt worden, daß eine Erfpamißirarı 
Brennmaterial: Dadurch herbeigeführt worden ift, die” viel 
mehr ausmacht, als. das: Conſumo in: Folge der vermehrten 
Bevölkerung. Der Gemwerbftand in unferm Lande:ifbiaber 
nicht gefliegen.. Man gehe durch unſer ganzes Land und 
zeige, mir ein Gewerbe, beſonders ein ſolches, welches zu 
ſeinem Betrieb Holz und Kohlen bedarf, was im Steigen 
begriffen iſ. | | — 
Der Abg. von Rabenau (Oberforſtrath): Ich er: 
innere nur an die Ziegeleien. — — 
Der Abg. Heldmann: Dieſe haben ‚wir. vorher auch 
ſchon gehabt. Sm Gegentheil, ic) möchte behaupten, daß 
unfer Gewerbfiand in den legten Jahren zurüdgegangen 
it, und zwar, namentlich Diejenigen Gewerbe, welche 
Kohlen brauchen. Unfere Schmiede Fönnen feit mehreren 
Jahren ſchon keine Holzkohlen mehr. zu ihrem Gewerbe. ge: 
brauchen, weil fie ihnen zu theuer geworden: find, fondern 
fie müffen 10 —12 Stunden. Wegd weit fahren und: fidy 
Steintohlen herbeiholen, um ihr Gewerbe nur einigermaßen 
mit Nugen betreiben zu können. Ä he de 
Der Abg. Lerch: Die: Zahlenverhältniffe, auf welche 
ich mid) in meiner Rede bezogen habe, und deren fich der 
Abgeordnete Oberforftrath von Rabenau nicht genau erinnern - 
fonnte, find, fo viel ich weiß, in dem Staatdbudget für: die 
FSinanzperiode von 1843 von Seiten des Finanzminifteriums 
ſelbſt angegeben, fie find dafelbft beftimmt: nicht ohne. Vor— 
wiflen der Oberforftdirection aufgeführt worden und danach 
ift — die Zahlen. verbürge ich nicht ganz genau. — 'der 
Hauptertrag bei. einem Morgen Wald geringerer Güte 0,72, 
alfo etwas mehr ald die Hälfte eines Steckens für den 
Morgen. Bei Waldboden von. befferer Güte: find ed 0,74 
per Morgen, alfo nicht ganz drei Viertheil, und bei dem 
beften : Waldboden 0,94, alfo nicht ganz ein fummarifcher 
Steden von dem Morgen. Aber, meine. Herren, Sie wer: 
den der Wahrheit: durhaus nahe fein, wenn Sie die Er: 
trägnifje von einem Morgen Wald auf dad Doppelte ans 
jchlagen. Dieß beruht auf. Verficherungen, welche ich von 
Seiten ganz zuverläfliger. Forſttechniker eingezogen ‚babe, 
und es iſt begreiflih, daß auch dadurd die Holzmaſſe in: 
unferem Lande feit den lebten zwanzig Fahren fich bedeutent: 
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vermehrt hat. Ich behaupte daher, gerade hauptſächlich das 
durch, daß man bei und im Verhältniß des Zuwachfes zu 
werig Holz fchlägt, iſt die Erhöhung der Holzpreiſe herz 
beigeführt worden und dieß trifft nicht nur dem ärmeren, 
fondern es trifft auch Den mittleren Mann. 

‚ Die Kammer fchreitet hierauf, nachdem der Präſident 
die Berathung über vorfiehenden Gegenſtand geſchloſſen, zur 
Berathung: Ä 


2) über den Antrag des Abgeordneten Ramſpeck, die 
Ertheilung einer Dienftinftruction für die Bürgermeis 
fter des Großherzogthums betreffend, | 

Da bierzu Beine Bemerkung erfolgt, wird übergangen 
zur Berathung: 


3) Über die Vorftelung der Bannmüller Johann Korb 
und Norbert Filfinger zu Dieburg, Entichädigung für 
aufgehobenen Mühlenbann betreffend. 

Nah vorausgeichidter Einleitung bemerkt: 

Der Abg. Karl Zöpprig: In dem Audfchußbericht 
wird eined Commiſſärs erwähnt, der mit der Ausmittelung 
der Entfchädigung für den Mühlenbann beauftragt ift, und 
ich habe nur zu bedauern, daß der Herr Regierungscom= 
miflär bereitd den Saal verlafjen hat, um an ihn die Frage 
richten zu können, ob der meins Wiſſens biöher damit be= 
auftragt geweſene Commiffär, Rentamtmann Schneider zu 

teßen, immer noch damit beauftragt ift, und warum man 

diefen Mann damit beauftragt hat. Es geht nämlich das 
Gerücht, Daß der Rentamtmann Schneider von früherher 
einen Meceß gemacht habe, der indeflen von der Oberfinanzs 
kammer bisher aud dem Grunde nicht gehörig habe fellge- 
fielt werden können, weil Herr Schneider zum Commiflär 
in der Mühlbannangelegenheit ernannt fei, und feine Stelle 
deßhalb durch einen Sakulator von hier vicarirt werde, defs 
fen Stelle wieder durd einen Diurnaliften verfehen wird, 
Darum hätte ih nun gerne Ausfunft haben mögen, ob 
diefer ‚Auftrag. an Rentamtmann Schneider noch fortdauert? 
Wenn jened Gerücht gegründet ift, fo halte ich es für ganz 
ungeeignet, einem folhen Manne eine Commiflion der Art 
zu überteagen; aber auch wegen der dadurch entfiehenden 
bedeutenden Koften, denn er bezieht feinen Gehalt ald Rente 
amtmann, erhalt außerdem noch fo viele Diäten und müflen 
außerdem noch die Koften für zwei Vicarien bezahlt werden, 
iſt es wünſchenswerth, daß dieß Commiſſorium aufhöre! 
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Der Präfident: Der Gegenftand, den der Abgeord⸗ 
nete Zöpprig zur Sprache gebracht hat, gehört. nicht zu uns 
ferer heutigen Discuffion. Wenn ein Antrag geftellt werben 
fol, jo kann dieß gefchehen, e$ wird diefer Antrag der Staats⸗ 
regierung mitgetheilt werben: und biefe hat fich darüber zu 
erklären. Aber in dem Augenblide ift Niemand da, der fich 
vertheidigen oder Auskunft geben fann, und ich wäre daher 
der Meinung, daß wir zur Tagesordnung übergehen- follten. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Sch babe von vornherein 
angeführt, daß ich nur dad Mort ergriffen habe, um Aufs 
fchluß über den fraglichen Punkt zu erhalten und daher auch 
mein Bedauern darüber fchon ausgedrüdt, daß der Herr 
Regierungscommiſſär nicht mehr anmelend fei, um meine 
Trage beantworten zu Eönnen | 
.. Der zweite Präſident Wernher: Ich habe in der 
Müblenbannangelegenheit auf dem vorigen Landtage ſchon 
mehrfach gearbeitet, und ich erinnere mich fehr genau der 
Aeußerungen meines damaligen Gollegen im dritten Aus—⸗ 
ſchuß, des Rentamtmanns Schneider, daß er fein Commiſ—⸗ 
forium fo gut ald wie erlofchen betrachte, da feine Bemü⸗ 
— zur Ordnung dieſer Angelegenheit fruchtlos geweſen 
eien. 

Der Abg. Heldmann: Sch muß aber darauf bemer- 
fen, daß ich noch vor mehreren Wochen Yusfchreiben ges 
fehen habe, die der Rentamtmann. Sihneider an Müller 
bat ergehen lajlen, um fie zu Erklärungen in diefer Angeles 
genheit aufzufordern. Ä 

Der Prälident: ES mögen die Dienftverhältniffe des 
Rentamtmannd Schneider fein, welche fie wollen, wir kön— 
nen darüber heute nicht. uriheilen und berathen, Sedenfalld 
würde es aber zu bedauern fein, wenn die Staatsregierung 
genöthigt wäre, einem Manne, der fich in diefer Sache fo 
lange befaßt hat und einer der Wenigen ift, die fie genau 
fennen, das Commiſſorium zu entziehen und es einem an: 
bern zu ‚übertragen, der fid) ganz; von Neuem in die Mas 
terie ‚bineinarbeiten müßte. 

Der Abg Elwert: Ich kann nach außerordentlichen 
Nachrichten nur fagen, daß Rentamtmann Schneider vor 
8 bis 14 Tagen bier geweſen fein fol, um vie Acten über 
diefe Angelegenheit abzuliefern, weil fie beendigt ſei. Db er 
übrigens nunmehr wieder in feinen Dienſt eingetreten iſt, 
dad weiß ich nicht, wenigftend habe ich von meinen Collegen 
an der. Rechnungdfammer : nicht gehört,. daß er wieder in 
feinen: Dienft eingemwiefen fei. 
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Der Abg. Frank: Es dauert doch gar zu lange, es 
iſt ſchon ſo ziemlich ein Viertel Jahrhundert hin, daß den 
Müllern nicht das Recht zu Theil wird, das ihnen doch 
von Gottes wegen gebührt!" Es iſt himmelſchreiend, ein 
großer Theil dieſer ehemaligen Bannmüller iſt über dem 
Warten auf Gerechtigkeit wirklich zu Grunde gegangen und 
nicht mehr zu retten, und wenn nicht bald geholfen wird, 
fo werden auch die Letzten in die tiefſte Armuth verſinken. 
Es iſt beſonders himmelſchreiend bei denjenigen ehemals 
bannberechtigterf Mühlen, welche fiscaliſche Erbleihen find 
und von denen der Fiscus einen außerordentlich großen Pacht 
bezieht gegen das Recht, das er vor Zeiten dem Müller 
gegeben hat, den Bann in einem gewiſſen Umkreiſe auszu— 
üben. Zu einer Zeit, wo der Großherzog Souverän ‚war, 
dv. h. das alleinige Recht der Gefeßgebung hatte, es mit 
feinen Ständen fheilte, ich glaube ed war im Jahr 1818, 
wurde ein Gefeß gegeben, wornach das Bannrecht aufhörte. 
Aber der den Fiscus vertretende Großherzog wies als Ge: 
feßgeber feine Erbleihmüller an, die Entfhädigung für den 
Wegfall des Mühlenbannrechtd da zu fuchen, wo fie weder 
der Großherzog und feine Regierung, noch die Stände den 
Müllern bid auf den heutigen Tag haben ſchaffen können. 
Dabei zieht der Fiscus feinen Pacht unbarmherzig von den— 
jenigen, denen .er dad Bannrecht genommen hat, fort und 
fort. So Ilefen wir in dem Ausfchußbericht, daß er den 
zwei petitionirenden Bannmüllern 40 Malter Frucht jähr: 
lich abzunehmen, ich möchte beinahe fagen, fich nicht ſchämt. 
Wenn nun aud nicht allenthalben zum Erfab ded Rechtes 
— werden kann, ſo fordert doch das Recht und die 

illigkeit, daß wenigſtens denjenigen Müllern Erleichterung 

werde, welche fiscaliſche Erbleihmuͤhlen haben, und ich ſtelle 

daher den Antrag, 
daß jedem fiscaliſchen, mit dem Bannrecht früher be: 
liehenen Erbmüller, wegen des Verluſts des Bann- 
rechts die Hälfte ſeiner jährlichen Pachtabgabe von 
1848 an ſo lange nachzulaſſen ſei, bis demſelben die 
ihm für den Verluſt des Bannrechts gebührende Ent: 
ſchädigung zu Theil geworben ift. 

Billiger fann man nicht fein. 


Der Präfident: Was der Abgeordnete Franf von 
den fiscalifchen Erbleihmüllern gefagt hat, gilt in jeder Hin⸗ 
fiht auch von den ftandeöherrlihen Erbleihmüllern, und 
ih will diejenigen Herren, welche Mitglieder der zweiten 
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Kammer auf dem vorigen Landtage geweſen ſind, daran er⸗ 
innern, daß ich damals geſagt habe: — 
Sch: halte es für eine Ehrenſache für die Staatöregies 
rung und für. die: Stände, daß endlich einmal diefe 
Gewaltmaßregel vom Jahr 1818, und 1819, denn 
dad war fie, fo viel ald es immer noch möglich ift, wies 

‚der gut gemacht werde. £ 


Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Die 
Verhältniffe der beiden Befchwerdeführer find mir aus mei- 
nen früheren dienftlihen Verhältniffen in dem Kreife Dies 
burg ziemlich genau befannt. Diefe Müller hatten früherbin 
eine. bedeutende Bannberechtigung‘, ed waren viele Orte in 
ihre Mühlen gebannt. In Folge der Aufhebung des Müh— 
lenbannes find nun neue Mühlen entftanden, namentlich ift 
eine Mühle mit amerikanifcher Einrichtung bei Dieburg an⸗ 
gelegt worden, welche beinahe fämmtliche Frucht aus der 
Umgegend mahlt. Dadurch ift e8 gekommen, daß die Ber 
fchwerdeführer nicht viel mehr zu thun haben. Nun follen 
fie aber doch den ihnen in früheren Zeiten mit Rüdficht 
darauf, daß fie dad Bannrecht bekamen, auferlegten Pacht 
fortbezahlen. Man hat Andern dad Recht gegeben, mit 
ihnen zu concurriren, und fie follen den ihnen mit Rüdficht 
auf ihre frühere ausfchließliche Berechtigung auferlegten 
Naht fortbezahlen, das halte ich für ein großed Unrecht, 
dem die Staatdregierung baldigft abhelfen follte. Was den 
Antrag des Abgeordneten Frank betrifft, fo fcheint es mir 
doch einigermaßen bedenklich, geradezu ein gewiſſes Quan— 
tum, welches nachgelafjen werden fol ,% ald Norm für den 
Nachlaß anzunehmen, dieß wird ſich nicht gut ausführen 
laffen; denn die Verhältniffe find fo fehr verfchieden, daß man 
in dem einen Kalle nicht wie in dem andern verfahren Fann. 
Es würde befler fein, wenn man vielleicht ftatt: „der Hälfte 
der Pachtabgabe” fagte: „einen entiprechenden Pachtnachs 
laß.” Sn diefem Kal würde ich den Antrag unterftüßen 
und ed würde nur noch hinzuzufügen fein, daß die Staatd» 
— auf das Schleunigſte dieſe Verhältniſſe ordnen 
möge. 

Der Abg. Frank: Ich habe nichts dagegen, wenn 
man noch hinzuſetzt: | 

„einen entfprechenden Theil, jedoch wenigftend die 
Hälfte der Pachtabgabe.” 

Der Abg. von Rabenau (Legationsfefretär): Auch 

diefes . Minimum ſchein mir doch nicht paflend; denn «6 
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können Müller exiſtiren, die gar feinen oder doch: nicht viel 
Schaden durch die Aufhebung des Banned erlitten haben 

Der Präafident: Nach den Zuficherungen, welche die 
Staatöregierung. der Kammer ertheilt hat, werden wir bal: 
digft einen Gefegesentwurf über die Ablöfung der Erbleihen 
erhalten und bei bdieler Gelegenheit wird ed. an feinem 
Orte fein, auch von dem hier in Rede ftehenden Berhälts 
niß zu ſprechen. 

Der Abg. Buff: Wie ed mir fcheint ift die Berathung 
ganz von ihrem eigentlichen Gegenſtand abgeichweift;.e5 han 
delt fi hier bloß um eine fpecielle Beihwerde, und wenn 
der Abgeordnete Franf daran den Antrag reiht, bei den 
fiscaliihen Erbleihmüllern den Erbpacht auf die Hälfte 
herabzufegen, oder überhaupt auf den Grund des entzogenen 
Bannrechts die Erbleihpräflattonen zu ermäßigen, fo- fcheint 
mir diefer Antrag in der That improvifirt zu fein. - Ein 
folher Antrag ift von folcher Gonfequenz, daß wir bier 
nicht darauf eingehen können. Wenn der Abgeordnete 
Frank einen ſolchen Antrag ftellen will, fo mag er ihn 
fehriftlih in die Kammer bringen, Damit der Ausfhuß dar» 
über berichtet. Das SPetitum der Belchwerde fteht überdieß 
zu diefem Antrag in gar feiner Beziehung; die Petenten 
wollen nicht3 weiter, als die Ablöfung ihres Erbpachtes, fie 
wollen Feinen Nachlaß. Diefed Begehren ſcheint aber fors 
mel unftatthaft, weil fie fih deßhalb noch nicht an die 
höchfte Staatöbehörde gewendet haben und von dieſer ab» 
fchläglich befchieden worden find. | 
| er Präafident: Ich wiederhole, bei dem zu erwars 
tenden Gefeßedentwurf, die Ablöfung der Erbleihen betrefs 
fend, if der Ort, wo Diefer Gegenftand zur Sprache gebracht 
' werben fann. ch gebe daher dem Abgeordneten Frank zu 
bevenfen, ob es nicht paflender wäre, feinen Antrag bis 
dahin audzufegen. Die Staatöregierung bat uns die Wor- 
lage eines Gefeßedentwurfd verfprochen, ich weiß, daß er 
bereitö audgearbeitet ift, und ganz in der Kürze in Die Kam⸗ 
mer kommen wird. Dort ift der Drt, wo man über dieſen 
Gegenftand fprechen und ihn erörtern kann. 

Der Abgeordnete Frank erklärt fich. hierauf bereit, feinen 
Antrag fo lange audzufegen. | 

Der Abg. Lotheißen: Ich habe mi in ähnlichem 
Sinne äußern wollen, wie ber Abgeordnete Buff und der 
Herr Präfident, und zwar um fo mehr, weil id mich erins 
nern zu können glaube, daß auf früheren Landtagen, an 
welchen die Mühlenbannangelegenheit jedesmal zur Sprache 
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kam, von dem Regierungscommiſſär geäußert worden iſt, 
es ſeien in einzelnen Fällen den Bannmüllern Nachläſſe an 
den Erbpächten bewilligt worden. Jedenfalls würde daher 
die Staatsregierung über dieſen Antrag vorerſt gehört wer- 
den müſſen. Der Antrag bewährt einen felbfiftändigen 
Gegenftand, follte daher audy von dem Abgeordneten Kranf 
in einer befonderen Eingabe geſtellt, oder bei der: Bera- 
thung ded zu erwartenden. Erbleihablöfungsgefeked vorge: 
bracht werden. 

- Der Abg. Heldmann: Sch habe vorhin von dem 
Herrn Präfidenten die Aeußerung gehört, daß die Bann- 
müller in den ftandesherrlichen Bezirfen ebenfo übel daran 
feien, als bie fiscalifhen. Bei den fiscalifchen Bannimüllern 
wird der Pacht ohne alle MWiderrede durch den Rentamt- 
mann im Executionswege beigetrieben, 

Der- Prälident: Das ift bisher auch bei den ſtandes— 

berrlihen Erbleihpmüllern der Fall gemefen. 
Der Abg. Heldmann: Bei den Bannmüllern, welche 
von Standedherren Erbleihmühlen haben, ift dieß nicht der 
Kal, fondern diefen fteht die Einrede des nicht erfüllten Vers 
trags zur Seite, weil ihnen in ihrer Erbleihe von dem 
Standesheren dad Bannrecht garantirt worden ift, ich kenne 
drei oder vier Proceffe, die gegen Müller anhängig find, 
welche feit 10 oder 20 Jahren gar feinen Pacht mehr. bes 
zahlten, fondern der erhobenen Klage die Einrede entgegen: 
festen: Wenn Ihr und dad Bannrecht gebt, fo — 
wir Euch den Pacht, wenn Ihr aber dieß nicht thut, ſo 
behalten wir den Pacht für und! Den fiscaliſchen Erbleihs 
müllern ſteht diefe Einrede nicht zu, weil in den Leihbries 
fen gewöhnlich darauf Verzicht geleiftet werden. mußte. 

Der Präfident: Den fiscaliſchen Bannmüllern fteht 
ganz die nämlidhe Einrede zu, wie den ftandeöherrlichen. 
Sobald eine ſolche Anforderung an einen fiscalifchen Erbs 
leipmüller erfolgt, kann ex der fiscalifchen Behörde erwies 
dern, daß er rechtlichen Einwand habe, und dann muß der 
Fiscus bei dem betreffenden Gericht klagen. Es liegt bier 
anz das nämliche Verhältniß, wie bei den ftandeöherrlichen 
Gehleihmüllern vor, 

Der Abg. Heldmann: Der Unterfchted ift doch ims 
mer der, der Müller muß erit bezahlen und dann klagen. 
Die Anfiht des Herrn Präfidenten ift der Theorie nad) 
richtig, aber nicht in der Praxis. 

Der Präfident: Dieß ift nicht richtig, der Fiscus 
muß lagen; nur dann, wenn die fiscaliſche Behörde auf 


32 Protokoll 45,0", 


ie Anzeige von rechtlichen "Einwand nicht aus freien 
Stüden im Erecutiondverfahren einhält, muß der Müller 
bei dem Hofgeriht um Inhibition nachfuchen. 


Der Präfident fchließt fofort die Discuffi ion hierüber _ 
und die Kammer fchreitet zur Berathung: 


4) über die Befchwerde der Gemeinde Dikinlingguimsod, 
die Heimathöverhältniffe des Michael Lang zu Fürftens 
grund. betreffend. 


Da bierzu Feine Bemerkung erfolgt, wird übergegangen 
zur Berathung: 

5) über den Antrag des Abgeordneten Ramſpeck, die Res 
form. des Gewerbwefend betreffen. 

Nach vorausgefchidter Einleitung bemerkt: 

Der Abg. Kahlert: Ich habe auf den früheren Sands 
tagen, denen ich beimohnte, jedesmal einen Antrag auf 
Einführung einer Gewerbeortnung geftelt. Wer die Vers 
bältniffe der Gewerbe, die Ungleichheiten, welche unter. dens 
felben beftehen, aus dem richtigen Geſichtspunkte betrachtet, 
wird gewiß von der Nothwendigkeit der Erlafjung einer 
Gewerbeordnung überzeugt fein und ich möchte daher der 
verehrlichen Kammer das Erfuchen an die Staatöregierung, 
welches der Ausſchuß in feinem Berichte beantragt hat, zur 
Genehmigung empfehlen. 

Der Abg. Preußer: Ich bin ganz derfelben Anficht 
wie der Abgeordnete Kahlert, befonderd deßwegen, weil fo 
"fehr von einander abweichende Verhältniffe in unferm Lande | 
beftehen. Wir haben Städte, wo. Zünfte beftehen, und 
wieder andere, wo fie aufgehoben find. Dieß hat aller: 
dings an vielen Orten Beſchwerden und großen Unwillen 
erregt. 

Der Abg. Lerch: Meiner Anficht nach ift es dringend 
nuthmwendig, daß die Staatöregierung über diefen Gegenftand 
recht baldige Vorlage macht; denn die gewerblichen Vers 
bältnifje im Sroßherzogthum find von der Art, daß eine 
ae Audfegung dieſes Gegenftanded nicht wohl zuläflig 
ericheint, 

Der Abg. Dtto: Gegen die Bemerkung des Abgeord- 
neten Lerch will id nur anführen, daß diefer Gegenftand 
in dem jeigen Augenblide gar nicht erledigt werben kann, 
da Deutichland einer neuen Ausbildung in nationalmwirth 
fhaftliher Beziehung entgegen geht und da ſowohl bie 
bürgerlichen, al® die gewerblichen Verhältniffe im Allgemeis 
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nen. erſt ‚geordnet fein: müſſen, ehe dieſer Gegenſtand einer 
beſonderen Regulirung entgegengeführt werden kann. 

Der Abg. Karl Zöppritz: So wünſchenswerth es mir 
auch erſcheint, daß die gewerblichen Verhältniffe. recht. bald 
eordnnet werden, jo kann ich mich doch nur demjenigen ' an» 
chließen, was der Abgeordnete Dito foeben bemerkt hat. 
Wir müflen die gewerblichen Berhältniffe in ganz Deutſch⸗ 
lang abfolut gleihmäßig.und zu gleicher Zeit: ordnen, ‚bloß 
auf dieſe Weiſe kann es möglich fein, dem Gewerbftand 
kräftiger aufzubelfen. 

Der Abg. Lotheißen: Sch fhließe mich den Bemer: 
kungen des Abgeordneten Dito an. Wie ſchwierig die Res 
gulicung diefed wichtigen und verwidelten Gegenftandes if, 
von. dem ed ſich hier handelt, davon kann. Jeder fich übers 
zeugen, der die ausführlichen Unterhandlungen nachleſen 
will, welche auf dem Landtag von 1844 darüber. flattges 
fünden haben. Diefe Schwierigkeiten "werden in einem 
Augenblide noch fehr vermehrt, in welchem die Staatöres 
gierung mit außerordentlich wichtigen und höchſt dringenden 
Geſetzesvorlagen beſchäftigt il. Man kann derſelben nicht 
zumuthen, in ber kürzeſten Zeit. auch noch einen Gefegeö- 
entwurf über den in Berathung ſtehenden Gegenftand 
vorzulegen. 

Der Abg. Frank: Ich flimme dem Abgeordneten 
Dtto bei und glaube, daß es eine üble Zeitanwendung wäre, 
die unfere Staatöregierung . dazu machen wollte, um bier 
für den Augenblid etwas zu reguliren. Es ift nicht mög» 
lich, die Sache unter den gegenwärtigen Umftänden in einen 
befjeren Zuftand zu bringen. Man lafje die Sache gehen, 
bis die Berbältniffe in Deutichland überhaupt ſich geordnet 
haben, dann wird man wiffen, was für die Hebung der 
Gewerbe. zu thun ifl. Ale vorher angemwendete Dig iſt 
vergeblich und wahrſcheinlich auch verderblich. 

Nach hierüber von dem Präſidenten geſchloſſener Bera⸗ 
thung ſchreitet die Kammer zur Berathung: 

6) über die Beſchwerde des Vorſtands des Kirchſpiels 
der Gemeinde von Georgenhauſen, die Beittagspflicht 
des Herrn Grafen von Schlitz, genannt Goͤrtz, zu 

‚den Kirchfpielöfoften betreffend. 

Hierzu bemerkt: 

Der. zweite Präfident Wernher: Sch bin die Vers 
anlafjung geweſen, daß über dieſe Beſchwerde nicht ſchon 
a bei der Berichtöerftattung Furzer von entfchieden 
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worden iſt, und ed iſt num meine Pflicht, Ihnen die Gründe 
vorzulegen, warum ich gegen einen ſolchen Beſchluß mich 
erklärt habe. Der Gegenftand wird nicht einzig und allein 
dadurch erledigt, daß der Herr Graf zu Gunften der Kirdy 
fpielögemeinde zu Georgenhaufen auf fein Recht verzichtet, 
vielmehr: beftreite ich das Mecht, und mußte daher auch den 
Verzicht beftreiten. Sch glaube vielmehr, daß die Gemeinde 
Georgenhaufen dad Recht auf ihrer Seite gehabt hat, und 
daß ein Verzicht ded Herrn Grafen hier eigentlich eine uns 
bedeutende Handlung war. Dad Ganze muß gefeglich ent: 
ſchieden werden, oder befler gefagt, es muß durch eine 
authentiiche Interpretation für das Land die wirkliche ‚Kraft 
des Geſetzes wieder hergeftellt werden, die bisher, wie ich 
vielfach behauptet habe, durch eine unrichtige Auslegung 
unterbrochen worden ift. 

Der Präfident: Die zweite Kammer ift allerdings 
über dad Unpaflende der bisherigen Auslegung des Geſetzes 
fhon längft einverftanden gemefen, aber in dem gegenwär— 
nom Augenblide handelt es fih nur um eine fpecielle 

eſchwerde der Gemeinde Georgenhaufen und fobald der 
Herr Graf nachgegeben hat — aus weldien Gründen, das 
berührt und bier nicht — iſt diefe Beſchwerde ald erledigt 
zu betrachten. 

Der Abg. Chriftian Zöppris: Sch hoffe, daß auf die 
nämliche Weile die ganz ähnliche Befchwerde der Gemeinde 
a fi erledigen wird, fonft würde ich den Antrag 
ellen: 
die Staatöregierung zu erfuchen, daß fie auch hinficht: 
lich der Gemeinde Leeheim ihre Vermittelung bei dem 
Heren Grafen Schlig eintreten ließe. 

Der Abg. Volhard: Sch würde überhaupt darauf 
antragen, daß die Kammer fich wiederholt über dad Mas 
terielle der Beſchwerde ausfpreche, wenn dieler Gegenftand 
nicht ohnedieß bei Gelegenheit des Antrags wegen Drd: 
nung der Gemeindeumlagen zweiter und dritter Klaffe vor: 
fommen würde. 


Der Präſident fchließt hierauf die öffentliche Sitzung 
und die Kammer fchreitet in geheimer Sigung zur Abftim- 
mung über folgende Gegenſtände: 

1) über den Antrag des Abgeordneten Schmidt, das 
Sammeln dürren Holzed in den Domanialwaldun: 
gen betr. 


x 
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Die Frage: DE Ä ed 
3) Wil die, Kammer, nad dem Antrage ihred Aus: 
Ichufjes, den Antrag‘ ded Abgeordneten Schmidt — 
unter Anerfennung der löblihen Abficht ded Ans 
tragftelerd, durch die Mittheilungen. der Staats» 
regierung für erledigt erklären, und zugleich den 

Wunſch ausfprechen, die Großherzogl. Staatöregies 

rung möge bei Ertheilung von. efeholzicheinen 

vorzugsweiſe die ärmere Klaſſe der Bevölkerung 
zu berüdfichtigen? | 
wird mit 30 gegen 7 Stimmen verneint. 
Die Frage: Ä | 

b) Will die Kammer, daß nach dem Antrage der’ Ab: 
geordneten Karl Zöpprig und Brund nach den 
Morten des Ausfchußantrags: „bei Ertheilung von 
Lefeholzicheinen? die Worte gefegt werden: 

„für Traglaſten von einer Einnahme dafür abfes 
ben und nur die ärmere Klafje der Bevölkerung 
berüdfichtigen, ‘dad Lefeholzholen mit Fuhrwerk 
dagegen, foweit Feine Berechtigung vorliegt, 
nicht geftatten? * 
wird mit 35 gegen 2 Stimmen bejaht. 
Die Frage: 

c) Wil die Kammer, nach dem Antrage des Abgeord: 
neten Kahlert, die Staatöregierung um den Erlaß 
einer Verfügung erfuchen, nach welcher für vie 
Folge die Forftihügen nur zum Schuß ded Wal: 
des im Wald, nicht aber zum Zweck der Denuns 

‚ ciation etwaiger Frevler am Eingang der Städte 
_ und refp. Ortichaften förmlich aufgeftellt werden? 
wird mit 25 gegen 12 Stimmen bejaht. 
Die Abgeordneten von Riedefel und Lotheißen fuöpen: 
diren ihre Stimmen. | | 
Das Amendement :l 
d) Wil die Kammer, nady dem Antrage des Abgeord: 
- . neten Scend, die Staatdregierung erfuchen, dem 
ärmeren Xheil der -Gemeinde Nordheim, Kreifes 
Heppenheim, Revierd Lorfch, zu geftatten, in den 
in der Gemarkung Nordheim gelegenen fiscalifchen - 
Waldungen Lefeholz zu fammeln? 
wird von dem Antragfteller, Abgeordneten Schenck, zurück⸗ 
gezogen, weil er ed in feinem Sinne durch die Bejahung _ 
der vorhergehenden Frage ald erledigt betrachtet. 
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2) Ueber den Antrag ded Abgeorbneten Ramfped, bie 
Ertheilung einer Dienftinftruction für die Bürgermei⸗ 
fter ded Großherzogthums bett. 

Die Frage: | 

-. Will die Kammer dem Antrage ded Abgeordneten 

Ramſpeck, die Ertheilung einer Dienflinftruction für 
die Bürgermeifter des Großherzogthums betreffend, 
beitreten? | 

wird einflimmig verneint. 

3) Ueber dad Geſuch der Bannntüller Johann Korb und 
Norbert Filfinger zu Dieburg, Entfhädigung für. den 
aufgehobenen Mühlenbann betr. 

Die Frage: | 

Will die Kammer dem Geſuch der Bannmüller 
Johann Korb und Norbert Filfinger zu Dieburg, 
Entihädigung für den aufgehobenm Mühlenbann 
betreffend, Folge geben? 

wird einflimmig verneint, 

4) Ueber die Beſchwerde der Gemeinde Mümlinggrum: 
‘bach, die Heimathöverhältmiffe des Michael Lang zu 

Fürſtengrund betr. 

Die Trage: 

Mil die Kammer der Beſchwerde der Gemeinde 

Mümlinggrumbach, die Heimathöverhältniffe des 

Michael Lang zu Fürftengrund betr., Folge geben? 
wird einflimmig bejaht. 

5) Ueber den Anttag ded Abgeordneten Ramfped, Eins 
führung einer Gewerbeoronung betr. 

Die Frage: 

Will die Kammer dem — des Ausſchuſſes 
beitreten, daß dem Antrage des Abgeordneten Ram: 
ſpeck vorläufig feine Folge gegeben, die Staats⸗ 
regierung aber erfucht werde, je nach Geftaltung der 
Berhältniffe dem für den Nationalwohlftand und für 
dad Volföleben fo wichtigen Gegenftand fortwähs 
‚rend die geeignete Aufmerkfamkeit zu ſchenken? 

wird einftimmig bejaht. 

6) Ueber die Beſchwerde der Kirchfpielögemeinde Geor: 
genhaufen wegen ber Beitragdpflicht ded Herrn Gra: 
fen von Schlig zu den Kirchſpielskoſten. 

Die Frage: — 

Will die Kammer die Beſchwerde der Kirchſpiels⸗ 
gemeinde Georgenhaufen wegen der Beitragäpflicht 
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des Herm Grafen von Schlitz zu den Kirchfpield: 
foften als erledigt betrachten? 
wird einftimmig bejaht. F 
Die Kammer beſchließt in Bezug der Gegenſtände unter 
1 bis 5 Communication mit der erſien Kammer. 
Der Präfident fchließt hierauf die Sigung und beraumt 
die nächfte auf Freitag den 5. Mai d. J. Vormittags 
9 Uhr an. 


Zur Beglaubigung : 


Heffe, MWernber, Elmert, 
erfter Prãſident. zweiter Präſident. Sekretär. 
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Sehäundvienigfe. Siung⸗ 


‚in dem Sigungsfaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. 


Darmſtadt, am 5. Mai 1848 
— 
Unter dem Borfig, des Präfidenten Hefte 
Gegenwärtig: Die Herten Geheimerath Ekhardt. und 


Minifterialrath Maurer, fowie 40 — der 
Kammer. | | 





1. Bir Präfident macht folgende neue Eingaben bekannt: 
1) Ein Communicat der erften Kammer, betreffend: den 
Antrag der Abgeordneten von Gagern, Wernher, Lehne 
und Frank. ee Kräftigung. der Drganifation des deut⸗ 
ſchen Bundes. 

2) Ein dergleichen über dad Geſuch deb penfionirten Forſt⸗ 
ſchützen Herber aus Armsheim, um Vorausbezahlung 
ſeiner Penſion. 

Die beiden Mittheilungen werben zu den Acten ge⸗ 
nommen. 
3) Ein Communicat des Kriegöminiftertums, den Eist 
des Commandements F Reſidenz betr. 
(Beil. Nr. 384) 
Es wird dieſe Eingabe dem erfien Ausſchuß zum 2% 
richt überwiefen, 
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4) Einen Antrag der Abgeordneten Mohr und Behlen, 

betreffend die Feftfegung eined Marimumd der Civil: 

und Militärpenfionen. 
(Beil. Nr. 385.) 

Die Kammer verweift diefen Antrag an den zweiten 
Ausſchuß zum Bericht. 

5) Eine Borftelung der bewaffneten Bürgerwehr zu 
Mainz, betreffend Defiderien und Anfichten über den 
der Kammer vorgelegten Entwurf des Bürgermehr: 
geſetzes. 

Da der zweite Ausſchuß bereits Einſicht ber Vorſtellung 
bei der Berichtserſtattung über den fraglichen Geſetzesvor— 
ſchlag genommen, ſo beſchließt die Kammer, die Vorſtellung 
zur allſeitigen Kenntnißnahme auf dem Bureau offen zu 
jegen. 

I. Die Togedorduung führt ‚hierauf zus. Berathung: 
über die Propofition der Großherzogl, Staatöregierung, 
die Verwilligung der noch nöthigen Fonds zur fofortis 
gen Umpfläjterung des Louifenplaßes betr. 

Nach vorausgeſchickter Einfeitung eröffnet der Präfident 

die Discuffion über 
den Gegenftand im Allgemeinen und zu pos. 1 des 
fpeeiellen Boranfchlagd. Da: 

Der Abg. Heldmann: Ich bin der Anfiht, daß 
man eine neue Summe zu der bereitö bewilligten in diefem 
Augenblicke nicht bewilligen ſoll. Es ift allen Mitgliedern 
der Kammer befannt, daß man in dem ganzen Lande er: 
wartet, daB wir dem Volk eine Erleichterung verfchaffen, 
daß man und den Vorwurf gemacht: hat, wir befchäftigten 
und. mit Bagatellfachen und ließen Dinge, worauf das 
Bolt mit Sehnfuht hofft, unerledig, Ich frage Sie, 
wenn wir für. die Umpfläfterung eines Platzes in der hie: 
figen —— deren Nothwendigkeit ich übrigens nicht be⸗ 
anſtanden will, denn es iſt ein Mißſtand, daß der Platz 
fo daliegt in einem Augenblick, in welchem wir mit fo miß— 
trauifchen Augen betrachtet werden, und vor Allem mit dies 
fer Vorlage beichäftigen und eine folhe Summe bewilligen 
wollten, welchen Emdrud wird diefe Handlung der Kam: 
mer auf die gefammte Bevölkerung des Großherzogthums 
Heflen machen? Ich glaube mit Sicherheit fagen zu Fön: 
nen, einen fehr üblen Eindruck, und die Stimmung, welche 
gegen die jegige Kammer im Lande herrfcht , wird fich noch 
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vermehren. Ich glaube, wir ſollten hierzu nichts beitragen, 
und darum ſollten wir auch nichts in dieſem Augenblicke 
für den beantragten Zweck bewilligen, ſondern die Pflaſte⸗ 
rung des Platzes einer ruhigeren Zeit überlaſſen und vorerſt 
nur dad zur Verwendung bringen laſſen, was bis jetzt 
verwilligt ift. 

’ Der Abgeordnete Cretzſchmar erklärt fich hiermit einver- - 
anden. 

Der Abg. Lerch: Sch würde vielleicht gleicher Anficht 
fein, wie der Abgeordnete Heldmann, wenn nicht ein Wer: 
trag vorläge, wonach die Pflafterung dieſes Platzes von 
Seiten ded Staatd gemacht werden muß. Der Abgeordnete 
Heldmann erkennt an, daß das Pflafter in der That wirt: 
lich ſchlecht ſe. Nach einem Vertrag vom 28. Sanuar 1815. 
muß aber der Fiscus die beiden Pläbe vor dem Gollegien« 
haus und dem Palais pflaftern laffen. Es kann alſo nur 
die Srage fein, ift die Pflafterung nothwendig, ober ‚nicht? 
Die Nothwendigkeit hat der Abgeordnete Heldmann nicht 
beftritten. Im Gegentheil, jedes Mitglied der Kammer 
kann fi) davon überzeugen und hat auch wohl fchon oft 
die Gelegenheit gehabt, fich davon zu überzeugen, baß die 
Pflafterung dieſer beiden Pläte Feine Arbeit ift, die man 

luxuriös oder unnöthig angewendet nennen kann. Be 

Sch bin alfo dafür, daß man den erften Poften bewilli⸗ 
gen möge. | 

Der Abe. Mohr: Ach erlaube mir vor Allem eine 
Anfrage im Allgemeinen an den Yusfhuß zu richten. Es 
heißt im Bericht: . 

„die im Voranſchlag vorgefehenen Arbeiten unter 1 
und 7 laflen fich nicht beanftanden, da fie auf bereits 
abgefchloffenen Verträgen beruhen follen. 

Es wird hier alfo vorausgeſetzt, daß fie dann beanftan« 
det werden fönnten, wennxfie nicht auf abgefchloffenen 
Verträgen beruhten. Der Ausfhuß fagt aber nicht geradezu, 
daß fie auf Verträgen beruhen, fondern er fagt nur: fie 
follen auf Verträgen beruhen. 

Der Präfident: Aus den Verhandlungen der frühes 
ren Landtage geht hervor, daß allerdings ein Gontractövers 
hältniß zwiſchen dem Fiscus und der Stadt Darmftadt eris 
flirt, wonach der Fidcus zur Pflafterung der beiden Pläge 
vor dem Gollegiengebäude und dem Palais verbunden ift, 
während der. Stadt Darmftadt die Pflafterung der vier 
ar und die Pflafterung der durchlaufenden Straßen zur 

aft fallt. 
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‚Der Abg. Mohr: Wenn dieß der Fall ift, dann hat 
der Ausfchuß ſich in feinem Bericht unrichtig ausgedrückt; 
denn er fagt dort nur, es folle dieß auf Verträgen: be: 
ruhen. 

- Der Prafident: Es iſt dieß vielleicht ein Verſehen 
in der Nedaction. Das Factum ift, fowie es eben angege- 
ben wurde. Es liegt "ein reined Privatcontractverhältniß 
vor und da Verträge gehalten werden müflen, fo kann fich 
der Fiscus nicht erwehren, dad Pflafter diefer beiden Pläße 
wieder berzuftellen, wenn ed wirflid in einem. foldyen. des 
vaftirten Zuftande, wie er gefchildert wird, fidy befindet. 
Ob dieß der Fall ift, muß ich der Kammer: zu beurtheilen 
überlaflen. Ä 
- Der Abg. Mohr: Vorausgeſetzt alfo auch, daß es 
‚richtig ift, daß eine ſolche Berbindlichfeit befteht, fo würde 
es fih doc noch hier um die Frage drehen, ob denn in 
dem. gegenwärtigen Augenblid diefe Verbindlichkeit zu er 
füllen wäre. In diefer Hinficht theile ich nun durchaus 
die Anfichten des Abgeorbneten Heldmann, und werde auch 
in diefem Sinne ſtimmen. 

Der zweite Prafident Wernher: Der Vertrag ift vor 
dem Erfcheinen. der. Verfaſſung abgeichloffen worden. Das 
mals war. eine ſolche firenge Scheidung der Civilliſte und 
des Staatövermögend, der Ausgaben ded Hofes und der 
Staatdausgaben noch nicht eingetreten. — Sch beflage den 
Abſchluß diefed Vertrags, weil ich gar viele Artikel deflelben 
für Gegenftände anfehe, die eigentlich der Hofhaltung und 
nicht dem Staatöhaushalte angehören. Es war Damals im 
Interefje ded Prunfs der hieſigen Reſidenz, daß diefelbe 
jebaut, und zierlich gebaut und eingerichtet wurde. Diefes 
Sntereffe hat auch diefe Verträge eigentlich dirigirt und abs 
gefchloflen. — Der Bertrag trifft nicht bloß die Pflafterung 
der« beiden Plätze, fondern er bezieht ficb auf eine ganze 
Menge von Unternehmungen in der Nähe der fürftlichen 
Refidenz zu ihrer Zierde, zu ihrer Ausfhmüdung Ich 
werde in diefer Sache mit Nein. ſtimmen, weil ich den Ber: 
trag bedauere, und deffen Bedeutung Überhaupt beanftande. 

Der Abg. Kahlert: .. Sch erfenne an, daß der Staat 
Feine Rüdficht darauf zu nehmen hat, ob fich in einer Stadt 
viele Arbeiter unbefchäftigt befinden oder nicht, Daß er wenig⸗ 
ftend nicht in der Weife Rüdficht zu nehmen hat, daß er Gelb 
bewilligt, um. die. Arbeitölofen befchäftigen zu können; es 
liegt dieß den: Gemeinden ob. Wo indeſſen der Fiscus 
Eigenthümer eines öffentlichen Platzes oder einer Straße ift, 


— 
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ift er, meiner Anficht nad), gerade fo gut, wie die Ge: 
-meinde oder der Private verpflichtet, für die Unterhaltung 
diefer Pläge und Straßen zu forgen. Es wird anerkannt und 
ift in den früheren Kammern anerkannt worden, daß die 
Nothwendigkeit der Pflafterung ded dem Fiscus zugehörigen 
Louiſenplatzes vorliege. Wenn dieß anerkannt ift und wenn 
bereit Geldbewilligungen ftattgehabt haben, deren Werth 
ohne die Ausführung des Dflafters faft verloren wäre, fo 
kann jetzo unbefchadet ded Staatd die in Anfpruch genom> 
mene weitere Bewilligung gefchehen und aus Rüdficht dar: 
auf, daß die Arbeiter hier eben ganz unbefchäftigt find, die 
Arbeit auch aldbald in Angriff genommen werden. 

Der Abg. Volhard: ES wird anerkannt, daß ber 
‚Staat ſchuldig fei, die beiden hier in Mede ftehenden Pläße 
zu pflaftern. — Unter der Summe, welde für die Steine 
und dad Pflaftern unter den Poften 1 und 7 der Beredh- 
nung zufammen mit 11,720 fl. vorgefeben ift, find begriffen: 
einmal die Koften für Anfchaffung der Steine, fodann die 
für dad Zuhauen und Richten der leßteren. 

Die Steine find nun bereitd angeichafft, zugehauen und 

gerichtet. Es handelt fich alfo jegt nur noch um daS Legen, 
das eigentliche Pflaftern. Won den Steinen, welche aufge: 
fhichtet auf dem Plage liegen, werden täglich entwendet. 
Außerdem verurfacht auch die nothwendige Beleuchtung der 
Steinhaufen bedeutende Koften. Wenn alfo die Stände 
jest nicht die Geldmittel bewilligen, um diefe Steine aud) 
u legen, das eigentliche Pflaftern vorzunehmen, fo werden 
immer ‚mehr Steine entwendet und die Beleuchtungskoſten 
immer größer werden. Der Staat muß am Ende doch 
pflaftern laffen, und er wird fonach, je länger er dieſes hins 
ausfchiebt, um fo größeren Schaden haben. 

Der Abg. Otto: Die Verbindlichkeit zur Pflafterung 
diefer beiden Pläße wird in der Kammer anerkannt. Diefer 
Verbindlichkeit kann ſich der Staat nicht entziehen. Es 
handelt fib alfo nur darum, ob die Pflafterung jetzt oder 
fpäter ausgeführt werden fol. Nach dem Vortrag des Ab: 
georbnieten Heldmann wäre der jeßige Zeitpunkt nicht dazu 
geeignet, eine folche Arbeit auszuführen und dieſe Koften - 
daran zu wenden. Ich Fann aber dieje Anficht nicht theilen, 
fondern glaube im Gegentheil, daß gerade der jebige Augens 
blif eine Aufforderung enthält, diefe Arbeit ausführen zu 
lafjen, und die Koften, welche fie verurfacht, zu verwenden, 
7 der arbeitlofen Menge Beichäftigung und VBerdienft zu 
geben. 
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Diefen Gefichtöpunft follte man bier vorwalten laffen, 
ohne Rüdfiht darauf, Daß die Arbeit gerade der hiefigen 
Reſidenz zu Gute fommt | 
Der Abg. Lotheißen: Sch habe der Berathung über 
diefen Gegenftand von Anfang an nicht beimohnen fönnen, 
ich muß mich daher darauf beichränken, meine demnächſtige 
Abftimmung mit wenigen Worten zu motiviren. Auf dem 
vorigen Randtage und heute wieder ift zugegeben- worden, 
ar . Pflafterung der beiden Pläge eine Nothwendig- 
eit fei. 

Ebenfo ift auf früheren Zandtagen und heute erneuert 
von der Kammer anerkannt worden, daß der Staat regels 
mäßig die Verbindlichkeit hat, die Pflafterung jener’ Pläge 
zu beforgen. Unter diefen Verhältniffen werde ich unbedent: 
lib für die von dem Ausfhuß angetragene Bewilligung 
flimmen. Daß in diefem Augenblid® ein großer Arbeitsman— 
gel hier herrfche und daß es gerade deßhalb bejonderd wün— 
ſchenswerth fei, die Arbeit aldbald vorzunehmen, um den 
ärmeren Handwerferflaflen einen Verdienſt zuzuwenden, ift 
nur ein untergeordneter Grund, der ‚allein nichts, enticheiden 
würde, aber in der gegenwärtigen Zeit der Arbeits: und 
Nahrungslofigkeit immerhin neben dem Kechtöpunfte auch 
Beachtung verdient. : o | 

Der Abg. Karl Zöpprig: Man hat auf den zwei 
legten Zandtagen fchon die Summe von 8564 Gulden für 
Umpflafterung diefer beiden Pläße bewilligt. Schon mehrere 
Redner vor mir haben ſich darüber ausgefprochen, daß der 
Fiscus verpflichtet fei, diefe beiden Pläge pflaftern zu laffen 
und diefer Verbindlichkeit wird er fich fo kurzer Hand ent: 
ledigen fönnen. Man Fann vielleicht die Ausführung der 
Arbeit nody länger hinausfchieben, aber der Plab wird auf 
Koften des Fiscus gepflaftert werden müffen, fo lange der 
Vertrag befteht. — ine ganz andere Frage ift es aber, 
ob es wirklich räthlich ift, die Pflafterung noch länger zu 
verzögern, und das fchon aufgewendete Kapital fich fort 
während verkleinern zu laffen, ſowohl dur ven Verluft 
an Steinen, da deren täglich geftohlen werden, ald auc) 
durh die Aufmwendung von Koften für die Beleuchtung. 
Sch frage Sie, ob ed räthlich, ob ed der Staatöweisheit 
gemäß ift, auf diefe Weile das bis jetzt aufgemendete Kapi- 
tal fich vermindern zu laffen? Man hat von Seiten eines 
Medners behauptet, daß, wenn wir eine Summe für den 
fraglichen Zweck bewilligten, im Land ein Schrei ded Un: 
willend gegen die jegige Kammer fich erheben würde. Aber 
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dad darf uns nicht abhalten, den verlangten Betrag zu be- 
willigen. Ueber die jegige. Kammer ift fchon ſehr viel ge: 
ſchrieen und gefchrieben worden und es wird noch mehr über 
diefelbe gejchrieben werden. Alled dad wird aber mich we: 
nigfiend nicht abhalten, für das zu flimmen, von deſſen 
Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit ich überzeugt bin, fowie 
überhaupt Jeder dad thun fol, was er für Pflicht und 
Recht hält. Man hat gefagt, daß hier viele. Arbeiter un: 
beichäftigt feien, und es ift hervorgehoben worden, daß es 
aus diefer Rüdficht räthlicy fei, den verlangten Betrag zu 
bewilligen.. ch hebe dieß, wie auch von einem der lebten 
‚ Redner geſchehen ift, nicht als einen Hauptpunkt hervor, 
‚fondern ich betrachte ed nur ald einen Nebenpunft, Der 
immerhin der Berückſichtigung werth if. Der Grund, 
warum erft im Budget von 1848 die leuten Beträge für 
die Pflafterung der beiden Pläge gefordert werden, liegt 
nämlich darin, daß von dem früheren weniger foftipieligen 
Plan, den Platz zu pflaftern,. nach welchem, wenn darauf 
beftanden worden wäre, der Platz längft gepflaftert wäre, ab: 
‚gegangen und ein anderer Plan, defjen Ausführung circa 
12,000 fl. mehr gefoftet haben würde, dem Großherzoge zur 
Genehmigung vorgelegt und genehmigt wurde. Die Größe 
der Summe war nur die Beranlaffung, daß man "den Bedarf 
für diefe Pflafterung auf mehrere Finanzperioden vertheilte, 
Die Staatdregierung ift natürlich jest, nach dem eingetretenen 
Umſchwung der Dinge, vom Eoftipieligeren Plane abgegangen 
und hat den wohlfeileren wieder angenommen. — Sch würde 
nicht dafür geftimmt haben, einen fo bedeutenden Aufwand, 
wie ihn der frühere Plan erfordert hätte, zu machen; ich werbe 
aber für die jest verlangte Verwilligung flimmen, mtr vor: 
behaltend, bezüglich der pos. 11 noch wenige Worte zu fagen. 
Ich werde für VBerwilligung flimmen, einmal aus dem 
Grunde, weil der Staat die Verbindlichkeit hat, Ddiefe beiz - 
den Plätze zu pflaftern, dann aber auch deßwegen, weil 
fhon ein großer Zheil des Kapitald verwendet if und an 
dem bereitd angeihafften Material nur nody mehr Verluſte 
erlitten werden würden. Ä 

Der Abg. Preußer: Man erwähnt zur Unterftüßung 
des Vorſchlags der ÖStaatdregierung jebt vor Allem der 
Nothwendigkeit, der.ärmeren Klaſſe der Bevölkerung Ar: 
beit zu verichaffen. Ich erlaube mir daher ein weit ausge: 
dehntered Feld zur Sprache zu bringen, auf welchem dieler 
Zwed in viel größerem Made erreicht werden fann. Sch 
meine nämlid den Bau der Eifenhahn in der Provinz Ober: 
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heſſen. Es find, fo viel ich weiß, zu ben Erdarbeiten da— 
felbft bereitö 2—3,000,000 fl. verwendet, allein alle Ar: 
beiten an der Eifenbahn unterbleiben jetzt. Dieſes Feld iſt 
groß, jenes ift Fein. Man hat bei dem erfteren fchon fo 
große Summen verwendet, die nun:noch längere Zeit un: 
‚rentabel bleiben. Sch möchte daher diefen Gegenftand als 
‚einen äußerſt wichtigen der Kammer empfehlen, nament: 
lich in Betracht zu nehmen, ob ed nicht zwedmäßiger ifl, 
fo viel wie möglich für den Fortbau der Eifenbahn in Ober: 
befien zu forgen und zwar aus ähnlichen Gründen, welche 
I die gegenwärtige Propofition geltend gemacht worden 
ind, | 

Der Präſident: Die Frage, welche der Abgeordnete 
Preußer zur Sprache gebracht hat, gehört eigentlich nicht 

u unferer gegenwärtigen Berathbung Wenn der Gegen 
| Hand gründlich zur Sprache kommen fol, fo ift ed noth» 
mendig, Daß der Abgeordnete Preußer einen befonderen An: 
trag in die Kammer bringt, der dann zur befonderen Dis— 
culfion audgefeßt werden wird. — 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Der 
Herr Regierungscommiflär dürfte vielleicht im Stande fein, 
in Folge einer fofortigen Snterpellation über die Verhältniffe 
————— in Oberheſſen alsbald Auskunft zu ers 
‚theilen | 

Der Herr Geheimeratb Eckhardt: Ueber ſolche wich 
tige Gegenftände, wie derjenige ift, den die Abgeordneten 
Preußer und von Rabenau zur Sprade gebracht haben, 
fann ein Negierungscommiffär wohl nicht ohne vorherige 
Benachrichtigung Auskunft ertheilen. Ä 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): Dann 
dürfte vielleicht der Herr Regierungscommiffär die Güte haben, 
einen Tag anzugeben, wann eine Snterpellation der Art 
‚von ihm in der Kammer beantwortet werden fann ? 

Der Herr Geheimeraty Eckhardt: Es wird ganz in 
der Kürze und zwar ſchon im Laufe der nächſten Woche von 
Seiten der Staatdregierung eine Mittheilung über den Eifen- 
bahnbau erfolgen. 

. Der Abg. Heldmann: Es ſcheint voraudgefeßt zu 
werden, daß der erwähnte Bertrag für den Staat wirklich 
verbindend, und diefe Werbindlichkeit auch anerkannt fei. 
Nach demjenigen aber, was der Herr zweite Präfident 
Wernher zur Erläuterung bemerkt hat, finde ich den Vertrag, 
der mit dem bermaligen Hofe abgefchloffen worden ift, noch 
. gar nicht fo fehr verbindend für: den gegenwärtigen Staat, 
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umal da die Civilliſte von dem Staatsvermögen ſelbſt ge⸗ 
—* iſt. Der Abgeordnete Volhard bemerkte, die früher 
bewilligte Summe ſei bereits verwendet. Dieſe Behauptung 
ſteht aber nicht im Einklang mit dem Ausſchußbericht, in 
welchem dieſe Summe vielmehr noch disponibel genannt 
wird, Was fodann die Frage betrifft, ob viele Menfchen 
bei diefer Pflafterung Beichäftigung finden werden, fo glaube 
ich, daß wir biefe ebenfalls verneinen müflen. ‚Denn be: 
kanntlich ift die Zahl derjenigen, welche ſich mit Pflafter: 
arbeit abgeben, oder Pfläfterer find, fehr gering und viel: 
leicht findet fich in der Stadt Darmftadt felbft nicht einmal 
‚ein folcher Pfläfterermeifter mit Gefellen,, fondern man wird 
deren von Seligenftadt oder aus dortiger Gegend erft noch 
bherbeiholen. Ä | 

Es wird diefer Bemerkung widerſprochen, weil allerdings 
in der hiefigen Stadt Pfläfterer anfäffig feien. 

Der Abg. Volhard: Um fo befjer, wenn auch aus: 
.. Pflafterer ebenfalls Nugen von. diefer Arbeit ziehen 
Önnen. 

Der Abg. Heldmann: Ein anderer Verdienſt wird 
durch die Anfuhr von Kied erworben werden können. Dieß 
wird aber auch weniger die niedere und ärmere Klaſſe der 
Bevölkerung treffen, ald gerade nur folche, welche mit Fuhr⸗ 
werk verfehen find, Ä 
Drann wünfchte ic von dem Herrn Regierungscommiffär 
oder dem Ausſchuß noch zu willen, mie viel der Klächen- 
inhalt diefer beiden Pläße beträgt. 

Der Berichterftatter und der Präfident bemerken, daß 
nad den Acten, insbeſondere nach dem denfelben beiliegen: 
den Voranſchlag der Flächengehalt der beiden Pläge 1080 
Quadratklafter betrage, 

Der Abg. Heldmann (fortfahrend): Es würde alfo 
“ die Summe von 11,7%0 fl., welche hier verlangt wird, bei 
weitem den von dem Ausſchuß zu: bewilligen beantragten 
böchften Anſatz von 9 fl. für die Quadratklafter überfteigen; 
denn zu 9 fl. die Quadratllafter gerechnet können mit 
11,720 fl. 1302 Quadratklafter gepflaftert werden. 
Der Präfident: Nur über den Grundfaß, um den 
ed ſich dreht, will ich einige Worte fagen. Der Vertrag, 
von dem hier die Rede ift, ift im Sahr 1815 auf eine da- 
mals rechtöverbindende Weile zwifhen dem Fiscus und 
zwifchen der Stadt Darmſtadt abgeichloffen worden. Ob 
der Vertrag damals für den Fiscus günflig oder nicht gün— 
flig gewefen ift, das hat auf feine Rechtöverbindlichkeit Durch» 
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aus Feinen Eimfluß, und ich glaube daher, . daß wir aus 
dem Grunde, weil jener Vertrag für den Fiscus nachtheis 


lig gewefen fei, uns der Erfüllung einer Verbindlichkeit, 


welche wir auf rechtöverbindende Weife überfommen haben, 


! 


nicht entziehen können. 


Der Abg. Frank: Es kommt aber hierbei immer dar⸗ 


auf an, ob, da damals der Landesregent den Fiscus und 
auch den Hof repräſentirte, dieſer Vertrag als ein im Nas 
men des Hofs abgejchloffener und folcher verbindend zu bes 
trachten ift, oder ob er im Namen des Staates abgefchloffen 
wurde und darum dem Lande die Laſt auferlegte , diefe 
beiden Pläße im Stande zu erhalten. Meiner Anficht nach 


hätte ſich der Ausfhuß darüber erft Gewißheit verfchaffen: 
follen, und ich möchte daher, obgleich ich Mitglied. des Aus⸗ 


ſchuſſes bin, lieber felbft darauf antragen, dem Gegenftand 
nochmald an den Audfchuß zurüdzuverweifen, um ſich die 
gehörige Gewißheit zu verfchaffen. 

Der Präafident: Die Verfiberung fann’ich dem Ab» 
geordneten Frank geben, daß bei der Feftftelung der Eivil- 
lifte auf dem Landtage von 1834 und auch auf dem Land: 
tage von 1830 die Verbindlichkeit zur Pflafterung der beiden 
größeren Theile des Kouifenplaged nicht ald eine Laft ber 
Givillifte übernommen worden ift. 


Der Abg. Otto: Ich kann die Bemerkung des Herrn 


Praſidenten nur beftätigen, denn es ift mir aus früheren 


Kammerverhandlungen bekannt, daß diefe beiden Öffentlichen, 


Pläße, von denen hier die Rede ift, zu denen-gehören, welche 
vom. Fiscus hergeftell® werden müßten, und zwar auf den 
Grund des früher mit der Stadt abgefchloflenen Vertrags. 

Der Abg. Schend: Der Grund, weßhalb die Pflas 
fierung der beiden Pläße vorgenommen werden muß, iſt 
durch die Errichtung des Ludewigsmonumentd entflanden, 
fonft wäre vielleiht nocdy gar nicht daran gedacht worden. 
Das Ludewigdmonument allein ift die Urſache, warum eine 
Pflafterung nothwendig if. Dieſes Monument erinnert 


an eine große Zeit und an einen großen Mann, ed erinnert‘ 


an die Zeit, wo der Großherzog Ludewig I. dad Land mit 
der Verfaſſung beglücdt hat. Ich meine daher, da ed ſich 
gegenwärtig eigentlich, bloß darum handelt, ob jegt oder in 
der nächften Zeit dad Geld für die Pflafterung zu bemils 


ligen fei, fo ſollten wir auch nicht geigen, fondern die Summe. 


bewilligen , die dazu nothwendig: ift. 
Der Abg. Karl Zöppritz: Sch babe dem Abgeorbne> 
ten Heldmann nur zu erwiedern, daß die 1080 Duadrats 
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Elafter zu 10 fl. und einige Kreuzer per Klafter zu pfla- 
ſtern nad dem Voranſchlag gerechnet worden find. Der 
Abgeordnete Heldmang bat aber überſehen, daß jchon vor 
mehreren Sahren über diefe Pflafterarbeiten Verträge zu 
diefen Preifen abgeihloffen wurden und nur für den Fall, 
daß die vorhandenen Steine nicht ausreichten, - beantragt 
der Ausſchuß Rüdfiht darauf zu nehmen, daß das Feh— 
lende fünftighin zu 8 bis 9 fl. per Klafter vergeben werde, 
Es find übrigens die früher bewilligten 8564 fl. größtentheils 
bereitö verwendet, die Steine, welde auf dem Plate: liegen, 
find meiftentheild bezahlt, der Hauerlohn darauf vorgeichofs 
fen, fie gehören zum vorhandenen Material. Ob nun aber 
dad vermilligte Kapital in Geld disponibel ift, oder in 
Steinen, die man braucht, daS ift einerlei. Eine bedeutende 
Borlage an die Pfläfterer ift, wie bereits bemerkt, gemacht, 
die Verträge mit den biefigen Pfläfterermeiftern, deren es ſechs 
oder fieben gibt, find abgefchloffen. Es handelt ſich alſo 
jegt nur noch um die Erfüllung der Verträge, und da ift 
ed meiner Anficht nach räthlich, je eher je lieber das Geld 
dafür zu bemilligen. 


Zu DOrd.:Nr 2 


Der Abg. Heldmann: Ich glaube nicht, daß der 
Fiscus verpflichtet ift, diejenigen Straßen zu pflaftern, welche 
an den Louiſenplatz ftoßen. Dieß ift vielmehr Sache der 
Stadt, welche, wie für jede andere Ausgabe zweiter Klaffe, 
die erforderlihen Mittel dafür aufzubringen hat. 

Der Abg. Elwert: Dem Abgeordneten Heldmann muß 
ich hier eine Krläuterung geben. Die hiefige Stadt ift 
allerdings verpflichtet, die Straße zu pflaftern, nicht der 
Staat. — Hier ift aber die Rheinftraße, melche in voll 
kommen gutem Zuftande mit Schichtpflafter gepflaftert war, 
bloß des Monumented wegen aufgebrochen worden, und 
es ift, wie Sie fich mit eigenen Augen überzeugen Fönnen, 
in diefem Augenblid Fein Pflafter um dad Monument herum, 
fondern ein bodenlofer Weg, der bei dem geringften Regen» 
wetter fo ſchmutzig ift, mie ein unchauflirter Weg in der 
Metterau. Darum hat fogar die hiefige Stadt ein förm— 
liched Klagerecht gegen den Staat darauf, daß dad Straßen: 
pflafter wieder hergeftellt wird. 

Der Abg. Volhard: Bei diefem Geſtein handelte es 
ſich nicht von der Rheinftraße, fondern von den anftoßenden 
Straßen, und der Ausihuß ging von der Anficht aus, daß 
der Staat nicht verpflichtet fei, dieſe anfloßenden Straßen 
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ppflaſtern zu laflen. Er’ hat gerade deßhalb darauf angetra- 
‚gen, den hier fraglichen Arffag nur inſoweit zu verwilligen, 
ald dad Aufbrehen von Theilen der Wilhelminen= und 
Louiſenſtraße unumgänglich nothmwendig fe. | 

Der Abg. Kahlert: Das Umpflaftern einiger Stüde 
der anftoßenden Straßen ift aus dem Grunde nothwendig, 
weil in Folge der Umpflafterung des Zouifenplakes fich das 
Niveau diefer Straßen ändert. — Da nun hierdurch, refp. 
durch die Errichtung ded Luedwigdmonuments dieſe Aendes 
rung veranlaßt wurde, fo hat allerdings die Stadt nicht die 
Pflicht, die anfloßenden Straßentheile auf ihre Koften um- 
pflaftern zu laffen. 3 


EB Zu Ord.⸗Nr. 3, 4, 5 und 6. 


Der Abg. Heldmann: Bei dem Anſatz für die Ho» 

rizontal = und Verticalaufnahme ded Platzes möchte ich mir 
die Frage erlauben, ob an dem Orte, wo der Siß der Ober: 
baudirection fich befindet, nicht” fo viel disponibles Perfonal, 
fei es auch‘ nicht etwa das zunächſt untergeordnete Perfonal, 
fondern dad Auffichtöperfonal an den vielen Straßen und 
Chauffeen um Darmftadt herum, vorhanden ift, um die 
Horizontale und“ BVerticalaufnahme des Platzes unentgeltlich 
beforgen laffen zu können. Meiner Anfiht nach fol man 
nicht für Alles, was im Staate gemacht wird, auch immer 
befondered Perfonal anftellen und befolden, fondern man fol 
das bereitd angeftellte und befoldete Perfonal zu verfchiedenen 
Dienftverrichtungen nach Möglichkeit verwenden. 
Der Herr Geheimerath Eckhardt: In Darmftadt ift 
fein Bauperſonal zu einem ſolchen Geſchäft disponibel, fons 
dern wenn ſolche Aufnahmen gemacht werden, ſo müſſen 
Geometer dazu genommen werden, die Gebühren beziehen. 
Das Perſonal beim Bauweſen iſt überhaupt ſo beſchränkt, 
daß man überall Aushülfe durch andere Leute, diet nicht 
angeftelt find, nehmen muß. Auf die angetragene Weife 
Fann daher Feine Erfparniß eintreten. 

Der Abg. Volhard: Der Poften für Horizontal und 
Berticalaufnahme beträgt nur 162 fl. und ift bereitö vers 
wendet. 

Zu Drd.:Nr. 8. 


Der Herr Geheimeraty Eckhardt: Im Ganzen ift ge: 
gen die hier beantragte Minderbewilligung nicht zu fagen. 
Nur will ich darauf aufmerffam machen, daß, wenn viel 
in Darmftadt gebaut wird, der Kied zum Pflaftern in 
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Darmſtadt wohlfeil und leicht zu haben if, In dieſem 
Jahre wird aber vorausfichtlid wenig gebaut werden, und 
darum fürchte ich, daß der in Audficht genommene Preis 
nicht audreichen, fondern eine größere Summe nothwendig 
werben wird. — | 
Der Abg. Volhard: Wenn an Biefigen Stellen hier 
- gebaut wird, fo. ift der Kies noch wohlfeiler. Der Außs 
hnß:bat aber diefen Fall nicht einmal unterftellt, fondern 
er bat 8 fl. für die Kubifflafter gerechnet, einen Preis, 
wofür der Kied in Beflunger Gemarkung befonderd gegra: 
ben und hierher gefahren wird. | 
De „An Zu Ord.⸗Nr. 9. | 
Der Herr Geheimerath Eckhardt: Auch bier will ich 
mir nur:bie Bemerkung erlauben, daß ed fehr zu wünfchen wäre, 
wenn man für 8 fl. 30 Er. bier die Quadratklafter gepflas 
ftert befommt. Uber nach der Specification, welche ich mir 
heute: Meorgen noch darüber habe geben laffen, wird. die 
Klafter auf 10 fl. 20 Er. fommen. Darum made ich dar« 
auf. aufmerkfam, daß ed möglich ift, daß man bei einzelnen 
Poften höher. kommt; aber hier muß dann die Mehrausgabe 
wo. möglich aus ben andern Poften, woran vielleicht etwas 
geipart wird, ergänzt werden. | 
„Der Abg. Bolhard: Ed ift Schichtpflafter zweiter 
Sorte vor * und dieſes kann man hier recht leicht zu 
8 fl. die —— befommen. Ich bin bereit, Pfllä⸗ 
fierer zu. nennen, die. ed dafür liefern. — 
EEE Ta — Zu Ord.⸗Nr. 10. Ä * 
wird Nichts bemerkt. ee 
Be 3u Ord.⸗Nr. 11. 
Der Abg. Karl Zöppritz: Ich gehöre ebenfalls zum 
Ausſchuß und habe auch meine Zuſtimmung zur Streichung 
dieſes Poſtens gegeben. Ich gebe indeſſen der Kammer 
anheim, ob nicht die Billigkeit dafür ſpräche, wenigſtens um 
das Monument herum noch Laternen anzubringen. Es iſt 
gerade nicht nothwendig, daß es Candelaber ſind! Die 
Stadt hat Seigentlich, nachdem der Platz auf dieſe Weiſe 
umgepflaftert wird, nicht die Verbindlichkeit, die für die Ber 
leuchtung des Platzes erforderlichen Anflalten aus ihren 
Mitteln zu. beftreiten, denn früher. waren bereitd Raternen 
auf dem Platz, bie Stadt iſt nur durch die Errichtung des 
Monumente: genöthigt, eine neue Beleuchtung dorthin zu 
Protokolle z. d.Derh.d. 2, Ram. II. Bb. 23 | 
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bringen. Bei bdiefer kann fie natürlich ‚die älteren Pflöcke 
nicht mehr ftehen laffen, wenigftend würde dieß ein großer 
Mipftand fein, und es ſcheint angemeſſen, daß jene aus 
Staatömitteln bezahlt werden. 

Der Abg. von Riedefel: Der Audfhuß ging, als 
er darauf antrug, ‚die hier verlangten 680 fl. zu ftreichen, 
von der. Anficht aus, daß die Stadt die Pflicht habe, für 
die Beleuchtung des Plabed zu forgen und alfo auch für 
Laternen ꝛc. forgen müfle. Die alten Zaternenpflöde müſſen 
wabhrjcheinlich nach dem neuen Plan hinwegfallen, die Stabt 
wird alfo durch diefe veränderte Einrichtung der Beleuch- 
‘ tung des Platzes Feine große Mehraudgabe. haben, fo daß 
ih ed wirflih nicht unbillig finde, wenn die Stadt diefe 
Peine Summe verwendet, um auc) ihrerfeitd etwas für Die 
Verſchönerung ded Platzes und ded Monumentd zu thun. 
: Der Abg. Frank: Sch muß bezweifeln, daß der Staat 
überhaupt zu al diefen Baufoften eine Verbindlichkeit hat, 
in fo fern. fie durch die Errichtung ded Monumentd noth: 
wendig werden. Denn der Staat ift ed nicht, der die Er: 
richtung :ded Monuments befchloffen hat, fondern es hatte 
fi befanntlih ein Verein dazu gebildet und diefer Verein 
bat die .Anftalten: zu diefem Monumente getroffen, die ganze 
Einrichtung und die Ausführung gemacht. Der Verein hat 
dafür einen Platz gewählt, der der hiefigen Stadt ‘gehört, 
nämlich einen Theil der Rheinſtraße und die Stadt hat: es 
ſich gefallen lafjen. Hätte die Stadt diefen Pla& nicht dazu 
hergeben wollen, oder hätte fie nicht Die Koften tragen wol: 
len, welche die Folgen davon find, daß dad Monument dort 
errichtet wurde, fo war e8 an ihr, ihr Recht dem Monu⸗ 
mentöverein gegenüber zu wahren. Gefeglich oder rechtlich 
verbunden ift alfo der Staat Feineswegd, diefe Koften zu 
tragen. — Der Monumentöverein hätte überlegen follen, 
ob er mit der Summe, bie er — —* hatte, 
auslange oder nicht; und wir haben auf dem vorigen Land⸗ 
tage ſchon genug gethan, wenn wir dasjenige, was an den 
Koſten zur Errichtung des Monuments fehlte, aus der 
Staatskaſſe zugelegt haben. Rechtlich ſteht nur die Stadt 
in einem Verhältniß zu dem Monumentsverein, bezüglich 
des ganzen: Gegenſtandes. Freilich iſt das Monument etz 
was Schönes und ich ſehe es jeden Tag mit Freuden, fo 
lange ich hier bin. Aber darum muß ich doch bei einer 
Bewilligung Anſtand nehmen, wodurch eine Menge Steuer⸗ 
pflichtige im Land zu Beiträgen verpflichtet werden, die 
dad Monument ihr ganzes Leben lang nicht zu fehen betommen.” 
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Aus der Errichtung des Monumentd kann ich Feine Ver: 
bindlichkeit für den Staat herleiten. J 


Der Abg. von Riedeſel: Ich habe auch eine ſolche 
Verbindlichkeit nicht aus der Errichtung des Monuments ges 
folgert, ſondern es war davon bloß mit Rückſicht auf die dar⸗ 
aus für den Fiscus entſpringende Verbindlichkeit zur Um— 
pflaſterung des Platzes die Rede. Das Monument iſt eigent- 
lich eine acceſſoriſche Sache und betrifft nur einen kleinen 
Theil der Rheinſtraße. Die Bemerkung, daß es nicht der 
Staat, ſondern eine Geſellſchaft geweſen ſei, die ſich zur 
Errichtung des Monuments gebildet habe, ſteht richtig. 
Es iſt aber auch auf dem vorigen Landtage die Reſtſumme 
von den Ständen übernommen und mit 10,250 fl. bezahlt 
morden. — glaube ich, dad man jetzt auch das ans 
dere nachgeben muß. 


Der Abgeordnete Heldmann: Sch bitte den Herrn 
Regierun gscommiſſär, mir noch die Frage zu beantworten ; 
Wie es demnächſt mit der Berbindlicheit des Staats zur 
Unterhaltung der Straße, in fo weit ed fih um die Com: 
munication von der einen Seite des Monuments nach der 
andern Seite defjelben und um dad Monument felbft herum 
handelt, gehalten werden fol? Der Staat wird hier ver: 
pflichtet, dieſe Communication wieder herzuftellen, weil dies 
felbe durch die Errichtung des Monuments und das Aufs 
brechen des Pflafterd geftört if, — Aber der Staat kann 
doh nun deßhalb für die Zufunft nicht zur Unterhaltung 
der Straße verpflichtet fein, da die Koften der Unterhaltung 
der Straße der Stadt zur Laſt fallen und mit den Umlagen 
zweiter Klaſſe ausgeichlagen werden. | | 

Der Herr Geheimeratb Edhardt: Nach dem Verhält: 
niß der Kläche, welche die Straße früher einnahm, muß 
auch die Stadt die Unterhaltung der Straße für die Zus 
funft übernehmen, und nur darum, weil dad Ludewigdmo: 
nument in der Mitte der Rheinftraße errichtet ift und weil 
allerdings der Stadt nicht gerade zugemuthet: werden fann, 
denjenigen Theil des —55 wieder herzuſtellen, der in 
Folge dieſer Errichtung hinweggenommen worden iſt, halte 
ich den Staat für verpflichtet, die Wiederherſtellung vorzu⸗ 
nehmen; aber auch nur in fo weit, als es die neue Ein: 
rihtung betrifft, wohingegen in dem nämlichen Verhältniffe, 
wie früher, die Koften der Unterhaltung der Stadt nach 
wie vor zur Laft fallen. 

Der Ag. von Rabenau (Legationsfefretär): Künfs 
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tighin wird wohl die Stadt die Fahrbahn ver Straße zu 
unterhalten haben, der Staat aber die Pläße. 

Der Herr Geheimeraty Eckhardt; Es wird darüber 
nah dem VBerhältniß der Größe der Fläche demnädft eine 
befondere Vereinbarung mit der Stadt gerroien werden, 

Zu dem Schlußantrage ded Ausſchuſſes. 

Der Herr Geheimerath Eckhardt: Die Staatsregierung 
muß es fehr dankbar anerkennen, daß die Kammer fich ges 
neigt gezeigt hat, diefen Gegenftand des Hauptooranfchlagd 
befonderd in Verhandlung zu nehmen, um dadurd die 
wohlmeinenden Abfichterr der Staatöregierung zu unterflügen. 
Es ift allerdings ein Mißſtand, daß dieſe Plätze biöher 
nicht gehörig in Stand gefeßt werden fonnten, und diefer 
Mipftand wird bleiben, wenn nicht auch die vier Eckplätze 
gleichzeitig reparirt werden. Denn dad ift bekannt, daß 
Ihon bei. einigem Regenwetter Tad Waſſer auf allen diefen 
Plägen fo flieht, daß man, ich möchte wohl fagen, Fifche 
darin fangen kann. Sch hoffe daher au), daß die Stadt 
demungeachtet ſich veranlaßt fehen wird, diefe vier Eckplaͤtze 

leichzeitig mit den anderen umpflaftern zu laffen, wad be 
anntlich nicht mit den 6000 fl., zu denen fie ſich erboten 
bat, gefchehen Fann, fondern eben darum hatte die technifche 
Behörde ſich veranlaßt gefehen, 3000 fl. mehr in den Vor: 
anichlag aufzunehmen, die der Staat übernehmen follte. 
Diefe 3000 fl. find alfo der ganze Unterfchied des früheren 
Voranſchlags gegen den jekigen, welde nun ebenfall$ der 
Stadt zur kalt Fallen, 

Was ſodann die ganze Summe betrifft, welche der Aus: 
ſchuß zu bewilligen beantragt, fo habe ih im Ganzen nichts 
Dagegen zu erinnern. Man muß fich in diefen Zeiten eins 
richten, Daß man damit ausfommen fann. Nur was die 
legte Bemerkung des Ausſchuſſes betrifft, fo muß ich mich 
Dagegen verwahren, da ed nicht wohl möglich ift, die ein— 
zeinen Poften, wie fie im Audfcyußberiht angenommen 
worden find, auch in der Ausführung feſtzuhalten. Es 
wird wahrfcheinlich an dem einen Poften etwas mehr und 
an den andern etwad weniger nothwendig fein und daher 
dad Eine in dad Andere gerechnet werden müflen. Sch 
wollte hierauf nur aufmerffam machen; denn ich glaube 
nicht, daß Alles am Ende fo, wie vorausgefegt worden, 
aud eintrifft. | 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): In fo 
ferne e& nothwendig ift, daß dasjenige, was der Herr Res 
gierungscommiffär fo eben bemerkte, zu einem befonderen 
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Antrag erhoben wird, damit ed demnächſt Berüdfichtigung 
finden fann, will ich hiermit den Antrag fielen, daß dem⸗ 
jenigen, was der Herr Regierungscommiſſär fo eben bemerkt 
bat, von der Kammer entiprochen werden möge. 

Der Präfident erklärt fich hiermit einverftanden. 

- "11. Der Präſldent fchließt hierauf die öffentliche Sitzung 
und läßt in geheimer über folgende Fragen abftimmen: 

1) Wil die Kammer die Staatöregierung zu der foforti 
gen Vornahme der Umpflafterung ded Louiſenplatzes 
zu Darmftadt innerhalb der, nach Abzug der im Aus: 
Ihußbericht beantragten Erfparnifje im Betrag von 
1500 fl. übrig bleibenden und zu verwilligenden weis 
teren Summe (außer der bereit® verwilligten Summe 
von 8564 fl.) von 7431 fl. ermächtigen? 

Diefe Frage wird mit 22% gegen 16 Stimmen bejaht. 

2) Will die Kammer ihrer Verwilligung die ausprüdliche 
Bedingung beifügen, daß nach Ausführung der Arbeit 
genaue Rechnung über jeden einzelnen Doften abgelegt 
und die Erfparniffe des einzelnen Poftens nicht auf 
andere übertragen werden dürfen ? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

IV. Die Kammer ging hierauf zur öffentlichen Sitzung 
über, in welder-der Großherzogl. Minifterialrath Maurer 
einen Gefeßedentwurf, betreffend die Drganifation der dem 
Minifterium ded Innern untergeordneten Verwaltungsbe— 
hörden nebft Motiven vorlegte. 

(Beil. Nr. 386 und 387 ) 

Der Gefeßesentwurf wurde an den zweiten Ausſchuß 
zum Bericht verwiefen. . 

V. Bei der Wahl der Mitglieder in den dritten Aus— 
ſchuß gingen aus dem .erften Scrutinium der Abgeordnete 
Bolhard, bei dem zweiten Scrutinium der Abgeordnete von 
Rabenau (Legationdfekretär) hervor. 

Der Präfident Ichließt hierauf die Sigung und beraumt, 
unter näherer Beftimmung der Tagesordnung, die nächfte auf 
Montag den 8. Mai d. $. an. 


Zur Beglaubigung ; 


Heffe, Wernber, Elwert, 
erſter Prafivent. Sekretär. Sekretär 
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"Sieenundierigfte Eibins. 


in dem: Sigungsfanle der zweiten Kammer 
der Landſtände. 


Darmſtadt, am 8, Mai 1848. 
Unter dem Vorſit des Präfidenten Heffe | 
Gegenwärtig: Der Herr Minifter von Gagexn, bie 


Herren Minifterialräthe von Schend und Eigen» 
brodt und 40 Mitglieder der Kammer. 





I. Dad Protokoll der 43: Sigung wird vorgelegt. 
I. Der Präfivent macht ald neue Eingaben bekannt: 
1) Eine Vorftellung des Taglöhners Ch. Beder zu 
Odernheim, Auszahlung einer Einftandsfumme betr. 
2) Einen Antrag. der. Abgeordneten Preußer und von Löw, 
‚um Fortbetrieb der Eifenbahn in Oberheſſen betr. 
(Beil. Nr. 3 
Hierzu bemerkt: 
Der zweite Präfident Wernher: Ich kündige hiermit 
an, daß ich ein — Verlangen für die Provinz Rhein⸗ 
heſſen ſtellen werde. 
3) Eine Vorſtellung des Bürgerausſchuſſes und deſſen 
| Er in Partenheim, Kanton Wörrftadt, Wünfche ıc. 


4 en Geſuch der Marie Jäger zu Niedermoͤrlen, Kreis 


Friedberg/ um Gnadengehalt. 
Protololle z. d. Verh. d. 2. Kam. II. Bd. 2 


— 
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5) Eine Vorftelung mehrerer Einwohner in Friedberg, 
dad Snftitut der Volkswehr betr. 

6) Einen Erlaß der erften Kammer, bie bei ihr einge 
reichte Vorſtellung ded Johannes Druleib zu Salz, 
um Unterftügung. betr. j 

7) Einen beßgleichen, die Beichwerde des Gichorienfabris 
kanten Balentin Sungblut in Worms, wegen Brands 
entichädigung. 

8) Communication der erften Kammer, den Gefeßedents' 
wurf, die- Abfchaffung der militärifchen Strafe der 
förperlichen Züchtigung 'betr. 

Die Eingaben unter Nr. 2 und 6 werden an den erften, 
die Eingabe unter Nr.3 an den zweiten und die ‚Eingaben 
unter Nr. 1 und 4 an den dritten Ausſchuß zur Berichts⸗ 
erflattung verwiefen. 

Bezüglich der Eingabe unter 5 befchließt die Kammer, 
diefelbe auf dem Bureau zur Einfiht offen zu legen, um 
‚bei der demnächftigen Berathung über den von der Staatös 
regierung vorgelegten Gefegedentwurf über die Bürgerwehr 
berücfichtigt zu. werden. Die Eingabe unter Nr. 7 wurde 
lediglich zu den Acten genommen, und zu der Eingabe unter 
Mr. 8 wird gemeinfchaftlice Adrefle befchloffen. — 

III. Hieranf werden Berichte erſtattet Namens des zwei⸗ 
ten Ausſchuſſeß: 

a. Von dem Abgeordneten Mohr: über den Geſetzesent⸗ 
wurf, die Bürgerwehr für dad Großherzogihum betr. 

(Beil. Nr. 389.) 

b.r. Bon dem Abgeordneten Schend. 
1h) Ueber den Antrag ded Abgeordneten Stein, die 
Wiedereinführung der Weberzunft in der Stadt Schlig 


betreffend. 
| (Beil. Nr. 390.) | 
2) Ueber dad Geſuch von 34 Bädern aus Oberheffen, 
die Beeinträchtigung ihres Gewerbes betr. 
(Beil. Nr. 391.) 

IV. Der Herr Minifterialrath von Schenck verlieft von 
feinem Sige einen Gefegedentwurf, die Aufnahme. eines 
Anlehens zum Zwecke der Beftreitung außerordentlicher Bes 
dürfniffe ded Staats betr. | Mn Fa 
’ (Beil. Nr. 392 und 393.) 3 

Nah Beendigung diefed Vortrags bemerkt: 

Der Herr Minifterialrath von Schend: Ich habe ſchließ⸗ 
lich die Kammer noch zu bitten, daß fie diefen Gegenftabn bals 
digft ihrer Berathung und Beihlußnahme unterwerfen. möge. 
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Der Geſetzesentwurf wird der Kammer übergeben und zur 
baldigen Berichtserſtattung an den erſten Ausſchuß verwieſen. 


V. Die Tagesordnung führt hierauf zur Berathung 
über den Geſetzesentwurf, die Verhältniſſe der Stan⸗ 
desherren und adeligen Gerichtsherren betr. 


Als der Präfident die Discuſſion Über den Geſetzesent⸗ 
wurf im Allgemeinen eröffnen wollte und demgemäß den 
ald Redner über den Gefeßedentwurf eingefchriebenen Ab» 
geordneten Heldmann aufforderte, die Rebnerbühne zu be 
treten, bemerkt der genannte Abgeordnete: 

: Ehe die Berathung über diefen Geſetzesentwurf ſelbſt beginnt, 
möchte ich an die Kammer einen präjudicirten Antrag ftellen, der 
dahin gerichtet ift, daß Sie befchließen möchten, diefe Berathung 
audzufeßen, bis die in den Motiven zu dieſem Geſetzesent⸗ 

wurf verſprochenen Vorlagen über die ausichließlihen Han 
dels- und Gewerböprivilegien, über die Aufhebung des 
Fagdrechtd auf fremdem Grund und Boden, der Fiſcherei⸗ 
gerechtigfeit, über die Aufhebung des Lehnsnexus, über die 
Allodification der Erbleihen und Landfiedelgüter und über 
bie Ablöfung der Weideberechtigung auf landwirthſchaftlichem 
Boden in die Kammer gefommen find. Ich glaube, daß 
diefe und ein weiterer Gefeßedentwurf über die Aufhebung 
der Majorate und Fideicommiffe in fo innigem Zufammens 
bang mit dem Gefeß über die ſtandesherrlichen Verhältniſſe 
fiehen, daß ed wünfchendwerth ifl, ehe die Berathung über 
dieſes Geſetz gepflogen wird, einen Weberblid über das 
Ganze zu haben. Hierauf gründet ſich mein Antrag, und 
ich hoffe, daß er von der Kammer unterftügt werden wird. 

Der zweite Präfivent Wernher: Ich muß dad Ans 
finnen meined Freundes Heldmann beftreiten. Ich muß 
ed befämpfen im Intereſſe des Staats, id muß ed befäms 
pfen im Intereſſe der Pflichtigen. Es ift voraus y feßen, 
daß derfelbe Geift, der hinftrebt auf gänzliche Befreiung 
des Grund und Bodend, auf gänzlihe Befreiung ber 
Staatdangehörigen, auf Zilgung der Reſte perfönlicher 
Unterthänigkeit, die — dad dürfen wir nicht läugnen — 
verbunden find mit der Unterthänigkeit des Gutd, auch in 
den Entwürfen liegen wird, welche von der Staatöregierung 

die von dem Abgeordneten Heldmann angedeuteten 
Berhältniffe werden in die Kammer gebracht werden. Die 
Kammer wird aber nicht verdennen, daß zu der Ausarbei⸗ 
jener Entwürfe, namentlich desjenigen, der dad Lehns⸗ 

en und die Ablöfung der Erbbeflände und Landfiedel« 
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vn betreffen, eine gewiffe Zeit nothwendig iſt. Nun halte 
ich es aber für eine Angelegenheit erſten Belangd, daß der 
Staat: einmal freie Hand befommt zur. Errichtung feiner 
Behörden ,. und dieß ift nur dann möglich, wenn die ftans 
desherrlichen Berechtigungen zur Einfeßung von. Behörden 
cejliren, und dieß liegt in dem vorliegenden Entwurf, über 
den überhaupt die Kammer einen Beſchluß zu’ faffen hat. 
Auf der anderen Seite halte ich es für eine Angelegenheit 
von der größten Wichtigkeit in Beziehung auf die Pflichtt 
gen, daß diefelben jetzt fchon befreit werden von den realen 
aften, daß in diefem Jahre fchon beginnt die Ablöfung 
der bisher auf ihrem Grundbefiß ruhenden Abgaben. Wenn 
aber dem Antrag ded Abgeordneten Heldmann entſpröchen 
werden follte, dann möchte es fehr leicht dahin’ kommen, 
daß das Jahr 1848, dad Jahr der beginnenden größeren 
Öffentlichen Freiheit, nicht in’ feinem Datum trüge den Be: 
ginn der Ablöfung aller Feudallaften in 'unferem Lande 
Sie werden, wenn Sie den Ausfchußberiht mit Aufmerk 
ſamkeit gelefen haben, an dem Schluſſe deſſelben einen 
Minoritätdantrag finden. Ich bin der erſte Veranlaſſer 
diefed Minoritätdantragd, mit dem fich nur noch der Abge: 
ordnete zum einverftanden erklärt hat, und ich denke, 
daß die Kammer diefen Minvritätsantrag zu dem Beſchluſſe 
einer Majorität machen wird. Ich werde verlangen, daß 
unverzüglich, ohne Auffihub, unabhängig von dem Eifer 
der Verpflichteten und von dem guten Willen der Berech: 
tigten, dad Gefhäft der Auseinanderſetzung begonnen und 
in fürzefter Zeit durchgeführt werde. Mit jenem Wunſche 
‚von meiner Seite, welcher Wunſch fi) auf Gerechtigkeit 
und Patriotiömusd gründet, ift aber unvereinbar der Antrag 
des Abgeordneten Heldmann; denn er ſchiebt ja den Be—⸗ 
inn der :Dinge noch hinaus, da die Ausführung abhängig 
ift von der Zuflimmung der Kammer, da erft, wenn das 
Geſetz zu. Stande gekommen, auch die Ausführung und die 
Anwendung möglich if. Ic bitte daher die Kammer, 
wenn fie es mit den vielen gedrüdten Leuten im Odenwald 
und- im Wogelöberg fo gut. meint, dem Antrag des Abge: 
ordneten Helomann feine Folge zu geben, fondern die Ans 
träge des Ausfchufles, der die Frage reiflich und ‚vielfältig 
geprüft hat, zu unterftügen, Damit dad Gefeg zu Stande fommit. 
Der Abg. Hitlebrand: Ich gehöre, wie bereits der Herr 
zweite Präfident Wernher bemerkt hat, zu der: Minorität 
des Ausfchufles ‚und muß mich im Allgemeinen demjenigen 
anfchließen, was derſelbe für unjere abweichende Meinung 
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angeführt bat. Insbeſondere will ih noch den Punkt her⸗ 
vorheben, worauf es hier vornehmlich ankommt, ich meine 
dieß, daß wir bedacht ſein müſſen, den wahren Begriff des 
Staats fo. ſchnell wie möglich zur Wirklichkeit zu machen. 
Der wahre Begriff des Staats aber fordert möglichſte 
Rechtsgleichheit und möglichſt vollſtändige Vollziehung dieſer 
Rechtsgleichheit dadurch, daß die Entwickelung der bezuͤglichen 
Rechtsverhältniſſe in. friſche, ſchnelle Bewegung gebracht, 
werde. Nur durch das geſunde Leben des ‚Ganzen aber 
können die Rechtsbeziehungen der Privaten angemeſſen ges 
fördert werden. Es darf. daher innerhalbdes Staatsorga⸗ 
nismus meiner Anſicht nach, durchaus Fein Moment firirt 
werden ‚:welcded irgend für jenes friſche, geſunde gleichmäs 
Bige Rechtsleben eine .wefentliche. Hemmniß bildet. Vieles 
non demiumad. in. Diefer Hinficht gefehlt: worden, ericheint 
nun aber durch ſolche Verträge herbeigeführt, die urfprünge 
lich ungültig ſind, weil der Staat in ihnen unveräußerliche 
Rechte übergeben hat. Darum dürfen wir aber auch feinen 
Anſtand nehmen, dieſe Uebel und beſonders ihre Quellen 
ſobald wie möglich zu entfernen. Auch lag für mich gerade 
in jener Erwägung hauptſächlich der: Grund, der Anficht 
des Herrn zweiten Präſidenten Wernher beizutreten, daß 
nämlich. die. Ablöſung innerhalb einer beſtimmten Friſt mög: 
lichſt -bewerfftelligt werden ‚möge, indem wir fonft ‚hier (wie 
ſonſt Leider: zu oft ſchon gefchehen) leicht in. eine, Allmäh⸗ 
digkeit; geratben können, die zuletzt eine unendliche Allmäh⸗ 
Aigkeit werden ;mag.'. ‚Gerade dieſerlei Feudallaften find‘ ges 
eignet; den gefunden. Entwidelungsgang ded Staatslebend 
aufzuhalten und zu behindern. Ich erkläre daher im Bor 
aus, daß ich. bei diefer meiner Abftimmung; welche ich bes 
züglich des Antrags der Minorität zu Art. 11 im Ausſchuß 
abgegeben habe, gleichfall& beharren werde. > 11: E) 
Der Abg Frank: Sch. erlaube mit die “Anfrage an 
ben. Deren. Miniſter ,«ob e& die Abficht der Staatötegierung 
iſt, der iKammer. einen Gefegedentwurf über die gänzliche 
Entfernung: der Majorate: umd Fideicommiſſe, und ‘zwar 
nicht bloß über Unzuläfligkeit künftiger, fondern auch: über 
Die fernerei Ungültigfeit folcher, welche biöher beftänden ha: 
ben; vorzulegen? ©. . 7 a er 
530. Der Herr Minifter von Gagern: Die Anfrage des 
* Abgeordneten Frank beantworte ich dahin: Die 
atsregierung hat geglaubt, daß die Rechtsfrage, in wie 
ſern in Zukunft Fideicommiſſe gegründet und Majorate er⸗ 
halten werden: könnten, eng verknüpft ſei mit der geſammten 
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— — Da es der in Deuffchland allgemein 
ausgeſprochene Wunſch und Wille ift, daß unfere  Redhtö: 
efeggebung eine gleichförmige werde, fo. haben wir bie 
Enticheidung bezüglich jener Rechtömaterien vertagt. Es ifl 
nicht die Abfiht der Staatöregierung, einen Geſetzesent⸗ 
wurf über die Majorate und Fideicommiffe der Kammer 
vorzulegen, wie dieß auch die Motive zu Art. 2 des Ent: 
wurfs auöfprechen. - Was die Staatöregierung noch vorzus 
legen beabſichtigt, ift am Schluffe ded Ausſchußberichts anges 
führt. Die Gefegedentwürfe über die Aufhebung der Mo: 
nopolien, über die Aufhebung der Erbbeftands » und Land: 
fivelgüter, über die Aufhebung des Jagdrecht auf fredem 
Grund und Boden find ſchon fertig und werden in den 
nächſten Zagen in die Kammer gebradht werden. Der Ge 
feßedentwurf über die Aufhebung des Lehnsnexus iſt vor: 
bereitet und feine Vorlage wird einige Tage ſpäter erfolgen. 
Zurüd ift noch der über die Aufhebung der Meideberechs 
tigung, weil dieſer eine Umarbeitung. eines fchon- früher in 
der Kammer geweſenen ausführlichen Entwurfs . erfordert 
die noch nicht fo weit gediehen: ift. ' 

Der Abg. Frank: Allerdings find die. von der Staatd- 
regierung veriprochenen Gefeßeövorlagen geeignet, in ben 
ftandeöherrliben Bezirken, wo die Bevölkerung durch 'die 
den. Standeöherren für die Erweiterung ihred Grundbefißes 
gewährte Begünftigung verarmt iſt, dieſer Bevölkerung 
wieder einige Gelegenheit zur productiven Beſchäftigung zu 
verfchaffen. Aber die für. den Erwerb gegebenen Mittel 
werden nicht außreichen, in einem Lande, wie dad unfrige, 
welches feine Manufacturen und Feine Fabrifen bat und 
wo die Hauptthätigkeit der Bewohner auf den Aderbau 
—— werden und die Hauptſubſiſtenzmittel in dieſer 

hätigkeit geſucht werden müſſen. Da nun die Standes: 
herren durch die Gunſt der vergangenen Zeit einen übermä⸗ 
Big großen Theil des Grund und Bodens zu ihrem Eigen: 
thbum erworben haben, fo werden, wenn gar keine beſtimmte 
Ausſicht gegeben fein fol, daß durch die Aufhebung ber 
Gibeicommifte ein Theil diefed Grund und Bodens wieder 
in den Beſitz der verarmten Menfchen kommen kann, dieſe 
Menſchen immer außer Stand bleiben, ihre Arbeitößraft 
gehörig — und ſich zu ernähren. Es wird ihnen 
ald an Reizmitteln, bald an Gelegenheit zum 
fehlen, ihr ganzes Leben wird ein armes, gedrücktes und 
ein von den Standesherren immer abhängiges Daſein bleiben. 
Und dieſen traurigen Zuſtand zu entfernen, muß allerdings, 


r 
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meiner: Anſicht nach, eine der erften Aufgaben, ſowohl fü 
die Geſetzgebung im Lande, ald für die Gefeßgebung von 
nanz Deutfchland fein. Die Einwohner in den: | 
ihen Bezirken würden fonft immer ald Weſen erfcheinen, 
bie. dem Boden, der ſie gebahr, zur Laſt find. und deren 
Anzahl fih nur vermehrt, um den durd die Verhältnifie 
zum Leben auf dieſem Boden einzig Berechtigten, d. h. den 
Standeöherren, den Genuß des Lebens zu ars ——— und: 
mit welchen am Ende nichtd anders zu thun ift, ald daß: 
man ſich ihrer entledigt, wie eines zinfenfrefienden Paſſiv⸗ 
fapitald , oder wie eines im Boden wuchernden: Unkrauts, 
indem man Geld aufmendet, fie aus dem Lande zu ſchaffen. 

Der Praſident bemerkt dem Redner, daß badjenige, was 


| —— bemerkt habe, nicht die erhobene Vorftage zunächft- 


re, fondern daß ed mehr dad Materielle ded Geſetzes— 
entwurfs betreffe und namentlich bei der Berathung über 


den Art. pi yeah feine Stelle gefunden hätte. 


Der Abg. Heldmann: Sch habe, ald ich meinen: 
präjudiciellen Antrag flellte, geglaubt, daß, wenn auch die 
Berathung über dieſes Geſetz noch einige Tage ausgeſetzt 
würde, doch nichtd im Wege flände, den Bewohnern der 
Randeöherrlichen Bezirke die Begünftigungen zu Theil wers: 
den zu laſſen, welche in diefem Geſetzesentwurf enthalten find,: 
da die Staatöregierung in den Motiven zu dem Entwurf 
ausdrücklich erklärt hat, daß diefer Gefetedentwurf in Folge 
von Nachgabe der Standeöherren felbft entftanden fei. Ich: 

ube alfo, daß gar nichts im Wege fteht, mit‘ der Aus⸗ 
übrung: alles deflen, was der Herr zweite Präfident Wern: 
ben ungefähr hat, zu beginnen, ohne daß dieſes Geſetz pro⸗ 
mulgirt ift. halte aber die Defiderate, welche ich in 
Anregung ‚gebracht habe, für viel wichtiger noch für die 
Bewohner der ftandeöherrliben Bezirke, als. die: Aufgabe - 
der perfönlichen Worrechte von Seiten der Standeöherren. 
Ich habe: geglaubt, daß eine Befcyleunigung diefer. Vorlage 

von Seiten der Staatöregierung gerade dadurch bewirkt wer⸗ 
der könne, daß wir vorerft dieſes Gefeß nicht discutiren und 
daß: die Berathung felbit vollftändiger und vielfeitiger. wers 
dem würde/ wenn wir den ganzen Complex dieſes Geſetzes 


| vor Augen hätten. Nach demjenigen indeſſen, was ber Herr 


—* uns ſoeben mitgetheilt hat, kann ich mich beruhi⸗ 
gen und ich Er deßhalb meinen Antrag zurüd, 
Der Präfident macht: in Beziehung auf eine Yeufe: 
ng: des Abgeordneten Heldmann * aufmerkfam:, daß 
der vorliegende Entwurf nicht: bloß von rein verönlichen 
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Borreibten der Standesherren handele, ſondern daß er auch: 
böchft materielle Gegenftände berühre. 3:3. die theilweiſe 
Steuerbefreiung der Standesherren, die. Ablöſung der -Grunds 
renten ac. 7°: sn Int ogym Ha’ 
Er eröffnet nunmehr: vie Berathung über ‚den Entwurf 
im Allgemeinen. DE 2 Bu ER DR De BR: 
Seiner Aufforderting zufolge: betritt: nun der als Red⸗ 
ner über den Entwurf eingeſchriebene Abgeordnete Hel d⸗ 
mann: die Rednerbühne und hält folgende Rede: vr. mc 
Meine. Herren, bei: der Frage, ob Rechte, welche Jahr⸗ 
hunderte hindurch beftanden haben, einfeitig aufgehoben: 
werden können, kommt ed wohl vorzüglid darauf-an „Daß; 
'man auf den Urfprung diefer Rechte zurückgeht. Wir haben 
Rechte, welche durch Vertrag ‚bedingt find;. wir haben an⸗ 
dere;, welche nur der Gewalt ihr Daſein verdanken ;::undi 
durch die Gefchichte,: durch ihren langen -Beftand ſanctionirt 
find. Die Mehrzahl. der Rechte, welche die Standesherren 
befigen,, find eines Hiftorifchen Urfprungs , fie find vermöge 
der Gewalt; welche früher. ihre Voreltern hatten, von ihnen 
an ſich geriffen. worden und fie. haben: fie. eine: längere. Zeit 
hindurch forterhalten. Zur Beurtheilung- diefer Frage habe 
ich mir vorgenommen ,, einige Worte an die Kammer zu 
richten und: fie werden der. Gegenfland :meinen- Rede fein: _ 
Meine- Herren! ; — — 

Mit der Berathung des vorliegenden Geſetzesentwurfs über 

die ſtandesherrlichen Verhältniſſe ſind wir im Begriff, Hand 
anzulegen an Rechte und Vorrechte, welche Jahrhunderte 
hindurch ein Privilegium einzelner Familien waren. Der 
Juriſt, welcher das eiskalte Recht: mit: oft noch. kälterem 
Herzen deutelt, würde ſchaudern, follte.er von dem Buch⸗ 
ſiaben dieſer Rechte, welche lediglich seine biftoxiiche Begrüns 
dung haben,sauch nur einen einzigen aufgeben ; deßhalb war: 
ed: nöthig, daß, über den Sortbehanddiefer‘ Privilegien. nicht 
der Juriſt, ſondern eine: kebendige Jury urtheilte,. und dieſe 
war- dad geſammte Volk. Es hat Dad Schuldig ausge⸗ 


ſprochen. er a" 6} 19% 
ch; habe ſoeben gefagt, dieſe Privilegien haben. nun eine; 
biftorifche Begründung. Erlaubens Sie mir mit; wenigen; 
Worten eine geſchichtliche Skizze über die Vorzeit unſeres 
Landes und. ſeiner Bevölkerung zugeben. Wir wohnen in 
dem Lande, welches zur Zeit Chriſti Geburt: von den Völ⸗ 
kerſtamm der Katten bewohnt war. Diele Katten waren 
ein kräftiges, freies Volk, duldeten feine; Fürſten über ſich, 
ſondern wählten: nur im Kriege den tapferſten und klügſten 
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ihrer Genoſſen zum Heerführer, deſſen Oberbefehl mit dem 
Eintritt. des Friedens, aufhörte. Im Anfange des achten. 


Jahrhunderts erſcheint mit, ven. Nachrichten über die Ver⸗ 






tung des Chriſtenthums durch Bonifacius auch der Nas, 
me Heſſen“ deren Land Ende des Jahrhunderts Gaue 
des großen fraͤnkiſchen Reichs unter Karl dem Großen aus⸗ 


‚machte. Diefen-Gauen fanden. Gaugrafen vor, welchen die 


Leitung. des Heerweſens (Heerbann) bei; feindlichen, Einfäls 
len und der. Schuß. ‚der. Kirche anvertraut war. Abgaben- 
kannte man „Damals. nicht ,. die Hoflager der. Großen; wurs 


den aus ‚eignen Mitteln. beftritten und waren. ſo einfach, Daß, 


Kaifer Karl ſelbſt in feiner. Küche, die, Eier, zählen. konnte. 
Den Gaugrafen lag auch die Leitung ‚der Rechtsſprechung 
fie-ordnneten die Gau⸗ und Zehntgerichte ano Bis Das, 


hinchatten fie; feine, Hoheitörechte, ex gegen Ende, des vos 


rigen Jahrtauſends mehrte ſich Die Zahl. der Gebieter, melche, 
in Zeiten „der Unruhe ſich emporgeſchwungen und ihr Ans 
fe hefefigt hatten. Sie fammelten Samilien um ihre 
— ihnen abhängig gemacht wurden, heer» und 
abgabepflichtig wären, Leibeigene, Lehnsmänner, "mittelft 


deren. die Grafen ihre Herrichaft auszudehnen bemüht wa: 


ren. So entſtand das jetzige Verhältniß zwiſchen Unter⸗ 


5— und Herren, theils durch, rohe Gewalt; theils 
wurde e8 


6 durch die Rothwendigkeit des gegenfeitigen Schußes 
herbeigeführt. Von nun an erſcheinen die Bewohner von 
als Hörige weniger Familien, welche das 
hiſtoriſche und Naturrecht der freien Katten mit, 
Füßen traten, Land: und Leute als eine Waare betrach⸗ 
teten, die man auf die möglichſt einträgliche Art benutzen 
durfte Die freien Edlen hatten dagegen die Verpflichtung, 
den Hörigen Schutz gegen Außen zu gewähren, die Rechts- 
‚und Verwaltung zu handhaben, Kirchen und Schu⸗ 

len zu: errichten, und zu unterhalten; fie waren. Dem, ganzen 
Reich zugleich heerpflichtig, was oft, bedeutende Opfer ko— 
ſteie Zu dieſen Zweden wurden die, Einkünfte des ganzen, 
Landes verwendet; dieſes Land konnte mit, feinen, Zeuten, 
verkauft, verſchenki und vertheilt werden, .man Fannte, feine 
Samilienfideicommiffe, zwiſchen Hausdomänen ‚und: Landvers 
‚war: keine Trennung vorhanden, die gefammten Ein- 

e floſſen in die Kaſſe der Heere, die gelammten, Aus— 
gaben gingen aus derſelben hervor. in: 
+» Diefer Zuſtand dauerte ‚mit mannigfachen Abänderungen, 
namentlich zunehmenden. Bedrüdungen der, Unterthanen, bis 
1806 wo mit Errichtung des Rheinbundes den vielen Eins: 
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elherrfchaften ein Ende gemacht wurde. Das hiſtoriſche 

echt der Herren mußte der Gewalt ſich beugen, die 
Souveränität ſchwand. Zum Troſte für diefen Verluſt ließ 
man aber den Herren die Einfünfte des Gefammtvermögens 
des Landes, ohne fie ferner zur Dedung aller Ausgaben 
zu nöthigen. Man erhielt ihnen Rechte, die nur dem Sous 
verän angehören follten und fchuf eine Stellung, weldye 
ein Mittelding zwiſchen Kandesherrn und Unterthan war, 
In diefer Halbheit lag die Quelle zu vielem Unheil, welches _ 
über den Staat gefommen iftz fie trug namentlich mit 
zu der Verarmung des Volks bei, da die bisherigen Unter: 
thanen der Herrn diefen ihre Abgaben fortentrichteten, zus 
gleich aber auch mit die Laſten ded Gefammtftaated tragen 
mußten. Die bier geichaffenen Standedherren wurden zus 
an frei von ihrer Heerpflicht, aber auch frei von ihren 

andſchulden; denn wir haben übernommen: (37 
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Für diefe Summe haben alfo jene Herren ihre Souves 
ränität an unſer Großherzogliche Haus verkauft und die 
Sefammtdomänen ihres Landes ald Eigenthum behalten. 
Unfere Geſammtbevölkerung hat diefe Schulden aufgebürdet 
befommen. Außer diefen Landedfchulden hatten aber in den’ 
ſtandesherrlichen Bezirten audy jede Gemeinde ihre Kriegs⸗ 
fchulden gemacht, deren Bezahlung eigentlich dem Gefammts- 
vermögen. bed Landes obgelegen- hätte, Aber felbft das in 
‚ ben Gemeinden liegende Handesherrliche Bermögen, wurde 
von der Beitragspflicht ausgelchloffen, und zahlt noch heute‘ - 
nichts zu den audzufchlagenden Kriegskoſten. DE 

Wir Fönnen und nicht läugnen, daß das unnatürliche 
Verhältniß, welches durch die bisherige erceptionelle Stel⸗ 
lung der ehemaligen reichdunmittelbaren Herren, die gegens 
wärtige mißliche Lage unfered Landes mit verfchuldet: hat, 
und ich glaube, wir alle find feft überzeugt, daß: nur ein 
gänzlihes Aufhören jeder Bevorzugung eined Stans 
des eine glüdliche Zukunft unſeres Staated- begründen 
ann. So wie früher das hiſtoriſche und Näturrecht der 


ven 8, Mai 1848, 11 


freiem Katten,; und 1806 vie biftorifhe Souveränität der 
Reihdunmittelbaren der Gewalt weichen mußten, fo müf: 
fen jest alle Bevorzugungen der Stände der Nothwen— 
digkeit: weichen. Es darf Fein Vorrecht durch Geburt 
mehr geben , in fo fern ed nicht durch das Herrſcherrecht 
begründet ift, dieſes hat allein unfer Fürftenhaus, 
und ihm allein wollen wir es vertheidigen. Deßhalb ftelle 
ich den Antrag, den Art. 1 des vorliegenden Geſetzes ſo zu 


fiellen : 
Alle perfönlichen WBorrechte der Standedherren und 
| ihrer Kamilien find hiermit aufgehoben“ L 
und ich boffe, ‘daß ſdie verehrlihe Kammer : diefen Antrag 
unterflügen wird’; "weitere Anträge behalte ich mir bis zur 
Berathung über die einzelnen Artikel vor. Ä 
Der Abgeordnete Cretzſchmar unterflügt: das von dem 
Abgeordneten Heldmann geftellte Amendement. — 


Der Abg. Lerch: Durch die von den Standesherren 
eſcheherie Verzichtleiſtung auf mehrere, der ihnen im Arti⸗ 
el 14 der deutfchen Bundesafte verbürgten Rechte, erwächſt 
nach dem vorliegenden Gefegesentwurf dem Staate felbft 
in pecumiärerBeziehung fein befonderer Vortheil, als 
der, daß die Standeöherren jest nach Artikel 8 ded Entwurfs 
die vollen directen Steuern zu bezahlen haben werben, was 
nad) dem Staatöbudget und der Hauptabtheilung I. 22,273 fl. 
ausmacht. Die von denfelben zu bezahlenden indirecten Abs 
gaben, von denen fie biöher befreit waren, find zu unbedeus 
tend, als daß foldye befonderd in Betracht gezogen werden 
Könnten. | | 

Bei der hierauf eröffneten Berathung über die einzelnen 
Artikel des Entwurfd bemerkt indbefondere: — 


' Bu Ar 1. 


TER | Nr. 1. 
Der Herr Minifterialratb Eigenbrodt: Der Antrag, 
womit der Herr Abgeordnete Heldmann feine Rede geichlof- 
fen hat, ift dahin gerichtet, dem Artikel 1 des Geſetzesent⸗ 
wurfs dahin zu wmodificiren, daß alle: perfönlichen Vorrechte 
der. Standeöherren aufgehoben: fein follen. Diefer Antrag 
gehört alfo wefentli zu dem Artikel 1, Nr. 1 und ich werde 
** — — — EN PR 

8 ge, weldye der Herr Abgeordnete Heldmann 
befeitigt haben will, find an en die Titel und Würden 
der Standesherren, ' ihre Ebenbürtigkeit und ihre Land, 
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ſtandſchaft. Ic glaube, ‚die Kammer wird mit der Stanitös 
regierung darin einverſtanden fein; Daß die Frage, ob die 
Standesherren fürderhin ihre Titel führen ſollen, ein reiner 
Wortſtreit iſt, und daß man bei ernſten Dingen über i&es 
nflände dieſer Art ſich nicht ſtreiten ſollte Die Landſtand⸗ 
haft dagegen iſt allerdings eine: wichtige Frage. Allein di 
Staatsregierung iſt davon ausgegangen, daß die Frage 
bie Fortdauer der Landſtandſchaft der Häupter ſtandesherr⸗ 
licher Familien nicht eher entſchieden werden könne, als biß 
die Reviſion der Verfaſſung überhaupt in Angriff genom⸗ 
men wird, Die Stagatsregierung hat ſich bereits darüber 
ausgeſprochen, daß ſie beabſichtige, auf eine Reviſion der 
Verfafjung- einzugehen. Allein ſie iſt mit der Anſicht Die 
der Ausſchußbericht ausſpricht, einverſtanden, Daß. dieſe Re 
viſion erſt dann mit Ausſicht auf en 
werden kann, wenn über ‚die fünftige Geſammtverfaſſung 
Deutſchlands von der näcften Reichöverfammlung entſchie⸗ 
ben fein wird und daß die Revifion der Verfaflung, bis da⸗ 
bin auszuſetzen ſei. Bis dahin wird daher auch ‚nicht ent⸗ 
ſchieden werden können, wie ed mit der Fortdauer der.Lands 
ſtandſchaft ‚der Standeöherren gehalten werden fol... ; ;ı 
Was die Ebenbürtigkeit betrifft ,.. fo a ein Gegen⸗ 
Hand, der dad, innere Staatörecht ded Großherzogtbums, nicht 
erührt, fondern die Berhältniffe der, Standeöherren, a den 
europäiihen regierenden Familien betrifft. Hierüber können 
wir, durch ‚unfere Landesgefetzgebung nicht, entſcheiden. Es 
it. ieß daher ein Gegenftand,. welcher unferen Geleggebung 
anz fremd if. Wenn aber in dem Ausſchußbericht ges 
—* wird;;, , 2 Dee void SH 
„Wir müffen erklären, daß eine künftige Geleßgebung 
über Perfonen: und Erbrecht im eigenen wohlverftans 
denen Intereſſe der Standedherren für die Stellung 
der Frauen und Kinder, im Innern unfered Landes 
den Unterfchied zwifchen morganatifcher und ebenbür= 
— tiger Ehe nicht mehr kennen darf. und zwar / auch ſelbſt 
dann nicht, wenn in anderen ‚Gegenden von; Drutſche 
land ‚ein andere: beliebt werden tollteyts 1; tod mu) 
ſo nimmt die Staatöregierumg; keinen Anſtand, ſich im All⸗ 
— —— einverſtanden zu erklären, jedoch den Vor⸗ 
behalt muß ſie machen, daß, wenn demnächſt die Central⸗ 
gewalt Deutſchlands dieſen Gegenſtand ins ihre Hände. nehr 
men und darüber „allgemeine, Vorſchriften ertheilen ſollte, 
natürlich im: Innern unſeres Landes michts würde heſtehen 
können, was mit dieſen Vorſchriften im Widerſpruch ſteht, 
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ſondern daß wir uns der allgemeinen deutſchen Geſetzgebung 

unterwerfen müſſen. Dieß iſt dasjenige, was ich auf die 
einzelnen Punkte; die von dem Herrn Abgeordneten Held» 
mann zur „Sprache gebracht worden find, zu erwiedern 
hätte. Zr, tn | Ä Zu 
Was den Standpunkt im Allgemeinen betrifft, von dem 
er ausgeht, ſo muß ich offen erflären, daß diefer Stand⸗ 
punkt nicht ‚derjenige: der Staatsregierung iſt. Wir wollen 
zwar. die Hand Dazu bieten, auf eine gerechte Weiſe und 
der Anforderungen der Zeit entfpredjend, die ftandesherrlichen 
Verbältniffe zu ändern. Aber wir können nicht den pofitis 
ven Rechtsboden verläffen, uns ganz davon lößfagen, wie 
ed in der Mede des Heren Abgeordneten Heldmann geſche⸗ 
ben if, Die Standeöherren find nicht: in der Artlunter die 
Souveränität ded Großherzogthums gekommen, daß ber 
Landedgefebgebung: ein unbedingted: Verfügungsrecht über 
ihre Berhältniffe zuftünde, ſondern, wie im Eingange ver 
Motive gelagt iſt, die ich die Ehre hatte. bei der Vorlage 
ded Gefeßedentwurfd ‚der Kammer vorzutragen, Die Unters 
werfung Derfelben unter die Souveränität des Staatdobers 
—F hat nur mit Beſchränkungen ſtattgefunden, mit Be⸗ 
chränkungen, denen man ſich nicht willkürlich entziehen 
kann. Die Standesherren ſelbſt ſehen übrigens ein, daß ſie 
den Anforderungen der Zeit Opfer bringen müſſen, und wir 
ng daher in der Lage, Die früher erlaffenen, im Laufe 
er Zeit unhaltbar gewordenen gejeßlihen Beflimmungen 
zu ändern. I Ä - 
Wenn fodann von dem Herrn Abgeordneten Heldmann 
erwähnt worden ift, die Standesherren hätten ihre Souve⸗ 
ränität. dafür an den Staat verkauft, daß er die Schulden 
übernommen habe, welche auf ihren Domanialvermögen ge: 
haftet hatten, fo ift dieß eine ganz unrichtige Behauptung. 
Bekanntlich beftand nach der baren deutichen Verfaflung 
ein Unterfchied zwiſchen Kammerjchulden und zwifchen Lanz 
desſchulden. Die Kammerfchulden welche auf dem Domaz 
nialdernögen der Standeöherren geruht haben, haben die 
Standesherren auf fih behalten; nur die Randeöfchulden, 
welche auf den Landeskaſſen rubten, find auf den Staat 
übergegangen und befinden fich jest unter den Schulden, 
welche auf unferer Staatöfchuldentilgungdfaffe haften, fo 
weit‘ fie noch nicht abgetragen fein follten. Eben fo wenig 
habe: ich irgend einen Grund finden können, warum die 
Standeöherren fchuldig fein follen, auch die Gemeindekriegs⸗ 
dulden in ihrem Bezirk zu übernehmen. Denn wenn 


1 5 Protoloh 47, 


dieß aus ihrer früheren Verbindlichkeit abgeleitet; werden 
will dem Reiche Soldaten zu ſtellen, fo iſt auch dieß ein 
Mißverſtandniß. Die militäriſchen — haben nach 
„ber deuiſchen Reichsverfaſſung immer auf dem Land⸗, kei— 
neswegs auf dem Kameralvermögen der Regenten gebaftet. 
ı Im, die Vorzeit, wie: ed vor taufend Jahren geweſen ift, 
zurüdzugehen, wird und nicht zu einem vichtigen Berftänd» 
iiß unſerer gegenwärtigen Zeit führen; ed wird nicht dazu 
eitragen können, und auf den Standpunkt zu ftellen, von 
welchem wir. ausgeben müſſen, wenn wir unfere gegenwärs 
tigen. Zuflände  reformiren wollen, im Gegentbeil, es kann 
nur zu Mißverftändniffen der Gegenwart führen, und vie 
Aufftelung ungemefjener Forderungen veranlaffen. 


Der Präfident: Ueber das Princip, von welchem der 
Abgeordnete Heldmann ausgegangen ift, nur eine Bemer⸗ 
fung. : Der Abgeoronete Heidmann hat fi) auf die Rhein⸗ 
bunddacte bezogen, unfere Standeöherren find aber nur 
unter den Bedingungen Angehörige des Großherzogthume 
en welche die NRheinbundsacte bezüglich ihrer ente 
halt. ab 

Der Abg. Cretzſchmar: Menn wir und auf die mit 
den Standesherren felbft früher abgefchloffenen Werträge 
beziehen wollen, fo müſſen wir auch felbft den vorgelegten 
Gefegesentwurf, den wir einmal in der Kammer haben, 
fallen laſſen. Das eine jcheint mir aber ebenfo ungerecht, 
ald das andere. Darum beharre ich bei dem Amendement 
ded Abgeordneten Heldmann, daß alle VBorrechte der Stans 
deöherren fallen müffen. Mit dem nämlihen Grund, mit _ 
dem wir fagen, das Zehntrecht wollen wir aufheben, mit 
dem nämlichen Grund können wir auch behaupten, daß 
a Vorrechte der Standeöherren aufgehoben werden 
öllen. 

Der Minifter von Gagern: Die Staatöregierung 
hat ausdrüdlih in den Motiven fomohl, ald in dem Ges 
ſetzesentwurf felbft auf die WVerzichtleiftung der Standes: 
herren auf ihre Rechte Bezug genommen und diefe Bezug: 
nahme ift feineöwegs eine bloße Phrafe, fondern jene Vers 
zichtleiftung ein Rechtsgrund, auf den die Staatdregierung 
den diöpofitiven Theil ded Geſetzesentwurfs ſtützt. 

Der Abg. Cregfhmar: Darauf glaube ich aber eir— 
wiedern zu dürfen, daß in der Verzichtleiftung der Standes: 
herren eben fo gut, ja ſchon auch auf alle übrigen Vorrechte 


den 8. Mai 1848. -45 


su Der Abg. Hillebrand: Auf die Bemerkung des 
Regierungscommiflärd, daß wir und bei diefer Frage 
‚auf den pofitiven Rechtöboden verfegen müffen, will ich mir 
nur eine furze Erklärung erlauben. Auch ich bin der Ans 
ſicht, ‚daß wir den Rechtsboden betreten follen, aber nicht 
bloß den hiſtoriſch pofitiven, fondern auch den allgemein 
ſtaatsrechtlichen. Wir haben deßhalb wohl zu unterfcheiden 
—— denjenigen privatrechtlichen Rechtsanſprüchen, welche 
auf dem Grunde eines guten Glaubens an die Gültig⸗ 
keit gewiſſer Staatsverträge allmälig, alſo hiſtoriſch bilden 
machten, und zwiſchen der urſprünglichen Rechtsgültigkeit 
dieſer Verträge ** Die Verträge, welche man vorſchiebt, 
um daraus den Grundſatz herzuleiten, daß die ſtandesherr⸗ 
„lichen Privilegien ohne Einwilligung der Standesherren nicht 
sechtlic aufgehoben werden dürfen, können ihre Geltung 
‚nicht behaupten. Zunächft frage ich Sie nur, meine Herren, 
wenn nun jene Einwilligung nicht erfolgt wäre, was würben 
Sie auf ſolche Verneinung erwiedert haben. Sie würden 
wahricheinlicy doch gethan haben, was Sie dem allgemeinen 
Intereſſe für entfprecbend gehalten hätten. Auf welchem 
Grunde würden Sie dieß gethban haben? Gewiß auf dem 
Grunde ded mehr oder minder klaren Begriffes, daß jene 
Verträge, worauf diefe Privilegien gegründet werden follen, . 
unveräußerliche - Nechte ded Staats betreffen, alfo Rechte, 
die zu feinem Weſen gehören, durch deren Veräußerung. ein 
Widerſpruch in fein inneres Leben gelegt würde. Solche 
Berträge aber find an und für fi null und nichtig, und 
wenn fie auch Sahrtaufende befanden haben folten Muß 
ib nun von diefer Seite aus den pofitiven Rechtöboden zu: 
rüdweifen, fo werde ich nicht anftehen, mich auf denfelben 
feften Fußes zu fiellen, wenn ed fi um die privatrechtlis 
ben Anfprüche handelt, welche, wie ich vorhin angedeutet, 
auf dem Grunde ded guten Glaubend an die Gültigkeit jes 
ner Verträge entftanden fein können. Für dieſe ift allerdings 
Entfchädigung nicht abzulehnen, für Ddiefe, aber nur für 
dieſe, ift damit ein pofitiver Standpunkt anzuerkennen. 
Der Abg. Mohr: Hinfichtlih der Bemerkung des 
Herrn Minifterd, daß der ganze vorliegende Gefeßedentwurf 
fih auf eine WBerzichtleiftung der Standeöherren gründe, 
glaube ich mid) der eben durch den Abgeordneten Hillebrand 
geäußerten Anficht anfchließen und bemerken zu müffen, daß, 
wenn ed ſich bier nur um eine Verzichtleiftung handelte, - 
wir und in derfelben Lage befänden, ald wie wenn es ſich 
darum handelte, einen fchon befiehenden Vertrag lediglich 


zu ſanctioniren. Ich gläube aber nicht; daß dieß Die Lage 
ft, in der wir und befinden. Es wird uns ein Geſetz vor⸗ 
‘gelegt, welches zum Zwed hat; die flandedherrlichen Ver⸗ 
hältniffe zu ‘regeln, namentlich aber die Standesherren in 
Bezug auf perſönliche und ſachliche Vorzugsrechte den Pri⸗ 
waten gleich zu ſtellen. Dieß iſt gewiß im Allgemeinen der 
Zweck des Geſetzes, obſchon dieſer Zweck nicht durchaus 
vollſtändig durchzuführen geſucht iſt. Ich bin Mitglied des 
zweiten AÄusſchuſſes, in welchem dieſer Bericht discutirt 
worden iſt; ich theile nicht die Anſicht, welche am Schluſſe 
der Bemerkungen zu Art. 1 ſich befindet, wonach die Frage 
über das Recht zur Landſtandſchaft erſt dann reif zur Ents 
ſcheidung werden ſoll, wenn die Verhältniſſe Deutſchlands, 
die Verfaſſung von Deutſchland ſich conſolidirt haben. 
Ich habe’ im Ausſchuß nur darum Feine Bemerkung gegen 
diefe Auffaffung im Allgemeinen gemacht, weil ich vorauds 
feste, daß vie Frage der Landſtandſchaft fih bei der dem⸗ 
nächft zu erwartenden Reviſion der Verfaſſung am beften 
behandeln laſſe Nun aber, da ich eben von dem Hertn 
Regierungscommiſſär vernehme, daß man auch von Seiten 
der Staatöregierung diefe Anſicht theilt, daß überhaupt die 
Frage des Rechts zur Landftandfchaft erfi nach der Conſo— 
-Lidirung der Verfaſſung Deutihlands zur Discuffion Toms 
men könne und demnach vorausfichtlich dieſe Trage noch 
fehr in das Weite gefehoben werden müßte, muß ich dem 
durchaus mwiderfptechen und erklären, daß ich die Anficht 
keineswegs theile, ‚daß nicht -felbft auch fchon vor einer ers 
tichteten Berfaffung für ganz Deutichland im Allgemeinen 
jegt fchon hier über diefe Frage entfchieden werden könnte. 
Die Frage Über die Kandftandichaft in den einzelnen Staa: 
ten ift mit-der Frage über die Gentralverfaffung in feinem 
folhen Zufammenhange, daß fie davon abhängig gemacht 
werden müßte. Sie Fann durchaus felbfiftändig in den ein» 
zelnen Landen -entfchieden werden. Es gibt- ja auch noch 
andere deutſche Zerritorien, die heile diefer großen Ein- 
heitöverfaffung ausmachen werden, worin folche Rechte nicht . 
beftehen. Warum follten mir alfo bier nicht ein folches 
Recht aufheben können? Und da das Princip allgemein 
anerfannt ift, daß es endlich einmal an der Zeit ift, alle. 
diefe Herfönlichen und fachlichen Vorrechte aufzuheben: und 
die Standedherren in jeder Hinficht den Priväten gleich zu 
ftelen, ſo fehließe ich mich dem Amendement, welched der 
Abgeordnete Heldmann geftellt hat, an. r 

Der Herr Minifter Sreiherr von Gagern: In dem 


den 8. Mai 1848. | 17 


Augenblicke, meine Herren, ‚in dem wir bie Souveränität 
der Sefammtheit des deutfchen Volkes geltend machen wol: 
ien, fcheint es mir nicht an der Zeit, diefer die Souveränis 
tät der Particularftaaten in ſolchem Umfang entgegen zu 
fielen, wie fie der Herr Abgeordnete Heldmann geltend 
machen wil. Nach dem beutichen Staatörecht, wie es bis— 
. ber während Deutſchlands fchwacher Bundesverfaflung ger 
aolten hat, gibt es Merhtöverhältniffe, Über welche die Par: 
ticularftaaten nicht einfeitig verfiigen können. Die Rechtd: 
verhältniffe der Standesherren find deutfche Verhältniffe und 
nicht iſolirt heifiihe. Es würde jegt, im Augenblide der 
Erftarfung Deutſchlands und bei der Ausficht auf gemeine 
fame Rechtsgeſetzgebung, fehr unzeitig fein, wollten wir in 
dem Großherzogthum Heſſen bei der gleichen vertragsmäßigen 
Verpflichtung auf befonderem Wege fie löfen, auf welchem und 
bie anderen deutſchen Staaten nicht folgen würden, während 
in ganz Deutichland diefelben zwingenden Urſachen befteben 
wie bei uns, die ftandeöherrlihen Rechtöverbältniffe in Ein: 
Hang zu bringen mit den Anforderungen an Staatseinheit 
und Gleichheit vor dem Geſetz. Bis diefe Megelung in 
übereinftimmender Weife für die deutfchen Standesherren ers 
folgt, werden wir in dem Großherzogthum Heſſen in der 
bereitö fehr umfaflenden VBerzichtleiftung der Standeöherren 
nicht etwa ein Motiv zu weiteren Angriffen gegen die Eis 
genthumdrechte derfelben, fondern vielmehr erkennen, daß 
die Standeöherren nicht ohne große Opfer bereitwillig ent: 
gegen gefommen find, um die Staatögewalt in den Stand 

feßen, die ftandesherrlichen NRechtöverhältniffe jest ſchon 
m den weientlichften Punkten mit unabweisbaren Landes— 
bedürfniffen in Einflang zu feßen. Diefe Löſung ift Durch 
die WVerzichtleiftung der Standesherren weſentlich gefördert 
und bedingt, und ich nehme nicht Anftand, zu erklären, daß 
ich mich in meinem Gewiffen nicht für berechtigt gehalten 
hätte, Geſetzesvorſchläge zur Diöpofition über ftandeöherr: 
liche Mechte in folchem Umfange, wie gefchehen, zu machen 
und zu. vertreten, wenn der Verzicht der Standesherren nicht 
vorläge. — Und die Frage des Herrn Abgeordneten Hille» 
brand:. — mas dann, wenn. die Stanbedherren diefen Ver: 
zicht nicht geleiftet hätten, geſchehen wäre, muß ich dahin 
beantworten, daß wir dann allerdings nicht in der Lage ges 
weien fein würben, bie Mechtöperhältnifie Der Gtanbesherren 
gerechter Weife umzugeftalten, fondern ‚noch einige Zeit hät: 
en warten müffen. Sch betrachte ed ald dankenswerth, 
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daß wir durch eine Verzichtleiſtung ſolcher Nothwendigkeit 
überhoben worden ſind. 

"Der zweite Präſident Wernher: Sch halte es für 
einen Segen für unſer Vaterland, daß wir auch in dieſer 
wichtigen Angelegenheit, wie in allen anderen in der Lage 
ſind, nicht den trümmervollen Weg der Revolution zu gehen, 
ſondern den der weiſen und gerechten Reform. Und es iſt 
gerade jener Verzicht der Standesherren ein Mittel, uns 
auf dieſem Wege zu erhalten, und ich wiederhole es, ich 
halte dad für einen Segen für unſer Vaterland, So oft 
man beftehende, vom Staate, von den Ständen und vom 
Volke befchworene Rechte mit Küßen tritt, dann ruft man 
für die Zukunft den Tag hervor, daß Gleiches mit und ges 
fchehen werde. Rede Uebertreibung bringt mit Nothwendigs 
feit die Reaction bervor. Ich weile Sie hin auf die Ges 
fehihte von Franfreih. Dort hat man alles befidhende 
Recht mit einem Federftriche, mit einem maßlofen Willen 
zu Boden geworfen, und wo ift die Reaction größer und 
* geworden als in Frankreich? Ich erinnere Sie an 
die militäriſche Adelsreaction unter dem Eroberer, der ganz 
Europa zu feinen Füßen haben wollte. Da find die Her— 
zoge und Grafen und Barone zu Dugenden und Zaufenden 
entftanden. Das war eine Reaction des bürgerlichen Ehr⸗ 
geized. Bald darauf kamen die Bourbons zurüd mit ihren 
Marquid und Frankreich hat ihnen gefchmeicelt. Nur 
wenige unabhängige Geifter haben im Anfange eine Aus—⸗ 
nahme gemacht. Der größere Theil ded Volkes aber war 
gleich jedem Wind und jeder Richtung der Zeit. Ein Aehn⸗ 
lied würden wir mit Nothwendigkeit in Deutichland. bes 
fürchten müffen, würden wir den Weg der höchften politis 
fchen Weisheit, der den gefelichen Kortichritt will, verlaffen; 
würden wir alle beftebenden und beichworenen Rechte aufs 
geben und und zu der Nichtachtung aller Verträge, zum 
Umfturze alles Beftehenden hinreißen laſſen. Das führt 
mit Nothwendigfeit zu Rückſchritten, es führt mit. Noth— 
wendigfeit hin zur Rache an denjenigen, von welchen: diefe 
Maßiofigfeiten begangen find. Ich fegne mein Vaterland, 
daß in ihm auf allen Seiten, auf dem Throne ſowohl, wie 
bei dem Priviligirten, der Sinn des Opfers befteht, der zu 
rechter Zeit Verzicht leiftet, die Hand zur Einigung bietet 
und ed nicht bis zur Revolution kommen läßt. . ° 

Der Abg. Mohr: Wenn in dem Vortrage des Herrn 
Minifterd behauptet wird, daß in dem Augenblid, wo man 
in Deutfchland im Begriff ftebe, dem Princip der Wolfe: 
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ı fouveränität die größte Ausdehnung zu verfchaffen, es nicht 
er Fall fein dürfe, in den einzelnen Staaten Hand an bes 
hende Rechte zu legen, fo fcheint mir diefe Behauptung: 

unrihtig zu fein. Sa, meine Herren, wenn es fich hier 
darum ‚handelte, erorbitante Erceptionalgefege, Vorzugsrechte 
zu ſchaffen, fo würde — — — 

Det Herr Miniſter Freiherr von Gagern: Ich muß 
bemerken, daß der Herr Abgeordnete Mohr mich mißver: 
fanden hat, wenigftend habe ich nicht. dad fagen wollen, 
was er behauptet. Sch wollte nicht fagen, daß in dem Aus 
jenblide, wo man in Deutichland im Begriff ftehe, dem 
Drincip der Bolföfouveränität die größte Ausdehnung zu 
verſchaffen, man in den einzelnen Staaten nicht mehr Rechts⸗ 
giſſe umgeftalten folle, fondern ich habe geſagt: in 
dem Augenblide, wo jened Princip auf einer breiten Bafis 

Geltung erbalte, fol man nicht die Hand an Rechte legen, 

welche unter dem Schuße der gefammten Bolköfouveränität, 

d.h, unter dem Schuge der Verträge, auf denen die Ges 

immiverfaffung Deutichlands beruht, ſtehen. Dieß war 

der Sinn meiner Aeußerung und ich wollte weiter fagen, 
die Einzelftaaten hätten in Beziehung auf diejenigen Rechte, 
welche ‚unter dem Schußge der Gefammtverfaffung. Deutſch⸗ 
lands ſtehen, ‚Feine ifolirte Dispofitionsbefugniß. 

Der Abg. Mohr: Ich glaube nicht, daß diefer allge: 

meine Schuß ein Hinderniß ift an der Gleichftelung aller 
Staatsangehärigen vor. dem Geſetz in jeder Beziehung. 
Allerdings, wenn ed fib bier um Schaffung neuer, Ercep: 
tionalgefege handelte, fo- würde man dieß jagen. Davon 
handelt es ſich hier aber durchaus niht. Wenn wir heute 
ein Gefeg machen, wodurd Rechte und Geſetze, die ſich 
mit den allgemeinen Principien nicht mehr ‘vertragen, auf: 
por werden follen, fo fteht dieß der fünftigen Verfaf- 
ung. Deutfchlands durchaus nicht entgegen. 

‚In Beziehung auf eine Aeußerung ded Herrn zweiten 

Präfiventen Wernher erlaube ich mir übrigens, nur zu ent: 

gegnen, daß die Mevolutionen weit weniger in der Bewils 

ligung von Volksanſprüchen auf Gleichftelung vor dem 

Geſetz, ald vielmehr in dem Zögern bei Bewilligung dei> 

“ was zulegt doch gewährt werden mußte, ihren Grund 

atten. F 

Der Abg. Hillebrand: Auf die Bemerkung, des Herrn 

Minifters, ‚daß wir hier von -dem ‚Standpunkte, unfered 

großherzoglich heſſiſchen Staatsrechts über diefe Frage nicht 

volftändig entſcheiden können, will ich nur erwiedern, daß 
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es dann wohl üUberhaupt beſſer geweſen wäre, wir hätten 
die ganze Sache nicht vorgenommen. Der Herr zweite 
Präſident Wernher Hat mit warnender Betonung die frans 
zöſiſche Revolution berührt. Mir erſcheint es nicht geeignet, 
auch jetzt noch ſo oft das Drohegeſpenſt der Revolution 
heran zu führen. Die erſte franzöſiſche Revolution entſtand 
unter ganz anderen Verhältniſſen und entwickelte ſich unter 
ganz verſchiedenen Umſtänden. Wir können für unſere ge— 
genwartige politiſche Bewegung dort keine paſſende Analo⸗ 
gie ſuchen. Außerdem iſt es ja auch eine falſche Auffaſſung, 
mern man unterſtellt, daß es ſich darum handele, alle bis— 
herigen Nechte der Standeöherren aufzuheben. Ich meiner 
ſeits muß mich geradezu gegen eine folche Unterftellumg ers 
Plären, ich würde dagegen fein, »felbft wenn ganz Deutſchland 
daftir wäre. Die bloße Gewalt darf hier nicht entfcheiden, 
Meine Anficht geht dahin, gerade den wahren Rechtöboden 
zu gewinnen, um fo die fraglichen Berhältniffe mit Sicher 
beit beftimmen zu können. Darum fage ich, diejenigen Vor⸗ 
rechte, welche mit dem Welen des Staats im Widerſpruch 
ftehen, müffen wir aufheben, und zwar um deßwillen, weil 
fie urfprünglich ſchon dem Staate gegenüber nicht rechtlich 
begründet’ ſein konnten Ich will alfo durchaus Feine Auf 
bebung aller beftehenden Rechte, wie der Herr — Praã⸗ 
fident Wernher andeutet; vielmehr muß ich mir verbuten, 
mir einen ſolchen Geſichtspunkt irgendwie unterzuſchieben 
Eine ſolche Rechtsnivellirung iſt mir noch niemals in den 
Sinn gekommen; dafür bin ich in der That viel zu ſehr 
hiſtoriſch geſimt. Aber um mit Recht und Sicherheit den 
hiſtoriſchen Grund zu behaupten, will ich geltend machen, 
was urſprünglich und weſentlich dem bloß hiſtoriſchen gegen⸗ 
über ewige Geltung hat, was vor der Geſchichte in der 
Natur der Sache gelegen iſt. Man muß ſich in ſolchen 
Verhältniſſen vor Allem klar, beſtimmt und offen ausſpre 
chen und die Geſichtspunkte nicht durch einander miſchen. 
Was ich alſo will, iſt einfach dieß, ich will gerade Rechts— 
boden. Ih will Achtung, firenge Achtung derjenigen pris 
vatrechtlihen Anſprüche der Standesherren, welche in gutem 
Glauben an die Rechtsgültigkeit jener vorgeblichen Verträge 
fih begtünden mußten, ich verwerfe aber alle prätendirten 
Rechte, welche auf jenem Grunde, im Widerfpruche 'mit 
dem wahren Staatsbegriffe, ſich behaupten wollen. Diefes 
find Vorrechte, Privilegien, und eben ‘auf die gänzliche 
Entfernung von allen Borrediten kommt es an, anf weiter 
nichts Dunch fie wird die gefunde Entwickelung des Staats⸗ 
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lebens gehemmt, und: die Rechtöungleichheit, im e exhalten. 
Alles dieß ſind Anſichten, die 3 ge na 
habe, und. ich hätte nicht geglaubt, fie nochmald wiederhos 
len. zu müffen. | ER 
Der Abg. Schend: Mir fcheint die Berathung. nicht 
Bar fein. Sch möchte von den Abgeordneten, welche 
dad. ‚Amendement, geftellt und unterftüßt haben, näher wiſ— 
fen; welche Vorrechte der Standeöherren_ dann in dem. zur 
Berathung. ftehenden, Art. 1 nicht erwähnt find, alddann 
. fönnen wir erft darüber Urtheilen, ob wir dem Amendement 
beitreten und ob wir die Frage von, der Aufhebung, derfelben 
bier oder an einer anderen Stelle berathen. follen. 
Der Abg. Cretzſchmar: Sch meine, ed liege fchon 
im Wortbegriff, fobald davon die Rede ift, daß die Stans 
beöherren Feine Vorrechte mehr genießen follen, fo gibt e& 
keine Vorrechte mehr, die ihnen vermöge ihrer Geburt zu 

en. 
Der Präafident: So viel ich verftanden habe, iff der 
Antrag ded Herrn Abgeordneten Heldmann vorzugsweiſe gegen 
dad Recht der Standeöherren gerichtet, als Mitglieder der 
erften Kammer auf Landtägen zu ericheinen, 
Der Abg. Schend: Um zu beurtheilen, ob die Vor— 
vechte, welche noch weiter aufgehoben werden follen, hierher 
oder an einen anderen Platz gehören, ob fie wichtig oder 
nicht wichtig find, muß ich fie fennen. Sind ed nur dies 
jenigen,. welche der Herr Regierungscommifjär felbft hervor⸗ 
eboben hat, dann ift mir die Sache klar, dann bin ich im 

tande, darüber zu urtheilen. Es fcbeint aber nad) meh: 

teren Aeußerungen, namentlich des Abgeordneten Heldmann, 
daß noch andere Vorrechte der Standesherren vorhanden. 
find, die nad) feinem Amendement aufgehoben werden follen,, 

Der Abg. Cretzſchmar: Wenn es für die Standes: 
berren feine Borrechte mehr gibt, fo kann, meiner Anficht 
nach, Fein Zweifel entftehen. Wenn der Abgeordnete Schend 
bemerfte, er wolle die Vorrechte wiffen, welche außer den 
in dem Artikel erwähnten aufgehoben werden follen, fo fage 
ih, weil feine Vorrechte demnächſt mehr vorhanden find, 
fo fann man auch den Art. 1 fo ftehen laffen, wie ihn der 
Abgeordnete Heldmann beantragt hat, und erklären, alle 
Vorrechte der Standedherren find aufgehoben; alddann fann 
fein Anftand entftehen, 

Der. Abg. von Rabenau (Legationdfetretär): Bei 
Beurtheilung der Frage, ob man bier den Rechtsboden 
verlafjen fol, fcheint es mir fehr wefentlich zu fein, darauf 
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zurüdzugehen, worauf denn die vorzüglichften ſtandesherrli⸗ 
hen Berechtigungen beruhen. Sie beruhen ihrem Wefen . 
nach, abgefehen von der Rheinbundsacte, jest hauptſächlich 
‚auf der deutſchen Bundesacte. Diefe kann aber, wenn man 
den Rechtöftand aufrecht erhalfen will, nur durch den Bund _ 
. oder diejenige Behörde, welche demnächſt an die Stelle des 
Bundedtagd tritt, abgeändert werden. Will man etwas 
fofort daran ändern, fo kann ed nur in Folge eined Vers 
ichtö der Berechtigten gefchehen. Die Standeöherren des 
roßherzogthumd haben auf die Rechte verzichtet, welche 
nah dem Gefege wegfallen follen und find dieß, meiner 
Anfiht nah, auch die Einzigen, über welche wir jetzt 
rechtlicherweife urtheilen können. Was weiter geht und 
worauf fie nicht verzichtet haben, dad muß dem Bund, refp. 
der jeßt zufammentretenden conftituirenden Verſammlung, ans 
beim geffellt werden. | 
Der Abg. ———— Ich bin nicht der Meinung, 
daß man den Standes- und adeligen Gerichtsherren wehren 
fol, fib Fürft, Graf oder Freiherr zu fchreiben, aber auch 
nicht, daß fie fih Durchlaucht, Erlaubt ıc. nennen laffen. 
Es darf indeflen Niemand verbunden fein, diefe Titel gegen 
fie zu gebrauchen. Wer fich einer folhen Anrede ihnen 
gegenüber bedienen will, fann es, fie dürfen aber fein Recht 
darauf haben, und durch das ftandesherrliche Edict ift ihnen | 
ein gewifles Necht darauf gegeben, namentlich in dem Ars 
titel 6 defjelben.. Was nun die Werträge, worauf bdiefe 
Herren ihre Rechte gründen, betrifft, fo find es offenbar 


. = politifche Acte, Die Rheinbundsacte und auch die deutfche 


Bundedacte von 1815 find politifche Acte, welche durch 
die Zeitverhältniffe hervorgerufen wurden, und welche, wenn 
bie Zeitverhältniffe eine Aenderung derfelben nothwendig 
machen, auch müſſen wieder vernichtet und an deren Stelle 
andere gefeßt werden können. Es ift allerdings wahr, daß 
die Mediatifirung der Standeöherren auf einer Art von 
Vertrag beruht. Ich frage aber, war diefer Vertrag ein 
freiwilliger von Seiten der Standeäherren? und würden 
fie, wenn fie nicht damald gefehen hätten, man würde 
ihnen im Fall der Weigerung dad mit Gewalt nehmen, 
was fie herzugeben fich erklärt haben, dieſe Zugeftändniffe 
emacht haben? Ich fage Nein. Sn derfelben Lage be— 
finden wir und heute. Der Herr Regierungscommiflär hat 
bemerkt, daß die Kammerfchulden den Standesherren ge 
blieben, die Domanialfhulden aber mit dem Land auf den 
neuen Souverän, refp. deffen Land, übergegangen feien. Dieß 
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iſt ſchon oft gefagt worden. Wenn wir aber bedenken, daß 
damald- eigentlich noch gar feine Kammerdomänen und. Feine 
Landdomänen beftanden haben, weil dad Geſammteinkom⸗ 
men in eine Kafle floß und die Ausgaben aus Ddiefer einen 
Kaffe auch wieder gededt wurden, fo ift es doch fchwierig, 
feft zu behaupten, daß es fo fei. Ich wiederhole das, was 
ich vorhin in meiner Rede gelagt habe. Sch habe. das da— 
malige Vermögen der Standeöherren ald Domanialvermös 
gen des Staats betrachtet und betrachte ed noch fo, und 
auf diefem Domanialvermögen mußten auch fämmtliche 
Schulden laften. Bei dem Uebergang an den neuen Stuat 
mußten mit den Schulden auch die Domänen übergehen. . 
Der Herr zweite Präfident Wernher ‚bemerkte vorhin, 
dadurch, Daß wir weiter gingen, ald die Bewilligungen der 
Standesherren gehen, würden wir einer Fünftigen Revolus 
tion den Weg bahnen — — — — — — 

5 Der zweite Präfident Wernher: Der Herr Abgeordnete 
Heldmann bat mich mißverftanden. 

= Der Abg. Heldmann (fortfahrend): Ich glaube aber, 
daß wir ‚gerade dadurch, Daß wir den Anforderungen der 
Zeit in dieſem Augenblide vollftändig Genüge leiften, wir 
einer fpäteren Revolution vorbeugen. Dadurch, daß wir 
unfere WBerhältniffe in Deutichland auf den natürlichen 
Rechtszuſtand zurüdführen, verhüten wir jede folgende Ne: 
volution. Auch möchte ih auf feinen Fall behaupten, daß 
Berträge, wie die Rheinbundsacte und die deufche Bundesacte 
nit unantaftbar find. Vom Gegentheil haben wir bereitö mans» 
nigfache Beifpiele gehabt; der Rheinbund ift aufgehoben, und 
wir dürfen nur die Trennung Belgiens von Holland, wir dür⸗ 
fen die Einverleibung Krafau’d mit Defterreich aus der neuen 
Geſchichte anfehen, fo werden wir und davon überzeugen, daß 
diefe Acte Feine ewigen Gejeße find, fo wenig, ald es ewigen 
drieden gibt. Was mich aber hauptiächlich dazu bewogen 
bat, auf die Aufhebung aller Vorrechte zu dringen, ift das 
Recht, welches den Standedherren ald geborenen Mitglies, 
dern der eriten Kammer in unferem Lande gegeben. ift. Sie 
find dadurch geborene Gefeßgeber des Landes geworden, und 
14 oder 15 Familien haben 800,000 Seelen gegenüber das 
Recht, über die Geſetze ded Landes zu enticheiden, ob fie 
erlaffen werden follen oder nicht. Dieſes Vorrecht muß ich 
einer fo Eleinen Anzahl von Familien freitig machen. Ein 
ſolches Vorrecht muß Mißtrauen auf die Gefeßgebung felbft 
werfen, und ich frage Sie, meine Herren, ob der allmäh: 
lige Fortſchritt in unferem Lande nicht gerade dadurch ver: 
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hindert worden iſt, daß dieſe Herren geborene Mitglieder 
° der erften Kammer waren? Ich frage Sie, konnte bie 
jweite Kammer auch bei dem beften Willen irgend etwas 
durchfegen, wenn die erfte Kammer es nachher nicht geneh⸗ 
migte? Nie und nimmermehr konnten Fortfchritte im Lande 
ſtattfinden, außer folde, zu denen diefe wenigen Familien 
en Zuffimmung gaben, und dieß möchte ich aufgehoben 
wiſſen. 

Der Abg. Mohr: Der Abgeordnete Schenck hat uns 
aufgefordert, zu erklären, welche Rechte wir denn im Auge 
hätten, indem wir das Amendement des Abgeordneten Held⸗ 
mann unterſtützten? Ich antworte hierauf, daß ich haupt⸗ 
fachlich dad Recht der Landſtandſchaft im Auge hatte, 
daß ich aber aus dem Grunde die allgemeine Kaffung dieſes 
Amendementd unterftüßte, weil ed mir. nicht möglich ift, im 
dem ungeheueren Magazin der diedfeitigen Ausnahmsgeſetze 
alle Vorrechte der Standesherren aufzuſuchen und aufzuzäh: 
len. Und gerade darum will ih, daß diefer Artikel ganz 
allgemein alle perfönlihen und ſachlichen Vorrechte 
vn Wenn nun der Abgeordnete von Rabenau fih auf 
die deutfche Bundesacte geftügt haf, fo muß ich Sie, meine 
Herren, doch auffordern, darauf Nüdficht zu nehmen, wie 
die deutfche Bundesacte entftanden if, Nachdem das deut⸗ 
fche Volk, als es den Fürften unmöglich geworden war, 
daffelbe gegen fremde Unterjochung zu —— den Jah⸗ 
ren 1813 und 1815 ſich erhoben hatte, um ſich von dem 
fremden Joche zu befreien und in Folge deſſen, was Viele 
freilich heute zum Theil bereuen möchten, die zum Theil 
geſtürzten Throne wieder hergeſtellt und die ſchwankenden 
befeſtigt hatte, entſtand die deutſche Bundesacte in Wien 
bei einer Verſammlung von Fürſten, ohne irgend eine Be— 
theiligung von Seiten des Volks. Gerade aber um deß—⸗ 
willen, weil diefe Bundedacte nur durch die Fürften, ohne 
dad Volk, welches fib und fie befreit hat, entftanden ift, 
kann ich auch diefer Bundesacte nur diejenige Geltung zuers 
kennen, welche eine Folge der Vertreibung der Fremdherr⸗ 
fchaft war, nämlich die Geltung eined Schuß» und Trug: 
bündniſſes gegen feindliche Angriffe von außen. Hierdurch 
Ban ich dargethan zu haben, daß wir und nicht im Falle 

efinden, bei dem vorliegenden Geſetz auf die Beſtimmungen 
der deutfchen Bundedacte irgend eine Rückſicht zu nehmen. 

Der Präfident: Sch muß wiederholt darauf aufmerks 
fam machen, daß die Rechte der Standesherren hauptſächlich 
auf der Mheinbunddacte und auf den damald erlaflenen 
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Derlarationen beruhen, welche in der Folge durch die Buns 
dedacte und das ftandeöherrliche Edict modificirt worden 
find. Ihre Rechte beruhen mithin auf Verträgen. Und id) 
kann ed, da Verträge gehalten werden müſſen, nur als ein 
höchſt erwünfchtes Greigniß betrachten, daß die Standeds 
herren durch ihren Verzicht auf gewiſſe Rechte es der Staat: 
vegierung möglich gemacht haben, Verhältniſſe zu ändern, 
welche nach den gegenwärtigen Zeitumfländen nicht weiter 
beftehen konnten. 

‘Der Herr Minifterialratb Eigenbrodt: Ich erlaube 
mir nur einiged Wenige auf die Bemerkungen ded Herrn 
Abgeordneten en zu erwiedern. Ach habe darin einige 
Mißverſtändniſſe gefundenz er macht einen Unterjchied zwis 
fhen Kammer: und Domanialſchulden. Kammers und Dos 
manialfchulden find aber eins und dafjelbe, denn den Kams 
merfchulven ftehen nicht die Domanialfchulden, fondern die 
Landesſchulden gegenüber. Dieß ift dasjenige, wad man 
bisher im deutfchen Staatörecht angenommen hat. Wenn 
daher die Standeöherren ihre Domänen behielten, fo bebiele 
ten fie auch ihre Kammergüter und mit ihren Domänen 
und Kammergütern auch ihre Kammerfchulden. Won dem 
Kameralvermögen und der Kameralverwaltung iſt aber die 
Steuerverwaltung immer getrennt gewefen. Es hat faft 
in allen Eleinen Zerritorien Landeskaſſen gegeben, dieſe Lan— 
deskaſſen hatten ihre eigenen Schulden und diefe Schulden, 
die von verfchiedenen Veranlaffungen herrührten, zum Theil 
von Straßenbau, von Kriegöfoften u. dgl., find vom Staate 
übernommen worden. Die hierher nicht gehörigen Schulden 
dagegen haben die Standesherren behalten. Es wurde ferner 
von dem Domantalvermögen des Staats geſprochen. Ob 
dad Domanialvermögen ein Vermögen ded Staatd oder der 
fürftlihen Kamilie fei, darüber ift bekanntlich Streit unter 
den Gelehrten, unter den Publicifien und unter den Hiftos 
rikern. Diefe theoretifhe Frage kann hier nicht entichieden 
werden und wir wollen fie bier nicht erörtern. Halbheiten 
wollen wir auch nicht; ich glaube, daß wer die umfaflens - 
den Beſtimmungen ded vorgelegten Entwurf unbefangen 
betrachtet, der Staatöregierung den Vorwurf nicht machen 
wird, daß fie Hatbheiten wolle. Die einzige Frage, welche 
in dem Entwurf nicht entfchieden ift, ift Die Frage von der 
Landftandfchaft der Standeöherren. Diefe Frage fann aber 
jeßt noch nicht entfchieden werden; ich will darüber gegens 
wärtig auch feine Meinung ausfprechen, allein die Gründe, 
welche im diefer Beziehung vorhin geäußert wurden, ſtehen 
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der Entſcheidung dieſer Frage in gegenwärtigem Augenblide 
allerdings entgegen. | — 
Der Abg. Schenck: Ich wollte gerade den Grund 
anführen, warum über dad Recht der Landſtandſchaft, mei⸗ 
ner Anficht nach, bier nicht entfchieden werden fann. Denn 
“ würden wir z. B. bier fagen, dad Recht der Landftandichaft 
ſoll hinwegfallen, dann hätten wir ja uniere Berfaflung 
auf einmal aufgehoben und hätten nichts fubflituirt. Wir 
können aber nicht auf einmal eine fo wichtige Beflimmung 
der Verfaflung aufheben. Der Gegenftand, von dem es ſich 
bier handelt, iſt fo wichtig, daß er mit der ganzen Verfaſ—⸗ 
fung zufammengehalten werden muß, und wir können hier 
bei diefem Geſetz unmöglich die Verfaflung aufheben, wenn 
wir nichts fubftiruiren. ar 
Der Abo. Volhard: Sc erinnere noch an den Be— 
fhluß des Fünfzigerausfchuffes in Frankfurt, wonach mit 
Abänderung beftehender und mit Errichtung neuer Berfafs 
fungen in den einzelnen deutfchen Staaten eingehalten wer: 
den fol, bis die Gefammitverfaflung für ganz Deutfchland 
vollendet fein wird. 

Der Abg. Mohr: Diefer Beſchluß des Fünfzigerauss 
fchuffes möcte aber für uns nicht bindend fein. 
- Der Abo. Bolhard: Es ift immerhin eine Autorität. 

Der zweite Prafivent Wernher: Ich flehe mit den 
Standesherren in feiner Art von Verbindung, bin weder 
ebenbürtig mit ihnen, noch verwandt, noch in ihren Diens 
ften, noch befreundet. Aber gerecht will ich fein gegen Alle 
und Jede. Ich will dem Abgeordneten Heldmann nicht 
folgen auf dem Wege der Hiftorik, den er gegangen ift, obs 
fon id vollfommen im Stande bin, diefen Weg ebenfalls 
zu gehen. Aber Eind will ich ihm fagen, daß im ganzen 
Großherzogtbum wir feinen einzigen Standeöherrn haben, 
der jemals eigentliche Landgrafenrechte gehabt hat und der 
demnach durd Ausdehnung einer herrlichen Gewalt zu ſei— 
nen Rechten gefommen ſei. Die Gefammtheit unierer 
Standeöherren beftand urfprünglich aus großen Gutsbeſitzern 
und ihre flandesherrlihen Rechte find größtentheild aus der 
Gutöherrfchaft entfprungen. Dieß ift eine hiftoriihe Wahrs 
heit, die es leicht fein würde, nachzumweilen. In fpäterer 
Zeit befamen fie fürftlihe Stellung; aber ich erinnere Sie 
daran, daß wir fie nicht ald Räuber und Mürger bezeichs 
nen dürfen. Die Gefchichte zeigt, daß namentlich in dem 
Solms'ſchen und Erbach'ſchen Fürftenhaufe volköfreundliche 
und von ihren Unterthanen tief verehrte Herren und Gras: 
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fen gewefen find. Ich erinnere nur an die Grafen von 
Erbach, welche zur Zeit der Reformation mit die ſtandhaf— 
teften Fürften im Glauben gewelen find und welche, wäh: 
rend die Fatholifche Liga hier am Rheine geherrfcht bar, 
auch um feinen Zoll breit von dem proteftantifchen Glaus 
ben abgewicen find, obgleich ihr Land und ihre Perfonen 
um ihrer Slaubenstreue willen den fchwerften Drüdungen 
audgefegt waren. Die Gefcichte ift eine Wahrheit, wer 
fie läugnet, erkennt ihre Xehren für die Zukunft nicht an, 
und fo erfcheinen daher auch die Standeöherren in der Ges 
ſchichte nicht als ablolute Räuber und Bedrücker. — Es 
verftößt dieß gegen den Geift der Gefhichte und gegen die 
Stellung, die fie bis in die Gegenwart eingenommen. 


Ein Recht und eine Stellung der Vergangenheit nad) 
ber andern iſt ihnen mit der Zeit gefallen und ich bin weit 
entfernt, Die ganze Vergangenheit tadeln zu wollen, Daß 
bieß nicht fchon früher gefchehen if. Sie verlieren durch 
dieſes Geſetz eine Menge weientlicber Rechte, die fie bisher 
ald Standesvorzüge befeflen haben. Man wird in jenem 
Verluſt eine Härte für fie erfennen, aber auch dad Freudige 
für und. Ich bin felbft ein Landmann und jede Befreiung 
ded Grund und Bodens betrachte ich immer als ein ent 
ſchiedenes Glück und vertheivige fie zu jeder Zeit. Aber 
wir follten gerade darum, weil fie fich nicht felbft fo geſtellt 
haben, nicht Hohn und Spott und Schimpf auf fie wälzen; 
denn fie können ja wahrhaftig nichts dafür, daß fie Stan: 
Desherren find. | 


Was die Landftandfhaft betrifft, fo erkläre ich ganz 
freimüthig, daß, wenn Deutſchland fih auf irgend eine 
Meife bedeutend entwideln wird, wie wir dieß Alle hoffen, 
ein fünftiges Zweifammerfoftem in dem Großherzogthum 
Heflen, namentlich ein Zweifammerfnftem in der bisherigen 
Weiſe, unmöglich fein wird. Welche Stellung die Stan: 
desherren alddann haben werden, dad in dem Geſetze zu 
beftimmen, möchte allerdings voreilig fein; dieß hängt auch 
von der zukünftigen Entwidelung Deutfchlands ab.” Und 
wenn auch der Sünfsigerausfhuß feine abfolute Gemalt ift, 
die Geſetze gibt, fo ift ed doch gerade ein Zeichen von Pa: 
triotismus, daß man feine Beichlüffe und feine Wünfche 
achtet und dieſe Achtung fchon zeigt, daß man fich der 
Fünftigen allgemeinen Geſetzgebung und Einigung von Deutfch: 
land felbft dann unterwerfen wird, wenn einzelne Beftim: 
mungen auch nicht nach den Wünfchen eined Seden find. 


EZ 
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Der Abg. Lotheißen: Es ift bisher von mehreren 
Rednern bemerkt worden, die Rechtöverhältniffe der Standesr 
herren berubten auf der rheinifchen Gonföderationdacte, auf der 
deutfhen Bundesacte und auf dem ftandeöherrlichen Edict 
vom 17. Februar 1820. Aber von feiner Seite wurde, 
wenigftend babe ich dieß nicht gehört, auch auf unfere Vers 
faflungdurfunde Bezug genommen. In dem Art, 37 ders 
felben wird..gefagt: | 
„Die Rechtsverhältniſſe der Standeöherren werden 
durch das darüber erlaflene Edict vom 17. Februar 
1820 beftimmt, welches einen Beftandtheil der Ver« 
faffung bildet.” Ä 

Unter diefen Berhältniffen hätten wir nicht furzer re 
nach Gutdünfen, die Nechte der Standesherren über Bord 
werfen können; es war allerdingd nothmwendig, daß die 
Standedherren ihren Verzicht auf diejenigen ihrer rechtlichen 
Befugniffe audfprachen, welche unter dem Schube der Ver: 
faflung ftehen, nunmehr aber durch dad vorgelegte Geſetz 
für. aufgehoben erklärt werden follen. 

Der Abg. Dtto: Die von mehreren Rednern beans 
flandeten Borrechte der Standeöherren find allerdings nicht 
im Einklang mit den Forderungen der Gegenwart und fie 
fheinen mir auch für die Folge unhaltbar zu fein. Indeſſen 

laube ich nicht, daß wir heute darüber entfcheiden können. 
ie Standedherren ſtehen unter dem öffentlichen Recht von 
ganz Deutichland, nicht aber unter dem Rechte der einzels 
nen deutfchen Staaten, und ich bin daher ganz der Anficht 
des Abgeordneten Zegationdfefretärd von Nabenau, daß dies 
fer Gegenftand offen gehalten werden muß, bis erft dady 
deutihe Volk in der Reichöverfammlung fich darüber auds 
gefprochen hat, 
Der Abg. von Rabenau (Regationdfekretär): Wenn 
der Abgeordnete Mohr daraus, daß die Verträge, auf denen 
bie ftandeöherrlichen Rechte hauptfächlich beruhen, nur durch 
die Fürften ohne Zuziehung der Völker abgefchloffen worden 
feien, eine Ungültigfeit diefer Verträge herleiten will, fo 
fcheint mir diefer Grundfag ſehr bedenklich und ich muß mir 
die Frage erlauben, wohin derfelbe in feiner weiteften Aus» 
dehnung führen fol. Was würden 5. B. die Abſchlüſſe 
von Frieden fein? Die Friedensfchlälfe werden auch nur 
—5 — den Fürſten abgeſchloſſen und vollzogen. Auch die 
heinbundsacte, auf welcher die ſtandesherrlichen Rechte 
als ſolche in ihrer früheren Geſtaltung —— beruh⸗ 
ten, iſt ein Vertrag, der zwiſchen dem franzoͤſiſchen Kaiſer 


ven 8. Mai 1848, 29 


und den fouveränen Mitgliedern ded Rheinbundes abges 
fchloffen worden ift. 

- Der Abg. Mohr: Mit diefen Verträgen verhält es 
fi) doc ganz anders, ald mit Friedendverträgen, 

Der Abg. von Rabenau (Regationdfefretär): Es 
fommt übrigens ohngefähr auf daffelbe heraus. Die Rhein⸗ 
bundsacte ift ein Vertrag, abgeichloffen zwiſchen Frankreich 
und den einzelnen fouveränen Mitgliedern ded Rheinbundes. 
Sch bin allerdings der Anficht, daß die befonderen Bors 
rechte, welche Staatöverträge, wie die deutfche Bundesacte, 
den Standeöherren eingeräumt haben, den Forderungen ber 
Zeit gegenüber aufhören müffen., Aber ich will nur den 
Rechtsboden nicht verlaſſen, und den Rechtöboden verlaffen wir 
nicht, wenn wir derjenigen Behörde, welche über die Aufhes 
bung oder Abänderung der Bundedacte rechtlich verfügen 
kann, die Verfügung anheim ftellen. Als eine folche Behörde 
bettachte ich aber einzig und allein die jekt zufammen: 
tretende conftituirende Nationalverfammlung. Uns ann 
ed bier jegt nur zuftehen, über die Rechte zu verfügen, 
auf welche die Standeöherren bereit5 Verzicht geleiftet 
haben. | | 

Der Abg. Mohr: Hierauf möchte ich nur fragen, wer 
wäre dann bier überhaupt die entfcheidende Behörde, wenn 
die conftituirende Berfammlung gar nicht ind Leben getreten 
wäre? Würden wir dann ewig in bdiefer erceptionellen 
Stellung den Stanideöherren gegenüber bleiben müflen? 

"Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Sch bes 
antworte diefe Frage dahin, daß das Wolf dann, wenn die 
Standeöherren die Zeit nicht erfannt hätten, wahrſcheinlich 
einen Weg gegangen wäre, der allgemein zum Berberben 
geführt haben würde, d. h. den Weg der Revolution. 


I Zu Nr. 2, 3 und 4 
wird nichts bemerft. 
Dagegen äußert | 
— zu Nr. - 
+ Der'Abg. von Srolman: Ed bedarf feiner Ermähr 
nung, daB nach dem Princip der Gleihftelung aller Staatd: 
Angehörigen hinfichtlih ihrer Rechte, auch der privilegirte 
Gerichtöftand der Standeöherren falle. Sch vermilfe indeffen 
bei der Beftimmung unter Nr. 5 die Unordnung des Ge⸗ 
richtöftanded, ‘welcher an die Stelle des aufgehobenen treten 
fol, und ich erlaube mir daher um Erläuterung hierüber 


den Herrn Regierungscommiſſär zu bitten. 
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Der Präſident: Ich bin davon ausgegangen, daß 
hinfichtlich des Gerichtsſtandes noch ein beſonderes Geſetz 
erfolgen müſſe, ſowie auch über die tranſitoriſchen Beftims 
mungen. | as 
: Der Herr Minifterialraty Eigenbrodt: Das Minis 
fterium ift mit der Frage, ob die privilegirten Gerichtöftände 
 fortdauern follen, in einem umfaffenderen Sinne in diefem 
Augenblid befchäftigt, ebenfo mit der Frage, was an die 
Stelle derfelben treten fol. Wir wünfchen daher, daß die 
Kammer diefe Frage verlaffen möge, ed wird fpäter Gele: 
genheit fein, — zurückzukommen. . 
Der Abg. von Grolman: Mit dieſer Verſicherung 
bin ich zufrieden geſtellt und unterlaſſe es, einen weiteren 
Antrag zu ſtellen, den ich ſonſt beabſichtigte. Eh 
: Der Abg. von Rabenau (Legationdjefretär); Menn 
übrigens die Pofition 5 fo angenommen wird, wie fie hier 
vorliegt, und das in Ausficht geftellte Gefeß über die pris 
pilegirten Gerichtöftände im Allgemeinen tritt nicht zu gleis 
cher Zeit mit dem bier in Berathung ftehenden Gefeg in 
Kraft, was foll in der Zwiſchenzeit geicheben, welches wird 
dann der Gerichtöftand der Standesherren fein? Sch erlaube 
mir diefe Frage an den Herrn Regierungscommillär. 
». Der Herr Minifter von Gagern: Diefe Voraus— 
ſetzung dürfte wohl nicht eintreten. Der Gefeßedentwurf; 
welcher eine ganz allgemeine Abfchaffung der "privilegirten 
Gerichtöftände der Kammer. vorfchlagen fol, ift ſchon im 
Mefentlicben fertig, im Gefammtminifterium berathen: und 
wird in den nächſten Zagen den Ständen vorgelegt werden. 
Der Abg. Lotheißen: Wenn audy die vermeintliche 
Lüde im Wege der Geſetzgebung nicht. in aller Kürze bes 
feitigt werden fönnte — ein Fall, der jedoch, nach den 
Bemerkungen ded Herrn Miniftere, nicht wahrfcheinlich iſt, 
— ſo würden doch in der Zmwifchenzeit die Standeäherren 
nicht rechtlos fein. In der pos. 5 wird ausdrüdlich auf 
bie Artifel 13 und 18 des ftandesherrlichen Edicts verwies 
fen, hiermit aber angedeufet, daß die Standedherren nur auf 
diejenigen privilegirten Gerichtöftäude Verzicht geleiftet haben, 
weldhe in den N 13 und 18 des Edicts genannt find, 
Hiernadh follen aljo aufhören das den Standesherren im 8. 13 
bed Edicts verliehene Aufträgalrecht in peinlichen Fällen, 
ferner der ihnen in Perfonalfachen bei dem Dberappellationds 
ericht ertheilte Gerichtöftand für ihre Givilrechtsftreitigkeiten, 
fi das ihnen in Sachen des freiwilligen Gerichtsacts 
eim Dberappellationsgeriht angewieſene Forum, , endlich 
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das ihnen im. $. 18 eingeräumte Vorrecht, nach welchem 
fie in Polizeiſachen innerhalb des Standesbezirks uns 
mittelbar unter dem Staatsoberhaupt, außerhalb des Stan- 
desbezirks aber unter den Negierungen und, fobald. der Pos - 
lizeigegenftand, den Charakter einer Rechtsſache annimmt, 
unter dem, Dberappellationsgericht ftehen.. In der Zwifchen: 
it, Dagegen, nachdem alfo das Dberappellationsgericht aufs 

ört, das geſetzliche Forum für die Standesherren zu fein, 
müfjen an die Stelle deffelben die beiven Hofgerichte in 
ben Provinzen Starkenburg ‚und Oberheſſen in den einfchla- 
genden Fällen treten, weil die Standeöherren ald Dono- 
tatioren ſchriftſäſſig bleiben, auf die Schriftiäffigkeit 
- von ihnen nicht verzichtet worden, jeder Verzicht aber firenge 
zu interpretiren ‚if. Nach Aufgabe ihres bisherigen ‚Ge: 
richtöftandes beim Dberappellationsgericht werden fie 


ar 


olglich,, bis im Wege der Geſetzgebung auch. die Schrift 
fligkeit aufgehoben, fein wird, bei den betreffenden Hof» 
gerichten ihr Forum, haben. Hiernach entfcheidet fich der 
all, den der Abgeordnete von Rabenau, Legationdiefretär, 
im Auge gehabt hat, von felbft. \ 
Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Die 
Bemerkung des ‚Abgeordneten Lotheißen  fcheint mir doch 
nicht ganz richtig; denn. e3 heißt überhaupt in dem. Artikel: 
„Der privilegirte Gerichtöftand der Standesherren fol auf—⸗ 
gehoben werden,“ Ein privilegirter Gerichtöftand ift vaber, 
au der Gerichtöftand vor den Hofgerichten, es würde alfo. 
binfichtlih der Standesherren - fofort der. Gerichtöftand. vor 
den Landgerichten einzutreten haben. | 
Der Abg. von Grolman: Die Bemerkung des Ab: 
woneten Zotheißen, daß bei Aufhebung des privilegirten 
Gerichtöftandes der Standeöherren die Hofgerichte ihre Rich— 
ter erfter Snftanz fein würden, kann ich nicht theilen; denn 
werm der privilegirte Gerichtöftand für die Standesherren 
im Allgemeinen aufgehoben wird ohne nähere Beftimmung, 
welcher Gerichtsftand an feine Stelle tritt, fo muß dann ders 
jenige Richter eintreten, welcher der gefeglich ordentliche ift, 
wenn fein privelegirter Gerichtöftand flattfindet.. Dieß würs 
den aber nicht die Hofgerichte fein, die in erfter. Inſtanz 
felbft wieder einen, privilegirten Gerichtöfland ausmachen. 
38 finde mich indeſſen durch die Erklärung des Herrn 
Regierungscommiflars zufrieden geftelt; denn in ganz Furzer 
‚Zeit wird danach die ganze Materie, in Beziehung auf die 
‚privilegirten Gerichtöftände gefeglich geordnet werden, wovon. 
der privilegirte Gerichtsftand der Standesherren ‚einen Be: 
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ftandtbeil bildet. Wäre diefe Erflärung nicht gegeben worden, 
fo hatte ich im Sinne, einen Antrag dahin zu ftellen: 

Der privilegirte Gerichtöftand der Standedherren ift auf: 
“ gehoben; es foll jedoch diefe Beflimmung erft mit der dem: 
nächfligen alle übrigen privilegirten Gerichtsftände aufheben: 
den allgemeinen Geleßgebung in Wirffämfeit treten. Ohne 
daß diefe Materie gefeßlich geregelt worden ift, würde durch 
die bloße Aufhebung des privilegirten Gerichtöftanded ber 
Standeöherren mancherlei Verwirrung entftehen, indem 
hierdurch in gar vielfachen Beziehungen in dad Leben ein- 
gegriffen wird, 

Der Abg. Mohr: Ich muß der Auslegung, welche 
der Redner vor mir der Nr. 5 gegeben bat, beipflichten; 
ed fcheint, der Abgeordnete Lotheißen hat durch die Eins 
fhaltung der 98. 13 und 18 des Edicts fich zu der Anfiet 
binführen laffen, daß unter Nr. 5 nur diejenigen Gerichts» 
ftände aufgehoben wären, von denen in den $$. 13 und 18 
des Edicts die Mede iſt. Aber diefe Auslegung halte ich 
nicht für richtig, denn die Anführung der 88. 13 und 18 
ändert von dem verfügenden Theile des Satzes nicht; denn 
ed heißt darin: 

„ed find aufgehoben der privilegirte Gerichtöftand und 
die erceptionelle Stellung in Polizeifachen.” 

Hätte man der Nr. 5 die Auslegung geben wollen, 
welche der Abgeordnete Kotheißen ihr gegeben hat, fo hätte 
man den Zufag noch machen müflen: In fo weit er fidh 
auf die 88. 13 und 18 des Edicts fügt. Wenn diefer Zur 
faß nicht gemacht ift, fo hört überhaupt jeder privilegirte 
Gerichtöftand auf, und ed ift die nothwendige Folge davon, 
daß die Standeöherren, fowie jeder Bürger der unteren 
Klafien, dem gewöhnlihen Richter anheim fallen. — 


Zu Wr. 6 


wird nichtö bemerkt, und es wird daher zu der Berathung 
über den | 
Urt. 2 


übergegangen. 
* bemerkt: 
er Abg. Volhard: Ich trage darauf an, in der 
ſiebenten Zeile des Artikels nach dem Worte: „erfolgt“ den 
Zuſatz zu machen: | | 
„ind jedoch auf folche Liegenfchaften, welche die 
Standeöherren nach Verkündigung des gegenwärtigen’ 
Geſetzes erwerben, nicht anwendbar.” | 
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Der’ Abgeordnete von Rabenau, Legationdfekretär, und 
Elwert unterſtützen dieſes Amendement. — n. 
Der zweite Präfident Wernher: Wenn die Kammer 
mit einiger Aufmerkfamkeit den Vortrag des zweiten Auss 
ſchuſſes betrachtet, fo wird fie den Wunfch darin erbliden; 
eine ‚ähnliche Beſtimmung zu treffen, und zwar bat ber 
Meferent Ihres zweiten Ausſchuſſes, was ich gerwefen bin, 
noch weiter geben wollen als der jegige Antragfteller,- Abs 
geordnete Volhard. Ich halte eine Beſchränkung der Fidei: 
commißqualität, wo nicht eine gänzliche Aufhebung derfelben 
für eine unbedingte Nothwendigkeit im Intereſſe des Adler: 
baued,-im Intereſſe der öffentlichen Zufriedenheit und im 
Intereſſe der wachienden Bevölkerung, weil bei Vertheilung 
des Grundbefiged eine viel größere Anzahl von Menfchen 
durch eigne Arbeit leben, gedeihen und fi politifh und 
human entwideln fann, alö bei den großen Gütern. Sch 
bin von einem Antrag, der noch weiter ging, als der des 
Abgeordneten Volhard, nur um deßwillen zurüdgetreten, 
weil in unferem Lande, außer den Fideicommiften der Stan: 
deöherren, auch noch andere Fideicommiffe vorfommen, und 
felbft bis: zu diefem Augenblid, wie man mich verſichert 
bat, der Errichtung derfelben Fein allgemeine&, wenigſtens 
kein gefebliched Hinderniß entgegenfteht und weil ich mich 
fcheue, für die ſtandesherrlichen Verhältniffe eine Geſetzge— 
bung zu geben, welche die Standesherren, wenn ic fo 
fagen darf, in eine üblere Lage feßen würde, ald die übris 
gen Mitglieder des Staats. Indeß nehme ich feinen An: 


ftand, auch den befchränften Antrag des Abgeordneten | 


Volhard zu unterftügen, weil in den ftandeöherrlihen Bes 
zirfen der große Grundbefig doch am häufigften und bie 
Möglichkeit der Vertheilung für unfere wachfende Bevölke⸗ 
rung noch am bedeutendften und wichtigften ift. 
Der Abg. Volhard: Sch habe aus dem Grunde nicht 
auf gänzliche Aufhebung der Fideicommiffe angetragen, weil 
ich glaube, daß dieſe Frage eng zufammenhängt mit der 
Frage von der Landſtandſchaft überhaupt, und dieſe legtere 
Trage, meiner Anfiht nad, zu der Erörterung über die 
Aenderung der Verfaſſung gehört. nn 
Der Abg. Lotheißen: Nach Anhalt ded erften- Abs : 
faßed ded Art. 2 würde eine Aufhebung oder Abänderung 
der bereits rechtögültig beftehenden Familienverträge der 
Standeöherren über ihre Güter und Kamilienverhältniffe Ie 
diglich der Gefeggebung vorbehalten fein. Es wird aber 
doch wohl nicht die Abficht dieſes Geſetzesentwurfs fein, 
Protololle 4. d. Verh. d. 2. Ram, I. Bo. 3 
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andere Mittel, welche ebenfalls zu dieſem Zwecke führen 
könnten, abzufchneiden, ich meine dad Mittel ded Vertrag, 
Zwar ift die Frage: ob ſolche Verträge durch Webereinkunft 
und Einverfländniß ſämmtlicher lebenden Intereſſenten 
zum Präjudiz der noch nicht geborenen Nachkommenſchaft 
aufgehoben oder abgeändert werden können? in der Doctrin. 
noch fireitig; ich bezweifle aber nicht, daß in einem vors 
fommenden $alle unfere Gerichte ſich für die bejahende Be: 
antwortung der Streitfrage enticheiden. Man follte indeflen 
in dem Geſetz auch diefen Kal vorfehen, um jeden Zweifel 
über eine etwaige befhränfende interpretation zu ent: 
fernen. Ich fiele daher den Antrag, die Schlußmworte des 
erften Satzes des Artikels: 

„bid im Wege der Gefebgebung eine Abänderung der: 

felben erfolgt” 
dahin abzuändern: — 

„bis, ſei es durch Uebereinkunft der Betheiligten, in 

ſo fern und in ſo weit eine ſolche zuläſſig iſt, oder 

ai Mege der Gefeggebung eine Abänderung derfelben 

erfolgt.“ | 

Der Abgeordnete von Rabenau (Oberforftrath) unter: 
fügt diefen Antrag. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Die 
Nachtheile ded Erwerbs von Grundeigenthum durch größere 
. Grundeigenthümer find erft feit dem Ablöfungdgelege vom 
Jahr 1836 recht fichtbar hervorgetreten. Früher waren. die 
Ermwerbungen von Grundeigentbum durch große Grundbe— 
“ figer und namentlidy die Standesherren nicht bedeutend; 
aber in Folge des Gefeßed über die Zehntablöfung has 
ben diefe bedeutende Kapitalien in die Hände befommen 
und fie wieder in Grundeigenthbum angelegt. Wenn man 
aber nun dad Amendement ded Abgeordneten Volhard, 
welches ich unterftüßt habe, nicht bloß auf die, nach Vers 
fündigung ded gegenwärtigen Geſetzes von den Standes 
herren erworben werdenden Liegenfchaften befchräntt, fondern 
ed dahin ausdehnt, daß für die Liegenfchaften, welche: von 
den Standeöherren feit dem Grundrentenablöfungdgefeb vom 
Fahr 1836 erworben find, die Fideicommißqualität nicht 
mehr gelten foll, fo glaube ich, daß. dadurch der in biefer 
Beziehung herrfchenden Aufregung abgebolfen wird, und ich 
ftelle daher dieſes Amendement. Sch glaube auch, daß 
daffelbe rechtlich feinen Anftand finden wird; denn die bes 
ſtehenden fiveicommiffarifhen Verträge haben auf dadjenige 
Srundvermögen, was mit dem Geſetz von 1836 von dem 


! 
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Stanbeöherren erworben worden ift, Feine Anwendung. 
Diefe Verträge find, meined Erachtens, ſämmtlich früher 
abgefchloffen worden. | 

Der zweite, Präfident Wernher und der Abgeordnete 
Hillebrand unterftügten dad Amendement ded Abgeordneten 
von Rabenau (Kegationsfekretär). 

Der Ubg. Frank: Ich unterftüge dad Amendement 
bed Abgeordneten von Rabenau ebenfald. Der Grund, 
den er dafür angeführt bat, ift ſehr triftig; denn ſeit dem 
Jahr 1836 mögen allerdings die Befigungen der Stuandeds 
berren ficdy vorzugöweile vermehrt haben. Zu dem Umftand 
aber, den der Abgeordnete von Rabenau ganz richtig er: 
mwähnt hat, Fam noch gleichzeitig ein anderer Umftand, der 
die Standeöherren in dem Erwerb von-Grundvermögen bes 
günftigte, nämlich der, daß man von verfelben Zeit unge— 
fähr an von Seiten der Staatsregierung die Korenfen freis 
gegeben hat von den Beiträgen zu den Gommunallaften 
zweiter Klaffe und aud von den Beiträgen zu:den Pas 
rochiallaften, und daß feit dieſer Zeit gerade auch diefe 
Gommunallaften bedeutend zugenommen haben. Man hat 
in diefer Periode fo viele Bauten neu aufgeführt, fo viel 
. Kirhen und neue Pfarrhäufer gebaut. Indem nun die 
Standeöherren und andere Forenſen von diefen Laſten freis 
gegeben wurden, war es natürlich, daß die Erleichterung, 
welche fie in der Steuerlaft Anderer gegenüber bekamen, 
ihnen die Ucquifition folher Güter ungemein erleichterte. Und 
von der-Zeit an fchruibt fich ganz befonders diefe Ausdehnung 

ihres Grundbeſitzes Ich — daher das Amendement 
des Abgeordneten von Rabenau (Legationsſekretär). | 


.. Zu Art. 3, 
wird nichtd bemerkt. 


Zu Urt. 4. 


insbelondere zu dem dazu von dem Ausfhuß geftellten An- 
trag unter 1. Ä 

- Der Abg. Cresfhmar: Hier kann doch wohl nur 
von denjenigen Beamten die Rede fein, die ſich ausfchließs 
lich mit dem öffentlichen Dienfte ded Staats bisher befhäf: 
tigt haben. Nach der Fallung ded Artikels fcheinen aber 
auch die Gonfiftorialräthe mit darunter begriffen zu fein. 
Biele Mitglieder der Kammer aber werden willen, daß 
diefe Mitglieder der Gonfiftorien in der Regel der Rent: 
meifter, der Mevierförfter und ein Sekretär waren, Ob: 


- 


trag, daß ein Anfprud die 


36 Protokoll 27,77 


gleich nun die Function diefer Männer eine fehr wichtige, 
namentlich in Beziehung auf dad Schulwefen war; fo war 
fie doch eine fehr geringfügige. Darum ftelle ich den Ans 

Br Perfonen auf Penfionirung 
ober auf eine weitere Anftellung aus dem Artikel hinweg: 
gelalten wird, daß alfo nur ſolche Beamte diefer Art, die 
wirklich feither in dem öffentlichen Dienft fortvauernd be: 
fchäftigt waren, hier in Betracht gezogen werden, und daß 
nur auf diefe bei ferneren —— und Penſionirungen 
Rückſicht genommen wird. Ich möchte daher dieſes Amen⸗ 
dement ſtellen. 


Daſſelbe wird unterſtützt. 


Der Herr Miniſter von Gagern: Ich erkläre mich 
mit dieſem Amendement einverſtanden. Es kann ſich hier 
durchaus nicht von einer Penſionsübernahme für ſolche Die- 
ner handeln, welche bisher hauptiächlic in der Vermögens» 
abminiftration der Standesherren verwendet worden find, 
fondern, ed handelt fich nur von folchen Dienern, welche 
bisher für öffentliche Aemter im Staatöinterefje von ‚den 
Standesherren präfentirt und angeftellt waren. 


Der Abg. Otto: In den, in den flandeöherrlichen 
Bezirken gelegenen Gemeindewaldungen läßt der Staat die 
Forft: und Jagdpolizei durch Forſtbeamte, welche der bes 
treffende Standeöherr ernennt, ald Forftpolizeibeamte aus⸗ 
üben. Die Standeöherren haben dad. Recht, diefen Forft: 


beamten auch die Verwaltung ihrer eigenen Waldungen 


8 übertragen. Aber ed fan ein ſolcher Beamter ohne 
inhaltung der geſetzlich worgefchriedenen Formen nicht ſus⸗ 
pendirt oder vom Dienfte entfernt werden. Er ſteht alfo 
unter den Beftimmungen der Dienftpragmatif und alfo ganz 
in derfelben Kategorie derjenigen Beamten, welche der Ars 
titel 4 des Gefeßedentwurfd erwähnt. Nun ift aber in 
diefem Art. 4 nichts über die Verhältniſſe der Suppe 
beamten feftgefegt worden. ° Sollte nun in Bezug auf di 

Ausübung der Forftpolizei in den ftandeöherrlichen Gebieten 
eine andere Einrilhtung getroffen werden, fo fragt es fich, 
ob die Mechte umd Anſprüche, welche diefe Forftpolizeibes 
amten als Staatödiener auf den Grund des ſtandebherrli⸗ 
den Edicts erworben haben, den Standeöherren gegenüber 
aufrecht erhalten bleiben, oder ob auch bei ihnen der Staat 
die flonen oder Gehalte übernimmt. Ich möchte mit 
in Beziehung auf’ diefen Punkt eine Frage an den Regie: 
rungstifch erlauben. | ee 52 5 


. Der Herr Minifter von Gagern: Sch nee aller: 
dings, daß dieß ein Gegenftand befonderer Auseinander: 
feßung mit den Standedherren fein muß, Die Staatöre: 
i iſt aber davon ausgegangen, daß in den ſtandes— 
-‚herrlichen Bezirken bisher ſolche Forſtbeamte niemals 
ausſchließlich für die Forſtpolizei angeſtellt geweſen ſeien, 
ſondern die Forſtpolizei ihnen nur als Nebengeſchäft vom 
taate Übertragen worden iſt, während ihr Hauptgeſchäft 
bie Verwaltung der ftandesherrlihen Korfte war. Sie 
werben daher in der dee in die Kategorie derjenigen 
Beamten, ‚welche für die Vermögendverwaltung der Stan- 
desherren angeftellt waren, zu zäblen feien. 
Der von NRabenau (Öberforftrath):. Die Ge: 
‚meinden haben bisher durchaus feine Beiträge zur Befols 
‘bung der fogenannten Forfipolizeibenmten bezahlt. — 
u dem zweiten Antrag des Audfchuffes zu Art. 4 be 


t: 

Der Herr Minifterialrath Cigenbrodt: Durch die 
Beftimmung, daß der 1. April als Normaltag für die 
Sröße der Befoldungen oder Penfionen angenommen. wer: 
ben fol, wird die Beſtimmung darüber, von wann an der 
Befoldungen ‚oder Penfionen bezahlen fol, nicht 
überflüffig. Man follte daher lieber fagen: „Diele Kaften 
n in der am 1. April.d, J. beftandenen Größe mit, dem 
[. Mai d, 3. an. an den Staat über.” Aldvann ift bei— 
des gewahrt. Bla ce 

e "Diefer Vorſchlag wird unterflüßt, 
Der Abg. Heldmann: Ich ſchlage vor, anſtatt des 
1, Mai, den 1; Juli zu feßen. Dieß ift der. Tag, an mel 
chem nach einem Ipäteren Artifel auch die größere Steuer. 
pflicht der Standesherren beginnt, und ich bin der Anficht, 
daB man diefen Tag auch ald denjenigen annehmen. folle, 
an welchem fie von ihren Laſten befreit werden. 
n Der Abg, von Riedelel: Der Abgeordnete Heldmann 
bat den 1. Suli ald Normaltag vorgeichlagen ; ich ſehe aber 
nicht ein: warum? Denn der Berzicht der Standedherren 
Datirt ſchon zum größten Theil vom 9. März. - Warum alfo 
die Standeöherren noch ein ganzes. Vierteljahr lang dieſe 
dungen oder Penfionen ae follen, während. ihre 
barkeit doch nach dem Geſetz factifch ſchon früher 
rt, dazu ſehe ich feinen Grund, ſondern glaube- viel 
hr, daß es ein ganz gerechted Verlangen ift, wenn. man 
ben Zeitpunkt, yom 1, April, womit überdieß auch das Quar⸗ 
tal fchließt, feſthält, und den Antrag bed Ausichufles in 


— 
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dieſer Beziehung in ſeiner Kraft beſtehen läßt und an 
nimmt. 

Der Abg. Mohr: Die Abſicht des Ausſchuſſes war, 
wie ich wentgftend glaube, keineswegs die, einen anderen 
terminus a quo Feftzuftellen, ale im Gefeg. Die Abficht 
war nur die, den Zeitpunft, wornach die Normirung der 
Denfionen ftattfinden folte, auf den 1. April zurüczus 
fegen, damit Unterfchleife, ich geftehe dieſe Abficht offen 
und unummunden ein, dadurch verhütet werden follten. 
Denn e3 wäre bei der Voraudfiht, daß ein folches Geſetz 
erlaffen wird, möglich geweſen, daß im legten Augenblid 
noch Beloldungen erhöht worden wären, 

Der Abg. von Riedefel: Ich muß dem Abgeordne= 
‚ten Mohr bierin wideriprehen. Das würde eine Unreds 
lichkeit und eine Unrechtlichfeit von Seiten der Standeöherren 
unterftellen, deren man feinen Menſchen zeihen fol. 

Der Abg. Mohr: Dad Gefeß hat Die Aufgabe, alle 
Mißbräuche, ohne Rüdficht auf irgend eine Perfon, uns 
möglich zu machen : 

Der Herr Minifterialrarh Cigenbrodt: Was das 
Amendement ded Abgeordneten Heldmann betrifft, daß der 
Staat diefe Penfionen und Laſten von dem 1. Juli dieſes 
Jahres an übernehmen foll, weil, nach dem Vorſchlag des 
Ausſchuſſes, auch die theilweife Steuerbefreiung der Standed: 
herren ven dieſem age an aufhören foll, fo glaube ich, 
daß man es bei dem Entwurf belafjen follte. Es ftebt näm— 
lich Die Webernahme dieſer Befoldungen oder Penfionen in 
Wechfelwirfung mit der Aufhebung der Entichädigungdrenten, 
welche die Standeöherren für entzogene Zuftiz: und Admi— 
niftrattoiporteln beziehen, und ebenfo mit dem Strafenbezug, 
der mit dem nämlichen age, alfo mit dem 1. Mai, an den 
Staat übergeben fol. Daß dad Steuerprivileg der Stans 
deöherren von einem anderen Datum an aufgehoben werden 
fol, rührt daher, weil die Steuern für dad erfte Semefter 
dieſes Jahres bereit ausgefchlagen find und man darin nicht 
gut mehr eine Xenderung treffen Fann. 

= dem Antrag des Ausfchuffes unter 3 zu Art. 4 ber 
merft: | 

Der Abg. Mohr: E8 muß auffallend erfcheinen, daß 
hier in einem Geſetz noch ein Vorbehalt in Beziehung auf 
die Strafgelder aus ven flandesherrlihen Waldungen ges 
macht wird. ch darf voraudfegen, daß die Gemeindevers 
bältniffe in den beiden bießfeitigen: Provinzen in der Art 
reaulirt find, daß man darüber gar nicht im Zmeifel if, 
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zu — Gemeinde ein ſolcher Complex von Waldungen 

ehört. 
(Dem Redner wird von mehreren Seiten bemerkt, daß 
hier von ſolchen ſtandesherrlichen Waldungen bloß die Rede 
ſei, die eine eigene Gemarkung bildeten.) 


Der Abg. Mohr (fortfahrend): Wenn dieß der Fall 
iſt, wenn ein folder Complex von ftandedherrlihen Wal: 
dungen eine eigene Gemarfung bildet, weil er in der Ums 
. gebung der Wohnung der Standeöherren liegt, To ift eine 
- erxceptionelle Beflimmung, ein Vorbehalt, nicht nothwendig, 
dann fallen diefe Waldungen in Hinficht auf die eingehens 
den Strafen unter die allgemeine Berfügung, daß übers 
haupt die Gemeinde, der der Wald gehört, die Strafen 
beziehen fol. Iſt dieß aber nicht der Sal, fo können auch 
den Beligern diefer Waldungen die Strafen nicht ebenfo, 
wie den Gemeinden zufallen. Es könnte hiernach diefe Vers 
fügung wohl geftrichen werden. 

‚ Der Abg. Volhard: Ich trage darauf an, in dieſem 
Artikel in der elften Zeile anftatt ded Worte: „eigenthüms» 
lichen“ zu feßen: | 

„eine eigene Gemarkung bildenden,” 
und in der fiebenzehnten und achtzehnten Zeile anftatt: „Ges 
meindewaldungen“ zu feßen: 
„in den zur Gemeindegemarfung gehörigen. Wal: 
dungen.” | 

Darnach würden die Standedherren die Strafen in den: 
jenigen ihnen eigenthümliben Waldungen beziehen, welche 
eigene: Gemarkungen bilden würden, dagegen in allen fol. 
hen Waldungen, welche in die Gemeindegemarfungen ges 
bören, die Strafen den Gemeinden ebenfo zufallen, wie dieß 
bei den Strafen. aud den Waldungen der Übrigen Privaten 
innerhalb der Gemeindegemarfung der Fall ift. “ 

‚Der Abgeordnete Frank unterflügt das geftellte Amen» 
bement. 


Der Abg. Mohr: Sch halte ed nur nicht für richtig, 
daß ein Compler von Waldungen für fih eine eigene Ge: 
markung bilden fol; denn dadurch befommen wir wieder 
Ausnahmen. Alles Grundvermögen muß einer Gemeinde 
beigezählt fein‘, ‘muß in Folge diefer Zuzählung an den ges 
meinheitlichen Laften heil nehmen. enn aber auf eine 
foldye Weife ein- Gütercompler für fich eine eigene Gemar⸗ 
* bildet,’ fo find eo-ipso dieſe Güter von ſolchen Laſten 
efreit. 2 Zu | 


— Der Präfident; Was der Abgeordnete Mohr. be: 
merkt hat, Fann demnächſt bei der Reviſion der Gemeinde: 
ordnung zu Sprache kommen, — 
Der Abg. Volhard: Sch theile die Anſicht des Ab⸗ 
geordneten Mohr und habe bereits einen beſonderen Antrag 
dahin geſtellt, die eigenen Gemarkungen von Privaten aufs 
zuheben und zu den Gemarkungen der zunächſt liegenden 
Gemeinden zu ſchlagen. Sobald dieß geſchehen, werden 
auch die Strafen, welche für Frevel in jenen Gemarkungen 
zum Anſatz kommen, den Gemeinden zufallen. 

Der Abgeordnete Mohr erklärt ſich damit einverſtanden. 

Der Abg. von Firnhaber: Dann würde aber aud) 
ald eine weitere nothwendige Folge davon ericheinen, daß 
die Gemeinden folhe Walddiſtricte auch zu ſchützen haben. 

Diefe Frage wird von mehreren Seiten bejaht. 

Der Herr Minifter von Gagern: Eben bieß ift auch. 
der einzige Grund, weßhalb diefe Ausnahme hier gemacht 
ift, und wer die Dispofitionen der Gemeinden kennt und 
mit einem Sinn für Gerechtigkeit würdigt, .der. wird wohl 

geben müſſen, daß man den Gemeinden: den. Schuß der 
andesherrlihen MWaldungen nicht überlafjen fann. Man 
bat den Standesherren:. die Aufbringung des Aufwanded für 
den Schuß ihrer. eigenen Waldungen überlaflen und hat 
die Ueberlaffung der Forfiftrafen nur ald eine Entſchädigung 
für'diefen Aufwand, welchen ſonſt, wenn. die Verpflichtung 
zu folhem Schuße den Gemeinden zur Obliegenheit gemacht 
wäre, dieſe zu-tragen. hätten, betrachtt. ö 
»: Der :Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Mit 
einer Beflimmung, wonach die Gemeinden. den Schuß der 
fiandeöherrlichen Waldungen übernehmen müßten, geſchieht, 
meiner Anficht nach, den Gemeinden ein ſchlechter Dienft. 
Sin. Forftiihüge befommt in der Regel 200 bi 250 fl. 
jährlihe Beſoldung. Won. den Strafgeldern, welche jährlich 
eingeben; ! befommt er höchftend : etwa 50. bid 60 flaz man 
würde alfo damit den Gemeinden eine Laſt von 180: bis 
200 fl für jeden Schugbezirt aufbürden, den fie auf. diefe 
Weiſe in ihre Gemarkung befommen. Es möchte Daher 
nicht. im Interefle der Gemeinden. liegen, auf diefen, Vorſchlag 
einzugeben. TB F „X At 4% 
3, Der, Abg. Mohr: Bet und müffen die Privaten den 
Schuß ihrer Waldungen felbft bezahlen und dennoch fallen 
die Strafgelder in, die Staatskaſſſ. nis 
Der Ubg, non. Riedefel;., Bis jet „bat auch Dem 
 Standeöherren, in fo weit ihre Waldungen eigene Gemarr 
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kungen bildeten, obne Unterfchied, der Wegbau, ‚der beveu: 
rs Geldopfer erforderte, obgelegen; und in der Hinficht 
möchten die Gemeinden fich fehr übel dabei befinden, wenn 
fie. auch. noch, die Wegbauten mit übernehmen müßten. 
Sollten ‚aber die Standeöherren künftighin, wenn dad eigene 
Gemarkungsreht für ihre MWaldungen wegfällt, auch mit 
Theil nehmen an den Koften für die Unterhaltung "der 
Wege in der Feldgemarkung, fo ift die gerechte Folge das 
von, daß. auf der anderen Seite die Gemeinden ‚auch anges 
halten werden, die Wege in dem Walde mit bauen zu belfen. 
Dadurh werden aber die ‚Gemeinden, anftatt daß wir 
bemüht find, fie zu erleichtern, fehr beläftigt und höchſt 
unzufrieden mit diejer Beſtimmung werden. | 
Der Abg. von Firnbaber: Sch glaube, daß nur ‚ges 
genfeitige Nachtheile daraus ermachfen, wenn man die bisher 
eine eigene Gemarkung bildenden Waldungen einer Gemeinde 
zutheilt. Denn der Schuß eines Eigenthumd, welches eimen 
großen Complex bildet und welched ganz dazu geeignet ift, 
daß ein eigened Schußperfonal dafür angeftellt werden kann, 
wird viel befjer von dem Eigenthümer felbft geſchützt, als 
vor einer Gemeinde oder einer fonftigen Gorporation, welche 
an der Erhaltung jenes Eigenthums nicht in gleihen Maße 
ſelbſt . interefirt - ıft. | 
5. Der Herr Minifter, von Gagern: In der Provi 
- Rheinhefjen beftreiten die Privatwaldbefiger felbft den Aufs , 
wand für den. Schuß ihrer Waldungen, obgleidy die Stras 
fen in die Gemeindekaſſe fließen. Die diefem Strafenbezug 
entiprechende Verpflichtung zum Schutz liegt allerdings den 
Gemeinden ob; dennoch aber wird der Aufwand für den: 
Schus: von den Waldbefigern darum bezahlt, weil diejer, 
wie. der Herr. Abgeordnete Mohr recht gut weiß, von den; 
Gemeinden nicht geleiftet,; wird. Und gerade darin liegt der, 
Grund, warum man: den Standeöherren im Sinne der Ger. 
vechtigkeit nicht zumuthen ‚kann, daß fie den Schuß ihrer 
Waldungen von dem guten Willen der Gemeinden follen 
abhängig ‚machen DER A 
Der Abg. von, Rabenau (Legationdfefretär): In 
Beziehung auf den Feldſchutz finden. ganz die nämlichen 
Verhältniffe flatt, wie bei dem Waldihug. Wenn. nun 
künftighin die Feldſtraſen von flandeöherrlichen. Gütern in 
die Gemeindefafien fließen, fo wäre es eben fo billig, wenn, 
die. Gemeinden auch den Feldſchützen zu, bezahlen hätten. 
Aber auch hierbei würden die Gemeinden, meiner. Anficht 
nach, „eben. jo fchlecht -hinwegkommen, wie bei dem Wald: 
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ſchutz für die ftandedherrlichen Waldungen, und daher ftelle 
ich den Antrag, daß hinter den Worten: „in Anſatz kom⸗ 
men“ hinzugefünt wird: | | 
„oder für Frevel, welche auf ihren eigenen Feldern 
begangen und von, von ihnen felbft angeftellten Feld: 
fhbügen zur Anzeige gebracht werden.“ 
Die Abgeordneten von Rabenau (Öberforftrath) und von 
Firnhaber unterftügen diefen Antrag. — . 
Zu dem Antrag ded Ausfchuffes unter Nr. 4 zu Art. 4 
bemerft: | | 
Der Abg. Krank: Es iſt allerdings nothwendig, bier 
u beftimmen, daß nur der Meinertrag abgeliefert werden 
. Denn nad der biöherigen Verwaltung der Forftftrafen 
hatte der Staat noch Zufchüffe zu leiften, und ich glaube, 
daß, wenn dieß in Zufunft fo fort geht, wie bisher, die 


Standeöherren noch etwas für die Verwaltung werden zus - - 


legen müffen. 

Der Abg. von Rabenau (Öberforftratb): Bisher 
find für die Erhebung der Forftftrafen 10 Procent an die 
Forftftraferheber bezahlt worden. Diefer Bezug ift aber 
viel zu hoch; er kann mindeftend auf die Hälfte herabgefegt 
werben. | 
Der Herr Minifterialrarh Eigenbrodt: Wenn die 
Standedherren Fünftighin nach Art. 13 dieſes Geſetzesentwurfs 
kein eigened Beitreibungsrecht mehr haben follen, fo ift Fein 
anderer Weg der Betreibung möglih, ald daß diefe Stra: 
fen durch die Staatdbehörden beigetrieben werden. Der 
Bezug an Erhebgebühren, der den Erhebern bisher dafür 
bewilligt war, ift indejfen allerdings fehr hoch. | 

Der Abg Karl Zöppris: Der Abg. Frank hat aller» 
dings ganz recht, wenn er bemerkte, daß die Korftftrafen 
bedeutende Zufchüffe aus Staatdmitteln bedürften. Indeſſen 
ift es eine andere Frage, ob in den flandeöherrlichen Be: 
zirfen ebenfalld die Erhebung der Forftftrafen noch Zufchüffe 
bedarf; denn fo viel ich mich erinnere, haben gerade im 
Oberfürftenthum die Forftitrafen einen Ertrag geliefert. 

Der Abg. Krug: Der foeben hervorgebobene Gegen 
fand ift neuerlich fchon von dem Abgeordneten Schmidt 
zur Sprache gebracht worden; er. wurde aber bis zur Bes 
rathung über dad Budget ausgeſetzt. Meiner Anficht nad 
follte man aber, da dieſe Berathung fo bald nicht erfolgen 
kann, jede ſich unterdeß darbietende Gelegenheit ergreifen, 
darauf zu dringen, daß die zehn Procent Erhebgebühren, 
welche die’ Rentbeamten von den Forfiftrafen bisher bezogen 
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"haben, berabgeießt werden. Denn ehe die Gemeinden in 

den den Befiß der ihnen zugewielenen Forfiftrafen wirklich 

gelangen, werden ihnen vierzehn Procent an Erhebgebühren 
abgezogen. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Die Erhebgebühren find 

gegenwärtig ſchon auf act Procent berabgefegt; aber ich 

bin der Anfiht, daß fie auch noch weiter herabgefeßt wers 

den Fönnen. — 

Zu Urt.5 


wird nichts bemerft. 


Zu Art. 6. 


“Der Abg. von Rabenau (Öberforftratb): Es befteht 
wohl darüber fein Zmeifel, daß die Präfentationen der 
Mfarreien in älteren Zeiten allerdingd nur durch onerofe 
Berbindlichkeiten erworben worden find. Hebt man dad 
Präfentationdrecht auf, alddann muß man auch diejenigen, 
denen diefed Recht bisher zuftand, von den onerofen Ber: 
bindlichfeiten befreien. Ich ftelle daher den Antrag, daß, 
je nach Befund, entweder der Staat oder die Gemeinden 
die Verbindlichfeiten oder Beiträge zu den Gehalten der 
Geiftliben übernehmen müffen. Der Fal kommt zum z. B. 
häufig vor, daß Geiſtliche Holzgehalte von denjenigen bes 
teben, welchen dad Präfentationsrecht zuftebt. Auch die 

erbindlichkeit zur Unterhaltung der Pfarrgebäude von Sei 
ten der Patrone kommt häufig vor. Wird legteren nun 
dad Präfentationdrecht genommen, fo fprechen, meiner At 
. fiht nad, alle Gründe ter Billigfeit und des Rechts das 
für, daß man fie auch von allen onerofen Verbindlichkeiten 
befreit. 

Der Abgeordnete von Firnhaber unterftügt dieſen Antrag. 
Der Abg. von Günderode: Der Art. 6 hebt zwar 
die Präfentationdrechte bei Belegung von Pfarr: und Schul: 
ftellen ıc. auf, überläßt aber den Berechtigten nad wie vor 
die Laſten, melde darauf ruhen. Dieß ift aber dem Rechte 
noch der Billigkeit entfpredhend; denn wer den Vortheil 
verliert, dem müſſen auch die Laſten abgenommen werden. 
Ich ftelle daher den Antrag, -daß in dem Art. 6 nach dem 
Wort: „aufgehoben“ noch die Beftimmung hinzugefügt wird: 
—5* übernimmt der Staat die damit verbundenen 
aſten.“ | | 

Der Herr Minifterialratd Eigenbrodt: Wenn der 
Artifel auf die Art amendirt wird, wie der Ausſchuß vor 
geſchlagen hat, fo werden die erhobenen Anftände fich be—⸗ 
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deitigen. Dad. Präfentationsredpt- gründete fih allerdings 
urſprünglich auf die Stiftung, ed gründet ſich aber auch 
häufig auf Herfommen und .auf verichiedene Erwerbungs⸗ 
arten, welche buuptiächlich mit den Veränderungen in den 
Religiondverhältniffen zufammenhingen. Während der Res 
Formation. haben die Landesherren, indem fie die bifchöfliche 
Gewalt erhielten, im Allgemeinen auch dad Befegungsrecht 
der Pfarrftellen erhalten, und dieſes Präfentationsrecht fteht 
keineswegs nothwendig im Zuſammenhang mit einer Fun: 
dirung der Stelle felbfl. In dem flandeöherrlichen Edict 
felbft heißt es: i 
„Auch follen fie das ihnen bereit früher zufländig 
gewefene und belafiene allgemeine Präfentationsrecht 
bei Befegung von in ihren ftandeöherrlichen Bezirken 
erledigt werdenden Pfarr» und Schulftellen fernerhin 
ausüben und die Verwalter von Kirchenfaften, Schul: 
fonds und milden Stiftungen nach Inhalt unferer 
früheren Verordnung. vom 20. Suni 1808 beftellen,” 
Diefed allgemeine Präfentationsrecht ift nach der Ber: 
faffung der proteftantifhen Kirche ein Recht des Landeds 
herrn in Kirchenfachen ald summus episcopus; die Stan⸗ 
deöherren follen dieſes allgemeine Präfentationsrecht in ihr _ 
ren Bezirken nunmehr verlieren. Können fie dagegen nach 
weiſen, daß fie aus ihrem. eigenthümlichen Vermögen eine 
Stelle dotirt haben, fo follen fie eben fo wohl ihr Präfentas 
tionsrecht behalten, wie jeder andere Private auch... Unter 
diefem eigenthümliben Vermögen kann nichtd anders verr 
flanden fein, ald dad Kameralvermögen, welches den Stans 
desherren ‚bei. der Mediatifirung Üüberlaffen worden iſt. Bei 
den früher reichöunmittelbar geweſenen adligen Gerichtöhers 
ren ftellt fihb die Sache auf eine ähnliche Weife heraus. 
Sie müſſen alfo immer eine Dotation nachweiſen. Bezah⸗ 
len. fie indeffen die Befoldungen der Geiftlihen, fo fcheint 
hierin der Beweis der Dotation. zu liegen. Bei. denjenigen 
abeligen Gerichtöherren, welche früberhin nicht reichsunmit⸗ 
telbar waren, Bann, wenn fie jest die Befoldungen noch 
bezahlen, ‚ein. Zweifel darüber gar nicht entftehen, ob fie 
bie: Stellen aus ihrem Privatvermögen dotirt haben oder 
nicht. Dort ift die Sache noch einfacher, und ich glaube 
wirklich, daß diefer. Artikel. durch daS von dem Ausſchuß 
vorgeichlagene Amendement gewinnen wird, 
:, Der Abg. Cretzſchmar: ‚Die Pflicht der Standes» 
berren, einen Beitrag zur. Erhaltung oder zum Bau: der 
Pfarrgebäube zu leiften,, kann unmöglich: conner. mit dem 
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Präfentationdrecht fein. Was hat denn dad Präfentationd- 
recht mit der Verbindlichkeit, die Kircens und Pfarrgebäude 
zu bauen oder zu repariren, zu thun? Es fönnte-ja auch) 
leicht, vorfommen, daß jene Herren früherhin aus religiöfen 
KRüdfiten Verbindlichkeiten der Art gegen die Kirche über: 
nommen hätten; ed fpricht ſogar eine Wahrfcheinlichfeit das 
für, daß fie erflärt haben: weil wir eine folche Kirche be: 
fucben, wollen wir auch auf unfere Koften die Kirche, das 
Pfarrs oder Schulhaus unterhalten. 

Der Abg. Mohr: Sch gebe von der Anficht aus, daß 
die Beſetzung der Schulftelen ein unbedingted Negierungd: 
recht ift und ich glaube, daß dieß im Allgemeinen auch von 
den Pfarreien gilt, fo lange die Kirche nicht völlig vom 
Staate getrennt ift und als eine reine fich felbft vertretende 
religiöfe Gefellfchaft angefehen wird. Ich würde daher den 
Antrag auf Aufhebung aller Präfentationdrechte bei Pfarrs 
und Sculftellen geftellt haben; aber nur aus der Betrachs 
tung, daß ed diesſeits auch Private und Gemeinden 
gibt, denen ſolche Präfentationsrechte zuftehen, und aus der 
weiteren Betrachtung, daß dad vorliegende Geſetz Feinen 
anderen Zwed bat, als die Standedherren den Privaten 
gleich zu flellen, bin ich von diefem Antrag abgeftanden, 
und ich fehe daher einer allgemeinen Gefeßespropofition darüber 
ersgegen, wodurd alle Präfentationsrechte in Beziehung 
auf Schulen und Pfarreien unbedingt aufgehoben werden. - 

Der Übg. von Rabenau (Oberforftraty): Die Be 
merfung im Ausichußbericht zu Art. 6 paßt eigentlih nur - 
auf diejenigen Präfentationdberechtigten, die ihr Präfentas 
tiondrecht behalten wollen. Auf diejenigen aber, die ſehr 
gern auf ihr Präfentationsrecht verzichten, paßt fie nicht: 
Unfere Familie hat mehrere Präfentationen; allein fie ver 
zichtet bereitwillig darauf; denn fie muß bei einigen dieſer 
Pfarreien zur Bezahlung der Pfarrgehalte beitragen, namen% 
lich Brennholz dem Pfarrer verabreichen, : auch bei- einer 
Pfarrei die Pfamgebäude unterhalten ı. Wenn man daher 
dad Präfentationdrecht entzieht, fo fol man auch die Vers 
bindlichkeit, zu den Pfarrgehalten beizutragen, die jedenfalls 
mit dem Präfentationdrecht in engem Zuſammenhang fteht; 


fernerhin nicht beftehen laſſen. 


Der Abg: Frank: Ein Beitrag zur Befoldung einer 
Pfarrei gr rg noch keineswegs ein Präfentationdrecht; 
denn mir. viele Pfarreien bekannt, wo adelige Gerichtös 
herren die Präfentation haben und wo der Kameralſiscus 
Hol; ald Beitrag zur Beſoldung für dieſe Pfarreien gibt. : 
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3u Art: 7. 


Der Abg. von Riedeſel: Ach bemerke zu dielem 
Artifel nur, daß außer den Standesherren doch auch wohl 
noch andere Private, Gemeinden ꝛc. folche Stiftungen haben 
und daß, wie der Entwurf bier gefaßt ift, es fehr leicht 
moͤglich ift, daß die Standeöherren in diefer Beziehung ſchlech⸗ 
ter geftellt werden, wie viele andere Angehörige des Groß: 
herzogthums, was gewiß nicht die Abficht des Minifteriumd 
bei Borlegung dieled Gelebed war. Ich wünſche daher, daß 
in dem lebten Eabe des Artifeld anftatt der Worte: „find 
aufgehoben” gefagt wird: 

„bleiben beftehen, bis auf dem Wege der Gefeggebung 
ein für alle Staatsangehörige des Großherzogthums 
verbindendes Geſetz erlaffen fein wird.” 

Außerdem wird dann noch der mittlere Abfa des Artis 
feld geftrichen werden müflen: | 

„bis zur Herſtellung dieſes Beweiſes werden jene 
Dispofitionäbefugniffe vom Staate audgeübt.” 

Ein weiterer Grund, warum ich diefe Worte geftrichen 
wünfce, ift der, daß im Allgemeinen eine jede Bevormuns 
dung auc in anderen Beziehungen entfernt werden fol, 
und daher eine Maßregel, welde, den Standeöherren ges 
genüber, eine ſolche in fich fchließt, nicht beabfichtigt mer: 
den konnte. | 

Der Herr Minifterialratp Eigenbrodt: Man kann 
nicht fagen, daß die Standesherren durch diefen Artikel anderen 
Staatdangebörigen gegenüber beeinträchtigt feien; denn indem 
ihnen der Beweid nachgelaflen ift, daß dieſe milden Anftals 
ten aus ihrem Privatvermögen geftifter feien, und indem 
für den Fall der Führung dieſes Beweiſes ihre Diöpofitions: 
befugniffe erhalten find, find fie den Privaten und anderen 
Staatöbürgern gleichgeftelt. Diefer Artikel ift übrigens von 
außerordentliher Wichtigkeit, namentlich wegen der Ver⸗ 
hältniſſe des Klofterd Höchft, und ich muß offen geſtehen, 
daß die Verhältniffe diefed Klofterd bei der Abfaſſung dieſes 
Artifeld vorgeſchwebt haben. Dad Klofter Höchft wurde in 
ber Reformationszeit fäcularifirt, und daraus nun, daß die 
Voreltern der Standeöherren die großen Güter diefed Klo: 
ſters, ftatt -diefelben zu eigenem Nugen zu verwenden, ver: 
einigt gelaffen haben und zu einem Fonds für milde Zwede 
und unter. gemeinfchaftlicher Verwaltung beftimmten, iſt die 
Behauptung zu begründen verſucht worden, daß dieß ein 
ren Standeöherren eigenthümlich geböriger Fonds fei und 
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daß er zu. demjenigen gehöre, auf welche ders. 55 des 
ftandeöberrlichen Edictd Anwendung finde. Diefer Konds ift 
von außerordenflicher Wichtigkeit für die ganze Gegend, es 
werden Pfarrbefoldungen daraus beftritten, Kirchen daraus 
gebaut und reparirt; und ed ift immer ein großer Mißftand 
geweſen, daß in Folge der den Standesherren nad) $. 55 
ded Edicts zuftchenden Dispofitionsbefugniffe große Sum» 
men jährlich zu Zmeden verwendet worden find, Die ich 
zwar nicht anfechten will, — e& mögen die Verwendungen 
zu wohlthätigen Zweden gemacht worden fein, — von denen 
man aber doc nicht wußte, wozu fie verwendet würden. 
Die Gemeinden haben geglaubt, dadurch in ihrem Rechte 
beeinträchtigt zu werden. . Diefer Zuftand muß nothmwendig 
bei der jegigen Gelegenheit geändert und neu regulirt wer: 
den. Darum fonnte man nicht daS gegenwärtige Verhältniß 
befteben laffen bis zur Entſcheidung der Frage, ob Diele 
Anftalt aus dem Privatvermögen ver betreffenden ftanded: 
berrlihen Familien geftiftet worden fei oder nicht. Man 
muß unter allen Umftänden diefen Fonds einftweilen unter 
die Aufficht der Staatövermaltung nehmen. Sollten aber 
die Standesherren jenen Beweis führen, fo würden benfels 
ben ihre bisherigen Dispofitiondbefugniffe verbleiben. 

Der Abg. von Riedefel: Der von dem Herrn Res 
gierungdcommiffär erwähnte Fall ift wohl der einzige dieſer 
Art. Außerdem gibt ed aber auch ſolche Stiftungen, die 
urfprünglid rein aus dem Privatvermögen der Standeäher: 
ren gegründet worden find, und für welche andere Familien 
vielleicht nur kleine Legate vermacht haben, weil fie fi bon 
dem guten Zwed der Anftalten überzeugt hatten. Warum 
will man den Standeöherren alle Dispofitionsbefugniffe ent: 
ziehen? Das finde ich ungerecht. In der Beziehung könnte 
man wenigſtens, wenn. au fonft ein’ fireng juriftifcher 
Beweis verlangt werden follte, ein Auskunftsmittel dahin 
treffen, daß je nach Maßgabe der Größe ded Stiftungsver—⸗ 
mögend den Standedherren eine Mitwirkung bei der Ber: 
theilung und Verwendung diefer Fonds zuftehen bliebe, und 
ih glaube, daß darauf demnächſt Rüdfiht genommen wers 
den follte. Denn es muß für die flandesherrlichen Familien 
bart fern, fi durch Entziehung der Dispoſitionsbefugniß 
bei ſolchen Fonds, wie fie oben. erwähnt, der Fähigkeit be: 
raubt zu fehen, Gutes zu thun und anderen Leuten unter 
die Arme zu greifen. | ! 

Der Abgeordnete von Löw. unterftüßt den Antrag des 
Abgeordneten von Riedeſel | 4 


4; 
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Der Abg. von Günderode: Ich kann die von dem 
Abgeordneten von Riedeſel ausgeſprochene Anſicht nur thei⸗ 
fen. Ich kenne mehrere Fälle, wo die Haupttheile des Wer: 
mögens ſolcher Stiftungen aus dem Familieneigenthum der 
betreffenden Familie hergegeben und nur ganz unbedeutende 
Beiträge von den Gemeinden gegeben worden' ſind. Die 
Verwaltung ift bisher gut geführt worden, und ed wäre in 
der That eine Härte, wenn man Familien, durdy deren Wohls 
thätigfeit folche Stiftungen gegründet wurden, die Freude 
entziehen wollte, den Armen unter die Arme zu greifen. 

Der Herr Minifterialratb Eigenbrodt: Es ift in dem 
Artifel.nicht gefagt, Daß die Standeöherren den Nachweis 
zu liefern hätten, daß diefe Anftalten ausfchließlich von 
ihnen errichtet worden feien. 


Zu Art. 8 
wirb nichts bemerft. 


Zu Urt. 9, 


Der Abg. Frank: Es konnen folhe Werke eröffnet 
fein, aber fie find nicht mehr im Betrieb, und ich glaube, 
daß man in der drittlegten Zeile des Artifeld fagen ‘0: 
„Die jegt beftehenden und eröffneten und im Befig 
und Betrieb der Standedherren befindlichen Grus 
ben ıc.” 
Der Präfident: Die Grenzlinie, ob ein Werf wenig 
oder gar nicht mehr betrieben wird, möchte in vielen Fällen 
fehwer zu ziehen fein. 


"Der Abg. Frank: Dieß ift nicht fo fehwer zu unter 


ſcheiden, dieß kann nad) allgemeinem Bergredht behandelt 
werden. Wenn Jemand ein Werk eine gemifle Zeit hin: 
durch nicht betrieben hat, ift e& ins. Freie gefallen. i 
Der Abg. von Firnhaber-Jordis: Sch halte es 
für fehr wichtig, daß, während man heut zu Tage fih auf 
jede Meile bemüht, dad Grundeigentbum von den darauf 
ruhenden Laften zu befreien, man auch überhaupt dahin 
wirken follte, daß ed vom Bergregal befreit wird. Das 
Bergregal kann fehr veratorifch für den Grundbefiger fein 
und ed Fann ein Grundeigenthum total entwerthen. Ich 
fände ed natürlicher, daß Jeder auf feinem Grund und 
Boden aub den Bergbau betreiben könnte, namentlich 
menn diefer einen zu einem Grubenfeld geeigneten zuſam⸗ 
menhängenden Compax bildet. | 


u 


⸗ 
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Der Präſident: Was der Abgeordnete von Firnhaber 
bemerkt hat, ſcheint mir nicht zum Gegenſtand unſerer heu- 
tigen Berathung zu gehören. 


Der Abg. Frank: Allerdings ift der Zuſatz, welchen 
der Ausfchuß vorgefchlagen hat, weſentlich. Der von mir 
vorgefchlagene Zuſatz wird aber darum noch nicht entbehrlich; 
denn bei dem Nachſuchen um die Muthungs- oder Beleh⸗ 
nungdbriefe, was der Zufaß vorfchreibt, haben die Standes⸗ 
herren zu beweifen, daß die fraglichen Werke nach berg: 
männifhem Recht noch nicht ind Freie gefallen find, und 
je nah dem Erbringen oder Nichterbringen diefer Beweiſe, 


- werden fie die Mutbungs » oder Belehnungdbriefe befommen 


oder nicht. 


Der Herr Minifteriafraty Eigenbrodt: Man kann 
nicht fagen, daß in den ftandeöherrlihen Bezirken irgend 


‚ein Werk bisher in dad Freie gefallen feiz denn bisher hat— 


ten die Standeöherren ein audfchließliches Recht auf den 
Bergbau; nur wenn fie binnen einer beftimmten Friſt nicht 
bauen wollten, Eonnten Andere bauen. Sest handelt 

fih nur darum, ihre Werke abzugrenzen, ihnen ein be: 
ſtimmtes Grubenfeld anzuweifen, damit fie nicht weiter 
bauen fönnen, ald fie in Folge des Muthungs⸗ und Be: 
lehnungsbriefed® bauen dürfen. Was darüber hinausgeht 
falt dann ind Freie. Es gibt bekanntlich drei Perioden 
beint Bergbau, die von einander unterfchieden werden müfs 
fen. Die erfte Periode ift die des Schürfend, Die zweite 
Periode die, wo dad Bergwerk in Angriff genommen wird, 
und die dritte die, daß ed in förmlichen Betrieb gefegt und 
für den Bau eine Leihe genommen wird. Bei der erften 
Periode erfolgt ein Schürfichein, bei der zweiten ein Mus 
thungöfchein und. bei der dritten ein Belehnungdbrief. Ich 
laube nicht, daß, wenn man die verfchiedenen Perioden 


ins Auge faßt, den Standeöherren deßhalb, weil eine Grube 


im gegenwärtigen Augenblid nicht im Bau fei, weil fie 
alfo ‚den Bedingungen nicht entfprochen hätten, die in den 
Muthungs> oder Belehnungöbriefen geftellt find, eine folche 
Grube entzogen werden könnte. Iſt irgend wo ein Werk 
eröffnet, fo fann, glaube ich, auf den Umftand, daß es in 
der legten Zeit vielleicht nicht betrieben wurde, in diefem 
Augenblide nichts ankommen, weil die Erheblichkeit diefes 
Umftandes bloß auf den Inhalt der Muthungd> und Be: 
lehnungsbriefe beruht, die fie ja noch nicht haben. 
Protokolle z. d. Verh. d. 2. Kam. II Bb. 
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Zu Art. 10 
wird nichtö bemerkt. 
Zu Art. 11 
und zwar insbefondere zu Nr. 1 bemerkt: 
Der Abg. Volhard: Sch wünfche zwifchen dem Ars 
titel 10 und dem Art. 11 noch folgenden Zuſatzartikel: 
„Ale Einkünfte und Gefälle, welche die Standes: 
berren in den flandeöherrlihen Bezirken außer dem 
FSruchtzehnten beziehen, wie namentlich 3. 8. die for 
genannten Martinizinfen, Gültens, Holz», Mark⸗. 
- Nuß:, Obft: und Blutzehnten, Wafjerfallzinfen u. ſ. w. 
find unentgeltlich aufgehoben, in fo weit nicht erwies 
fen wird, daß folbe aus Erb» oder Zeitpachtver: 
trägen oder aus fonftigen urfprünglich privatrechtlichen 
Gründen gefchuldet werden.” “ 

Sch verkenne nicht, daß diefer Antrag einen Angriff auf 
Eigenthumdrechte zu enthalten fcheint, er läßt fich aber 
veffenuingeachtet rechtferfigen, wenn man die Zweifelhaftigs 
feit des Urfprungd diefer Berechtigungen und die Fehlers 
haftigkeit des Erwerbs vieler derſelben betrachtet. Viele 
mögen Ausflüſſe der Landeshoheit geweſen, andere auf un⸗ 
rechtliche Art entſtanden ſein. Die ſtandesherrlichen Beam⸗ 
ten haben bisher ſehr häufig die Rechte der Standesherren, 
wie namentlich z. B. das Recht auf zwangsweiſe Beitrei⸗ 
bung im Verwaltungswege, auf eine unverantwortliche Weiſe 
mißbraucht. So haben fie den Einwohnern der ſtandes⸗ 
herrlichen Bezirke Gefälle, theilweife geringen Betrag, an: 
gefordert, im Falle der Nichtleiftung aber Zwangdmaßregeln 
angewendet. Gegen folhe Zmangsmaßregeln fonnte der 
angebliche Pflichtige fi nur durch Einlegung eines Wider: 
ſpruchs vor Gericht und durch Erwirkung eined gerichtlichen 
Einhaltsbefehls fchügen, hierfür aber mußte er an Stempel 
mehr auslegen, als dasjenige betrug, mad von ihm verlangt 
wurde. Aus diefem Grunde haben viele unterlaffen, bei 
Gericht Einfprache zu thun, und fo entfland auf unrechtlicye 
Weiſe ein Beſitz zu Gunften der Standeöherren. . 

In andern Fällen, wo ganze Gemeinden ‘einer ihnen 
angefonnenen Leiſtung widerſprachen, ſuchte man bdiefen 
Miderfpruch dadurch zu brechen, daß man alle einzelnen 
Mitglieder folcher Gemeinden in Procefje verwidelte. Es 
find Fälle vorgefommen, wo Standeöherrenbeamte wegen 
einer und derfelben Abgabe drei bis vierhundert Einwohner 
einer Gemeinde einzeln verklägten, 3 bis ‘400 Klagen 
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ganz gleichen Inhaltd auf einmal anftellten, drei bis vier: 
hundert Gemeindeglieder in eben fo viel Foftipielige Rechts⸗ 
ſtreite verwidelten, den wiederholt gemachten Vorſchla 
aber, nur einen diefer Rechtöftreite Fortzuführen und det 
fen Ergebniß für alle andere gelten zu laffen, bartnädig 
ablehnten. ! 

Auf ſolche Weife hat man Gemeinden, welche unges 
rechten Anforderungen widerſprochen, Tauſende von Koften 
aufgebürdet, durch die Unerfchwinglichkeit diefer Koften die 
Möglichkeit der Vertheidigung geraubt und ihnen nur die 
Wahl gelaflen zwilchen unbedingter Unterwerfung, nachtheis 
ligem Vergleich oder gänzlicher Verarmung. Erwägt man 

dieſe Umſtände, ſo wird die unentgeltliche Aufhebung 
der fraglichen Rechte als eine Unbilligkeit nicht erfcheinen, 
und dieß um fo weniger, ald, wenn ich nicht irre, bereits 
alle, oder doch die meiften Standeöherren Diele unentgeltliche 
Aufhebung freiwillig zugeftanden haben. Jedenfalls iſt Letz⸗ 
tered im Odenwald geichehben. Hierzu kommt noch weiter, 
daß, wenn ich mich recht erinnere, faft fämmtliche Standes» 
berren des Großherzogthums ſich freiwillig erboten haben, 
diefe Gerechtfame obne Entihädigung aufzugeben. Sch 
führe nur zum Beleg eine Ddiefer Abgaben an. 3. 3. in 
- Beerfelden wird der Holzzehnte mit 6 kr. für jede Klafter 
entrichtet, welche außerhalb der Grafichaft verführt wird. 
Er wird aber niemald von dem Holz bezahlt, welches der 
Producent felbft verbraucht, und ed ſcheint daher dieß mehr 
eine polizeiliche Abgabe, als eine auf dem Eigenthum rus 
bende zu fein. Aehnliche Verhältniffe kommen auch bei 
einigen andern Abgaben vor, wie z. B. bei den Waller: 
fallzinfen. 

Der Abgeordnete Otto unterftügt den Antrag des Abs 
geordneten Volhard. 

- Der Abg. von Riedefel: Ich erlaube mir die Frage: 
ob der Abgeordnete Volhard hierbei, indbefondere was den 
Holzzehnten betrifft, auch Rüdfiht darauf genommen bat, 
ob der Wald da angelegt worden ift, wo früherhin ein 
Zehntpflichtiged Stüd Feld war, wo alfo der ganze Holz» 
zehnte bloß eine Umfchreibung ded früheren Fruchtzehnten 

ervefen iſt? Mir fcheint ed, daB dasjenige, was er in 

iefer Beziehung bemerkte, doch darauf Feine Anwendung 
finden kann. &benfo weiß ich nicht, wie der fogenannte 
Blutzehnte abgeichafft werden fol. Namentlich würde das 
bin die Schnitthämmelabgabe gehören. Außerdem würden 
davon nicht allein die Etandeöherren betroffen, fondern man 
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würde dadurch auch die — des Staats ind 
anderer Privaten, deren Groͤße mir nicht bekannt iſt, in 
Frage ſtellen. Und in fo fern, glaube ich nicht, daß der 
beantragte Zufaßartifel fich dazu eignet, einen Theil dieſes 
Geſetzes auszumachen; denn‘ der Staat und viele andere 
Privaten ftehen in diefer Beziehung mit den Standeöherren 
auf ar Stufe. 

| er Herr Minifterialrath Eigenbrodt: Ich bin der 
Meinung, daß das Amendement des Herrn Abgeordneten 
Bolhard zu weit geht, und daß der Herr Abgeordnete Frei: 
berr von Niedefel ganz Recht darin hat, wenn er bemerft, 
daß, wenn man eine Beſtimmung der Art treffen wolle, 
dieß feine Beftimmung fei, welche in den gegenmärtigen 
Gefeßedentwurf gehört, fondern die auf alle andere, welche 
dergleichen Abgaben zu beziehen haben, ausgedehnt werden 
müßte. Es kann allerdings wohl Fälle geben, wo es ges 
rechtfertigt ift, dergleichen von der Vorzeit überlieferte Ver— 
hältniſſe ohne Entſchädigung aufzuheben; ich zähle dahin 
namentlich den Fall, wenn eine Abgabe fich wirklich als 
eine Feudalabgabe vdarftellt, d. h. als eine ſolche, die ver: 
möge ihres Urfprungd nicht privatrechtlicher Natur ift, fons 
dern auf dem SHerrfchaftärecht beruht, alfo eigentlich eine 
Öffentlihe Abgabe, eine Art Steuer ift, denn dieß ift der 
Sinn ded Ausdruds Feudalabgaben. Unfere Geſetzgebung 
hat fchon bisher den Gefichtöpunft verfolgt, ſolche Feudals 
abgaben, wo ſolche ſich vorfinden, unentgeltlich aufzuheben. 
Sc erinnere in diefer Beziehung namentlich an die Beed— 
abgaben, weldye in dem Großberzogthum Heffen, man kann 
wohl fagen durchgängig aufgehoben find, weil man fich 
davon überzeugt hat, daß fie alte Steuern waren, und Die 
auch in den ftandeöherrlihen Bezirken abgefchafft worden 
find, zu welcher Abichaffung fogar der Staat, weil ein Geſetz 
in der Mitte lag, wonach die Aufhebung der Beedabgaben in 
den ftandeöherrlichen Bezirken nicht unbedingt erfolgen fonnte, 
aus der Staatskaſſe einen Beitrag gegeben hat. Was aber 
diejenigen Abgaben betrifft, die von dem Abgeordneten Bol: 
hard aufgezählt worden find, fo kann man keineswegs bes 
baupten, daß diefelben Herrichaftsabgaben ſeien; denn Zin- 
fen find in der Negel privatredhtlicher Natur; ebenfo ift es 
mit den Gülten und den Zehnten. Die Zehnten gelten bei 
und durchaus für eine privatrechtliche Abgabe, und mir 
würden, wenn wir etwad der Art auöfprechen wollten, in 
der That mit der ganzen beftehenden Gefeggebung in Wis 
derſpruch gerathen. Es ift möglich, daß unter den genann= 
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n Abgaben einige find, welche trotz ihrer Benennung doch 
eudallaften wären, von Andern kann man..vielleicht ‚ans 
nehmen, daß. fie fchon vermöge ihrer Benennung zweifelhafs 
ter Natur wären. Aber ein folcher bloßer Zweifel berechs. 
tigt ‚und nicht ‚: außzufprechen, daß nun foldhe Abgaben in 
dem Großherzogthum ohne Weitered aufzuheben feien. Daß. 
flandeöherrliche Edict vom 17. Februar 18%0 enthält in 
Dem $..60 folgende Beflimmung: 
rn Der Herr Regierungscommiffär verlieft den ganzen 
eerſten Abſatz dieled Paragraphen.) 
Alſo bisher ‚beftand fchon die Möglichkeit für die Ein: 
wobner der ſtandesherrlichen Bezirke, wenn ihnen Abgaben 
zugemuthet wurden, die fie ald nicht privatrechtlicher Natur , 
nicht weiter ſchuldig zu fein glaubten, Darüber eine rechtliche 
Entfcheidung zu provociren, und: ed. war ihnen fogar in dem 
azu ; geeigneten. Fällen die Aſſiſtenz des Fiscald zugefagt. 
iſt unmöglich, daß die Standeöherrfchaften in einzelnen 
Fällen den Angehörigen ihrer Bezirke, wenn fie mit ihnen 
in Procefle vermwidelt waren, . die Proceßführung. fehr er: 
ſchwerten; ich bin weder in der Lage, dieß beftätigen, noch) 
widerſprechen zu könnenz — , aber jedenfalls ift dieß Fein 
Grund, eine, fo durchgreifende gelegliche Beftimmung zu er: 
laffen, von deren Gerechtigkeit, man keineswegs durchgehende 
überzeugt fein Fann. Der Herr Abgeordnete Volhard 
ſcheint bei feinem Amendement hauptfächlich die Verhältniſſe 
ded Dpdenwalded im Auge gehabt zu haben, indem er 
angeführt hat,. daB. die Standeöherren größtentheild fchon 
auf. dergleichen Abgaben gänzlich verzichtet hätten, Iſt 
dieß der Fall, fo ift dieß ein privatrechtlicher Erlöſchungs⸗ 
grund für dieſe Abgaben, der in dem Geſetze weder vorge: 
Ichrieben, noch beftätigt werden kann. Es wäre dieß Fein 
legiölativer Gegenfland, ed gehört dieß nicht ind Gefeg, und 
ich glaube, es muß den Betheiligten überlaffen bleiben, 
über Diele Frage mit einander. einig zu werden. Sollten 
Streitigkeiten darüber entfiehen, ob einzelne. ſolcher Abgaben 
die Natur Öffentlicher Abgaben haben oder nicht, fo würde 
den ‚Betheiligten zu rathen fein, hierüber. ein Schiedögericht 
enticheiden. zu laffen, damit fie nicht wieder in weit aus⸗ 
fehende Procefje verwidelt werden, aber ‚auf dem Wege der 
Geſetzgebung kann diefe Frage nicht regulirt: werden. 

Der Abg. Elwert: Trotz dem Vortrag, welchen: der 
Herr Minifterialrath Eigenbrodt foeben gegen dad Amen» 
dement ded Abgeordneten Volhard gehalten bat, flimme 
ich. demfelben doch um fo mehr bei, weil ich glaube, daß 
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ur auf diefem Wege eine völlige Audgleihung für die 
Bewohner ded Odenwaldes erzielt werben kann. Alle Oden⸗ 
wälder haben zwar den Entwurf mit großem Vergnügen 
vernommen, aber dennoch find viele Stimmen laut gewor⸗ 
den,’ welche durch die Beſtimmungen ded Art. 11 fih noch 
nicht ganz für befriedigt erklärt haben. Ich habe hier aus 
dem Bezirk, welchen ich in diefer Kammer zu vertreten die 
Ehre habe, eine Berechnung aud einer nicht großen Ges 
meinde in Händen, die von dem Jahr 1843 an zuerft ihre 
Grundrente geliefert hat. Die Grundrente, welche fie feits 
ber geliefert hat, beläuft ſich nad) den in den betreffenden 
Jahren beftandenen Preifen auf 6666 fl. Diele Gemeinde 
bat berechnet, wie viel ihr an dem Tilgungskapital, nach 
Maßgabe der Beftimmungen ded Art. 11, noch zu Gute 
tommen würde, dieß beträgt 5102 fl. Zieht man nun diefe 
von den 6666 fl. ab, welche fie wirklich geleiftet hat, fo 
hat fie mehr geliefert 1564 fl. Es iſt Dich alfo eine fehr 
bedeutende Summe, wofür fie gewiffermaßen nun eine Vers 
gütung erhalten würde, wenn, nad) dem Antrag ded Abge: 
ordneten Volhard, diejenigen Abgaben, die er genannt hat, 
unentgeltlih nachgelaffen werben, wozu fiherem Bernehmen 
nach die Standeöherren auch gleich im Anfang fich bereit 
erklärt haben. Ich muß übrigens aus den Beftimmungen 
ded Art. 11 felbft noch Antab nehmen, eine Anfrage an 
den Herren Regierungscommiflär zu thun, ob nämlich die 
Worte: „milden Anftalten* auch auf die Pfarreien zu bes 
ziehen find. Es find nämlidy mitunter im zehnten Wahls 
bezirt der Provinz Starfenburg Pfarreien zu ein Drittheil 
zebntberechtigt, und die Standeöherrfchaft zu zwei Drittheil. 
Iſt nun dieß der Fall, fo würden diejenigen, weldye an die 
Pfarrei Zehnten zu entrichten haben, und die nad) den Bes 
fimmungen des Gefeged über die Verwandlung der Private 
zehnten vom Jahr 1824 behandelt werden, viel härter ge- - 
balten werden, ald diejenigen, welche unmittelbar an die 
Standeöherrichaft zehnten. Dft beruht aber diefe Vertheilung 
des Zebntend auf bloßer Uebereinkunft von Seiten der 
Standeöherrihaft mit der Pfarrei, fo daß beide Berechtigte 
fih zu dem Behufe entweder geographifch abgetheilt haben, 
oder fo, daß man von ‚Seiten der Standeöherrfchaft zu 
zwei Drittheil, von Seiten der Pfarrei aber zu ein Drittheil 
die Bezehntung eintreten läßt. 

‚Der Herr Minifterialraty Eigenbrodt: Wenn der 
Art. 11 von Standeöherren und. ftandeöherrlihen milden 
Anftalten redet, fo hat man dabei nicht an die Pfarreien 
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gedacht, fondern man hat an foldhe Stiftungen gedacht, wie 
das Klofter Höchft, wo namentlich die Standeöherrichaften 
erklärten, es jei dieß eine von ihnen begründete Anftalt, auf 
deren Grundrenten dad Ablöfungdgeleg von 1836 eben fo 
wenig Anwendung finden fünne, wie auf die ihnen felbft 
zuftehenden Grundrenten. Der Fall, daß ein Zehntdiftrict 
wifchen der Standeöherrichaft und der Pfarrei getheilt if, 

t und nicht vorgeichwebt. Uebrigens fönnen in einem 
ſolchen Fall verſchiedene Verhältniffe beftehen. Iſt der Kal 
fo, daß die Standesherrichaft und die Pfarrei jede einen 
befonderen Zehntdiftrict in einer Gemarkung bat, daß alfo 
reell getheilte Zehntdiftricte beftehen, fo ift fein Grund zu 
finden, mweßhalb der Pfarrzehnte nicht hätte.vermandelt wer: 
ben können, denn es befteht ja weiter fein Zufammenhang 
zwiſchen dem flandesherrlihen und dem zur Pfarrei gehöris 
gen Zehnten. Der einzige Kal, bei dem ſich die aufgewors 
fene Frage erheben könnte, wäre der, wo ein folcher Zehnte 
der Standeöherrfchaft und Pfarrei pro rata zuftändig if, 
und da möchte ed nicht angehen, die Pfarrei darunter lei« 
den zu lafjen, weil die Standesherren fich die Rentenablö— 
fung nicht gefallen lafjen wollten. 

Was aber die Frage Überhaupt betrifft, Daß die Bewoh— 
ner ded Odenwaldes nicht durch dasjenige befriedigt feien, 
was ihnen der vorliegende Gefeßesentwurf gewährt, fo muß 
ich mein tiefed Bedauern darüber audfprechen, indem diefem 
ganzen Geſetzesentwurf dad ernfte Streben zum Grunde 

elegen hat, die fandesherrlichen Verhältniffe zur Zufriedens 

heuny der Bewohner der ſtandesherrlichen Bezirke zu ord: 
nen, Uber fo fehr ich dieß auch beklagen muß, fo wird die 
Staatöregierung dennoch, auch mit Rüdfiht auf die Mög: 
lichkeit einer folhen Aufnahme ded Entwurfs, nicht weiter 
geben, ald fie nad) den Grundfägen der Gerechtigkeit gehen 
au fönnen glaubt, und ich Fann daher nicht anders, als 
ei dem Widerfpruch gegen den Borfchlag des Herrn Ab: 
geordneten Volhard ftehen bleiben. 

Der Abo. Elwert: Es wird doch jedenfall noch eine 
weitere Beftimmung des Ablöfungögefeged zur Anwendung 
bei der Verwandlung folcher Zehnten zu bringen fein, die 

ein Drittheil der Pfarrei und zu zwei Drittheil der Standes» 

errfchaft zuftehen. Die Ablöfung konnte bisher bei dem 
beften Willen der Gemeinden doch nicht bewirkt werden, 
weil die Standeöherren zur Ablöfung nicht gezwungen wer: 
den konnten vor der Entfcheivung des darüber anhängigen 
Rechtsſtreits. Natürlich Fonnte daher aud) der Pfarrzehnte 
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nicht abgelöſt werden. Bei der Ablöſung von Pfarrzehnten 
wird nun jedenfalls der Art. 12 des Geſetzes vom Juni 
1836 zur Anwendung gebracht werden müſſen, wonach bei 
der Ablöſung im achtzehnfachen Betrage den Pfarreien ein 
Zuſchuß in der Art geleiſtet wird, daß ſie das Zweiund⸗ 
zwanzigfache erhalten. Man wird aber gewiß von Seiten 
der Staatsregierung ſehr darauf bedacht ſein, diejenigen, 
welche einer Pfarrei zehntbar find, ebenſo zufrieden zu ſtel⸗ 
len, als diejenigen, welche an die Standedherren felbft Zehn» 
ten entrichten. | 

Der ger Minifter Freiherr von Gagern: Ich glaube 
nicht, daß eine Beſchränkung der Entichädigungsberechtigung 
der Pfarreien in diefed Gefeß gehört. Es handelt ſich hier 
auch nicht von einer Ungleichheit zwiſchen denjenigen Nentes 
pflichtigen, welche den Standesherrfchaften, und denjenigen, 
welche den Pfarreien pflichtig find; denn der Herr Abge— 
ordnete Elmwert hat ja gerade den Kal im Auge gehabt, 
wo diefelben Zehntpflichtigen theilweife der Standesherrs 
{haft und theilmeife der Pfarrei zehntbar find. Wenn nun 
in’ Gemäßbeit des Gefeßentwurfd, den wir heute discutiren, 
die Zehntpflichtigen fchon ein Bedeutendes erleichtert werden 
in Beziehung auf die Rate, die fie den Standesherren zu 
bezahlen haben, fo wird doch nicht dad Verlangen daraus 
als gemacht dargeftellt werden können, um weiter auch noch 
bezüglich der der Pfarrei fhuldigen Zehnrente erleichtert zu 
werden. 

Der Präfident: In Uebereinftimmung mit den von 
mir im Eingang der Discuffion ausgeſprochenen Grundfäßen, 
werde ich mich ebenfalld gegen dad Amendement des Abge: 
ordneten Volhard erklären, und zwar hauptfächlich. aus dem 
Grunde, weil ich nicht glaube, daß wir jest im Stande 
find, über die Natur einer fo großen Anzahl, theilmeife 
nicht einmal genannter Berechtigungen — denn fie find 
nicht einmal ſämmtlich genau bezeichnet — kurzer Hand 
abzuurtheilen. Daß einzelne Einwohner des Ddenmwaldes 
mit dem Entwurf nicht zufrieden find, ift auch zu meiner 
Kenntniß gefommen und ich habe es bedauert; indeffen 
habe ich, jo weit ed mir möglich war, dad Meinige dazu 
beigetragen, um die Leute zu beruhigen. Eine große An» 
zahl der Einwohner ded Odenwaldes geht im Augenblid 
von der Anficht aus, daß fie gegen die Standesherrfchaften 
durchaus gar Feine Verbindlichfeiten mehr hätten, und es 
iſt namentlich in den legten Tagen zu meiner Kenntniß ge: 
kommen, daß fogar die Erbleihträger glauben, für die Zu: 
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kunft Feine Präftätionen an die Standeöherrfchaft mehr zu 
verfehulden. Darin alfo, daß die Sntereffenten durch den 
vorgelegten Geſetzesentwurf noch nicht befriedigt find, kann 
id ein Motiv für meine Abftimmung zu Gunften des vor: 
gefchlagenen Amendements nicht finden. Ä 
»Der Abg. Keil-(von Fürth): Es gibt allerdings noch 
manche Gefälle, die Die Standesherren, namentlich in meis> 
nem Wahlbezirk, noch zu beziehen haben. Ich rechne das 
bin das, was bei dem Verkauf von Gütern x. bezahlt wers 
den muß. Ebenfo gehören dahin die Holzbezüge, die die 
Standeöherrfchaften noch haben. Dieſe Abgaben müßten, 
meiner Anficht nach, unentgeltlich wegfallen. . Sch werde 
daher Dad AUmendement des Abgeordneten Volhard, welches 
auf deren unentgeltliche Aufhebung gerichtet ift, unterflügen. 
Der Abg. Volhard: Nach meinem’ Antrag foll den 
Standeöherren der Nachweis eines privatrechtlichen Erwerbs 
grundes,der Gerechtſame freiftehen. Daß die Standeöherren 
diefen Beweis ‚übernehmen follen, ift nur billig, da fie bis 
ber. die Gewalt. in Händen hatten und häufig wenigftens 
mißbrauchten, auch nur fie die etwa darüber vorliegenden 
Urkunden befigen. Andere Private haben ſich nit in gleir 
ber Lage befunden. Diefe hatten feine Erecutionsgewalt, 
und deren Berechtigungen können aus früher. bejeflener 
Landeshoheit nicht herrühren. Wenn. mein Antrag ange⸗ 
nommen wird, fo muß übrigens der Art. 11 noch einige 
Abänderungen erleiden, fo. daß. er fi nur auf ſolche Ber 
rechtigungen bezieht, die nicht unentgeltlich wegfallen. Sch 
würde daher vorfchlagen in Zeile 4 flatt „auf die“ zu fagen 
„auf foldhe”, und in Zeile 7 nach dem Worte; „Anftalten? 
zufegen: „welche nach dem vorhergehenden, Artikel nicht 
Kon ohne Entihädigung wegfallen.” Ich beantrage ſodann 
zu der pos. 1 des Art. 11 noch folgenden Zulag: * 
| „Die im Art. 2 des Geſetzes vom 27. Suni 1836 
beftimmte Ausnahme alfo lautend: Ä 
„Haftet auf dem Bezuge einer Grundrente ‚bie 
Berpflichtung zu gewillen befonderen Leiftungen, 
z. B. Bau: oder Reparaturlaften u. f. w. und iſt 
der Menteberechtigte Unfer Fiscus, fo bleibt. ders 
felbe auch nach der Ablöfung der Grundrente, kraft 
diefer gefeßlichen Beftimmung, ferner für jene Leis 
ftungen verhaftet und verpflichtet. Iſt aber in. eis 
nem folchen Falle der Renteberechtigte nicht. Unſer 
Fiscus, fo kann die Grundrente nur dann: abgelöft 
werben, wenn die ‚Berpflichtung zu ſolchen beſon⸗ 
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deren Leiftungen durch Uebereinkunft mit demjeni: 

gen, zu deflen Gunften fie beftcht, entweder abges 

fauft, oder auf andere ‚Objecte (übertragen mors 
den ift“ | 
ift aufgehoben. 

Auch in dem dort erwähnten Falle kann die Ablös 
fung der Grundrente nach den Beſtimmungen deſſel⸗ 
ben Geſetzes verlangt werben, doch bleibt alsdann 
dad Ablöfungshauptgeld wenigſtens fo lange bei der 
Staatöfchuldentilgungdfafle unauffündbar von Seiten 
des renteberechtigten Standeöherren ftehen, bis Letzterer 
auf andere Art hinreichende Sicherheit für die Erfüls 
lung der auf der Rente haftenden Berbindlichkeiten 
geflelt haben wird, 

Diefer Antrag wird unterftüßt. | 

Der Herr Minifterialraty Eigenbrodt: Ich will dies 
ſes Amendement im Grundfat gerade nicht beftreiten; denn 
allerdings enthält es eine paflende Verfügung. Es ſcheint 
mir nur nicht, daß ed in diefed Gefeg gehört; denn «8 
müßte dieß nicht bloß für die Standeöherren, fondern es 
müßte dieß im Allgemeinen beftimmt werden, und ich fann 
nur fagen, daß dad Minifterium felbft fchon daran gedacht 
hat, e& möge eine Aenderung der in Frage flebenden Bes 
flimmung des Ablöfungdgefeged nothwendig fein. 

Der Abg. Heldmann: Ich erkläre mich mit den 
beiden Amendementd ded Abgeordneten Volhard einverftans 
den, und zwar mit dem erften um fo mebr, als ich feine 

ärte darin finde, wenn man den Standesherren zumuthet, 
die Erwerbötitel nachzumeifen., Die Zahl der Gefälle in 
ftandeöherrlichen Orten ift eine wahre Legion und viele da= 
von mögen auf eine Weiſe entftanden fein, welche vielleicht 
nicht gerade die gerechtefte ift. Wie viele Gefälle in einer 
Gemeinde vorfommen können, mag folgendes bezeugen. In 
el Gemeinde meined Wahlbezirtd werben: folgende Gefälle 
erhoben: | | 
Herrenhafer — früher eine Abgabe für die Polizeireiter, 
fpäter aber von den Standeäherren an fich gezogen — Gülts 
waizen, Gültgeld, Landwehrzind, Rauchhühner, Heerdfchils 
ling, Beedichilling, Neuzehnten, außerdem beflanden noch 
früherhin Frohnden und Leibeigenſchaft. Der. Gemeindes 
markfwald hatte die Verbindlichkeit 40 Klafter Holz jähr: 
lich an die Standesherrfchaft zu liefern; es beftehen dafelbft 
außerdem Erbleiben, Landfiedellehen, Keffelgeld, Wirth» 
ſchaftsmonopolien, eine. befchwerende Gerechtſame der Stan 
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deöherren, beftehend ih der Befugniß, die Leute in gewiffe 
Mühlen zu bannen, d. b. fie zu nöthigen, da mahlen zu 
laffen, wo fie fie binverpachten; und früher fol auch das 
jus primae noctis beftanden haben. 

Der zweite Präfident Wernher: Gin ſolches Recht 
war niemald praftifh in Deutfchland. Der- moralifche 
Charakter unferer Vorfahren hat einen foldyen Gräuel nie: 
mald geduldet, dad Ganze ift bloß ein Märchen. Es bes 
ftand niemals ald Recht, es beftand niemald praktiſch in 
Deutichland. : Wir find ſchon längft Chriften, und dad 
Chriſtenthum hat fo etwas ſchon nicht zugelaffen. 

Der Abg. Heldmann: Dann befteht z. B. in der 
Gemeinde Gelnhaar die Beftimmung, daß jeder Arme, der 
dort eine Ziege hält, an den Fürften zu Yienburg : Birftein 
24 tr. Geiszins jährlich bezahlen muß. Diefe Abgabe rechne 
id) auch zu denjenigen, welche fofort bejeitigt werden folls 
ten, und ich glaube, daß, wenn wir und deßhalb erfundi: 
gen wollten, wir Zaufende folcher ke finden würden, 
‚die die Pflichtigen gar nicht ablöfen können; denn ich bes 

reife nicht, woher 5. B. ein armer Mann, der nur eine 
iege hält, auch noch die Mittel befommen fol, die darauf 
ruhende Abgabe abzulöfen. 4* 

Der Abgeordnete Koch beſtätigt die Bemerkungen des 
Abgeordneten Heldmann. 

Der Abg. Mohr: Ich erlaube mir einige Bemerkun—⸗ 
gen aus der franzöſiſchen Geſetzgebung herüberzuziehen, 
welche dazu dienen können, dad Amendement des Abgeords 
neten Volhard zu erläutern, oder doch wenigſtens dazu beis 
tragen können, es näher zu präcifiren. In jener Nacht 
vom 4. Auguft 1789 beſchäftigte man ſich mit einer ähnlis 
Ken Frage, nur in größerer Ausdehnung; dort wurden im 
Allgemeinen die Feudalrechte aufgehoben, aber in Beziehung 
auf Rechte, von denen es zweifelhaft war, ob fie zu diefen 
Feudalrechten gehörten, erläuternd feftgefeßt, daß alle ders 
Rechte, hinfichtlich deren nicht nachgewielen werden 
Önne, daß fie ald refervirte, ald vorbehaltene Renten oder 
ald conftituirte Renten entftanden wären, aufgehoben fein 
ſollten. Späterhin wurden in Beziehung auf das linke 
Rheinufer, dur dad Dercret vom 9. Vendemiaire des 
Sabre XII andere Beftimmungen gegeben, welde dahin 
zielten, manche früher aufgehoben betrachtete Renten 
wieder ind Leben zu rufen. Es wurden nämlich in dieſem 
Geſetz Präfumtionen der Nichtfeudalität auf den Namen 
von Renten begründet, denn ed wurde gefagt, daß, wenn 
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eine Rente bisher den oder den Namen getragen habe, ſie 
ebenſo betrachtet werden ſolle, als ſei ſie eine reſervirte 
oder conſtituirte Grundrente, und daß ſie als ſolche nicht 
unter die aufgehobenen Renten falle. Um hiernach wieder 
auf den ſpeciellen Gegenftand der Discuſſion zurückzukom⸗ 
men, meine ich, ed könnte der von dem Abgeordneten Vol⸗ 
hard vorgefchlagene Zufaßartifel, in fo fern die Kammer ihn 
ald in dieſem Gelege plabgreiflich erachtet, näher dahin 
beftiimmt werden, daß alle Abgaben, hinfichtlich deren nicht 
nachgewielen werden fann, daß fie ftatt des eigentlichen 
Preifed vorbehalten, oder daß fie in Folge einer. wirklichen 
Gonftitution, durch eine Radicirung auf irgend einem Eigen: 
thum haften, aufgehoben fein fol. Br 

Dem Redner wird von’ Seiten ded Präfidenten und 
des Abgeordneten Volhard bemerkt, daß in dem geftellten: 

Antrag nur von fiandeöherrlichen Rechten die Rede fei.) 
.. Der Abg. Mohr (fortfahrend): Dann will ich meinen: 
Vorſchlag auf die Standeöherren beichränfen. Um fo mehr 
würde ich aber dann den vorgefchlagenen Zufaß :plaßgreiflich 
halten, ald der Zweifel dadurdy entfernt wird, den ich ans 
geführt habe | Ä 

Der Abgeordnete Behlen unterflüßt den, Vorſchlag des, 
Abgeordneten Mohr. J— 

Der Abg. von Rabenau (Legatiunsfefretär): Der 
Abgeordnete Heldmann hat vorhin von dem jus primae 
noctis geſprochen, da aber die. Wiffenichaft den Beftand 
diefed Rechts in Deutfchland niemals anerkannt hat; fo muß 
ich den Abgeordneten Heldmann bitten, daß er die. Urfun- 
den und Beweiſe dafür angibt, . worauf feine Behauptung 
‚ in dem einzelnen Falle geftüßt werden folle? | 

Der Abg. Mohr: E& ift befannt, daß ed in einzelnen 
Gegenden Frankreichs früher in der Weife beftanden hat, 
daß dafür eine Geldabgabe bezahlt werden mußte. 

Auf eine deßhalbige Bemerkung des Präfidenten, daß 
diefer Gegenſtand als erledigt zu betrachten fei, wird dieſer 
Gegenftand verlaffen. J 

Der Abg. Volhard: Viele derjenigen Rechte, deren 
Aufhebung ohne Entihädigung: ich beantragt habe, : find 
auch als Gegenleiftungen für folche Leiftungen zu betrachten, 
die früher den Standesherren oblagen. Die Leiftungen der 
Bauern find geblieben, die der. Standesherren, find. nach 
und nad). abgefommen vermöge deren Uebermacht. Uebri— 
gend bin ich einverflanden mit. der Erklärung des Herrn 
Regierungdcommiflärd, daß durch dad hier ‚vorliegende Ge: 
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herrlichen Bezirke abgefchloffen haben, in e weit ihnen 
erührt werden 

follen. 

Der Präfident: Hierüber werden nur die Gerichte 
zu enticheiden haben. er 
“ Der Fre fteht ein Urtheil über Gültigkeit. 
‚oder Ungültigkeit tolcher. Verträge nicht zu. e 
Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Die 
Staatöregierung ift ebenfalls der Anficht, daß der: Rechts 
titel für manche der Bezüge, weſche in dem Amendement 
des Herrn Abgeordneten Bolhard genannt find, bezüglich 
ded rechtlichen Erwerbs, zweifelhaft fein mag. Allein die 
Entwidelung deflen,: was in Frankreich bezüglich. foldyer 
Rechtstitel geichehen ift, wie fie der Herr Abgeordnete 
Mohr vorgetragen hat, follte und gerade beflimmen, einen 
entgegengelegten Weg einzuiclagen. In Frankreich ‚hat 
man in der Nationalverfammlung von 1789 eine große 
Mafle folcher droits de Seigneur kurzer Hand für erlofchen 
erklärt und weil man nad) der Hand gefunden hat, daß 
die Rechtöverhältniffe dabei nicht überall ins Auge gefaßt 
worden feien und man zu weit gegangen fei, bat man fi 
nachher bewogen gefunden, in mehreren Departements 
mandye Nechtötitel für ſolche Bezüge wieder aufleben zu 
laffen, wie foeben der Herr Abgeordnete Mohr entwidelt 
bat. Gerade aber dieß jollte eine Warnung für und fein, 
den ungerechten Weg nicht zu betreten, nicht aber ein Mo: 
.tio, den .erften Schritt darauf zu thun, | | 
Der Abg. Mohr: Das Princip des urfprünglichen 
Geſetzes ift auch in dem Decret vom 9. Vend. XIII ftehen 
‚geblieben, namentlich wurde darin beſtimmt, daß, wenn nur 
‚ein Zeichen von Vermifcbung der Feudalität und Grunpdherr: 
lichkeit‘ (foncierte) erfichtlih war, Die ganze Rente aufge: 
hoben fein folle.. Dieſes Decret wurde nur aus dem Grunde 
erlaffen, weil man e& für fehmwierig erkannt hatte, den Be: 
weis zu führen, der nach der früheren Gefeggebung geführt 
‚werden mußte. Man hat nur den Beweis erleichtern 
wollen, aber dad Princip felbft beftehen laflen. | J 

Der Präſident: Das Princip war in dem erſten 
Geſetze allgemein ausgeſprochen. Weil man ſich aber ſpäter 
von der Ungerechtigkeit des Princips überzeugte, hat man 
Ausnahmen gemacht, die mit dem Princip nicht vereinbar 
geweſen ſind. | | 
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Der Abg. Mohr: Ich muß der Bemerkung bed. Herm 
Präfidenten in diefer Auddehnung widerfpreben. Nur das 
Decret vom 9. Vend. XII ift der Sitz diefer Materie für 
die Provinz Rheinheffen und darin find Feine Renten er: 
wähnt, die nicht fchon unter der urfprünglihen Beſtimmung 
begriffen gewelen wären. _ 

Der Abg. Krug: Meiner Anfiht nad), kann ed gar 
keinem Zweifel unterliegen, daß da, wo die Standeöherren 
mit den Pflichtigen rechtögültige Verträge bereitd abgeſchloſ⸗ 
fen und auf den Bezug folcher Abgaben verzichtet haben, 
diefe Verträge, wie fi von felbft verfiehen dürfte, nicht 
durch dieſes Geſetz alterirt werden können. — 

Zu Nr. 2 im Art. 11 bemerkt: | 

Der Abg. von NRiedefel: ES fcheint mir nicht Ha 
zu fein, ob auch da, wo die Gemeinden bis jetzt die Bers 
mwandlung nicht verlangt haben, der in diefer Pofition des 
Art. 11 erwähnte Abzug foll verlangt werden können? Es 
würde hierin eine Unbilligkeit für den Berechtigten liegen, 
der nach der beftehenden Geſetzgebung den Pflichtigen nicht 
‘zur Abldfung nöthigen konnte. - 

Der Herr Minifterialratb Eigenbrodt: Das Legtere 
ift nicht richtig. Zwar konnten nach dem Zehntverwand⸗ 
lungsgeſetz von 1824 allerdingd nur die Pflichtigen die 
Berwandlung verlangen. Aber feit dem Grundrentenablö: 
fungögefeß vom Jahr 1836 find Berechtigte wie Verpflich⸗ 
tete in dem Falle, die Ablöfung zu verlangen. Indeſſen 
bat man geglaubt, bier allgemeine Beftimmungen aufftellen 

u müffen, welche nicht von zweifelhaften factiſchen Borauds 
a abhängig find. Man bat alio nicht fagen: wollen: 
in dem und dem Falle follen die Pflichtigen den und den 
Abzug machen können, fondern man hat allgemein beftimmt, 
überall, wo noc unabgelöfte Grundrenten vorhanden find 
und ebenfo, wo noch nicht in Grundrenten verwandelte 
Zehnten vorhanden find, welche den Standeöherren zuftehen, 
follen die Pflichtigen bei Ablöfung der in Grundrenten vers 
mwandelten Zehnten fo und fo viel abziehen können. 

Der Abg. Lotheißen: Der Fall möchte auch kaum 
vorgefommen fein, daß Gemeinden ihrerfeitö die Ablöfung 

‚nicht verlangt haben follten. | 

Der zweite Präfident Wernher: Oder menn fie die 
Ablöfung nicht verlangt haben, fo haben fie diefelbe aus 
dem Grunde nicht verlangt, weil fie dachten, daß fie damit 
doch nicht durchdringen könnten. — 
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Zu den von dem Audfchuß zu Art. 11 beantragten 
Zufägen, und zwar namentlidy zu dem, 
unter pos 1 bemerft DAR 

Der zweite Präfident Wernher: Wenn aud) bier ab» 
geichloflene Verträge vorliegen, fo fann man doch behaup⸗ 
ten, ‚daß fie von den Einwohnern in der Verzweiflung abs 
gefchloffen wurden ; und wenn der höhere Zwed vieler gan⸗ 
zen Geleßgebung die Anordnung unferer ländlichen Verhält— 
niffe und der Herfiellung einer wirklichen Ruhe und Zufries 
denheit ift, fo war es eine Forderung der Gerechtigkeit, dies 
jenigen, welche in den legten Jahren, befürdhtend, jener 
Proceß zwilchen dem Fiscus und den Standedherren werde 
niemald auögehen, mit den Letzteren Verträge abgefchloffen 
haben, mit denjenigen gleich zu ftellen, die ftandhafter ma, 
ven und ed auch geblieben find, bis fie. jest die vollen 
Vortheile ded Gefebed genießen. Die Sache wird in der 
Ausführung auch Feine große Schwierigkeiten ihaben. Es 
war im Anfang der Plan ded Ausſchuſſes geweſen, die 
Standeöherren Fi denjenigen heil, den fie nach dem Ber: 
trag mehr erhalten haben würden, ald das gefeglihe Maß 
beträgt, an der Zahlung jener Zilgungdrenten Antheil nebs 
men zu lafien. Wir haben aber diefen Vorſchlag aus dem 
Grunde verlaflen, weil dann mit Nothmwendigkeit eine uns 
endlicye Berechnung von Neuem hätte vorgenommen werden 
müflen. Es wäre‘ dann nothwendig gewelen, bei einem 
jeden einzelnen Item, welches zu der Zilgungdrente beiträgt, 
dasjenige zu fcheiden, mad dem Pflichtigen an den Staat 
noch zu zahlen übrig bleibt und dad, was die Berechtigten, 
die biöher zu viel erhalten haben, jährlich übernehmen müſ— 
fen. Zur Vermeidung jener unendlichen Berechnung, welche 
den Fortgang ded ganzen Werks nur gehemmt und große 
Koften verurfaht haben würde, haben wir einen andern 
Borfhlag gemacht, der im Ganzen zu demfelben Refultat 
führt, nämlidy zu dem Refultat, daß den Pflichtigen nur 
dasjenige zur Laft fällt, was ihnen nach dem Geſetz zur Laſt 
fallen fol, und daß die Standeöherren denjenigen Theil 
als Ganzes übernehmen follen, den fie im Wiverfpruch mit 
dem Gefeg ſich durch die Verträge erworben haben. Dieß 
babe ich zu dem erften Zufaß zu bemerken. Hinfichtlich. des 
zweiten Zulage behalte ich,mir weitere Bemerkungen vor. 

Der Abg. von Riedefel: Es fcheint mir wohl der 
Sinn des Ausſchuſſes bei feinem Worfchlage der gewelen 
zu fein, daß die Standesherren in den in dem Borfchlag 


Zu Nr. wird nichts bemalt. an 
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erwähnten Fällen für eine ‚gewifle Reihe von Sahren die 

Zilgungsernte übernehmen, und daß dadurch die Pflichtigen 
erleichtert werden, indem ſie da für die Tilgungsrente eine 
- fo viel kürzere Zeit zu bezahlen haben. Ä 
©, Der.zweite Präfident Wernher: Allerdingd; nur rech⸗ 
rien beide. Theile fogleih ab, die Standeöherren werden in 
den meiften Fällen noch Schuldicheine für Ablöfungskapitalien 
von: der Staatöichuldentilgungsfaffe zu erhalten haben; diefe 
erhalten fie dann nicht, fondern ed wird dafiir mit ihnen 
abgerechnet‘ und diefe Scheine werden ald Vorauszahlung 
den Pflichtigen zu gut gerechnet, die um dieſe Beträge nur 
eine kürzere Neihe von Jahren Zilgungsrenten zu. zahlen 
haben werden. | 
Der Abg. von Riedefel: Ich habe nur diefe nähere 
Erläuterung mir erbitten wollen. Was übrigens meine Ka: 
milie betrifft, fo bemerfe ich, daß wir mit fämmtlichen Abs 
Iöfungen fertig find und daß viefelben ganz nach dem Ge: 
fe vom Sahr 1836 flattgefunden haben. 

: Der Herr Minifterialratb Eigenbrodt: Wenn man 
das von dem Ausſchuß vorgeichlagene Amendement anneh: 
men will, fo mödte ed nur etwas anders zu fallen fein, 
fo daß ed mehr unferer bisher üblichen geleglihen Sprache 
entipriht. Ich würde nämlich der von dem Ausfhuß vors 
geichlagenen Faſſung vorziehen: 

| Wenn die Pflichtigen während des durch Standes» 

herren geführten Procefjed, Privatverträge auf höhere 
als die. geiegliche Ablöjungsfumme abgeichloffen, alfo 
‚mehr ald dad Achtzehnfache des einjährigen gefeglichen 
Geldbetrags der Rente zu zahlen übernommen haben, 
wohin namentlih aud der Fall gehört, wenn ein 
höherer Werth der Früchte, als der gelegliche, bei der 
Berebnung zu Grund gelegt worden ift, fo foll die 
Schuld der Pflibtigen an die Staatsſchuldentilgungs⸗ 
kaſſe um den Betrag des Unterfchied& zwilchen der 
geſetzlichen und der vertragsmäßigen — 
ſumme gemindert werden. 
Dieſe Vergütung an die Pflichtigen wird dadurch 
geleiſtet, daß bei dem jährlichen Ausſchlage der Til—⸗ 
gungdrente auf die biöherigen Pflichtigen nur der dem 
berabgefegten Ablöfungöfapitale entfprechende Tilgungs⸗ 
rentebetrag repartirt, der der Nüdvergütung entipres 
chende Zilgungörentebetrag aber dem biöherigen Be: 
rechtigten in den Regiſtern zur Laſt gefegt und von 
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nihm erhoben wird; ſo daß die Zilgungdsente im 
ur Sanzensin ihrem biöherigen Betrage verbleibt. 

In dem Ausfchuffe habe ich mich zwar felbft dafür er 
klärt, ed auf die Art zu machen, wie der Herr zweite Präs 
fivent Wernher es hier vorgeichlagen: bat, nämlich; wegen 
des Mehrbetrags, zu compenfiren, oder Die Forderung an: die 
Standesherren Der Stastöichuldentilgungsfaffe: zu uberweifen, 
Aber man hat mir inzwiſchen in Folge der bei. den betrefs 
fenden Behörden ringezogenen Erkundigung erklärt, es gebe 
einfacher, wenn man: die Zilgungdrente theile..und bei, der 
jährlichen Aufftelung der Erhebregifter den Standesherren 
einett- Theil zumeife und den Pflichtigen. einen Theil. Ä 

Der zweite Präfivent: Wernher: Würde dieß nicht zu 
großen weitläufigen. Berechnungen führen? .; | 

Der Herr Minifterialrath Eigenbrodt: Ich habe dad 
auch anfänglich geglaubt. Aber man hat mir gejagt, es fei 
einfacher, wenn man die Beflimmung fo fafle, wie ich vor: 
bin vorgelefeh habe. Es würde dann, die Staatöfafle durch 
das allgemeine Privilegium, durch dad, Vorzugsrecht, wel⸗ 
ches fie rückſichtlich der Steuern hat, geſichert fein. Aber 
immer iſt es eine Maßregel, welche etwas tief in die be— 
ſtehenden Vertragsrechte eingreift: Und wenn wir auch ans 
erkennen müllen, daß ed eine moralifche Verbindlichkeit der 
Standesherren ift, dieſe Vergütung zu leiften und. dasjenige 
nicht zu behalten, was fie über den achtzehnfachen Betrag 
empfangen haben, fo ift es doch wohl bedenklich, ‚eine ſolche 
Beſtimmung in das Gefeg aufzunehmen; es möchte genügen, 
wenn man .ald eine zuverffihrliche Vorausſetzung und Ers 
wartung audipricht, daß die Standeöherren die Rüdvergüs 
tung freiwillig leiften, Sch zweifle feinen Augenblid daran, 
daß ed geſchehen wird und die Staatöfchuldentilgungsfafle 
wird dann nicht im bie Verlegenheit fommen, daß fie viel- 
leicht etwas nicht. zurüderhält, was; fie Doch. den Pflichtigen 
dargeliehen hat und wovon dieſe jetzt befreit werden. jollen. 

Der zweite Prafident Wernher: Zu weſſen Laſten 
werden dann die Koſten der Berechnung gereichen? 
Der Here Minifterialrath Eigenbrodt: Die Erhebre: 
gifter für. die, Tilgungsrente werden zwar jährlich neu auf: 
gefteltz einer Berechnung des auf bie Standeöherren übers 
gehenden Theild der Zilgungsrente würde ed aber nur ein» 
mal bedürfen, in die fpäteren Audfchläge wird der Antrag 
unverändert übergehen, zu: ART 2 

Der ‚gweite Präafident Wernher: Dann will ic; mic 
recht gerne fügen, Es iſt dieß eigentlich eine Rückkehr auf 

Protofolle z. d. Verh. d. 2. Ram. II. 2b, ſ 
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meinen urſprünglichen Worfchlag. Ich erwarte allerdings, 
daß die Standedherren darauf eingehen werden, Denn ich 
betrachte dieß als den einzigen Weg, die Sache gefund zu 
machen, indem man den Unterfchied zwilchen denjenigen 
aufhebt, die die Verträge abgeichloffen haben, und zwifchen 
denjenigen, bei denen die Sache noch intact if. Sch fehe 
die Unmöglichkeit davon ‚nicht ein, und der. Nothwendigkeit 
fügt fi jeder verſtändige Menſch. Die Nachbargemeinde 


hat hier. bereit abgelöft, fie muß in Folge des von ihr 


abgeichloffenen' Vertrags ‚mehr bezahlen; die andere. hat: bids 
her nicht abgelöft und bezahlt in Folge dieſes Geſetzes wes 
niger. Dad heißt den Saamen der Zwietradht in dad Land 
eftreut, und ich erwarte von den Standeöherren, daß fie 
5 etwas nicht thun werden. -' Einzelne. haben mich: auch 
bereitö verfichert, daß die Sache ſich auf diefe Weife erler 
digen werde. Ä „ 

Der Abg. von Riedefel: Ich glaube, daß die Sache 


’ 


factifch bereits erledigt ift. 
Der Ag. Krug: Nah den landftändifchen Verbands 
lungen über das Grundrentenablöfungdgefeg vom Jahr 1836 
unterliegt ed keinem Zweifel, daß die Standeöherren, fo fern 
fie auf den "Antrag der Pflichtigen gezmungen werden, fich 
der Ablöfung zu unterwerfen, und einen größeren Ents 
fhädigungsbetrag, ald den Durch den Art. 9 des angezogenen 
Geſetzes im Allgemeinen feftgefegten nadizuweilen im Stande 
find, vollſtändig entichädigt werden müllen, indem; ed die: 
ar ausgefpröchene Intention der Factoren der Gefebgebung 
war, daß alsdann die Rechte, welche ihnen das ſtandes— 
herrliche Edict in $. 23 und 58 zufichert, nicht. alterirt 
werden follten. Es Fann hierüber um fo weniger’ ein Zweifel 


entftehen, als in dem Proceß, melden die Standedherren 


und der Fiscus mit ‘einander geführt haben, dieß ald auds 


gemacht, ſowohl von dem fireitenden Theilen, als auch von 
den Gerichten beider Inftanzen, anerkannt worden if. Man 


darf daher nicht von: der'Unterftelung ausgehen, daß in 
allen Ballen durch ‘jenen Proceß die Pflichtigen beftimmt 
worden" wären, im Wege ded Vergleichs mehr, ald den 
achtzehnfachen Betrag zu zahlen, im Gegentheil muß man 
bi8 zum Beweife des Umftanded, daß die Standeöherren 
den darauf dringenden’ Pflichtigen die Ablöfung auf den 


Grund hin, daß das Ablöſungsgeſetz für fie unverbindlich‘ 


fei, verweigert haben, von der Vermuthung ausgehen, daß 
die Pflichtigen fi mit den berechtigten Standeöherren in 
der Beſorgniß vergleichsweiſe auseinandergeſetzt haben, daß 


— 
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dieſe mehr, ald den adhtzehnfachen Betrag als die ihnen 
gebührende Entibädigung liquiviren könnten. Ich habe 
aber im Ausihbuß dem Zuſatz sub 1 zum Art. 11 darum 
meine Zuflimmung gegeben — denn die Bemerkung im 
Audfcbußberiht, wo ed heißt: „dieß ift der Antrag ber 
Minorität, die Majorität hat aus juriftifhen Gründen: das 
gegen Bedenken,“ bezieht fib nur auf den Zufag sub 2 
des Ausfchußberichts, indem man hinfichtlich der pos. 1 im 
Ausichuffe einverftanden war — weil, wie ſchon von dem 
Herrn zweiten Präfidenten Wernher bemerkt worden ift, 
Derjelbe ald Berichterftatter mit einem der bier anmwefenden 
Standesherrn deßfalld in Benehmen getreten war und Dies 
fer, erklärt hatte, .daß er auf den ftipulirten fraglichen Mehr: 
betrag verzichten wolle, und daß dieß auch von Geiten ber, 
"übrigen Standeöherren theild bereitö geſchehen fei, theils 
efchehen werde; denn fonft würde ich niemald und unter 
an Umftänden meine Zuftimmung dazu gegeben haben, 
rechtögültige Verträge bei Seite zu feßen und für wirfungds 
108 zu erklären. Ä 
Der Abg. Cretzſchmar: Mad die Vorausſetzung bes 
trifft, Daß Diele Angelegenheit auf gütlihem Wege ihre 
Erledigung finden werde, fo habe ich noch vorgeftern 
dad Gegentheil vernommen. Aus der Standedherrichaft 
Sienburg : Büdingen find mir z. B. Zufchriften zugefommen, 
wonach der Kürft von Büdingen darauf befteht, daß diefe 
Sache auf dem Wege der Geiebgebung ihre Erledigung 
finde. Es gibt Pflichtige, „die zu dem 28fachen Betrage 
abgelöft haben und die bis jeßt dennoch nicht die geringfie 
Entſchädigung von dem Kürften dafür erhalten haben. Es 
ift dieß ein Beweis, daß diefe Gegenftände nicht ſämmtlich 
auf einem gütlihen Wege ihre Erledigung finden, und in 
fo fern muß ich auf dem Amendement ded Audfchuffes bes 
ftehen, fonft werden wir am Ende nicht fertig. Cinige 
Standesherren mögen auf diefen Wunſch zurüdgefommen 
ſein; im Allgemeinen wird es aber nicht gefthehen fönnen. 
Noch am verfloffenen Freitag find 5 in dieſem Sinne 
übergeben worden und die Verträge beſtehen bis jetzt noch. 
Der Ubg. Heldmann: Sch glaube, daß wir nicht 
den Standeöherren den Vorwurf machen fönnen, auf diefe 
Weiſe eine Repreflion in dem Volke fi erlaubt zu haben. 
Sch ergreife diefe Gelegenheit, um mich zu gleicher Zeit 
egen den Vorwurf zu verwahren, welchen der. Herr zweite 
Dräfident Mernher mir gemacht hat, als ob ich das An 
ſehen der ftandeöherrlihen Familien herabfegen wollte. Das 
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von bin ich weit entfernt, ich achte und 'ehre fi. Was ih 
über die Art der Acquifition jener Berechtigungen bemerkt 
babe, das gilt nicht vor den jegigen Standeöherren, ſon⸗ 
dern das gilt von ihren Vorfahren in einer Zeit, welche 
dem grauen Alterthum angehört. Diefe Bedrückungen fals 
len den Beamten der Standesherren zur Laſt, nur diefe has 
ben fie veranlaßt und diefe haben den Haß gegen die Standed« 
betren hervorgerufen, und diefen müflen wir e3 auch zur 
Laft legen, wenn die Leute auf eine fo hohe Ablöſungs— 
fumme hinaufgefhraubt worden find. Sch Fenne aber audy 
viele Verträge, welche in der Art abgefchloffen worden find, 
daß die Standeöherren fich verbindlich gemacht haben, für 
den Kal, daß fpäterhin zu einem geringeren Betrage, als 
dem beftimmten, abgelöft werden follte, dad mehr Erhaltene 
zurüdzugeben. Es zeigt dieß von vielem Billigkeitögefühl, 
welches die Standesherren damald gehabt haben. — 

Zu dem Antrag ded Ausfchuffes unter Nr. 2 zu Art. 11 
bemerft: 

Der zweite Präafident Wernher: Die Minorität, 
welche nad dem Audfchußbericht fich gebildet hat, befteht 
aus dem Abgeordneten Hillebrand und mir. Ich habe 
Ihnen nunmehr weitläufiger die Gründe dieſes Antrags 
darzulegen. Der Zweck des ganzen Gefeßed ift der, den 
Grundbefiß von den darauf ruhenden Kaften frei zu machen, 
die Gleichheit aller Staatsangehörigen zu verwirklichen, vie 
weſentlich dadurch geftört wird, Daß. Jemand Eigenthum 
befißt, dad dem Andern auf diefe Weife pflichtig iſt; denn 
perfönliche Abhängigkeit ift immer auch verbunden mit der 
Abhängigkeit ded Guts. Der weitere Zwed ift aber auch 
die Herftelung eined rechtlihen und gefeglichen Zuftandes 
im ande. Alſo das Intereſſe der öffentlichen Ordnung, 
was gleichbedeutend iſt mit der allgemeinen Wohlfahrt. Ich 
frage Sie num, meine Herren, wird, wenn man dad ganze 
Ablöſungsgeſchäft überlaffen will dem Willen der Partheien, 
der Entichloffenheit oder der Unentichloffenheit derfelben, jener 
lebte Grund und bedeutendfte Zweck erreicht werden? werden, 
frage ich Sie, die Pflichtigen in einer aufgeregten Zeit, wie 
jest, bereit fein zu zahlen? Ich muß dieß wohl ſchon hin« 
ſichtlich der in Geld evaluirten Grundrenten. annehmen, 
aber werden Sie dad Zebntrecht noch fortbeftehen laſſen 
‚wollen, wird dann der Staat nicht fortwährend in Aufre— 
gung fein, um Rechte, die er noch anerkennt, zu fügen, 
und die er ſchützen müßte, wenn er dazu aufgefordert wird ? 
Die Gewalt der Gerichte würde alfo entweder fortwährend 
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defihalb. in Anipruch genommen werben, oder, wenn ſie 
nicht im Stande wären, den Anfprücen Folge zu leiften, 
in dem Lande ‚unterbrochen fein. Alfo auch im Intereſſe der 
zechtlichen Ordnung verlange ich, daß wir einen Schritt 
weiter geben. Iſt Doch nicht ſchon das ganze Ablöfungss 

ſchäft ein. Eingreifen in Privatverhältnifje? Wir fagen: 
Du. Berehtigter mußt Dir die Ablöfung gefallen laſſen! 
Das lag nicht urfprünglic in feinem Rechte. Wir fagen 
umgekehrt: Du Pflichtiger mußt fortan Geld geben, ftatt 
Getreide, oder mad Du fonft zu leiften Hatteftl! Das lag 
sicht urfprünglich in feiner Pflicht. Warum follen wir nun, 
da der Staat ohnehin fo viel in der Sache thut und da 
auf deſſen Thätigkeit eigentlih die Möglichkeit der. Aus: 
führung ded ganzen Ablöſungsgeſchäfts geruht hat, davor 
zurüdichreden, noch. einen Schritt weiter zu gehen: und im. 
Snterefle der öffentlichen Ordnung zu verlangen, daß das 
ganze Ablöfungsgeihäft in kürzerer Zeit beendigt werde, 
Daß endlich der: Grund und Boden frei fei, daß endlich bie, 
Sache geordnet fei, daß mit einem Wort der Stachel aus 
amferem Fleifch gezogen wird! Es genügt aber nicht bloß, 
Vorſchläge der Art zu machen, es ift auch vor Allem noths 
wendig, die Audführbarfeit derfelben nachzuweiſen. Sind 
jene Berechtigungen bereitö in Grundrenten verwandelt, dann 
iſt die Ausführung diefer Maßregel ein pured Rechnungs⸗ 
erempel. Auf der Grundlage der Ablöfungdgefeßgebung von 
41836 bis 1837. werden Diele Grundrenten.in eine Zilgungss 
‚zente ‚verwandelt, die ganze Sache ift höchſt einfach. Allers 
dings müffen, wenn der Berechtigte die Staatöfchuldentils 
gungsſcheine nicht annehmen will, diefelben vorerft deponirt 
werden, dad gelchieht aber auch in andern Verhältniſſen, 
und kann unweigerlich auch hier gefchehen. - Oder ich will 
den zweiten Kal fegen. Die Abgaben- find nicht bereits 
in Grundrenten verwandelt, fie beruhen aber in beflimmten 
Naturalabgaben, welche, dem Maß und der Zeit der. Liefer 
sung nach, genau angegeben find, nun, Dann haben wir 
auc ſchon eine geleßliche Beflimmung zur Berechnung des 
Werthes, dann ift Dad. Mechnungderempel. nur etwas viels 
facher; aber es bleibt am Ende auch nur noch ein Red» 
nungsexempel. Sch will aber den ‚dritten Ball angeben, 
Es ift die jährliche Abgabe nicht fo ganz dem Maße nach 
beftimmt, fie ift ungemwiß, fie hängt von dem Geratben der 
Früchte, oder wie fonft die Crescenz heißt, ab, fie ift alſo 
Beine fire Rente. Nun, dann find ja auch diefe Renten nicht 
‘von heute, darüber find feit Jahren Bücher geführt, Die 
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Standeöherren haben ganz geordnete Domänenverwaltungen, 
diefe Bücher find gewiffermaßen öffentliber Natur; auf 
Grundlage diefer Bücher hin kann am Ende die Taration 
leicht gemacht werden, und wenn die Parthieen die Erpers 
ten hierzu nicht ernennen wollen, fo mag der Staat fie ers 
nennen. Sch betrachte dieß als feine Ungerechtigkeit, welche 
dadurch geichehen würde. Es wäre aber eine Ungerechtigs 
feit, Die wir gegen dad Land begingen, wenn wir die Sache 
in die Hand genommen haben, nicht auch noch einen Schritt 
weiter gehen, und dafür forgen wollten, daß die Sache fer 
tig wird. Man hat viel von Frankreich gefprocen, und 
viel von dem franzöfiichen Werfahren in diefer Beziehung. 
Als man im Jahr 1789 in Frankreich zuerft die Befreiung 
bed Grundbefiged von den darauf ruhenden drüdenden Las 
fen, in die Hand nahm, hat man an Ablöfung gedacht, 
und hat darüber ein weitläufiges Geſetz gemacht. Man bat 
aber unterlaflen für die erforderlichen Mittel zu forgen, wie 
wir dafür geforgt haben. Man übernahm nämlich die Vers 
bindlichfeit nicht auf den Staat, die Mittel zu gewähren, 
und die Ablöfung leichter zu bewirken. Ich habe mehr als 
einmal dad Ablöfungsgeleg vom Jahr 1836 ein weile und 
fegensreiched genannt und ich nehme feinen Anftand, es 
noch einmal fo zu nennen. In Frankreich mußte der Pflichs 
tige dad Geld auftreiben, wo er ed befommen fonnte, er 
mußte ed dem Berechtigten anbieten, bei und iſt dieß nicht ' 
nöthig, der Staat forgt, daß die Ablöfungsfumme zwar 
immer mit Opfern, aber doch mit erfchwinglichen geleiftet 
werden könne. Ebenſo hat das franzöfifche Geſetz Feine 
Beit gefeht, innerhalb welcher abgelöft werden fol, es wurde 
daher auch nicht abgelöft, die Mittel dazu waren nicht vors 
handen, man fah: fih nicht gedrängt, und als der Sturm 
der Revolution hoch ging, hat die Nationalverlammlung in 
einem Decret vom 17. Suni 1793 die Aufhebung aller dies 
fer Laſten ohne Erfaß decretirt. Der Abgeordnete Mohr 
hat Ihnen bereitd erzählt, wie man nachher in der Auss 
führung daran gedeutelt hat, weil man die Webereilung dies 
ſes Gefeßes erfannte. Der Staat verlor unendlih an diefen 
Einfünften, die Kirchen, die Gorporationen, die Gemeinden, 
die Spitäler ıc. verloren ihr Vermögen und eine Mafje von 
Privatvermögen ging zu Grunde. Als nachher die Wafler 
wieder ruhiger liefen, ja, vielleicht hier und da zu flagniren 
anfingen, ging man zurüd. Der Staat hat mit immenfen 
Mitteln die Kirchen neu botiren müffen, er hat die Domä⸗ 
nen verloren und hat dieß fchmerzlich gefühlt durch die Vers 
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mehrung der Staatsſchulden. Ich erinnere nur an bad in 
den zwanziger Sahren erlafjene Gefeß über die Entſchädigung 
der Emigranten, wie, fehr hat: dieß dazu beigetragen, die 
Staatsſchuld von Frankreich zu vermehren. Darum nenne 
ich die Gefeßgebung im, Großherzogthum Heſſen nochmals 
eine fegensreiche, fie befreit den Grundbefiß, befeitigt die 
Ungleichheiten, die von Alters her im Rande waren, und 
erhält zu gleicher Zeit dem Staat, ‚den Gorporationen und 
den Privaten ihr Vermögen. + Es iſt dieß eineiweile Nes 
formmaßregel. Ich verlange aber auch noch ‚weiter, daß 
man diefe Reformmaßregel in der Ausführung ficher ftellt, 
- daß man den Partheien eine Zeit fest, und wenn ſie ſich 
nicht innerhalb derfelben erklärt haben, ſo ſoll der Staat 
ex offieio einfchreiten, fol. den Berechtigten Staatsſchulden⸗ 
tilgungäfaffeiheine bi zum Betrage des von ihnen anzus 
fprechenden Ablöfungsfapitald anbieten, und den -Pflichtigen 
die. Tilgungsrenten anfegen und. durch feine Beamten ers 
heben laſſen. Das ift der Weg, zur Vollziehung des Ges 
ſetzes, dad nenne ich eine höhere Nothwendigfeit und ‚eine 
—** Gerechtigkeit, die den Erfolg der Gerechtigkeit ſelbſt 
ert. ISIN 
Der Abg. Hillebrand:, Wenn ich nochmald& das 
Wort nehme, jo geſchieht es bloß zu dem Zwecke, um 
meine Minoritätsanficht beftimmter zu rechtfertigen. Denn 
ben eigentlichen Hauptgrund habe ich ‚bereits, gleich im An: 
fang der Discuffion angegeben. —., Wäre das: bier in 
Rede ftehende Verhältniß als ein rein privatrechtliched zu 
beurtheilen, fo würde ich die Minoritätsmeinung nicht theis 
len, allein nach meinem Dafürbalten handelt es ſich Feines: 
wegs um. eine bloße -privatrechtliche Frage, ſondern mehr 
oder weniger um eine Öffentliche, Eine: ſolche Abhängigkeit 
nämlich, wie fie bier vorliegt, ‚betrifft nicht allein die dabei 
betheiligten Privaten, fondern zugleich die Staatsverhältniſſe 
im Allgemeinen. ' E$; tritt bier ungefähr der gleiche Fall 
ein, wie beider Sclaverei. Bei diefer fommt troß dem, 
daß ed zunächſt nur. Privatintereflen, gilt, doch weientlich 
dad Staatdinterefle Überhaupt in Frage, und ed hängt kei— 
neöwegs von ‚der Privatwillfür der Einzelnen ab, ob eine 
ſolche Perlonalfielung im Staate aufgehoben werden. fol, 
oder nicht, fondern der Staat hebt fie aus reiner fouverd- 
ner Machtvollfommenheit auf, gleichviel, ob die Einzelinters 
eſſenten wollen oder nicht, und zwar aus feinem andern 
Grunde, ald weil die Stellung ſich nicht mit dem allge: 
meinen Staats: und Nechtöftande verträgt. Dieſe Analo— 
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fie "bilder das eine und hauptſächliche Motiv meiner Abs 

immung.'' Weiter’ leitete mid) dabei noch ‚folgende Erwä⸗—⸗ 
zung, die freilich wiederum auf denſelben Geſichtspunkt, 
den ich’ an die Spitze der ganzen Verhandlung geftelt, zu⸗ 
rückgeht. Es Tann) ſo viel ich glaube, dem Staate die 
produetive Bodenkuitur keineswegs gleichgültig fein. Cr 
muß dahin ſtreben, daß dieſe den möglichſten Ertrag biete. 
Nun aber muß die Production durch eine ſolche Abhängig⸗ 
feit bedeutend gehemmt werden. Es leidet Darunter wieder 
nicht der betheiligte Private, fondern das gefammte Staats, 
leben, auf deſſen höchſtmögliche Erweiterung und Steige: 
rung wir allen Anſpruch haben. Was würde z. B. aus 
diefem Staatdleben werden, wenn es Jedem ſchlechthin frei 
ftände, ob er überhaupt, oder auch felbft in welchem Maße 
er feinen Acker 'bebauen wi? Inſofern alſo die in Frage 
ftehende großtentheils feudaliſtiſche Abhängigkeit mehr oder 
weniger als eine Beſchränkung der allgemeinen Wohlfahrt 
zu betrachten ift, glaube ich meine Anficht, daß fobald wie 
möglich": innerhalb’ einer beftimmten Frift die -bezüglichen 
. Öfuingen vorzunehmen ‘feien, hinlänglich rechtfertigen zu 

nnen. 

"Der Abg. von Rabenau "(Regationdfekretär): Die 
Gründe, welche in flaatlicher und juriftifcher Beziehung, füs 
wohl für, als gegen den Antrag der Minorität des Außs 
ſchuſſes fprechen, find von den beiden Rednern vor mir fo 
ausführlich erörtert worden, daß ich mich darüber nicht weiter 
auszulaffen brauche Ich erkläre mich im MWefentlichen mit 
dem Antrag der Minorität des Ausſchuſſes einverftänden, 
- glaube aber doch, daß er fo, wie er geftellt ift, nicht ganz 

wird befteher können. Es scheint Amir nämlich unmöglich, 
daß die Behörden innerhaldzwei Monaten das Ablöfungds 
gefchäft vollenden, — 'und 'dieß müßte doc nach Dem Wort⸗ 
laut ded Antrag der Minorität gefchehen. © - 

Der zweite Präfident Wernher: Darauf bezieht fich 
diefe Friftbeftimmung nicht, fondern es fol nur zwei Mos 
nate gewartet werden, ob die Betheiligten ſich ‚nicht: felb 
von freien Stüden zut Ablöfung melden werden. Ä 

'Der Abo. von Nabenau (Legationdfefretär): Jedem 
Zweifel Tann abgeholfen werden, wenn man hinter. das 
Wort: „Behörden“ noch fegt: „eingeleitet und hierauf 
ftelle ich’ meinen Antrag. Ferner aber erlaube icy mir noch 
einen weiteren Zufag zu beantragen. Ich glaube nämlich, 
daß, wenn die Zehnten und Grundrenten ferner noch in 
Natur geliefert werben follten, dieß offenbar zu vielen Un⸗ 
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annehmlichkeiten: führen würde, ed fcheint mie daher ſo⸗ 
wohl im ftaatlichen Intereffe, als auch im. Intereſſe der 
Privaten zu liegen, daß die Zehnten und Grundrenten auch 
nicht einmal in diefem Jahre mehr in Natur geliefert wers 
den, mag die Ablöfung: vorher zu Stande fommen oder 
nicht, und ich beantrage. daher folgenden Zufag zu dem von 
ber Minorität des Ausſchuſſes vorgefchlagenen Artikel: 
„Der Zehnte oder die Zehntgrundrente wird nicht mehr 
in Natur geliefert, fondern an deren Stelle in: Geld 
die ermittelte oder noch zu ermittelnde jährliche Durch— 
fehnittörente, auf welche die Ablöfung bafirt wird, nad 
den gefeglichen Ablöfungdpreifen der Früchte, und zwar 
fo lange, bis die Ablöfung wirklich erfolgt ift, bezabit.* 
Der Abg. Volhard: Ich habe einen ähnlichen Zufag 
vorfchlagen wollen, wie ihn der Abgeordnete von Rabenau 
foeben vorgefhlagen hat. Der Meinige lautete: 
„Dieienigen Grundrentepflichtigen, deren Gemeinder 
vorftände die Ablöfung ‚binnen vier Wochen nad Ver 
Fündung des gegenwärtigen Gefeßed bei den betreffen» 
den Land» oder Kreißräthen verlangen, haben fchon 
in dem laufenden Sahre nicht mehr die Grundrente 
fondern nur die Tilgungsrente zu leiften“ i 
- Der Ag. Krug: Die Majorität ded Ausfchuffes hat 
die gute Abficht, welche der Herr zweite Prafident Wernber 
bei dem vorliegenden Borfchlag gehabt hat, nicht verfannt, 
und fie würde fich auch demielben gerne angeſchloſſen has 
ben, wenn fie ihn, wenigftend wie er gemadt morden ift, 
nicht für unausführbar, mindeftend aber für unpraftiich er⸗ 
kannt hätte. Denn ganz abgefehen davon, daß ed fich bier 
bloß um Ablöfung von Grundlaften den Standeöherren ger 
genüber handelt, und daß, wenn einmal der Staat hierbei 
eine Bevormundung ausüben fol, Fein Grund vorliegt, 
warum diefe nicht auch bei Grundrenten und Zehnten, welche 
andere Berechtigte zu fordern haben, eintreten fol, ſteht 
jenem VBorfchlag entgegen, daß da, wo es fih um bie Er⸗ 
höhung des individuellen Wohlftanded handelt, vom Staate 
niemald ein bdirecter Zwang, fondern nur die Möglichkeit 
dazu audgehen kann und ausgehen darf, und ed ben Betheis 
ligten überlaffen bleiben muß, ob und in wie weit fie von 
ben dazu geftatteten Mitteln Gebrauch machen wollen, übers 
haupt ein foldyer Zwang dem allgemeinen Grundfag wider 
fpricht, daß Niemand zur Verfolgung feined eigenen Rechts 
gezwungen und angehalten werden kann, inöbefondere ‚aber 
auch, daß, wenn man den Zwed erreichen will, man auch - 
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die dazu erforderlichen Mittel an die Hand geben muß. 
Noch zur Zeit beſteht aber im Großherzogthum kein Geſetz, 
welches das Verfahren für den Fall regelt, wenn ex officio 
Zehnten und andere Grundlaften verwandelt und abgelöſt 
werden follen. Namentlich ift das Zehntverwandlungsgeſetz 
vom Jahr 1824 auf die VBerhandlungsmarime bafirt.. Ins 
folange. hber fein Gefeb eriftirt, welches für den Fall, wo 
ex oflicio verwandelt werden fol, die Normen vorfchreibt, 
ift die vorgefchlagene Beftimmung unausführbar. Die Mi: 
norität des Ausſchuſſes bat dieß audy wohl gefühlt und in 
dem zweiten Satz eingeräumt, daß ganz befondere unüber— 
ſteigliche Hinderniffe eine Ausnahme von der Regel rechtfers 
tigen follen, fie hat aber dabei nicht bedacht, daß gerade 
damit die im erften Sat aufgeftellte Regel wieder aufgebo: 
ben wird; denn fo lange das Verfahren für folhe Fälle 
nicht gefeglich regulirt ift, befteht für die beauftragten Bes 
hörden ein unüberfteigliched Hinderniß, und der Vorſchlag 
ift alfo nicht ausführbar. Aber auch ganz adgefehen davon, 
mwürde ich mich fchon darum auf dad Beflimmtefte gegen 
die vorgefchlagene Beftimmung erflärt haben, weil dadurd) 
die Frage, ob und welche Ausnahmen eintreten follen, rein 
dem Ermefjen der Behörden überlaffen wird, jedes Geſetz 
aber, weldyes von einer aufgeftellten Regel Ausnahmen ſta⸗ 
tuirt, ſolche ausdrüdlich und beftimmt feftiegen muß und | 
a dem Ermeſſen der ausführenden Behörden überlaffen 
arf. 

Unpraftifch aber ift der VBorfchlag der Minorität des 
Ausfchufles in ſo fern, als die Standedherren: nunmehr fich 
beeilen werden, die Ablöfung zu vollziehen, da aber, wo 
dieß unterbleibt oder nicht möglich ift, die Pflichtigen es 
nicht unterlaffen werden, darauf zu dringen, um recht 
bald der ihnen eingeräumten Begünftigungen theilhaftig zu 
werden. 

Dieß waren die ‚Gründe, weßhalb die Majorität des 
Ausſchuſſes fi nicht mit dem von der Minorität propo» 
nirten. Zufat sub 2 einverftanden erklären Fonnte. 

Der Abg. Lotheißen: Die von dem Abgeordneten 
Krug foeben angeführten Gründe werden. im Wefentlichen 
auch mich beflimmen, dem in Rede ftehenden Borfchlag des 
Ausſchuſſes nicht beizuftimmen. Sch füge nur noch bei, 
daß, um die vorgefchlagene Maßregel durdzuführen, vor 
Allem. auch nothwendig fein würde, daß die. Staatsſchul⸗ 
dentilgungskaſſe die erforderlichen Fonds zur Darleihung 
der Ablöfungsfapitalien hätte, was aber gewiß nicht. der 
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Fall fein würde, wenn man die Ablöſung aller noch vor 
handenen Zehnten und Grundrenten, wie der Ausſchuß vor: 
geichlagen hat, in der fürzeften Zeit auf Einmal bewirken 
und zu Ddiefem Ende dem Staate fogar ein Zwangsrecht, 
ein Verfahren von Amtöwegen,- gegen die WBetheiligten 
geftatten will. Gerade in diefem Falle fann man aber die 
Berechtigten, ohne unbillig gegen fie zu handeln, nicht 
zwingen, ihre Entfchädigung auf andere Meile zu beziehen, 
ald in baarem Gelde, welchem die in Art. 11 ded Ent: 
wurfs bemerften Schuldfcheine der Tilgungskaſſe, zumal 
bei dem gegenwärtigen fchlechten Curs der Staatdeffecten, 
nicht gleich flehen. 

Der Herr Minifterialrath) Eigenbrodt: Es ift in 
pos.3 des Art. 11 beftimmt, daß die Berechtigten verbuns 
den fein follen, Schuldſcheine der großherzogl. Staatsſchul⸗ 
dentilgungdfaffe anzunehmen; wenn diefe Beflimmung des 
Art. 11 von den Ständen angenommen wird, fo, fände 
diefer Einwand nicht entgegen. Allerdings müßte wohl 
dad Srundrentenablöfungdgefeg und da6 Zehntverwandlungds 
geleß revidirt werden, um ein ſolches DOfficialverfahren, wie 
ed die Minorität ded Ausfchuffes vorgeſchlagen hat, damit 
in Einklang zu bringen. Es wäre indeflen dieß vielleicht 
nicht fo fchmwierig und der Zwed, den die Minorität des 
Ausſchuſſes mit ihrem Amendement beabfichtigt, verdient 
alle Anerkennung. Nur meine ich, die Maßregel wäre nicht 
fo dringend, denn wenn die Lage der Sache fo iſt, daß 
weder die Berechtigten, noch die Pflichtigen zu der Ablö⸗ 
fung greifen mögen, fo ſehe ich nicht ein, wie die Staats: 
regierung fie dann ex oflicio betreiben fann. Das Amen 
dement des Herrn Abgeortneten Volhard möchte wohl 
den Vorzug verdienen, indem hier den Pflichtigen, wenn 
fie innerhalb zwei Monaten die aldbaldige Ablöfung ver: 
langen, ein Vortheil gewährt ift, der fie dazu wohl beftims 
men möchte. 

Der Abg. Frank: Sc nehme lediglich das Wort, um 
mich dem Amendement des Abgeordneten Legationdfekretärd 
von Rabenau zu widerfegen. Der Abgeordnete von Rabes 
nau will durd fein Amendement die Naturalabgabe von 
Zehnten und Grundrenten, weil diefelbe manchmal zur Uns 
zufriedenheit WVeranlaffung gegeben hat, ſchon in diefem 
Sahre entfernen. Auch iſt der Herr-zweite Präfident Werns 
her von der Vorausſetzung ausgegangen, daß dieſes Grunds 
rentenablöfungsgefes überhaupt befonderd gelind und für 
bie Pflichtigen unter allen Umfländen wohlthätig fei, von 
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der Vorausſetzung, daß in jedem Falle von den Pflichtigen 
ein Gewinn gemacht werden wird, wenn die Ablöfung mit 
dem achtzehnfachen Betrage ftatıfindet. Indeſſen Jeder, der 
den Betrag unferer biöherigen directen und Communalfteuern 
kennt, wird mit mir davon überzeugt fein, daß die Zinfen 
von „7, ded Ablöfungdfapitald bisher nicht bingereicht baben 
um diefe Steuern jährlih zu deden. Allerdings ift vie 
. Ablöfung. in den legten Sahren als vortheihart für die 
Pflichtigen erfcbienen, aber bloß darum, weil die Früchte 
einen fo hohen Preis hatten. Jetzt ift der Preis nicht mehr, 
wie er in den beiden vorigen Sabren war, und ich fürchte, 
er ſinkt bis zum Herbſt noch tiefer herunter, Wenn nun 
die Zehnten und Grundrenten nicht mehr in Natur geliefert 
werden follen, fondern flatt ihrer der gefeßliche Geldwerth, 
alfo 5 fl. 40 Er. für dad Malter Korn, während das Mal 
ter im Herbſt nicht höher zu verkaufen ift, ald für 4 fl, 
fo werden gerade die Pflichtigen über folche gefegliche Bes 
flimmungen unzufrieden werden. Sch werde hiernad auf 
jeden Fall gegen dad Amendement ded Abgeordneten von 
Mabenau flimmen, vielleicht aber auch gegen das Amende⸗ 
ment des Minoritätsausſchuſſes. 

Der Abg. Mohr: Ich habe nur das Wort verlangt, 
um die Gründe anzugeben, warum ich mich der Majorifät 
des Ausſchuſſes angeichloffen habe, obglei ich fonft den 
Wunſch der Minorität theile. Diefe Gründe liegen eine 
theild in den befonderen proceffualifhen Schwierigkeiten bei 
dem Verfahren über die Ablölung der Grundrenten wider 
Willen der Parthieen, und anderntheild darin, daß ich ein _ 
außergerichtliched commiflariiched Verfahren, wie es bier 
angedeutet ift, Durch die Damit zu beauftragenden Behörden, 
wie ed im Antrag der Minorität heißt, weder für zweck⸗ 
mäßig, noch für zuläffig erachte. 

Der zmeite Präfident Wernher: 8 find nicht die 
individuellen Intereſſen der Partbieen, die zunächſt mich 
beftimmt haben, dieſen Zufabartifel zu beantragen, fondern 
ed ift Dad allgemeine Wohl, ed ift die MWiederherftellung 
volftändiger Gerechtigkeit und Uebung der Juſtiz, Die ich 
woranftelle. Sch glaube, daß man um deßwillen auch einige 
juriftifche althergebrachte Regeln verlegen und den Parthieen 
etwad zumuthen kann. Und wenn die beftehenden  juriftir 
[hen Proceduren nicht "ausreichen, um das MWerf gehöri 
zu vollenden, wird es für die Staatöregierung feine unauf⸗ 
lösliche Aufgabe fein, eine folche zu dielem Zwed der Kam⸗ 
‚mer vorzufchlagen, Haben wir ja in- andern Berhältnifien, 
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wenn fie auch nicht ganz ähnlich find, doc auch foldhe 
Proceduren? Denken Sie fib nur den Fall, man unters 
ſucht ein Vergeben, die Parthieen find aber nicht anwelend, 
da wird ja auch en contumace verfahren und der Anger 
Plagte befommt ex officio einen Anwalt, und bdiefer fteht 
dem Ankläger gegenüber. Ich halte die Sache, wenn man 
fie wirflich will, für ausführbar, ich halte fie für in hohem 
Grade nützlich, ich erkläre fie ald die Spitze ded Geſetzes. 
Brit man die Spitze ab, fo flört man die ganze Wirk: 
amfeit des Geſetzes. Die Bedeutung und der Zwed des 

efeßes ift die Herftelung einer völligen Gleichheit der 
Srundbefiger im Lande, Verſchieben Sie die Ausführung 
auf Jahrzehnte, dann. haben Sie noch immer fein feft ger 

ündeted Staatögebäude; auf der einen Seite, bei den 

rundherren, Fann der Gedanke auftauchen, mit der Zeit 
ihre Anſprüche zu’beffern, bei den Pflichtigen wird die Furcht 
fortdauern, daß dieß gefchehen Fönnte oder der Hoffnung 
Raum gegeben werden, ohne ale Entihädigung frei zu 
werden. 

Sch bitte Sie, meine Herren, vereiteln Sie die gute 
Abficht der Minorität nicht, fie ift wefentlich darauf gerichs 
tet, den Zuftand des Staats zu beffern und für die Zukunft 
Gefahren von ihm abzumenden. 

Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Darüber, 
daß es Sowohl im Intereſſe ded Staatd, ald der Betheilig: 
ten wünſchenswerth fei, die Grundrentenablöfung fo ſchnell 
wie möglich zu beendigen, kann Fein Zweifel fein; ed hans 
deit fich von dem Weg, der eingefchlagen werden fann, um 
diefed Ziel zu erreichen. Der Herr zweite Präfident Wernber 
‚bat vorhin die verfchiedenen Stadien durchgangen, in denen 
die Beendigung des Ablöſungsgeſchäfts Hinderniffe finden 
könnte. Sch bin mit ihm darin einverftanden, daß fein Hins 
derniß der fchnellen Beendigung da beftehe, wo die Vers 
mandlung ded Naturalzehntend gefchehen, und die an die 
Stelle ded Zehntens tretende Grundrente fehon beftimmt ift. 
Auch dann kann die Ablöfung ſchnell erfolgen, wenn es fidy 
noch um eine Naturalabgabe handelt, die aber ihrer Größe 


nad) feft beftimmt if. Die Schwierigkeit tritt nur da ein, , 


wo die Naturalabgabe ihrer Größe nach wandelbar ifl, und 
wo fie zuerft firirt und dann in Grundrente verwandelt 
werden muß, wie dad bei dem Naturalzehnten der Fall iſt. 
Das Geſetz über die Verwandlung der Zehnten ſchreibt ein 
proceffualiiches Verfahren vor, mad, wenn es fo eingehalten 
wird, jo ſchnell zum Ziele nicht führt. Mein College Eigens 
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brodt hat vorhin bemerkt, wir müßten, wenn der Antrag 
des Herrn zweiten Präſidenten Wernher angenommen würde, 
unſere Geſetzgebung über die Ablöſung der Zehnten revidi— 
ren. Sch glaube nicht, daß dieß nothwendig fei, ich glaube 
aber, daß aucd der Herr zweite Präfident Wernher fich 
berubigen fönne, wenn die Staatöregierung erklärt, daß fie 
die Behörden anmeifen wird, Alles aufzubieten, um den 
Zwed zu erreichen, daß die Grundrenten fobald wie mögs 
lich abgelöft werden. Bei dem Organifationsplan, welcher 
vor einigen Tagen der Kammer vorgelegt worden ift, wers 
den fich Arbeitskräfte -finden, diefen Zweck fchneller vielleicht 
zu erreichen, als er bei der bisherigen Drganifation hätte 
erreicht werden können. Will man jedoch den Vorfchlag der 
Minorität ded Ausfchuffes annehmen, fo muß ich vorfchlas 
gen, darin die Worte auszulaffen: „nach den Gefeßen damit 
zu Beauftragenden.” Wenn diefe Worte ftehen bleiben, fo 
müßte ein neues Gefeß, wad den Behörden diefe Befugniß 
gibt, erft erlaffen werden, laffen Sie aber diefe Worte aus, 
fo werden alsdann die Behörden zu ermefjen haben, in wie 
weit ihre officielle Thätigfeit für die Ablöfung mit den Vers 
wandlungs= und Ablölungsgefegen in Einklang zu bringen 
ift, und die Betheiligten zu einer Parthieenthätigkeit veran— 
laßt werden können. Es ift ein Gompelle fowohl für die 
Betheiligten ald für die Verwaltung, ohne daß dadurdy der 
Berwaltung die Verbindlichkeit auferlegt wird, ein neues 
Geſetz oder eine Revifion der Zehntverwandlungdgeleße vor— 
zulegen. - ; 

Der Präfident: Auch ich glaube, daß, fo lange nicht 
ein eigned Proceßgefeß eriftirt, welches dieſes Officialverfahs 
ren regelt, jedesmal der Fall der legten Pofition des Amen— 
Dementd eintritt, daß nämlich unüberfteigliche Hinderniffe 
vorliegen, die die Vollendung ded Ablöſungsgeſchäfts nicht 
geftatten. | 

Der Abg. Volhard: Der Borfchlag des Minoritätd« 
audfchufles ift wenig praftifch, da in flandeöherrlichen Bes 
zirfen, wo dieſes für die Pflichtigen fo ſehr vortheilhafte 
Geſetz in Wirkfamfeit treten fol, nicht leicht der Fall vor: 
fommen wird, daß die Pflichtigen ſich nicht zur Ablöfung 
melden. Es wird viel eher die Verwandlung und Ablöfung 
in folchen nichtftandesherrlihen Bezirken unterbleiben, in 
welchen fie bisher noch nicht flattgefunden hat und jenes 
günftige Gefet Feine Anwendung leidet. 

Sch beantrage jegt noch einen weiteren Zufaß zu Art. 11 
folgenden Inhalts: 
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Die Vertheilung eined Grundflüdes darf wegen der 
darauf zu legenden Zilgungdrente nicht gehindert wer⸗ 
den, in fo fern nur die zu machenden Theile unter 
einen halben Morgen 'nicht herabgehen und die auf 

“ ‚jeden Theil zu legende Grundrente wenigftend 30 fr, 
:, für dad Jahr beträgt.” | 

Zu dieſem Antrage veranlaffen mich die Verhältniffe des - 
Odenwaldes, wo bekanntlich ſehr große Grundftüde beftehen, 
und wo daher ein Verbot der Theilung den Befigern folcher 
Grunpftüde höchſt nachtheilig und binderlich fein würde, 
Man. hat dort Grundftüde von 230 bis 40 Morgen, ja 
felbft von noch mehr Flächengehalt. 

Der Präfident: Dieſes Amendemet bezieht fich nicht 
bloß auf die Standesherren, fondern auf alle übrigen Be- 
rechtigte.. Wenn ed angenommen werden follte, fo würde 
theilweife etwas ganz Heterogened in dad Gefeh fommen, | 

Der Abg. Cretzſchmar: Ich habe einen eigenen Anz. 
trag bezüglich der Vertheilung der Grundftüde im Allge—⸗ 
meinen geftellt, wobei der von dem Abgeordneten Volhard 
zur Sprache gebrachte Gegenftand ohnehin zur Erörterung 
fommen wird. | 

Der Abg. Bolhard: Wenn dieß der Fall ift, nehme 
ich meinen Antrag zurüd, | 


| Zu Urt. 12 
wird nichts bemerft. 


Ä Zu Art. 13 
bemerft: | 

Der Abg. Heldmann: Sch glaube nicht, daß, fo 
lange. .nicht unſer Erecutiondverfahren geändert wird, dem 
Land eine Wohlthat mit diefem Artifel geichieht. Sch kenne 
viele Fälle, wo Leute auch in nichtftandesherrlichen Bezirken 
fich freiwillig dem Beitreibungdverfahren, welches den Stans 
beöherren bisher zugeftanden war, unterworfen und Verzicht 
auf daS gerichtliche Verfahren geleiftet haben. Das Beitrei: 
bungsverfahren Durch die ftandesherrlihen Beamten ift viel: 
billiger, ald das durch unfere Gerichte, und man wird den, 
Leuten durch diefen Artikel eher eine Laft aufladen, als 
ihnen eine Erleichterung ſchaffen, fo lange nicht unfere Eres 
cutionsordnung im Allgemeinen geändert ift. 

Der Abgeordnete Karl Zöpprig beflätigt dieß. 
Der Abg. von Rabenau (Legationsfefretär): Wenn 
dad Erecutiondrecht der Standeöherren aufgehoben wird, fo 
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müſſen dieſe ihre Gefälle in Zukunft von den Gerichten 
beitrelben laſſen. Nach den dermalen beſtehenden geſetzlichen 
Beſtimmungen find aber die Koſten, welche durch die ges 
tichtliche Beitreidung entftehen, unendlich höher, als diejes 
ige, welche die Schuldner nad) dem bisherigen Beitreis 
bungsverfahren durch Die ftandesherrlichen Beamten gehabt 
haben, ich glaube daher, daß diefer Mißftand der Staatds 
vegierung zur geeigneten Berüdfichtigung empfohlen werden 
** | 


Der Abe. Mohr: Was mit Küdficht auf die größere 
Schwierigkeit des Verfahrens auf dem ftaatlichen oder gerichte 
lihen Weg bemerkt worden ift, ſpricht nicht gegen die Ans 
nahme des Artikeldz denn das Princip bleibt ja doch beſtehen; 
fundern ed würde dieß bloß daf ür fprechen, daß daS gerichts 
liche- Berfabren zu verbefjern wäre. Es wird ja doch hier nur 
beftimmt, daß dad den Standeöherren bisher eingeräumte 
Recht der eignen Beitreibung ihrer liquiderr Gefälle aufge: 
hoben fei. Sie müſſen in Zufunft den nämlichen Weg bes 
freten, wie jeder andere Privatmann. . 

Der Abo. Schend: ES würde meiner Anficht nady 
die größte Inconfequenz von Seiten der Kammer fein, wenn 
fie dieſes Recht den Standeöherren fernerhin laflen wollte, 
wir wollen ja die Standeöherren den Privatleuten gleichftellen, 
wie fommen wir dazu, ihnen bier noch ein Regierungsrecht 
einzuräumen. Es ift, glaube ich, unmöglich, dieſes Necht 
fernerhin beftehen zu lafjen. | 

Der Abg. Volhard: Es kommt noch der weitere 
Grund hinzu, daß gerade diefed Necht der eigenen Beitrei— 
bung liquider Gefälle ein Hauptmittel zu Uebergriffen von 
Seiten der flandesherrlihen Beamten war, 

Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Wa ber 
Herr Abgeordnete Heldmann bemerkt hat, ift vollkommen 
richtig, und ſchon jest find bei der Staatsregierung Beſchwer⸗ 
den Darliber eingelangt, daß, indem die Standeöherren ders 
malen auf dem gerichtlichen Weg ihre Intraden beitrieben, 
dadurch den Schuldnern bedeutende Koften entftünden. Trotz 
dem bin ich aber mit dem Heren Abgeordneten Schend darin 
einverftanden, daß mir auf diefem Artikel beharren, um die 

erabfegung der Beitreibungsfoften auf anderem Wege er—⸗ 
ztelen zu müffen. In diefer Beziehung habe ich den Abger: 
ordneten Heldmann nicht verftanden, was er mit der Aen—⸗ 
derung des Erecutiondverfahrend hat fagen wollen. Das 
fiscalifche Erecutiondverfahren mag ſich geftalten wie ed will, 
fo kann ed den Stanvdeöherren und privaten Schuldpflich⸗ 
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tigen feine Erleichterung bringen. Was diefen Pflichtigen 
Erleichterung bringen kann, ift die möglichft wohlfeile An: 
wendung ded Mahnverfahrens bei den Kandgerichten. 

Der Abg. Volhard: Sch kann nur beftätigen, was 
der. Herr Minifter foeben fiber dad Mahnverfahren bemerkt 
bat. Es bedarf, um Letzteres wohlfeiler zu machen, nur 
. Befreiung der Bitten um rechtlichen Zwang, fowie der Ver: 
fügungen darauf vom Stempel. | 

Der Abg. von Rabenau (Öberforftratb): Ach erlaube 
mir die Frage an den Herrn Minifter, wie lange e& wohl 
dauern kann, bid das Gefeß, welches wir eben beratben, 
publicirt fein wird? | 

Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Es wird 
publicirt, ſowie es durch die erſte Kammer gegangen fein 
wird. Die zweite Kammer wird ohne Zweifel einen Auszug 
aus ihren Protofollen recht bald an die erſte Kammer ger 
langen laſſen. i 

Der Abg. von Rabenau (Öberforftrath): Sch wollte 
nur darauf aufmerffam machen, daß die baldige Publication 
dieſes Geſetzes ſehr wünfchenswerth iſt; denn die eigne Bei: 
treibung aller liquiden Audftände ift gegenwärtig und fchon 
feit vielen Wochen factifch fuspendirt. 

Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Die-Staatd: 
regierung wird. gewiß mit der Publication nicht fäumen, fie 
kann aber jegt mehr nicht thun, ald die landftändifchen Be: 
rathungen abwarten. 

s = dem von dem Ausihuß zu Art. 13 beantragten 

ulaß: ' 

Der Abg. von Riedefel: Soll mit der hier vorge: 
Schlagenen Beftimmung auch gemeint fein, daß z.B. Forſt⸗ 
beamte, denen die Belorgung ded Forfifehuged anvertraut - 
ift, auf den Korftgerichten feinen öffentlichen Glauben mehr 
haben? Wenn dieß der Fall wäre, Fönnte diefe Beftimmung 
unter Umftänden fehr große Nachtbeile haben. 

Der Präafident: Sowie diefe Beamten von dem Staate 
auf den Forſtſchutz verpflichtet find, müſſen fie allerdings 
öffentlichen Glauben haben. 

Der Abg. Krug: Der von dem Audfhuß vorgefchlas 
gene Zufaß fpricht ja auch bloß von den von den Standes: 
herren zur Beforgung ihrer Privatangelegenheiten ges 
brauchten Perſonen. 

Zu Art. 14 und 15 wird nichtö bemerft. 

Der Präfivent fchließt hierauf die Berathung über dad 
ganze Geſetz. | 
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| wäh bemerkt: i | Fr 

der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Ich hatte 
die Abficht, in der heutigen Sigung auf eine Interpellation 
zu antworten, die. der Herr Abgeordnete Mohr bei der Bes 
rathung des Gefeged. über die Wahlen zur conftituirenden 
Nationalverfammlung an die Staatsregierung gerichtet hat, 
die Zeit ift aber heute fo weit vorgerüdt, daß ich meine 
Antwort auf die morgende Sigung verſchieben will, wozu 
ib mir die Erlaubniß erbitte. 

Die Kammer erklärt fich hiermit einverftanden, worauf 
der Präfident die Sigung fchließt und die nächfte auf Mor: 
gen den 9. Mai d. 3. Vormittags 11 Uhr anberaumt. 


Zur Beglaubigung : 


Heffe, Wernher, Elwert, 
erſter Präſident. zweiter Präſident. Sekretär. 


Ahtundvierzigfte Sisung 


in dem Sigungsfaale der zweiten Kammer 
der Landftände. 


Darmftadt, am 9. Mai 1848. 
Unter dem Vorſitz des Präfidenten Heffe, 


Gegenwärtig: Der Herr Minifter Freiherr von Gas 
gern und 40 Mitglieder der Kammer, - 





I. Der Präfidentmacht ald neue Eingaben befannt: 


1) Beſchwerden und Wünfche der Gemeinden Rodheim, 
Altenbuſeck, Heuchelheim, Fellingshaufen, Beuern, 
Staufenberg, Mainzlar, Daubringen, Lollar, Berd: 
od, Reiskirchen, Wieſeck, übergeben von dem Abges 
ordneten Krug. | | 

2) Eingabe mehrerer Bewohner ded Bezirkes Vöhl, den 
"Antrag deö Abgeordneten Reh auf Gefegeövorlage der 
Einführung einer Einfommenfteuer betr. | 

3) Beichwerde und Bitten der Gemeinden Eberftabt und 
Dberhörgern, Kreifed Hungen, betreffend die Erbaus 

. ung eined Vicinalweges zwilhen Münzenberg, Eber: 
ſtadt und Oberhörgern, 

4) Beihwerde ber Stadt Lich, dad Heimathärecht des 
gewefenen Steuerauffeherd Goebel von Beflungen betr. 
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5) Ein Geſuch der Ortövorftände von Nierftein, Derheim . 
und Schwabsburg um Zurüdgebe ihres ehemaligen 
Gemeindebefigthumes jenfeitd des Rheines. 

6) Einen Antrag ded Abgeordneten Frank, betreffend die _ 
Bitte der Schmiede in der Herrichaft Itter um Ab» 

‚gabe von Kohlholz an einem zum Kohlen angemefjes 
nen Plage. 

7) Einen Antrag defjelben Abgeordneten: Wünſche meh: 
rerer Einwohner zu Obernburg bei Böhl. 


. Die Eingabe unter 2 wird dem erften, die unter 1 und 
7 dem zweiten, die unter 3, 4, 5 und 6 werden dem drit⸗ 
ten Ausfhuß zur Berichtöerftattung überwieſen. 


11. Der Herr Minifter von Gagern nimmt hierauf fols 
gendermaßen dad Wort: | 

Meine Herren! Bei. Gelegenheit der Berathung über 
dad Wahlgeleg zur conftituirenden Nationalverfammlung hat 
der Herr Abgeordnete Mohr in einer von ber’ Zribune ge: 
baltenen Rede an die Staatöregierung mehrere Fragen ge: 
ftelt. Es find diefe Fragen von einer Einleitung begleitet 
gewefen und ich muß, damit fowohl die Fragen ald meine 
Antworten darauf im Zufammenbange können gewürdigt 
werden, mir erlauben, zuerft die Snterpellation felbft zu vers 
lefen, wie ich fie mir aus dem Protofol der Kammer habe 
ausziehen lafien. 

Der Herr Abgeordnete Mohr bemerkte nämlich: 

(Der Herr Minifter verlieft hierauf die allegirte Rede 
des Abgeordneten Mohr aus dem Protokoll der 39. Sigung 
vom 14. April d. J.) 

Dieß ift die Snterpellation und ihre Begründung. Che 
ich auf die Fragen ded Herrn Abgeordneten Mohr felbft eingebe, 
finde ich mich veranlaßt, einige factifche Irrthümer deſſelben 
in der Begründung diefer Fragen zu berichtigen. Es ift 
eine jeden Grundes entbehrende Unterteilung, daß die Siebes 
nercommiffion, welche die Frankfurter Verſammlung vorbe: 
reitet hat, theils mit dem Bundestag, theild mit den ein: 
zelnen Regierungen felbft, dad Programm im Voraus verabs 
redet gehabt hätte. Weder zwilchen der Siebenercommiſſion 
der Bundesverfammlung und den Regierungen, noch zwis 
ſchen den Gomittenten der Siebenercommiflion, der Bun⸗ 
desverfammlung und den Regierungen bat irgend eine Vers 
abredung bezüglich jenes Programms flattgefunden. Ebenfo 
unbegründet ift die Unterftellung, daß e& bei der Abfafjung 
jened Programms der Zweck gewefen fei, durch die Frank— 
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furter Verſammlung die wichtige Frage binfichtlich des 
Bundeshaupted und ded aus zwei Kammern beftehenden 
Parlaments zur Entſcheidung zu bringen. Diefer unters 
ſtellte Zwed ift fo wenig offenbar, daß e3 vielmehr Zeder: 
mann, ber den Greignijfen gefolgt ift, befannt fein muß, 
wie gerade die Mehrzahl der Siebenercommiffion ſich bes 
müht bat, der Frankfurter Berfammlung den Charafter eis 
ner Bolföverfammlung zur Bethätigung einer Mei: 
nung über die öffentlichen Zuftänte Deutfchlands und das 
Bebürfniß ihrer Reform zu erhalten, und die Ufurpation 
einer Autorität von Seiten dieſer Verfammlung abzus 
wenden. Ihre Autorität fand diefe Verſammlung in der 
Unterftügung, welche die Haltung derfelben in der öffentlichen 
Meinung und namentlicy durch die Bethätigung der Ueberzeus 
a Te des entſcheidenden Willens der großen Mehrzahl ihs 
er Mitglieder fand, daß bid zur abändernden Beichlußnahme 
einer conftituirenden Nationalverfammlung die deutfche Buns 
deöverfammlung in ihrer verfaffungsmäßigen Autorität erhalten 
werden müfle. Daß diefe Autorität der Bundesperfammlung 
ſowohl, als der fie conftituirenden deutfchen Regierungen durch 
die Anerkennung und Unterftügung weſentlich bedingt fei, welche 
ihre Belchlüffe in der öffentlihen Meinung finden, darüber 
konnte Niemand in Zweifel fein oder ſich täufchen. Hier⸗ 
nach find zwar die Prämiffen nicht richtig, von welchen der ' 
Herr Abgeordnete Mohr bei feiner Srageftellung ausging und 

wodurch er fie motivirte; ich werde nichtö deſto weniger 
auf die Beantwortung diefer Fragen felbft- eingehen, in fo 
fern fie Thatſachen berühren. Die Frage aber zu 1, melde 
Folgen die Beſchlüſſe der Frankfurter Verfammlung gehabt 
haben würden, wenn die Bundeöverfammlung ihre Zuftims 
mung Dazu verfagt hätte, tritt aus jenen Grenzen, die fich 
für die Beantwortung von Interpellationen natürlich erges 
ben, heraus. Ich Fanrı nicht verbunden fein, die Folgen 
politifher Eventualitäten prophetiſch vorzuſehen, auf deren 
Entwidelung ih einen nur fehr getheilten Einfluß übe. 
Sch befchränfe mich alfo darauf, zu antworten, daß ich, 
was in meinen Kräften geftanden, gethan haben würde, 
damit eine ſolche Eventualität nicht eintrete, wie fie denn 
auch wirklich nicht eingetreten ift, womit die praftifche Be: 
deutung der Frage von felbft fällt. | 

. Die zweite Frage, welche geftelt mar, lautet dahin: 
Hat der Bundeötag auch den übrigen Beſchlüſſen jener 
Berfammlung, namentlich dem, daß in Folge des angenom⸗ 
menen Grundfaged der Volksſouveränetät Die conflituirende 
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Berfammlung die Verfaffung Deutfchlands feftzuftellen habe, 
ebenfall3. feine Genehmigung ertheilt? ch antworte darauf: 
Die Bundesverfammlung erkennt den Beruf der conftituis 
renden Nationalverfammlung an, die Berfaffung Deutſch⸗ 
lands zu geftalten. | 

Die dritte Frage lautet: | 

Wird der Bundedtag den in leßterer Hinficht erlaffen 
werdenden Befchlüffen der conftituirenden Verfammlung un⸗ 
bedingt feine Zuftimmung ertheilen, oder gedenkt derielbe, 
beabfichtigen die Fürften und Regierungen von einem Veto 
irgend weldhen Gebrauch zu madyen.? — 

Sn wie fern die conſtikuirende Verſammlung darauf rech— 


nen kann, ihren Befhlüffen Anerfennung von Seiten des 


Volks, wie von Seiten der Regierungen zu verfchaffen, dad 
wird mwefentlich davon abhängen, in wie fern fie den Bes 
dürfnifjen und Wünfchen des Volkes Nechnung trägt. Die 
Mehrheit der Deutſchen will Freiheit und Einheit des gros 
Ben VBaterlanded. Nur eine kleine Minderheit verfolgt-ihre 
Plane rückſichtslos, ob das Waterland in Stüde gehe, oder 
zur Einheit gelange. Die Decretur einer einen und untheils 
baren Republif oder, wie andere wollen, einer Föderativre⸗ 
publik würde eben fo-mwenig des Beifalld der großen Mehrs 
heit der Nation fidy zu erfreuen haben, ald Plane der Mes 
action, die die aufgeflärte öffentliche Meinung mit aller 
Kraft wird niederzuhalten willen, irgend Ausſicht auf 
Erfolg haben. Gegen beide Richtungen, das bin ich über: 
zeugt, ift dad Volk wachſam und in Waffen. 

Sch glaube, daß ich damit die Fragen, weldhe an mich 
geftellt worden find, erfchöpfend beantwortet habe. 

Als hierauf der Abgeordnete Mohr fih zum Worte 
meldete, bemerft: 


Der Präfident: Meiner Anficht nach Fann eine Bes 
rathung über diefen Gegenftand heute nicht flattfinden, 
Sie haben an den Herren Minifter mehrere Fragen gerichtet, 
der Herr Minifter hat Ihnen darauf geantwortet, und das 
nach muß ich den Gegenftand ald erledigt betrachten. f 

Der Abg. Mohr: Dieß fcheint mir nicht der Fall; 
Es muß mir doch erlaubt fein, da man von Seiten des 
Herrin Minifterd die Nichtigkeit der Vorausſetzungen meiner 
Frageftelung beanftandet hat, auf die Erwiederung ded Herrn 
Minifterd zu antworten, 1 | 

Der Präfident: Sie Fönnten nur etwa noch in der 
Lage fein, etwaige Erläuterungen über Ihre Anfragen zu 
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geben. Sonft könnten auch noch andere Mitglieder der 
Kammer dad Recht der. Discuffion in Anfpruch nehmen. 
Der Ag. Mohr: Ein foldheds Recht haben andere 
Mitglieder der Kammer allerdings, das ift bei allen Inter: 
pellationen der Fall, 

Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Ich habe 
weder dad Recht, noch die Abficht, mich in den Gang der 
Verhandlungen, den der Herr Präfident und die Kammer 
einzuhalten für gut finden, mich einzumifhen. Ich will 
aber doch meine Anſicht dahin äußern, daß ich die Sadıe 
in der heutigen Sigung in derfelben Lage befindlich beur— 
theile, als fie war, als der Herr Abgeordnete Mohr feine 
Rede gehalten hat. Sch glaube alfo allerdings, daß es 
Niemanden vermehrt fein kann, heute in diefer Sache zu fpre- 
en, wie dieß auch damals Jedem frei geftanden haben 
würde. 
Der Präfident: Ich habe nichtö dabei zu erinnern, 
wenn der Abgeordnete Mohr weitere Erläuterungen gibt, aber 
ih glaube, eine Discuſſion kann nicht ftattfinden, weil 
ein ‘praftifcher Erfolg nicht gedenfbar if. Zur damaligen 
Zeit, ald die Fragen geftelt wurden, wäre es vielleicht noch 
möglich gemefen, daß die Beantwortung der Fragen auf 
die Discuffion des Gefeged Einfluß gehabt hätte, 

Der Abg. Mohr: Der Herr Minifter hat die Vor: 
audfegungen der Srageftelung, wie fie in meinem Vortrag 
enthalten find, beftritten; namentlicdy die Voraudfegung, daß . 
das der Berfammlung in Frankfurt vorgefhlagene Programm 
von der Siebenercommiffion ausgegangen und mit dem Bun» 
deötag verabredet worden fei. 

Der Herr Minifter von Gagern: Ausgegangen ift 
es gewiß von der Siebenercommifjion, aber nicht mit dem 
Bundestag von ihr verabredet worden. 

Der Abg. Mohr: Nun! in der Hinficht will ich mich 
zu meiner Rechtfertigung nur auf die Anfichten berufen, 
welche im Allgemeinen in Sranffurt erörtert wurden, und 
ich weiß felbft, daß, ald wir bei dem Herrn Minifter- den 
Tag zuvor verfammelt waren, man und fagte: über diefe 
im .Programm aufgeftelten ragen werde die Verfammlung 
zw entfcheiden haben, und diefe Antwort war auf einen er: 
hobenen Zweifel darüber erfolgt, ob wohl diefe bloße Bor: 
verfammlung befugt fein würde, über die an die Spitze des 
‚ Programms geftellten wichtigen Fragen wegen des Bundes: 

hauptes und des Zweikammerſyſtems zu enticheiden, ich 
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wiederhole, ed wurde wirflih damals gefagt: über diefe 
Fragen werde die Verſammlung zu entfcheiden haben, 

Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Wer hat 
Ahnen das gelagt? 

Der Abg. Mohr: Es iſt gefagt worden, ald wir das 

mald beim Herrn Minifter verfammelt waren. 
Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Daran, 
daß die Verſammlung mit bindender Wirkung bezüglich dies 
fer Fragen enticheiden folle, hat gewiß Niemand in der 
Siebenercommiffion gedacht, und ich am wenigften. Auch 
haben ſich alle Mitglieder der Siebenercommiffion, mit Außs 
nahme vielleicht von einem Einzigen, in der Verfammlung 
darüber audgelprochen, daß diefe bloß den Charakter einer 
BVolköyerfammlung haben folle, und daß fie nur berufen 
fei, zur Bethätigung einer — 

Der Abg. Mohr: Zur näheren Erläuterung ded eben 
von mir Behaupteten bemerfe ih noch, daß man felbft 
beim Beginn der Verfammlung in Frankfurt noch davon 
audging, daß die Fragen in der nämlichen Ordnung did: 
cutirt und entfchieven werden follten, wie fie in dem Pros 

gramm aufgeftelt waren. Nur auf den Antrag des Dr. 
Gifenmann wurde dad Programm befeitigt und man bes 
fhäftigte fib mit der Frage, auf melde Weife die conftis 
tuirende Verſammlung berufen werden möchte. Wenn nun 
aber auch die Prämiffen in dem Sinne, wie ich in meinem 
Vortrag unterftellt habe, nicht vollftändig vorhanden gemwes 
ſen wären, fo ift damit doch nicht gefagt, und kann damit 
nicht gelagt fein, daß die Frageftellung nicht ihren Grund 
und nicht ihre Veranlaffung gehabt habe. Ich habe die Verr 
anlaffung der Frageftellung in den Motiven zu dem Mahl: 
agefeße gefunden, darin heißt ed! 
„Die deutfche Bundedverfammlung hat in ihrer 29. 
Sigung am 7. I. M den Beſchlüſſen, welde in der 
vom 31. März bis 4. April zu Frankfurt abgehaltenen 
Verfammlung zur Borbereitung der deutfchen conftis 
tutrenden Nationalverfammlung über die Wahl der 
Abgeordneten zu derfelben, die Wahlorte der Abge 
orbneten und die Zeit ihres Zufammentrittd gefaßt 
worden find, in Berüdfihtigung der bekannt gewors 
denen Öffentlichen Wünfche, und geftügt auf das ein» 
fimmige Gutachten der ihr beigeorbneten Männer des 
öffentlichen Vertrauens, ihre Genehmigung ertheilt.“ 
| Dieß mußte natürlich bei mir die Frage rege machen: 
woas dann gefchehen wäre, wenn der Bundestag dieſe Bes 
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fchlüffe nicht genehmigt hätte? und dieß war die Veranlaf: 
fung zur Stellung der erften Frage, die zu den andern 
beiden führte, | 

Der ar Minifter hat in Beziehung auf die erfle 
Trage im Wefentlichen geantwortet: von Seiten der Staatd: 
regierung würde alles Mögliche geichehen fein, um den 
Beſchlüſſen eine Wirkung zu verfchaffen, d. h. um die Ger 
nehmigung der Beſchlüſſe eintreten zu fehen. Ich fann 
mich wohl im Allgemeinen hinfichtlid der Intention unferer 
Regierung mit diefer Antwort befriedigt erklären, obfchon 
die bei der Stellung der Frage beftehende Befürdtung das 
durch immer noch nicht befeitigt gewefen wäre. 

Zur zweiten Srage wurde bemerkt, die Bundesverfamms 
lung erkenne den Beruf der conflituirenden Verſammlung 
an, die Verfaflung Deutfchlands zu geftalten. Ob viele 
Antwort auf eine Weife beichaffen ift, daß fie die Frage— 
ftelung vollftändig befriedigt, möchte ich doch bezweifeln. 
Sch glaube wohl, daß der Herr Minifter e8 nicht in feinen 
Befugniffen erachtet, eine andere Antwort auf diefe Frage 
zu geben; aber e& ift immer Feine fo beflimmte Antwort, 
wie wir fie hätten wünfchen können. Es ift namentlich 
nicht Damit gefagt, daß, wie die Verſammlung wirklich 
audgelprochen hat, in Folge ded audgelprochenen Princips 
der Volksſouveränetät die conftituirende Verfammlung unbe» 
dingt die Verfaflung von Deutfchland zu geftalten habe. 
Der Herr Minifter beruhigt und nur dadurd, daß er fagt, 
die Bundedverfaflung erkenne den Beruf der conftituiren> 
den Berfammlung an, die Berfaflung Deutichlands zu ges 
falten. Sch will indeffen mit diefer Antwort mich für 
meinen Theil befriedigt erklären. Was aber die dritte Frage 
betrifft, fo halte ich dafür, daß die Beantwortung derſelben 
immer noch meine Befürdtungen beftehen läßt. Es ift 
dieß nämlich die Frage: ob und in wie fern den Beichlüffen 
der conftituirenden Verſammlung irgend ein Veto von Seis 
ten der Regierungen vder der Bundesverfammlung entges 

entreten werde? Nur die unbedingte Verneinung eines 

to's Eönnte und vollfommen beruhigen. Denn, meine 
Herren, wozu nügt ed, daß eine conflituirende Ber: 
fammlung zufammentritt und Beſchlüſſe faßt, wenn fie 
nicht fiber ift, daß auch ihre Beichlüffe in Wirklichkeit 
übergehen? Dieß. fcheint aber um fo weniger der Fall, als 
wir fcbon kurz, nachdem ich meine Befürchtung ausgeſpro—⸗ 
hen hatte, durch eine Erklärung Oeſterreichs erfuhren, daß 
die Defterreichifche Regierung keineswegs gemeint fei, fi 
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ben Befchlüffen der conflituirenden Verfammilung unbedingt 
zu unterwerfen. Es Kann diefe Antwort um fo weniger 
und beruhigen,‘ ald erft in der neueften Zeit wir erfuhren, 
daß.der Bundestag dem Fünfzigerausfchuffe gegenüber er— 
Flärt hat, ed wäre abfolut nothwendig, daß bei der Faflung 
der Beichlüffe der conftituirenden Verfammlung dad Regis 
minalinterefje vermittelt werde. Sie werden gelefen haben, 
meine Herren, daß ein Mitglied des Fünfzigeraudfchuffes, 
Dr. — eine Proteftation, eine Verwahrung dagegen 
eingelegt und einen Antrag deßhalb in dem Fünfzigeraus- 
fhuß geftelt hat. Alle diefe Befürchtungen beftehen alfo 
noch fort. 

Der Herr Minifter, nachdem er angeführt hatte, was 
im Allgemeinen das deutiche Volk wolle, berührte ſodann 
noch „eine Feine Minderheit”, welche nur den Umfturz von 
Deutſchland wolle. Ich möchte den Herrn Minifter fragen, 
ob er mich zu diefer Fleinen Minderheit zählt ? 

Der Herr Minifter Freiherr von Gagern: Sch habe 
die Antwort darauf zu geben, daß ich den Herrn Abgeord⸗ 
neten Mohr nicht zu Denjenigen rechne, welche den Umfturz - 
wollen; aber ich kann nicht läugnen, daß ich der Anficht 
bin, daß die politiſchen Anfihten und Beftrebungen, weldye 
der Herr Abgeordnete Mohr gegenwärtig Öffentlich bethä: 
tigt, dahin führen. | 

Der Abg. Mohr: In dieſer Arne bemerfe ich nur, 
daß ich heute noch Feine andere politifche Anficht habe, als 
diejenige, welche ich früherhin fchon und zwar nicht bloß 
feit den 18307 Jahren gehegt habe, und ich glaube fogar 
von dem Herrn Minifter in der Beziehung perfönlich ge: 
kannt zu fein. Sch will daffelbe, was dad deutfche Wolf 
im Allgemeinen will. Nun nach diefer Furzen Erörterung 
im Einzelnen werden Sie mir, meine Herren, erlauben, 
meine Erwiederung im Allgemeinen auf die Antwort 
ded Herrn Minifterd, bezüglich der von mir geftellten Sragen, 
- zu geben, Sie werden daraud die Veranlaffung zu der Fras 
geftelung und dad Reſultat meiner Anfichten erjehen: 

Zweimal fhon — (Als der Redner mit der Ablefung 
- eined feine fernere Bemerkungen enthaltenden fchrift: 
lihen Vortrags beginnen wollte, wurde berfelbe von 
dem Präfidenten mit der Bemerfung unterbrochen, daß 
nach ‚der Geihäftsordnung vom Plage aus fchriftliche 
Neden nicht gehalten werden dürften. 
Der Abgeordnete Mohr bittet darauf um die Er: 
laubniß, die Rednerbühne befleigen zu dürfen und 
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hält von derfelben aus, da hiergegen von Seiten ber 
Kammer nichts eingewendet wird, nunmehr folgenden 
Vortrag): 


Zweimal ſchon haben die Stämme beutfcher Nation die 
Einheit und Freiheit Deutichlands mit großer und edler 
. Aufopferung zu erringen geſucht. Einmal zur Zeit ald der 
deutfche Hermann das Vaterland von Roms Knechtfchaft 
befreite. Das zmweitemal zur Zeit der erſten Reform. 
gelang nicht nur nicht volftändig, nein, ihren Fürften ge: 
lang ed, die Refultate ausbeutend, dad deutſche Volk in neue 
Knechtſchaft zu ſchmieden. Eine dritte Gelegenheit ergab 
fi, jened Ziel zu erreihen. Es war im Jahr 1815, nachs 
dem daS deutfche Volk fih und die Kürften von der Fremd; 
berrichaft befreit hatte.. Damald Fonnte und mußte es, weil 
es fih wie ein Mann in Einigkeit und zum Theil wider 
den Willen von Fürften, die in. der Unterjochung Deutfch: 
lands ihr Intereſſe fanden, erhoben hatte, feine Freiheit, 
feine politifche Einheit befeftigen, ed mußte dieß um fo mehr, 
ald es nur dadurch ſtark werden Eonnte, um für alle Zus: 
Funft, fowohl gegen äußere Angriffe auf feine Selbfiftändigs 
feit, als auch gegen inhere Angriffe auf feine Freiheiten ſieg— 
reich kämpfen zu können. Das deutſche Wolf ließ die Ge: 
legenheit vorübergehen, es vertraute feinen Fürften. Wie 
wurden ihre Verſprechungen verwirfliht? Man ftiftete ohne 
und wider dad Volk einen Bund, der. die Legitimität der 
Fürften von Gotted Gnaden befeftigte, alle bereits beftehen: 
den Freiheiten des Volks aufhob und jede volfsthümliche 
Entwidelung im Entfteben vernichtet. Die deutfhe Buns 
ded- und Mienerfchlußafte haben — wer will e8 beftreiten? — 
dem deutfcben Volke weniger Nechte gewährt, ald ed unter 
der früheren Reichöverfaflung fchon befaß. inen Anlauf 
haben die Deutfchen genommen, einen dritten Angriff ges 
macht, Sol auch diefer wieder fruchtlos fein, nur zur neuen 
Knechtung führen?. Darüber Aufſchluß zu haben, zielten 
die durch mich geftellten Fragen. Die Weranlaffung dazu 
fand ich in den Motiven zum MWahlgefeß, wonach der todt: 
erflärte und weil noch nicht vollftäntig wieder auferftandene, 
immer noch als todt zu betradhtende, Bundestag den Wahl: 
ausſchuß ded Vorparlamentd genehmigt hat, — 
Alsbald fand ich in der bekannten Erklärung Beweiſe, 
die Beſtärkungen meiner Befürchtungen. | 
Der Antrag mit Proteft von Hedicher im Fünfzigeraus: 
ſchuß gegen die Anficht des Bundestags von der ie 
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digkeit der Vermittlung der Regiminialintereffen, hat meinen 
Fragen neue und größere Bedeutung gegeben. j 

Die Beantwortung meiner Fragen ift nun erfolgt, Daß 
ed geſchehen, dafür danfe ich unferem Herrn Minifter. 

Nicht nur ich, fondern auch Sie, meine Herren Golle: 
en, welchen die Wichtigkeit der Fragen nicht entgangen fein 
ann, wir müſſen und nun die Fragen ftellen: Hat uns 
die Beantwortung befriedigt, hat fie unfere Befürchtung ber 
feitigt * Ich kann mir diefe Fragen nur verneinend beant— 
orten. ) Ä 

Sch glaube, das deutfche Volk ift in dem, was ed will, 
einig. Es will fein ein großes, commerciell, focial und pos 
litiſch einheitlich vertrauended, einiges, verbundenes Voll, 
ftarf gegen äußere und innere Feinde, vorzüglich gegen jeden 
Angriff, woher er auch fomme, auf die aud dem Princig 
der Bolfsfouveränetät entfpringenden Menſchen- und Volks⸗ 
rechte. 

In diefem Sinne hat ſich das Vorpatlament audges 
forochen. Welche Ausfiht haben wir, dieſes Ziel zu er: 
reihen? 

Statt einer ftarfen demokratiſch, die geforderten Rechte 
mit Sicherheit verbürgenden Bundedverfaffung mit der aus⸗ 
gedehnteften Gentralifation der gefeßgebenden Gewalt, ſehen 
wir die alten Kürfteneiferfüchteleten zum Nachtheil der Wolfds 
einheit und Einigkeit wieder ind Leben treten, einen erb: 
lichen, leicht zur militärifhen Dictatur führenden Kaifer an 
die Spige Deutſchlands ftellen, mit großem Hoflager als 
nothwendige Folge, und mit einer ungeheuren Givillifte und 
dem aus der Erblichfeit nothwendig entipringenden Apanas 
enwefen; endlich mit einem, größtentheild auf, der Zeitans 
orderung widerfprechenden, Geburtörechten beruhenden Ober: 
haus, dad, troß eined verantwortlichen Minifleriumd und 
eines unabhängigen Bundesgerichtd, zu fehr der Notabilität 
huldigend, wie Erfahrung lehrt, nicht nur die errungenen 
Rechte nicht verbürgt, fondern auch der Entwidelung der 
heiligften Volförechte immer hemmend entgegen treten. wird, 

Unfere Befürchtungen beftehen alfo fort. Ich rufe da» 
ber dem deutichen Volke zu: Seid wach und thätig, im: 
mer noch ift dad Baterland in Gefahr! 

Der Präfident: Sch Fann dasjenige, was der Abge: 
ordnete Mohr foeben verlefen hat, nicht ald eine Erläutes 
rung feiner Anfragen betrachten und auch nicht als eine 
Erwiederung auf die Beantwortung von Seiten ded Herrn 
Miniſters. 
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Denn es ift dieß offenbar eine Rede geweſen, bie früher, 
ald die Beantwortung des Herrn Minifterd erfolgte und ehe 
der Abgeordnete Mohr die Beantwortung ded Herrn Minis 
ſters gefannt hat, abgefaßt war. g | 

Der Abg. Mohr: Dad ändert nichts, ich war der 
Beantwortung, wie fie wirklich erfolgt ift, fchon im Voraus 
gewiß; denn ber Entwurf der deutichen Bundesverfaflung, 
wie er von Seiten der 17 WBertrauendmänner der Bundes: 
verfammlung vorgelegt und veröffentlicht worden ifl, genügte 
mir dazu vollfommen. 

- Der Präfident: Ach wiederhole die Anficht, die ich 
fhon im Eingang audgelprochen habe, daß zwar Erläutes 
- zungen von Seiten ded Abgeordneten Mohr Über die von 

ihm gethanen Anfragen zuläflig gewelen find, daß aber eine 

. Berathung über die Sache —*— jetzt nicht mehr weiter 

ſtattfindet. 11 

Der Abg. Mohr: Ich erkläre darauf, daß ich nichts 
gegen eine weitere Berathung habe; ich habe aber auch 
nichts dagegen zu erinnern, wenn keine weitere Discuſſion 
erfolgt. 

III. Der Präſident ſchließt hierauf die öffentliche Sitzung 
und die Kammer ſchreitet in geheimer Sitzung zur Ab⸗ 
ſtimmung 

über den Geſetzesentwurf, betreffend die Verhältniſſe 
der Standesherren und adeligen Gerichtsherren. | 

Die Droge: ' 

1 Nimmt die Kammer den Art. 1 des Gefeges, die 
Verhältniſſe der Standeöherren und adeligen Ges 
richtöherren betr., an? 

wird mit 24 gegen 15 Stimmen bejaht. 

Der Abgeordnete von Rabenau (Legationdfefretär) ſus⸗ 
pendirt feine Stimme, | 

Die Frage: — 

2) Nimmt die Kammer den Art, 2 des Geſetzes, die 
Verhältniffe der Standedherren und adeligen Ges 
richtsherren betr., an? 

wird einfimmig bejaht. 

Die Frage: . 

3) Wil die Kammer, nad) dem Antrage ded Abge: 
ordneten von Rabenau (Legationdfetretär), in dem 
Art. 2 Zeile 7 nah dem Worte: „erfolgt” den 
Satz einfchalten: > 
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„ſind jedoch auf folche Liegenſchaften/ welche 
Standeöherren feit Erlaß des "Grundrentenab: 
löſungsgeſetzes von 1836 erworben haben, nicht 
anwendbar? | 
wird mit 28 gegen 12 Stimmen bejaht. 
Die Frage: Ä 

4) Will die — in dem Art. 2 des Entwurfs 
(Zeile 6), nach dem Antrag des Abgeordneten Loth⸗ 
—— ſtatt der Worte „bis — erf olgt“ die Worte 
etzen 

„bis durch Uebereinkunft der Intereſſenten, in 
fo weit eine folche ‚zuläflig fein follte, oder im 
Wege der Gefeßgebung eine Sun ders 
felben erfolgt?“ 
wird mit 35 gegen 5 Stimmen verneint. 
Die Frage: 

5) Nimmt. die Kammer den Art. 3 des Geſetzes, Die 
Verhältniffe der Standesherren und abeligen Ge⸗ 
richtsherren betreffend, an? 

wird einſtimmig bejaht. 

Die Frage: 

6) Nimmt die Kammer den Art. 4 des Geſetzes, die 
Berhältniffe der Standeöherren und adeligen Ge: 
richtöherren betreffend, an? | | 

wird einftimmig. bejaht. 

Die Frage: 

7) Wil die Kammer, — dem Antrage ihres Aus: 
ſchuſſes, im Art. 4 vor das Wort „befreit” das 
Wort „volftändig” le 

‚wird einflimmig bejaht. 

Die, Frage: 

8 Wil die Kaınmer im Art. 4 flatt: „1. Mai” die 
Worte: „1. April? fegen?  _ 

wird einftimmig bejaht. 

Die Frage: 

9) Wil die Kammer, nad dem Antrage ihres Aus: 
ſchuſſes, hinter die Worte „Horftftrafen” die Worte 
„nebft Holzwertb und Schadenserfaß” enmanen ® 

wird aan bejaht, 
"Die Frage: 

10) Wil die Kammer, nach dem Antrage ihres Aus⸗ 
ſchuſſes, ſtatt des Satzes „und an die Standesher⸗ 
ren abgeliefert” den Satz: 
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won der Reinertrag an die Stanbesherren 


I 
ſetzen 


wird — bejaht. 

e Frage: 

11) Wil die Kammer, nad dem Antrage des "Aog 
ordneten Cretzſchmar, nach dem erften Sage des 
Art. 4 die Worte einfchalten: 

Unter Ungeftellten find jedod nur ſolche zu ver: 

ftehert, welche unausgefest im öffentlihen 

Dienfte biöher befchäftigt waren und nicht theils 

weile auch zu Privatzweden verwendet waren? 
wird mit 24 gegen 16 Stimmen bejaht. 

ie Frage: 

12) Wil die Kammer in dem Art. 4 des Entwurfs 
nad dem Antrag de3 Abgeordneten Volhard: 

„ 1) Zeile 11 des Artikeld flatt des Wortes „eigens 
thümlichen“ die Worte feßen: „eine eigne Ges 
marfung bildenden“ 

2) Zeile 17 und 18.ded Artikels ftatt „in den Ges 

meindewaldungen,“ die Worte: „in den Ges 
meindegemartungen gehörigen Waldungen?“ 

wird einflimmig bejaht. 

Die Frage: 

—— Ri die Kammer, nach dem Amendement bed Ab⸗ 
geordneten von Rabenau (Legationsſekretär), in dem 
Art. 4 nach den Worten: „mit alleiniger Ausnahme 
der“ die Worte „Feld und“ zuſetzen, gleichwie 
nach den Worten „eigenthümlichen Waldungen“ 
die Worte „oder für Frevel, welche auf ihren eig⸗ 
nen Feldern begangen, und von den von ihnen 
ſelbſt angeſtellten Feldſchützen zur Anzeige gebracht 

wurden“ einſchalten? 
wird mit 20 gegen 20 Stimmen verneint. 

Die Frage: 

14) Nimmt die Kammer den Art. 5 des Gefeged, die 
Berhältniffe der Standesherren und adeligen Ges 
richtöherren betreffend, an? 

wird — bejaht. 

e Frage: | 

15) Nimmt die Kammer den At 6 des Beichet, die 
Verhältniſſe der Standeöherren und adeligen Ge- 
richtöherren betreffend, an? | 

wird einftimmig bejaht. 
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Die Frage: — 

16) Wil die Kammer in dem Art. 6 flatt ded Wortes 
„volftändig* die Worte „aus ihrem Privatvermös 
gen“ ſetzen? 

wird einftimmig bejaht. 
Die Frage: 

17) WIN die Kammer, nach den Antrage des Abge: 
ordneten von Günderode, am Schluffe des erften 
Abfabed des Art. 6 die Worte feßen: „jedoch über 
nimmt der Staat alle mit diefem Rechte verbuns - 
denen Laften?* 

wird mit 33 gegen 7 Stimmen verneint. 
Die Frage: 

18) Wil die Kammer, nach dem Antrage des Abge: 
ordneten von Rabenau (Dberforftrath), zu dem Ar: 
tifel 6 die Worte zuſetzen: 

In den Fällen jedoch, in denen die Standeds 
berren oder adeligen Gerichtöherren auf das 
Präſentationsrecht zu verzichten haben, follen 
| nach Befund entweder der Staat oder die be 
| treffenden Gemeinden die feither von jenen ges 
leifteten Gehaltöbeiträge zu den Pfarrbefoldungen 
zu übernehmen verbunden fein? 
wird mit 35 gegen 5 Stimmen verneint. 
Die Srage: Ä 
19) Nimmt die Kammer den Art. 7 ded Geſetzes, die 
BVerhältniffe der Standeöherren und adeligen Ge: 
| richtöherren betreffend, an? 
. wird einftimmig bejaht. | 
: Die Frage: 

20) Nimmt die Kammer den Art. 8 dann an, wenn 
derfelbe, wie der Ausſchuß Seite 4 ded Berichtes 
beantragt, alfo gefaßt wird: 

„Ale Vorrechte der Standeöherren hinſichtlich 
der Entrichtung von directen und indirecten Ab» 
aben find aufgehoben. Vom 1. Suli 1848 an 
finden auf fie und. ihre Familien die allgemeinen 
Steuergefege Anwendung? 
wird einftimmig bejaht. j 
Die Frage: I 

21) Nimmt die Kammer den Art. 9 des Geſetzes, die 
Verhältniſſe der Standedherren und adeligen Ges 
richtöherren betreffend, an? 

wird einflimmig bejaht. 
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Die Frage: 

22) Will die Kammer dem Art. 9 den von ihrem Außs 
ſchuß Seite 4 des Berichtes beantragten Zufaß 
dahin beifügen: 

Sie haben jedoch vom 1. Mai 1848 innerhalb 
Jahresfriſt Muthungs: oder Belehnungsbriefe 
bei der oberen Baubehörde zu verlangen, 
widrigenfals die Werke ind Freie fallen. Die 
Ausfertigung diefer Urkunden erfolgt ſtempel⸗ 
und tarfrei? 

wird einflimmig bejaht. 


Die Frage: | 
23) Nimmt die Kammer den Art. 10 des Geſetzes, die 
Berhältniffe der Standeöherren und adeligen Ge: 
rihtöherren betreffend, an? 
wird einftimmig bejaht. 
Die Frage: 

24) Will die Kammer, nad) dem Antrage des Abges 
ordneten WVolhard, zwifchen den Art. 10 und 11 
einen Zufagartifel alle lautend einfchalten: 

„Ale Einfünfte und Gefälle, welche die Stan: 

deöherren in den flandeöherrlihen Bezirken aus 

Ber dem Fruchtzehnten beziehen, wie namentlich 

3. B. die fogenannten Martinizinfen, Gülten, 

Fi ‚ Marks, Nuß-, Obſt- und BVlutzehnten, 

afferfahginfen u. |. m. find unentgeltlich aufgeho— 

ben, in fo weit nicht erwiefen wird, daß ſolche 

aus Erb: oder Zeitpachtverträgen oder fonftigen 

urfprünglich privatrechtlichen Gründen gefchuldet 
werden.“ 

(Confequenz diefed Antrags ift die Abändes 

rung der Worte in Zeile 4 des Art. 11 „auf 

die” in „auf ſolche,“ fowie ein Zufag zu 

Zeile 7 nah dem Wort „Anftalten” alfo 

lautend: „welche nach dem vorhergehenden 

Artikel nicht ohne Entihädigung wegfallen.) 

wird mit 23 gegen 17 Stimmen bejaht. 
Die Frage: 

25) Nimmt die Kammer den Art. 11 des Geſetzes 
die Verhältniffe der Standeöherren und adeligen 

Gerichtöherren betreffend, an? 
wird einftimmig- bejaht. 
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Die Frage: | Br 
26) Nimmt die Kammer den von dem Audfchuffe zu 
r Art 11 beantragten erften Zufaß in. der von dem 
Herrn Regierungscommiffär vorgefchlagenen, alfo 
lautenden Fafjung an: 
Menn die Pflichtigen während des durch Die 
Standeöherren geführten Proceſſes Privatver: 
träge. auf höhere, als die gefeßliche Ablöfungs- 
fumme abgeichloffen, alfo mehr ald das Acht: 
zehnfache des einjährigen gefeßlichen Geldbetrags 
der Rente zu zahlen übernommen haben — 
wohin namentlid auch der Kal gehört, wenn 
ein höherer Werth der Früchte, ald der gefeßliche, 
bei der Berechnung zu Grunde gelegt worden 
ift — fo fol die Schuld der Pflichtigen an Die 
Staatöfchuldentilgungsfaffe um den Betrag des 
Unterfchied& zwifchen der gefeßlichen und der vers 
tragsmäßigen Entichädigungdfumme gemindert 
werden. Diefe Vergütung an die Pflichtigen wird 
dadurch geleiftet, daß bei dem jährlichen Aus 
fchlage der Tilgungsrente aufdie bisherigen Pflich« 
tigen nur der dem herabgefegten Ablöfungsfapital 
entfprechende Zilgungsrentebetrag repartirt, der 
der Nüdvergütung entfprechende Zilgungdrentes 
betrag aber dem bisherigen Berechtigten in ben 
Regiſtern zur Laſt gefegt und von ihm erhoben 
wird, fo daß die Zilgungdrente im Ganzen in 
ihrem bisherigen Betrage verbleibt? 
wird mit allen gegen eine Stimme bejaht. 
Die Frage: ee 
275; Wil die Kammer dem Art. 11 den von dem Aus⸗ 
ſchuß auf Seite 5 unter Ordn.⸗-Nr. 2 beantragten 
Zufaß in der im Lauf der Berathung modificirten 
Form beifügen, mwonad) diefer alfo lautet: 
„Die Ablöfung der Grundlaften fol nicht bloß 
geichehen auf Veranlafjung der Berechtigten oder 
Verpflichteten, fondern in Ermangelung einer 
ſolchen Veranlaflung nad Ablauf von zwei Mo= 
naten vom 1. Mai 1848 an, ex officio durch 
die Behörden?” 
- wird mit 25 gegen 15 Stimmen verneint. 
‚Die Frage: | 
28) Will die Kammer, nach dem Untrage ded Abges 
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ordneten Volhard, dem Art. 11 ald positio 4 fol: 
genden Zufa beifügen : 


„Die im Art. 2 ded Gefeged vom 27. Suni 1836, 
alfo lautend: | 
„Haftet auf dem Bezuge einer Grundrente 
die Verpflichtung zu gewiſſen befonderen Leis 
flungen, 3.3. Baus oder Reparaturlaften ıc. 
und tft der Renteberechtigte Unfer Fiscus, fo 


bleibt derfelbe auch nach der Ablöfung der 


Grundrente, Eraft diefer gefeßlihen Beſtim⸗ 
mung, ferner für jene Zeiftungen verhaftet und 
verpflichtet. Iſt aber in einem folchen $alle 
der Renteberechtigte nicht Unſer Fiscus, fo 
Fann die Grundrente nur dann abgelöft wer: 
den, wenn die Verpflichtung zu ſolchen bes 
fonderen 2eiftungen durch Uebereinkunft mit 
demjenigen, zu deffen Gunften fie befteht, 
entweder abgefauft oder auf andere Objecte 
übertragen worden ift.* | 
im zweiten Sage beflimmte Ausnahme ift auf 
ehoben. Auch in dem dort erwähnten Falle 
ann die Ablöfung der Grundrenten nach den Bes 
flimmungen defjelben Gefeßed verlangt werden. 
Jedoch bleibt alddann dad Ablöfungshauptgeld 
wenigftend fo lange bei Großherzogl. Staats⸗ 
fhuldentilgungdfafle- unauffündbar von Seiten 
des renteberechtigten Standesherrn ftehen, bis 
der Letztere auf andere Art genügende Sicherheit 
für Erfüllung der auf der Rente haftenden Vers 
pflihtungen geftelt haben wird? * 


wird mit 21 gegen 19 Stimmen bejaht. 


Die 


Srage: 


29) Wil die Kammer, nach dem Antrage der Abges 


ordneten Volhard und von Rabenau (Legationds 
fefretär), dem Art. 11 folgenden (weiteren) Zuſatz 
beifügen: 


„Diejenigen Grundrentepflichtigen, deren Ges 
meindevorftände die Ablöfung binnen 4 Wochen 
nach Verkündigung ded gegenwärtigen Geſetzes 
bei ven betreffenden Lands oder Kreiöräthen vers 
langen, haben fhon in dem laufenden Jahre 
nicht mehr die Grundrente, fondern nur bie 
Tilgungsrente zu: leiften?* ! 


wird mit 39 gegen 1 Stimme bejaht. 
Protololle 3. d. Verb. d. 2. Kam. II. Bd, 31 


+ 
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Die Frage: | 
30) Nimmt die Kammer den Art. 1% ded Geſetzes, die 
Verbältniffe der Standedherren und abdeligen Ge: 
- richtöherren betreffend, an? 
wird einflimmig bejaht. 
Die Frage: 
31) Nimmt die Kammer den Art. 13 ded Gefebes, die 
Verhältniſſe der Standeöherren und adeligen Ge: 
richtsherren betreffend, an? 
wird einftimmig bejaht. | 
Die Frage: | 
32) Will die Kammer dem Art. 13 den von dem Auds 
ſchuß beantragten Zufag (S. 5 u. 6 ded Berichts) 
dahin beifügen: 
Die von den Standesherren zur Belorgung 
ihrer Privatangelegenheiten gebrauchten Perſo— 
nen baben in Zukunft die Stellung von Privats 
bevollmächtigten und die ihnen von den Stans 
deöherren gegeben Zitel find ohne alle öffentliche 
Bedeutung? 
wird einftimmig bejaht. 
Die Frage: | 
33) Nimmt die Kammer den Art. 14 des Geſetzes, die 
Verhältniffe der Standesherren und adeligen Ge: 
richtöherren betreffend, an? 
wird einftimmig bejaht. 
Die Frage: 
34) Nimmt die Kammer den Art. 15 des Geſetzes, die 
Verhältniffe der Standeöherren und adeligen Ges 
| richtöherren betreffend, an? 
wird einftimmig bejaht. 


Der Präfident fchließt hierauf die Sitzung und beraumt 
die nächfte auf den 10. Mai d. 3. Vormittags 9 Uhr an. 
Zur Beglaubigung: 


Heffe, Wernber, Elwert, 
erſter Prafident, zweiter Präfident, Sekretär. 


Neunundvierzigſte Gikung 


in dem Situngsfaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. 


Darmftadt, den 10. Mai 1848. 


Unter dem Borfig ded Präfidenten Heife. 


Gegenwärtig: Die Herren Regierungdcommiffäre Ges 
heimerath Edhardt, Oberſt Schmidt, Oberaudis 
teur Hoffmann, Minifterialrat) Eigenbrodt, Ge 
heimeratb von Kubder, ſowie 36 Mitglieder ber 
Kammer. 


I. Dad Protokoll der 44, Sitzung wird vorgelegt. 


II. Der Präfivent macht folgende neue Eingaben bekannt: 

1) Eine Communication der erfien Kammer, betreffend 

die Propofition der Staatöregierung wegen der Ber: 

willigung der noch nöthigen Fonds zur fofortigen Um⸗ 
ofläfterung des Louiſenplatzes. 

Da die hohe erſte Kammer dem Beſchluſſe der zweiten 

beigetreten, fo wird eine gemeinfchaftliche Adreſſe beſchloſſen. 

2) Einen Antrag der Abgeordneten Behlen und Grobe, 

betreffend Herabfeßung der Gebühren der Hypotheken: 


bewabhrer. 
S | (Beil. Nr. 394.) 
3) Zwei Anträge ded Abgeordneten Zulauf: 
a. hinfichtlich der Bitte ded Ortövorftanded zu Angen: 
rod und Billertshaufen, Kreifed Ausfeld, um Auf: 
31” 
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hebung der Anſtellung von Decanatskirchenrechnern 
und Vereinbarung des betreffenden Fonds mit der 
Gemeindekaſſe. 

b. Hinſichtlich der Bitte des Ortsvorſtandes zu Angen⸗ 
roͤd, um Erlaß der von dem Herrn von Bibra an 
den Staat lbergegangenen Unterfaufgeldern. 

4) Eine Belchwerdeführung des Kirchenrechner Simon 
und 50 anderer Ortöbürger der Stadt Battenberg, die 

Erbauung eined Bezirfögefängnifled zu Battenberg betr. 


, Der Antrag unter 2 wird dem zweiten, bie Eingaben 
unter Nr. 3 und 4 dem dritten Ausfhuß zum Bericht 
überwiefen. 


"IM. Der Herr Geheimerath Edhardt legt die Nachweis 
fung der Baukoſten der Main:Nedar-Eifenbahn auf Großh. 
Heſſiſchem Gebiet bid zum 1. Sannar 1847 vor, gleich wie 
die von der Eifenbahnbaudirection geführten Wirthſchafts— 
rechnungen über diefe Koften. - 

i (Beil, Nr. 395.) 

Die Kammer verweift dieß Actenflüd an den erften. 
Ausfhuß zum Bericht. - 

Der Herr Geheimerath Eckhardt verläßt den Sigungsfaal. 


IV. Der Herr Minifterialrath Eigenbrodt tritt ein und 
legt der Kammer zwei Gefegesentwürfe nebft Motiven vor: 
a. die Ausübung der Jagd und der Fifcherei in den Pro: 
vinzen Starfenburg und Oberheflen betreffend. 
(Beil. Nr. 396 und 397.) 
b. Die Aufhebung der ausfchließlichen Handeld« . und 
Gewerböprivilegien betreffend. 
(Beil. Nr. 398 und 399.) 


Die Kammer befchließt, die beiden Gefeßeöpropofitionen 
an den zweiten Ausichuß zum Bericht zu verweilen, worauf 
der Herr Miniſterialrath Cigenbrodt den Sitzungsſaal 
verläßt. 


V. Der Herr Geheimerath von Kuder bringt einen Ges 
feesvorfchlag nebft Motiven über die Entfhädigungspflicht 
der Gemeindeangehörigen wegen der in den Gemeinden bei 
Zufammenrottungen angerichteten Berlegungen oder Beſchä— 
digungen an Perfonen oder Eigenthum, in die Kammer, 

(Beil. Nr. 400 und 401.) 
der an den zweiten Ausfhuß zum Bericht verwiefen wird, 
worauf Der Se Geheimerath von Kuder den Saal verläßt. 

VI Die Tagesordnung führt hierauf zur Berathung: 
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1) über den Erlaß ded Kriegöminifteriums, die Abände: 
rung des Perfonens und Befoldungsbeftandes der 
Mitglieder des Kriegdminifteriums. | 

Nach vorausgeſchickter Einleitung bemerkt: 

Der Herr Oberſt Schmidt: Sch glaube mich der Hoff 
nung bingeben zu dürfen, daß die von dem verehrlichen Aus— 
ſchuß erhobenen Anftände gegen die Propofition der Staats: 
regierung durch mein Schreiben vom 28. v. M. ihre voll: 
ftändige Widerlegung gefunden haben. 

Der Präfident: Als ich den Situngen ded Aus: 
ſchuſſes beimohnte, habe ich den verehrlihen Mitgliedern 
defielben erklärt, daß ich mit den Anträgen theilweife cin: 
verftanden, theilmweife aber auch nicht einverftanden fe. Was 
vorerſt die Stellung des Oberauditeurd betrifft, fo geht die 
Abfiht der Propofition dahin, dem Staate 2000 fl. zu 
erfparen. Und e& handelt fih, meiner Anficht nach, bei 
der Beantwortung der Frage, ob wir die Propofition anneh: 
men, oder ob wir fie nicht annehmen follen, und die wei: 
tere Frage, ob dieſe Propofition mit der Unabhängigkeit der 
Militärjuftiz vereinbarlicy if. Diefe Frage aber glaube ich 
bejahen zu müffen, jedoch unter einer Modification, auf die 
ich zurüdtommen werde. Der Oberauditeur fol in dem 
Kriegdminifterium nicht alle Geſchäfte der zweiten Section 
beforgen, fondern ed würden ihm nach der Propofition des 
Kriegsminifteriumd vorzugsweiſe die adminiftrativen Gegens 
ftände zugetheilt werden, die eigentlichen QJuftizfachen wird 
nah wie vor dad juriftifche Mitglied der zweiten Section 


erledigen. — Es handelt fich alfo darum: wird unter fol 


chen Umftänden dem Oberauditeur in dem Kriegsminifterium 
ein Einfluß auf die Mititärjuftiz zuftehen? Ich glaube, daß 
bie Einfluß gänzlich befeitigt werden kann, wenn man 
verfügt: 

So der Oberauditeur den Sitzungen bed Kriegdmini: 

fteriumd in Juſtizſachen gar nicht beimohnen darf, 

Alsdann hat er aus die Juſtiz gar feinen Einfluß, Es 
fann nun aber auch der, wiewohl fehr feltene Fall eintreten, 
daß dad Mitglied der zweiten Section verhindert if, in 
eigentlichen Juſtizſachen zu fungiren, und dann muß der 
Dberauditeur im SKriegdminifterium für diefed Mitglied der 
zweiteri Section eintreten. Es liegt dann der Kal der . 
Verhinderung ded Oberauditeurd im Oberfriegögericht vor, 
und es tritt der Ergänzungsrichter an feine Stelle. Diefer 
Ergänzungdrichter bin dermalen ih, und zur Würdigung 
meiner Anfichten alaube ich Ihnen fagen zu müſſen, daß 
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wenn die Propofition ded Kriegsminifteriumd angenommen 
wird, meine Arbeiten fich vermehren, ohne daß ich irgend 
einen Bortheil davon hätte, — Wenn man alfo verfügt, 
daß der Oberauditeur den Sigungen ded Kriegsminifteriums 
in Zuftigfachen gar nicht beimohnen darf, fo ifi Alles ges 
wahrt, was man zur Wahrung der Unabhängigkeit der Jus 
fli, nur immerhin verlangen fann. Der Ausfchußbericht 
fpricht von dem vertraulichen Verhältniß der beiden Mitglies 
der der zweiten Section ded Kriegdminifteriumsd. Sa, diefed 
vertrauliche Verhältniß läßt fih aber auch), wenn die vom 
Ausſchuß vorgeſchlagene Einrichtung getroffen wird, nicht 
befeitigen, denn man fann nicht verhindern, daß der Ober: 
auditeur und dad Mitglied der zweiten Section nad Belie: 
ben außerdienftlich ———— und ſich über die eine 
oder die andere Rechtsſache mit einander beſprechen. Ans 
deſſen betrachte ich auch diefe Propofition ded Kriegsminis 
eriumd nur ald eine vorübergehende, und ich bin der Ans 
ht, daß man fünftighin für die zweite Section einen von 
den gut befolvdeten Geheimen Sekretären des Kriegsminiſte⸗ 
riums anziehen fol. Der Geheime Sefretär fcheint mir Die 
natürlihe Aushülfe für Die ia Section zu fein. Sn 
dem gegenwärtigen Augenblide ift aber diefe Einrichtung 
nicht zu treffen, und zwar aus dem Grunde, weil fchon 
feit 25 Sahren zwei juriftiihe Mitglieder der_zweiten. Sec» 
tion vorhanden geweien find, und weil alfo fein Grund vors 
lag, den Mann, der die Function eines Geheimen Sefres 
tärd befleidete, als Mitglied der zweiten Section anzuziehen. 
Wenn auch diefer Mann alle zu Lane Dienft erforderlichen 
Fähigkeiten befigt, ift er doch aus der Uebung der Juſtiz 
gefommen, und kann daber in diefem Augenblid nicht dazu 
verwendet werden. 

Der Abg. Volhard: Der Ausihuß war der Meinung, 
daß die von ihm erhobenen Anftände durch dad Schreiben 
ded Herrn Regierungscommiſſärs nicht widerlegt find. Er 
ging von der Anficht aus, Daß man den Grundfag der Uns 
vereinbarlichfeit der. Stelle eined Richters mit der eines 
‚‚Minifterialrathed in allen Fällen aufrecht erhalten müfle, 
felbft alddann, wenn dieß auch ein Fleined Gelvopfer Eoften 
würde. In dem vorliegenden Sale dürfte jener Grundfag 
um fo mehr feft zu halten fein, ald in dem Dberfriegdges 
richt befanntlich mehrere Staatöoffiziere figen, die nicht als 
unabhängige Richter erfcheinen, und ed alfo um fo notha 
wendiger ift, das einflußreichfte Mitglied des Oberkriegsge— 
richts, den Oberauditenr, möglihft unabhängig zu flellen, 
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Der Ausſchuß hält ferner die allerdings ſehr wünſchenswerthe 
Kofteneriparung auf fonftige Art ebenfalls für erreichbar, 
Er hat mehrere Vorfchläge dazu gemacht und glaubt, daß 
auch noch in anderer Weife die Sache mit eben fo viel‘ 
‚Koftenerfparung geordnet werden könne. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Ich muß ald Mitglied 
des erſten Ausſchuſſes nur beftätigen, wie wir ganz darin 
einverftanden geweſen find, daß die weitere Erklärung des 
Kriegdminifteriumd in unferer Meinung Feine Aenderung 
‚bervorbringen Fünne Es mar ſehr fhön, daß man von 
Seiten ded Kriegsminifteriums auch jebt wieder an Erfpa- 
rung gedacht hat, es ift nur auf der anderen Seite zu be: 
dauern, daß gleich in demfelben Vortrag die proponirte Er: 
ſparniß von 2800 fl. auf eine ſolche von 800 fl. reducirt 
wird, indem in Kolge ded Avancements eines charakterifirten 
Senerald und eines Oberften zu Generalen, dem Staate 
wieder 2000 fl. zur Laſt fallen. Ferner ift zu bemerken, 
daß, wenn zufälliger Weiſe der Oberauditeur mit den Zrups 
pen ind Feld ziehen, er unter allen Umftänden erießt wer⸗ 
den müßte: Dieß Fönnte aber durch einen Auditeur und 
deflen Stelle durch einen Accefliften gefchehen, wodurd na» 
türlich der größte Theil der Erfparniß von 800 fl. aufge: 
zehrt werden würde. | 

Ich flimme übrigend dem Abgeordneten Bolhard ganz 
darin bei, daß, wenn wir eine Erfparung machen wollen, 
wir eine durchgreifende machen müffen, und der Vorſchlag 
des: Ausfchuffes ift auch in der That fo, daß er recht gut 
angenommen werden fann. — Außerdem ift zu berüdfich: 
tigen, daß mir ganz anderen Berhältniffen, in Beziehung 
auf das Militär, entgegen gehen, und daß ed daher unräth: 
lich erfcheint, gegenwärtig neue Stellen zu creiren, während 
diefelben in Sahreöfrift vielleicht wieder geändert werden 
müßten. — Der Ausſchuß ſchlägt vor, die Stelle des 
Raths -in der zweiten Section vorerft vicariren zu laffen, 
und wenn in einem nachträglichen Schreiben des Kriegs— 
minifteriumd bemerft ift, daß dieß nur durch Jemand ge: 
ſchehen könne, Der bereits in dem Fache gearbeitet hat, fo 
glaube ich, könnte man ja die Sache recht gut auch in der 
Art machen, daß man den Oberauditeur in dad Kriegdmis 
nifterium vor der Hand proviforifh commandirt, einen Aus 
diteur -eined Megimentd oder Corps proviforifch zum Ober» 
auditeur mache und dafür einen Xcceffiften proviforifeh als 
Auditeur zu einem Megiment oder Corps ſetzt. — Dadurh - 
würden nur, etwa 600 fl. Koften erwachfen, und Rein weis 
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tered Avancement bei den Beamten ftattfinden. Ueberdieß 
wird, wie der Ausſchuß auögerechnet hat, eine. fehr bedeu⸗ 
tende Erfparniß durch die vorgefchlagene Veränderung ent: 
eben. | 
' Zunächſt erfcheint ihm der Kriegsminifter, der. wegen 
der häufigen Anfprachen, Anfragen und Meldungen ein eis 
gened regelmäßiged Meferat zu übernehmen nicht die Zeit 
baben foll, zu theuer für's Land. Dafür iſt die verwendete 
Summe, meiner Anfiht nad, zu hoch. — Wenn der Herr 
Kriegdminifter zurüdtritt, fo würden, wenn man ihn aud) 
mit der höchſten Penfion, auf die er Anſprüche machen 
fann, penfioniren würde, immer noch 2000 fl. ungefähr - 
jährlich gefpart werden können. Es würde alſo immer noch 
und trog der Anftellung eines vierten Raths an. die Stelle 
ded Kriegdminifterd, eine wefentliche Erfparniß entfteben,, 
obgleich des Leßteren Gehalt auf den Penfiondfonds übers 
ging. Sch muß daher die verehrlihe Kammer bitten, den 
Ausfchußantrag bei ihrer. Abflimmung- zu unterjlügen und 
anzunehmen. 

Der Abg. Reh: Der Audfchußbericht berührt zwei vers 
fchiedene Berhältniffe. Er geht zunächſt auf das Militärs 
wefen im Allgemeinen ein, und dann beichäftigt er fich mit‘ 
dem von dem Kriegdminifterium an und gebrachten Vor: 
ſchlag. In erfterer Hinfiht enthalte ich mich einer Meis 
nungsäußerung. Sch glaube, daß durch die Umgeftaltung 
des deutfchen Heerweſens ſich neue Verhältniffe bilden wer: 
den, und daß mit dem, was wir etwa jeßt beantragen könn⸗ 
ten, nur etwas Vorübergehendes geichaffen werden würde. 
Was fodann die vorliegende Propofition betrifft, fo ſcheint 
ed mir, daß ed weniger in Frage flieht, ob die Stellung 
eined Beamten an ihrer Unabhängigkeit verliert, wenn er 
zwei Stellen bekleidet, als die, ob zwei Stellen einer Perſon 
übertragen werden ſollen, die an ſich unvereinbar ſind. Mir 
ſcheint aber, daß der letztere Fall nicht vorliegt. Denn er 
läge nur vor, wenn der Oberauditeur als zweiter Rath in 
der zweiten Section des Kriegsminiſteriums ausſchließlich 
ſich mit allen dieſer Section überwieſenen Geſchäften be⸗ 
faſſen müßte. — Da indeſſen zwei Räthe im Kriegsmini⸗ 
ſterium fein müſſen, fo iſt der Vorſchlag des Kriegsminiſte⸗ 
riums ausführbar, und ed hat der Herr Präſident bereits 
richtig bemerkt, daß man die Functionen, die der. Oberau⸗ 
biteur ald Kriegöminifterialmitglied nicht beforgen könnte, 
durch ihn auch nicht beforgen laſſen muß, Es gehören das 
bin zunächfi die eigentlichen Suftizfachen, und, was der Herr 
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Präfident nicht angeführt hat, auch die Gnadenfachen, die 
in biefelbe Kategorie fallen. Dagegen können die vielen 
übrigen Gefchäfte, die von diefem zweiten Rathe der zweis 
ten Section ded Kriegsminifteriumd zu beforgen find, näm— 
lich die Aufficht über die Strafanftalten, über dad Kartel: 
wefen, über die Rechte des Militärfiscus, Über dad Rekru⸗ 
tirungdöwefen ıc, auch Durch den Oberauditeur, ald Mitglied 
bed Kriegdminifteriumsd, ohne Gefährdung feiner dienftlichen 
Verhältniſſe, beforgt werden. Wir follten daher auf die Pro: 
pofition ded_Kriegsminifteriums ‚eingehen und die in Aus: 
ficht geftellte Erfparung annehmen, weil fonft der Fall ein⸗ 
treten könnte, daß man fich veranlaßt fähe, diefe Stelle im 
Kriegöminifterium, wenn auch nur vorübergehend, zu bes 
feßen, was eine doppelte Ausgabe dem Lande aufbürden 
würde. Ich werde hiernach für die Propofition ded Kriegs: 
minifteriumd flimmen. 

Der Abg. Schend: Ich conformire mic) ganz mit 
der von dem Abgeordneten Reh audgefprochenen Anficht, 
und ftimme, was den bier in Rede ftehenden Theil der Pro: 
pofition betrifft, gegen den Ausfchußantrag. Sch bin zwar 
auch der Meinung, daß man das Nichteramt unabhängig 
machen fol, und ich babe mid in der Beziehung fchon | 
auf dem Landtage von 1833, ald ich Mitglied der Kammer 
war, in einem Bericht darüber geäußert. Indeſſen ich flimme 
dem Abgeordneten Reh in dem vorliegenden Falle deßwegen 
ganz bei, weil das Nichteramt durch die Art, wie das Mis 
nifterium das Oberfriegdgericht conflituiren will, nicht ges 
fährdet ift. Sn einem kleineren Staate können überhaupt nicht 
alle Verhältniſſe ohne ale und jede Audnahme fo gefchaffen 
fein, wie die Theorie fie fordert, Es find oft zu viele Ko: 
ſten zu verwenden, und darum fchon kann man nit in 
allen Källen dad thun, was die Theorie vorfchreibt. Dann 
iſt auch die Sache nicht fo gefährlich, ald man wirklich den- 
ten ſollte. Es hat früher ſchon fehr lange Zeit, ich glaube 
über 20 Jahre hindurch, ein Mitglied im Kriegsminifterium 
‚felbft eine Richterftele im Oberfriegägericht verfehen. Eben: 
fo hat. fehr lange Zeit der verftorbene Staatdrath Werner 
das Prafivium des Kaflationshofes für die Provinz Rheins 
heſſen verfehen,, während er zugleich Mitglied des Miniſte— 
riums war. Es ift auch dadurd ein Machtheil nicht ent- 
fanden. — Heute müffen wir, glaube ich, vorzugsweiſe den 
finanziellen Geſichtspunkt hervorheben, Diefer Gefichtöpuntt 
muß einen anderen in Hintergrund fielen, und was uns 
dad Kriegsminifterium anbietet, ift gewiß; was uns der 
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Ausſchuß anbietet, ift vorerſt nur in Ausſicht geftellt umd 
‚Schwer zu erreichen, befonder& in der gegenwärtigen Zeit, woeil 
in dem Augenblid ſchwerlich eine Organifation, wie der 
Ausſchuß fie vorgefhlagen, gemacht werden wird, während 
vieleiht in einem Sahre eine Zeit herbeigefommen ift, wo 
‚die Militärverwaltung in ganz andere Hände übergegangen 
iſt. Sch meine nämlich anftatt, daß fie jest in dem Groß: 
herzogthum befteht, wird dieß vielleicht in Zukunft in Frank⸗ 
furt der Fall fein. 

Der Herr Oberauditeur nn Als das Kriegs: 
minifterium der verehrlihen Kammer die Propofition machte, 
welche heute Gegenftand der Berathung ift, hatte ed voll: 
fommen freie Gewalt, fogleih einen Minifterialrath zu ers 
nennen und dad Kriegsminifterium wird au in dem Fall 
‚fein, diefen Rath berufen zu müſſen, wenn die Stände der 
vorgefchlagenen Erfparung nicht ihre Zuſtimmung ertheilen. 
Es würde gar feine Gelegenheit zu der Propofition gegeben 
geweſen fein, wenn man nicht von der Anficht ausgegangen 
‚wäre, daß bei dem Beftehen fefter Etatd auc dann mit 
den Ständen eine Vereinbarung nothwendig werde, wenn 
die Etats herabgelegt werden follen. Denn Stände und 
Regierung haben gleiched Intereſſe daran, das richtige Ber: 
hältniß vergleichen Etats aufrecht zu erhalten. . Bet dieſer 
Gelegenheit mußte eined Grundfaßed gedacht werben, ber 
fhon mehrmals bei den Kammern in Verhandlung geweſen 
iſt. Der Herr Präfident und die beiden Medner nach ihm 
haben Ihnen die Möglichkeit der Ausführung dargeftellt, 
aber die Staatöregierung ift, von der Erfparung abgefehen, 
gar nicht dabei intereffirt, ob dieſe Propofition in ihrer 
vorliegenden Geftalt Anklang findet oder nicht, denn eine 
bleibende Aushülfe muß jedenfalld angeordnet werden. Nur 
dad Kriegsminifterium findet fich im Stande, zu beurtheilen, 
ob durch die Kräfte, welche ed befißt, die Geſchäfte gefürs 
dert werden können oder nicht, und da die mit den Ständen 
verabrebeten feften Etatd der Staatöregierung auch die Mit: 
tel zu der Miederbefegung der vacanten Stelle gewähren, 
fo handelt es ſich nur darum, ob die Anftellung mit oder 
ohne eine dauernde Erfparung gefchehen fol. 

Der Abg. Volhard: Die beantragte Erfparung kann 
fehr wohl auf andere Art erzielt werden, als durch die Vers 
legung des Grundfaged der Unvereinbarlichkeit der Stelle 
eined Richters mit der eined Minifterialrattd, Die haupts 
ſächlichſten richterlihen Gefchäfte ded Dberauditeurd, oder 
vieleicht die einzigen richterlichen Dienftverrichtungen defjelben 
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find die Unterfuchungen gegen Stabdoffigiere, welche ſich 
eined Vergehens fchuldig gemacht haben, und fodann dad 
Referat im Oberfriegögericht. Unterfuhungen gegen Stabs⸗ 
offiziere kommen Gottlob fehr felten bei und vor. Zritt 
einmal der Fal der Nothwendigkeit einer ſolchen Unter: 
ſuchung ein, fo kann fehr leicht ein anderer Auditeur 
deren Führung befehligt werden. Die Stelle eines Rei 
renten beim Dberfriegsgericht aber fönnte fehr wohl von 
einem der drei rechtögelehrten Mitglieder diefed Gerichtes 
verfehen werden; man fönnte den jetzigen Oberauditeur als 
vierted Mitglied in das Kriegsminifterium fegen, und biers 
‚mit die verlangte Aushülfe dort. gewähren; man fünnte ihn - 
dort Diefelben Gefchäfte mitverfehen -laffen, die er neben und 
außer feinen eigentlichen richterlihen Werrichtungen bisher. 
auftragdmeile verjehen hat, und fo die ganze Befoldung des 
Dberauditeurd von 3000 fl. erfparen. Ä 
Der Herr Dberauditeur Hoffmann: Der Herr Res 
ferent fcheint anzunehmen, daß der DOberauditeur durch feine 
Sunctionen am Oberfriegögericht verzugsweiſe in Anfpruch 
genommen werde; aber in dem Schreiben, welches der Herr 
Oberſt Schmidt der verehrlichen Kammer mitgetheilt bat, 
find noch mehrere $unctionen des Dberauditeurd, Die nicht 
bloß Commiſſionen find, namhaft gemacht, und wenn man 
einen Auditeur von einem Regiment oder Gorpd zur Aus⸗ 
bülfe in das DOberkriegägericht commandiren wollte, fo würden - 
Sollifionen entftehen. Sollte es die Abficht fein, das Re: 
ferat des Dberauditeurd einem Eivilrichter zu übertragen, fo 
würde ‚einestheild eine größere Entihädigung zu geben fein, 
anderntheild ift zu berüdfichtigen, daß die Milirärjuftiz in 
dem höchſten Gericht eine längere Erfahrung im Militär⸗ 
bienft in dem audgebreitetften Sinne erfordert, und die Rechts⸗ 
gelehrten vom Oberkriegsgericht müffen mir bezeugen , daß 
die gründlichfien Rechtöfenntniffe allein nicht ausreichen, um 
in den Stand gelegt zu fein, die militärifchen Vergehen 
richtig zu beurtheilen. Ä 
. Der Abg. Heldmann: Erwarten Sie nicht von mir, 
daß ich mich mit der Seite der Discuffion beichäftige, über 
welche eigentlich nur den Suriften ein Urtheil zuſteht. Ich 
betrachte die Sache von der finanziellen Seite und in Dies 
fer Beziehung, glaube ih, daß wir, da in diefem Augens 
biid eine gänzliche Umgeftaltuug der vberften Behörde uns 
fered Heerweſens doch nicht flattfinden Tann, die Propofis 
tion der Gr. Staatöregierung in Beziehung auf die Vers 
wendung des Oberauditeurd im Kriegsminifierium annehmen 
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ſollten. Die Propoſition erleichtert die Abgaben und ich 
glaube, wir ſollten ſie einſtweilen entgegennehmen. Dieſe 
Verwendung könnte natürlich nur eine proviſoriſche ſein; 
denn wir ſehen, wie dieß ſchon von den Rednern vor mir 
bemerkt worden ift, einer gänzlichen Umgeftaltung unferes 
Heerweſens entgegen und ich bin der Anficht, daß alle netten 
Anftelungen in dem Militärfache bis dahin nur provilorifch 
- fein follten. Ich mache in Rüdficht hierauf den Vorſchlag: 
die Kammer möge befchließen, daß die Propofition der 
Staatöregierung auf Verwendung des Dberauditeurd im 
Kriegsminifterium nur in fo fern angenommen werde, als 
diefe Verwendung bis zur fünftigen neuen Organifation des 
Heerweſens nur proviforifch ſtattfinden fol. | | 


Der zweite Präfident Wernher: Das verfteht ſich 
von ſelbſt! 


Der Abg. Heldmann: Wenn es ſich von ſelbſt ver: 
ſteht, ſo iſt mein Antrag allerdings nicht nöthig, ich glaube 
aber nicht, daß es bereits in der Propoſition der Staats— 
regierung liegt. 

Der Ausſchuß hat weiter den Antrag geſtellt, daß eine 
gänzliche Umgeſtaltung der oberen Behörde unſeres Heer— 
weſens der Staatsregierung zur Berückſichtigung empfoh: 
len werden möge, Dieſem Antrag kann ich mich nur an: 
fchließen. 

Ein dritter Punkt, über welchen der Audfchußbericht 
fich verbreitet hat, ift die Belaftung der Staatöfaffe mit 
zwei Generalmajorögehalten. Wenn ich fehon bedauert habe, 
daß in der Mittheilung der Großherzogl. Staatsregierung 
audgefprochen worden ift, daß biöher ein Oberauditeur mit 
einem Gehalt von 2000 fl. beftelt geweſen ift, ver Feine 
volftändige Beichäftigung gehabt habe, fo thut es mir um 
fo mehr wehe, zu hören, daß man einem Mitglieve des 
Kriegäminifteriumd den Gehalt auf 4000 fl. erhöht habe, 
bloß aud dem Grunde, weil er an der Reihe gewefen fei, 
in den Rang eined Generalmajord vorzurüden, und man 
fich genöthigt geſehen habe, defjenungeachtet doch noch einen 
. Generalmajor anzuftellen, um dem Etat zu entfprechen, wie 
ihn die Bundeömatrifel für unfer Heerweſen beftimmt. Sch 
babe nicht geglaubt, daß man eine ſolche Rüdficht gebraus 
chen follte und habe ferner nicht geglaubt, daß ein Staats» 
diener die Rüdficht für fich in Anſpruch nehmen würde, 
aud dem Grunde zu avanciren und eine Gehaltözulage: zu 
erlangen, weil er gerade an der Reihe ift. Man: hätte fich 
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recht gut darauf befchränten können, diefem Mitgliede des 
Kriegsminifteriums den Zitel eines Generalmajord. zu geben. 

Der Abg. Lotheißen: Den Charakter. eined Gene 
ralmajord hat er bereitd gehabt. . | 

Der Abg. Heldmann: Das habe ich nicht gewußt, 
und ed ging dieß auch weder aud der Mittheilung des 
Kriegdminifteriumd, nod aus dem Ausichußberichte bervor. 
Sch hätte nicht geglaubt, daß man eine ſolche Rüdficht 
genommen hätte, um dieſe Gehaltderhöhung eintreten zu - 
laffen, weil diefer Staasdiener doch eigentlich nicht ald -Ges 
neralmajor fungir. Er fungirt nur ald Minifterialrath. 
Aus diefem Grunde werde ih mid dem von dem Außs - 
fhuß unter Nr. 4 beantragten Ausſpruch anfchließen. 

Der Abg. Frank: Sch Fann mich nicht davon über: 
zeugen, daß, wie der Herr Regierungscommifjär bemerkt 
bat, die Staatöregierung aus dem Grunde den Ständen 
diefe Vorlage gemacht hat, weil fie fich nicht für berechtigt 
hielt, Befoldungen zu geben und Anftellungen zu machen, 
unterhalb der feiten Etatd. Denn einmal ſpricht die Er: 
fahrung gegen diefe behauptete Anſicht der Staatdregierung. 
Sie hat fchon fehr häufig Befoldungen verliehen, welche 
nicht dem ganzen etatömäßigen Gehalt gleich fommen. Auch 
haben die Stände ed niemald verlangt, daß fie ihre Er 
fparungen in ſolchen Fällen erft eintreten ließe, wenn fie dazu 
die Bewilligung der Stände vorher erhalten hätte. — Im 
Gegentheil bat bei Feftiegung der feſten Etats die Staatds 
regierung ed verfprocden, die Etats nur ald Marimum ans 
zufeben, und die Stände haben vorausgefeßt, daß fie dieſes 
Verſprechen erfüllen und demgemäß fo viel ald thunlich bei 
Anftellungen und Befoldungen fich niedriger, ald die Etat 
ed ihr geftatten, halten werde. 

Der Präfident: Der Abgeordnete Frank verwechfelt 
zwei Gegenftände mit einander. Die Staatdregierung hat 
allerdings dad Recht, an einer etatsmäßig feftgeleßten Gage 
zu erſparen. Ob aber diefe Gage in einer gewiflen Höhe 
etatsmäßig fortbeftehen oder etatsmäßig gemindert werden 
fol, ift eine Frage, deren entjcheidende Beantwortung einer 
Uebereinfunft mit den Ständen bedarf. 

Der Abo. Frank: ‚Dann müßten wir aber hier vor: 
audfegen, daß die Dberauditeurftelle beftändig mit dieſer 
Stelle im Kriegdminifterium verbunden fein —* und ich 
glaube doch nicht, daß dieß die Meinung der Staatöregies _ 
rung iſt. Sch glaube vielmehr, daß die Staatsregierung 
andere Urfachen hatte, die Propofition an die Kammer zu 
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bringen. Einmal veranlaßte fie dazu der auch in dem 
Ausſchußbericht angeführte Anftand, ob eine Richterftelle mit 
einer Verwaltungsſtelle zu vereinigen fei, welches den bei 
und geltenden Grundfägen nach nicht fein darf. Die Bei: 
fpiele, die man angeführt hat von Fällen, wo früherhin 
Kichterftelen mit den Stellen von VBermwaltungsbeamten 
verbunden geweſen feien, gehören zum Theil nicht hierher; 
denn fie fallen zum Theil in eine Zeit, wo die Verwaltung 
überhaupt mit dem Richteramt noch verbunden war, und 
fönnen alfo gegen die Behauptung, daß eine ſolche Wereis 
nigung den jebigen Grundfäßen zumider ift, nicht bemei: 
fen. — Uber ih glaube, daß die Staatöregierung noch 
einen anderen Grund hatte, dad Project, ehe fie ed zur - 
Ausführung brachte, den Ständen zur Genehmigung vors 
zulegen. Dad Amt ded Oberauditeurd ift von der Art, 
daß er eigentlich beftändig bei dem Armeecorp& gegenwärtig 
fein muß. Da nun unfer Armeecorpd vielleiht in das 
Feld rückt, und man unter den gegenwärtigen Umftänden 
nicht wiffen fann, wohin es rücken muß, vielleicht in weite 
Kerne von bier, fo fönnte der Fall eintreten, daß, wenn 
die Staatöregierung den zugleich eine Stelle im Kriegsmis 
nifterium befleiveten Dberauditeur gerne hier behalten will, 
noch ein anderer Auditeur, um im Felde den Dienft des 
Dberanditeurd zu verlieben, berufen werden müßte Und 
um fich bierzu Die Genehmigung der Stände zu verfchaffen, 
hat die Staatsregierung, glaube ich, diefe Propofition ges 
macht; denn, wenn wir bdiefelbe genehmigen, fo ift die 
Staatöregierung befugt, für dem Felddienſt unter allen Um⸗ 
ftänden einen Andern zum Oberauditeur zu berufen und 
diefem auch die Dberauditeursbefoldung zu geben. In diefer 
Beziehung fagt nun zwar die Staatdregierung in dem als 
Beilage zum Ausfchußbericht abgedrudten Schreiben, daß 
dieß nicht ihre Abficht geweſen fei, fondern daß fie für 
einen ſolchen Fall den älteften Auditeur die Oberauditeur: 
ftelle im Felde verfehen lafjen wolle. Ich muß aber darauf 
aufmerffam machen, daß diefe Erklärung bloß nachträglich 
gefchehen ift, weil der Ausfchuß in feinem Bericht jene Be 
merfung gemacht hatte. 

Der Abg. Karl Zöppritz: Von dem Herrn Regie: 
rungdcommiflär ift bemerkt worden, daß das Minifterium 
ſogleich einen Minifterialrath hätte anftellen können, und es 
eigentlich nicht in dem Falle geweſen fei, eine Propofition 
deßhalb vorher an die Stände machen zu müflen, da eben 
fefte Etatd vorhanden wären, und dad Minifterium ohne 
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Anftand rechtlich eine neue Stelle hätte beſetzen Fönnen. 
Ich frage, wenn dieß zu Gunften des neuen Syſtems, wel: 
ches auch in dad Kriegdminifterium eingedrungen fein foll, 
geſprochen ift, warum hat man zu gleicher Zeit vorgefchlas 
gen, daß der im Kriegdminifterium verwendete Generalmajor 
mit feinem vollen Gehalte von 4000 fl. auf den Etat des 
Kriegdminifteriumsd fommen fol; denn wie e8 in dem Schrei: 
ben ded Kriegäminiftertumd heißt, ift der Kriegöminifter 
nicht mit dem vollen Gehalt, d. h. nicht mit 7000 fl. anges 
ftellt, vielmehr bezieht er nur feinen Gehalt ald Generallieu: 
tenant. Diefer beträgt ungefähr 600 fl. weniger, ald der 
Gehalt eines Minifterd, Das Kriegdminifterium hätte die 
bieraus entipringende Erfparniß zur Zahlung ded von 3000 fl. 
auf 4000 fl erhöhten Gehaltd des Herrn Generalmajord 
von Behhtold kurzer Hand verwenden und deßhalb ohne 
Zuſtimmung der Stände verrechnen fönnen, weil die dem 
Minifterium verwilligte Summe bis daher ald Averfionafs 
fumme betrachtet wurde. Sch finde, obgleich man von dem 
früher befolgten Syſteme abgehen will, in der Propofition 
an die Stände hinfichtlich‘ der Gehalte der beiden Generals: 
majord gerade dad alte Syflem noch vormwalten; denn id 
meine, nichtö wäre natürlicher gewefen, ald jest Fein Avanz 
cement eintreten zu laſſen, weil wir und gegenwärtig im’ 
einem proviforifchen Zuftande befinden, weil, wenn auch die 
Bundedmatrißel vorfchreibt, daß nur ein General zwei Res 
gimenter commandiren fönne, damit doch nicht geſagt ifl, 
daß er fogleich in den vollen Bezug des etatdmäßigen Ges 
halts treten müſſe. Auf diefe Weile zeigt ſich noch das alte 
Spftem und gegen das flreite ich. Man hat in dem erften 
Schreiben gefagt: 2800 fl. wolle man fparen, aber in dem 
weiteren Schreiben fteht auch, daB wenn der jegige Obers 
auditeur in dad Kriegsminifterium berufen werde und zus 
gleich der Fall eintrete, daß der Oberauditeur in dad Feld 
müffe, dad Kriegdminifterium fich die Befugniß vorbehalte, 
einen anderen DOberauditeur anzuftellen. Wenn diefem nun 
auch nur die geringfte Befoldung von 1500 fl. bewilligt 
würde, fo gingen diefe 1500 fl. doch an den 2800 fl. Er: 
fparniß ab, und gegen diefe Folgen trete ich auf und wegen 
diefes Grundes ſtimme ich nicht für die Propofition der 
Staatöregierung. Ich habe vorhin ſchon bemerkt, es ift die 
Gelegenheit geboten, diefe Stelle im Kriegdminifterium pro: 
viſoriſch zu befegen und ich wiederhole, wenn ich die Sache 
zu ordnen hätte, würde ich zu dem Ende fagen: der ders 
malige Oberauditeur wird in dad Kriegdminiftertum verfegt 
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und der ältefle Aubiteur eines Regiments ober Corps wird 
Dberauditeur und der ältefte Acceffift wird proviforifcher Aus 
diteur bei einem Megiment oder Corps. — Es wäre wohl. 
möglich, daß ein Auditeur, der auf eine Zeit lang in das 
Oberkriegsgericht verfeßt wird, mit feinen bisherigen Func⸗ 
tionen in Conflict gerathen könne. Aber jegt ift nicht die 
Zeit, definitive Stellen zu machen, vielmehr dad Bedürfniß 
auf die wohlfeilfte Weile zu befriedigen, und ich glaube 
daher, daß man von dieſem wenig bedeutenden Umftande 
wohl abfehen kann. Es ift zur Vertheidigung der Propofis 
‚tion vorzugsweiſe Bezug genommen worden auf die feſten 
Etats; indeffen ich hoffe, daß diefe feften Etat für die Zus 
funft bald ganz ihre Erledigung gefunden haben oder doch 
andere Vereinbarungen wenigftens ind Leben treten. 

Der Präfident: Mit diefem Grundfag ded Abgeords 
neten Zöppritz kann ich mich nicht einverftanden erklären. — 
Bevor irgend einer Behörde, fei ed eine Civil» oder Milis 
tärbehörde, ein Vorwurf darüber gemacht werden kann, daß 
fie ſich Ueberfchreitungen der jetzt beftehenden Etatd fchuldig 
gemacht hätte, müßten die Etatd zuerfi geändert worden 
fein, und fo lange die Etatd nicht geändert worden find, 
befteht eine Webereinkunft zwifchen Ständen und Regierung, 
auf welche hin diefe handeln Fann. 

Der Abgeordnete Zöppritz bemerkt zur Berichtigung, daß 
er bei feiner legten Aeußerung ausdrüdlich bloß von der 
Zukunft geiprochen babe, 

Der Präfident (fortfahrend): Was übrigens die bes 
anftandete Gage eined Generalmajord betrifft, fo will ich 
auch darüber meine Anſicht ausſprechen. | 

Menn das Mitglied ded Kriegsminifteriumd, welche 
nunmehr die volle Generalmajorsgage befommen hat, dex 
ältefte Dberft war, fo hat ihm, nady dem mit den Ständen 
vereinbarten Etat die Gage gehört. Dabei wäre ich aber 
der Meinung 'gewefen, daß, wenn diefed Mitglied, dem dann 
dad Commando über die Brigade gehört hätte, durch feine 
Dienftverrihtungen im Kriegdminifterium temporär verhins 
dert geweſen wäre, die Brigade zu Übernehmen, man die 
Brigade proviforifh und fo lange, ald die Verhinderung 
gedauert hätte, durch einen Oberften hätte commandiren 
laſſen können. 

Der Abg. Volhard: Ich kann die Anſicht nicht thei- 
len, daß die Staatsregierung in ihrem vollen Rechte ſei, 
. odır vielmehr feinen Zadel verdiene, wenn fie lediglich nach 
den feften Etatd Anftelungen beſchließt. Sie hat bei Feft: 
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ſtellung jener Etats das WVerfprechen gegeben, daß fie bei 
jeder Erledigung einer Stele unterfuchen wolle, ob fidy 
nicht eine Erfparung einführen laffe, und ift auch ohnehin 
ſchon zu möglichfter Sparſamkeit verpflichtet. Die Staats: 
regierung bat die Rechte, welche ihr zuftehen, überhaupt 
nur zu dem Zwed, um einen weifen Gebrauch davon zu 
machen. Wenn fie dagegen ihre Rechte dazu anmendet, um 
die Staatögelder auf unnöthige Weife zu veraudgaben, mits 
hin zu verfchleudern, fo. macht fie fih eines Mißbrauchs 
ihrer Rechte ſchuldig und verdient fie Tadel, mag fie audy 
in formeler Hinfiht ihre Rechte nicht überſchritten haben. 

Der Herr Oberauditeur Hoffmann: Es fcheint, als 
wenn'die Gageerhöhung für den General im Kriegdminiftes 
rium hauptfächlich Anftände gefunden hätte. Ich habe nicht‘ 
geglaubt, daß dieß der Kal fein Fünne Daß ein Ger 
neral für die Brigade angeftellt werden muß, dad wird 
‘ Niemand bezweifeln; denn es iſt dieß der Bundeskriegsver⸗ 
faffung gemäß, und wenn die Staatöregierung den Bund 
ignoriren will, wenn die Stände fein Dafein beftreiten wols 
len, fo wäre Anarchie da. Go lange fein andered Organ 
befteht, ald das jetzt herrſchende, muß die Staatdregierung, 
ed ift dieß ihre heiligfte Pflicht, fi ganz an die Bundes 
friegöverfaffung halten. Darum ift die Ernennung des eis 
nen Generald gar nicht zu beanftanden. Was die Beſol⸗ 
— des anderen Generals betrifft, ſo muß ich Ihnen bes 
merken, daß früher, außer dem dritten Offizier, der der ' 
dritten Section vorfteht, zwei Offiziere auf dem Etat des 
Kriegdöminifteriumd geweſen find, nämlich der General von 
Bechtold und der Oberftlieutenant Frey. Der Oberftlieutes 
nant Frey hat an der Bearbeitung der technifhen Gegens 
flände, die dem General von Bechtold oblag, Theil genoms 
men. und nach feinem Austritt war nur noch diefed eine 
Mitglied vorhanden, dem die ganze Sorge für die wichtigen 
Gegenftände der erften Section allein zu heil wurde. Der 
General von Bechtold hat mit einer Aufwendung von Kräf: 
ten: diefe Gefchäfte beforgt, die volle Anerkennung verdient. 
Nach der Penfionirung eined Brigadegenerald hat derfelbe 
mit Recht dad vacante Commando der Brigade verlangt. 
Man konnte aber feinen Austritt aus dem Kriegöminifterium 
in einem Zeitpunkt, wie der gegenwärtige, nicht, zugeben, 
weil auch der Oberftlieutenant Frey wegen Krankheit zurüd: 
treten mußte. Es war eine Nothwendigfeit, dieſen Mann 
feftzubalten, und wenn man ihm eine Beloldungdvermehs 
rung bis zur Gage eines Generalmajord gab, wozu bie 
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Mittel fich durch den Audtritt des Oberfilieutenant Frey 
ergaben, für den fein andered Mitglied angeftellt: wurde, fo 
fehe ich nicht ab, wie diefer Gegenftand den geringften Ras 
del verdienen kann, zumal bier nur von einer vorübergehen- 
den Maßregel die Rede ift. | 
Der Abg. Zulauf: Die firen Etatd find auf dem Land» 
tage von 1833 angenommen worden. Aber daß man- fie 
zu hoch erfannte, und daß fie wirklich zu hoch geftellt was 
ten, geht aud den damaligen Verhandlungen hervor. Lefen 
Sie, wad damald der jegige Minifter von Gagern über die 
firen Etats bemerkt bat. Er hat damald angeführt, wie 
die Etatd auf allen Landtagen geftanden- hätten und auf je 
nem Landtage . hätten fie am höchſten geftanden. Er t 
defhalb darauf an, die Kammer möge fie ablehnen, weil 
fie zu hoch feien. — Der damalige Präfident Eigenbrodt 
bat. ſich noch zulegt für die Ablehnung. ausgeſprochen; fie 
find aber dennoch angenommen worden. Auch ich bin übers 
zeugt, daß fie zu bod find und babe daher damals audy 
nicht dafür geflimmt. Leſen Sie die damaligen Verbands» 
lungen. Es find unferer vier Abgeordnete, nämlich der 
jetzige Herr Minifter von Gagern, der Abgeordnete Brund, 
der damalige Abgeordnete Gehrich und ich, wir haben jede 
Frage wegen der En Etatd verneint; dieß fteht zu Proto⸗ 
fol, und ich hoffe, daß die Staatsregierung jowohl in 
Militär: ald in Civilfachen Rüdficht darauf nehme und eine 
Herabfegung derfelben eintreten läßt. 
Der Abg. Frank: Ed handelt fich hier in der gegen: 
wärtigen Discuflion um zwei ihrem Weſen nach ganz vers 
ſchiedene Gegenftände, nämlich einmal um eine projectirte 
Erfparung bei dem Kriegdminifterium und dann um Aus⸗ 
gabevermehrung für den Offizieröftand. durch Penftonirung 
und Ernennung von Generalen. Sn dem erfieren Falle 
will die Staatdregierung unter die feften Etatd gehen und 
in dem legtern Falle hat fie das bisherige Maß der Ausgaben 
überfchritten. — Die Staatäregierung erklärt nun, fie habe 
in dem erfteren Falle, wo es fi darum handle, unter die 
Etatd zu gehen, den Ständen die Propofition machen 
müffen. Die Stände befchweren fich aber darüber, daß in 
dem anderen Falle, in dem Falle der Ausgabevermehrung, 
die Staatöregierung weit über dad Bedürfniß hinausgegans 
gen wäre. Die Staatsregierung beruft fich bei dieſen Punfs 
‘ten ded größeren Koftenaufmands bloß auf ihr Recht, ins 
dem fie fagt, fie habe Lediglich ihre Befugniß zum Penfio> 
niven und Anftellen ausgeübt. — Die Stände gehen von 
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seinem anderen Gefichtöpunft aus. Sie laffen ſich Erfpar- 
aifle, ‚wenn nur irgend der Zwed erreicht wird, fehr gern 
‚gefallen; fie wünichen, bie Staatöregierung möge möglichft 
ſparen. Aber die Staatöregierung hat in diefem Punkte 
‚ eine Audgabevermehrung eintreten laſſen, obwohl fie wiffen 

Zonnte,. daß fie dadurch dem Wunfche der Stände entfpres 
hen werde. — Im anderen Falle dagegen, mo die Staat: 
regierung Erſparniſſe zu machen beabfichtigt, benimmt fie 
ſich ſchüchtern und verfichert, Daß fie dazu die Einwilligung 
der. Stände zu bedürfen glaube. Ich werde hiernach für 
die Anträge des Audichuffes flimmen, 

Der Abg. Karl Zöpprig: ES iſt von dem Herrn 
Regierungscommiflär hervorgehoben worden, daß, fo lange 
der Bund in feiner gegenwärtigen Orgdnifation noch befteht, 
feine Beichlüffe befolgt werden müßten. Sch bin entichteden 
der nämlichen Anſicht. Indeſſen glaube ich nicht, daß zu 
einem Commandanten über zwei Regimenter oder eine Bri- 
gabe, abfolut ein als General bezahlter Offizier — 
geweſen waͤre. Für mas hat man denn die Charakteriſirung 
Man will dem charakterifirten General nur ein Decret ges 
ben; welches ihm bezüglich feiner Anciennität einen Borfchub 
- Jeiftet, und handelt. ed fib dann bei der Zufammenziehung 

ber Truppen und deren Commando aber bloß um das Da» 
tum der Decrete. Wenn nämlich der obere Befehlöhaber 
aud irgend einem Grunde unfähig wird, dad Commando zu 
führen, fo tritt der feinem Decrete nach Aelteſte nady ihm 
ein,. und ed wäre freilib eine Beeinträchtigung, wenn der 
Commandeur von zwei Regimentern, weil er nur Oberft ifl, 
vielleicht von. dem Commando über dad Ganze zurüdgefchos 
ben werden müßte. Dem fann man. aber dadurch vorbeus 
gen, daß der commandirende Oberſt ald General charakteris 
firt wird. Außerdem meine ib, in Zeiten, wie die gegen» 
wärtigen, wo das Geld jo Enapp ift — wir haben. erft vor 
ein paar Tagen gehört, daß man defhalb ein Anfinnen bes 
züglich eined Anlehend an die Stände geitellt hat — müßte 
auch bei den höheren Militärperfonen der Patriotismus das 
bin fireben, in jeder Beziehung zu ſparen. Und ich glaube, 
es wäre. recht fchön gewefen, wenn der Herr General von 
Bechtold erklärt hätte: ich verzichte auf dad Commando der 
Brigade und laſſe ed einem Anderen zukommen; dann wäre 
auch ‚die Nothwendigkeit nicht vorhanden gewelen, alsbald 
einen General mit vollem Gehalt zu ernennen. Dieſe Noth⸗ 
wendigfeit war ohnedem auch deßhalb nicht ſo dringend, 
weil: gerade die Brigade, welche in Dienften bed Bundes: 
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nach Baden rücken mußte, durch einen General commandirt 
war und bezüglich der noch im Großherzogthum zurückge⸗ 
bliebenen zwei Regimenter, welche hoffentlich nicht außer 
Landes rücken werden, die Ernennung eines Generals hätte 
bis zu deren Ausrücken verſchoben werden können. Darum 
beklage ich nochmals, daß, wenn auch das Kriegsminiſte— 
rium formell im Recht war, einen General mit vollem Gehalt 
anzuſtellen, es von dieſem Recht Gebrauch gemacht hat und ich 
muß noch einmal ausdrücklich meine Mißbilligung ausſprechen. 

Der Abg. Schenck: Ich will bloß noch in Beziehung 
auf den im Punkt eine Bemerfung machen. Ich habe 
inzwifchen darüber nachgedacht, was wohl dad Kriegdminis 
fterium bewogen haben kann, die vorgelegte Propofition in 
Beziehung auf die Örganifation ded Dberfriegsgerichtd zu 
madhen. — Sch glaube, dad Kriegdminifterium will die 
Kenntniffe und die große Erfahrung eined Mannes in dem 
Kriegsminiſterium benugen; es will aber auch zu gleicher 
Zeit deſſen Kenntniffe und Erfahrung dem Oberkriegögericht 
nicht. entziehen und ich glaube, das ift ein fehr 1öblicher 
Gedanke. 

Der Abg. Heldmann: Sch bin weit entfernt zu tas 
deln, daß man jegt einen Generalmajor angeftellt hat, daß 
namentlich derjenige, der an der Reihe war, zu diefer Stelle 
ernannt worden ift. — Ich fchließe mich nur an dasjenige 
an, wad der Herr Präfident vorhin bemerkt hat, da man 
nicht einen zweiten Generalmajor hätte anftellen, fondern 
deſſen Stelle in Verhinderung des erften hätte vicariren lafjen 
follen. Ich bin binfichtli der Erfparung ganz und gar 
der Anficht des Abgeordneten Karl Zöpprig und ich glaube, 
daf wenn wir, was wahrfcheinlicy bald gefchehen wird, eine 
Aenderung der Dienftpragmatit vornehmen, bei allen Staats» 
dienern fo viel Liberalismus zu finden fein wird, daß fie 
auf einen Theil ihrer Befoldung oder Penfion, wenn ein 
Abzug auf gefeßlihe Weile angeordnet wird, verzichten. — 
Dieß glaube ich bei dem Militär um fo mehr erwarten zu 
können, ald der Penfionsetat bei dem: Militär eine Höhe 


erreicht hat, die unfer Staatshaushalt auf die Dauer nicht 


zu ertragen vermag. Der Penfiondetat bei dem Militär ift 
auf die enorme Summe von 165,588 fl. 542 fr. gewachſen. 
Für einen Beinen Staat, wie der unfrige, bei der gebrüd: 
ten Lage unferer Bevölkerung fann ein eolcher Penſionsetat 
auf die Dauer nicht mehr beſtehen. 

„Der Abg. Freiherr v. Löw: Was die von dem Ausſchuß 
über die Fünftige Organifation : der oberfien Militärbehörde 
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geftellten Anträge betrifft, fo bin ich darin mit den Rebnern 
vor mir einverfianden, daß jetzt wohl nicht der Augenblid 
zu einer neuen Organifation iſt. Sch will übrigens dabei 
nur die Bemerkung einfließen laflen, daß in England, wel» 
ed in der halben Welt fein Militär vertheilt hat, bloß 
21 Perſonen das ganze Kriegsminifterium bilden, : einfchließs . 
lich ded Subalternperionals. are 
Was fodann den von dem Ausfchuß unter Nr. 4 ges 
ſtellten Antrag betrifft; daß nämlich die. Kammer wegen 
Belaftung der Staatskaſſe mit zwei Generalmajorögehalten 
eine Mißbilligung ausſprechen möge, ‚fo glaube ih, daß 
diefer Antrag doch in der Weiſe geändert werden. muß, wie 
vorhin der Herr Präfident -bemerkt hat, daß nämlidy nur. 
von einem General gelprochen wird... Denn wegen Bes, 
fegung der einen Generalöftele ift dad Minifterium formell; 
und materiell im Recht geweſen, ed handelt fich eigentlich: 
nur um die zweite Generalöftelle. Ä 

Der Abg Hillebrand: Sch will mir nur in Bes 
ziehung- auf dasjenige, was der Herr Präfident vorhin über 
den erften Punkt, die Organifation des Oberkriegsgerichts 
betreffend, bemerkt hat, einige: Worte erlauben, Der erfte 
Ausſchuß hat hauptſächlich Betonung darauf gelegt, daß. 
bier die Unabhängigkeit des Nichteramted gewahrt werden 
müſſe. Ic bin” ebenfalls der Anfiht, daß diefed Princip. 
‚ alled Andere in der vorliegenden Frage überwiegen müffe. 
Dad Richteramt fol durchaus rein und unabhängig von 
jedem äußeren Einfluß, von jeder Einwirkung, von jeder 
Störung erhalten werden. Dieſes Princip ift das wichtigfie, 
was die Gegenwart in Anfpruch nehmen muß, worauf man 
fo lange die Forderurigen gerichtet hat. Sch kann daher 
auch in ſo fern dem Abgeordneten Schend nicht beiftimmen, 
welcher der Anficht ift, daß man ſolcherlei Principien, die 
allerdings unabläugbare Wahrheiten enthielten, nicht durch⸗ 
weg Bi fleinere Staaten anwenden fünne. — Ic meine 
dagegen, daß Eleine Staaten eben. fo gut wie größere Ges 
rechtigkeit in ihrem ganzen Weſen üben, den wahren Be: 
griff des Staats zur Vollziehung zu bringen fuchen müſſen; 
denn wenn fie dad nicht vermögen, dann müſſen fie lieber 
ihre Staatderiftenz aufgeben, als wozu fie unter folchen 
Umftänden gar fein Recht mehr haben; dann gehen fie 
befler in einen anderen größeren Staat über. Es ift, mei— 
ner Anficht nah, immerhin ein gefährlicher Grundfag, zu 
behaupten, daß man dasjenige, was zum Weſen eines 
Staats nothwendig gehört, auf Fleinere Staaten nicht überall 


20 Protokoll 49, j 


anwenden folle.. Wenn dabei auch vielleicht die finanzielle 
Rückſicht fi aufdrängen möchte, fo glaube ich doch, daß: 
bei folchen unbedingt nothwendigen Staatöfragen der finan« 
ziele Geſichtspunkt nicht überwiegen dürfte Le 

Sonft flimme ich mit den vorherigen Rednern ‘darin: 
durchaus überein, daß ed an der Zeit ift, möglichft im’ 
Staatshaushalte zu fparen. Wir können und follen aber: 
vor Allem fparen in dem Gebiete des Heerwelend und nas 
mentlich, mad der Abgeordnete Heldmann ſchon hervorges: 
hoben hat, indem Gebiete der imgeheuren, faft beifpiellofen: 
Denfionen im Militärbereiche, | i 

Der Her Oberſt Schmidt: Die Belegung des Brie' 
gadecommando’8 mit einem General ift mehrfach beanſtandet 
worden. Es ift aber auch auf der andern Seite ſchon bes’ 
merft worden, daß das Kriegöminifterium die Verbindlichkeit" 
habe, der Bundeskriegdverfaflung nachzukommen. Ich: will: 
hierzu nur noch die einzige -Bemerfung machen, daß mir: 
der damalige Zeitpunkt ganz ımgeeignet fchien, dad Avan⸗ 
cement unter den Truppen durch foldhe Rüdfichten der Defos 
nomie zu fußpendiren. * 

Der Präſident: Ich finde mich, mit Rückſicht auf 
meine vorhinnigen Bemerkungen, veranlaßt, bezüglich der 
erſten Propoſition des Kriegsminiſteriums, die Beſetzung der 
Stelle eines Mitglieds der zweiten Section des Kriegsmi— 
niſteriums durch den Oberauditeur, das Amendement zu 
ſtellen: dieſer Propoſition zwar die Zuſtimmung zu ertheilen, 
die Staatsregierung jedoch dabei zu erſuchen, daß der Ober⸗ 
auditeur den Sitzungen dieſer Section in Juſtiz- und dahin 
relevirenden Gnadenſachen nicht beizuwohnen habe. 

Der Abgeordnete Lotheißen unterſtützt dieſen Antrag. 

Zu dem Vorſchlag des Ausſchuſſes unter Nr. 2b „bezügs 
li der Verweiſung ded Kriegsrechnungsweſens vor 
die Großherzogl. Rechnungskammer.“ 

Der Herr Oberſt Schmidt: - Diefer Gegenftand, der 
auf dem Landtage von 1833 fchon einmal und fehr auds 
führlich behandelt wurde, ift von fehr großer Withtigkeit, 
und ed wäre daher wünfchenswerthb, daß er auch jeßt be⸗ 
fonderö behandelt würde. Insbeſondere glaube ich vorauss 
feßen zu müflen, daß bei diefem Antrag, wie er bier ge 
ftelt ift, nur daß Rechnungsweſen der Kriegöfafle gemeint 
ift, worauf audy auf dem Landtage von 1834 der Antrag 
geftelt war. | 

Was die Mevifion der Rechnungen der einzelnen nr 
menter und Corps betrifft, fo wird dieſe bei der Militär: 
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verwaltung verbleiben müſſen und kann davon nicht getrennt 
werden. Aus Ddiefem Grunde wird aber aud durch die 
Ueberweifung der Prüfung der Kriegdkafferechnungen an die 
Rechnungskammer feine befondere Eriparniß herbeigeführt 
werben, :indem dadurch dad Werfonal bei dem Kriegsrech⸗ 
nungsbureau Feine Verminderung erleiden kann. 

Der. Abg. Elmwert: Auf dem Landtage von 1833, wo 
ic) ebenfald Mitglied der Kammer gemefen bin, war. bie 
Abfiht bloß dahin gerichtet, DaB die Rechnung der Haupts 
friegöfafje, welche ihre Dotation aus der, Hauptftaatskaffe 
bezieht, der Nevifion der Rechnungsfammer unterworfen 
werde, ohne daß der geringfte Einfluß auf dad fpecielle ' 
Rechnungdwefen der einzelnen Regimenter und Corps ausge⸗ 
übt würde. Dieſes Rechnungsweſen der einzelnen Regi— 
menter und Corps muß natürlich: in der. Hauptkriegskaſſe⸗ 
rechnung fich abjpiegeln und diefe würde dann der Gegen: 
fiand der Revifion der Rechnungskammer fein. . 

Der Abg. Karl Zöpprig: Ich habe die Sache nicht 
fo. verftanden. Sch will die Rechnung über die Gelder; 
welche von dem Kriegsminifterium veraudgabt werden, auf 
die nämliche Weife geprüpft haben, wie die Rechnungen 
über alle übrigen . Staatögelver von der Rechnungstammer 
geprüft werben, und es genügt meiner Anficht nach nicht, 
wenn eime bloße Zufammenftellung von den Specialrechnuns 
gen in der Hauptkriegskaſſerechnung vorkommt, fondern von 
jeder einzelnen Rechnung müflen ſämmtliche Belege der 
Rechnungskammer überantwortet werden. 

Der Abg. Elwert: Was der Abgeordnete Zöppritz fo 
eben bemerkt hat, wird am Ende auf daffelbe herauskommen, 
was ich vorhin gefagt habe. 

2) über den Vortrag des Heren Oberften Schmidt, betr. 
die Rechenfchaftsablage über die zur Percuffionirung 
der Handfeuerwaffen der Artillerie und Cavallerie vers 
wendeten Gelber. | 
Nach vorausgeſchickter Einleitung bemerkt: Ä 

Der Abg. Heldmann: Sch will nur darauf aufmerf: 
fam machen, daß die Percufjionirung diefer Feuerwaffen, 
weiche der: Staat hier von feinen eigenen Leuten hat vors 
nehmen laflen, fo viel höher gefommen ift, ald wenn er 
fie. von fremden Büchſenmachern hätte machen laflen. Sch 
feße nämlidy voraus, daß diefe Gewehre der Artillerie und, 
Gavallerie nicht mit Patentihwanzichrauben verjehen find, - 
fondern- daß nur die Nuß am Ende entweder eingelöthet 
oder eingeſchraubt worden if. Dieſe Arbeit. befommt man: 
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‚von: einem Büchfenmacher für 1 fl. 45 fr: gemacht: während 
fie bier bedeutend höher gefommen ift. — 
Der Herr Oberſt Schmidt: Hierauf muß ich erwies 
dern, daß ſchon im Jahr 1841, wo überhaupt die Percuf: 
fiorirung in großem Maßſtab betrieben wurde, :weil man 
damals jeden Augenblick den Ausbruch eined Krieges befürch⸗ 
tete und daher die Arbeiten fehr heeilt werden mußten, fehr 
viele Gewehre im Lande durch Büchſenmacher percuffionirt 
wurden. Die Preile bei dielen Büchſenmachern waren aber 
nicht geringer, ald in der Werkftätte der Artillerie. In dem 
von dem Audfchuß aufgeftellten Durchichnittöpreis find aber 
auch alle andere ‚gleichzeitig mit der Percuffionirung ausge: 
führten Reparaturarbeiten enthalten, welche einen fehr großen 
Theil diefer Koften verurfacht haben. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Der vorliegende Fall lies. 
fert abermald einen Beweid dafür, daß Allee, was ven 
Staatöwegen gefertigt wird, theuerer zu ftehen fommt, als 
was einzelne Gewerbtreibende fertigen. Die Neparaturen, 
welche außer der Percuffionirung noch an dieſen Maffen 
vorgenommen worden find, dürfen wahrlich nicht fo viel 
betragen, als die Koften der Percuffionirung ſelbſt. Ich 
fpreche übrigens heute gegen die fo hoben Koften der Pers 
cuſſionirung deßhalb nicht, weil damals der Zudrang bei 
allen Gewehrfabrifen ungeheuer war, wegen eines jeden 
Tag zu befürchtenden Krieges mit Frankreich, und das Kriegs: 
nalen fehr weile gehandelt hat, Diele Arbeiten durch 
feine eigenen Leute machen zu laffen, um fchneller zum Ziele 
zu fommen, 


3) Ueber den Antrag ded Abgeordneten Reh, die Stem: 
pel: und Zarordnung betr. 

Nah vorausgeſchickter Einleitung bemerft: 

Der Abg. Reb: Sch erlaube mir über die Sache im 
Allgemeinen zu fprechen.. Bekanntlich hat die Stempel: und 
Taxordnung feit ihrem Beſtehen zu den begrünvetften Klas 
gen Beranlaffung gegeben. Sie war faum ald Geſetz pro= 
mulgirt, fo ift darüber geklagt worden, daß die Anfäge 
darin durchgängig zu body feien. Es ift fein Landtag vor⸗ 
übergegangen, ohne daß diefe Klagen fich erneuert hätten, 
Die häufigen Zufagen von Aenderungen , die den Ständen 
gegenüber gegeben wurden, find aber alle unerfüllt geblieben. 
Mir ftehen nun einer neuen Organifation unferes gerichtlichen 
Berfahrend, wie ich hoffe, nahe, und in Rüdficht darauf 
bat der Ausſchuß, der gewiß im Ganzen der Anficht, die 
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mein kurzer Antrag ausfpricht, ſich anfchließt, ſich dahin 
ausgeſprochen, daß man, ohne welentliche Gefährdung der 
Berhältniffe, auf meinen Antrag nicht eingehen könne. Sch 
halte die Sache für erheblich, um deßwillen für erheblich, 
weil fie tief in dad Leben des Volks eingreift. — Wenn 
Sie mir Gewißheit darüber geben können, daß wir: in aller 
Kürze einer Umgeftaltung der Verhältniffe unferes Gerichts 
weſens entgegen ſehen dürfen, daß wir bald ein 'neued Ges 
ſetzbuch haben, d. h. eim allgemeined deutſches, daß wir 
Deffentlichkeit, Mündlichkeit und Schwurgerichte haben, in 
diefem Falle würde ich meinen Antrag in: der Hauptſache 
vorerft für befeitigt erklären und mich dem Ausſchußbericht 
anſchließen. Indeß hege ich fehr begründete Bedenken, ob 
in. fo naher Zeit das ſich erfüllen wird, was wir -Alle 
wünfcen. — Gehe id nun davon aus, daß die Stempel: 
und Taxordnung fehr drüdend auf und laftet und daß diefer 
Drud um fo fühlbarer und empfindlicher für und wird, 
je mehr er fih nach den unteren Schichten ded Volks wen: 
det, fo ſcheint es mir, daß die Kammer meinen Antrag 
nicht auf fi beruhen laflen darf, Die Kammer wird im» 
mer ihren guten Willen zu erfennen geben und ıhre Anficht 
über dad ungerechte Princip diefer Stempel: und Zarords 
nung ausſprechen müſſen. — Es ift anerfannt, daß. die 
Stempel: und Taxordnung mehr ein wirkliches Steuergeſetz 
if, ald dad, was fie fein fol, nämlich: die Vorfchrift, 
welche Gebühr man für gewifle gerichtliche Handlungen zu 
‚entrichten hat, — Es ift vor Erlaffung dieſer Stempel» und 
Zarordnung von der Staatdregierung audgefprochen worden, 
man wolle. nur dad frühere Sportelmwefen ändern. Statt 
der Sporteln, welche die Gerichte erhoben, follten die ge: 
richtlichen Zaren und Gebühren vorlagsweife von den Par⸗ 
„thieen durch den Stempel bezahlt werden. Aber diefe Zus 
fage ift nicht erfüllt worden. — Denn ed läßt fi in Zah: 
ten, alfo mit mathematifcher Gewißheit, nacdhweilen, Daß 
man durch Einführung der Stempel» und Zarordnung den 
Ertrag der Sporteln wenigftend um dad Doppelte erhöht 
bat. Allen Zuriften in der Kammer ift diefed Verhältniß 
gewiß genau befannt und wird von ihrer Seite beftätigt 
werden. Der Ertrag, den. die Stempel: und Zarordnung 
der Staatskaſſe zugewendet hat, ift fogar in einzelnen Jah—⸗ 
zen höher geftiegen, 'ald die ganze Ausgabe, welche die Ju— 
fliz dem Lande macht. Man wird in Feiner Weife irgend 
einen rechtfertigenden Grund für diefe Einrichtung auffinden 
können. Man hat zwar gejagt, diejenigen, welde Das 
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Recht ſuchen, welche veranlaßt ſind, die Gerichte in Ans 
ſpruch zu nehmen, follen auch dasjenige vergüten, was die 

Gerichte des Landes koſten. Ich halte aber diefen Grund: 
fag für ganz falfb. Die Gerichte find für das ganze Land 
da und-die Durch fie veranlaßten Koften gehören zu den all» 
gemeinen Landesfoften. Allerdings wird man Diejenigen, 
welche zunächſt veranlaßt find, die Gerichte in Anfpruch 
nehmen zu müffen, zu einem erhöhten Beitrag zu den Ges 
richtöfoften ‚beranziehen dürfen, aber-ihnen zuzumuthen, daß 


fie diefe Koften allein auf ihre Schultern nehmen, das iſt, 


wie ich glaube, durchaus ungerecht. Sch will durch die Mits 
theilung meiner Anfichten über das bevorftehende Verhältnig 
im Allgemeinen Sie nicht länger aufhalten, ich glaube, es 
werden darüber kaum zweierlei Meinungen im ande: bes 
ftehen. Denn alle Landtage, welche diefen Gegenſtand zur 
Sprache gebracht haben, waren darüber einverftanden, daß 
diefe Stempels und Zarordnung drüdend auf dem Volk 
laftet. Um, ſoweit jegt möglich, dieſen Drud zu vermins 
dern, ift es Aufgabe der Kammer, dahin zu wirken, daß 
eine Herabfeßung ‚der vorliegenden Stempels und Zarords 
nung zunächft in ihrer Wirkung, dem eigentliben Volk ges 
gemüber, herbeigeführt werde. Bekanntlich haben wir pris 
pigelirte Gerichtöftände, wir haben bei den KHofgerichten 
eine erfte Inſtanz, ebenfo auch bei den Oberappellationdges 
richten. Ungeachtet der für diefe Inſtanzen beftehenden bös 
heren Zaren werde ich doc, feine Herabſetzung deflen, was 
die Stempel: und Taxordnung daflır vorfchreibt, beantragen; 
Man fol den Privigelirten die Laſt, weiche ihnen die Zars 
ordnung auflegt, laſſen, fie mögen damit ihr Privileg be⸗ 
zahlen. Dagegen bin ich der Meinung, daß wir alle Zaren 
und Stempel bei den Untergerichten, alfo bei den Stadt: 
und Landgerichten um ein Bedeutended herabfegen müſſen. 
Wer, wie ih, aus Erfahrung fprechen kann, wird beftätis 
gen, wie fehr hart diefe Stempel: und Zarorbnung gerade 
den Bauer und den Bürger trifft, alfo die Klafje der Staatd« 
angehörigen, welche ihre erfte- Inftanz bei den Stadt und 
Landgerichten hat. Wie manches. Vermögen ift durch den 
Stempel fhon abforbirt worden! Mögen auch viele Klagen 
ihren Urfprung finden in dem böfen Willen, in dem Uns 
verftand der Einzelnen, der größte Theil derfelben findet 
feine Veranlafjung in der Armuth und fo ift der hohe Stem⸗ 
pel eine Strafe der Armuth. Sch ftelle daher ohne mich 
auf eine nähere Begründung einzulaffen, den Antrag: 

alle Gerichts⸗ und. Stempeltagen: der Stadt» und 


den 10. Mai 1818, 25 


Landgerichte, welche der fogenannteh ſtreitigen Ge⸗ 
richtöbarfeit anheimfallen , auf: die Hälfte herabzu⸗ 


ſetzen. 

Ich will zugeben, daß damit ein Theil der Staatsein⸗ 
fünfte gefährdet wird. Aber wenn es fich darum handelt,‘ 
daß: wir eine bedeutende Ungerechtigkeit befeitigen, daß wir 
bem ärmereh Theile des Volkes eine Erleichterung zukom—⸗ 
men laflen, dürfen wir an diefer Rüdficht die Maßregel 
sicht ſcheitern laffen. Der durch Annahme einer folchen 
Maßregel ſich ergebende Ausfall muß in den Staatdeins 
fünften auf’ eine andere, auf eine gerechtere Weiſe gedeckt 
werden. Zu a 
Was die Taxen der freiwilligen Gerichtöbarkeit betrifft, 
fo iſt von Seiten des Ausfchuffed eine doppelte Aenderung 
beantragt worden. Man will in Betreff der Loos: und 
Theilzettel und in Betreff der Inventarien eine Ermäßigung‘ 
der beftehenden Zaren beantragen. Allein ich glaube, der 
Ausſchuß hat fi mit feinem Antrag in der hat in zw 
engen Schranken gehalten. Diefe Stempel: und Taxord⸗ 
nung ‚hat in demjenigen Xheile, welcher die Zaren der 
freiwilligen Gerichtöbarfeit betrifft, gerade ihre wundeſte 
Stelle. Hier find faft durchgehends ſolche hohe und fo 
wenig gerechtfertigte Anfäge angenommen, daß man die 
Scyeere, und, darf ich mich ded Ausdruds bedienen, die 
Haagfcheere anwenden muß, wenn man die Anfäge auf ein: 
irgend billiges Maß zurüdführen wil. Gerade in dieſem 
Zheile der Stempel» und Tarordnung findet fich durchge: 
hends das Beſtreben vorherrſchend, dem Gefeg die Wirkung’ 
eined Steuergeſetzes zu ſichern. Dieß findet befondere An» 
wendung auf den Gradationdftempel bei Verträgen, bei dem 
eine andere Rückſicht gar nicht zum Grunde fiegen Tann, 
als daß das Vermögen, wenn glei nur dad imaginäre, 
welche der Vertrag darftellt, befleuert werden fol. Se 
böher die Summe des Vertrags ſich ftellt, defto höher der 
Stempel. Gleihe Beziehung hat die Beftimmung unter 
XX: Abfchnitt 2 der Stempels und Taxordnung, bezüglich 
des bei Inventarien zu verwendenden Stempeld, Denn’ 
auch hier wird nicht dad, was der Nichter arbeitet, bezahlt, 
fondern der Stempel wird berechnet nad dem Betrag des 
Vermögens. Sch ftelle nun in Betreff diefer einzelnen Vor— 
fchriften der Stempel» und Taxordnung bezüglich der frei: 
willigen Gerichtöbarfeit den Antrag, daß der die Nr. XVl. 
Abfchnitt 2 betreffende Stempel, der bei Audfertigung der 
Urkunden über Berträge und Gontracte verwendet werden 


\ 
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muß, im Ganzen aufgehoben werde, und daß man ein⸗ für 
allemal als Stempel, ohne Rüdfiht auf die Größe der 
Bertragdobjecte, bei den Land» und Stadtgerichten anftatt 
eined Stempelö von 1:fl. 30 Er., einen-folchen von 45 kr., 
bei den Mittelgerichten anftatt eined Stempeld von 2 fl., 
einen folchen von 1 fl. und bei dem oberfien Gericht anftatt 
Stempels von 3 fl., einen folhen von 1 fl. 30 Er. 
eſtſetzt | | er 
Ebenfo beantrage ich, daß man zu Nr. XX, Abfchnitt 2 
der Stempel: und Rarordnung den Stempel, der bei 
den Inventarien nach der Größe. ded Wermögend berechnet 
wird, ganz aufhebt ‚und zu den Inventarien nur einen 
„Stempel zu 6 fr. pro Bogen adhibirt, und zwar aus dem 
Grunde, weil die Arbeiten, die der Richter bei Aufnahme 
der Snventarien zu-verrichten hat, nach den vorliegenden Ges 
feßen noch befonderd vergütet werden müfjen. 
Sch ftele fodann noch zu Nr. XXI. den Antrag, daß 
man alle Zoos: und Xheilzettel bei den Land» und Stadt- 
gerichten auf einen Stempel zu 30 fr, auöfertigt und daß 
man dabei auch beſonders ausſpricht, daß diefer Stempel 
nur einmal adhibirt werden dürfe, 
Diejenigen Anfäge, welche den Stempel bei den Mittels 
erichten und dem oberften Gericht betreffen, mögen beſtehen 
leiben, — Es darf allo, wenn auch mehrere Loos- und 
Theilzettel audgefertigt werden, ‚nicht. für jeden Einzelnen 
die vorgefchriebene Stempeltare adhibirt werden. Sch wün⸗ 
ſche, daß Sie die geftellten Anträge unterſtützen. Es wird 
dadurch Feineswegd an demjenigen, was gegenwärtig bei 
und befteht, etwas Weſentliches geändert werden. Allerdings 
fönnen wir voraudfehen, daß wir dadurch an dem Ertrage 
des Stempel eine weſentliche Einbuße erleiden, dagegen in 
jeder anderen Beziehung wird eine Abänderung der Stems- 
pele und Zarordnung zu feinen. Mißftänden, zu feinen 
Strungen führen. — Uebrigens verfteht ſich von felbft, dag 
mein Antrag erſt dann, wenn das Finanzgefeb discutirt 
wird, von der Kammer definitiv angenommen werden fann, 
weil für den ſich hiernach ergebenden Ausfall an dem Er- 
trage ded Stempeld eine andere Eimahme vorgefehen wer: 
den muß. | 

Der Präfident: Der Abgeordnete Reh will aljo die 
von ihm vorgebradhten Wünſche der Staatöregierung zur 
Berüdfihtigung empfohlen haben bei der demnächſtigen 
Vorlage ded Finanzgeſetzes. 

Der Abgeoronete Reh bejaht dieß. 


den 10. Mai 1848. 27 


Der Abg. Volhard: Bekanntlich haben wir ein Ge: 
feß über dad Verfahren in unbeftrittenen Schuldfadyen, das 
fogenannte Mahnverfahren. In diefem Verfahren, welches 
bezweckt, die Rechtöhülfe zu befchleunigen und zu erleichtern, 
namentlich aber die Koften unbeftrittener Schulvfachen zu 
vermindern, wird zu der erflen Eingabe. oder Verfügung 
ein Stempel zu 15 fr. erfordert, die zweite Eingabe oder 
Verfügung ift ftempelfrei. Sobald aber nach dieſen beiden 
Eingaben und den darauf ergangenen Verfünungen das ges 
wöhnlihe Zwangsverfahren eintritt, fo muß auch der ges 
mwöhnliche Stempel angewandt werden, der, je nachdem 
fchriftlih oder mündlidy gebeten und eine Nachricht gegeben 
wird oder nicht, 45 oder 30 Fr. beträgt. Hierzu fommen 
noch außerdem "die Pfandgebühren, weiche das Pfandperfos 
nal bezieht. Diefe Koften des Zmangdverfahrens, welche 
auch im Mahnverfahren ganz die gewöhnlichen find, wie 
in anderen Klagfahen, machen häufig die Sache am: Ende 
recht theuer. — In der Regel läßt ſich Niemand aus⸗ 
pfänden, der bezahlen. kann. — Bene Koften treffen alfo 
in den meiften Fällen nur die ganz Armen oder: diejenigen, 
welche im Augenblid Feine Mittel zur Befriedigung ihres 
Gläubigers haben. Dad Mahnverfahren wird Fünftig nun 
noch weit häufiger eingefchlagen werden, weil nad dem 
vorgeſtern berathenen Gefeße die Standeöherren ihre Gefälle 
nicht, wie bisher, im aufßerordentlichen a 
betreiben können, fondern die Hülfe des Richters in Ans 
fpruch nehmen müffen. Ich ftelle daher den Antrag: 

— die Kammer wolle ein Geſetz veranlaffen, wonach 
‚auch bei und nad Einleitung des rechtlichen Zwangs 
im Mahnverfahren flempelfreied Papier anzuwenden 


if. Ä | 
- Die Abgeordneten Reh und Elwert unterftüßen dieſen 
‚Antrag. » | u, 


-, Der Abg. von Grolman: Geftatten Sie mir, daß. 


ih Ihnen meine Anfiht über einen Gegenftand mittheite, 
bezüglich deffen ich durch mein Geſchäftsleben mannichfache 
Erfahrungen gefammelt habe. E& würde wohl der logifchen 
Ordnung nad erforderlich fein, an der Spige meined Vor» 
trags von dem Syſtem felbft zu reden, was der Stempels 
und Tarordnung zum Grunde liegt, weil namentlich davon 


die Entſcheidung der Frage abhängt, ob und in wie weit 


die Stempel: und Taxordnung bezüglich ihres Syſtems eine 
Aenderung verdient. — Ich müßte über diefen Gegenftand 
lange und ausführlich. reden, wenn ich die Sache erichöpfend 


x 
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behandeln wollte, : weil er zu umfaſſend ift. Allein ich glaube 
bier dem verehrlichen Ausſchuß volftändig-beitreten zu müfe 
fen, daß ed fi in der gegenwärtigen Zeit nicht von einer 
neuen Stempel» und Zarordnung und von einer Umände— 
rung des Syſtems, worauf das gegenwärtige Geſetz beruht, 
handelt. Und warum? Weil allerdings, wie ich: die feftefte 
Hoffnung habe, durch die bevorftehende Geſetzgebung das 
ganze Gerichtöwefen und gerichtliche Verfahren geändert wer: 
den wird, und ich keineswegs mich der bangen Sorgen bins 
geben will, daß unier Verfahren, fowohl in civilrechtlicher 
Hinſicht, ald auch insbefondere in Unterſuchungsſachen noch 
lange wird beſtehen bleiben, indem es zu dem wefentlichften 
Bedürfniß gehört, daß unfer Verfahren auf die MWeife her 
eftellt wird, wie es verheißen ift. Iſt aber dieß der Fall, 
eben wir hoffentlich diefem Zeitpunkt der Negeneration uns 
fered gerichtlichen Verfahrens in Bälde entgegen, dann wer: 
den Sie felbft erkennen, daß die Verfertigung einer neuen 
Stempel= und Tarordnung jet eine ganz nußlofe und vers 
geblicye Arbeit ausmachen würde, Eine Stempel: und Tax⸗ 
ordnung, wenn fie jegt neu gemacht werden fol, müßte doch 
die. gegenwärtigen Zuftizzuftände ins: Auge faſſenz ſowie 
aber das. bevorfiehende neue gerichtliche Verfahren eintritt, 
müßte nothmwendig eine neue, dem neuen gerichtlichen Vers 
fahren entipredhende Stempel: und Zarordnung gefertigt 
werden, die dann nicht allein für die Provinzen Starfens 
burg und Oberhefien, fondern auch für die Provinz Rheinhefs 
fen, alſo für das ganze Land, emanirt werden muß. Darum 
gebe ich in die Syſtemsfrage jest nicht näher ein, doch 
geftatten Sie mir, einige allgemeine Bemerkungen . Ihnen 
nicht vorenthalten zu dürfen. Es ift wahr, die Stempel: 
und Zarordnung, welce befteht, hat manche Unebenheiten 
und verdient‘ in einigen Punkten einer: Remedurz aber man 
würde, meiner Anficht nach, zu weit gehen, wenn man ihr 
den Vorwurf machen wollte, daß fie im Ganzen zu theuer 
fei (ich fage im Ganzen, einzelne: Pofitionen . abgerechnet). 
Es ſteht vollkommen richtig, daB die jeßigen Einkünfte das 
Bedürfniß überfteigen; allein dad rührt weniger aus dem 
Grunde ber, weil die Zaren an ſich zu hoch angeſetzt find, 
fondern weil die: Gefchäfte: der Juſtiz, namentlich. in. den 
unteren Regionen, außerordentlich. zugenommen haben, was 

leich ein ehrendes Zeugniß für unfere Zuftiz abgibt. Sch 
enne die Art und Meile, wie in der Stempel: und. Tax⸗ 
' ordnung die Zaren. componirt worden find, Bekanntlich 
hatten mir, vor der Stempel; und Taxordnung eine: Menge 


den 10, Mai 1848, 29 


Sportelordnungen in den einzelmen verſchiedenen Territorien 
woraus Die diesfeitigen Provinzen zufammengefest find; Bei 
der einen Sportelordnung waren die Anfäge höher, bei der 
anderen waren fie niedriger. Ed iſt hier das Mittel ans 
genommen worden, und ich kann Sie verfidern, oft und 
vielfach habe ich gefunden, daß im, Ganzen die Sporteln, 
. welche in die Stempel: und Zarorbnung aufgenommen wor: 
den find, geringer waren, ald fie in vielen einzelnen Terri⸗ 
torien wirklich ‚betragen hatten. Mein verehrter College, der 
Abgeordnete Reb, wünfcht, daß der Stempel in der ſtreiti⸗ 
gen Gerichtöbarkeit bei.den Stadt: und Landgerichten. durch⸗ 
gängig, auf die Hälfte herabgefegt werden möge, Diefe 
Dperation unterliegt keiner Schwierigkeit, fie ift eine leichte; 
Sie können: z. B. fagen: gegenwärtig foftet der Protofolls 
fiempel 45 kr., in Zukunft fol er nur 224 Er. ausmachen, 
und fo. fort bei den anderen Anfäßen. Aber hierbei ift wohl 
zu erwägen der flarfe Ausfall, den dieß nad) ſich ziehen 
wird, ein Ausfall, der doch nachher auf andere MWeife wies 
der erſetzt werden muß. Auch muß man bei diefem Proto« 
kollſtempel erwägen, daß durch dieſe 45 Pr. nicht bloß ein 
abgehaltener Zermin bezahlt wird, fonft wäre der Anſatz 
vieleicht zu hoch, fondern -ed werden fo viele Termine damit 
bezahlt, ald die Verhandlungen dazu auf den einen Bogen 
serial werden. Wenn alfo in einer Sache zwei oder 
drei Termine abgehalten werden und die Verhandlungen 
laſſen fih auf einen Bogen fchreiben, fo wird immer nur 
derielbe Bogen beibehalten, was fonft nicht der, Fall wäre, 
wo Sportein bezahlt werden mußten, weil dann jeder ein« 
zeine Zermin feiner vollftändigen Sportel unterworfen war, 
Sch muß geftehen, ich finde ed höchft bedenklich, wenn man 
fo meit heruntergehen wollte, daß man den Stempel allges 
mein für ftreitige Sachen bei den Untergerichten auf die 
Hälfte herabiege. Ich mill über die Frage, ob ed paflend 
fei, daß man; fo viel als möglich die Zuftizkoften frei leiften 
läßt, mich nicht in eine nähere Erörterung einlaflen, weil 
dieß dermalen zu weit führt; aber zu bedenken will ich 
Ihnen geben, ob nicht die Anficht vielen Grund für fich 
bat, daß man diejenigen, ‚welche die Hülfe der Juſtiz in 
Anſpruch nehmen, vorzugsweife anzieht, um die Laften und 
Koften der Juſtiz zu tragen und nicht- einen Anderen, dem 
die Juſtiz gar nichts angeht, der ihre Hülfe nicht in Ans 
ſpruch nimmt, in die Lage feßt, eine Steuer für muthwillige 
Proceßſucht eined Anderen entrichten zu müffen. Außerdem 
ift zu erwägen, daß auch die Bewohner der Provinz Rheins 
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heſſen ihre Laften haben, bezüglih Stempel und Sporteln 
zu tragen und daß, wenn wir dieöfeitö zu weit den Stem⸗ 
pel herunterfeßen, die Nheinheflen an dem Ausfall mittragen 
beifen müflen, wobei e8 eine große Frage ift, ob dadurch 
die Nheinheflen nicht prägrapirt werden würden. 

Nach diefen allgemeinen Bemerkungen gebe ih zu den 
fpeciellen auf Abänderung einzelner, zu Härten Beranlafjung 
gegeben habender Pofitionen der Stempel: und Zarordnung 
gerichteten Anträgen des verehrlichen Ausichuffes über. Was 
diefe betrifft, fo bin ich hinſichtlich des Antrags, in Betreff 
der außergerichtlihen Beichwerden, mit dem Ausſchuß ganz 
einverftanden. Die betreffende Stempeltare war allerdings 
in einzelnen Fällen drüdend und erfchwerte felbft die Rechts⸗ 

flege. Was den Gradationdftempel bei Snventarien betrifft, 
bo babe ich hierüber auf dem vorigen Landtage ganz auds 
führlich mich verbreitet, ich habe damals nachgemielen, daß 
diefer Gradationsſtempel eine durchaus nicht zu rechtfertis 
En Abgabe ausmache, indem diefer Gradationdftempel im 

runde nicht andered, ald eine Erbfchaftöfteuer genannt 
werden kann, die in die Stempel- und Taxordnung vom 
Jahr 1822 übergegangen, weil in der Stempels und Zars 
ordnung vom 24. Sult 1809 dieſer Gradationsſtempel ſchon 
eingeführt war. Man fand ihn bei der Entwerfung der 
neuen'&tempels und Taxordnung vor und man magte e8 
wegen des zu befürchtenden Ausfalld nicht, ihn aufzuheben. 
Aber dem Grundfage nach muß er aufgehoben werden und 
läßt fich, meiner Anfiht nad, um fo weniger rechtfertigen, 
weil die Gefchäfte, die der Richter bei der Aufftellung eines 
Inventard zu vollziehen hat, den Zaren noch befonderd uns 
terworfen werden, indem der fämmtliche Zeitaufwand für 
die Errichtung eined Inventard und ebenfo die Revifion des 
Inventars befonderd zur Rechnung kommen. Dieler Grada: 
tiondftempel faßt alfo nur eine reine Erbfchaftöfteuer in fich, 
die dabei. nad) der Erfahrung biöher nur die Minderjährigen 
betroffen hat. Diefe werden zwar ſchon jebt, nachdem in 
Folge der landftändifchen Anträge auf dem verfloffenen Lands 
tage, Vermögen bis zu 500 fl. ftempelfrei find, erleichtert; 
allein in allen Fällen werden fie noch jest von diefer Steuer 
betroffen, wo die eben erwähnte Erleichterung nicht flattfindet 
und fie werden vorzugsweiſe durch diefen Stempel faft nur 
allein betroffen, weil Volljährige fich gewöhnlich zur Erſpa⸗ 
rung des Gradationsſtempels wohl hüten, ihre Erbſchaften 
bei Gericht audeinanderfegen zu laflen. : 


⸗ 
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Was die Loos⸗ und: Theilzettel betrifft, ſo bin ich auch 
hierin ganz mit der Anſicht des Ausſchuſſes einverſtanden. 

Ich erlaube mir nun noch einige Bemerkungen zu den 

weiteren Anträgen zu machen, welche in der heutigen Dis⸗ 
cuſſion erfolgt find. 
Was zuerfi den Antrag ded Abgeordneten Volhard bes 
trifft, der in der unteren Inſtanz beim Zmwangdverfahren 
nach voraudgegangenem, Mahnverfahren keinen Stempel ad» 
bibirt haben will, fo kann ich diefen Antrag nicht für einen 
ganz richtigen erklären, er muß bezüglich ded Principd ent» 
weder fallen, oder generalifirt werden, was wieder zurüdz 
führen würde. Der Stempel, welcher beim Zwangsverfah⸗ 
ren im Mahnverfahren verwendet wird, ift ein anderer 
Stempel, ald der, der in der Stempels und Taxordnung 
überhaupt für diejenigen richterlihen Verfügungen beftimmt 
worden ift, weldhe im Zmwangdverfahren vorkommen. — 
Dad Mahnverfahren fchließt fich mit dem Zahlungsbefehl. 
Erft wird ein Mahnzettel erlaffen, wenn darauf während 
der beftimmten Frift nicht Zahlung geleiftet wird, fo erfolgt 
Zahlungsbefehl. Diefer Zahlungdbefehl Eoftet nichts. Wenn 
aber nun die Friſt verftrichen iſt, die der Zahlungsbefehl 
anordnete, fo hört dad Mahnverfahren auf, und dad Wer: 
fahren geht in daffelbe Zwangdverfahren über, wie ſolches 
ftattfindet, wenn Jemand durch ein Erfenntniß zur Bezahs 
lung einer Summe verurtheilt ift, und ed wird zum Zwede 
der Gelebung des Urtheild theild rechtlicher Zwang ange: 
wendet. Es ift dieß garız dad Nämliche. Alfo kann der 
fragliche Antrag auf dad Zwangdverfahren nach vollzogenem 
Mahnverfahren allein nicht beichränkt werden, fondern wenn 
bier eine Erleichterung bezüglich der Stempeltaren eintreten 
fol, müßte man, wenn man nicht inconfequent handeln 
will, beftimmen, daß im Zwangsverfahren überhaupt Fein 
Stempel mehr adhibirt werden fol, was nicht angeht. 
Deßhalb kann ich diefem Antrag nicht beitreten. 

Was den Antrag ded Abgeordneten Reh betrifft, ven 
Eontractenftempel bei den Untergerichten herabzufegen, fo ift 
dieß eine Sache, die von dem Ermeflen abhängt. — Der 
bisherige Gontractenftempel hat betragen, wenn der Gegen: 
fland ded Vertrags einen beflimmten Geldwerth hatte, 

(Redner verlieft aus der Stempel: und Taxordnung 
vom 237. Auguft 1822, Abfchnitt 2, Nr. XVL A. 1 
die betreffende Stelle.) 

Dieß ift ein Gradationsftempel. Mit diefem Stempel 
wird die Aufnahme ded Contractes, Die ganze causne cog- 

Pretofolle z. d. Verh. d. 2. Ram. II. Bo. 33 
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nitio, welche jedem Immobiliarbertrag vorausgehen muß, 
und die häufig ſchwierig iſt und vielfache Mühe und Nach— 
forſchungen hinſichtlich der Frage der Eigenthumsfreiheit 
und der Pfandfreiheit erfordert und nachher die Ausfertigung 
und richterliche Beſtätigung des Vertrags bezahlt. Man | 
kann zwar dieſen Stempel herabſetzen, aber ich bin der An⸗ 
ficht, daß, wenn man unbedingt, ohne Rückſicht auf den 
Geldwerth, den ein Vertrag zum Gegenftand ‘hat, für jeden 
Vertrag nur ein Stempel von 45 Pr. bei den Untergerichten, 
von 1 fl. 30 fr. bei den Mittelgerichten u. f. f. anfegen 
wollte, dieß viel zu weit gehen möchte. Den hierdurch ers 
folgenden Ausfall müſſen wir doch immer im Auge haben 
und diefer Ausfall muß von ſolchen gededt werden, denen 
ed wohl zu gönnen ift, wenn fie nicht zu ſehr für die. Ko— 
ften der Juſtiz, deren Hülfe fie vielleicht gar nicht verlangen; 
in Anfpruch genommen werden. eh ** 
—Es iſt ferner von: dem Abgeordneten Reh der Wunſch 
geäußert worden, daß bei ISnventarien, bei denen ohnehin, 
nad) dem Antrage ded Ausſchuſſes, wenn er durchgehen 
follte, in Zufunft bloß ein Revifiond: und Zeitaufmands: 
ftempel ftattfindet, zum Inventar noch ein 6 Fr. Bogen ge« 
nommen werden fol. Ä 
Sc glaube, dieſes Antrags bedarf ed nicht. Wenn ed 
nach dem Antrag. des Ausſchuſſes geht, fo gibt es Fünftig 
bei Inventarien weiter feinen Stempel, ald den Revifiond: 
fiempel, und dieſer beträgt 1 fl. für den Bogen, und ber 
. Zeitaufwandöftempel, welcder für zwei bis drei Stunden 
1Thlr., für einen Zeitaufwand über eine Stunde die Hälfte, 
45 kr., und für: einen Zeitaufwand unter einer Stunde, 4, 
30 fr. ausmacht: Diele Zeitaufwands- und Revifiondtaren 
werden zufammengerechnet und nachher wird der ſich erges 
bende Gefammtftempelbetrag durch Caffation: bei dem In— 
ventar gewahrt. "Darum gibt es bier feinen Stempel zu 
6 fr. und der deßfallfige Antrag hat feinen Nugen, Der 
“ Stempel mit 6 fr. wäre ein rein überflüfliger. Was end: 
lich die 2008: und Theilzettel betrifft, wobei der Abgeord⸗ 
nete Reh, wenn ich ihn richtig verftanden habe, die Erb» 
vertheilung felbft nur mit einer‘ Zare von 30 fr. belegt has 
ben will, fo ſcheint mir auch diefer Antrag viel zu weit zu 
gehen. — Die Erbvertheilungen machen ven Gerichten große 
Arbeiten. - Wenn dad Inventar aufgenommen ift, fo verurs 
facht nachher eine ſolche Erbvertheilung und Erbauseinanders 
fegung öfterd noch viele Mühe und-Arbeit. Mit. 30 fr. ift 
Die. richterliche Mühe durchaus nicht bezahlt. Wenn man 
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daher einen Audfertigungöftempel von 1. fl., wie: der Auds 
fhuß anträgt, ald vie Taxe eines jeden. einzelnen Theils 
oder Looszettels beflimmt, wenn: nämlidy: die Summe eines 
jeden einzelnen Looszettels nicht mehr als 101 fl. beträgt, 
fo ift dieß — da Vermögen der Minderjährigen unter 500. 
ohnebin ftempelfrei ift — nicht zuwenig. — Man foll ed 
daher bei dem Antrag ded Ausichuffes belaſſen; denn er 
hält die richtige Mitte ein. | | 

Damit hätte ich dasjenige erörtert, wa8 der Abgeord» 
nete Reh vorgetragen hat, da jedoch der Gegenftand der 
Berathung eine ausführliche Erörterung verdient, fo erlaube 
ih mir felbft noch einige Anträge Ihrer gefälligen Beur: 
theilung vorzulegen. Es find, meiner Anficht nach, . noch 
einige große Härten bei einzelnen Pofitionen in der: Stem: 
pel- und Zarordnung, Die ich bei der jegigen Angelegenheit 
nicht mit Stilfhweigen übergehen darf, ohne mich fonften 
eined Vorwurfs befchuldigen zu müſſen. Es find noch fol 
gende Punkte, die ich zu beanflanden habe. 

Der eine betrifft die Viehhandelsprotokolle, welche von 
Seiten der Großherzogl. Bürgermeifter diesſeits aufgeftellt 
werden. Die Stempel: und Zarorbnung ſagt bier in 
Mr. XXV. ded zweiten Abſchnitts, daß für ein Protokoll 
über fonftige Schuhe oder Anzeigen bei den Untergerichten 
ein. Stempel von 10 Pr. adhibirt werden ſolle. Die Folge 
davon war, daß zu den Viehhandelöprotofollen, welche bei 
den Landgerichten aufgenommen wurden, ein Stempel von 
10 Er. verwendet wurde. Dieß war ganz angemeflen.: Man 
ift aber weiter gegangen und hat diefen Stempel auch bei - 
denjenigen WBiehhandeldprotofollen in Anwendung bringen 
laffen, melde von den Bürgermeiftern errichtet werden. 
Und dieß ift nicht allein eine harte, fondern, ich möchte far 
gen, eine ungerechte Beftimmung. Sie liegt eigentlich nicht 
in der Stempel: und Taxordnung, fondern ift durch eine 
höchſte Verfügung im Zahr 1824 in die Erläuterungen zur 
Stempel: und Zarordnung vom 14. September 1824 auf: 
genommen und fo höchſten Orts in die Stempel» und Zar 
ordnung hinein interpretirt worden. Es heißt nämlidy in 
diefen Erläuterungen zu Nr. XXV., 

„Zu Protofollen, welche die Aufnahme der Anzeige 
von einem gefchloffenen Viehhandel zum Zwed haben 
(fogenannte Biehhandelöprotofolle) , fie mögen: von den 
Gerichten oder von den Ortövorfländen geführt wer: 
den, ift der bier vorgefchriebene Stempel zu ge: 
‚brauchen. * Ä 
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Nach dem Eontractenreglement hatten die früheren, Schuls 
tbeißen, was nachher auf die Bürgermeifter in Folge des 


Art. 30 der Gemeindeordnung. übergegangen iſt, 10 Er. Ge: 


bühren von der Aufnahme eines jeden Viehhandelsprotokolls 
zu beziehen. Durd die erwähnte höchfte Verfügung in den 
Erläuterungen zur Stempel» und Taxordnung ift den Bürs 
ermeiftern diefe Gebühr genommen, und fie find angewie⸗ 
en worden, künftighin diefe Wiehhandelöprotofolle, gleich» 
wie die Untergerichte, ebenfalld auf einen Stempelbogen zu 
10 Er. zu führen, fie müfjen, was Folge hiervon ift, dieſes 
Geſchäft umfonft verrichten. 

Diefe Verfügung widerftreitet an fi ganz und gar dem 
Geifte und dem Zwede der Stempel» und Taxordnung; 


denn die Stempel: und Zarorbnung ift nur ein Geſetz, wel 


ches die Taxen für diejenigen Geſchaͤfte beflimmt, welche 
von den Gerichten als ſolche verrichtet werden, und fie be: 
zieht ſich, wie befannt, namentlicy nicht auf alle diejenigen 
Seichäfte, welche von den Ortdvorftänden in ihrer Qualität 
ald Hülfsbeamte der Juſtiz vollzogen werden, und dieß ift 
bier der Fall. Denn ed handelt ſich von einem Aft der 
freiwilligen Gerichtöbarkeit, welchen der Bürgermeifter voll» 
ieht, indem er den Contract über einen Viehhandel aufs 
nimmt. Für alle ſolche Geſchäfte ded Bürgermeiſters, die 
er ald Hülfsbeamter der Juſtiz im Privatintereffe der Eins 
zelnen vornimmt, hat er die hierfür feftgeleßten. oder obfers 
vonzmäßig eingeführten Gebühren zu beziehen und jeder 
Stempel fallt weg. Es ift dieß in der Stempels und Zar: 


. ordnung felbft ausdrüdlich im $. 25 des dritten Abfchnitts 


und noch ausführlicher in den höchſten Erläuterungen zur 
Stempel: und Zarordnung vom 14. September 1824, Res 
ierungdblatt Nr. 50 in Nr. 27 zu $. 25 des dritten Abs 
chnitts der Stempel: und Zarordnung felbft verfügt. — 
Die Folge des Verfahrend, wonach in Gemäßheit höch⸗ 
fier Beflimmung die Bürgermeifter für die von ihnen ers 
richtet werdenden Viehhandelöprotofolle Feine Gebühren bes 
ziehen dürfen, fondern einen Stempel von 10 fr. dazu ver 
wenden müflen, find nicht auögeblieben. Es hat dieß in 
einzelnen Bezirken zur ungleichen Anwendung bed Geſetzes, 
jelbft dahin geführt, daß ed Bezirke gibt, wie ich von einem 
ewiß weiß, wo aud Mißverfiand neben dem gefeglichen 
tempel von 10 Er. auch die Gebühr an die Bürgermeifter 
fortbezogen worden ifl. — 
Abgeſehen von der großen Inconſequenz, daß man die 
‚ür die Gerichte und den hierbei vorfallenden Rechtsgeſchäf⸗ 
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ten gegebene Stempel: und Taxordnung in dem fraglichen 
Hal auch auf Hülfsgefchäfte der Bürgermeifter hat in An: 
wendung bringen laſſen, fo liegt auch eine überaus große 
Härte darin, daß man bei ſolchen Gefchäften, wie die Auf: 
nahme von Wiehhandelöprotofollen, die rein im Intereſſe 
von Privaten vollzogen werden, wobei fonft den Bürger: 
meiftern nach der beftehenden Gefeggebung eine Gebühren: 
beziehung geftattet ift, den Bürgermeiftern zumuthen will, 
folche Geſchäfte umfonft zu verrichten. Manche Bürgermeis 
ſter werden außerordentlidy dadurch beläftigt. Ich kann eine 
Gemeinde aud Starfenburg nennen, wo ein Bürgermeifter, 
weil in diefer Gemeinde ein fehr ſtarker Handelsverkehr mit 
Vieh ift, und viele Juden dort und Umgegend wohnen, die 
Viehhandel treiben, dad Jahr im Durchſchnitt wohl 200 
folhe Prototolle aufzunehmen hat. Wie kann man bier 
dem DBürgermeifter zumuthen, daß er ein ſolches Geſchäft, 
welche, wie ſchon mehr erwähnt, rein dad Intereſſe von 
Privaten betrifft, umfonft verrichten fol? Es fcheint daher 
wohl nichts gerechter und angemeflener, ald daß die eins 
fchlagende, nur zur allgemeinen Belchwerde gereicht habende 
höchſte Berfügung aufgehoben wird, und daß fünftighin 
bei Viehhandelöprotofollen der Stempel nur da fortwährend 
in Anwendung bleibe, wo von den Kandgerichten felbft, wie 
dieß namentlid) auf Märkten, wo dad Landgerichtöperfonal 
ur Verſehung der Juſtiz fich einfindet, hier und da ge 
Öchieht, die Viehhandeldprotofolle aufgenommen werden, in 
den Fällen aber, wo die Viehhandelöprotofolle von den Bür: 
germeiftern aufgenommen werden, der Stempel ceffirt und 
dem Bürgermeifter geftattet wird, die fhon im Altheſſiſchen 
Gontractenreglement den früßeren Schultheißen vermwilligten 
Gebühren von 10 fr. zu beziehen. 

Ein weiterer Fall, der ebenfald zur befondern Härte 
geführt hat, befteht darin, daß nach der Stempel: und Zars 
ordnung für die Entlafjung aus der Haft eine Zare von 1 fl. 
30 fr. in Anfag gebracht wird. Dieß war eine Verfügung, 
in welche, wie ich häufig gefunden habe, man fich gar nicht 
hat fchiden können, weil man fie ficy nicht gebörig zu er: 
Hären wußte. Anfänglich hat diele in Nr. XLI. des zwei: 
ten Abfchnittd der Stempel» und Zarordnung enthaltene Ver: 
fügung manche Gerichte dabin gebracht, daß fie in allen 
Fällen, wo ein Angelchuldigter in eine Freiheitöftrafe und 
in die Unterfuchungstoften verurtbeilt war, die Taxe von 
1 fl. 30 fr. nebenher anfegten. Die verſchiedene depfallfige 
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Anwendung der fraglichen Beſtimmung — ——— 
daß höchſten Orts eine Erläuterung dahin erfolgte: 
daß der Stempel mit 1 fl. 30 fr. nur verwende wers 
ben folle, wenn 
a) der Verhaftete freigeiprochen oder. von der Inſtanz 
abſolvirt, jedoch in die Koſten verurtheilt wird, 
und 
b) wenn dem Verhafteten fein ‚biöheriger Detentions⸗ 
arreft ald Strafe aufgerechhet , derfelbe in die, Uns 
terſuchungskoſten verurtheilt und hiernach ſogleich 
ſeiner Haft entlaſſen wird. | 

Wenn Sie diefe beiden Beftimmungen, wie fie höch— 
ſten Orts erlaffen „worden find, 

(fiehe Audfchreiben des Hofgerichts zu Darmftadt 

Nr. 42 und des zu Gießen Nr. 43 vom Jahr 1826) 
einer Prüfung unterwerfen, fo dürften diefe Verfügungen, 
nach meiner Anficht, fich nicht: rechtfertigen laſſen. Nach 
der, einen Beflimmung foll der Stempelanſatz nur ſtattfin⸗ 
den in Beziehung auf diejenigen, die. in. Detentionsarreft 
waren, und nachher zwar von der Anfchuldigung freiges 
fprochen oder von der Inftanz abjolvirt, jedoch in die Kos 
ften verurtheilt worden find, Wofür, frage ich, fol hier 
die Taxe von 1 fl. 30 fr. angefegt werden? Wenn der An⸗ 
"geflagte in die Koften verurtheilt, aber freigeiprochen, oder 
doch von der Inſtanz abfolvirt wird‘, fo ‚befommt er ein 
Urtheil,, und dieß unterliegt ohnehin der aeletslichen Taxe. 
Ich ſehe alſo nicht ein, wohär biefer 1 fl. 30 Er. noch nee. 
benbet bezahlt werden foll ? 

Der zweite Fall iſt, wenn dem Verhafteten fein bishe⸗ 
riger Detentionsarreſt als Strafe aufgerechnet, derſelbe in 
die Koſten verurtheilt und ſofort entlaſſen wird, Wenn Se 
mand in die Koften verurtheilt wird und ed wird ihm. fein 
bisheriger Detentionsarrefi als Strafe aufgerechnet „ jo ift 
diefer Fall demjenigen gänzlich gleich, wo Jemand in eine 
Strafe verurtheilt wird, die er noch zu erſtehen hat; denn 
es ſoll ja der Detentionsarreft, den er bisher erduldet hat, 
ald Strafe angefehen und als verbüßt betrachtet werden. — 
Nun befommt derjenige, der in eine Gefängnißftrafe vers 
urtheilt ift, und die Strafe noch zu erflehen hat, den-1 fl. 
30 fr. nicht angelegt, demjenigen aber, der die Strafe 
ſchon verfeffen bat, wird 1 fl. 30 kr. angelegt. “Ich frage 
Sie, was liegt darin für eine Confequenz ? der eine Fall iſt 
wie der andere, und, dennoch wird. in dem einem $alle nichts, 
in dem anderen aber eine Taxe von 1 fl. 80 kr. angeſetzt. 


den 10. Mai 134538. 087 


Nach meiner Anſicht dürfte die fragliche, auf keinen richtigen 
ndamenten beruhende Beſtimmung der Stempel» und 
ordnung zur. Aufhebung durchaus ‚geeignet ericheinen. 
Die beiden Punkte, welche ich die Ehre hatte, Ihnen 

vorzulegen und von denen der eine den Stempel für. die 

durh die Bürgermeifter errichteten Wiehhandelöprotofolle, 
und der andere die Zare von 1.fl. 30 Er. für die Entlafs 
fung aus der Haft betrifft, find diejenigen Poften, welche 
ich dem Antrag des Ausſchuſſes in Beziehung auf die Re 
pifion der Stempel: und:Xarorbnung noch beifügen will. 

Ich habe Ihnen die Verhältniffe. auseinandergeſetzt, und 

Sie werden dadurch hoffentlich von der Nichtigkeit meiner 

Anficht überzeugt worden fein. Ä 
Sch ftele hiernach folgende Anträge: 

a) Die verehrlihe Kammer wolle die Gr. Staatdregie: 

rung erſuchen: 

„den Stempel mit 10 fr. für Protofolle, welche 
die Aufnahme der Anzeige von einem gefchloflenen 
Viehhandel zum Zweck haben (Viehhandelsproto⸗ 
folle) nah Abfchnitt I. Nr. 25 der Stempel» und 
Taxordnung bloß bei den von den Untergerichten 
geführt werdenden Viehhandelöprotofollen anwenden 
zu laſſen, nicht aber bei den von den Bürgermeis 
ftern als Hülfsbeamten der Juſtiz aufgenommen 
werdenden Biehhandelöprotofollen, bei diefen aber 
den Bürgermeiftern eine Gebühr von 10 fr. zu 
geftatten.“ 


b) Die verehrliche Kammer wolle die Gr. Staatöregierung 
erfuchen : 
„die Pofition, der Stempel: und Taxordnung, zwei⸗ 
ter Abfchnitt Nr. 25, „„Entlaffung aus der Haft, 
wenn der Werhaftete in die Unterfuchungdfoften 
verurtheilt worden ift** mit 1 fl. 30 Er. aufzu: 
heben.” — 


Der Abg. Buff: Sch möchte mir ebenfalls noch einen 
fpeciellen Antrag, bezüglich einer Mobdification der Stem⸗ 
pel⸗ und Zarordnung erlauben. Ich ftele nämlicy den An: 
trag : 

s die Vorſchrift, wonach mit dem Beginne eined jeden 
Proceßabfchnittd im mündlichen, prorofollarifchen Ver: 
fahren, auch ein neuer Stempelbogen verwendet wers 
den muß, aufzuheben, und zu geflatten, daß auf den 
früher angefangenen, aber in der vorausgegangenen 
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Verhandlung noch nicht volftändi ———— Stem⸗ 
pelbogen fortgefahren werden 
Der Präſident ſchließt hierauf die Sigung und beraumt 
die nächfte auf Donnerftag den 11. Mai dieſes Jahres Vor: 
mittags 9 Uhr an. 


Zur — 


Heſſe, Wernher, Elwert, 
erſter Präfident. zweiter Präſident. Sekretär 


Fuͤnfzigſte Sitzung 
in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. 


Darmſtadt, am 11. Mai 1848. 


Unter dem Vorſitz des Präfidenten Hefte. 
Gegenwärtig: 34 Mitglieder der Kammer. 


5 Die Protokolle der 45. und 46, Sigung werden vor» 
gelegt. | | 
U. Der Präfident macht ald neue Eingaben bekannt: 


1) Einen Antrag ded Abgeordneten von Rabenau (Legas 
tiondfekretär), die Organifation der Verwaltungsbehörs 


den betr. 
(Beil. Nr. 402.) | 

2) Eine Vorſtellung der Gemeinde Bielbrunn, die der 
Gemeinde Bielbrunn in den Fürſtlich Löwenſtein'ſchen 
und Graflich Erbach: Schönberg’fhen Waldungen des 

Revierd Vielbrunn zuſtehenden Berechtigungen betr. 
Nachdem der Präfident vorgefchlagen hatte, diefe Bors 
ftelung, als eine Privatrechtöfache betr., nicht an einen Aus⸗ 
ſchuß zu ‚verweilen, fondern bloß zu den Acten zu nehmen, » 


Der Ag. Elwert: Der Bürgermeifter von Bielbrunn 
bat diefe Petition mir felbft einge tgt mit der Bitte, fie. - 
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auf irgend eine Art zur Berüdfichtigung zu empfehlen. Ich 
habe ihm dad Bedenken, welches der Herr Präfident foeben 
eäußert hat, daß nämlich die Petition ein privatrechtliches 
Sntereffe berühre, gleich bei der Uebergabe der Vorftellung 
mitgetheilt, er bat aber, mit Rüdficht der fehr ärmlichen 
Verhältniffe der Gemeinde Vielbrunn, ‚die von der Natur 
fehr wenig begünftigt ift, diefe Borftellung wo möglich an 
dad Minifterium gelangen zu laffen, damit durch einen 
Commiflär, der zur Ordnung der ftandeöherrliben Angeles 
genheiten wahrfcheinlid in die Gemeinherrfhaft Breuber 
abgeordnet werden wird, auch diefe Angelegenheit möglich 
berüdfichtigt werde. Gr fügte dazu noch bei, daß der Fürft 
von Zömenftein feine fämmtihen Beamten nah Wien. habe 
fommen laffen, und daß alfo die Gemeinde Feine Schritte 
bei diefen Beamten thun fönne, was auch wahrfcheinlich 
fehr überflüflig fein würde, da die betreffenden Beamten 
von der Fürftlich Löwenftein’ihen Domänenkanzlei in Werts 
beim die SSnftruction befommen haben, die Gemeinde Biels 
brunn fo zu bedeuten, wie gefchehen iſt. Es wäre alfo 
doch vielleicht möglih, daß man für diefe Gemeinde eine 
Rückſicht in der Art eintreten ließe, daß man die VBorftel: 
lung dem Minifterium mittheilt. 

Der Präfident: Sch erfuche den Abgeordneten Elmert, 
die Eingabe vorerft zurüdzunehmen und in nähere Erwägung 
zu ziehen, in welder Form diefelbe wohl als Antrag in die 
Kammer gebracht werden könnte. 

Der Abgeordnete Elwert erklärt fich- bereit, mit Rück⸗ 
fiht auf diefe Bemerkung ded Präfidenten, die Vorftellung 
vorläufig zurüdzunehmen, um — der ——— 
eigenen Antrag zu ſtellen. 


Der Präſident fährt fort, als neue Eingaben — 
zu machen: 

3) Eine Vorſtellung der Wolltuchmacherzunft zu Alsfeld, 
den Verfall ihres Gewerbes betr. 

4) Eine Vorſtellung mehrerer Einwohner zu Hergersdorf, 
im Kreiſe Alsfeld, des Heinrich Kirfhbauer und Gon: 
ſorten, die Aufbringung der Pfarr und Scuibefol: 
dung in der Gemeinde Hergerövorf betr. | 

Die Eingabe unter Nr, 1 wird an den. zweiten..bie 
Eingaben. unter Nr. 3 und, 4 an den dritten Ausſchuß und 
zwar die unter Nr. 3 megen bevorftehender Verſteigerung 
einer Tuchlieferung für das Großherzogl. Wilitaͤr —* ſchleu⸗ 
nigſten Berichtserſtattung verwieſen 13 a 


den 14. Mai 1848. 3 


111. Hierauf werden Berichte: erfiattet: 
a. Namend des erften. Ausichufles: 
1) Durch den Abgeordneten Elwert: R 
über den Geſetzesentwurf, die Aufnahme eined Ans 
lehens zum Zweck der Beftreitung "außerordentlicher 
Bedürfniffe des Staats, ma | 
(Beil. Nr. 390.) | 
2) Durch den Abgeordneten von Riedeſel: | 
über den Erlaß der erften Kammer, dad Gefuch des 
Sohannes Druleib zu Salz, LandrathöbezirfLauters 


1 — — 


bach, um Unterſtützung. 
(Beil. Nr. 389.) | 
IV. Die Tagesordnung führt hierauf zur BL? 
Fortfegung der Berathung Über den Antrag des Ab: 
geordneten Reh, die Stempels und Zarorbnung betr. 


Der Präfident verlieft fammtliche in der geftrigen Sitzung 
geftellte Anträge, worauf bemerft: 

Der Abg. Buff: Ich bin mit den Anträgen ded Aus 
ſchuſſes, ſowie mit denen des Abgeordneten von Grolman 
ganz einverftanden, dagegen nicht mit den von dem Abge: 
ordneten Reb audgefprochenen Wünſchen. Dieſe Wünſche 
würden, ſollten fie berückſichtigt werden, eine totale Umar⸗ 
beitung der Stempel» und Taxordnung vorausſetzen, weil 
fie dem Princip der Stempel» und Tarordnung, dad näms 
lich darin befteht, daß für die Bemühung, für den Zeitaufs 
wand der Gerichte, ein Aequivalent durch die Stempeltare 
geleiltet werde, geradezu wideriprehen. Dann wenn, wie 
der Abgeordnete Reh z. B. wünſcht, der Gontractenftempel 
für alle Säle, es mag ein fehr werthvolles, oder ein ge 
ringered Vertragdobject in Betracht Fommen, auf 45 fr 
herabgeſetzt werden fol, fo widerftreitet dieß jenem Princip, 
indem es in Bezug auf die Arbeit und den Zeitaufwand 
der Gerichte in. der Regel einen großen Unterfchied macht, 
ob der Contract ein fehr werthvolles oder unbedeutendes 
Dbject zum Segenftande hat. Bei jenen find die Bedin- 
gungen des Vertrags ziemlib complicirter, fie, fowie dad 
umfangreichere Object und Die auf denfelben in der Regel 
bhaftenden ‚umfangreicheren dingliben Rechte erfordern eine 
audführlichere, oft ‚mit großen Schwierigkeiten, verbundene 
causae cognitio, zumal. dann, wenn dad. Vertragdobject 
aus vielen Grundſtücken beftebt. | 

Mas übrigend meinen Antrag betrifft, den ich am Schluffe 
der geftrigen Sigung geftelt babe, ſo wird derſelbe zwar 
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‚eine ſehr weſentliche Erleichterung nicht herbeiführen. Er 
führt indeflen doch einige Erleichterung berbei, die um fo 
eher gewährt werden kann, ald fie dem Princip der Stem⸗ 
pel» und Zarordnung nicht nur nicht widerftreitet, fondern 
ihm vielmehr entfpriht. Denn mit den Zaren ded Pro: 
tokollſtempels follten fo viel Handlungen bezahlt fein, als 
auf derfelben gefchrieben werden können. Nun kommt es 
aber fehr häufig, namentlid in geringfügigen Sachen, vor, 
daß auf der A Seite des Bogens ein Verfahren durch 
ein Prälocat beendigt wird, z. B. dur ein Erfenntniß auf 
Beweid. Nach der beftehenden Vorſchrift müſſen alsdann 
die übrigen drei Seiten unbenugt bleiben und ein neuer 
Stempelbogen zu 45 fr. zum weiteren Berfahren, zur Bes 
weidantretung verwendet werden. 

So geht ed durdy alle Stadien ded Proceffed durd. Da 
indefien doch nur der auf dem Stempelbogen befindliche 
Raum den Mafftab für die Zeit der Verhandlung gibt, fo 
fteht ed, denke id), dem Princip der Stempel: und Zar 
ordnung nicht entgegen, daß man die Stempelbogen, wozu 
fie eigentlich auch beflimmt find, ganz verfchreibt. ’ 


Der Abg. Lotheißen: Nachdem geftern mehrere Reb- 
- ner fi über den auf der Tagesordnung ftehenden Gegen- 
fand ausführlich verbreitet haben, kann ich mich heute defto 
kürzer faſſen. | 
Der Antrag ded Abgeordneten Reh, die Staatdregierung 
u erfuben, die in den Provinzen Starkenburg und Ober: 
beffen beftehenden Stempel: und Zarordnungen einer Re 
vifion und ‚gänzlidhen Umarbeitung zu unterziehen, ift am 
21. December v. 3., alfo zu einer Zeit geftelt worden, wo ' 
man im glüdlichften Falle nur hoffen durfte, zu den neues 
ren Griminals und Givilproceßordnungen vielleiht erft in 
4 oder 6 oder 8 Sahren zu gelangen. Damald war der 
Antrag ded Abgeordneten Reh ſachgemäß und vollkommen 
begründet; feine Begründung fand er fchon in den früheren 
Verhandlungen und Beſchlüſſen der zweiten Kammer, in 
welcher anerfannt wurde, daß die Stempelgebühren und 
die Zaren in manchen Anſätzen zu hoch und nicht in das 
richtige Verhältniß zu dem Arbeitsaufwand geftellt find, 
daher einer Ermäßigung bedürften. Inzwiſchen aber haben 
fi) die Verhältniffe mit dem neuen Regierungdfyftem we 
fentlic) geändert. Die Staatöregierung bat jüngft erft die 
Zufage ertheilt, die Entwürfe einer neuen Griminals und 
Sivilproceßordnung, gegründet auf dad Princip der Deffent- 
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lichkeit und Mündlichkeit, aldbald zur Vorlage an bie 
Stände bringen zu laffen. Ich glaube Überhaupt nicht, * 
man für die kurze Zeitſpanne, welche die Stempels und 
Taxordnungen überhaupt noch beftehen werden, an diefe 
die legislative Hand nod legen fol, bebufs der Herab⸗ 
fegung einzelner ihrer Anfäge. Ed fpringt von felbft in 
die Begriffe, daß, fobald dad proceſſualiſche Verfahren in 
feinen Grundzügen einer zeitgemäßen totalen Umgeftaltung 
unterzogen wird, hiermit auch nothwendig eine Revifion 
der biöherigen Stempel: und Zarordnungen und eine voll 
fländige Umformung derfelben verbunden werden muß, ba 
- fie auf die neuen —— nicht mehr anwendbar ſein 
werden. Ich conformire mich daher vollkommen mit dem 
enerellen Antrage des Ausfchuffes, der Motion feine 
Folge zu geben und flimme audy mit den im Ausfchuß- 
- bericht zur Begründung diefed Antrags enthaltenen Ausfüh⸗ 
rungen überein. Unter den vorliegenden Verhältniſſen, 
glaube ih, wäre zwedimäßig, von allen fpeciellen Anträgen, 
„die fowohl der Ausfchußbericht, ald auch die geftrigen Red: 
ner geftellt haben, vor der Hand zu abftrahiren, indem 
diefe Anträge eigentlih ein Mißtrauen in die baldige Er 
fülung der von der Staatöregierung ertheilten Zufage be 
urtunden würden. Nur dann, wenn fich erwarten ließe, 
daß die Proceßordnungen erft in mehreren Jahren zur Vor⸗ 
lage fommen würden, ein Fall, den allein die Staatöres 
ierung zu beurtheilen im Stande ift, dürfte noch der 
übe werth fein, an den alten Stempel= und Taxordnun⸗ 
gen zu flicken und zu dem Ende den geftellten fpeciellen Ans 
trägen, foweit fie fich dazu eignen, flatt zu geben. - 


Was nun Ddiefe fpeciellen Anträge felbft anlangt, fo er: 
kläre ich mich eventuell mit den fämmtlichen drei Anträgen 
einverftanden, welche der Ausſchuß auf Seite 11 und 12 
feined Berichtd geftelt bat. Auch unterfüße ich die An: 
träge ded Abgeordneten von Grolman und ebenfo den von 
dem Abgeordnete Buff geftelten Antrag, welcher letztere 
zur Erfparung manches Stempelbogend zumal dann führen 
. wird, wenn die Protofolführer fich bemühen, bei Aufnahme 
der Protofolle nit zu gedehnt zu ſchreiben. 


Was fodann die geftern vorgetragenen einzelnen Wünſche 
ded Abgeordneten Reb betrifft, fo fchließe ich mich denfels 
ben im Allgemeinen ebenfalld an, nehme jedoch hiervon aus 
den dahin auögelprochenen Wunſch: daß in Givilftreitigkeis 
ten bei den Stadt» und Landgerichten der Stempels und 
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Tarbetrag auf die Hälfte berabgefeßt werden möge. — 
«3 fcheint mir diefer Wunſch nicht begründet zu fein. Die 
für die ftreitige Gerichtöbarkeit vorgefchriebenen Stempel» 
ebühren und Zaren bei den Stadt: und Landgerichten 
nd — namentlich in allen Proceſſen, in welchen die Pars 
thieen in Selbftperfon handeln, in der That nicht übers 
. mäßig. Die Koften bet den gedachten Untergerichten haben 
durch Abichaffung der dilatorifchen Termine, ſowie durch 
Einführung des Mahnverfahren bereit eine erfledliche 
Berminderung erlitten. Die Fälle find nicht felten, in wel: 
chen zu der Verhandlung und zum Difinitivurtheil mehr 
nicht ald ein Stempelbogen erforderlib ift, der ganze 
Proceß folglich nur 45 Er. an Stempelpapier Foftet. Cine 
mohlfeilere Suftiz kann kaum gedacht werden. Erfolgt auf 
die erfte Verhandlung ein Interlocut, fo vermehren fidy 
zwar durch dad Beweisverfahren die Koften, fie find aber, 
wenn bie Parthieen in Selbftperfon handeln, auh in 
diefem Falle fo geringfügig, daß eine Ermäßigung derfelben 
nicht plaßgreiflich erfcheint. 

Ein Anderes ift es freilih, wenn der Mechtöftreit bei 
den Untergerichten durch Anwälte geführt wird. In die 
fem Falle erhöhen fich die Koften, aber diefe Koftenvermeh: 
rung fommt nicht auf Rechnung der Stempel: und Zar 
ordnung. v 

Eben fo wenig fann ich mich mit dem Antrage des 
Abgeordneten Volhard, „die Staatöregierung um Vorlage 
eined Gefeßed zu erfuchen, nach welchem im Mahnverfahren 
in unböftrittenen Schuldfachen- auch bei und nad) Einleitung 
des rechtlichen Zwangsverfahrens flempelfreied Papier verwen 
det werben fol,“ conformiren. Das durch dad Gefeb vom 
31. December 1829 bei den Untergerichten geftattete, Durch 
das Gefep vom 1. Juli 1845 auf Schriftfäflige ausgedehnte 
Mahnverfahren hat den Zwed, in klaren Schuldſachen dem 
Gläubiger im fchnelleren Wege und ohne Proceß zu feiner 
FKorderung zu- verhelfen, zuaund aber dem Schuldner- die 
Proceßkoften zu eriparen. Dieſes Verfahren findet nur ftatt, 
wenn der Kordernde glaubt, daß der Schuldner. gegen die 
Nechtlichkeit feiner Forderung feinen Einwand vorbringen 
würde. Es erreicht diefed Verfahren fein Ende, fobald ver 
Schuldner vor Ablauf der ihm dazu anberaumten Frift er: 
klärt, er habe Einwand, oder fobald er die Nechtlichkeit der 
Forderungen ftillfehbweigend anerkennt, indem er innerhalb 
jener $rift einen Einwand nicht anzeigt. In dem erften 
Fall muß der Kordernde eine förmliche Klage anftellen, und 
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im anderen Falle gegen den noch im Zahlungsverzug ver⸗ 
firenden Schuldner das Erecutiondverfahren. einleiten laſſen. 
Dort wie bier, ift die Aohibirung eined Stempelbogens 
von 45 fr. nöthig. In dem einen, wie in dem’ andern Kalle 
liegt fein Grund vor, von dem gefeglihen Stempel zu 
abftrahiren; denn ed tritt hier dad gewöhnliche Ver: 
fahren ein. Dad Mahnverfahren fann gegen den Armen, 
wie gegen den Reichen eingeleitet werden. Der. Arme, 
"wenn er die Proceßkoften nicht zu beftreiten: vermag. ‚und 
fib auch im Uebrigen dazu qualificirt, wird, auf Verlangen, 
zum Armenrecht zugelafien. Die Rüdfiht auf die Vermö— 
genslofigfeit ded einen oder ded anderen Gemahnten, kann 
mithin dem Antrage, wie er vorliegt, dad Wort nicht rer 
den.. Ich werde demnach gegen den Antrag ded Abgeord⸗ 
neten Volhard flimmen. Zu den ausgefprochenen Wünfchen 
und Anträgen, die Stempel: und Zarordnung betreffend, 
könnte auc ich noch einige Beiträge liefern, ich enthalte 
mich aber derfelben, weil, wie ich vorhin bemerkt babe, 
überhaupt wünſchenswerth wäre, von allen fpeciellen Ans 
" trägen zu abftrahiren und nur dem Hauptantrage ded Aus: 
ſchuſſes ftatt zu geben. ! 
Der Abg. Steuernagel: Der Redner vor mir hat 
behauptet, daß die Armen und die Reichen in dem. Erecu: 
tiondverfahren gleich geftellt feien; aber ed geht doch aus 
der Thatſache, daß die Pfändungen größtentheild: die: ärmere 
Klaſſe treffen, die Richtigkeit diefer Behauptung nicht hervor, 
Um indefien namentlich die leßtgenannte Klaffe zu erleich⸗ 
tern, wäre ich der Anficht, daß, der Stempel für das Ger 
ſuch um einen Mahnbefehl von 15 auf 6 umd der Stempel 
für ein Gefud um Pfändung von 30 auf 15 Er. herabgefeßt 
werden möge. . Außerdem würde im Intereſſe der ärmeren 
Klaſſe noch eine Verminderung der Pfändungsdgebühren zu 
mwünfchen fein, um dem Armen auch die Mittel zur, Eriftenz 
mehr zu erhalten, damit er leben fann. Denn: der Reiche 
bezahlt, ‚der läßt fich nicht pfänden. | 0 
Der Abgeordnete von Grolman bat übrigens. geftern 
bemerft, daß bei Viehhandelöprotofollen, die von den Bür- 
germeiftern errichtet würden, ein Stempelbogen von 10 fr. 
verwendet werde Dieß ift in meiner Gegend nicht der 
Kal. Während der 11. Sabre, wo ich Bürgermeifter bin, 
babe ich zu allen Wiehhandelöprotofollen freies Papier ver- 
wendet, der Kreiörath hat dieß bei feiner Rundreife ‚gefehen 
und hat dieſes Verfahren gebilligt. Auch wird bei Gericht - 
von den Protofollen im Orginal fein Gebrauch gemacht, es 
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werden nur ‚Abfchriften auf einen 6 fr. Bogen gegeben und 
eine Gebühr von 10 Er. hat der WBürgermeifter davon zu 
beziehen, ich habe aber meiftentheild auf den Bezug derſel⸗ 
. ben verzibtet. | 
Der Abg. Cretzſchmar: Ich unterftüße ebenfalld im 
Allgemeinen die Anträge ded Ausfchußberichtd, fchließe mich 
aber noch außerdem dem Antrag ded Abgenodneten Buff an. 

Was übrigend den Antrag ded Abgeordneten von Grols 
man, bezüglich der Viehhandelsprotokolle, betrifft, fo Bann" 
ich nur beftätigen, was der Abgeordnete Steuernagel foeben 
bemerkt hat. Es ift mir nicht anders bekannt, ald daß die 
Viehhandelöprotofolle von den Bürgermeiftern auf ſtempel⸗ 
freied Papier protofollirt werden. Ich glaube daher, daß 
diefed Amendement Feine befondere Unterflügung verdient. 
Sämmtlibe Bürgermeifter, welche bier anweſend find, 
' werben beftätigen, daß bei Viehhandelöprotofollen feit meh⸗ 
reren Jahren ein Stempelbogen von 10 fr. nicht mehr ver: 
wendet wird. 

Der Abg. Preußer: Sch muß dem wiberfprechen ; 
denn fo viel mir von Friedberg befannt iſt, werden allers 
dingd zu den Wiehhandelöprotofollen 10 fr. Stempel 
verwendet. Im Allgemeinen bin ich übrigend mit dem 
Ausfhußbericht einverftanden, und dieß um fo mehr, da 
und eine neue Gerichtöverfaffung und Verfahren bevorfteht. 
Alsdann wird nothwendigerweife auch wohl eine andere 
Beflimmung über den Stempel eintreten. müflen. 

Der Abg. v. Srolman: Sch erlaube mir eine Erwie: 
derung auf die Bemerkung ded Abgeorbneten Steuernagel, 
Sch gebe ed recht gern zu, und es ift dieß der Fall, daß 
ed Bezirke gibt, in denen dad Geſetz, d. h. die bier eins 
fchlagenden Borfchriften der Stempel: und Taxordnung, 
nicht zur Anwendung gebracht worden find, fondern, wo 
die Bürgermeifter, flatt Stempel zu den Biehhandelöproto: 
follen zu adhibiren, ſich Gebühren für die von ihnen er« 
richtet werdenden Viehhandelsprotokolle bezahlen laſſen. 
Dieß ift aber ein factifcher Zuftand und Fein gefeßlicher. 
Mir find die Verhältniffe, vermöge meined amtlichen öffent: 
lihen Standpunktes, in. den beiden diedfeitigen Provinzen - 
genau befannt. Glauben Sie mir, meine Herren, ich habe 
Ihnen Ergebniffe vorgelegt, welche auf Erfahrungen bes 
ruhen und die ih felbft in Berichten der höchſten Staats⸗ 
behörde vorgelegt und worin ich fchon mehrfach über das 
Ungeeignete und Harte des fraglihen Stempelanfaßed mid 
herausgelaſſen habe. Ich habe die Ehre, Sie zu verfichern, 
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ich kenne ſelbſt einen Landgerichtsbezirk, in welchem ſogar 
von Seiten des Landrichters auf eine Anfrage des Ortsvor⸗ 
ſtandes die Verfügung ertheilt worden iſt, daß diejenigen, 
welche die Viehhandelsprotokolle errichten laſſen, außer dem 
Stempel zu 10 kr. auch noch eine Gebühr von 10 kr. an 
den Bürgermeiſter entrichten ſollen. Ich habe dieſen Fall 
bei der Viſitation wahrgenommen, und, wie ed meine Pflicht 
erforderte, angezeigt, ich kann aber nicht fagen, welchen 
Ausgang die Sache biß jegt genommen hat. Die Staatös 
regierung wird offenbar über diefen ihr vorgelegten Fall in 
Berlegenheit gerathen; denn der Zandrichter konnte, fo wie 
von ihm gefchehen,. die fragliche Verfügung nicht ertheilen, 
weil fie gegen das beſtehende Geſetz anſtieß. Will man 
aber deßhalb die Verfügung des Landrichterd aufheben und 
ſollen die betreffenden Bürgermeifter angewielen werden, 
‚für die Zukunft feine Gebühren zu nehmen, fondern nur 
den —— Stempel mit 10 fr. zu den Viehhandels⸗ 
- protofollen zu verwenden, fo muß auch darauf gefehen wers 
den, daß in allen übrigen Landgerichtöbezirfen auf gleiche 
Weiſe die Stempel: und Zarordnung gehörig befolgt werde, 
Dann aber fommt ed dahin, daß zwar die Herrſchaft des 
Geſetzes hergeftellt, allein eine gefegliche Anoronung durchs 
gelegt wird, die aus den von mir vorgelegten Gründen fich 
nicht rechtfertigen läßt. Es find über diefen Stempelanfag 
früher viele Beſchwerden und Reclamationen bei der Staatds 
regierung eingelangt. Später haben diefe Reclamationen 
wohl nachgelaſſen, wovon der Grund darin gelegen haben 
mag, weil man factiih ſich nicht um das Geſetz befüms 
mert. Die Landgerichte aber wurden nicht darauf aufs 
merkſam, weil, wenn fie ein VBiehhandelöprotofoll vorgelegt 
befommen, dieß gewöhnlich eine Abfchrift ift, woraus fie 
nicht entnehmen können, ob urfprünglich zu dem Original: 
protofoll der geſetzliche Stempel adhibirt war, oder nicht. 
Auch die Kreisräthe haben wohl mit aus dem Grunde, 
weil ihnen die Stempel: und Taxordnung, welche nur für 
die Gerichte gilt, nicht fo befannt ift, auf deren Anwen⸗ 
dung nicht gefeben. 

Der Abg. Krug: Da bis jeßt gegen den Antrag des 
Ausfchuffes felbft nichts eingemendet worden ift, fo kann 
ich. mich auf folgende furze Bemerkung beſchränken. Ein: 
verftanden mit dem Antragfieller und davon ausgehend, daß 
die Koftfpieligkeit der Juſtiz in den beiden diesfeitigen Pros 
vinzen mit zu den gefühlteften Uebeln gehört, habe ich fon 
feit dem Landtage von 1835, von wo an ich Mitglied dies 
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ſer Kammer bin, bei allen vorkommenden Gelegenheiten 
Anträge auf eine Reviſion der Stempel- und Taxordnung 
- zum Behufe der Herabfegung des Gerichtöftempeld im Als 
emeinen geftelt. Wenn ich defienungeächtet jet im Aus 
chuß darauf angetragen habe, der dahin zielenden Motion 
des Abgeordneten Reh nicht beizutreten, und der Ausſchuß 
fi darauf beſchränkt hat, nur auf Verminderung weniger 
einzelner, offenbar eine harte Bedrüdung, ja theilmeife eine 
Ungerechtigkeit enthaltender Anfäge der Stempel: und Zar: 
ordnung anzutragen, fo geſchah ed, wie bereits in dem 
Ausſchußbericht bemerkt ift, theild mit Rüdfiht auf die in 
Ausficht geftellte nahe Vorlage der neuen Proceßordnungen, 
theild und befonderd mit Rüdficht auf die finanzielle Lage 
der Hauptſtaatskaſſe, Die gegenwärtig gewiß nicht geftattet, 
‚auf eine fichere und bedeutende Einnahmsquelle zu verzich« 
ten, wobei ſich die Größe ded Ausfald im Voraus gar 
nicht berechnen läßt. Es liegt auf flaher Hand und be> 
darf Feines Nachweifed, daß, fobald die auf Deffentlichkeit 
und Mündlichkeit bafirte neue Proceßordnung ins Leben 
tritt, al&dann die jetzige auf das fchriftliche Verfahren ge: 
gründete Stempel: und Zarordnung, deren Umarbeitung 
. eine fchwierige und zeitraubende ift, celfiren und ejne voll: 
ftändig neue an deren Stelle treten muß. Ä 
Die einzelnen in der Didcuflion geftellten Anträge ans 
langend, fo find fchon von vielen Seiten die Gründe ange: 
geben worden, welche dem Antrag ded Abgeordneten Reh 
entgegenfteben. | 
(Der Präfident bemerkt dem Nedner, daß diefer Antrag, 
der ohnehin nur ald Wunſch vorgebracht fei, Feine Unters 
ſtützung erhalten habe, und deßhalb auch Feine Frage dars 
auf geielt werden würde.) 
er Abg. Krug (fortfahrend): Sch wollte nur darauf 
aufmerkfam machen, daß die Gewährung dieſes Wunfches 
offenbar den Grundfägen widerfprechen würde, von denen 
man im Art. 18 ded Finanzgelebed vom Jahr 1821 aude 
gegangen iftz denn ed hält nicht Schwer, den Nachweis zu 
liefern, und es ift auch bereits, was die Looszettel betrifft, 
im Ausfchußbericht nachgewielen worden, daß, wenn dem 
Wunfce des Abgeordneten Reh entfprodhen werden follte, 
alddann für Stempel weniger bezahlt werden würde, als 
früher für dergleihen Acten an Sporteln und Stempeln 
bezahlt worden ift. 
Nur noch wenige Worte über die Anträge der Abges 
orbneten von Grolman und Volhard. Der Ausſchuß hatte 
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feine Beranlafjung, darauf einzugehen, weil der Antrag 
des Abgeordneten Reh lediglich darauf gerichtet war, die 
nur für die Gerichte maßgebende Stempel: und Zarordnung 
vom 17. Auguft 1822 und die Adminiftrativ : Stempelord» 
nung vom 16. Februar 1825 einer Umarbeitung zu unters 
werfen, befanntlid aber der Stempel, der im Mähnverfah: 
ren verwendet wird, auf befonderen Verordnungen beruht. 
Sch muß übrigend demjenigen, wad der Abgeordnete von 
Grolman gegen den Antrag ded Abgeordneten Volhard be: 
merft hat, vollfommen beiftimmen, indem auch ich e3 nicht, 
für gerecht halten Fann, im Mahnverfahren, fobald vie 
Erecutiondinftanz eingetreten ift, von allem Stempel zu 
abftrahiren;, denn daſſelbe würde aldann eintreten 'müffen, 
wenn der Kläger in ordentlichen Proceffen feine Forderung 
liquid geftelt bat.und nun um Erecution anruft. Eine 
Erleichterung ift aber fon dur die Werordnung . vom 
Jahr 1830 in der Weife eingetreten, daß, wenn ein Gläus 
biger mehrere Schuldner an einem Drte hat, und wenn es 
auch deren 100 wären, er mehr nicht ald 15 fr. Stempel 
für den Mahnzettel zu bezahlen braucht, wovon die einzel: 
nen Schuldner Audfertigungen, welche keines Stempels 
bedürfen, erhalten, und daß, wenn gegen diefe verfchiedenen 
Schuldner wegen Gefällen und Renten die Auspfändung 
erkannt wird, auch nur ein einziger Stempelbogen zu 30 Er. 
beim mündlichen Anrufen bezahlt zu werden braucht. 

Der Abg. Bolhard: Allerdings liegt ein gewiſſer 
Mangel an Folgerichtigfeit darin, wenn man im Mahn» 
verfahren die Verfügungen rechtlichen Zwangd vom Stem⸗ 
pel befreit, während derfelbe im ordentlichen Verfahren an« 
gewandt werden muß. Allein die ärmere Klaffe der Schuld« 
ner, welche gewöhnlich in dem Mahnverfahren verklagt 
wird, verdient eine billige Berüdfichtigung, und, wenn 
man den biöherigen Stempel forthin im Mahnverfahren 
anmwenden läßt, fo wird die MWohlthat, welche den ärmeren 
Einwohnern der ftandeöherrlihen Bezirke durch die Auf 
hebung der ftandeöherrlihen Vollſtreckungsgewalt zugedacht 
wird, jenen Armen in vielen Fällen und in vielen Bezirken 
zu einem wahren Nachtheil gereichen. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Sch 
kann mich nicht dafür audfprechen, daß ein Stempel für das 
Mahn: und Pfandverfahren im Mahnverfahren überhaupt , 
gar nicht mehr verwendet werden fol; aber ich finde dad» 
ienige, was der Abgeordnete Steuernagel vorhin gewünicht 
hat, nämlich eine Herabfegung des hierfür vorgeſchriebenen 
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Stempelö, fehr begründet. Der Abgeordnete. Steuernagel 
hat nämlich beantragt, daß der Stempel für die Bitte um 
einen Mahnbefehl von 15 auf 6, der Stempel für die Bitte 
um Pfandung aber von 30 auf 15 fr. herabgefeßt werden 
möge. ‚ Dielen Antrag unterftüße ich mit dem weiteren 
Zufügen, daß eine ſolche Herabfeßung der Zaren doch nur 
Anwendung haben foll, wern Schulden bi8 zum Betrage 
von 20 fl. Gegenftand der zwangsweiſen Beitreibung find. 
Wenn man nämlich weiter geben wollte, fo würde die Er> 
mäßigung nicht bloß den Armen, fondern aud den Reichen 
zu Gute fommen, und wenn die Reichen, die ihre Schulden 
bezahlen fünnen, fib darauf mahnen und pfänden laflen, fo 
mögen fie auch die dadurch entftehenden Koften „bezahlen. 
Der Abg. von Grolman: In Beziehung auf den 
von dem Abgeordneten Volhard zuerft geftellten Antrag, 
muß ich noch Darauf aufmerffam machen, daß es fich eigents 
lid) dabei nur von Abänderung von Zaren handelt, die gar 
nicht audfchließend beim Zwangsverfahren vorfommen. Die 
Tare beim Zwangdverfahren ift Feine andere, ald die Des 
cretötare nah Nr. XII. Abfchnitt 2 der Stempel: und Tax⸗ 
ordnung, wo ed heißt: 
„Alle andere in den vorhergehenden Nummern nicht 
befonderd tarirte richterliche Verfügungen und Erläffe 
werden als einfache Decrete tarirt und die are für 
deren Audfertigung bei den Untergerichten mit 30 Er. 
angeſetzt.“ 
Es iſt alſo hier nicht von einer beſonderen Taxe die 
Rede, ſondern ed handelt ſich von der allgemeinen Decretds: 
tare, weil jede Pfandung durch ein richterliched Decret ver: 
fügt wird. Hier num einen Unterfchied unter den Decreten 
zu machen, das fcheint mir fehon an und für fich nicht ganz 
* zu fein. Außerdem muß ich bemerken, wenn 
man bier eine Aenderung treffen will, fo bezwedt dieß nicht 
bloß Abänderung der Stempel: und Zarordnung, fondern 
auch der gefeglichen Beflimmungen des Gefeßed Über das 
Mahnverfahren vom 31. December 1829. Darin heißt es: 
(Redner verlieft den erſten Abſatz des Art. 4 dieſes 
Geſetzes.) | | 
Mas die Frage betrifft, ob man den Stempel in dem 
auf dad Mahnverfahren folgenden Zwangdverfahren auf die 
. von den Abgeordneten Steuernagel und von Rabenau beans 
tragte Weiſe herabfegen fol, fo muß, meiner Anfiht nad), 
wenn eine folche weit führende Herabiegung ftattfindet, da 
es fich hier nur von Anwendung der im Geſetze feſtgeſetzten 
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Decretötare handelt, auch diefe Herabfeßung allgemein auf 
alle Decretötaren ihre Anwendung finden; denn man kann 
in den Decreten felbft feinen Unterfchied machen. 

Was den Antrag ded Abgeordneten Buff betrifft, fo 
finde ich gegen dieſen nichts zu erinnern, er. greift nicht tief 
in dad Syſtem der Stempel» und Zarordnungen, bezweckt 
aber doch in mannichfachen Beziehungen eine Erleichterung 
für den Steuerpflichtigen. | 

Der Abg. Steuernagel: Gegen die Bemerkungen 
ded Abgeordneten von Grolman muß ich wiederholen, daß 
ber Kreisrath auf feinen Rundreifen wahrgenommen hat, 
daß ich die Viehhandelsprotokolle auf freiem Papier errichte 
und er hat ſich Damit zufrieden erklärt; auch ift ed in mei« 
ner ganzen Umgegend von allen Bürgermeiftern fo gehalten 
worden. Ob diefed aber ald eine Nachſicht gegen das Geſetz 
in Oberheſſen, insbefondere in meiner Gegend, wie ed feither 
auögeführt worden, anzuſehen fei, will ich nicht beanftanden. 
Sm Uebrigen unterftüge ich den von dem Abgeordneten von 
Rabenau in Uebereinftiimmung mit meiner vorhinigen Aeus 
Berung geftellten Antrag. 

Der Abg. Volhard: Ich habe mich mit dem Abge⸗ 
ordneten von Rabenau dahin vereinigt, unfere beiderfeitigen 
Anträge dahin zu verfchmelzen: 

„Die Kammer wolle die Staatöregierung erfuchen, im 
Mahnverfahren in unbeftrittenen Schuldfachen über 
Schuldbeträge von 20 fl. oder weniger, auch bei und 
nah Einleitung des rechtlichen Zwanges entweder 
gänzliche Stempelfreiheit zu geftatten, oder wenigftens 
die bisher dafür vorgefchriebenen Stempeltaren bes 
trächtlih zu mindern.“ 

Da feine weitere Bemerkungen erfolgen, fo fchließt der 
Präfident die Berathung Über den vorliegenden Gegenftand, 
fowie die öffentliche Sigung und die Kammer fchreitet in 
geheimer Sitzung 

V. zur Abflimmung: 

A. über die Percuffionirung der Handfeuerwaffen der 

‚ Artillerie und Gavalerie. 

Die Frage: 
Will die Kammer die für die Percufjionirung der 
Handfeuerwaffen der Artillerie und Gavalerie aufs 
gewendete Summe von 21,149 fl. 4 fr. nachträg- 
lih vermilligen und deren Verausgabung für 
gerechtfertigt erklären? 

wird mit allen Stimmen bejaht. 


14 Protokoll 50, 


B. über die Propofition des Großherzogl. Kriegdminifteri: 
ums, die Abänderung ded Perfonen: und Befoldungs: 
beftanded der Mitglieder ded Kriegsminiſteriums betr. 

1) Die Frage: | 

Wil die Kammer dem Vorſchlag Großherzoglichen 
Kriegsminifteriumd auf Verwendung des Oberaus 
diteurd im Kriegsminifterium ihre Zuftimmung 
ertheilen ? 

wird mit allen Stimmen verneint. 

2, Die Frage: | | 

Wil die Kammer dem VBorfchlag ded Kriegdminis 
fteriumd auf Verwendung des Oberauditeurd im 
Kriegdminifterium nad) dem Amendement ded Prä: 
fiventen nur unter der Bedingung ihre Zuſtimmung 
ertheilen, daß der Oberauditeur den Sigungen des 
Kriegdminifteriumd, in welden Juſtizſachen und 
die daher relevirenden Gnadenſachen verhandelt 
werden, nicht beimohne ? “u 

wird mit 19 gegen 12 Stimmen bejaht. 

3) Die Frage: ‘ 

| Will die Kammer den von dem Ausſchuſſe unter 
Nr. 2a gemachten Vorſchlag, bezüglich der Fünf: 
tigen Einrichtung der oberften Kriegöverwaltungd: 
behörde, der Staatöregierung zur geeigneten Bes 
rüdfihtigung empfehlen? 

wird mit allen Stimmen bejaht. 

4) Die Frage: 

Mil die Kammer den von dem Ausfchuffe unter 
Nr. 2b gemachten Vorſchlag, bezüglich der Wer: 
weifung ded Kriegsrechnungsweſens vor die Groß: 
berzogliche Rechnungsfammer, der Staatöregierung 
zur geeigneten Berückſichtigung empfehlen? 
wird mit allen Stimmen bejaht. 
5) Die Frage: | 
Mil die Kammer den von dem Audfchuffe unter 
Nr. 2e gemachten Vorſchlag, bezüglich einer voll: 
ftändigen Beichäftigung des Dberauditeurd, der 
Staatöregierung zur geeigneten Berüdfihtigung 
| empfeblen ? 
wird mit allen Stimmen bejaht. 

6) Die Frage: - 

Wil die Kammer, nad dem Antrage des Aus: 
ſchuſſes, die Staatsregierung erfuchen, bei Fünftis 
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ger Erledigung der Stelle eines Dberauditeurs ‚auf 
angemefjene Minderung der damit verbundenen Bes 

F ſoldung Bedacht zu nehmen? 

wird mit allen Stimmen bejaht. 

7) Die Frage: 

Will die Kammer wegen Belafltung der Staats: 
faffe mit zwei Generalmajordgehalten eine Miß: 
billigung audfprechen ? | | 

wird mit 22 gegen 9 Stimmen bejaht. 


Zur Motivirung ihrer Abftimmung zur Frage 7 be: 
merken: 

Der Abg. Lotheißen: Ich fage nein, weil ich ber 
Anfiht bin, daß die Staatdregierung in ihrem Rechte ger 
wefen fei. 

Der Abg. Lerch fchließt ſich diefer Motivirung an. 

Der Abg. von Niedefel: Sch flimme mit ja, weil 
ih den Ausfchußbericht fo auffafle, daß der Staatöregie: 
rung die Mißbilligung der Kammer nur wegen der Ernens 
nung eined Generald zu erkennen gegeben werden fol. 

Der Abg. Schend: Ich ſtimme mit ja, weil ich die 
Anftelung eined zweiten Generalö für zu viel halte. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): Ich 
fage nein, weil in dem Ausfhußantrag nicht deutlich ges 
nug audgefprochen ift, ob die auszufprechende Mißbilligung 
* auch auf die Ernennung nur eines Generals erſtrecken 
olle. | 
Der Abg. Buff: Sch fage nein, weil ich glaube, daß 
die Staatöregierung in Bezug auf die Ernennung eines 
Generalmajord vollfommen in ihrem Rechte war. 

Die Abgeordneten von Grolman, Hardy, von Löw und 
von Günderode fchließen fich diefer Mottvirung des Abgeord» 
neten Buff an. 2 


C. über den Antrag ded Abgeordneten Reh, die Stem 
pels und Taxordnung betreffend. | 

1) Die Frage: ‘ 
Mil die Kammer, nad) dem Antrage des Abge: 
ordneten Reh, die Staatöregierung erfuchen, die 
Verordnungen in Betreff des Stempeld und der 
Zaren einer Umarbeitung zu unterwerfen und diefe, - 
bevor fie ald Verordnung publicirt wird, den Stän: 
den zur Begutachtung vorzulegen? 

wird mit allen Stimmen verneint. 
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wird mi 


Protokoll 50, 


Will die Kammer, nach dem Antrage ded Ausſchuſ⸗ 
ſes, die Staatöregierung erfuchen und ermächtigen, 
den Gerichten die Befugniß einzuräumen, in Fällen 
begründeter außergerichtlicher Befchwerden, in denen 
feine rechtliche Beranlaflung vorliegt, den Gegner 
oder den Unterrichter in die Koften zu verurtbeilen, 
die Rüdvergütung des Stempeld auf die Stempel» 
kaſſe verfügen zu Dürfen? Ä 

t allen Stimmen bejaht. 


8) Die Frage: 


wird mi 


Mil die Kammer, nach dem Antrage des Audfchufles, 
die Staatöregierung erfüchen und ermächfigen, eine 
Ermäßigung des Stempeld für 2008: oder Theil— 
zettel in der Meife eintreten zu laflen, daß, wenn 
die Summe eined jeden einzelnen Loos⸗ oder Theil: 
zetteld nicht mehr als 101 fl. beträgt, ein Stempel 
von 1 fl. genüge? 

t allen Stimmen bejaht. 


4) Die Frage: 


wird mi 


Will die Kammer, nad dem Antrage des Audfchuf: 
feö, die Staatöregierung erſuchen und ermächtigen, 
den Gradationdftempel bei Inventarien ganz auf: 
zuheben? 

t allen Stimmen bejaht. 


5) Die Frage: 


Will die Kammer, nah dem Antrage ded Abgeord: 
neten von Grolman, die Staatsregierung erfuchen: 
den Stempel mit zehn Kreuzer für Protofolle, 
welche die Aufnahme der Anzeige von einem ges 
ſchloſſenen Biehhandel zum Zwed haben (Vieh⸗ 
handelöprotofolle), nach Abfchnitt U. Nr. 25 der 
Stempel: und Taxordnung, bloß bei den von 
den Untergerichter geführt werdenden Biehhan: 
delöprotofollen anwenden zu laflen, nicht aber 
bei den von den Bürgermeiftern als Hülfsbeam: 
ten der. Zufliz aufgenommen werdenden Vieh: 
bandelöprotofolle, bei diefen aber den Bürgers 
meiftern eine Gebühr von 10 Er. zu geflatten? 


wird mit 21 gegen 10 Stimmen bejaht. 


6) D 


ie Frage: 
WIN die Kammer, nach dem Antrage des Abgeord: 
neten von Grolman, die Staatsregierung erfuchen: 
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die Pofition der Stempel: und Taxordnung, 
1. Abſchnitt Nr. XXI. „Entlaſſung aus der 
Haft, wenn der Verhaftete in die Unterſuchungs⸗ 
Eoften verurtheilt worden if“, mit 1 fl. 30 kr. 
aufzuheben? 
wird mit 26 gegen 5 Stimmen bejaht. 
7) Die Frage: 
Wil die Kammer, nach dem Antrage ded Abgeord- 
neten Buff, die Staatöregieruug erfuchen : die Vor⸗ 
ſchrift, wonach mit dem Beginn eined jeden Pros 
ceBabfchnitted im mündlichen (protofollarifchen) Ver: _ 
fahren ein neuer Stempelbogen verwendet werden 
muß, aufzuheben und zu geftatten, Daß auf dem 
früheren noch nicht vollftändig beichriebenen Stem: 
pelbogen fortgefahren werden dürfe ? 
wird mit 27 gegen 4 Stimmen bejaht. 
8) Die Frage: 
Mill die Kammer, nad) dem Antrage der Abge- 
ordneten von Rabenau (Legationsfekretär), Steuers 
nagel “und Volhard, die Staatöregierung erfuchen, 
im Mahnverfahren in unbeftrittenen Schuldfachen 
über Schuldbeträge von 20 fl. oder weniger, auch 
bei und nad Einleitung des rechtlichen Zwanges 
entweder gänzliche Stempelfreiheit zu geftatten, oder 
wenigftend die bisher dafür vorgefchriebenen Stem⸗ 
peltaren beträchtlich zu mindern? 
wird mit 20 gegen 11 Stimmen bejaht. | 
Die Kammer bewilligt hierauf, nachdem diefer Gegen» 
fand durch den Präfidenten zur Sprache gebracht worden 
war, dem Herrn Archivar Baur für die Fertigung ded von 
ihm im Auftrag der Stände bearbeiteten Repertoriumd über 
den Inhalt der zehn erften Ständeverfammlungen eine Ber: 
gütung von 100 fl. per Landtag. 
Der Präfident fchließt hierauf die Sigung, die nächfte 
auf den 12. Mai Vormittags 9 Uhr anberaumend. 


. Zur Beglaubigung: 


Heffe, Wernher, Elwert, 
erſter Präſident. zwetter Präſident. Sefretär, 
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Sinundfünfzigfte Sitzung 


in dem Gißungsfaale der zweiten Kammer 
der Landftände, 


Darmftadt, am 12. Mai 1848. 


Unter dem VBorfig des Präfidenten Heffe. 


Gegenwärtig: Der Herr Minifterialvath von Linde» 
(of und 32 Mitglieder der Kammer. 


Der Präfident macht ald neue Eingaben bekannt: 

1) Einen Antrag ded Abgeordneten Elwert: betreffend 
Geſuch der Gemeinde Bielbrunn bezüglich ber ihr in 
den Fürftlich Löwenſtein'ſchen und Gräflich Erbach: 
Schönbergifhen Waldungen des Nevierd Vielbrunn 
zuftehenden Berechtigungen. Ä 

2) Einen Antrag der Abgeordneten Behlen und Grobe: 
die Reduction der Koften der rheinheflifchen Juſtizver⸗ 
-waltung im Allgemeinen, indbefondere die. Gebühren 
der Notarien, Advakaten, Anwälte, Gerichtöboten, 
gerichtlichen Erperten und Bewahrer betr. 

(Beil. Nr. 406.) 

3) Einen Antrag derfelben Abgeordneten auf Abänderung 
der Art. 2108 und 2123 des rheinheflifhen bürgerli 
hen Gefeßbuched hinſichtlich der Offizialeinfchreibungen 
bei Zranzferiptionen und hinſichtlich der generellen 
Einfcyreibung auf Grund von Urtheilen. 

(Beil. Nr. 405.) 
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4) Einen Antrag der Abgeordneten Keil von Melbach 
und Stoll, betreffend die Herabfegung der Zaggelder 
und Neifefoftenvergütung der Abgeordneten der zwei: 
ten Kammer. 

(Beil. Nr. 407.) 


Sämmtlibe Eingaben werden dem zweiten Ausſchuß 
zum Bericht überwieſen. 


ll. &5 erftatten hierauf Berichte: 
A. Namens des erften Ausſchuſſes: 
der Abgeordnete von Niedefel Über den Antrag des 
Abgeordneten Lotheißen, die Unterftügung mehrerer 
Veteranen der Hefliihen Zruppen betr. 
(Beil. Nr. 408.) 
B. Namens ded zweiten Ausſchuſſes: 
der zweite Präfident Wernher: über die, Gefeged> 
vorlage,, betreffend die Organifation der dem Mi: 
niftertum des Innern untergeordneten Verwaltungs: 
behörden betr. 
| (Beil. Nr. 409.) 
C. Namens des dritten Ausſchuſſes: 
der Abgeordnete Buff: 
a) über dad Gefuh des Bürgermeifterd Luther zu 
Blofeld, um Erlaß einer Strafe von 10 Thir. 
(Beil. Nr. 410.) | 
b) über die Beſchwerde des Gutöbefigerd Kalbhenn, 
eine gemeinfchaftlihe Schäferei in der Gemar: 
fung von Oberroßbach und Niederroßbadh betr. 
(Beil. Nr. 411.) 


Il. Der Tagesordnung gemäß fchreitet die Kammer zur 
Berathung: | 
1) über den Gefeßedentwurf, die definitive Uebertragung 
der Polizeigerichtöbarkeit, einfchließlich der Forfigerichtö- 
barkeit, in Starfenburg und Oberheſſen an die Ges 
richte betreffend. | | | 
Da hierzu nichts bemerkt wird, folgt die Berathung: 


2) über den Antrag ded Abgeordneten Koch, auf Abäns 
derung des Art. 64 der Gemeindeordnung. 

Nach vorausgefhidter Einleitung bemerkt: 

Der Abg. Dies: Ich bin mit dem Antragfteller vol: 
fommen einverftanden. Er hätte übrigens feinen Antrag 
nicht allein auf die Kreis- und Landräthe befchränfen, fons 
dern denfelben auch auf die Kreidbaumeifter ausdehnen fol: 


\ 
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len, indem namentlich durd dad Verfahren der Kreisbaus 
meifter fehr viele Gemeinden in eine bedeutende Schuldens 
laſt geftürzt worden find, fo, daß. ed unmöglich ift, die 
Gommunalfteuern gegenwärtig herabzufegen. Sch kann aus 
meinem MWahlbezirf eine Gemeinde anführen, die Gemeinde 
Nösberts, wo nicht nur das Doppelte der Grund:, Perſonal⸗ 
und Gemerbfteuer, fondern das Achtfahe Davon an Goms 
munalfteuern bezahlt wird. Diele Gemeinde hat nah und 
nah durh Bauten eined Backhauſes und einerStraße eine 
Schuldenlaſt von 3800 fl. und muß 6 fr. von 1 fl. Steuer: 
Fapital an Zinfen bezahlen. Ich nenne Ihnen namentlidy 
noch die Gemeinde Kreienfteinau. Man bat in diefer. Ges, 
meinde Gemeindebadhäufer gebaut, wo beinahe eined 1500 fl; 
Foftet und Feine Badhäufer find, fondern mehr Obſtdörren 
vorftelen.. Wenn daher dad Kreisbaumeifterinftitut nicht 
theilweife wenigftens abgeichafft wird, fo gehen die Gemeins 
den zu Grunde. Denn diefe Leute verurfachen durch Wegs 
bau und dergleichen mehr Koften, al& felbft die Kreids und 
Landräthe; fie machen die Koftenüberfchläge, und die Kreiss 
um Landräthe find dann genöthigt, diefelben ausführen zu 
aſſen. | 

‘ 8 erfolgt Beine weitere Bemerkung, weßhalb die Kam: 
mer übergeht zur Berathung: 


3) über den Antrag ded Abgeordneten Emmerling, die 
Abänderung ded Art. 84 der Gemeindeordnung betr, 


Der Präfident verlieft aus dem Antrag in dem Aus: 
fhußbericht die wejentlichften Punfte und bemerft fodann: 

Mit diefem Antrag unfered früheren Collegen Emmers 
ling fleht ein von dem Abgeordneten Bolhard fpäter geftele - 
ter Antrag auf Zuziehung der Ausmärker zu den Gemeine 
deumlagen zweiter Klafle und uva und Zutheilung 
ber außerhalb der Gemeindegemarkungen beftehenden befons 
deren Gemarkungen in engem Zufammenhange, Sch habe 
daher geglaubt, denfelben, obgleich der Ausfhuß noch nicht 
darüber berichtet hat, hier ebenfalld zur Sprache bringen 
zu müffen, indem rüdfichtlich deffelben wohl ein ähnlicher 
Beſchluß von der Kammer zu faflen fein dürfte, wie Über 
den Antrag des früheren Abgeordneten Emmerling. 

Der Abgeordnete Cretzſchmar erklärt fi mit dem Ans 
trag des Abgeordneten Volhard ganz einverftanden. 

Der Abg. Bolhard: Sch halte ed für angemefjener, 
die Berathung Über den Antrag des Abgeordneten Emmers 
ling. auszufegen, bis der Ausſchuß über meinen Antrag be 
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richtet haben wird, da mein Antrag viel weiter geht und 
es feiner großen Wichtigkeit wegen nicht räthlich fein dürfte, 
ihn. ohne vorherigen Bericht eined Ausſchuſſes zu erörtern. 
: Der Präfident: ch glaube, daß die Kammer be: 
fchließen fann, den Antrag ded Abgeordneten Volhard, def: 
fen Erheblichfeit man nicht verfennen wird, gerade fo, wie 
den ded früheren Abgeordneten Emmerling, der Staatöregies 
rung zur Berüdfichtigung zu empfehlen. 

Der Abg. von Riedefel: Es fcheint mir auch, Daß 
ed nicht zuläffig ift, Daß man den Antrag ded Abgeordneten 
Volhard jetzt vornimmt, weil er zu vielfach in eine Menge 
Verhältniſſe eingreift, ald daß er fo kurzer Hand, ohne fehr 

enaue Borprüfung, beurtheilt werden kann. Es wird audy, 
jelbft wenn der Ausfhuß darüber berichten follte, dem Aus⸗ 
fhuß unmöglih fein, und einen vollftändigen, ganz ers 
fchöpfenden Bericht zu erflatten. Sch conformire mich das 
ber der Anficht ded Herrn Präfidenten, den Antrag bloß 
im Allgemeinen der Staatöregierung zur Berüdfihtigung 
zu empfehlen. | \ 

: Der Präfident: Auch aud dem von dem Abgeorbne 
ten von Niedefel angeführten Grunde war ed meine Anficht, 
bie Idee, welche der Abgeordnete Volhard in feinem Antrag 
niedergelegt hat, der Staatöregierung bei Revifion der Ge: 
meindeordnung zur geeigneten Berüdfichtigung zu empfehlen. 
Auh dann, wenn ein ausführlicher Bericht. über den‘ Ans 
trag ded Abgeordneten Bolhard erftattet werden follte, wird 
ein weiterer Beichluß darüber, ald der von mir beantragte, 
nicht erfolgen können. I 

Der Abg. Lotheißen: Somohl der Antrag bed frühes 
ren Abgeordneten Emmerling, ald auch der des Abgeordnes 
ten Volhard ift darauf gerichtet, einzelne Beftimmungen der _ 
Gemeindeordnung abzuändern. Wir wiffen, daß die, Ges 
meindeordnung überhaupt einer Revifion unterworfen wer: 
den wird und zwar bald. Bei diefer Nevifion werden wohl 
alle diefe und andere darauf Bezug habende Anträge ihre 
geeignete Berüdfichtigung finden. Ich fchließe mich daher 
dem Vorfchlage des Ausichuffes, darauf gerichtet, der Groß» 
herzoglihen Staatdregierung die fraglichen Anträge zur ges 
eigneten Berüdfichtigung bei der demnächftigen Geſetzesvor⸗ 
lage zur Abänderung der Gemeindeordnung zu empfehlen, 
‚an. Snöbefondere erkläre ich mich für den erften Antrag 
des Abgeordneten Volhard, der den Zwed hat, die zweite 
und dritte Klafie der Gemeindeumlagen mit einander zu 
verbinden. Dadurch wird die Abficht, welche die beiden 
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Antragſteller im Auge gehabt haben, wohl am beften er: 
reicht werden. Es ift mir befannt und von Angehörigen 
des Heſſiſchen Odenwaldes beftätigt worden, daß im Laufe 
der le&ten zehn Jahre durch Ankäufe von umfangreichen 
Güterftüden in dortiger Gegend, welche Käufe theild von 
dem Fiscus, theild von den Standedherren ausgeführt wor: 
den find, die Bewohner ded Odenwaldes fich fehr benach⸗ 
theiligt gehalten haben. Nicht nur wurde dadurch vieled 
Gelände dem Landmanne entzogen, fondern auch die Ums 
lage der zweiten Klafje fehr erhöht. Zu den verkauften 
Gütern gehörten gewöhnlich auch Wohnhäuſer. Lebtere has 
ben die Käufer veräußert oder abbrechen laffen und fich 
bierdurch, weil fie nunmehr nicht ald im Orte wohnend 
betrachtet werden durften, ven Umlagen der zweiten ' 
Klaffe entzogen. Diefe Umlagen der zweiten Klaffe 
find dadurch auf die übrigen Häuferbefiger in den Gemein: 
den allein gefallen und dieß hat zu großen Beſchwerden 
Beranlaffung gegeben. Es wird Ddiefen Belchwerden am 
beften abgeholfen werden durch Berüdfichtigung der Anträge 
des Abgeordneten Volhard. | 

Der zweite Praäfident Wernher: Die Revifion der 
Gemeindeordnung ift immer ein Werk größeren Umfangs, 
was möglicherweife noch längere Zeit abgemwartet werden 
müßte. Sch alaube daher, daß man unmittelbar auf bie 
Befferung dieſes einen und wichtigften Punktes eingehen 
fol. Das natürlichfte Beſteuerungsmittel zur Dedung der 
Gemeindelaften ift der Boden der Gemarkung gerade fo, 
wie. dad einfachfte WBefteuerungdmittel zur Dedung der 
Staatölaften der Grund und Boden eined Landes ift, die 
Zuflucht in allen legten Nöthen, wenn andere Quellen vers . 
fiegen. Darum glaube ih nicht, daß diefe Frage bis zur 
Kevifion der Gemeindeordnung audgefegt werden, fondern 
daß fie unmittelbar vorgenommen werden follte und daß 
wir die Staatöregierung zur Vorlage eined Entwurfs eines 
Gefeged wegen Abänderung dieſer einzelnen Punkte auffors 
bern müffen. . Der Abgeordnete Kotheißen hat die mannich« 
fachen, auf die Eriftenz der Gemeindenmlagen dritter Klaffe 
gegründeten Proceduren, die eingelchlagen werden, um fich 
von dem Beitrag zu den Laften der Gemeinden, die am 
Ende doch auch öffentliche Laften find, zu befreien, bereits 
geichildert, und es gibt Fein Mittel, um jene Proceduren 
aufzuheben und unmöglid zu machen, als dad, die dritte 
Klaffe der Gemeindeumlagen geradezu zu flreihen und mit 
der zweiten zu vereinigen. 
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Der Abo. Kahlert: Wenn auf den Antrag des Abs 
geordneten Volhard eingegangen werden foll, fo muß ich 
auch wünſchen, daß er zuerft an den Ausſchuß verwiefen 
und von demfelben darüber berichtet werde. Denn der Ans 
trag felbft will eine Verſchmelzung der Gemeindeausgaben 
‚dritter und zweiter Klaſſe. Nun ift aber im Antrag gar 
nicht an die Schulden dritter Klaffe gedabt. Wenn alfo 
eine Verſchmelzung der Ausgaben jener beiden Klaffen 
ftattfände, fo müßte die zweite Klaffe auch die Schulden 
der dritten Klaffe übernehmen, und wenn dieß geichieht, fo 
würden ſich gewiß viele Gemeinden dagegen firäuben. 
Denn in der Megel machen die Schulden dritter Klaffe in 
ben Gemeinden die Mehrzahl aus, in der Stadtgemeinde 
Darmftadt menigftend gewiß. Für die Zahlung der Schuls 
den dritter Klafle und der Zinfen davon find aber die Eins 
Fünfte der dritten Klaſſe verpflichtet, und das Gemeindevers 
mögen der erften und zweiten Klafje durchaus nit. Darum 
halte ich ed für fehr nothmendig, daß der Gegenftand im 
Ausſchuß reiflich erwogen wird. 


Der Abg Zulauf: Sch erfläre mich vollfommen eins 
verftanden mit der Anficht des Herren zweiten Präfidenten 
Mernber und halte es ebenfalld für ein dringendes Bedürfs 
niß, daß bier Abhülfe geihafft wird. Sch fann von meiner 
Gemeinde beifpielöweife fpreben. Dort find in ein paar 
Sahren wenigſtens 7 bis 8 der fchönften Güter einzeln vers 
kauft worden, die Käufer waren Ausmärfer, namentlich 
Kurhefien, Aldfelder und aus den angrenzenden Örtichaften. 
- Die Gebäude find von ihnen abgebrodhen und verfauft wors 
den. Dadurch ift der Gemeinde fehr viel an den Mitteln 
zur Dedung: der Ausgaben zmeiter Klaffe entzogen, die 
Gemeinde ift fhon an und für fih arm. Wenn nun bier 
nit für die Zukunft geholfen wird, fo ift fie nicht im 
Stande, ihre Ausgaben, namentlich zweiter Klaffe, zu bes 
fireiten. Sch bin daher mit dem Antrag einverflanden, den 
Gegenftand der Staatöregierung zur Berüdfihtigung zu 
. empfehlen. 


Der Abg. Cretzſchmar: Auch ich erkläre mich einvers 
fanden mit der Anficht ded Herrn zweiten Präfidenten, 
und in Beziehung auf die Bemerkung ded Abgeordneten 
Kablert mache ich darauf aufmerffam, daß die erfte und 
zweite Klaffe der Beitragspflichtigen ja auch zu den Schuls 
den der dritten Klaſſe contribuiren, und daß es nicht bloß 
die dritte Klaffe ift, fondern, daß ſämmtliche Steuerkapi- 
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talien dazu herangezogen werden. Es macht dieß alfo fei- 
nen Unterfchied. 

Der Präfident: Nach der Richtung, welche die Bes 
rathung genommen bat, beantrage ich, dieſelbe auszuſetzen 
und vorerft den Bericht des zweiten Ausfchuffes über den 
Antrag ded Abgeordneten Volhard abzumarten. 

Mehrere Mitglieder der Kammer erklären fi für Bea: 
bung diefer $rage, worauf nody bemerkt: 

Der Abg. Köfter: Ich wollte denfelben Antrag ftellen 
und bemerfe, als Präfident ded zweiten Ausfchuffes, nur, 
daß der Grund, warum beide Anträge nicht einem Refe— 
renten glei Anfangs distribuirt worden find und warum 
nicht gleichzeitig darüber Bericht erflattet worden ift, in 
der längeren Abwefenheit eined Mitgliedes ded zweiten Aus 
ſchuſſes liegt. 

Die Kammer befchließt. hierauf einflimmig, ‚die Diss 
cuffion über den Antrag des Abgeordneten Emmerling vors 
erft audzufegen und den zweiten Ausfchuß zu erfuchen, 
balöthunlichft über den Antrag ded Abgeordneten Volhard 
Bericht zu erflatten, damit beide Anträge gleichzeitig zur 
Discuffion gebracht werden Fönnen. 

Die Kammer fchreitet hierauf zur Berathung: 


4) über den Antrag des Abgeordreten Zi, auf Aufhe: 
bung der Standesherrlichfeit und des Poftlehens, 
fowie 
über den Antrag der Abgeordneten Behlen, Keil, 
Koh, Grode, Stoll, Kinfcherf und Schmidt, wegen 
Aufhebung der Patrimonialgerichtöbarfeit 


Nach vorausgefchidter Einleitung bemerkt: 
Der Abg. Chriftian Zöpprig: Obgleich ich mit dem 
Ausſchuß ganz darin einverftanden bin, daß der Antrag des 
Abgeordneten Zitz im Weſentlichen durch die inzwifchen er: 
folgte Regulirung der ftandeöherrlichen Verhältniffe erledigt 
ift, fo glaube ich do, daß ed wünfchenswerth wäre, daß 
die Kammer ſich bei diefer Gelegenheit über die Berechti: 
ung der Standeöherren zur Landftandfchaft ausfpreche. Sch 
De daher in diefer Beziehung dad Amendement, die Kams 
mer möge Seiner Königlichen Hoheit dem Erbgroßberzog 
und Mitregenten den Wunſch und die Erwartung auöfpres 
ben, daß dad unbedingte Recht der Standeöherren zur 
Landftandfchaft bei der demnächftigen Revifion der Verkafs 
fung befeitigt würde. Wenn dieſes Amendement angenom- 
men wird, fo wird ed hoffentlich. den Erfolg haben, daß 
Protokolle z. d. Verh. d. 2. Ram. 1.2 - 35 
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die Standeöherren, ihren gegenwärtigen Standpunkt erfens 
nend, dieſes Necht freiwillig in die Hände des Erbgroßhers 
3098 und Mitregenten zurüdgeben werden. 

Der Abgeordnete Behlen unterftüßt dieſes Amendement. 

Der Abg. Hillebrand: Ich halte ebenfalls die Aufs - 
hebung der Landſtandsberechtigung der Standesherren für 
eine politifche Nothmwendigkeit, glaube indeflen, daß die. 
nähere Beſtimmung und Beſchlußnahme ausgefeßt werden 
muß bis zu der definitiven Beſchlußnahme über die Sache 
von Seiten der conftituirenden Nationalverfammlung. Das: 
bei will ich doch nicht verhehlen, daß es wohl von Nuben 
fein könnte, unfere Anficht jest fchon in fo fern darüber 
audzufprechen, als vielleicht bei der Behandlung: des 
Gegenftanded auf der Nationalverfammlung felbft von einis 
gem Einfluß fein kann. Diefe Erwägung würde für mic 
dad alleinige Motiv fein, in eine Verhandlung über den 
Gegenftand jest mitfprechend einzutreten. 

Der Abg. Bolhard: Diefelbe Frage ift vor einigen 
Tagen gelegentlich der Berathung des Gefebed über bie 
ftandeöherrlichen VBerhältniffe vorgefommen; die Kammer 
bat ſich damals dahin ausgelprochen, gi diefe Frage nicht 
gelegentlich jened Gefeßes, fondern bei Erörterung der Ber: 
faffungsänderung zur Spradhe fommen müſſe, indem die 
Fandftandichaft der Standedherren einen wefentlichen Theil 
der Berfaffung bildet, und auch der Fünfzigerausfhuß in 
Frankfurt empfohlen hat, Abänderungen der einzelnen an: 
beöverfaffungen vorerft zu unterlaffen, bis die allgemeine 
deutiche Reichöverfaflung zu Stande gebracht fein werde. 
Es fcheint daher auch nicht angemeffen, hier bei Gelegenheit 
der heute vorliegenden Anträge und Berichte und über einen 
fo wichtigen Gegenftand auszuſprechen. Die Vorlage eines 
neuen Wahlgefeged ift zugefagt. In Gemäßheit diefes neuen 
Wahlgeſetzes wird eine andere Kammer hierher berufen wers 
den und dieſer möchte e& zu überlaffen fein, fich über eine 
fo wichtige Frage demnächſt zu erklären. 

Der Präfident: Der Abgeordnete Volhard ift mir 
mit feiner Bemerfung zuvorgefommen. - Schon in der Eins 
leitung zur Berathbung habe ich meine Anfiht dahin auss 
gefprochen, daß die Frage über die Landftandfchaft der 
Standesherren durch die Berathung und Abftimmung über 
den Geſetzesentwurf, die Werhältniffe der Standeöherren 
betr., vor der Hand ald erledigt zu betrachten fei. | 

Der Abg. Behlen: Da wir auf dem Punkte ftehen, 
daß die Kammer in ganz Furzer Zeit aufgelöft werden ‘muß, 
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fo hoffe ich nicht, daß die Wahl für die folgende Kammer 
wieder auf die nämliche Weife vor ſich geht, als dieß bei 
ber bisherigen Gompofition der Kammer der Kal war, fon: 
bern,-daß vorher ein neues Wahlgefeb erlaffen wird. Wenn 
ein neued Wahlgefeß, wenn auch nur ein proviforifches, ers 
lafien wird, um eine neue Kammer zu conftituiren, fo wer⸗ 
ben wir dem Wunſche und dem Willen ded Volkes nicht 
entiprechen, wenn wir eine neue Kammer abermald fo con: 
flituiren, wie früher, wo der Adel felbft als befonderer 
Stand wieder vertreten ift, denn fo handelten wir ſtrikt 
gegen den Willen der Gefammtheit ded Volks. 

Der Abg. Chr. Zöpprig: Die Gründe, welde bis 
jeßt gegen meinen Antrag vorgebracht worden find, können 
mich nicht überzeugen, daß wir nicht die Befugniß haben 
folten, einen Wunſch auszufprehen. Die Sache ift aller: 
dings von großer Wichtigkeit. Aber eben weil fie überhaupt | 
von Wichtigkeit ift, ift ed um fo wünfchenswerther, daß 
wir und der demnächft zufammentretenden Nationalverfamm: 
lung in Frankfurt gegenüber einftweilen auöfprechen, was 
auch ficher in unferem Lande Anklang finden. wird, Wer 
übrigens diefer Anficht nicht ift, braucht nur gegen meinen 
Antrag zu flimmen. | 

Der Abg. Buff: Ich follte doch denken, daß, wenn 
+5 fih um die Abänderung mefentlicher Theile der Berfaf- 
fung handelt, wir nicht in Folge eines improvifirten Antrags 
darauf eingehen können. Ein folder Antrag muß förmlich 
und fchriftlich in die Kammer gebradht und darüber vom 
Ausſchuß Bericht erftattet werden. Kurzer Hand können 
wir einen Beſchluß, der auf Abänderung der Verfaſſung hin« 
zielt, nicht faflen. | 

Der Abg. Karl Zöpprig: Ich kann ebenfalld den 
Antrag meines Bruderd nicht unterftügen und zwar aud den 
von dem Abgeordneten Volhard angeführten Gründen. Daß 
ed übrigend von Wichtigkeit ift, fich jetzt fchon über die 

rage audzufprechen, darin bin ich mit dem Abgeordneten 
—ã einverſtanden. Die Mitglieder der Kammer kön⸗ 
nen und dürfen ihre Anſicht im Allgemeinen ausſprechen; 
indeſſen kann die Kammer jetzt nicht wohl darauf antragen, 
die Landſtandſchaft der Standesherren, als in der Verfaſ—⸗ 
ſung garantirt, — aufzuheben. 

Was nun meine individuelle Anſicht betrifft, ſo nehme 
ich keinen Anſtand, zu erklären, daß auch ich gegen die 
Landſtandſchaft der Standesherren, wie fie Durch unſere Vers 
faſſung vorgefchrieben ift, mic —— — Nach⸗ 
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dem ſich übrigens die Standesherren aller Vorrechte ent: 
Heidet haben, wird ihre Eigenfchaft, als erblich in der erften 
- Kammer zu fisen, bedeutend alterirt fein, und es wird fich 
dann bei der Revifion der Verfaffung von felbft geben, daß 
fie nicht mehr die Stellung in der erften Kammer einneb: 
men können, die fie jest noch inne haben. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdlefretär): Der 
Antrag ded Abgeordneten Chr. Zöpprig hat eine Abänderung 
der Verfaſſung zum Zwed, Sol die Berfaffungsurfunpe 
abgeändert werden, fo gehört dazu, daß 3 der Kammer 
ihre Zuftimmung geben. Es find aber in diefem Augenblide 
nicht Ä der Mitglieder der Kammer gegenwärtig, vielmeni: 
ger können 3 dem Antrag ihre Zuftimmung geben. Hier: 
nach glaube ih, daß über diefen Antrag heute gar nicht 
einmal abgeflimmt werden Fann. 

Der Abg. Otto: Sch babe dafjelbe eben fagen wollen, 
wad der Abgeordnete von Rabenau bemerft hat. Zudem 
laube ich aber auch, da vor einigen Sagen erft bei der 

erathung des Geſetzes über die ftandesherrlichen Verhält⸗ 
niffe diefer Gegenftand durch eine Abftimmung befeitigt wor⸗ 
den ift, daß wir heute nicht kurzer Hand darauf zurüd> 
fommen fönnen. 

Der Abg. Kahlert: Mir Tcheint der Antrag ded Ab» 
geordneten Chr. Zöpprig mißverftanden worden zu fein. Der 
Abgeordnete Zöpprig hat nicht auf eine Abänderung der 
Berfaffungdurkfunde angetragen, fondern er hat darauf ans 
getragen, daß die Kammer Sr. Königl. Hoheit dem Erb: 
großherzog und Mitregenten den Wunſch audfprechen möge, 
daß bei der demnächſtigen Revifion der Berfaffung Vorfehung 
dafür getroffen werde, daß ed Feine geborene Landſtände 
mehr gebe, und darüber wird fi) die Kammer ohne An 
ftand wohl audfprechen Fünnen. Denn wer den Sinn bes 
Volks kennt, der weiß mwenigftend, daß ed Feine geborene 
Landftände mehr will. 

Der Präfident fchließt hierauf die Öffentlihe Sitzung 
und in geheimer fehreitet die Kammer zur Abftimmung über 
folgende Gegenſtände: 


1) über den Gefeßedentwurf, die definitive Uebertragung 
der Polizeis und Forfigerichtöbarkfeit in den Provinzen 
Starfenburg und Oberheffen an die Gerichte betr. 

Die Frage: 

„Nimmt die Kammer den Gefeßedentwurf, die be= 
finitive Uebertragung der Polizeis und Forſtgerichts⸗ 
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barkeit in den Provinzen Starfenburg und Ober: 
befien an die Gerichte betr., an?” 
wird einftimmig bejaht. 


2) über den Antrag des Abgeordneten Koch, auf Abäns 
derung ded Art, 64 der Gemeindeordnung. 
Die Frage 1: 
Will die Kammer. nah dem Antrag des Abgeord⸗ 
— neten Koch, die Staatsregierung erſuchen, vermits 
— telſt Emendirung des Art. 64 der Gemeindeordnung 
die der Großh. EL —— geftattete Befug- 
niß dahin zu befchränfen : 

a) daß die Drtövorftände nicht genöthigt werden 
fönnen, an Gemeindeumlagen mehr ald 25 Pros 
zent der directen Steuern auszufchlagen ; 

b) daß felbft dann, wenn unabweislihe Abgaben 
einen größeren Ausichlag erheifchen , derfelbe 
dennoch nicht 50 Prozent der directen Steuern 
überfleigen folle ? 

wird einflimmig verneint. 
Frage 2: 

Wil die Kammer, nach dem Antrag des Audfchuf- 

ſes, die Staatöregierung erfucen, dem Antrag des 

Abgeordneten Koch, auf Beſchränkung der im Art. 

64 der Gemeindeordnung der Regierungsbehörde ges 

flatteten Befugniß, fomie die in dem Ausichußbes 

richt niedergelegten Betrachtungen bei Revifion der 

Gemeindeordnung die geeignete Berüdfichtigung ans 

gedeihen zu laffen, bis dahin aber die Nothwendig: 

feit. oder Dringlichkeit facultativer Gemeindeaus⸗ 
aben mit der größten Strenge zu prüfen ? 
wird — bejaht. 
3) über den Antrag des Abgeordneten Zitz auf ie 
der Standeöherrlichteit und ded Poftleheng, 
fowie 
über den Antrag der Abgeordneten Behlen, Keil, 
Koch, Grode, Ston, Kinicherf und Schmidt, wegen 
Aufhebung der Patrimonialgerichtöbarkeit. 
Die Frage 1: 

Wil die Kammer den Antrag der Abgeordneten 

Behlen, Keil, Kob, Grode," Stoll, Kinfcherf 

und Schmidt wegen Aufhebung der Patrimonial: 

erichtöbarfeit vorerft ald erledigt betrachten ? 
wird RR en bejaht. 
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Die Frage 2: 
Will die Kammer den Antrag des Abgeordneten 
Zi auf Aufhebung der Standeöherrlihkeit durch 
den vorgelegten Gefegedentwurf der Staatöregierung 
vorerft ald erledigt betrachten? | 
wird bejaht mit 28 gegen 4 Stimmen. 
Die Frage 3: 
Wil die Kammer, nad) dem Antrag des Abgeords 
neten Chr. Zöppris, Sr. Königl. Hoheit dem Erb: 
großherzog und Mitregenten den Wunfd und bie 
Erwartung auöfprechen, daß das unbedingte Recht 
der Standeöherren zur Landftandfchaft bei der 
demnächfligen Revifion der. Verfaſſung befeitigt 
werde ? | 
wird verneint mit 16 gegen 15 Stimmen, 
Die Frage 4: 
Wil die Kammer den Antrag bed Abgeordneten 
Zig auf Aufhebung des Poſtlehens, nad) dem 
Antrag ded Ausfchuffes, vorerfi auf ſich beruhen 
laſſen? — 
wird einſtimmig bejaht. | 
‚Die Kammer befchließt über vorftehende Gegenftände 
Communication mit der erften Kammer, worauf der Präs 
fivent die Sikung fließt und die nächſte auf heute Nach⸗ 
mittag 4 Uhr anberaumt. 


Pi 


Zur Beglaubigung: 
Heffe, Wernher, Elwert, 


erſter Präfident. zweiter Praͤſident. Selretär 


Sweiundfünfzigfte Sitzung 


in dem Sitzungsſaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. | 


Darmftadt, den 12. Mai 1848. 


Unter dem Borfig des Präfidenten Heffe. 


Gegenwärtig: Der Herr Minifterialrath Freiherr von 
Schenck und 38 Mitglieder der Kammer. 


1. Der Präfident eröffnet die Sitzung mit der Berathung 
über den Gefegedentwurf, die Aufnahme eined Anlehens 
zum Zwed der Beftreitung außerordentlicher Bedürfnifie 
bed Staats betr. 

Nach vorausgefchicter Einleitung und nach dem über 
- un im Allgemeinen Beine Bemerkung erfolgt war, 

emerkt: 


Zu Art. 1. 


Der Übg. von Rabenau (Legationdfekretär): Meiner 
Anfiht nach wird die in Ausſicht genommene Million zu 
ben vorgefehenen Zweden bei weitem nicht hinreichen. Wenn 
es nun auch felbft noch zweifelhaft ift, ob durch Subſcrip⸗ 
tion diefe Million gedeckt wird, fo wäre es doch gut, da 
der Staat vorausfichtlih in nicht ferner Zeit wieder zur 
Herbeiſchaffung außerordentlicher Mittel wird fchreiten müflen, 
für den Fall, daß die Subfeription einen größeren Betrag 
lieferte, der ‚Staatsregierung die Möglichkeit zu eröffnen, 
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biefed Mehr anzunehmen, und ich erlaube wir daher an 
den Herrn Regierungscommiffär die Frage zu richten, ob 
die Staatöregierung etwas Dabei zu erinnern findet, dieled- - 
Mebr anzunehmen, wenn die Stände fie dazu ermächtigen. 

Der Abg. Dtto: Auch ich bin der Anficht, daß die 
Staatöregierung von den Ständen ermächtigt werden ‚follte, 
den etwaigen Mehrbetrag der Subferiptionen anzunehmen, 
denn es ift voraußzufehen, daß die vorgeichlagene Anleihſumme 
für die bezeichneten Bedürfniffe nicht ausreichen wird, und 
der höhere Zindfuß, den wir etwa bezahlen müfjen, Fann 
bei den jegigen Berhältniffen feinen Unterfcbied machen. 

Der Abgeordnete von Rabenau (Oberforftrath) erklärt 
* mit den Anſichten der beiden Redner vor ihm einver 
anden. | 
Der Abg. Elwert: Dem Ausſchuß ift dasjenige, was 
die Abgeordneten von Rabenau und Otto bemerkt haben feis 
-neöwegs entgangen. Wir haben diefe Frage im Ausſchuß 
erhoben, der Herr Regierungscommiſſär hat indeflen darauf 
erklärt, daß in dem eintretenden Falle die Staatöregierung 
den Ständen ein weiteres Anfinnen werde zukommen lafien, 
um ganz in verfaffungsmäßiger Weife eine weitere Anleihe 
zu contrahiren. 

Der Abg. Volhard: Ich bin nicht dafür, die Gtaatd: 
regierung zu ermächtigen, eine höhere Summe aufzunehmen. 
Es wird ohnehin fchwer genug fallen, die Zinfen dieſes neuen 
Anlehens und die zu deilen Zilgung erforderlibe Summe 
aufzubringen. Dad weiter zum Ausbau der Main: Wefer: 
Bahn Erforderliche muß, fo weit thunlich, durch Papiergeld 
aufgebracht werden, 

Der Abg. Elwert: Ich bevaure, daß felbft ein Mit. 

lied des erfien Ausfchuffes ein Bedenken über die Möglic: 
eit, die Zinfen aufzubringen, erhoben hat. Meiner Anficht 
nach hat der Staat Mittel genug, die Zinfen aufzubringen. 
Wenn ih mich auch dem Borichlag zur Creirung eines 
Papiergelded keineswegs widerfeße, jo hätte ich, doch ges 
wünſcht, daß diefed Bedenken nicht erhoben worden wäre. 
Der Abg. Volhard: Sch habe Fein ſolches Bedenken 
‚ aufgeftellt, jondern nur gefagt, es werde ſchwer fallen, die 
Binfen aufzubringen. Dad Land hat Laften genug zu 
tragen. — | | 

Der Abg. von Günderode: Sch zweifle an der Mög: 
lichkeit, fogar im Augenblide die Summe von einer Million 
zufammen zu befommen, und da der Staat jedenfalld fpäter: 
bin noch mehr betarf, fo fchließe ich mid; dem, was der 
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Abgeordnete Volhard bemerft hat, an, man warte bis ‚der 
Fal eintritt, und dann creire man Papiergeld. 

Der Herr Minifterialrath Freiherr von Schend: Die 
Staatöregierung ift im Augenbilde mit der Erwägung ber 
Ihäftigt, ob und wie daS weitere Bedürfniß für den Aus— 
bau der Eifenbahn befriedigt werden fann, und ob nicht zu 
diefem Behufe die Emiſſion eines Papiergelded zweckmäßig 
iſt. Der verehrlihen Kammer wird hierüber wohl in Furzer 
Zeit Vorlage gemacht werden. Sollte mittlerweile bei der 
Subfeription Fir diefed Anlehen eine größere Summe, als 
eine Million gezeichnet werden, und es fich bei deßfallfiger 
. Erwägung als zweckmäßig zeigen, daß auch noch die weites 
ven Subfcriptionen angenommen werden, fo wird bie 
Stantöregierung nicht verfehlen, der Kammer weitere Vor⸗ 
lage. darüber zu machen, und ed wird der Kammer dann 
freiftehen, einen Beſchluß zu faflen, ob eine größere Summe, 
als eine Million anzunehmen if. ; 
Der Abg. Lotheißen: Sch zweifle nicht daran, daß 
unfere Staatöfchuldentilgungdfaffe im Stande fein wird, dem 
Betrag von einer Million in dem im Gefegedentwurf vors 
geichlagenen Wege aufzubringen. Sch rechne dabei auf den 
Patriotismus der Hell. Staatsbürger. Da indeffen der Ge: 
feßedentwurf nur eine Million von den Ständen in Uns 
fpruh nimmt, und die Staatöregierung gewiß erwogen 
haben wird, ob fie mit diefer Summe dad Bedürfniß vor: 
erft zu beftreiten im Stande ift, fo halte ich es für fehr 
mißftändig, wenn die Stände aus eigenem Antrieb der 
Staatsregierung dad Recht einräumen, einen höheren Be: 
frag aufzunehmen, Wenn demnächft weitere Kapitalauf: _ 
nahmen erforderlich fein follten, dann wird die Staatdregies 
rung auch Mittel und wege wiffen, dem Bedürfniß abzus 
beifen. Vorerſt aber darf die Kammer nicht mehr bewil⸗ 
ligen, ald in Anfprud genommen worden ift. 

Der Abg. Dtto: Gegen die Bemerkung ded Abgeord: 
neten Bolhard will ich nur erinnern, daß ich in dem Pa: 
piergeld Feine fo großen Vortheile erblide. Papiergeld ift 
auch eine Schuld, die wieder zurüdbezahlt werden muß, 
und man täufche fich nur nicht über die Wirkungen deffelben. 
Allerdings müffen aufgenommene Kapitalien verzinft werden. 
Aber auch die vermeintliche Zinfenerfparniß am Papiergeld 
geht theilweife wieder verloren an den baaren Geldvorräthen, 
welche in der Kaffe zur etwaigen Auswechslung bereit liegen 
müffen. Und in einer Zeit, wie die gegenwärtige, wo das 

Vertrauen ganz gefunken ift, wird ed ſchwer, ja unmöglich 
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fein, ein neu creirte® Papiergeld im Cours zu erhalten. 
Dann ift auch zu berüdfichtigen, daß dad Papiergeld ſich 
abnugt, daß die Verlufte im einzelnen den einzelnen Bürger 
. treffen, während bei den Anleihen die Zinfen aus der Staatd» 
kaſſe bezahlt werden. Ich halte daher die Vortheile des 
Papiergelded für zweifelhaft, die Nachtheile aber für gewiß. 
Der Abg. Zulauf: Ich theile vollkommen die Anſicht 
des Abgeordneten Volhard, daß man es bei der einen 
Million laſſen fol. Wenn mehr nothwendig iſt, wird die 
Staatöregierung ſchon bei den Ständen den Antrag fiellen, 
daß mehr bewilligt wird. Sch glaube felbft, daß noch mehr 
nothwendig ift, aber wir wollen doch erft einmal abwarten. 
Freilich wird die Eifenbahn von der Million fchwerlich fer 
tig gebaut, und fie muß doch fertig gebaut werben, denn 
es liegen bereitd fo viele Kapitalien unverzinft, und da ift 
feine andere Wahl, ald daß die Eifenbahn fertig gebaut 
wird. Hätte man fich früher von Seiten des Staatd vor 
dem Bau der Eifenbahnen auf Staatökoften gehütet, und 
die Bahn durch Privatleute bauen laflen, fo würde diefe 
Laft dem Staate nicht aufgebürdet worden fein. 


Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Indem 
ich die Bemerfung machte, daß die Staatöregierung zu ers 
mächtigen fei, mehr ald eine Million aufzunehmen, ging ich 
von der Anſicht aus, daß offenbar für die Vollendung der 
Eifenbahn und zu den Ausgaben für dad Militär, mehr als 
eine Million nothwendig fein wird. Es beftimmte mid) 
ferner dazu hauptfächlic der Umftand, daß die Zeitverhälts 
niffe, namentlih aber die Geldverhältniffe in der nächften 
Zukunft vorausfichtlich fich eher verfchlimmern, als verbeflern 
werden. Wenn alfo dad Bedürfniß nicht anerkannt ift, 
daß mehr ald eine Million aufgenommen werden muß, fo 
fheint mir jet eher Zeit dazu zu fein, als fpäter; denn 
fpäter dürften die Bedingungen dazu fich viel höher ftels 
len, als fie ſich gegenwärtig fielen werden. | 


Der Präfident: In Beziehung auf den Ausbau der 
Eiſenbahn in Oberheſſen ift man davon ausgegangen, daß 
1) eö fich vor der Hand nur um Vollendung der Eifen: 
bahn bis Friedberg handeln könne, und daß 
2). aller Oberbau auögefegt bleiben müfle. 

Daß man alfo die Bahnhöfe, Bahnmärterhäufer x. 
vor der > ſparen und durch bretterne ‚Hütten. erfeßen 
könne. an hat die Abſicht, die Eiſenbahn bloß fahrbar 
zu machen. 


den 12. Mai 1848. | 5 


Der Abg. von Rabenau (Regationdfefretär): Dieß 
finde ich ganz in der Ordnung. Uber ich frage, wenn die 
Bahn von Friedberg in der Richtung nach Gießen bis an 
die Furheffiihe Grenze nad Marburg zu nicht ausgebaut 
wird, in welches Verhältniß fommen wir dann zu den ans 
dern Staaten, mit denen wir über den Bau der Mains 
Weſer⸗Eiſenbahn Staatöverträge abgeichloffen haben, worin 
beftimmt ift, daß die Bahn bis zu einer gemiflen Zeit fertig 
fein müffe? — Wenn fie nun nicht bis dahin fertig wird, 
fegen wir und ohne Zweifel Entichädigungdanfprüchen 
auß, | 


Der Prafident: Dad glaube ich nicht, denn über. 
feine ‚Kräfte ift Niemand haftbar. 2 


Der Abg. Karl Zöpprig: Ich kann die Anficht des 

Abgeordneten von Rabenau nicht theilen. — Ich glaube 
nicht, daß eben ein günftiger Moment ift, Geld aufzunehmen, 
vielmehr ift jet gerade der allerungünftigfte, und es ift das 
her räthlich, die Summe fo Flein zu greifen, ald nur immer 
möglih. Eine ganz andere Frage ift ed aber, ob wir in 
14 Tagen oder fpäter, leichter oder fchwerer Geld befommen 
werden. — Iſt ed alddann fchwerer, Geld zu befommen, 
fo werden andere Mittel ergriffen werden müffen, um e8 zu 
ſchaffen. Sc glaube aber, daß ſich bis dahin die deutichen 
Angelegenheiten wohl entfchieden haben werden, und wenn 
fih die Verhältniffe nur ein wenig mehr confolidiren, fo 
werden wir in Zufunft leichter Geld befommen, ald in dem 
gegenwärtigen Augenblid, Was die Ausführung ded An: 
lehend betrifft, fo habe ich bereit erflärt, daß, je Eleiner. 
die aufzunehmende Summe gegriffen wird, es deſto befier 
if. Sn der Ausfhußfigung ift aber auch noch die Frage 
erhoben worden, was für den Fall gefchehen fol, wenn 
eine größere Summe. gezeichnet. werde, ald eine Million, 
0b dann der Betrag der Zeichnungen verhältnißmäßig re: 
ducirt werde, oder ob man dad Ganze annehmen fol. So 
wiel ich mich erinnere, war man aber im Ausfchuß. darüber 
einverftanden,, daß wenn mehr gezeichnet werden follte, ald 
eine Milion und die Staatöregierung im Falle fei, Gebrauch 
von einer größeren Summe zu machen, fie dann ein weiteres 
Anfinnen an die Stände gelangen laffen müfle. 
.. Der Abg. Elwert: Dieß ift diefelbe Bemerkung, welche 
ih gleich im Anfange der heutigen Discuffion gemacht habe, 
die Mitglieder des Ausfchufles und der Herr Regierungö: 
tommiffär werben ed beftätigen. ale 
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Der Abg. Karl Zöppritz: Ih muß mith in biefer 
Beziehung damit entichuldigen, daß ich bei Anfang der Dis: 
cuffion noch nicht anweſend fein Eonnte. 


Bu art, 2, 9, 4, 5,6, 7, 8 
wird Nichts bemerft. 
Zu Urt. 9. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Wie der 
Art, 9 gefaßt ift, könnte der Fall eintreten, daß, wenn der 
Etaat in fehwierige Verhältniſſe kommt und der Cours 
diefer Obligationen bedeutend fällt, fämmtlihe Gläubiger 
kommen und auf einmal auffündigen. — Es fünnte dann 
dem Staat fchwer fallen, wenn nit unmöglich werden, 
allen diefen Auffündigungen Genüge zu leiften. — Sch bin 
daher der Anficht, daß hier etwas vorgefehen werben muß, 
um dieß zu verhüten. 

Der Präfident:e Im Ausſchuß hat uns der Herr 
Regierungscommiffär die Ausficht eröffnet, daß die Staatd: 
regierung der Kammer demnäcft eine. weitere Propofition 
über Beilbaffung von Geldmitteln machen, und daß. ed da: 
durch möglich fein werde, die in dem Gefeg den Gläubigern 
gegenüber übernommene Berbindlichkeiten einzuhalten. 

Der Abg. von Rabenau (Regationdfekretär): E& wird 
wohl Niemand, der jebt auf dieſes Anlehen fubferibirt, großen 
Merth darauf legen, daß ihm das Recht der Auffündigung 
freifteht. Er kann feine Obligation verfaufen und wird auch 
von der Gelegenheit dazu Gebraudy machen, wenn die Oblis 
gationen gut im Cours fliehen. Fallen dagegen diefe Obli: 
gationen beträchtlich, was, wenn ed eintritt, wahrfcheinlich 
in einer Zeit gefchehen dürfte, wo der Staat ohnedieß in 
Berlegenheit ift, fo werden die Auffündigungen in großer 
Maſſe erfolgen. Um nun den dem Staate hieraus möglis 
cher MWeife erwachfenden Verlegenheiten vorzubeugen, bin ich 
der Anfiht, daß man in dem zweiten Abfab des Artikels 
die Worte: | 

„von dem Jahr 1850 anfangend foll aber beiden 
Theilen eine vierteljährige Auffündigung freiftehen“ 
ftreihen und bloß fagen fol: 
‚„Sährlich fol ıc.* 
Der Staatöfhuldentilgungstaflfe bleibt doc, das Mecht der 
Auffündigung, wie es in dem lebten Abſatze ded Artikels 
beftimmt ift, vorbehalten. Ä 

Sch ftelle hiernach auf die von mir eben bezeichnete Ab: 

änderung ein förmliches Amendement. 
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Der Herr Minifterialrath Freiherr von Schend: Aller: 
dingd hat diefe Anficht des Abgeordneten von Rabenau 
Manches für ſich. Indeſſen liegen befondere Verhältniſſe 
vor,.die ed der Staatöregierung wünſchenswerth machen, 
daß der Artikel fo, wie er gefaßt if, angenommen wird, 
indem fchon jest Ausficht eröffnet ift, daß ziemlich bedeus 
tende Summen für dieſes Anlehen gezeichnet werden follen, 
‘aber gerade unter der Bedingung, daß die fragliche Beſtim⸗ 
mung in den Artikel aufgenommen werde. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): "Unter 
diefen Berhältniffen nehme ich mein Amendement zurüd. 

Der Abg. Elwert: Sie würden dem Ausfhuß und 
in3befondere mir, dem Berichtöerftatter, ven Vorwurf machen 
fönnen, daß man mit Oberflächlichkeit den Gefeßedentwurf 
behandelt habe, wenn man den Anftand, deſſen der Abge- 
ordnete von Rabenau erwähnt, nicht auch im Ausſchuß er: 
hoben hätte. Der EAN Regierungdcommiffär und die Mits 
glieder ded Ausſchuſſes werden mir aber das Zeugniß geben, 
daß ich in dem Entwurf meined Berichtd denfelben Anftand 
erhoben hatte. Sie willen, daß ich feiner von denjenigen 
bin, der feine Anfichten fo wechfelt, wie man einen Rod 
etwa wechſelt. Wielleiht wäre ich, wenn ich dazu fähig 
gewefen wäre, nicht 15 Sahre lang aus diefem Raume 
audgeichloffen geblieben. Aber ich habe in dem vorliegenden 
Falle nach der Erklärung, welche der Herr Regierungscom: 
miflär in der gemeinfeafilichen Ausfhußfigung gegeben hat, 
geglaubt, den Grundfag befolgen zu müffen; salus publica 
suprema lex esto! Ich habe gern meine Anficht dem 
Öffentlichen Wohle untergeordnet, und ich glaube hiernadh, 
daß wir über diefen Anfland hinweg gehen dürfen. 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): Sch war 
auch weit entfernt, dem Ausſchuß mit meiner Aeußerung 
irgend einen Vorwurf machen zu wollen. 


Zu Urt. 10. 
wird Nichtd bemerkt. 


| Zu Urt. 11. 

Der Ag. Cretzſchmar: Meiner Anficht nah wäre _ 

bei der Aufnahme des Anlehend von nur einer Million ein 

Specialunterpfand,, wie ed in diefem Artikel vorgefchlagen 
ift, gar nicht nöthig gewefen. 

Der Abg. Elwert: Auch in der von dem Abgeorb- 

neten Cretzſchmar erwähnten Beziehung war ich im Aus⸗ 
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fchuß Anfangs anderer Anſicht. Nachdem indeflen der. Herr 
Regierungscommiffäar im Ausfhuß bemerkt hatte, daß von 
mehreren Kapitaliften, welche für diefes Anlehen Kapitalien 
- angeboten hätten, der Wunfch geäußert worden fei, daß ein 
folchyed Unterpfand aufgenommen werde, habe ich von mei- 
nem Antrag abftrahirt. 

Der Abg. Cregfhmar: Ich will mich der vorge 
ſchlagenen Beftimmung aud nicht weiter widerfegen, fons 
dern nur bemerken, daß ich ed gar nicht für fahgemäß 
halte, bei einem Anlehen von einer Million ein fpecielles 


Unterpfand zu geben. | 
Zu Art. 12. 


wird nichts bemerft. 

Sn Beziehung auf den Antrag der Abgeordneten Freis 
herrn von Löw und Preußer, die Fortfegßung der Main-Weſer⸗ 
Bahn betr., bemerft hierauf: 

Der zweite Präfivent Wernher: Collegen und Mit: 
glieder Diefer Kammer aud den beiden diedfeitigen Provins 
zen! Es muß Ihnen erinnerlicy fein, daß, ald die Staatds 
regierung bei der Frage über den Bau der Eifenbahnen in 
den beiden Ddiesfeitigen Provinzen vor diefe Kammer trat, 
‚und eine Unterflügung von Seiten ded Staats, eine Zins 
fengarantie und einen Bau diefer Bahn im Nothfalle durch 
Mittel ded Staats beantragte, jener WVorfchlag nur mit 
der Majorität von einer einzigen Stimme durch diefe Kams 
mer ging. 

Sch bin heute, mit Ausnahme ded Abgeordneten Langen, 
zufällig der einzige Mheinheffe, der bei diefer Diöcuffion 
gegenwärtig ift. | 

Bon mehreren Seiten wird bemerkt, daß noch ein 
rheinheffifcher Abgeordneter, der Abgeordnete Zulauf, ans 
weſend fei. 

Der zweite Präfident Wernher (fortfahrend): Zulauf 
ift kein geborener Rheinheſſe, wenn auch ein lieber $reund! 

Sie werden mir dad Zeugniß nicht verfagen, daß ich 
mich niemald in der Kammer auf den provinziellen Stand: 
punkt geftelt habe. Wenn auch geborener Rheinheffe und 
ein warmer Sohn meiner Provinz, habe ich die Pflichten 
eined Heflen nie verfannt und fie jemald dem provinziellen 
Intereſſe nachgelegt. Die Provinz Rheinheflen begann den 
Bau einer Eifenbahn in ihrem Inneren ohne jene Berfpres 
hung und ohne jene Unterftügung ded Staats. Sie hätte 
bei der damaligen Lage des Handels hoffen fönnen, durch 
‚Unterzeihnungen von aller Welt ber diefen Bau vollenden 
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® können. Ereigniffe, die außer aller Berechnung lagen, 
haben diefe Hoffnung vereitelt. Die Provinz hat ein Kar, 
pital von beinahe 14 Millionen, größtentheild aus ihren 
— Mitteln, zuſammengebracht und den Bau begonnen. 

ie iſt jetzt nicht in der Lage, die Bahn auszubauen, und 
derſelbe Zuſtand iſt vorhanden, wie in der Provinz Ober⸗ 
heſſen. Es ift ein begonnened, aber ein nicht vollendetes: 
Werk, das verfallen muß, wenn ed nicht ausgebaut wird. 
Wer die Lage der beiden Rheinufer anfieht, wird wohl bes: 
— daß ſo wenig, als möglich iſt, bloß auf der einen 

heinſeite Chauſſeen zu haben und die andere chauſſeelos 
u laſſen, es ebenſo wenig möglich iſt, bloß auf einer Rhein⸗ 
eite dieſes größere Verkehrsmittel, eine Eiſenbahn zu bauen, 
und die andere bahnlos zu laſſen. Dieß iſt die Lage des 
Augenblickes, die volle Wahrheit und die ganze Wahrheit. 
— Es iſt jetzt nicht mehr die Frage, ob man wolle, es 
ift nicht mehr die Frage der Wahl, fondern ed ift das 
Muß. Der Einzelne kann die Bahn nicht mehr bauen. 
Soll fie aber nicht verfallen, nun, fo muß die Gefammts . 
beit zufammengreifen und zur Hülfe treten, um die Boll: 
endung der Bahn zu fihern. Sie können nicht von den 
Nheinheffen verlangen, daß fie die Garantie für das zu 
machende Anlehen leifte, um in der Provinz Oberheſſen die 
Bahn bauen zu Fönnen, während. ihre Provinz verlieren 
muß. Wollen Sie in Rheinheffen, — ich habe noch nies. _ 
mals gedroht, es ift nicht meine Weife — fortwährend den 
Saamen des Unmuths, des MWiderwillend und der Unzus 
friedenheit gefäet haben, dann bauen Sie in der Provinz 
Oberheſſen allein, und in der Provinz Rheinheffen nicht. 
Dad ift die Lage der Sache, das ift ſtaatsmänniſch und- 
das ift wahr. Ich glaube, daß man in dem Augenblid 
nicht mehr aus Staatdmitteln in der Provinz Oberheffen 
allein bauen fann, fondern daß man, wenn Rheinheſſen 
beffifch ift, auch in Nheinheffen zu gleicher Zeit mitbauen 
muß: Man baut zu gleicher Zeit in Rheinbayern, und es 
wird Ihnen befannt fein, daß die bayerifche Regierung‘ 
‘ eine Staatöunterflüßung für die Bahn vorgefehen und bes 
fchloffen hat. Und die franzöfiihe Regierung hat zum 
Ausbau der Bahn von Straßburg bis Ludwigshafen Geld _ 
angewieſen; fie wird fogar die ganze Bahn auf eigene Rechs 
nung nehmen, fie will dad Elfaß beichäftigen, eine fo wich 
tige Grenzprovinz, die Mutter ihrer beften Soldaten. — So 
muß auch die Großherzogl. Heſſiſche Regierung, und wenn 
die Opfer noch ſo groß wären, die Bahn und den Fortbau 
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der Bahn in Rheinheſſen übernehmen. Hätten wir, wie 
gewünſcht worden iſt, gar keine Bahn, nun ſo könnten wir 
vielleicht ſagen, es liege darin die Beſeitigung einer Schwie: 
rigfeit in diefer an fich fo fchmwierigen Zeit. Aber die Sache 
ift einmal angefangen, fie kann nicht liegen bleiben und 
zerfallen, und ich wiederhole, die Großherzogliche Regierung, 
wenn fie eine weile Regierung, wenn fie eine väterliche, 
eine gerechte Regierung ift, Farin nicht in der Provinz Ober: 
heſſen allein bauen und in Rheinheffen nicht, und die Kams 
mer, wenn fie nicht eine provinzielle Kammer ift und wenn 
fie nicht ein provinzielles Intereſſe dem wahren Staatd« 
interefjfe voranftellt, Fann und darf nicht fagen, daß in der 

Provinz Oberheffen allein gebaut werde und in Rheinhefs 
fen nicht! . 

Mehrere Abgeordnete verwahren fich Dagegen, ald ob fie 
bei den bevorftehenden Abftimmungen ſich von provinziellen 
Rüdfichten leiten ließen. | | | 

Der zweite Präfivent Wernher: Ich habe Niemanden 
perfönlich angegriffen. 

Der Präfident: Der Begenitand Shres Vortrags, 
Herr College, fteht offenbar nicht auf der heutigen Tages— 
ordnung. Wollen Sie einen befonderen Antrag ftelen, fo 
muß diefer der Etaatöregierung mitgetheilt, es muß befons 
ders vom Ausfchuß berichtet und dann darüber in der Kam: 
mer biöcutirt werden; mit einem Wort, es muß die Sache 
im orbentlihen Wege zur Berathung kommen, aber eine 
improvifirte Berathung kann ich über einen fo wichtigen 
Gegenftand nicht zulaſſen. Ich fchließe alfo die Discuſſion. 

Der Abg. Volhard: Sch möchte noch einen Wunfch 
am Schluffe der Berathung über. das vorliegende Geſetz 
auöfprechen und zwar folgenden: In der Lifte der Ruhege: 
halte kommen verfchiedene beträchtliche Poften vor, welde 
im Ausland verzehrt werden. Da aber nun gegenwärtig 
ein fo bedeutender Geldmangel im Inlande bericht, fo 
wünfche ich: 

die Staatöregierung möge ihre Geldmittel zu vermeh⸗ 
ren fuchen durch das Einhalten ſolcher Ruhegehalte, 
weldye im Auslande verzehrt werden. 

Der Präfident: Auch diefer Gegenftand gehört nicht 


zu unferer heutigen Berathung. 


Der Abg. Volhard: Er gehört meiner Anficht nach 
doch dazu. Denn wir berathen hier darüber, wie ber 
Staatöregierung Geld zu verfhaffen fr - - 
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Der Bräfident: Ich will der Anficht des Abgeord> 
neten Bolhard in der Sache felbft nicht widerfsrechen. Es 
läßt fich" viel dafür fagen; aber heute ift die Zeit nicht, daß 
wir. über dieſen Gegenftand discutiren. Er fteht mit der 
Anlehendfrage nicht in dem geringften Zufammenhange. 

Der Abg. Schend: Wir berathen heute über einen 
Geſetzesentwurf, der uns von der Staatöregierung vorgelegt 
ift. Der Antrag, den der Abgeordnete Volhard aber foeben 
geftelt hat, ift Fein, Amenderhent, fondern ein ganz neuer 
Gegenftand, über weldyen daher bier nicht berathen wer: 
den kann. | | 

Der Abg. Volhard: Er enthält aber einen Wunſch, 
den man gelegentlich dieſes Gefeßed der Staatöregierung 
ganz gut vortragen Fann. 

Von mehreren Abgeordneten wird bemerkt, daß, wenn 
der Abgeordnete Volhard feinen Antrag verfolgen wolle, er 
deßhalb einen befonderen Antrag ftellen möge. 

Der Prafident fchließt hierauf die öffentlihe Sitzung 
und läßt in geheimer über folgende Fragen abflimmen: 

1) Nimmt die Kammer den Art. 1 ded Gefegedentwurfs, 
‚die Aufnahme eines Anlehens zum Zwed der Beftreis 
tung außerordentlicher Bedürfniffe des Staats be: 
treffend, an? | 

Diefe Frage wird einflimmig bejaht. 

2) Nimmt die Kammer den Art. 2 ded Gefegesentwurfs, 
die Aufnahme eined Anlehend zum Zwed der Beftreis 
tung außerordentlicher Bedürfniſſe ded Staat ber 
treffen, an? 

Diele Frage wird einftimmig bejaht. 

3) Nimmt die Kammer den Art. 3 ded Geſetzesentwurfs, 
die Aufnahme eined Anlehens zum Zwed der Bes 
fireitung außerordentlicher Bedürfniffe ded Staats be- 
treffend, an? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

4) Nimmt die Kammer den Art. 4 des Geſetzesentwurfs, 
die Aufnahme eined Anlehens zum Zwed der Bes 
ftreitung außerordentlicher Bedtirkniffe des Staats be: 
treffend, an? 

Dieſe Frage wird einſtimmig bejaht. 

5) Nimmt die Kammer den Art. 5 des Geſetzesentwurfs, 
die Aufnahme eined Anlehend zum Zwede der Be: 
ftreitung außerordentlicher Bedürfniffe des Staats bes 
treffend, an? 

Diele Frage wird einftimmig bejaht. 

Protokolle z. d. Verh. d,2, Kam. II. Bd. 36 
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6) Nimmt die Kammer den Art. 6 des Geſetzesentwurfs, 
die Aufnahme eines Anlehens zum Zweck der Be— 
ſtreitung außerordentlicher Bedür niſſe des Staats be: 

| treffend, an? Ä 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. | 

7) Nimmt die Kammer den Art. 7 des Sefegesentwurfß, 
die Aufnahme eines Anlehend zum Zwed der Bes 
ftreitung außerordentlicher Bedürfniffe des Staatd bes 
treffend, an? 

Dieſe Frage wird einflimmig bejaht. | 

8) Nimmt die Kammer den Art. 8 des Geſetedentwurfs, 
die Aufnahme eines Anlehens zum Zwecke der Be— 
ſtreitung außerordentlicher Bevürfniffe des Staat be: 
treffend, an? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

9) Nimmt die Kammer den Art. 9 des Gefeßedentwurfs, . 

die Aufnahme eined Anlehend zum Zwede der Be: 
ftreitung außerordentlicher Bedürfniffe ded Staats bes 
treffend, an? 

Diele Frage wird einftimmig bejaht. 

10) Wil die Kammer den vom Ausfhuß zum Art. 9 des 
Gefegedentwurfd vorgefchlagenen Modift cationen beis 
treten und demgemäß befchließen, daß etwa flattfins | 
dende Aufkündigungen von Seiten der Gläubiger in 
das alljährlich abzutragende Zehnttheil der Schuld ein- 
zurechnen feien, und daß die Auffündigungen jedeömal - 
am Ende, des Zindjahrd einzutreten haben? | 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht. 

11) Nimmt die Kammer den Art. 10 des Geſetzesentwurfs, 
die Aufnahme eines Anlehens zum Zwecke der Be: 
ftreitung außerordentlicher Bedürfniffe des Staats be 
treffend, an? 

Diefe Frage wird einftimmig bejaht, 

12) Nimmt die Kammer den Art. 11 ded Geſetzesent⸗ 
wurfs, die Aufnahme eines Anlehend zum Zwecke der 
Beftreitung außerorbentlicher Bedürfniffe des Staats 
betreffend, an? 

Diele Frage wird einſtimmig bejaht. 

13) Nimmt die Kammer den Art. 12 ded — 
die Aufnahme eines Anlehens zum Zweck der Bes 
ftreitung außerordentlicher Bedürfniffe ded Staatd be 

. treffend, an? 
Diefe Frage wird einflimmig bejaht. 


den 12. Mai 1848, 13 
Der Präfident: Ihließt hierauf die Sikung, indem er 
die nächfte unter näherer Beſtimmung der Tagesordnung 


auf Mittwoch der 17. Mai diefes Jahres Vormittags 9 Uhr 
anberaumt. ; 


Zur Beglaubigung: 
Heffe, Werner, Elwert, 


eriter Präſident. - zweiter Präfident, Sefretär. 
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Dreiundfünfzigfte Sitzung 


in dem Gitungsfaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. | 


Darmftadt, am 17. Mai 1848. 


’ 
te 


Unter dem Borfik bed Präfidenten Heffe. 
Gegenwärtig: 38 Mitglieder der Kammer. 


— — — — — 


J. Das Protokoll der 47. Sitzung wird vorgelegt. 

II. Als neue Eingaben werden bekannt gemacht: 

1) Erlaß der erfien Kammer, die von derfelben vorge: 
nommene Wahl des landftändifchen Perfonald der 
Staatsſchuldentilgungskaſſe betreffend. 

2) Erlaß der erften Kammer, den Gefeßedentwurfd, die 
Aufnahme eined Anlehns von 1,000,000 fl. zum Zwecke 
der Beftreitung außerordentlicher Bedürfniffe betreffend. 

3) Beihwerde der Stadt Erbach, Landrathöbezirt Er: 
bach, die Heimathöberechtigung des Georg Müller 
von Güterdöbach betreffend, 

4) Antrag ded Abgeordneten Cretzſchmar, dad von dem 
Großherzoglich Hefliihen Bundestagsgeſandten in der 
aa abgegebene Separatprotofoll vom 
4.0 M. i : 


(Beil. Nr, 412.) 
5) Vorftelung der Gemeinden Lampertheim, Bürftadt, 
Hofheim, Biblis, Wattenheim, Bobfladt und Nord: 
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heim, den Tarif der Gebühren bei der Rheinüberfahrt 
zu Wormd betreffend. 
-6) Antrag ded Drtövorftanded zu Oberroden, Kreiſes 
Offenbach, die Erhöhung ded Einzugsgeldes der dort 
in der Gemeinde zu Recipirenden betreffend. 


Die Eingabe unter Nr. 6 wird an den zweiten, die 
Eingaben unter Nr. 3, 4 und 5 an den dritten Ausſchuß 
aut Berichtöerftattung verwiefen. Zu der Cingabe unter 

r. 2 wird gemeinichaftliche Adreſſe befchloffen und die 
Eingabe unter Nr. 1 ad acta genommen. 


| II. Hierauf werden Berichte erflattet, Namens des er: 
fien Ausichufles 


1) durch den Abgeordneten von Riedeſel: 


a) Ueber die Nechenichaftsablage ded Großherzoglichen 
Kriegdminifteriums über die Verwendung der auf 
dem — von 1844 und 1845 für Ausrüs 
ftungsgegenftände verwilligten Fonds. 

(Beil. Nr. 413.) , 

b) Ueber den Vortrag des Oberften Schmidt, die defi> 
nitive Nechenfchaftsablage über die Verwendung 
der für die Erweiterung der Reiterkaſernen zu 

‚ Darmftadt und Butzbach vermwilligten Gelder be: 


treffend. 
(Beil. Nr.. 414.) | 
c) Ueber die Vorlage eines neuen Etats für dad Com: 
mandement Darmftadt durch dad Großherzogliche 
Kriegsminifterium. 
| (Beil. Nr. 415.) 
2) durch den Abgeordneten Volhard, Namens des dritten 
Ausſchuſſes, 
über die Bitte der Wolltuchmacherzunft zu Alsfeld, 
den Verfall ihres Gewerbes betreffend. 
(Beil. Nr. 416.) 


Der Abg. von Steinherr bittet hierauf ums Wort 
und bemerkt, nachdem er foldhed erhalten, Folgendes: 
Meine Herren, ih mar nahe an vier Wochen abwefend 
und bin den Kammerverhandlungen nur durch die Zeitung 
gefolgt. Geſtern ift mir die heutige Tagesordnung durd) 
die Poft zugefommen und wenn ih auch die Wichtigkeit 
vieler Gegenftände, die darauf verzeichnet find, durchaus 
nicht verfenne, fo glaube ich doch, Daß der gegenwärtige 
Augenblick, dem wohl Feiner an Aufregung ‚gleichen dürfte 
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in der deutſchen Gefchichte, ein Augenblid, von bem das 
Wohl und dad Wehe der gefammten deutichen Nation, ja 
ihre ganze Eriftenz abhängig ift, nicht der geeignete fein 
‚möchte, um ruhig zu berathen über die. Verbefferung des 
Volksſchulweſens, um ruhig — berathen über die Einfüh— 
rung der Presbyterial⸗ und Synodalverfaſſung für die pro: 
teftantifche Kirche im Großherzogtbum Heffen. Das Pu: 
blifum, unter welchem ich mich bisher bewegt habe, theilt 
diefe Anfiht. Die Stimmung ift im Lande allgemein eine 
fehr gedrüdtee Der Bundestagsbeihluß vom 4. d. M., 
dad Promemoria des Hefliihen Bundestagsgeſandten über 
den Entwurf der fünftigen Verfaffung Deutfchlands an die 
‚Bundedverfammlung, hat die höchfte Senfation und den 
unangenehmften Eindrud im Lande erregt. Und wenn man 
auch Feine Reaction nach dem alten Styl fürchtet, fo hat 
ſich docdy der Gemüther allgemeines Mißtrauen bemädhtigt. 
Man erwartet nur noch von der eigenen Kraft die glüd: 
liche Löfung der obſchwebenden Fragen, die Rettung aus 
einem Zuftande, der jeden Augenblid verwidelter wird. 
- Darum wüniht man vor Allem die allgemeine und geſetz⸗ 
lihe Organiſation der Bürgerwehr, und ich erlaube mir 
daher an den Herrn Präfidenten die Frage zu richten, 
warum dieſes Gefeß noch nicht in der Kammer berathen, 

und warn ed etwa auf die Zagesorbnung kommen dürfte? 
| Der Präafident: Wenn der Abgeordnete von Stein: 
herr inzwiichen unferen Berhandlungen gefolgt wäre, würde 
er die Gründe, warum: diefer Gefegesentwurf noch nicht zur 
Berathung gekommen ift, felbft ermeflen. Der Ausfchußs 
bericht ift erft in den legten Tagen erftattet, er ift jetzt erſt 
- gedrudt, und ich muß bei der Wichtigkeit des Gegenftandes 
jedem Mitgliede der Kammer einige Zeit laflen, fich mit 
dem Inhalt ded Berichtes gehörig befannt zu machen. Zus 
dem ift der Berichtderftatter nicht einmal anwefend. 

Auch bin ich der Anficht, daß der Bericht über den 
Sefegedentwurf, die DOrganifation der Verwaltungsbehörden 
im Großherzogthum betreffend, zuerft auf die Zagesordnung 
gehört, weil wir.vor Allem Behürden haben müflen, durch 
welche die Volksbewaffnung demnächft in dad Leben gerus 
fen werden kann. ch werde daher den Bericht über den 
Gefebedentwurf, die Organifation der Behörden betreffend, 
‚vor dem über dad Bürgerwehrgeſetz erflatteten auf die Ta⸗ 
gesordnung feßen. 

Der Abg. von Steinherr: Ich gebe das zu, indeflen " 

ift, fo viel ich mich erinnere, fchon vor mehr ald vier Wo— 
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chen die Borlage Über das MWehrgefeh in die Kammer ge: 
kommen und ich glaube, wegen der Wichtigkeit der Sache 
und mit Küdfiht auf die Wünfche des Landes, wäre ed 
angemefjen geweien, diefen Gegenftand vor Allem 'zu er: 
ledigen. 

Der Präfident: ES kommt mir nicht zu, die Mit: 
glieder des Ausichuffes gleihfam zur Verantwortung zu zies 
ben, warum fie über einen fo wichtigen Gegenftand nicht 
in kürzerer Zeit Bericht erftattet haben. Ueberdieß kann ich, 
da ich ſämmtlichen Ausfhußverhandlungen beigewohnt habe, 
der Kammer die. Berficherung geben, daß von dem Aus 
fhuß mit Gründlichfeit und Umfiht und überhaupt auf 
eine MWeife zu Werke gegangen ift, die der Wichtigkeit des 
Gegenftandes vollfommen entipricht. | 

Der Abg. von Steinherr: Der Herr Präfident vers 
kennt ganz meine Abficht, wenn er in meinen Worten Bor: 
würfen gegen ſich oder‘ den Ausfhuß begegnen zu müjjen 
glaubt; Belchleunigung wünfce ich und endliche Erletigung 
der dringendften Vorlagen, fowie den dadurd möglichen 
Schluß der Kammerfigungen; darum habe ich auch nod 
nicht geſchloſſen, und wenn es der Herr Prafident daher 
erlaubt, fo werde ich in meinem Vortrage fortfahren, 

Es ift außerdem im Lande der Wunfch, daß diefe Kam: 
mer aufgelöft werde Man findet nicht mehr in ihr den 
Ausdrud des Volkswillens, befonderd nach den Verhältnif: 
fen, wie fie ſich jegt geftaltet haben. Ich glaube daher, Daß, 
wenn wir dad MWehrgeieg discutirt haben, die Staatöregies 
rung die. Kammer auflöfen follte und es ihr alödann zu 
überlaffen wäre, durch eine von beiden Kammern fanctionirte 
Drdonnanz eine fünftige Ständeverfammlung, gewählt in 
der Art, wie die Abgeordneten zur conflituirenden Verſamm— 
lung in Frankfurt, einzuberufen, Ich ftele darum förmlich 
den Antrag: | 
daß die Kammer der Staatöregierung den Wunſch 
audiprechen wolle, die Ständeverlammlung aufzulöfen, 
fobald dad MWehrgefeg discutirt ift, 
und ich fühle mich zu dieſem Antrage um fo mehr verpflich- 
tet, ald ich die Provinz Rheinheſſen flatt durch 12, nur 
durch 4 Abgeordnete in diefem Saale vertreten ſehe und ich 
es mit meiner Ueberzeugung ‚nicht vereinigen kann, ferner 
zur Sanctionirung geleßlicher Beichlüffe in einer Kammer 
mitzuwirken, in welcer die Provinz, der ich angehöre, in 
einem uur fo unverhältnißmäßig Fleinen Maße repräfentirt 
und vertreten ift. - 
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Der Abgeordnete Behlen und einige Andere unterftügen 
den Antrag des Abgeordneten von Steinherr. 

Der Präfident: Wenn ein folcher Antrag geftellt wer: 
den full, fo muß derfelbe fchriftlich eingereicht werben. 

Der Abg. von Steinherr: Dann werde ich einen 
ſchriftlichen Antrag einbringen. 

Der Abg. Hillebrand: Es ift mir auch von Gießen 
aus die Aufforderung zugefommen, in der verehrlichen Kams 
mer baldmöglichſt den Gegenftand, welchen der Abgeordnete 
von Steinherr foeben berührt hat, zur Sprache zu bringen. 
Sch will mich nun diefed Auftrags dadurch entledigen, daß 
ich mich dem anfchließe, was der Abgeordnete von Steinherr 
‚vorgetragen bat. 

Der Abg. Heldmann: Bekanntlich ifi bereitd ein ähns 
licher Antrag von dem Herrn zweiten Präfidenten Wernher 
geftelt worden. Diefer Antrag wurde an den dritten Aus— 
ſchuß verwiefen und ift darauf mir zur Berichterftattung 

-zugetheilt worden, Sch habe darüber fogleich Communication 
mit der ÖStaatöregierung gepflogen, aber bis heute nod) 
feine Antwort darauf erhalten. Sowie eine ſolche Antwort 
eingelaufen ift, werde ich den Bericht erflatten und die Kam⸗ 
mer wird darüber verhandeln, ohne daß noch ein befonderer 
Antrag deßhalb geftellt zu werden brauche. 


IV. Die Tagesordnung führt hierauf zur Berathung: 


A. über den Antrag der Abgeordneten Frank und Preus _ 
Ber, die Verbefjerung des Volksſchulweſens betr. 


: 2. Verlefung des Antragd und ded Ausfchußberichtd 
emerft: 

Der Abg. Lerch: Der Anficht des Ausſchuſſes ſtimme 
ich im Allgemeinen bei. Indeſſen fragt es fi, ob zur Ex: 
gänzung des gefammten Volkserziehungsweſens ſich nicht 
aud zu gleicher Zeit eine NReorganifation des Univerfitätd- 
wefend anreihen müffe, und ob überhaupt diefer Gegenftand, 
der für die moralifche-und politifche Zukunft Deutſchlands 
von fo hoher Wichtigkeit ift, in feinen Hauptgrundzügen 
nicht von der conftituirenden Berfammlung in Frankfurt 
- beachtet und beregt werden fol. 

Der Abg. Hillebrand: Sch geftehe ger, daß ich im 
Ganzen mit der Anficht ded Abgeordneten Xerch überein: 
flimme, daß nämlich das Unterricht3: und Schulwefen über: 
haupt im Zufammenhang möchte vorgenommen und einer 
durchgreifenden Meform unterworfen werden, daß alfo aud) 
die Univerfitätd» und Gymnafialftudien in näherer Beziehung 


— 
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zum Volksſchulweſen aufzufaſſen ſind. Nur ſcheint mir, daß 


das Letztere vor allem Anderen eine Reform dringend be— 


dürfe; denn auf dem Grunde der verbeſſerten Bildung ruht, 


meiner Ueberzeugung nach, vorzugsweiſe die politiſche Rege— 
neration des Volks. Es kommt vornehmlich darauf an, daß 
die unteren Schichten des Volkes nicht bloß mit allerlei 


Kenntniſſen verſorgt oder gleichſam geſtopft werden, ſondern 


es iſt nothwendig, daß eine freie Entwickelung des Volks—⸗ 


und Menſchenbewußtſeins zugleich mit gefördert werde. Man 


hat freilich viel geſchrieben und gerühmt von deutſcher Wolf: 


‚bildung; aber was war ed am Ende? Es war eben mehr 


ein bloße Schulfüttern, ald eine Bildung ded Menfchlichen 
im Menfchen. Daher rührt ed denn auch, daß in den un: 


teren Schichten ded Volkes noch in mancher Hinficht eine 
"Art Barbarei herrfcht und daß gewiſſe bedauerliche Ercefle, 


von denen wir Zeugen fein mußten, zum Theil noch aus 


dieſer mangelhaften Volkserziehung herzuleiten find. Aber 


aud ganz abgefehen davon, fo wird unfere ganze nationale 


Selbſtthätigkeit, meiner Anfiht nad, nicht‘ eher einen. fiche: 
ren Boden gewinnen, ald bid der Volföbildung. eine wahr: 


haft freie nationale Entwidelung vermittelt wird. Ob der 


"Bauer etwas mehr oder weniger von der Arithmetif verftehe, 


madıt die Sache nicht aus. Dieß find nun die Gründe, 
die mich vorzugsmeife beftimmt haben, das Volksſchulweſen 
für fich bier zunächft hervorzuheben. Anfänglich lag es in 
meiner Abficht, in meinem Neferate das geſammte Unter: 
richts- und Erziehungsweſen in durchgreifender Wechfelbezies 
hung aufzufaflen; allein die Erwägung theild der Dring- 
lichkeit der Sache, theild der Möglichkeit, eine befondere 


ſyſtematiſche Einrichtung des vorliegenden Gegenftanded ohne 
‚Gefahr eintreten zu laffen. hielt mich von der beabfichtigten 
‚Ausführung zurüd, Man kann bei einer Sonderbearbeitung 


des Volksſchulweſens (der Elementar- wie Realfchulen) fo 


verfahren, daß gleihfam eine Brüde bereitet wird, um fpä= 


ter von bier zu den Gymnafien und der Univerfität ohne 
Zwang hinüber zu gelangen. 


Sch erlaube mir nun, da einerfeit3 die Sache drängt, 
andererfeitd ®och auch nicht übereilt werden darf, einen 
felbitftändigen Antrag zu dem des Ausfchußberichts hinzus 
zufügen. Diefer Antrag geht dahin: 

„Die verehrliche Kammer möge die Staatörggierung 
erfuchen, fofort unter Zuziehung von Männern von 
Fach eine Commiſſion zu ernennen, welche ‚vorläufig 
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- den DOrganifationdplan für dad ganze Volksſchulweſen 
im Entwurf auszuarbeiten haben würde.“ - 

Es geichieht dann doch gleich wenigftend Etwas; es 
"wird eine Grundlage bereitet für die demnächftige Endbear: 
beitung der Sache. - Der Gegenftand wird einftweilen viel: 
feitig beleuchtet werden fünnen und fi dann, wenn etwa 
die -conflituirende Nätionalverfammlung ſich aus dem allge: 
meinen Nationalgefichtspunfte darüber ausgeiprochen haben 
wird, in Ausführung bringen laſſen. | 

Der Abgeordnete Lerch unterftügt den Antrag des Ab» 
georöneten Hillebrand. - 

Der Abg. Lotheißen: Sch unterflüge den Antrag des 
Abgeordneten Hillebrand ebenfalls, insbefondere, weil er aus 
: Männern von Fach (Schulmännern) die Commilfion haupt: 
ſächlich zufammengejest fehen will. 

Der Abg. Preußer: Es läßt fi gewiß nicht ver: 
fennen, daß eine umfaflende Reform des gefammten Unters 
richtöwefend von der unterften Stufe bis zu der Univerfität 
hinauf nothwendig erfcheint, aber zugleich in der Unruhe der 
Gegenwart nicht fo leicht ausgeführt werden kann. Allein 
‘dad Hinauöfchieben der definitiven Bearbeitung eines Ges 
ſetzes ſchließt doch wohl nicht die proviforifche Abftelung von 
Mipftänden ıc. aus, Sft dad Schulwefen überhaupt von 
ſo unendliher Wichtigkeit, fo darf es nicht vielleicht Jahre 
lang in einem Zuftande der Unficherheit gelaffen werden, 
um fpäter eine bejlere allgemeine Reorganifation zu em— 
pfangen; denn auch die Gegenwart möchte ihre Rechte 
fordern. Es tritt noch ein befonderer Umſtand ein, der 
eine Mafregel nothwendig macht, indem wegen Ber: 
Anderung der abminiftrativen Organifation im Großherzog— 
thum die Mittelbehörden für dad Volksſchulweſen, nament: 
lich die Bezirksfchulcommiffionen, factiſch ihrer Auflöfung 
nahe ftehen. Sollte die dadurch entftehende Lücke vor der 
Hand unausgefüllt bleiben, fo werden dadurch Nachtheile 
eintreten, die vielleicht fpäter fchwer zu verbeflern find. 
Man treffe alfo folche ‚proviforifche Einrichtungen, welche 
dad Beftehende nicht verlegen und zugleich einen Fortſchritt 
‚zu einer fünftig befjeren beurfunden. Dahin gehört eine 
angemefjene Reorganifation der Bezirksſchulcommiſſion und 
eine Verftärfung des Oberſchulraths durch außerordentliche 
Mitglieder von gehöriger Sachkenntniß, fo daß ohne Schwier 
rigfeit für gewiſſe Fälle eine Art Schulfynode gebildet werde. 
Ebenfo bin ich damit einverfianden, daß, wenn ein foldhes 
Geſetz ausgearbeitet. werden fol, vorerft eine Commiſſion 
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"gefchaffen werden muß, die der Staatöregierung zur Seite 
ſtehe. Sch unterftüge daher den Antrag ded Abgeordneten 
Hillebrand, der noch eine befondere Anregung dazu gibt, 
und werde mid, hiernady aller weiteren Ausführungen vor 
der Hand enthalten. | 

Der Abg. Volhard: Einverſtanden mit dem Antrag 
des Abgeordneten Hillebrand, wünſche ich, daß die Unter: 
ſuchungen der Commiffion noch ausgedehnt werden auf die 
Befoldungdverhältniffe der Volksſchullehrer, indem die Be: 
-foldungen diefer Lehrer großen Theild fo gering find, daß 
fie unmöglich das leiften können, wad man von ihnen ver: 
Br eine Verbeſſerung derfelben dringend nothwendig 
ericheint. 

Der Abgeordnete Behlen und mehrere Andere erklären 
fi mit dem Wunſche ded Abgeordneten WVolhard einvers 

anden. 

Der Abg. Heldmann: «Daß unfer Vollöfchulmelen 
in der Wurzel bisher nichts getaugt hat, davon bin ich 
ſchon lange vorher überzeugt geweſen, ehe ich ald Mitglied 
diefer Kammer gewählt wurde, und ich muß befennen, daß, 
wenn nicht von anderen Abgeordneten ein Antrag auf ganz 
liche Reform des Volföfchulmefend geftellt worden wäre, ih 
gewiß diefen Antrag in die Kammer gebracht haben würde. 

Es hat mich gefreut, im Ausfhußbericht zu ſehen, daß 
man noch viel weiter gegangen iſt, daß man die Verbeſſe— 
rungen noch weiter ausdehnen will, ald die Antragfteller 
felbft bier ausgedehnt haben wollten, Ich bin auch ganz 
mit dem einverftanden, was der Abgeordnete Lerch bemerft 
hat, daß man diefe Berbeflerungen auf das Univerfitätäwes 
fen ausdehnen folte. Unfer Lehrweſen muß eine, Volksan— 
ſtalt fein, nicht eine Anftalt, die man zu polizeilichen Zwecken, 
zur Knechtung ded Volkes, zur Unterdrüdung der freien 
Entmwidelung der Geiftesthätigfeit benugen kann, wie man 
dieß bisher in den Schulen gethan bat. 

Sch bin mit dem Antrag des Abgeordneten Hillebrand 
vollfommen einverftanden und glaube, daß in demfelben aud) 
die Verbeſſerung der Stellung der Volföfchullehrer einbe: 
griffen iſt. Wir können an feine freie Entwidelung, an 

eine freie Thätigkeit des Geiſtes bei einem Schullehrer den: 
fen, fo lange derfelbe in einer drüdenden Lage fich befindet, 
Er muß die Mittel haben, anftändig zu leben, er muß mit 
Freude, mit Liebe fich feinem Gefchäft widmen können; erft 
dann können wir ein fegendreiched Wirken von einem Volks: 
fchullehrer, wie von jedem anderen Lehrer erwarten. Sch 


- 
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fchließe mid) alfo, wie bemerkt, dem Antrag des Abgeord⸗ 
neten Hillebrand an und ftehe davon ab, weitere Gründe 
bier anzugeben, warum das Volksſchulweſen fo verberbt ift, 
weil dieß zu einer fehr weitläufigen Discuffion führen 
würde, die, meiner Anfiht nach, bier niht am Orte ift. 


Der Abg. Hillebrand: Da der Abgeordnete Vol⸗ 


hard und auch der Abgeordnete — auf einzelne 
Punkte hingewieſen haben, fo will i 

in der SSntention des Berichtderftatterd und auch wohl in ber 
des Audfchuffes gelegen geweſen, daß folgende Gegenftände 
vorzugömeife und wefentlich bei einer demnächftigen durchs 
greifenden Reorganifation des Volksſchulweſens berüdfichtigt 
werden müflen. | 

Dad Erfte ift die vollftändige Trennung der 
"Schule von der Kirche. Diele Trennung wird, aud) 
abgefehen von allerlei fonftigen Rüdfichten, deßwegen noth⸗ 
wendig, weil dad firchliche Verhältniß ſich ſo geftaltet bat, 
daß die bisherige Stellung der Kirche zur Schule Fünftig- 
hin gar nicht mehr haltbar bleibt. 

Der zweite Punkt wäre dann eine völlige Reor: 
ganifation des Volksſchulweſens in didactiſcher 
und pädagogifcher Hinſicht, alfo fowohl in Beziehung 
auf Alles, was Unterrichtögegenftände und Methode, als 
auch was Erziehung betrifft. Dahin gehört auch die Frage, 
ob für die Folge noch Confeſſions- oder bloße Communal: 
fehulen beftehen follen. 

Ein dritter Punkt betrifft die amtliche Stellung der 
Lehrer, indem diefe fich bis jest in einer höchft demüthigen⸗ 
den, gedrüdten Lage befanden. Ihre Stellung war und ift 
eine durchaus erceptionelle; denn die Volkslehrer zählen ja 
nicht einmal zu den Staatödienern. Auch die Beſol⸗ 
dungsverhältniſſe derfelben fallen unter diefe Rubrik. 

Biertend kommt 'die Lehrerbildung in Betracht. Dieß 
ift nun ein höchft wichtiger Punkt. Die Lehrerbildung, wie 
- fie bisher flattfand, war eine überaus mangelhafte, mehr eine 
Berfrüppelungdmethode, als eine geiftesfördende Mit den 
Seminarien it wenig gethan, im Gegentheil, fie dienen fo, 
wie fie bisher beftanden haben, eher dazu, den pädagogiſchen 
Beruf der Lehrer zu gefährden, ald ihn wahrhaft vorzubes 
reiten. In diefer Beziehung namentlic) müßte eine durch» 
weg neue Ordnung ind Leben gerufen werden. Der Volks⸗ 
lehrer fol in der Mitte ded Volkes, unter feinen Augen und 
umgeben von feinen Bedürfniſſen fich zu feinem Amte ers 
tüchtigen. Wie überhaupt, fo follte in Zukunft aud bier 


nur bemerken, wie e8 
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eine möglichft freie Wechfelwirfung der Stände und Stand: 

punfte eintreten. Daher muß die Volfälehrerbildung mit. 
der Bildungsweife der gelehrten Schulmänner in engerer Bes 
ziehung gefeßt werden. Beide müjlen fich die Hände bieten, 
beide von einander lernen, beide unter dem gemeinfchaftlichen 
Princip der Menſchheit, der Nativnalität und der vernünf: 
tigen Freiheit padagogifch gebildet und für ihren Beruf ge 
weihet werden. Dazu wäre ed wohl, um nur vorläufig- 
einen ungefähren Vorſchlag gleichſam hinzumerfen, angemefs 
fen und rathfam unter Aufhebung der einzelnen Seminarien 
(bei denen hinfort ja ohnedieß ſchon das confelfionelle Moment 
feine Trennung mehr bilden kann) eine Art pädagogilche 
Landesanftalt an der Landesuniverfität zu errichten, in 
welcher fowohl diejenigen, die fich Fünftig dem Gelehrtenfchul- 
amte widmen wollen, ald auch diejenigen, die fi) dem Volks⸗ 
lehrberufe zuwenden, wenigftens in Abfiht auf Methode und 
wefentliche Grundfäße eine gleichmäßige pädagogifche Anleis 
tung theoretifch wie praftifch erhalten Fönnten. So würden 
beide Kactoren unferer Nationalerziehung und Nationalbils 
dung zu einer wirffamen Einheit gleich urfprünglich zufam: 
mentreten. Dabei müflen alle unnatürlihen Zwangsmaßre: 
geln und Fünftlihen Zreibhausmittel, wie fie bei den Se 
minarien noch obwalten, hinmwegfallen. 

Endlich bedarf das Volksſchulweſen einer gänzlichen Re⸗ 
organiſation der Behörden. Ohne dieſe würde natürlich 
alles andere Beſſern und Reformiren nichts helfen. Hier: 
mit habe ich vorläufig auf die Punkte hingewieſen, welche 
bei dem Entwurf zu einer Reorganiſation des Volksſchul⸗ 
weſens vorzugsweife ind Auge gefaßt werden müflen. 

Der Abg. Dtto: So Manches auch fchon zur Ber: 
befjerung des Volksſchulweſens -gefchehen ift, fo entbehrt 
doch immer noch die Volföfchule der Stellung, welche ib: 
vem wichtigen Zwed entipriht. Immer noch ſchwankt fie 
zwifchen der Kirche, dem Staat und den Gemeinden „ ohne 
daß der Lehrer weiß, wem er angehört, ob der Gemeinde, 
welche ihn befoldet, oder der Kirche, deren Geiftliche ihn 
beauffichtigen, oder dem Staat, der ihn prüft, ihn für be 
fähigt erklärt, ihn anftellt, der auch feine Abjegung und 
fogar im Adminiftratioweg verfügen fann. Die Schullehrer 
befinden ſich alfo der Staatöregierung gegenüber in einer 
fehr precären Stellung, die ihnen Pflichten auferlegt, obne 
ihnen Rechte zuzuerfennen. Es ift daher vor allen Dingen 
— daß ſeine Stellung eine rechtliche Grundlage 
erhalte. 
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An vielen Drten haben fodann die Schullehrer nur einen 
Gehalt von 150 fl., der nicht hinreiht, um nur die aller. 
nöthigften Lebensbedürfniffe zu befriedigen, und doch erwars. 
tet man von einem foldhen Manne, der mit Elend und. 
Kummer zu kämpfen bat, daß er der- Schule Geift und 
Leben einhaucht. Die Verhältniffe müffen offenbar eine ges 
deihliche Entwidelung der Schule hindern und ich erwarte. 
daher, daß auf diefe Verhältniffe in dem vorzulegenden Ges 
- fegesentwurf die gebührende Rüdficht genommen werde. 
Der Abg. Lerch: Indem ich den Antrag des Abgeords 
neten Hillebrand unterftüßt habe, bin ich von der Voraus— 
fegung ausgegangen, daß auch das Loos der Volksſchulleh— 
ver, namentlich ihre Beſoldungsverhältniſſe, einer Verbeſſe— 
rung bedürfte; es erfordert dieß jedenfalls die Gerechtigkeit 
und die Menjchlichkeit.. 


Da nichtö weiter bemerkt wird, fo eröffnet der Präfident. 
die Berathung | 


B. über die Petition des Heſſiſchen Wolfölehrerftandes, 
um Berbefferung des Volksſchulweſens. | 

Nach vorausgeſchickter Einleitung bemerft: | 

Der Abg. Hillebrand: Ich habe nach der ausführ: 
liben Diöcuffion über den Antrag der Abgeordneten Frank 
und Preußer über den in Trage fiehenden Gegenftand für 
heute eigentlich nichts mehr 5 fagen, fondern nur noch ei= 
nen Fleinen Nachtrag zum Berichte felbft zu liefern. Bor 
einigen Tagen ift mir nämlich von dem Herrn Freiprediger 
Laudhard dahier im Namen einer großen Anzahl Volks; 
fchullehrer des Großherzogthums (65) eine weitere Petition 
an die verehrlihe Kammer eingehändigt worden. Diele 
Borftelung bezieht fih, im Ganzen genommen, auf diefel- 
ben Punkte, weldhe in den von dem Ausfchußberichte be— 
reitd vorgetragenen und foeben von der Kammer berüdjich- 
tigten Petitionen zur ‘Sprache gebracht worden find. "Ich 
glaube deßhalb, daß diefer Gegenftand damit feine Erledis 
gung findet, 

Da nichts weiter bemerkt wird, fo fchließt der Präfident 
die Berathbung über den vorliegenden Gegenfland und er: , 
öffnet diefelbe: 

C. über den Antrag ded Abgeordneten Dtto, auf Einfühs 
rung einer Preöbyteriale und Synodalverfafjung für 
die proteftantifche Kirche im Großherzogthum Heſſen. 

Nach voraudgefchidter Einleitung bemerkt: 


- 


.n 
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Der Abg. Hillebrand: Ich babe auch über diefen 
Gegenftand einen felbfiftändigen weiteren ‘Antrag zu ftellen, 
wodurch derſelbe vielleicht für die gegenwärtige Discuffion 
mehr begrenzt werden kann. Zunächſt will id zu pos. 6 
des Ausichußberichtd nur beiläufig bemerken, wie ed ſich 
hierbei von felbft verfteht, daß, wie alle gefellichaftlichen 
Verbindungen, fo auch die firchliche, immer unter der Aufs 
fiht des Staates bleiben muß, und daß daher auch die bes, 
üglichen Verhältniffe nach den allgemeinen Grundfägen des 
Selelfchaftörechts zu beurtheilen und zu beflimmen find. 
Was nun aber den beabfichtigten Antrag felbft angeht, fo 
flimmt er mit dem, weldyen ich bei der Frage über das 
Volksſchulweſen geftellt habe, ungefähr überein. Sch habe 
ſchon früher vernommen, daß die Staatdregierung damit 
umgeht, . eine Commiſſion hinſichtlich der proteftantifchen 
Kirchenangelegenheit zu beſtellen. Nach meinem Dafürbals 
ten follte indefien eine foldhe beabfichtigte Commifjion eine 
allgemeine Tendenz haben, fie folte, meiner Ueberzeugung 
nad), vor Allem die Frage in Erwägung ziehen, wie die 
nun einmal nothwendig gewordene Zrennung der Kirche 
vom Staate näher zu beftimmen und mie überhaupt Die 
bezüglichen allgemeinen Rechtöverhältniffe des Kirchenweſens 
dem Staate gegenüber zu begrenzen, für die Zukunft zu 
faffen und zu verftehen feien. Mein Antrag geht alfo nicht 
auf eine Commiffion vom partifularen confeflionellen Ges 
fihtspunft aus, fondern auf eine Commiffion aus dem Ges 
fichtöpunfte des Kirchenwefend überhaupt, zum Behufe der 
Beftimmung der allgemeinen kirchlichen Rechtöverhältnifie 


‚ überhaupt. 


Der Abg. Otto: Wenn ich in meinem Antrag einzelne 
die Kirchenverfaffung betreffende Punkte angedeutet habe, 


ſo wollte ich dadurch Feine Einmiſchung der politifchen Ge: 


walt in die inneren Angelegenheiten der Kirche herbeiführen, 
ſondern nur die Einführung einer Verfaſſung anregen, die 
der proteſtantiſchen Kirche die ſelbſtſtändige Verwaltung 
ihrer inneren Angelegenheiten und ſomit ihre Unabhängigkeit 
ſichert. Auch hielt ich nicht für nöthig, darauf anzutragen, 
daß die Verhältniſſe der Kirche zum Staat in beſtimmten 
Sägen feftgeftellt würden. Zur Feftftellung diefer Verhält— 
niffe fann, meiner Anficht nach, weder die Zrennung der 
Kirhe vom Staat, nod irgend einer Kirchenverfaflung 
etwad beitragen. Sch gehe vielmehr von der Anficht aus, 
daß man zu dieſem Ende doch immer auf den Begriff der 
Kirche, ald Corporation, zurüdfommen muß, und daß Die 
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Kirche nach den Rechten und Pflichten zu beurtheilem und 
zu ‚handeln iſt, ‚die ‚jeder moralijchen Serfon im Staate 
eben. | j 
: Damit: fcheint mir das Princip gegeben zu fein, nad 
- welchem dad Verhältniß der Kirche, zum: Staat zu beflim- 
men ift und nach welchem auc bie übrigen: ragen «über 
die Trennung ber Kirche vom Staate, über die Trennung 
berfelben von der Schule, über ihre Smmunitäten und Ans ' 
dere demnächſt zu entfcheiden fein werden. Im Uebrigen 
bin ich vollfommen einverftanden mit den Ausführungen 
des Audfchuffes, und ich hoffe, daß die Kammer dem Ans 
trage ded Ausſchuſſes ihre Zuflimmung ertheilen wird. .. 
Der Abg, Heldmann: Aud ic bin mit den Aus⸗ 
führungen eimwerftanden, melche der Ausfhuß gegeben bat. 
Mas ich vorhin von dem Volksſchulweſen und feinem Zu: 
‚ flande in der letzten Zeit gefagt habe, gilt in demfelben 
Maße aub von dem Kirchenweſen. Man hat die Kirche 
als eine Polizeianftalt betrachtet, eben fo gut ald. wie Die 
Bolksichule; man hat die Geiftlihen, die Lehrer der Reli» 
gion, welche. die religiöfe Freiheit entwideln follen, unter 
Polizeibeamte geftelt, man hat fie den Kreiäräthen unter: 
geordnet, Die Kreisräthe haben ſich Handlungen, dem 
Geiftlihen gegenüber, erlaubt,. die dad Anfehen der Geifts 
lichen im Staat und in ihren Gemeinden herabfegen mußs 
ten. Mix ift befannt, daß. zwiſchen zwei Gemeinden, welche 
unter einem und demfelben Geiftlichen flanden, die Kirchen 
verkauft worden find, ohne daß man ‚die Geiftlichen auch 
nur darüber gefragt hätte. In der Gemeinde Bleichenba 
ift es vorgefommen, daß man eine überflüffige Kircbe nebft 
allem. Zubehör an Die Gemeinde Wippenbach, welche mit 
der erfigenannten. Gemeinde zu der Pfarrei Selterd gehört, 
unter Bedingungen verfauft bat, welche die Gemeinde 
Wippenbach in hohem Grade beläftigt haben. Die Verträge 
hieritber find durch den Kreisrath abgefchloffen und gerieh: 
migt worden, ohne daß man den Beiftlichen in Selters nur 
darum befragt hätte. Mir find Fälle befannt, wo Kreis. 
räthe den: Geiftlihen Befehle unter Strafandrehung haben 
zugehen laflen.. Diele Strafandrohungen wurden den Geift: 
lichen durch die Bürgermeifter, gemacht... Ich frage Sie; 
meine, Herren, ‚wie fann ein. Geiftlicher das Anfehen : bei, 
feiner ‚Gemeinde. erhalten, wenn folhe Strafandrohungen, 
ihm gegenüber durch den Bürgermeifter realifirt werden... ., 
Den ‚Antrag des Abgeordneten Hillebrand , eine beſon⸗ 
—53 und zwar eine gemiſchte zu berufen, um 
Protokolle z. d. Verh. d. 2. Kam. II. Bd. 37 
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die künftige Werfaffung der Kirche zu discutiren, glaube ich 
ſchon dadurd) erledigt, daß der Staat eine Synode berufen - 
wird und fich überhaupt für eine Synodalverfaflung erklärt 
bat. Eine Vorberathung durch eine befondere Commiſſion 
balte ich aber nicht für nothwendig aus dem Grunde, weil 
felbft diefe Vorberathung über die künftige Verfaſſung ver 
Kirche nur von der Synode felbft aus ftattfinden Fann. 

Der Abg. Hillebrand: Der Abgeordnete Heldmann 
bat meinen Antrag nicht in der Weile gedeutet, wie der 
Sinn defjelben fein fol. Sch will durchaus und ich halte 
ed fogar für nothmendig, daß die befonderen Kirchen bier 
zunächſt außer Frage bleiben. Wir können von Staatöwe: 
gen die eigenthümlichen Verhältniffe einer befonderen Kirche 
nicht in Frage ziehen, fendern ich will, daß die etwa zu, 
ernennende Gommiflion, welche eigentlich Feine Mitglieder 
des geiftlichen Standes, aufzunehmen bat, aldbald ernannt 
werde, um eben ſolche Punkte, wie fie der Abgeordnete 
Heldmann bezeichnet hat, zu behandeln; alfo namentlich vie 
Frage, in weicher Stellung fünftighin die Kirche, fei ed die 
proteftantifche, oder fei e& die Fatholiiche, oder was fonft für 
eine zu der Staatöregierung und beziehungdweife zu den 
Behörden ftehen fol, Die kirchlichen Gefelichaften müffen 
- wiffen, wie fie, einmal vom Staate getrennt, fidy fortan 
in ihrer focialen Selbfiftändigkeit bewegen können. Alle 
befonderen confeflionelen Fragen müflen demnach außer 
Sprache bleiben. Es kommt bloß darauf an, daß eine 
Commiſſion beftellt und beauftragt werde, um die allgemeis 
nen Grundfäge des Geſellſchaftsrechts auf die künftige Stel 
lung der Kirche anzuwenden. 

Der Abg. Heldmann: Nach diefen Erläuterungen 
unterflüße ich den Antrag ded Abgeordrieten Hillebrand. 

Die Kammer geht hierauf Über zur Berathung: 

D) über den Antrag ded Abgeordneten Stein, die MWies 
dereinführung der Weberzunft in der Stadt Schlik. 
betreffend. | 

Nah Borlefung ded Ausfchußberichts bemerkt: 

Der Abg. Stein: Ich habe den rubricirten Gegen» 
fland der. Kammer zwar zur geeigneten Berüdfichtigun 
empfohlen, indem dieſe Weber fich wirklich in einer gedrück⸗ 
ten Zage befinden; allein dieß war vor dem 6. März, wo 
man noch nicht wußte, wad man jeßt weiß. Ich bin aud) 
felbft nicht dafür, ein veraltetes Zunftwefen wieder einzufüh⸗ 
ven. Da man aber die Hoffnung hat, daß die conftituirende 
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deutſche Nationalverfammlung für ‚die Gewerbe dad Geeig: 
nete thun wird, fo ftelle ich den Antrag, die Sache bid da⸗ 
bin zu verfchieben. ' 

Der Präfident: Menn die. Kammer damit einver: 
ftanden ift, fo erfcheint ed nicht nöthig, über den Antrag 
befonderd abzuftimmen. Sch feße dieſes Einverfländniß vor: 
‚aus, da Niemand eine entgegengefegte Anficht ausfpricht. 

Der Präfident verweift hierauf den Gegenftand als er: 
ledigt zu den Acten, und eröffnet hierauf die Berathung: 

E. über dad Geſuch von 34 Bädern aus Oberheſſen, 
die Beeinträchtigung ihred Gewerbes betreffend. 


Nach vorausgefchidter Einleitung bemerkt: 
Der Abg. Cretzſchmar: Sch flimme dem Ausfhuß: 
antrag bei und bin ebenfalls der Anficht, daß diefer Gegen: 
ftand bis zur Einführung einer allgemeinen Gewerbeordnung 
auf fich beruhen kann. | 
Da über diefen Gegenftand nichtd weiter bemerkt wird 
und zu dem fofort zur Didcuffion audgefegten Gegenftand : 
F. Erlaß der erfien Kammer, die bei derfelben eingereichte 
Borftelung ded Johannes Druleib zu Salz, um Unter: 
ſtützung betr. | | 
gleichfalls feine Bemerkung erfolgt, fo fchließt der Prafi: 
dent die Öffentliche Sigung und die Kammer fchreitet in ge- 
heimer Sigung | 
V. zur Abflimmung 
A. über den Antrag der Abgeordneten Frank und Preußer, 
Verbeſſerung des Volksſchulweſens betr. 
1) Die Frage: | 
Will die Kammer, nach dem Antrag ihres Auss 
ſchuſſes, dem Antrag der Abgeordneten Frank und 
Preußer auf Verbeflerung des Volksſchulweſens bei: 
. treten, dabei aber die Staatöregierung erfuchen, fos 
bald ald möglih einen Geſetzesentwurf zu einer 
durchgreifenden Reorganifation des gefammten Volks⸗ 
+ fehulmefend den Ständen vorlegen? 
mwirb mit allen Stimmen bejaht. 
2) Die Frage: 
Wil die Kammer, nad) dem Antrag des Abgeord: 
neten Hillebrand, die Staatöregierung erfuchen, fo: 
fort unter Zuziehung von Männern von Fady eine 
Commiffion zur einftmeiligen Sertigung eined Ents 
| Ä 37 
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wurfs über eine durchgreifende neue Otganiſation 
des Volksſchulweſens zu ernennen? 
wird mit allen Stimmen bejaht. 


B. über die Petition des Heſſiſchen Volkslehrerſtandes, 
um Verbeſſerung des Volksſchulweſens. 

Die Frage: 
Will die Kammer die Petition des Heſſiſchen Volks: 
lehrerſtandes, um Verbeſſerung des Volksſchulwe⸗ 
ſens durch die Abſtimmung über den Antrag der 
— Frank und Preußer, auf Verbeſſetung 
bed Volksſchulweſens vor der Hand als erledigt 
betrachten ? 

wird mit allen Stimmen bejaht. 


C. über den Antrag des Abgeordneten Otto, auf Ein: 
führung einer Presbytetial: und Spnodalverfaffung 
für die proteftantifhe Kirche im Großherzogthum 
Heſſen. 

1) Die Ftage: 

Will die Kammer dem Anttag des Abgeordneten 
Dtto beitreten und Seiner Königlichen Hoheit, dem 
Erbgroßherzog in einer Adreffe die Bitte vortragen, 
den Entwurf einer Preöbyterials und Synodalver⸗ 
faflung dur eine aus Geiftlihen und Laien zu 
berufende Verſammlung zu veranlaffen, demfelben 
die landesherrliche Genehmigung zu ertheilen und 
durch die Kirche zur Ausführung zu laſſen? 
wird mit allen Stimmen bejaht. . 

2) Die Frage: 

Wil die Kammer, nach dem Antrag ded — 
neten Hillebrand, die Staatsregierung erſuchen, 
alsbald eine Commiſſion zu beſtellen, um die Weiſe 
der Trennung der Kirche vom Staate, ſowie die 
allgemeinen nothwendigen ſtaatlich⸗ ſocialen Ver⸗ 
hältniſſe der Kirche näher zu beſtimmen? 

wird mit allen Stimmen bejaht 


D. über das Gefuch vom 34 Bädern aus Oberheffen, die 
Beeinträgtigung ihres Gewerbes betr. 


Die F 
Bin die Kammer dem Geſuch der 34 Bäder aus 
Oberheſſen, die Bee intr achtigung ihres Gewerbes 
betreffend, Folge geben? 
wird mit 36 gegen 2 Stimmen verneint. 


’ ven 17, Mai 1848. 17 
E. über den Erlaß der erften! Kammer, die bei derfelben 
eingereichte Vorftelung ded Johannes Druleib zu Salz 
um Unterflügung. 
Die Frage: = | 
Mill die Kammer, bezüglich ded Geſuchs des Ve— 
teranen Johannes Druleib zu Salz um Unter: 
ftüsung dem Beſchluß der erfien Kammer auf ab: 
ſchlägige Bedeutuug des Petenten ſich anfchließen ? 
wird mit allen Stimmen bejaht, 
Der Präfident febließt bierauf die Sigung, Die Anbes 
raumung der nächften fich vorbehaltend. 


Zur Beglaubigung: 
Heffe, Wernber, Elwert, 


erſter Praſident. zweiter Präfident, Sekretär. 
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Bierundfünfzigfte Sitzung 
in dem Sißungsfaale der zweiten Kammer 
der Landſtände. | 
Darmftadt, am 19, Mai 1848. 
Unter dem Borfig des Präfidenten Heſſe. 
Gegenwärtig: Herr Generalmajor von Bechtold und 


Herr Oberf Schmidt, fowie 37 Mitglieder der 
Kammer. 


® 





1. Die Protofolle der 49., 50. und 51. Sigung werden 
vorgelegt. ee: 
i 1. Der Präfident macht folgende neue Eingaben bes 
annt: | | 

1) Communication der erften Kammer den Geſetzesent⸗ 
wurf, die Zapfgebühr vom Wein betr. 

Die Kammer befchließt eine gemeinichaftliche Adreſſe 
an Seine Königliche Hoheit den Erbgroßherzog und Mit 
regenten. 

2) Eine Vorftelung der Bewohner der Stadt Drtenberg 
und der Umgegend um Verlegung einer Regierungds 
commiflion nach Ortenberg. i 

3) Eine Vorſtellung der Stadt Hungen, die Organifation 
der Verwaltungsbehörden, ſowie mehrere Wünſche 
dieſer Stadt, die dortigen Localitäten betr. 
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Die Kammer befchließt die beiden Eingaben unter Nr. 2 
und 3, weil nad der Zagedordnung die Didcufjion über 
die Einrichtung der dem Größherzogl. Minifterium ded Ins 
nern untergeordneten Berwaltungsbehörden bereitö anberaumt 
ift, auf dem Bureau zur Einficht offen zu legen. 

4) Einen Antrag der Abgeordneten Kloch und Heldmann, 
dad Bürgerthum und den Adel betr. 
(Beil, Nr. 417.) 


5) Einen Antrag de Abgeordneten von Steinherr, die 
alsbaldige -Auflöfung der Kammer betr. - 


Der Präfivent bemerkt zu diefem Antrag, daß nad) der 
ihm vorliegenden uncorrigirten Minute des Geſchwindſchrei⸗ 
berö er in der legten Sikung, wo der Abgeordnete von 
Steinherr den fraglichen Gegenftand zur Sprache gebracht, 
nur geäußert habe, daß, wenn ein folcher Antrag geftelt 
werden wolle, erfchriftlich geftellt werden müfle, 

Die Anträge unter 4 und 5 werden dem dritten Aus» 
ſchuß zum Bericht übermielen. 


6) Bitten und Wünſche der Gemeinde Vadenrod, Kreis 
Alsfeld. 


Diefe Eingabe wird dem zweiten Ausihuß zum Bericht 


überwiefen. 
111. Ed werden Berichte erftattet: 
1) Namend ded zweiten Ausichufles: 
a. durch den Abgeordneten Köfter: 

e. über den. Gefeßesentwurf, die Beurkundungen 
des Perfonenftandes und die Ehe der Angehö— 
rigen neuer Religiondgemeinihaften in den Pro» 
vinzen Starkenburg und Oberheffen betr. 

(Beil. Nr. 419.) 


ß. Weiterer Bericht über den Antrag des Abgeord: 
neten Kinfcherf, die Verpflichtung der Geiftlichen 
zur Zahlung der Staats- und Communalfteuern. 

(Beil, Nr. 421.) 


y. Weber den Antrag der Abgeordneten Behlen und 
Grode, die Gleichftellung der nicht evangelifchen 
und nicht römifch:Fatholifchen Religiondgemeinden 
mit diefen, insbefondere die Befreiung der Deutſch⸗ 
Fatholiten von der Beſteuerung an die römiſch⸗ 
‚Batholifchen Religionsgemeinden. 

(Beil. Nr, 420.) 


‘ 
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d. Durch denfelben Abgeordneten Namens ded ab: 
wefenden zweiten WPräfidenten Wernber, über 
den Geſetzesvorſchlag, die Ausübung der Jagd 
und Fiſcherei in den Provinzen Starfenburg und 
Oberheſſen. 

(Beil. Nr. 422.) 


b. Der Abgeordnete Krug erſtattet mündliche Be: 
richte: | 
a. über den Antrag des Abgeorbnten Karl Zöpprig 
, auf Vorlage eines Gefeßed, wegen gleihmäßiger _ 
Vertheilung der Einquartierungsfoften des Großs 
herzogl. Militärd in Friedenszeiten. ü 
Hierzu bemerkt der Berichtöerftatter: 

Der betreffende Herr Regierungscommiſſär hat bezüglich 
biefed Antrags dem Ausihuß die Erklärung gegeben, daß 
die Staatdregierung einen Gefegesentwurf in diefem Betreff _ 
bereitö in Berathung genommen habe und denfelben noch) 
auf dem gegenwärtigen Landtage fobald wie möglich vors 
legen werde. ‘ Der Ausſchuß trägt hiernach darauf an, 
diefen Gegenftand vor der Hand ald erledigt zu betrachten, 


ß. über den Antrag der Abgeordneten Stein und 
Dieb, die Ablölung der Fiichererberechtigung in 
den Fleinen Flüffen und Bächen betreffend, 


Der Berichtöerftatter bemerkt zu demfelben: I 

Der zweite Ausſchuß trägt mit Nüdficht auf den von 
der Staatöregierung vorgelegten Gefegesentwurf, die Aus⸗ 
übung der Jagd und Filcherei in den Provinzen Starken— 
burg und Oberheſſen betreffend, worüber foeben von dem 
zweiten Ausihuß Bericht erflattet worden ift, darauf an, 
den Antrag als erledigt zu betrachten, 


c) durch den Abgeordneten Schend: 
über den Gefebedentwurf, die Aufhebung der 
ausſchließlichen Handeld: und Gewerböprivilegien 
betreffend, 
- (Beil. Nr. 423.) 


IV. Der Tagesordnung gemäß fchreitet die Kammer zur 
Berathung: | 
1) über die Mechenfchaftsablage ded Großherzogl. Kriegs⸗ 
minifteriums, die Verwendung der auf dem LTandtage 
von 1854 und 1845 für Ausrüftungdgegenflände vers 
willigten $onds betreffend. 
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Nach vorausgeſchickter Einleitung bemerkt: 

Der Abg. Lerch: Ich erlaube mir die-Anfrage an den 
Berichtöerftatter zu ftelen, ob unter den bier erwähnten 
Ausrüftungdgegenftänden auch die Feldkeſſel enthalten find? 

Der.Abg. von Riedefel: Alles, was zur Audrüftung 
erforderlich ift und was dazu gehört, um die Truppen 
marichfertig zu machen, befindet fich darunter. 

Der Abg. Lerch: In dem Publifum hat ſich das Ge: 
rücht verbreitet, daß, als unfere Truppen nad) Freiburg 
abmarſchirt find, diefelben nicht mit Feldfefleln verfehen g 
weien feien. . 
Der Herr General von Behtold: Dad Regiment, 
welches von’ hier aus nach dem Großherzogthbum Baden 
aufgebrochen ift, marfchirte fehr fchnel ab. Den Abend 
um 10 Uhr befam das Regiment Marichbefehl, und {bon 
den andern Morgen fand der Ausmarſch ſtatt. Nach den 
eingezogenen Erfundigungen hatten damald aud die aus 
ihren Garnifonen entiendeten Großherzogl. Badifchen Trup⸗ 
pen noch feine Feldrequifiten mit fich geführt; e& wurden 
diefelben daher von hier ebenfalld nicht mitgenommen, und 
erft ſpäter, als folhe von Baden aus verlangt wurden, find 

fie auf der Eifenbahn nachgeführt worden. 
Der Abg. Lerch: Sch bin durch diefe Erläuterung des 
‘ Herrn Regierungscommiffärd berubigt. 

Der Abg. Cregfhmar: Ich erlaube mir die Frage, 
warum die in dem Audichufberichte erwähnten 37,800 fl. 
bis jeßt noch nicht zur Verwendung gefommen find, und 
warum eine Mechenichaftdablage Über den vollen Betrag 
dieſer Summe bis jetzt noch nicht hat ſtattfinden können? 
Es wäre, meiner Anſicht nach, wünſchenswerth geweſen, 
wenn auch darüber ſchon jetzt eine definitive Nechenfchafts: 
ablage vorgelegt worden wäre; denn über Gelder, die bes 
reits im Jahr 1845, bewilligt worden waren, hätte doch, 
meiner Anficht nach, im Jahr 1848 eine definitive Rechen: 
ſchaftsablage erfolgen Eönnen. 

Der Herr Oberſt Schmidt: Die Gegenflände, wos 
für diefe 37,800 fl. bewilligt wurden, 'find noch nicht fammt: 
1 angefhafft, namentlih Büchſen und Piftolen, Ges 

üße ⁊c. | 

‚Der Herr General von Behtold: Es handelte ſich 
bei zrofien von diefer Summe anzufchaffenden Gegenftänden 
um ſolche, die um deßwillen nicht ſogleich in Lieferung ges 
geben werden fonnten,: weil, ehe die deßfallfige Beftellung 
zur Ausführung kommen fonnte, ed nothwendig war, be: 
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fondere Modelle dafür zu conftruiren. Es erforderte dieß 
aber Zeit; und es hätte fich überdieß auch feine Fabrik dars 
auf eingelaflen,, in fürzeren Terminen fo bedeutende Liefe: 
rungen zu tealifiren. 

Der Abg. Cretzſchmar: Sch gebe dieß recht gerne 
zu, es liegt aber nun ein fo bedeutender Zwiſchenraum 
zwifchen der Bewilligung und jest, nämlich mehr ald zwei 
Sahre, daß eine definitive Erledigung dieſes Poftend zu 
wünfchen, gewejen wäre. I | 

Der Abg. Ramfped: Ich finde die Bemerkung des 
Abgeordneten Cretzſchmar ganz richtig und beziehe mich deß— 
halb auf die Schlußbemerfung des Audfchußberichtd, welcher 
im Sahr 1845 über diefen Gegenftand erftattet worden ift. 
Der fromme Wunfch, welcher im Sahr 1845 von dem 
berichtenden Ausſchuß dort niedergelegt ift, wird fich bei 
jeder Finanzperiode wiederholen; denn trotz dem ift man 
bisher den Wünfchen der Kammer, die fo oft ſchon in Die: 
fer Beziehung in der Discuffion geäußert worden find, nicht 
nachgekommen. Sch bin daher ganz mit dem Wunſche ein— 
verftanden : | | 

1) daß für die Kolge die Rechenſchaftsablage über die 
fämmtlihen Militärverwaltungsfoften während: einer 
Finanzperiode in einer Weberfiht der Kammer vorge: 
legt werde, 

2) daß, da mit einer Bewilligung von 193,000 fl, 
welche im Jahr 1844 flattfand, während des Zeits- 
raums von 6 Jahren gewiß alle Gegenftände ange» 
fhafft werden konnten, dieß auch wirklich hätte ges 
ſchehen müſſen, weil, wenn eine ſolche Bewilligung 
in der neuen Finanzperiode wieder in Einnahme kommt, 
ein Refervefonds für eine fo bedeutende Ausgabe wies 

. der in der Kaffe vorräthig bleiben muß. Und ich 
wiederhole daher den von dem erften Ausſchuß in der 
Beilage Nr. 169 der Verhandlungen von 1845 auds 
geiprochenen Wunfch , daß es für die Folge fo gehal: 
‘ten werden möge, daß fämmtliche Militärkoften einer 
Finanzperiode, fie mögen Namen haben, wie fie 
wollen, in einer Ueberfiht den Ständen vorgelegt 
werden. 

Der Präfident: Wenn die Nichtanfhaffung diefer 
Gegenftände dem dienftlichen Intereſſe nicht entgegen ge 
* ift, was zu beurtheilen lediglich Sache der Militär: 
verwaltung ift, fo fcheint ed mir nicht, daß ftändifcher Seits 
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darüber Rechenſchaft verlangt werden ſolle, warum das ver⸗ 
willigte Geld bis jetzt nicht verausgabt worden ſeie. 

Der Abg. Karl Zöppritz: Ich ſchließe mich dieſer 
Bemerkung des Herrn Präſidenten vollkommen an, wollte 
mir aber noch eine andere Anfrage an den Herrn Regierungss 
commifjär erlauben: woher es nämlich gefommen, Daß 
man den ausrlidenden Truppen fo ſpät mit Schuhen zur 

and gegangen ift? Nach demjenigen, was über die Vor: 
räthe an Ausrüftungdgegenfländen dem Ausihuß mitgetbeilt 
worden ift, find, wenn ih nicht irre, auch Schuhe in der 
erforderlichen Anzahl in jenen Vorräthen begriffen, und den⸗ 
noch fol man die ausgerüdte Mannichaft drei Wochen lang 
auf ihren eigenen Schuhen bier haben herumgehen — 

Der Herr Oberſt Schmidt: Die Bekleidung der Manns 
Schaft ift den Verwaltungen der Regimenter und Corps übers 
laffen und fie wird von denfelben nad den darüber beftes 
henden Vorfchriften beforgt. Wenn einzelne Leute fih ihrer 
eigenen Schuhen bedienen mußten, fo Fann dieß nur bei 
der einberufenen Mannfchaft der Kriegsreferve geweſen fein, 
welche durh Mißbrauch die gelieferten Schuhe zu Haufe 
verdorben hatten, und nun bei ihrer Ankunft dahier Feine 
neue erhalten fonnten, woeil die Dauerzeit noch nicht abge: 
laufen und auch damals fein Kriegszuftand eingetreten war. 
Sobald ver Ausmarih erfolgte, wurde die Abgabe der 
Schuhe in allen nöthigen Fällen, ohne Rüdfiht auf die ab: 
gelaufene Zragzeit, verfügt, und zu diefem Zweck ben ab: 
— Truppen Vorräthe davon ſogar noch nachge⸗ 
endet. 

Der Abg. Karl Zöppritz: ES erſcheint nur miß—⸗ 
ſtändig, daß, wenn die Leute einberufen ſind, man ſie drei 
Wochen lang in der Garniſon ohne ärariſche Schuhe läßt. 
Ich weiß wohl, daß eine Zeit beſtimmt iſt, wie lange die 
Sohlen halten ſollen, aber mißſtändig wäre es immerhin, 
wenn über dieſe Zeit hinaus die einberufene Mannſchaft 
ohne weitere Schuhe gelaſſen würde. 

Dann erlaube ich mir noch eine weitere Frage: Es 
ſcheint doch, als ob die angeſchafften Vorräthe nicht auds 
reiten, um allen Eventualitäten vorzubeugen. So find 
die Rekruten fchon länger ald 6 Wochen im Dienft und 
an haben fie noch Feine Czako's erhalten, woran- liegt 
die 

Der Herr General von Bechtold: Der Herr Oberſt 
Schmidt hat bereitö vorbin den Grund ausgeſprochen, war 
um bei einzelnen einbeorderten Kriegärelervifien ‚die Schuhe 
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nicht in gehörigem Stand geweſen ſind. Die Schuhe wur⸗ 
den aber augenblicklich nachgeſendet, ſobald die Anzeige des 
weiteren Bedürfniſſes von Schuhen eingegangen war. 

Was fodann die Czako's betrifft, fo waren zwar Czako's 
vorräthig geweſen, um die dießjährige Completirungsmann: 
ſchaft theilmeife Damit zu verfehen; ed war und ift dieß 
‚abet hinfichtlich der Garnituren der Czako's nicht der Fall. 
Das Großherzoglihe Militär ift nämlich mit Rüdficht auf 
den Befland des gefammten Gontingents, einfchließlich der 
Reſerve und der Erſatzmannſchaft, mit allen Ausrüſtungs⸗ 
gegenſtänden verfehen; die Nefruten wurden aber bisher 
wegen Richtbeabfchiedung der Ercapitulanten noch nicht im 
das Kontingent eingerechnet. Daß alfo die Rekruten bis 
jest bloß in Mützen und ohne Czako's eingeübt wurden, 
kommt lediglid daher, weil nicht die hinreichende Anzahl 
an Czako's und Garnituren vorhanden war. Wir brauchen 
jedoch auch nicht mehr vorräthig zu halten; denn wenn 
ein Krieg audgebrochen wäre, fo würde man die Ercapitu> 
lanten, denen biöher der Abfchied vorenfhalten wurde, und 
welche die Czako's mit Garnituren im Urlaub bei fich hats 
ten, einberufen und man würde dann ftatt ihrer Rekruten 
in Urlaub entlaſſen haben. 

Der Herr Oberſt Schmidt: Ich habe einige Akten: 
ftüde bei mir, welche über die Ausrüftung unferer in das 
Großherzogthum Baden abgegangenen Mannſchaft Zeugniß 

eben. | | 

; Es iſt dieß: | 

1) ein Tagsbefehl des Befehlshabers des achten Armee: 
torps, ded Prinzen von Württemberg, vom W. April, 
welcher folgendermaßen lautet? 

„Es gereicht mir zur großen Freude, den Truppen, 
die ih heute gemuftert habe, meine volle Zufrieden: 
heit mit ihrer Haltung, fomwie mit dem Stande 
ihrer Ausrüftung und mit ihrer Propret! audfprechen 
zu können x. 

2), Einen Bericht ded Generalmafjord Pfaff, über die 
Verpflegung und mehrere andere Gegenftände der 
Verwaltung hinfichtlidy der im Großherzogthum Baden 
ſtehenden Truppen. 

In dieſem unter dem 11. Mai d. J. erſtatteten Bericht 
wird unter Anderm geſagt: 

„Jedenfalls iſt für die Mannſchaft durch die Außer: 
ſten Bemühungen der Commandeure und Offiziere 
immer fo weit möglich für ausreichende Verpfle⸗ 


— 
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gung auf ärariſche Koften geforgt worben, während 
den außergemöhnlichen Anforderungen an. Kleidung 
durch die Maßregeln der höcften Behörde zur Ge: 
nüge entfprochen worden if. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Ich bin mit der ertheilten 
Auskunft zufrieden, nur ſcheint mir hinfichtlich der "Schuhe 
eine etwas zu große Sparfamteit flattgefunden zu haben, 
Sch bin allerdings für Sparfamkeit, aber Sparſamkeit, 
womit folche Nachtheile verbunden find, follte man mög» 
lichft zu vermeiden fuchen. Wenn ed den Leuten an Schuhen 
fehlt, dem nöthigften Belleivungsmittel, fo Fönnen fie wahr: 
lich nicht ausrücken; eben fo wenig fann ein Außered gutes 
Anfehen die gute Schuhbefleidung bezeugen und hinter der 


felben können immer noch zerriffene Sohlen oder Schuhe 


verborgen fein. 

Der Abg. Mohr verläßt den Sitzungsſaal. 

Da nichtd weiter bemerkt wird, fchließt der Präfident 
vorftehende Berathung und eröffnet diefelbe: 


2) über. die definitive Nechenfchaftsablage der Militär: 
verwaltung, betreffend die Werwendung der für Die 
Erweiterung der Reiterfafernen hier und in Butzbach 
verwilligten Gelber, | | 


Der Präfident verlieft die weſentlichſten Stellen des 
Audfchußbericht5, worauf bemerkt: | 

Der Abg. von Niedefel: Bezüglih des von dem 
Ausfhuffe geftellten dritten Antrags ift mir inzwifchen eine 
Mittheilung vom Kriegdminifterium zugefommen, wonach 
diefe Behörde an die Oberbaudirection gefchrieben und ver: 
langt hat, daß die Baubehörden fünftighin ganz fpecielle 
Voranſchläge vorlegten, daß approrimative Voranſchläge nur 
dann gerechtfertigt erfchienen, wenn diefelben zur Erledigung 


‚ber Frage, ob überhaupt gebaut werden fol, nothwendig 


find; und endlich, daß das Kriegäminifterium ganz beftimmt 
verlangt hat, daß die ausführenden techniihen Behörden 
für dasjenige, was fie thun, verantwortlich find, und zwar 


‚fo, daß fie fogar vor Gericht geftellt werden können, fobald 


ihnen eine beftimmte Pflichtwidrigfeit nachgewiefen werden 


‚kann. Es ift meiner Anficht nach fehr erfreulih, daß den 


Wünſchen, melde deßhalb früher von der Kammer ausge: 
fprochen wurden, auf diefe Art entgegengefommen wird; es 
gewährt dieß für die Zukunft eine Garantie dafür, daß 


ſolche Ueberfchreitungen nicht mehr vorkommen werden. 
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Der Präfident verlieft hierauf das von der Großher: 
zoglichen DOberbaudirection unter dem 8. Februar d. 3. in 
der fraglihen Beziehung erlaffene Amtöblatt, nachdem der 
Abgeordnete von Niedefel beftätigt hatte, Daß diefes von ihm 
gemeint worden fei. 

Der Herr Oberſt Schmidt: Die eben verlefene Ver: 
ordnung ift von dem Großh. Finanzminifterium dem Großh. 
Kriegsminifterium mitgetheilt, und darauf hin ift denn die 
Anwendung derfelben auch auf das Militärbaumwefen verfügt 
worden. \ 

Der Abg. Lerh: Zu dem Poften Nr. 3 auf Seite 3 
des Ausfhußberihts: „Erlös für verkaufte überflülfige 
Bäume” (welces lettere Wort wohl „Baumaterialien” 
heißen fol), erlaube ich mir die Anfrage zu ftellen, wie e& 
wohl gefommen fein mag, daß bei einem Neubau fo viel 
Materialien angeichafft worden find, daß man 1017 fl. 
37 Er. für verkaufte Materialien erlöfen konnte. 

Der Herr Oberſt Schmidt: Ich weiß Feine andere: 
Auskunft darüber zu geben, ald daß zu viele Steine ange: 
fahren geweſen find; ed wurden indefjen diefe Steine wies 
der um den nämlichen Preis an die Eifenbahndirection fpä= 
ter abgegeben, 

Der Abg. Lerch: Es fcheint alfo, daß hier mehr Steine: 
urſprünglich angefauft worden find, als nothwendig waren. 
Wenn man demjenigen, wad darüber in dad Publitum gekome- 
men ift, Glauben. beimeffen darf, fo find ungefähr 40 Eu-: 
bifflafter Steine an die Eifenbabndirection verkauft worden. 
Sch will damit nicht fagen, daß ein Verluſt aus der Sache 
entiprungen ift, denn fo viel man gehört hat, find Diele 


Steine zu einem ganz guten Preis an die Eifenbahndirees - 


tion abgegeben worden. Indeſſen erfcheint es doch immer 
auffallend, daß bei einem Neubau fo viel mehr Material ans 
geichafft wurde, al& nöthig erfcheint, da in der Regel eher 
ein Drittheil oder ein Viertheil weniger an Material gleidy 
anfänglich herbeigebradht wird, ald man nach dem Voran⸗ 
ſchlag bedarf. 

Der Herr Oberfi Schmidt: Sch glaube mich zu erins 
nern, daß auch noch für dad Steinfohlenmagazin, welches 
zu jener Zeit audgeführt wurde, von jenen Steinen vers 
wendet wurden, und daß fie dafür um dieſelben Preife, 
wie an die Eifenbahndirection abgegeben worden find. 

Der Abg. Lerch: Sodann habe ich noch zu dem letzten 
Antrag ded Ausſchuſſes unter Nr. 3 Seite 6 des Ausfchuß: 
bericht eine Bemerkung zu machen. Was die hier- erwähn⸗ 
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ten ſpeciellen Voranſchläge betrifft, ſo iſt allerdings durch 
dasjenige, was der Herr Präſident vorzutragen die Güte 
hatte, das Erforderliche aufgeklärt worden; aber den Kams 
mern werden doc) in der Kegel auch die Pläne zu denjeni⸗ 
nigen Gebäuden vorgelegt, deren Ausführung pon Seiten 
des Staatd beſchloſſen worden if. Sch muß mir daher. die 


‚Anfrage erlauben, ob die Pläne für die Bauten ‚in ven 


beiden Reiterkaſernen zu Darmſtadt und Butzbach auf dem 
Landtag von 1841 den Kammern nicht vorgelegt fein ſollten 

Der Herr Sberſi Schmidt: Es find von dieſem Bau 
wefen feine Pläne vorgelegt, aber auch feine verlangt worden. 

Der Abo. Lerch: Dad wäre fehr zu bedauern, weil die 
Kammer, oder mindeftend doch der betreffende Ausſchuß, ohne 
einen Plan durchaus Feinen Anhaltspunkt bat, um ein richs 
tige& Urtheil über einen Mehr: oder Minderaufwand bei 
ſolchen Bauten fällen zu fönnen, | 

Der Prafident: Der Abgeordnete Lerch war damals, 
ald die fragliche Summe bewilligt worden ift, felbft Mit: 
glied ‚der Kammer. Wenn er daher einen Plan vermißte; 
jo wäre er veranlaßt gemweien, die Kammer auf dieſen Dans 
gel aufmerkfam zu machen. 

Der Abg. Lerch: In der Kegel fommen die Pläne 

und Voranſchläge, welche die Reglerung mittheilt, bloß: den 
Ausſchüſſen zu, ih war aber damals nicht Mitglied des 
Ausſchuſſes, und darum muß ich den Vorwurf, der etwa: 
aus. diefer Aeußerung gegen mid) abgeleitet werden folte, 
zurückweiſen. 
Der Präſident: Sämmtliche Acten, welche von der 
Staatsregierung dem Ausichuffe mitgetheilt werden, liegen 
vor der Berathung zur Einficht eines jeden Mitglieds auf 
der Kanglei der Kammer offen, und der Abgeordnete Lerch 
hätte alfo Einficht davon nehmen können, wenn er auch 
nicht Mitglied des Ausſchuſſes geweſen iſt. 

Der Abg. Volhard: Allerdings iſt zu bedauern, daß 
bei der früheren Bewilligung genauere Pläne nicht vorges 
legen haben und man jest alfo nicht zu beurtheilen vermag, 
ob die Ueberfchreitung von dem höheren Preife der Baus 
fioffe und der Arbeiten, oder vielleicht daher rühre, daß 
mehr gebaut worden, als man früher zu bauen beabfich» 
tigte, Wenn indefjen die Kammer früher die runde Summe 
von 80,000 fl. für den fraglichen Bau bemwilligte, fo ging. 
fie wohl von der Anficht aus, daß eben nur Diefe Summe 
und feine böhere zu jenem Bau verwendet werden ſolle. 
Es wäre. — Pflicht der Kriegsverwaltung geweſen, wor. 
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Beginn des Baues genaue Voranichläge fertigen und fich 
Zuficherungen darüber von Bauhandwerkern geben zu laſſen, 
oder auch vorläufige Verträge mit ihnen abzufchließen, wor⸗ 
aus fih denn die Koften der gewünfchten Bauten genau 
‚ergeben haben würden. "Hätte ficb dann gezeigt, daß für 
die 80,000 fl, nicht alle Bauwünſche der ———— be⸗ 
friedigt werden könnten, fo hätte man die weniger noth⸗ 
wendigen Wünfche unbefriedigt laffen folen. Man konnte 
.B. bei dem Bauweſen in der Reiterfaferne zu Darmftadt 
Er wohl ein großed Thor, welches von dem Kafernenbofe 
aus in die ofene Reitbahn gebaut wurde, und weldes 
mehrere 100 fl. .gefoftet hat, ungebaut laffen, ober anftatt 
dieſes Foftbaren Thores für 300 und mehr Gulden ein Noth: 
thor für 20 bis 30 fl. errichten, wenigſtens für fo lange, 
bis etwa eine weitere Bewilligung der Stände flaftgefun« 
den. Aus dieſem Grunde wäre die Kammer eigentlich volls 
fommen befugt, die Ueberfchreitung dieſer 80,000 fl. für 
nicht gerechtfertigt zu erklären. Wenn id defienungeachtet das 
für flimme, dieſe Ueberſchreitung unbeanftandet zu laflen, 
fo bewegt mich dazu die Erwägung, daß wirklich zur Zeit 
deö fraglichen Baued die Preife der Bauftoffe und Arbeiter 
egen früher fehr geftiegen waren. Der Grund dieſes Aufs 
Ehlagens der Preile der Baufloffe und der Arbeiten war 
übrigens größtentheild von den Baubehörden felbft, nament⸗ 
lich derjenigen, welche den Bay der Eiſenbahn bier Jeitete, 
verfebuldet, Man hat unter Anderm auf eine fehr unfluge 
Weiſe eine große Menge von Bauſtoffen auf «einmal in 
turzer Zeit liefern laffen, und dadurch z. B. den Preis ber. 
Steine, der gewöhnlich 12—14 fl. für Die Cubiktlafter ber 
trägt, auf 20 fl., ja, wie man fagt, auf 28 fl. und noch 
mehr in die Höhe gebracht. 

Der Präfident: Sn thatfächlicher Hinficht muß ich 
hierzu bemerken: Es iff mir genau befannt, daß kurz vor 
dem Anfange der Eifenbahnbauten die Gubifflafter Steine 
‚hierher * liefern, zu 17 fl. von hieſigen Baumeiſtern erſteigt 
worden iſt. 

Der Abg. Volhard; Auf bie Bemerkung des Herrn 
Präfidenten muß ich erwiedern, daß ich ſelbſt gleich nad) 
dem Bau der Eifenbahn dahier ein Haus gebaut, und daß 
die Steine dazu theild 12, theild 14 fl. per Cubikklafter 
gefoftet haben. Die Schuld des Steigend der Preife fällt 
alfo, wenn auc der Baubehörde, doc nicht dem Kriegs⸗ 
minifterium zur Laft, und darum bin ich der Anſicht, bie 
Ueberfchreitung hingehen zu laflen. 

Protokolle z. d. Verb. d. 2, Kam. 11.20. 38 
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» Der Abg. Keil (von’Fürth): An den Bauten in den 
beiden Reiterfafernen find nach dem Audfchußbericht an Tage 
geldern für Accefliften und Bauauffehern zufammen 3214 fl. 
verausgabt worden. Diefe Summe fcheint mir fehr hoch zu 
fein, und e& wird ‚bei diefen Bauten wahrſcheinlich geweſen 
fein, wie es allenthalben biöher bei und gewelen iſt, daß 
ein Bauauffeher wieder einen anderen Bauauffeher hatte. 
Man kann auch bei der Verwendung, diefer Summe nicht 
fehen, an wen-fie verausgabt worden if, Es wäre Daher 
zu wünfchen, daß diefe Poſten Fünftig fpecieller angegeben 
würden, Die Bauaccejfiften erfcheinen häufig gar nicht eins 
mal an der Bauftelle, thun gar nichts, fondern ſtecken ihre 
-Diäten ein und laſſen Unteraufieher ihre Stelle vertreten. 
Diefe Summe fcheint mir daher viel zu hoch und feheinen 
mir nur Begünftigungen darin zu fteden. | 

Der Abg. Karl Zöpprig: Die vom Herrn Präfidenten 
vorhin verlefene Verordnung fcheint mir. gegen die Kreis 
baumeifter und. überhaupt gegen die unteren Behörden ges 
richtet: Wir finden darin gar feinen Schuß gegen Die 
Dberbaubdirection. | = 
° Der Präfident: ‘Der Abgeordnete Zöppritz fcheint, 
was in Ddiefer Beziehung in der Verordnung vorkommt, 
überhört zu haben, denn es find gerade fehr energiſche 
Maßregeln gegen die Dberbaudirection felbft angeordnet. 

Der Abg. Karl Zöppris: Was die Bemerkungen de 
Abgeordneten Lerch über die Anfchaffung zu großer Vorräthe 
an Steinen betrifft, fo ift es fehr zu beflagen, daß er damit 
eigentlich feine ihm üntergebenen Leute gefchlagen hat, näm« 
lich diejenigen Zechnifer, welche mit dem Bau beauftragt 
waren und- welche daran die Schuld tragen, daß zu viel 
Steine angeſchafft wurden J— “ 

- Der Abg. Ehr. Zöppritz: Sch wollte eine ähnliche 
Bemerkung machen, wie diejenige, welche mein Bruder ge: 
macht hät. Die verlefene Verordnung nimmt fich allerdings 
auf dem Papiere ganz vortrefflich aus; wenn fie nur auch 
gehörig gehandhabt wird! Wird deren Handhabung aber 
der hochverordneten Dberbaudirection überläſſen, fo bleibt es 
vorausfichtlich beim Alten, Wir wiflen ja wohl Alle, daß 
z. B. die Gemeinden gegen Kreisbaumeifter bei diefer Be: 
hörde beinahe 'riie Necht befommen Eonnten. Was fodann 
die Ueberfchreitung ded WBoranfchlagd bei dem Bau an der 
biefigen Reiterfaferne betrifft, fo glaube ich doch, daß wir 
dem Antrag des Ausſchuſſes noch ein kleines Amendement 
beifügen folten, dahin gehend: 
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daß die Kammer wegen diefer' bedeutenden Mehraus- 

gabe mwenigftend eine einfache Mißbilligung, für die 

Zukunft aber ihre beftimmte Erwartung audfprechen 

möge, daß alle bewilligten Summen in der Folge 

auch nicht im Geringften Überfchritten würden. 

Der Abgeordnete Cretzſchmar unterftügt diefen Antrag. 

Der Abg. Ramſpeck: Der Abgeordnete Lerch hat 
vorhin bemerft, daß 40 Eubifflafter Steine mehr als noth: 
wendig gewelen, angefahren wurden, und der Herr Regie— 
rungscommiffär hat geäußert, daß fie mahricheinlih zum 
Bau eines‘ Steinfohlenmagazind beftimmt gemefen wären, 
der aber unterblieben fei. Sch erlaube mir daher die Frage 
an den Herrn Regierungdcommiffär : ob über diefed Steinkoh— 
lenmagazin den Ständen eine Vorlage gemacht ‚worden ift? 

Der Herr Oberſt Schmidt: Es ift auf dem Landtage 
von 184% nicht bloß eine befondere Vorlage darüber ven 
Ständen gemacht worden, fondern e8 hat auch eine Bewils 
ligung von Seiten derfelben ftattgefunden. 

Der Abg. Ramfped: Um H wichtiger erfcheint aber 
die Bemerkung ded Abgeordneten Lerch über. die Anfubr 
von 40 Eubifflafter Steinen; es find dieß etwa 600— 700 
Magen voll. Ebenfo auffallend muß die Ausgabe für Acs 
cefliften und Bauauffeher erfcheinen, die der Abgeordnete 
Keil von Fürth berührt hat. 

Außerdem habe ich noch eine Bemerkung zu Nr. 2 de3 
Audfchußberichtd auf Seite 2 zu machen. Dort findet fih 
ein Poften für angefaufte Baumaterialien mit 13,239 fl., 
und ed ift dabei bemerkt, das Kriegsminifterium habe das 
Baumaterial " felbft angefauft. So viel ich weiß, werden 
Öffentlihe Bauten immer an den Wenigfinehmenden verftei: 
gert. Wenn nun aber eine Verfteigerung bei diefen Bauten 
ſtattgefunden hat, fo hätte nur die Baubehörde den Unters 
nehmer zu controliren gehabt, ob die Arbeiten vorfchrifts: 
mäßig und technifh gut gemacht worden feien. So aber 
mußten fidy nothwendig die Zaggelder erhöhen; indem nun 
eine größere Aufficht erfordert wurde. Ich fehe daher micht 
ein, warum die Verwaltungsbehörde eine Selbitanihaffung 
diefed Meateriald für nothwendig gehalten hat. Sch erlaube 
mir daher darauf anzufragen, daß die Verwaltungsbehörde 
für die Folge den Selbitanfauf von Baumaterialien ſich 
nicht mehr aneignen wolle, fondern daß die Lieferung ders 
felben bloß an die Bauunternehmer im Wege der üffent: 
lichen Berfteigerung abgegeben werde. Dann beträgt aber 
. . auch die Ueberfchreitung des Voranſchlags bei der Reiter⸗ 

33%, 
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faferne in Darmftadt nicht 8000 fl., fondern 13,341 fl., 
alfo beinahe 14,060 fl. Ein Mehraufwand von beinahe 
14,000 fl. bei einem Bauwefen, welched auf 80,000 fl. ver: 
anfchlagt war, ift aber gewiß übertrieben, und es kann dieß 
unmöglich von der Kammer mit Stillihweigen übergangen 
werden Ich fchließe mich daher den ausgelprochenen Wüns 
fben an, daß für die Kolge ein Mehraufwand über die von 
den Ständen ertheilten Bewilligungen nicht mehr zugegeben 
werden könne. 
Der Abg. Zulauf: So angenehm und erfreulich es ift, 
daß in Butzbach eine Erfparniß bei dem Kafernenbau eins 
getreten ift, fo unangenehm und bedauerlicher iſt es aber, 
daß in Darmftadt fo viel mehr verwendet worden if. Es 
möchte dieß indeffen wohl in einer Propretät feinen Grund 
gehabt haben, die bei diefem Bauweſen nidyt nothmendig 
gewelen wäre. Man hätte die Stallungen weniger Eofiipies 
lig machen laffen fönnen, nicht mit Gewölben und feiner: _ 
nen Säulen. Dad nennt man Verichmendung. Was fodann 
die Taggelder betrifft, fo ift der Abgeordnete Keil von Fürth 
mir mit feiner Bemerkung zuvorgefommen. Es hat mic 
febr gefehmerzt, daß man namentlich) in Darmftadt fo viele 
Diäten gemacht hat, obgleich bier fo viele Baubeamte find. - 
Es fommt dieß indeffen daher, daß man Viele nicht defini- 
tiv anftelt. Man nimmt noch ſo Biele nebenher und gibt 
ihnen Diäten. Dadurch vermehren fi aber die Koften un— 
gebeuer. Der Fall ift in meiner Gegend vorgefommen, daß 
eine Pfarrfcheuer in Brauerfchwend, welche man um 1000 fl. 
erbauen konnte, die Gemeinde 3000 fl. £oftete, die Bauauf⸗ 
feher allein über 120 fl. Diäten bezogen haben. Sch hoffe, 
die Staatöregierung wird in Zukunft hierauf Rüdficht nehs 
men. Wir haben jebt Baubehörden genug. Viele davon 
werden bald überflüflig., Die Chauffeen find gebaut, wir. 
werden jest nicht viele mehr bauen, und die Defonomen 
brauchen feinen Baumeifter. Man wird alfo die proviſoriſch 
Angeftellten in Zukunft nicht mehr brauchen, «8 ift gemug, 
daß wir die Andern erhalten, welche bereitö' angeftellt find, 
und die ihre Befoldung nicht mehr vollftändig verdienen. 
Der Abg. von Riedefel: Was die Bemerkung des 
Abgeordneten Ramfped in Beziehung ‚auf dad Steintohlens 
magazin betrifft, ſo erinnere ich nur an die deßhalbige frü- 
bere Vorlage der Staatöregierung und an den darüber ers 
ftatteten Ausfchußbericht, worin geſagt ift, Daß über biefen 
Segenftand bei der nächften Rechenſchaftsablage ebenfalld 
Rechnung abgelegt werben fol. Es bezieht ſich dieß näm⸗ 


En % % 


den 19, Mai 1848, 15 


lich auf eine Bewilligung, die im Jahr 1845 flattgefunden 
bat. Das Kriegöminikerinm verlangte damald nämlich, 
man folle ihm 2000 fl. ungefähr bewilligen, um ein Stein» 
‚Bohlenmagazin zu errichten, um die Steintohlenfeuerung 
in der hiefigen Reiterfaferne einzuführen. Die Stände 
gingen aber darauf nicht ein, fondern verftanden fib nur 
dazu, eine geringere Summe von 558 fl. zu bewilligen, 
und zwar unter der Bedingung, daß der Reft von 1442 |. 
aus Erfparniffen, die bei der Steimfohlenfeuerung gegen 
SHolzfeuerung gemacht würden, gededt werden muß. 
hoffe, daß, wie ed aud den Stänven zugefagt ift, bei der 
Rechenſchaftsablage über die Militärverwaltung in der Fis 
nanzperiode von 1843 auch über diefen Punkt nähere Er: 
läuterung und Rechnung abgelegt werden wird. 

Der Abg. Frank: Ich bedame nicht bloß, daß den 
Ständen Fein detaillirter Bauplan und Feine fpecielle Ueber: 
ficht über die Koften vor der Bewilligumg vorgelegt worden 
ift, fondern ich glaube auch, daß felbft der Regierungsbe⸗ 
hörde Fein Plan vorgelegen hat, oder daß, wenn er vorlag, 
er doch nicht bei der Ausführung in der Hauptfache berüd: 
ſichtigt worden ift. 

Zu diefer Bermuthung bin ich veranlaßt durch die enorme 
Anfuhr von überflüfligen Steinen. Diefe Anfuhr von übrig 
geblicbenen Steinen bringt auf dem Gedanken, daß man im 
Sinne gehabt hat, dad Gebäude umfangreicher zu machen. 
Denn ed gehört keine große Kunft dazu, zu berechnen, wie 
viel Klafter Steine nothwendig find, um daraus einen 
Mauerbau von einem gewiſſen Klaftergehalt berzuftellem. 
Sicher hat man daher den Bau anfangs viel umfangreicher 
machen, aber im Uebrigen ihn in feinem Innern mwohlfeiler 
einrichten wollen. Man ift aber nach her auf den Gedan: 
fen gefommen, den Bau Heiner zu machen und die bemil- 
ligte Summe zu Berzierungen und dergleichen zu verwenden, 
Dadurch ift denn eine fo bedeutende Weberfchreitung entſtan⸗ 
den. Sch muß dieß aber mißbilligen und ich hege hiernach 
den Verdacht, und zwar den gerecdhtferfigten Verdacht, Daß 
man anfangs entweder gar feinen Plan gehabt, oder daß 
nachher der Plan verlaffen worden tft. 

Der Her Oberſt Schmidt: Es lag allerdings ein 
volftändiged Project vor und das Baumwefen ift auch ganz 
darnach auögeführt worden. Daß mehr Steine angefahren 
waren, fcheint auf einem Irrthum der Baubehörde beruht 
zu haben, worüber die Militärverwaltung feinen Nachweis 
geben kann. Was ſodann bie Aeußerungen über die allzu 
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hohen Auffichtögelder betrifft, fo muß ich darauf. erwiedern, 
daß die Zahlung derfelben nach den üblichen Preifen erfolgt 
ift, daß ed aber auf der anderen Geite fehr wichtig ift, die 
gebörige Aufficht bei einem foldhen großen Bauweſen zu 
haben, und daß die Darauf verwendeten Koften fehr wohl ans 
- gewendet find. Sch würde niemals rathen, ed an der gehöri: 
gen Aufficht bei größeren Stuatsbauten fehlen zu laflen. Dann 
‚handelt es ſich auch bei der hiefigen Neiterfaferne nicht um. eine 
Ueberfchreitung von 13'bi8 14000 fl., wie bemerkt worden ift, 
‚fondern nur um eine Veberichreitung von 3027 fl. 50 Er., 
welche nicht fpeciell nachgewiefen werden kann. Dieß ift 
bei einem fo bedeutenden Bauweſen fehr wenig, und daß 
‚die Militärverwaltung aud darauf Bedacht ift, für den 
Staat feine unnöthigen Ausgaben zu machen, wird gewiß 
daraus hervorgehen, daß bei dem Baumelen an der Reiters 
Faferne zu Butzbach wurd eine nad) reiflicher Ueberlegung 
vorgenommene Abänderung des urfprünglichen Projectd be: 
deutende Erfparniffe gemacht worden find. | 

Der Ag. Heldmann: Ich habe ed nicht für am 
Drte gehalten, dem Herrn Regierungscommiflär vom Kriegds 
minifterium gegenüber, über die technifche Ausführung dies 
fer Bauten zu fpreben. Sch hätte gemwünfcht, daß von 
Seiten der Oberbaudirection felbft fi ein Regierungscom⸗ 
miſſär eingefunden. hätte, um Auskunft über die einzelnen 
Gegenftände geben: zu können. Da aber doch einmal von 
Seiten anderer Mitglieder in dad Materiele eingegangen 
und namentlich von Dem Abgeordneten Keil von Fürth bes 
merkt. worden ift, daß die Taggelder fich fo hoch belaufen 
hätten, fo finde ich mich veranlaßt, gleich diefem zu behaup— 
ten, daß fie viel zu hoch find. In Darmftadt nämlich bes 
laufen fich die Zaggelder auf zwei Procent und etwas mehr 
vom Baufapital, in Bußbach belaufen fie fi auf mehr 
als drei Procent deſſelben. Wir haben in unferem Land 
eine ſolche Menge von Baubehörden, daß fie ald eine wahre 
Pandplage anzufehen find. Wir haben Kreisbaumeifter, 
Buauaccejliften, Bauauffeher erſter und zweiter Klaffe bei 
den Bureaud, welche alle bezahlt werden. Wir haben eine 
Maffe von Bauauffehern dritter Klafle, zerftreut durch das 
ganze Land; alle zwei Stunden ift Einer. Wir haben Ges 
meindebaumeifter und Gemeindebauauffeher. Ich glaube, 
wenn wir einmal in das Feld ziehen und e& fehlte uns an 
der gehörigen Anzahl Ingenieurs, wit Fönnten ganze Ne: 
gimenter von Leuten anftellen, die mit technifhen Ausfühs 
rungen bekannt find. Darüber läßt fih aber in diefem 
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Augenblick nichts ſagen. Die Gelder ſind einmal verwendet 
und wir wollen nur die Hoffnung ausſprechen, daß in Zu— 
funft fo hohe Taggelder bei öffentlichen Bauten nicht mehr 
in Rechnung kommen. Vielleicht hätte man das Baumefen 
billiger machen, viele Verzierungen weglafjen können; es 
wäre wohl eben jo zwedmäßig geweſen, als es jetzt iſt. 
Man hätte vielleicht auf andere Meife noch fparen können. 
Sch habe gebört, daß tm der Gavalleriefaferne der gatige 
Hofraum gepflaftert ift. Bekanntlich fallen aber, namen 
lich im Winter, Pferde auf einer gepflafterten Ebene ſehr 
leiht. Das’ Pflafter Fofter eine Menge Geld; und hätte 
man den Hof mit Sand feftgeftampft, ‘fo würde wahrſchein— 
lich ‘den Pferden felbft mehr Vortheil dadurch gebracht und 
auch viel Geld‘ Dadurch erfpart worden fein. Are, > 
Der Abg. Karl Zöpprig: Ich war zufälliger Weiſe 
im Ausfchuffe nicht anmwefend, als der Bericht über diefen 
Gegenſtand erftattet wurde. Ich fpreche mich aber bier 
nachträglich ganz übereinflimmend mit den darin enthaltenen 
Anträgen aus, Ich hoffe alfo, daß die Kammer auf: die 
Mißbilligung, die mein Bruder'gegen dad Kriegsminiſterium 
auögefprochen bat, aus dem Grunde nicht eingehen wird, ' 
weil eine Mißbilligung bei dem hier in Rede ftehenden Po: 
ften gegen die Militärverwaltung gar nicht gerichtet werden 
fanrı, indem die Ueberichreitung hier von der ausführen: 
den techniſchen Behörde herrührt, und dem Kriegdmini: 
ſterium gegenüber eine folhe Mißbilligung bier nicht bean- 
tragt werden fann. Was fodann über die Höhe der Tag— 
gelver für Accefliften und Bauauffeher, ſowie überhaupt 
über die Baubehörden geſprochen worden iſt, fo gehört: dieß 
nad meiner Meinung nicht "hierher, fondern zur Berathung 
eined anderen Berichts des erften Ausichuffes, nämlich‘ des. 
die vorläufigen Refultate der Kinanzverwaltung in den Jah— 
ren von 1842 betreffend, wo von Seiten ded Ausſchuſſes 
mehrere Anträge, worauf. die heutigen Bemerkungen Bezug, 
haben fünnten, gemacht worden find. — Sch muß übrigens: 
der Bemerfung des "Abgeordneten Ramſpeck widerſprechen, 
daß es unftatthaft fei, dad Baumaterial durd die, Verwal⸗ 
tung .anfaufen. zu laflen. Der Grund ded Selbftanfaufs 
wird wahrfcbeinlich darin liegen, daß die Forderung, welche 
die Bauunternehmer machten, höher waren, ald die Koften, 
um die dad Material angeichafft und die Arbeitölöhne be* 
firitten werden Fonnten. Sowie aber dad Material durch 
die Verwaltung felbft beſchafft wurde, fo mußte natürlich 
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auch ein größered Auffihtsperfonal zugezogen werden und 
hiermit ſich die Taggelder vermehren. 

Der Abg, Lerch: Es ift mir erfreulich, zu vernehmen, 
daß der Herr Regierungscommffär noch nachträglich be 
merft und zugegeben hat, daß allerdings Pläne vorgelegen 
baben, und ed geht dieß auch aus den Verhandlungen der 
weiten Kammer, Beilage Nr. 172 zum 43, Protofol vom 

April 1842 hervor, Die hierauf bezüglihe Stelle lau: 
tet: „Die Gr, Regierungdcommiffäre haben die Pläne über 
die Errichtung der beantragten Bauten dem erften Aus» 
ſchuß vorgelegt, bei welchen diefer nicht zu erinnern ges 
funden bat.” Sm 49. Protofol vom 7. Mai 1842 babe 
ich allerdings bemerkt, daß die Zeichnungen und Voran— 
fchläge zu den in Rede ftehenden Bauten fi in der Kanz: 
lei der Kammer nicht vorgefunden hätten, worauf jedoch) 
in der Berathung nichtd erwiedert worden iſt. Dieß ift es, 
was ich auf die Bemerkung ded Herrn Präfidenten und zur 
Berichtigung derſelben nachträglicp noch zu fagen habe und 
wonach diefe Bemerkung zu ermeflen if. Dann bat aber 
der Abgeordnete Karl Zöppris in feiner früheren Rede eine 

kung gemacht, worauf ich ihm eine, jedoch nur Purze 
Ermwiederung geben muß: Ich fpreche in Dielen Räumen 
nicht ald Dienfimann, ich fpreche hier als Abgeordneter, 
wie er, 

Der Präfident: Jedes Mitglied der Kammer ift 
damald befugt gewelen, vor der Didcuffion von diefen Plä: 
nen Einficht zu nehmen, und ed follte mich fehr wundern, 
wenn mein Vorgänger, der verftorbene Präfident Schend, 
bei der Berathung diefe Pläne nit auf dem Bureautifch 
vor fich liegen gehabt habe, 

Der Abg. Dito: Ich Bann mi der Sache recht gut 
erinnern, ich war damald Mitglied des erften Ausfchufles, 
ed lagen allerdings Pläne vor und es find dieſelben auch 
fo lange bei den Acten geblieben, bis die Verhandlung in 
der Kammer vollendet war. Es hat alfo jedes Mitglied 
der Kammer Gelegenheit gehabt, von diefen Plänen Einficht 
zu nehmen, welche auf dem Bureau aufgelegt geweien find. 

Der Abg. Letch: Mih hat einzig und allein ver 
Schlußſatz des Ausfhußberihtd zu meiner Bemerkung ver: 
anlaßt, worin der Ausfhuß darauf anträgt, die Kammer 
wolle befchließen, daß in Zufunft allen Anforderungen für 
Bauten fpecielle Voranfchläge und Pläne den Ständen zur‘ 
Prüfung vorzulegen find. 
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Der Herr Oberſt Schmidt: Ich muß doc zur Bes 
richtigung darauf aufmerffam machen, daß die auf dem 
Landtage 1844 vorgelegten Pläne bloße Grundriffe über die 
Stellung der projectirten Gebäude felbft, keineswegs aber 
eigentliche Bauplane waren. | 


Der Abg. Volhard: Der Ausfhuß bat den Herrn 
Regierungdcommiflär bei Gelegenheit der Prüfung der Rech— 
nungen gefragt, ob beflimmte Pläne bei der Bewilligung 
vorgelegen und die Antwort erhalten, er wiſſe von feinen. 
Darauf beruht die Angabe ded Ausſchuſſes. — Man hat 
bemerkt, die für die Bauaceefliften und für die Aufficht ans 
gefegte Summe fei nicht genauer in ihren einzelnen Poften 
angegeben. Wir haben die Rechnungen durchgefehen und: 
darin find Diefe Ausgaben allerdingd einzeln aufgeführt. 
Der Abgeordnete Ramſpeck hat ed fodann für beſſer erftärt, 
die Bauten an Bauunternehmerzu vergeben, Sch glaube, 
dieß auch, aber bei einer ſolchen Vergebung ift ed wu mög⸗ 
lich noch nothwendiger, ald fonft, Bauten bei ihrer Aus: 
führung genau beauffihtigen zu laſſen. Wenn einmal die ° 
Mauern ftehen, wenn ein Haus fertig und übertündt ift, 
fann man häufig nicht mehr fehen, ob und welche Fehler 
bei dem Bau vorgefommen find. Man muß alfo mit um 
fo mehr Sorgfalt den Bau gleich. bei feinem Entftehen über: 
machen. Dagegen könnte allerdingd an der Belohnung die 
fer Bauauffeher bedeutend geipart werden, wenn man näms 
lich nicht Zaggelder, fondern Sahreögehalte gäbe und fie 
verpflichtete, bei einer oder zwei Bauten, deren Aufficht 
ihnen übertragen worden, beflandig gegenwärtig zu fein. 


Der Herr General von Bechtold: Zum Sdluſſe 
erlaube ich mir nur noch eine Bemerkung, welche voraus⸗ 


ſichtlich auf den Beſchluß der verehrlihen Kammer einen: - 


wefentlichen Einfluß ausüben wird, Sie beiteht nämlich. 
darin, daß bei der Bewilligung der 125,000 fl., diefe Bes: 
willigung Eeineöwegd fpeciell mit 80,000 fl. für Die biefige 
Reiterfaferne und mit 45,000 fl. für die Reiterkaſerne in 
Butzbach erfolgt ift, fondern ed ift jener. Gefammtbetrag 
nur als eine Baufcbfumme bewilligt worden, wobei von 
einer fpeciellen Bewilligung für eine der beiden Kafernen 
gar feine Rede war, wie dieß aus dem betreffenden Sitzungs— 
protofolle mit Leichtigkeit nachgefehen merden Fann. 

Der Abg. Chr. Zöpprig: Zur Erläuterung bezüglich 
meines Antrags will ich nur bemerken, daß ich in demfelben 
nur eine einfahe Mißbilligung habe ausfprechen wollen. Ob 
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diefe Mißbilligung das Kriegsminifterium treffen wird, oder 
ob die audführende Buubehörde, das laſſe ich dahin geſtellt. 
Der Präfident: Sie würde allerdings dad Kriegds 
 minifterium treffen; denn das Kriegöminiftertum ift Diejenige 
Behörde, welche die Rechenſchaft ablegt 
Der Abg. Chriſtian Zöpprig: Wenn wir auch gegen: 
" wärtig noch fo blöde find, an dem Ausipruche einer. einfa= 
hen Mißbilligung Anfland zu nehmen, werden wir. bei 
unſeren Berhandlungen vielfältig den Zwed nicht erreichen. 
Hätten die früheren Kammern nur in vielen Fällen nicht 
‚nur ihre Mißbilligung, fondern auch den entſchiedenſten 
Tadel ausgeſprochen, fo würde unfer Land viel weiter ges 
fommen und Hunderttaufende würden eripart. worden fein. 
Der Abg. Ramfped: In der Propofition, welche der 
Herr Oberſt Schmidt in der Sitzung vom 25. April 1845 
eingebracht hat, ift von der verlangten Summe nicht als 
von einer Baufchlfumme die Rede gewelen. 


Der Herr General von Bechtold: Ich habe mic. 
auch nicht auf die Propofition bezogen, fondern lediglich 
auf die Bewilligung und die Abftimmung der Kammer, 
Es befindet fib ja wohl das Protofoll der damaligen be: 
treffenden Sitzung bier, um nachgeleien werden zu können, 
und ed wird dann ficherlich bei diefem Poften heißen: 

„Bewilligt die Kammer für. beide Kafernen dahier 
und zu Butzbach die veranfchlagte Summe von 
125,000 fl.%* 
und diefe Frage ift damals einftimmig bejaht worden. - Es 
war alfo nur eine Bauſchſumme bewilligt. Ä 

Die betreffende Stelle des 50. Protofolld. vom 9. Mai 
1842 Seite 56° unten und.57:oben wird aufgeichlagen, wo⸗ 
nach fich die Bemerkung ded Herrn Regierungscommiffärs 

beſtätigt findet. 

Der Abg. Heldmann: Der Zweifel, den der Abge: 
ordnete Ramſpeck foeben geltend gemacht hat, ift mir bei 
der Bemerfung des Herrn Generald von Bechtold ebenfalls 
aufgeftiegen und zwar um deßwillen, weil auf Seite 2 des 
Ausfhußberichts unten fteht: 

„1) Verwilligung 80,000 fl.“ 5 

Diefer Zweifel ift jest aufgeklärt; allein die erwähnte 
Stelle ded Berichts hat allerdings zu demfelben Anlaß ges 
ben müflen. 
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Die Kammer ſchritt hierauf zur Berathung: 
3) über die Vorlage Großherzogl. Kriegsminiſteriums, 
einen neuen Etat für das Commandement Darmſtad 
betreffend. | 
Nach Vorlefung des Ausfchußberichts bemerkt: | 


Der Herr General von Bechtold: Die Militärvers. 


waltung wird e& fich angelegen fein laflen, überall, wo es 
‚ihr überhaupt möglih ift, Erfparniffe eintreten zu laffen 
und fo auch. an den im Ausfchußberichte zulett erwähnten 
200 fl._ Was dagegen den Poften von 144 fl. betrifft, fo 
bemerfe ib, daß früherhin auf dem Etat de3 Commande: 
ments der Reſidenz ein weiterer Plabunteroffizier mit 312 fl. 


aufgeführt war. Dann wurden früherhin 82 fl. verausgabt - 
für Schreibereien, die ein penftonirter Kanzelift als Ergän— 


zung feines Gehaltd erhielt. Man hat jene weitere Unter: 


* 


offiziersſtelle eingehen laſſen. Der Kanzeliſt iſt abgegangen, 


folglich auch die bis dahin verabreichte Remuneration. Von 
der Zeit an wurden nun nach dem Budget für die letzte 
Finanzperiode für Vergütung der Schreibereien 144 fl. ver⸗ 
abfolgt, und es iſt durch dieſe veränderte Einrichtung eine 
Erſparniß gegen früher entſtanden im Betrag von 212 fl. 


Der Abo. Chriftian Zöppritz: Sch bin mit dem Aus 


fhuß ganz darin einverftanden, Daß man in Zufunft einen 
folhen Offizier zum Platzmajor verwendet, der für den 
Felddienft untauglich if. Aber wir thun, meiner Anficht 
nach, befjer, wenn wir es direch ausfprechen, und ich: ftelle 
daher den Antrag: Ä | 
die Kammer möge durch fürmlihen Beſchluß die Er: 
mwartung audfprechen, daß fünftig für Verſehung der 
Stelle eined Platzmajors in der Reſidenz Darmftadt 
auch fererhin nur folche Dffiziere verwendet werden, 
die zum Felvdienft untauglich geworden find. 
Bon Seiten ded Abgeordneten Elwert und des Präfi- 
denten wirb bemerkt, daß Dadjenige, was foeben beantragt 
worden fei, bereitö beflimmt in dem Antrag des Ausichuf: 
ſes liege. . b 
Der Herr General von Bechtold: Es war dieß feit: 
ber ſchon Grundſatz der Militärvermwaltung und wird es 
auch, ohne daß eine fürmliche Abflimmung in der verehr— 
lichen Kammer darüber ftattfindet, fernerhin bleiben. 
Der Abg. Volhard: Ich erlaube mir die Anfrage 
an den Herrn Regierungdcommiffär, ob der Fourier, der ın 
dem Etat vorgefehen ift, nicht ebenfalld zu  fchreiben ver- 
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mag und od er nicht zugleich die vorkommenden Schreibe: 
reien mit verfeben kann? 

Der Herr General von Becbtold: Gerade der auf 
dem Etat ſtehende Staböfourier ift einer vom den beiden 
Plagunteroffizieren, die früher auf dieſem Etat geflanden 
haben; und diefer Mann befommt dafür, daß er neben feis 
nem eigentlichen Dienft auf dem Platzbureau —— die 
Schreibereien auf der Schloßwache mit verſieht, die frag: 
liche Remuneration. Er ift aber durch diefe beiden Dienft: 
verrichtungen fo angeftrengt, daß es unbegreiflich ift, wie 
er bisher allein ſolche Dienfte verfehen Fonnte und darum 
ift denn auch die Remuneration von 144 fl. nicht als zu 
hoch anzufchlagen. 

Der Abg. Volhard: Hiernad würde alle ein und 
diefelbe Perfon den Gehalt von 349 fl. und die Remures 
ration von 144 fl. beziehen? 

Der Herr General von Bechtold: Ja! 

Der Abg. Volhard (fortfahrend): Außerdem frage 
ih, ob es nicht möglich wäre, die vielen Schildwachen in 
der Stadt und an und | in den herrfchaftlihen Gebäuden zu 
vermindern? 

Der Herr General von Bechtold: Die Schildwachen 
find bereit auf dad Minimum vermindert worden. 

Der Abg. Otto: Ich meine aber doch, die doppelten 
Poften wären überflüflig. 

Der Herr General von Bechtold: Es walten in 
dieſer Beziehung denn doch Rückſichten ob, welche ein Ein: 
gehenlaffen folder Poften nicht geftatten, Weberdieß hängt 
auch die Zahl der Schildwachen davon ab, ob fie von der 
im Dienft befindlichen Mannſchaft beftritten werden können. 
Da nun der Dienftftand in der hiefigen Reſidenz von ber 
Art ift, daß fie beftritten werben fünnen, fo möchte daS 
— dieſer Poſten wohl keinem Anſtand unter: 
liegen 

Der Abg. Volhard; Wird denn einer Schildwache 
—— niemals ein Mann mehr hier im Dienſt zurüdge 
halten ® 
Der Herr General von Bechtold: Kein einzi e 
Mann mehr! Mir haben bloß den bundeögefeglichen 
fland hier und davon werden die Schildwachen lan 

Der Abg. Karl Zöpprig: In ber Propofition ded 
Kriegeminifleriums fommt ein Poften für Bureaumiethe 
vor mit 150 fl. Ich erlaube mir die Frage, wie ed fi 
mit biefer Bureaumierhe verhält? 
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Der Herr Smeral von Behtold; Der Commandeur 
der erfien Infantertebrigade wird künftig zugleich die Func⸗ 
tionen des Plaßcommandanten zu verfehen haben, und er 
ift alfo in die Nothwendigkeit verfegt, fib ein Bureau ein» 
zurichten und alles, was für ein Bureau erforderlich ift, 
von diefer jehr geringen Summe zu beftreiten. Sch made 
hierbei nur, gelegentlich darauf aufmerffam, Daß z. B. in 
dem Königreih Württemberg der Truppencommandant, der 
zu gleicher Zeit ald Platzcommandant verwendet wird, mes 
nigfiend eine Miethevergütung von 250 fl. bezieht. 


Der Abg. Karl Zöpprig: Ih möchte ferner fragen, 
ob ed nicht ‚möglich wäre, dieſes Bureau in eined der Das 
bier befindlichen öffentlihen Gebäude zu bringen? 

Der Herr General von Bechtold: Wenn wir ein 
eigened® Gommandanturgebäude hier hätten, fo würde fich 
diefed von felbft ergeben. Da aber nach den neuen Be: 
ſtimmungen, um eben die beabfichtigte Erfparniß eintreten 
zu laſſen, der Commandeur der erſten Infanteriebrigade 
künftighin auch Commandant der Reſidenz ſein wird, ſo 
kann dem fraglichen Bedürfniß nicht wohl anders abgehols 
fen werden, als durch den proponirten geringen Zuſchuß, 
wofür er ſeine Bureaukoſten zu beſtreiten hat und wodurch 
ihm die Möglichkeit verſchafft werden ſoll, das Platzbureau 
in ſeinem Hauſe zu etabliren. Denn dieſes Bureau läßt 
ſich nicht wohl von der Wohnung des Commandante 
trennen. 


Der Abg. Karl Zöppritz: Da der Herr Regierungs: 
commiflär bemerfte, daß der bier in Rede flehende Stabs— 
fourier kaum: die ihm obliegenden Arbeiten tragen könne, 
und daß Die dafür vorgefehene Remuneration nicht weni⸗ 
— zu groß ſei, ſo frage ich, was er dann zu thun 
hat 


Der Herr General von Bechtold: Er hat außer 
den Geſchäften auf dem Platzbureau auch noch die Schrei⸗ 
bereien auf der Schloßwache zu verfehen. Aus den Raps 
porten der Wachen, welche dort täglich zweimal eingehen, 
hat er Hauptrapporte aufzuftellen und Mittagd wird außer: 
dem noch eine Poftenlifte gefertigt, fo daß der Mann 6 bis 
7 Stunden täglidy allein auf der Schloßwache befchäftigt ift. 

Der Präfident: Sc meine, wir follten und nicht fo 
fpeciel in dad Dienſtliche einlaffen. 


Die Kammer fchreitet hierauf zur Berathung: 


\ 
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4) über dad Geſuch des Bürgermeifters Luther zu 
Blofeld, Kr. Nidda, um Erlaß einer Strafe von 
10 Reichsthlrn. 
Nach vorausgefchicter Einleitung bemerkt: 
- Der Abg. Chr. Zöpprig: ES erfcheint mir eine große 
Dreiftigkeit diefes Bürgermeifterd, daß er fich im gegen: 


. wärtigen alle an die Kammer gewendet hat. Sch will 


zwar annehmen, daß er die Handlung, weßwegen er be: 
ftraft wurde, nicht in böswilliger Abficht gethan hat, aber 


ih flimme dem Antrag des Ausſchuſſes um fo mehr bei, 


als fonft dad Sprüchwort: „Thue deine Augen auf, oder 
den Beutel,” gar feine Bedeutung mehr haben: würde. 

Der Abg. Krug verläßt den Sitzungsſaal. 

Da keine weitere Bemerkung erfolgt, wurde Zur Bes 
rathung übergegangen 

5) über die Befchwerde des Gutöbefiterd Georg Kalb: 

henn zu Niederroßbach, eine gemeinfchaftlihe Schäs 
ferei in der Gemarkung von Ober: und Niederroßs 
bad, inöbefondere die Aufhebung der Gemeinfcaft 
etr. 

Hierzu bemerkt: 

Der Abg. Chr. Zöppritz: So wie ich die Sache be— 
trachte, dreht ſich die Angelegenheit nur darum, daß die 
Gemeinde Niederroßbach bei dem Verkauf des fraglichen 
Guts einen ganz ſchlechten Contract abgeſchloſſen hat. Es 
heißt in demſelben nämlich: 

„Beide Contrahenten verpflichten ſich ꝛc.“ 

(verleſen). 
Dieß iſt ein fo unvollſtändiger, ja ich möchte ſagen ein— 
fältiger Paſſus, daß derſelbe lediglich als ein gutes Futter 
für Hofgerichtsadvokaten erſcheint. Daraus iſt denn auch 
der ſpätere Prozeß entſtanden. Der Kreisrath wollte nun 
die Gemeinde ſchützen und deren Fehler wieder gut machen, 
hat dieſes aber auf ganz willkürliche Weiſe durch einen 
Machtſpruch gethan, den wir aber nimmermehr durch unſere 

Stimme ſanctioniren dürfen. 

Der Abg. Elwert: Sch glaube auch, daß der vorlie— 
gende Vertrag fehr mangelhaft und fchlecht abgefaßt war; 
aber eben daraus wird ein noch weiteres Verichulden des 
Kreisraths hervorgehen, denn die Gemeinde hat doch wahrs 
fcheinlich diefen Vertrag dem Kreisrathe zur Genehmigung 
vorgelegt, und der Kreisrath hatte die Befugniß, die ſchlech— 
ten Beltimmungen des Vertrags zu verbejlern, aber nur 
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durfte er nicht, wie er gethan, der Gemeinde durch Hem⸗ 
mung des Laufes der Juſtiz zu helfen ſuchen. 

Der Abg. Buff: Die Unterſtellung des Abgeordneten 
Elwert iſt nicht richtig; denn der Vertrag iſt bereits im 
Jahr 1816 abgeſchloſſen worden. Die Cardinalfrage, um 
die es ſich dreht, beſteht darin, wie weit die Grenzen der 
Polizeigewalt in Beziehung auf die Ausübung von Privat— 
rechten gehen, und darüber hat ſich der Ausſchuß ausge— 
ſprochen. Die Frage, welche der Abgeordnete Chr, Zöpp— 
riß zur Sprache gebracht, ift ganz untergeordnet. Der Aus: 
ſchuß ging von der wohl nicht zu beftreitenden Anficht aus, 
daß die Polizeibehörde nur da gegen die Ausübung von 
Privarrechten einfchreiten Eönne, wo durch diefelben das öffent: 
liche Wohl gefährdet wird, daß aber, wenn es fich darum 
handelt, ob die Ausübung eines Rechts von Seiten des 
Berechtigten dem VBerpflichteten gegenüber nachtheilig ift, 
don feiner Gefährdung, des öffentlihen, fondern nur des 
Privatintereffes die Rede fein kann, bezüglich deſſen einzig 
und allein, wenn folche Privatrechte resp. die derfelben ents 
fprechenden Verpflichtungen ftrittig werden, der Richter zu 
enticheiden berufen fein Fann. Wäre das nicht der Kall, dann 
fönnten und die Kreisräthe fehr leicht von allen Hutberech: 
tigungen helfen. Sie braudten nur zu erklären, daß dies 
felben für den, Aderbau, was fich gewiß nicht läugnen läßt, 
nachtheilig feien und fie polizetlich verbieten. Die kreisräth— 
liche Verfügung enthält übrigens nicht geradezu eine Aufs 
bebung eines richterlichen Erkenntniſſes. Es concurrirt hier 
noch eine weitere Gemeinde, auf welche fich der von dem 
Landgericht Friedberg erlaffene Beſcheid nicht bezieht, näm: 
lich die Gemeinde Oberroßbach, welche mit der Gemeinde 
Niederroßbach eine gemeinſchaftliche Gemarkung hat, die das 
praedium serviens bildet. 

‚Der Abg. Volhard: Menn der Abgeordnete Chr. 
Zöpprig bemerkte, der Vertrag -fei fo fchlecht, daß er ein 
Futter für Advofaten werde, fo erwiedre ich Dagegen 
nur, daß er den Beruf eines Advokaten nicht zu kennen 
fcheint. 


Die Kammer fchreitet 
6) zur Berathung über die Vorftelung der Wollentuchs 


. macherzunft zu Alsfeld, den Verfall ihres Gewerbes 
betr. 


Nach vorausgefhicdter Einleitung bemerkt: 
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:» Der Abg. Erepfhmar: Ich möchte. darauf antragen; 
in dem Antrag des Ausſchuſſes, ſtatt des Wortes: „au 
heim geben“ das Wort: „empfehlen“ zu gebrauchen. 

Der Abg. Ramſpeck: Ich bin auch damit einvers 
verfianden, daß die Bitte der Mollentuhmacherzunft zu 
Alsfeld dem Kriegsminifterium von der Kammer empfohlen, 
werden möge. enn namentlich was den Punkt unter 1 
des AusfchußberichtS betrifft, fo wurde, ehe man allgemeine 
Verfteigerungen eingeführt hat, der Bedarf an Tuch von 
der Militärverwaltung den verfchiedenen Zünften, namentlich 
in Biedenfopf, Aldfeld, Schotten und Michelftadt zc., in 
der MWeife aufgetragen, daß eine jede Zunft ein Quantum von 
fo viel Zücern zu liefern hatte; die Preife wurden zu 
leicber Zeit angegeben, ein Probeftahl mitgefchicdt, der nad 
echnifcher Unterfuhung mit Zollenmaß befchrieben war und 
27 bi8 33 Fäden auf den Quatratzoll enthalten mußte. 
Diefe frühere Einrichtung ift Gegenftand der Befchwerde, 
indem die Tuchmacher wünfchen, man möge von Geis 
ten ded Kriegäminiftertumd die Beftelung an Tüchern ebenfo 
wieder, wie früher bei den verfchiedenen Zünften machen, 
wo dann jeder einzelne Zuchmacher wieder ein gewiſſes 
Quantum. zu liefern hätte. Wenn diefe Einrichtung wieder 
ettoffen wird, fp werden die in neuerer Zeit eingeführten 
— die doch ſtets nachtheilig auf die Lieferanten 
einwirkten, verhütet werden. Denn bei der Eröffnung einer 
Verſteigerung wird ebenſo eine Vorlage gemacht über Preis 
und Stahl, wie früherhin bei Abgaben aus der Hand an 
die Zunft oder Innungen geſchehen. Der Preis, wie er 
fih durch die Verfteigerung geftaltet, wird aber immer ges 
ringer, ald er vorher beflimmt war und zwar in Folge der 
roßen Goncurrenz. Die Concurrenz ift aber durch die Ma 
Kolnetien entftanden, in Folge deren die Tuchmachermeiſter 
nicht mehr beftehen Fönnen, und in Folge deren fie fich 
immer mehr vermindern. No im Zahre 1827 hatten bir 
in Alsfeld circa 150 Tuchmacher, heute beftehen davon nur 
noch 30. Dur die große Concurrenz aber und durdy die 
Mafchinenarbeit werden die VBerfteigerungspreife fo herabges 
drüdt, daß die kleinen Meifter alle zu Grunde gegangen 
find, und täglich noch mehrere zu Grund gehen. Selbft 
diefe 30 in Aldfeld werden ſich nicht mehr erhalten können, 
und in Biedenkopf ift die Armuth unter den Tuchmachern 
fo weit" gefommen, daß fie zu arm find, um einen aus ihrer, 
Mitte zur Zuchlieferungdübernahme nad) Darmftadt ent: 
fenden zu können. Es mödte hierin ein fehr bedeutender 
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Grund zur Berüdfidtigung des Geſuchs vorliegen, und ich 
kann den Wunſch nicht verbergen, daß die Militärvermals 
tung Bedacht darauf nehmen möge, die frühere Einrichtung 
wieder eintreten zu laffen und jede Zunft beauftragen möge, 
ein gewiſſes Quantum von Büchern zu liefern. Was unter 
2 angeführt wird, daß nämlich die Lieferungskoſten, resp. 
Reifeunfoften wegen der Entfernung von den Orten fehr 
bedeutend fei, fo ift dieß nicht zu verkennen. Es ift be 
gründet, daß ein Meifter bei 30, auch 40 Stunden Wegs 
nicht leicht eine Reife unternehmen kann, wenn er nicht ein- 
mal weiß, ob er Theil an der WVerfteigerung erhält. Was 
den dritten Punkt betrifft, fo findet der eben bervorgehobene 
Umftand auf die Färber in gleihem Maße "Anwendung. 
Aber namentlich würde der unter 4 erwähnte Umftand zu 
berüdfichtigen fein. Anftatt nämlich, daß man jedesmal für 
ein ganzes Regiment den Bedarf zur Audbietung bringt, 
könnte derfelbe wenigftend in zwei Theile vertheilt werden 
und ed könnten abtheilungsweile die Lieferungen vergeben 
werden, wad vor der Einführung der WVerfteigerungen auch 
der Fall gewefen if. Sch will daher nochmals den Wunſch 
auöfprechen, daß in dem Schlußantrage des Audfchufies 
der Ausdrud ‚empfehlen‘ gebraucht werden möge. 

Der Präfident: Was die beflimmte Empfehlung an 
dad Kriegsminifterium betrifft, fo ift. man, fo viel ich mich. 
erinnere, im Ausfhuß von der Anficht ausgegangen, daß 
es bedenklich erfcheine, fich Direct in die innere Verwaltung 
ded Kriegäminifteriumd zu mifchen, indem man auf der an» 
dern Seite auch wieder Anforderungen der Sparfamteit bei 
einer guten Lieferung von Tuch für die Leute an die Vers 
waltung made. - 

Der Abg. Volhard: Der Ausfhuß hat felbft in feis 
nem Berichte hierauf aufmerffam gemacht, indem er im 
Berichte gefagt, ed müſſe in den erwähnten Beziehungen der 
Berwaltung, welche für zeitige Rieferung, gute Waare und 
möglichfte Koftenerfparung bei eigener Verantwortlichkeit zu 
forgen babe, freier Spielraum gelaflen werden. Jedermann 
wird Anftand nehmen, für etwas haften zu follen. oder zu 
wollen, wenn ihm die —— in jeder Hinſicht gebunden 
werden. Was die Verfleigerungen betrifft, fo muß im 
Allgemeinen der Grundfag aufrecht erhalten werden, daß 
jede Öffentliche Arbeit unter freier öffentlicher Mitbewerbung 
zu vergeben fei. Wil man die Vergebung aus freier Hand, 
wieder eintreten laflen, fo find Bevorzugungen Einzelner, 
Unterfchleife und dergleichen faum zu vermeiden. 

Protololle z. d. Verh. d. 2. Ram. II. Bd. 39 
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Der. Abg. Karl Zöpprig: Ich fchließe mich den Ans 
fichten des Audfchuffes, melde im Bericht audgefprocen 
find, vollfommen an. - Ich bedaure zwar, daß die Fabrikan—⸗ 
ten, welche hierher fommen und diefe Kieferuingen für das 
Militär fo mohlfeil übernehmen, fo wenig ihren Vortheil 
dabei finden. Indeſſen find die Bedenklichkeiten, welde 
gegen ein Vergeben der Lieferungen aus freier Hand fih 
erheben, fo groß, daß ich niemald dazu flimmen werde, auf 
Verträge mit Einzelnen einzugehen. Es fieht den Leuten 
frei, dieſe Lieferungen zu mäßigen Preifen zu übernehmen, 
und, wenn fie dieß wollen, fo können fie ſich vor der Vers 
fteigerung recht gut darüber verftändigen. Erft noch auf 
den verfloffenen Montag war eine Lieferung für dad Milk 
tär audgefchrieben. Es wurden circa 36000 Ellen Tuch an 
den Menigftnehmenden verfteigert und vor der Werfteigerung 
hatten ſich mehrere Steigerer beftrebt, unter den verfchiede: 
‚ nen cohcurrirenden Fabrifanten eine Verftändigung über den 
Preid und über die Austheilung der Quantitäten in der 
Meile eintreten zu laffen, daß man den Tuchmachern von 
Alsfeld, Schotten, Micelftadt, Biedenkopf, Beerfelden 
und Erbach fo und fo viel zuweilen wollte, aber die Fabris 
fanten Fonnten nicht unter einander felbft wegen der von 
dem Einzelnen zu liefernden Quantitäten einig werden, fie 
haben vorgezogen, ſich gegenfeitig herunter zu bieten und 
die 36000 Ellen eher mit Schaden zu liefern, als fi mit 
der Lieferung einer geringen Quantität zu begnügen, an 
welcher fie Verdienſt zu machen Gelegenheit gehabt hätten, 
Es zeigt dieß, daß die Leute, obgleih ohne Werdienft in 
der jegigen Zeit, nicht einmal im Stande find, die Mittel 
zu erkennen, durch welche fie zu WVerdienft Fommen. Wenn 
nun die Lieferungen an Einzelne übertragen werden, fo wer; 
den fich wieder die Andern befchweren. Kurz, ed wird an 
Klagen und Befchwerden fein Ende abzufehen fein. Ber 
ftändigten fie fidy unter einander, fo würden fie Leichter zum 
Ziele gelangen, und dad wäre fehr zu wünfchen. - 

Indeffen muß ich dem, was der Abgeordnete Ramfped 
in Beziehung auf die Tuchmacher in Biedenkopf bemerkt 
bat, wmiderfprechen.. Denn gerate die Biedenkopfer Tuch— 
macher haben, wenn ich auch nicht verfenne, daß dad Tuch⸗ 
machergewerbe dafelbft bedeutend zurüdgefommen ift, bisher 
immer die Lieferung nicht unbedeutender Quantitäten übers 
nommen. — Dagegen habe ich nichts zu erinnern, daß 
man die Lieferungen für die einzelnen Regimenter theilt. 
Man follte dieß aber -füglich der Verwaltungsbehörde über 


- 
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laſſen. Die Leute übernehmen manchmal Lieferungen um 
Preiſe, um die ſie die Arbeit gar nicht liefern können. 
Wenn nun die Leute zwei= oder dreimal liefern mußten, fo 

kann ed manchmal vorfommen, daß eine geringere, als die 
vorgefchriebene Qualität, Stüde, die vielleicht. früher ſchon 
einmal audgeftoßen worden, fpäter angenommen werden, 
und es wäre zu wünfden, daß die Militärbehörde ftrenge 
darauf hielte, daß genau nad dem vorgelegenen Mufter 
abgeliefert wird, damit durch den erften Schaden die Liefes _ 
tanten gewarnt werden, bei fpäteren Wergebungen zu fo 
wohlfeilen Preifen wieder Lieferungen zu übernehmen! 

Was die Entfernung der Fabrifanten von dem XAbliefes 
rungsorte betrifft, fo find die hierdurch entftehenden Koften 
fo unbedeutend, fie werden für den Einzelnen fo wenig auds 
machen, daß fie nicht in Erwägung kommen fünnen, um 
fo mehr, da umgekehrt audy der Bezug von den Rohmates 
rialien von weniger entfernten Orten ber, für den oder je 
nen wieder von Vortheil fein Fann. Ä 
Der Abg. Eresfhmar: Auf die von dem Abgeord: 
neten Zöpprig gegebenen Erläuterungen will id mein Amens 
dement zurüdnehmen, und flimme darnach ganz dem Ans 
trag ded Ausſchuſſes bei. 

Der Abg. Ramſpeck: Man hat behauptet, daß früher 


die Waare nicht von der Qualität geliefert worden fei, wie 


fie jest im Wege der Verfteigerung geliefert werde. Die 
QDualität der Waare wird aber durch Worlegung eines 
Stahld nachgewieſen. Ob fie dann aus der Hand vergeben 
wird, oder im Wege der Berfteigerung, daS fcheint mir 
einerlei. In diefer Beziehung wird alfo fein weiterer Nach: 
theil für dad Militär, ald etwa in Beziehung auf die Kos 
ften der Verwaltung, entſtehen. Was ſodann den von dem 
Abgeoroneten Zöpprig gegen meine Bemerfung über die 
Zuchmacherzunft in Biedenkopf erhobenen Widerfpruch bes 
trifft, fo muß ich darauf bemerfen, daß ich dieß nur als 
Beilpiel habe anführen wollen, wie man bei den einzelnen 
Zucharbeitern im Lande den Zuftand der Verarmung fieht, 
und daß man, anftatt dad Weitergreifen zu verhindern, hier 
die Gelegenheit zur Hülfe vorübergehen läßt, ihnen eher den 
Verdienft nimmt und in die Hand der größeren Fabrikbes 
figer und" vermögenderen Klaffe gibt. Denn e8 ift nicht zu 
bezweifeln, daß gerade hier ein Mittel gegeben ift, wie ein 
Theil der Arbeiter des Großherzogthumd beſchäftigt werden 
könne. Dann habe ih noch den Wunſch auszufprechen, 
daß die Controlirung der Lieferungen auf eine zwedmäßigere 
| 39 
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und ftrictere Meile gefchehen möge. Denn es find Ver: 
muthungen audgefprochen worden, daß ſchon Tücherlieferun— 
gen ihre Annahme von der. einen Seite mittelft Begünſti⸗— 
gung oder nicht genauer Prüfung gefunden haben follen, 
und Tücher von der andern Seite, wo dieß nicht gefchehen, 
mit Unrecht zurückgewieſen worden feten, wodurd dann die 
Leute noch mehr beeinträchtigt worden find und die Hins 
und Herfracht haben bezahlen müffen. : * | 

Der Abg. Heldmann: Ich betrachte die Eingabe der 
Tuchmacher zu Alsfeld weniger aus dem Verfahren unferer 
‚Militärbehörde, nach welchem die Zuchlieferungen vergeben 
werden, entfprungen, fondern ald eine Folge der Lage, wo: 
rin unfere gewerblichen Verhältniffe Überhaupt fich befinden. 
Daß Handarbeiter mit den Mafchinenarbeitern nicht mehr 
concurriren können, das liegt auf flacher Hand und bedarf 
keines Beweifed. Würde der Abgeordnete Ramſpeck dieſes 
Verhältniß berüdfichtigt haben, fo würde mandjed feiner 
Morte nicht gefallen fein. Daß die Tücher controlirt, daß 
die Zahl der Fäden, die Feinheit, die Stärke der zum Tuch 
verwendeten Wolle wohl begutachtet werden müflen, ebe 
dad Tuch zu den Montirungen verwendet wird, ift gemiß 
nöthig. Ob dabei Beſtechungen vorgefommen find oder 
nicht, weiß ich nicht. Sch hoffe, der College Ramiped gibt 
und davon Beweiſe. Die Tuchmacherzunft in ihrer biöhes 
tigen Form muß eingehen und wir müffen ung im Waters 
lande daran gewöhnen, daß, wenn wir ein Gewerbe nicht 
mehr treiben können, wir ein andered ergreifen. Wer an 
dem einmal erlernten Gewerbe kleben will, obgleich die 
Zeitverhältniffe hindern, daß man diefed Gefhäft noch mit 
Nuten treiben kann, wer dennoch auf feiner früheren Be 
fhäftigung verharren will, der muß zu Grunde gehen. Es 
ift aber dann feine Schuld. Wir müffen den Uebergang zu 
andern Gewerben erleichtern und darum völlige Gewerbe: 
freiheit einführen und dieß wird den Tuchmachern in Als: 
er mehr nügen, ald der Antrag, welchen wir hier geftellt 
haben. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Bei der legten Zuchver 
fleigerung dahier, die ich jedesmal befuchte, ift nur ein 
Pleiner Theil der Lieferungen in die Hände der größeren 
Sabrifanten gefommen und find beinahe fämmtlidhe in den 
en Eleinerer Fabrifanten geblieben, die wohl auch einige 

pinnmafchinen haben, aber ihr Geſchäft fonft nur im 
Kleinen betreiben. Sie haben die Lieferungen meiftend aus 
dem Grunde behalten, weil fie in der Regel weniger genau 
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rechnen, als die größeren Kabrifanten. Sie dringen nicht 
fo tief in die Sache ein, laflen fi bethören, und denken, 
erhigt durch die Verfleigerung, was der Eine Fann, Das 
kann ich auch. Dieß ift das Fatale in der Sache! 

. Was fodann die Annahme der Tücher betrifft, fo liegen 
die Borfchriften darüber vor. Wenn die gelieferten Tücher . 
diefen Borfchriften nicht entiprechen,, fo wird eine Erpertife 
ernannt, welce fie zu prüfen bat. Diefe Erpertife befteht 
aud einer Perfon, die die Verwaltung, und aus einer, die 
der Lieferant ernennt, und dieſe beider Erperten zufammen 
ernennen einen Dritten; ihrer Entfcheidung wird fich gefügt. 
Bei allen vorfommenden Erpertifen zeigt ſich in der Regel 
aber der Nacıtheil für die Lieferanten darin, daß fie gerir: 
gere Waare lieferten ald dad Mufter ift, indem fie fih bei 
der Berfteigerung zu fehr herabgeboten haben und ed ihren 
dadurch abfolut unmöglich wird, dad Tuch um den erfleig: 
ten Preis zu liefern. Bei der lebten am Montag abgehals 


tenen Verfteigerung ift der Unterfchied fo groß gewelen, daß. - 


rohweißes wollenes Tuch, welches nicht unter 1 fl. 40 Er. 
geliefert werden kann, für 1 fl. 12 Er. verfteigt worden ift. 
Sch frage fie, meine Herren, ob ed möglich ift, daß ein 
Fabrikant, auch felbft wenn er irgend Vortheile von einem 
andern Kabrifanten voraus hat, die fo bedeutende Differenz 

von 28 fr. voraushaben kann? Meiner Anficht nad ift 
dieß rein unmöglich! Es liegt an den Leuten jelbfi, wenn 
ihmen Koften und Schaden erwaclen, fie find felbft daran 
Schuld, und ed Farm ihnen auch nicht anderd geholfen 
werden, als daß fie durh Schaden flug werden; denn 
durch Vorſtellungen ift bei ihnen nichts zu erreichen. Ich 
babe mir felbft on die größte Mühe in diefer Beziehung 
gegeben, aber ohne Erfolg! 

Der Abg. Ramfped: Es iſt allerdinad richtig, daß 
die Leute durch dad Herunterbieten fi häufig in Nachtheil 
bringen. Daß fie indeffen durch Schaden flug werden fol: 
ter, dad möchte für diejenigen große Bedenklichkeiten haben, 
die felbft an dem Plate wohnen, wo der Untergang einer 
großen Anzahl ihrer Mitbürger vorausfichtlic ift. Die Ber 
merfung des Abgeordneten Heldmann in Bezug auf den 
Vebergang zu andern Gewerben trifft aber gerade die Städte, 
worin fo viele Arbeiter find. Sch habe fchon erwähnt, daß 
von den 150 Zuhmadern in Aldfeld und von den 120 
Zuchmadern in Biedenfopf, die früher dort waren, jet 
nur noch 20 bis 30 an jedem Plate find. Die Uebrigen has 
ben zu andern Arbeiten greifen müffen, fo daß Viele jegt 
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an Chauffeen Steine Flopfen und an Wegbauten arbeiten, 
Schuhmader, Zimmerleute und Maurer fönnen fie aber 
nicht werden. Den Vorſchlag des Abgeordneten Heldmann 
kann man daher nicht ald Bafid annehmen, wodurch man 
diefen Gewerböleuten eine Anweifung geben will, einen ans 
dern Beruf zu wählen, damit: ihre Eriftenz ficher geftelt 
werden fünne. 


Der Abg. Volhard: Ich fowohl, ald der ganze Aus: 
fhuß haben den Wunfch getheilt, diefen Leuten möglichft 
zu helfen, und wir haben darauf gerichtete Andeutungen ‘ 
ım Bericht gegeben. Ich felbft habe vor Erftattung des 
Berichts einige Beerfelder Tuchmacher gelprochen und kei— 
ner von ihnen fonnte mir einen Weg angeben, wie ohne 
größere Nachtheile die Öffentlichen Verfteigerungen vermieden 
werden fünnten. — Sch habe jest nur noch zu bemerken, 
daß in dem gedrudten Ausfchußbericht Seite 2 Zeile 8 von 
unten ein Fleiner Drudfehler untergelaufen ift, der aber 
auch in einem Schreibfehler feinen Grund haben kann. Es 
muß nämlich dort ftatt „vier* heißen: „drei.“ 


Der Ag. Heldmann: Sch. will dem Abgeordneten 
Ramſpeck nur erwiedern, daß da, wo” volle Gewerbfreiheit 
berrfcht, gar nicht über den Mangel an Berdienft geklagt 
wird. Bliden wir hin auf Nordamerika, wo Seder treiben 
fann, was er will. Wenn er nicht Mebger fein kann, kann 
er Bäder werden; wenn er fein Bäder fein fann, , kann 
er ein Maurer werden u.f.w. Dort fommen Klagen, wie 
die vorliegende, nicht vor. Jeder ſchickt ſich in die Zeit. 


Der Präfident ſchließt hierauf die öffentlihe Sitzung, 
und die Kammer fchreitet zur Abftimmung in geheimer über 
folgende Gegenftände: 


1) über die Rechenfchaftsablagg des Großh. Kriegsmini⸗ 
fteriumd wegen Verwendung der auf dem Landtag 
von 1841 und 1845 für Ausrüftungdgegenflände ver: 
willigten Fonds. 


Die Frage: 
„Bil die Kammer, bezüglich der NRechenfchaftd: 
ablage Großh. Kriegsminifteriumd wegen Verwen⸗ 
dung der auf dem Landtag von 1844 und 184} 
für Ausrüftungdgegenftände verwilligten Fonds, die 
Ausgabe. von 202,600 fl. 14 Er, für gerechtfertigt 
erklären ? 
wird einftimmig bejaht. 


— 
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2) über den Vortrag des: Herrn Oberften Schmidt, betr. 
die definitive Rechenfchaftsablage über die Verwen— 
dung der für die Erweiterung der Reiterfafernen zu . 
Darmftadt und Butzbach verwilligten Gelder. 
Die Frage: . | 

1) Will die Kammer, nad), dem "Antrag des Ausſchuſ⸗ 
fed Nr. 1, den Mehraufwand für. die Reiterfaferne 
zu Darmftadt mit 9380 fl. 94 Er. nachträglich ver: 
willigen und die Gefammtausgabe für die hiefigen 
Kafernenbauten mit 88,387 fl. 511 Er. für gerecht: 
fertigt erklären, vorbehältlic der Rechnungdablage 
über Berwendung der. zur Bezahlung des Kauf: 
Ihillingd für den Bauplag deponirten Summe? 

wird einftimmig bejaht. 

Die Trage: 

2) Wil die Kammer, nach dem Antrag ded Abgeord: 
neten Chr. Zöpprig, über die bedeutende Mehrauds 
gabe an der Kaferne zu Darmfladt eine einfache 
Mißbilligung und die beflimmte Erwartung aus 
fprechen, daß in Zufunft alle verwilligten Summen 
auch nicht im Mindeften überfchritten würden? 

wird mit 20 gegen 15 Stimmen verneint. 

Die Frage: 

8) „Wil die Kammer, nad) dem Antrag ded Aus: 
(huffes unter Nr. 2, die Verwendung der für die 
Reiterfaferne in Bugbach gebrauchten Summe von 
33,342 fl. 14 Er. für gerechtfertigt erklären ?” | 

wird einftimmig bejaht. | 

Die Frage: 

4) Mill die Kammer, nad) dem Antrag ded Ausfchuf 
fed unter Nr. 3, befchließen, daß in Zufunft allen 
Anforderungen für Bauten fpeciele Woranichläge 
und Pläne den Ständen zur Prüfung vorzulegen 
find, indem nur auf diefe MWeife die Stände zu 
beurtheilen vermögen, .ob die Forderungen dem 

Zweck entfprechen? 

wird einftimmig bejaht. 

8) über die Vorlage eined neuen Etatd für das Com⸗ 
mandement Darmftadt durch Großh. Heififched Kriegs: 
minifterium. 

Die Frage: 

1) Wil die Kammer, dem Vorſchlag Großh. Kriegs: 
minifteriumd bezüglich eined neuen Etats für das 
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Commandement Darmftadt, mit Rückſicht auf die 
Schlußbemerkungen ded Ausfchußberichtd, ihre Zus: 
fliimmung geben und auöfprechen, daß für die Ru: 
brit „Gommandement Darmftadt* im Budget 
3633 fl. 10 Er. jährlich vorzufehen find, jedoch mit 
dem Bemerken, die Staatöregierung möge durch 
Vereinfachung ded Dienfted an den beiden Poften 
für Schreibereien (resp. 144 fl. und 200 fl.) zu 
fparen fuchen ? 

wird einftimmig bejaht. 

Die Frage: 
2) Wil die Kammer noch weiter die Erwartung aus: 

fprehen, daß auch in Zukunft zur Beſetzung der 
Stelle eined Plagmajord von Darmſtadt nur folche 
Offiziere verwendet werden, welche dazu qualifickt, 
jevoh aus anderen Urfachen zum Felddtenft un: 
tauglich geworden find? ’ 

wird mit 3% gegen 2 Stimmen bejaht. 


Hierzu bemerkt: 

Der Abg. Lotheißen: Ich flimme mit „Nein”, meil 
ich diefen Gegenftand, nämlich die Verwendung felodienft: 
untauglicher Offiziere bei dem Plagcommando durch die von 
Seiten des Herrn Regierungscommiflärs abgegebene Erflä- 
rung für erledigt halte, 

Der Abgeordnete von Mabenau (Legationdfefretär) 
fchließt ſich Diefer Erklärung an. 

4) über dad Geſuch ded Bürgermeifterd Luther zu Blo— 
feld, Kreifes Nidda, um Erlaß einer Strafe von 
10 Rthlr. 

Die Frage: 

Wil die Kammer dem Geſuch ded Bürgermeifterd 

Luther zu Blofeld, Kreiſes Nidda, um Erlaß einer 

Strafe von 10 Rihlr. betreffend, Folge geben? 
wird einflimmig verneint. 

5) über die Beſchwerde ded Gutöbefigerd Georg Kalb: 
henn zu Niederroßbacdh, eine gemeinichaftliche Schäferei 
in der Gemarkung von Ober⸗ und Niederroßbady, ins: 
befondere die Aufhebung der Gemeinfchaft betr. 

Die Frage: 

Wil die Kammer, in Beziehung auf die Beſchwerde 
des Gutöbefigerd Georg Kalbhenn zu Niederroßbach, 
Kreiſes Friedberg, eine gemeinfchaftlide Schäferei 
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in der Gemarkung von Ober: und Niederroßbach, 
indbefondere die Aufhebung der Gemeinichaft betr., 
nach dem Antrage ded Ausichuffes der Beſchwerde 
Folge geben und die Großherzogl. Staatöregierung 
erfuchen, die angefochtene Freisräthliche Verfügung 
‚ fofort wieder einzuziehen? 

wird einftimmig bejaht. 

6) über die Bitte der MWollentuchmacerzunft zu Alöfeld» 

ven Verfall ihres Gewerbes betreffend. 

Die Frage: | 
Wil die Kammer, bezüglich der Petition der Wol⸗ 
lentuchmacherzunft zu Aldfelo, den Verfall ihres 
Gewerbes betreffend, dem Antrag ihres Ausſchuſſes 
beitreten, dahin lautend: 

die fraglihe Bittſchrift Großherzogl. Kriegsmi— 


nifterium zu überweifen, und demfelben lediglich r 


anheimzugeben, ob und wie weit dad Geſuch der 
Bittfteller in den unter 2 bis 4 des Ausſchuß— 
bericht8 erwähnten Beziehungen ohne Nachtheil 
für den Dienft und die Bekleidung der Zruppen 
und ohne erhebliche Wermehrung der Koften 
| etwa Berückſichtigung finden könne? 
wird einftimmig bejaht. Ä 

VI. Der Präfident macht den zuftimmenden Erlaß der 
erfien Kammer hinſichtlich des dem Großherzogl. Geheimen 
Arhivar Baur für die Fertigung ded Repertoriumd der 
Iandftändifhen Verhandlungen zu bewilligenden Honorars 
und der zu erftattender Gopialgebühr bekannt, 


VII. worauf er die Sigung fließt und die nächfte auf 
den 20. Mai d. J., Vormittags 9 Uhr anberaumt. 


Zur Beglaubigung: 


Heſſe, Elwert, 
erſter Praͤſident. Selretär. 


_“ 
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Fuͤnfundfuͤnfzigſte Situng 
in dem Sigungsfaale der zweiten Kammer 
| der Landſtände. ir: 


Darmfladt, den 20. Mai 1848. 


Unter dem Borfig des Präfidenten Heife. 


Gegenwärtig: Die Herren Regierungscommiffäre Mi: 

| nifter von Gagern, Geheimeratb Eckhardt, vie 
Minifterialräthe Eigenbrodt und Maurer, fowie 
42 Deitglieder der Kammer. | | 


L Die Protokolle der 48. und. 52. Sigung werden 
‚angezeigt. | | , 
Il. Der Präfident macht folgende neue Eingaben bekannt: 

1) Einen Antrag des Abgeordneten Freiherrn von Riedefel, 
betreffend die Reviſion refp. Herabfegung der Advo: 
catur= und Procuraturtarorbnung. 

(Beilage Nr. 424.) | er 
Die Kammer verweift diefen Antrag an den zweiten Aus» 
Schuß zur Berichtserftattung. 

2) Eine Beichwerdevorftelung des Drtövorflandes zu 
Oberflöräheim, Kreifes Worms, die Erweiterung des 
Friedhofes dafelbft betreffend, 

Es wird diefe Eingabe an den dritten Ausfhuß zum 
: Bericht verwiefen. | 
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II. Der Herr Geheimerath Edhardt legt der Kammer 
den Koftenvoranichlag, wegen Ausführung der Main: Wefers 
Eiſenbahn in Oberheſſen vor, 

(Beilage Nr. 425) 
welcher an den erften Ausihuß zum Bericht verwielen wird, 
worauf der Herr Gebeimerath Edhardt den Sitzungsſaal 
"verläßt. 

IV. Die Zagedordnung führt zur Berathung über den 
Gefegesentwurf, die Organiſation der dem Minifterium des 
Innern untergeordneten Verwaltungsbehörden betreffend. 

Der Abgeordnete von Rabenau (Legationdiefretär) 
n. von der Zribune gegen den Gefegedentwurf folgende 

ede: Ä 

Die Öffentlihe Meinung und im Einverftändniß mit 
ihr die Stände ded Großherzogthbums haben dem Verwal⸗ 
tungdiyftem, welches durch die Edicte vom 6. Juni 1832 
und 4. Februar 1835 ind Leben gerufen wurde, den Stab 
gebrochen. Darüber, welches VBerwaltungsfyftem an die 
Stelle des gefallenen alten zu fegen fei, find fehr verichies 
dene, Anfichten laut geworden. Weber den einen Punkt 
aber waren alle einig, daß der neuen Verwaltung ein 
volksthümliches Clement zur Wahrung der bürgerliden 
Freiheiten und Rechte, ſowie zur Sicherung gegen jeden 
Uebergriff der Verwaltung zur Seite geftellt werden müſſe. 
In Folge eined Antragd der Abgeordneten Emmerling, 
Brund und Lehne auf Aufhebung des Inflituts der Kreids 
räthe Fam dieſer hochwichtige Gegenftand auf den ausdrüds 
lihen Wunſch der Großherzogl. Staatdregierung, welche die 
Anfichten der Kammer als den geleglichen Vertretern des 
Landes fo ſchnell als möglich Eennen zu lernen wünfchte, - 
um bdiefeben der neuen Organifation zu Grunde zu legen, 
zur befchleunigten Berathung. 

Dad Refultat diefer Berathung, die. vor kaum fünf 
Wochen ftatt hatte, war, wie Shnen wohl allen bekannt ift, 
daß diefe hohe Kammer ſich für Einfegung einer Gentrals 
regierung für dad ganze Großherzogthum ald Verwaltungs: 
bebörde zweiter Inſtanz und für Einzelbeamte ald Verwal: 
tungsbehörden erfter Inſtanz, forte — dafür ausſprach, 
daß die Verwalteten gegen etwaige Uebergriffe dieſer Ber 
börden durch unmittelbare Betheiligung des Volks an der 
Berwaltung vermittelft der aus feiner freien Wahl hervor: 
gegangenen Bezirförätbe gefebügt werden müßten. 

Im Widerſpruch mit diefem Beſchluſſe, ſoweit er die 
einzufegenden Verwaltungsbehörden betrifft, flieht der und 
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von der Gr. Staatöregierung unterm: 5. d. M. vorgelegte 
Berordnungdentwurf. Er will an die Stelle der. von der 
Kammer gewünfcten Gentralregierung und Einzelbeamten, 
zehn fogenannte NRegierungdcommiffionen, welche unmittel- 
bar dem Minifterium untergeordnet fein follen, fegen. Der 
Audfchußbericht jagt zwar, daß der vorgelegte Regierungs: 
entwurf im Ganzen die im Berichte diefed Ausfchuffes über 
die Aufhebung des Inſtituts der Kreisräthe, ſowie der Diss 
cuffion und den Abflimmungen audgefprochenen Anfichten 
diefer Kammer berüdfichtige, ich aber meines Theils vers 
mag dieſe Berüdfichtigung ded damaligen Kammerbeiclufs 
fed in dem jeßt vorgelegten Regierungsentwurf, wenigftens 
in Beziehung auf die Bildung der Verwaltungdbezirfe und 
‚die Bezirköverwaltungdbehörden, nicht zu erfennen. Viel⸗ 
mehr fcheint mir die Negierungdvorlage in dieſer Beziehung 
mit dem vor kaum fünf Wochen gefaßten Kammerbeichluß 
in directem Widerfpruch zu- fiehen. Der Kammerbeihluß 
lautete auf eine Gentralregierung und inzelbeamte; der 
Regierungsentwurf will Peine Gentralregierung und Feine 
Einzelbeamte, fondern fogenannte Regierungscommiffionen, die 
in unterfter Inftanz die Verwaltung leiten und unmittelbar 
unter dem Minifterium ſtehen follen. Diefen Regierung» 
vorſchlag werde ich in Folgendem, wenigſtens in Beziehung 
auf die beiden diedfeitigen Provinzen, befämpfen, und die 
Aufrechterhaltung ded vor fünf Wochen gefaßten Kammer: 
beichlufjed beantragen. 

Die Motive zu Art. 3 des Entwurfs befagen, daß in 
Rheinheflen dad Einfegen einer Regierungdbehörde für die 
ganze Provinz gewünfcht werde. Dielen Wunſch entfpricht 
die Verordnung, und das finde ich billig. Eben fo billig 
wird man ed aber finden, wenn ich ein Gleiches für die 
beiden bdiedfeitigen Provinzen beanfpruche. Diefe wünfchen 
in ihrer Mehrzahl, meined Erachtens, Feine Gollegialität der 
Bermwaltungdbehörden in unterfter Inftanz, fondern Einzel 
“ beamte mit Bezirföräthen. Die Aufregung gegen die Kreide 
räthe war und ift nicht gegen den Grundfaß der Verwaltung 
durch Einzelbeamte, fondern gegen dad Syftem, in welchem 
diefe feitherigen @inzelbeamten verwalteten, und gegen die 
größtentheild mißliebigen Perfönlichkeiten derfelben gerichtet 
gewefen. Denn ed beftehen im Lande Kreife, wenn auch 
nicht viele, doch einige, in weldyen die Kreiöräthe die allge 
meine Achtung genießen, und wo man mit ihnen und ihrer 
Berwaltung zufrieden ift, weil fie durch ihre perfönlichen 
Eigenſchaften die Härte und dad Mißliebige des jebt gefal- 
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lenen Syſtemes zu mildern wußten. Wenn man nun bie 
Einzelbeamten bed verrufenen Namens „Kreisräthe“? ent⸗ 
kleidet, wenn man ſie unter ſtrenge Controle ſtellt, wenn 
man ihnen das volksthümliche Element der Bezirksräthe 
um Schutz aller möglichen Uebergriffe in die bürgerlichen 
—* beigibt, wenn man alle mißliebigen Perfönlichz 
Reiten entfernt, — kann dann unter einem Minifterium, wie 
dad jeßige, und in einem Staate, wo Preffreiheit herrfcht, 
wo jedem einzelnen Bürger dad Petitionsrecht zufteht — 
ann da ein Beamter, welcher von feinen. Pflichten abgeht, 
fi halten? Diefe Frage kann nur entfchieden mit!,Nein“ 
beantwortet werden.. 

Es fteht fomit feft, daß eine Verwaltung’ durch Einzels 
beamte zukünftig für die bürgerliche Freiheit und die Gelbfts 
ftändigfeit der Gemeinden mit Feinerlei Nachtheil auf die 
Dauer verbunden fein fann. Won diefer Weberzeugung auds 
gehend, wünfcht, meines Crachtend, die Mehrzahl der Bes 
mwohner in den beiden diesfeitigen Provinzen, daß in erfter 
Inſtanz die Verwaltung in den Händen von Einzelbeamten 
belaffen werden möge, im Gegeniaß zu der in dem Regie⸗ 
rungdentwurf proponirten Gollegiglität in unterfter Inſtanz, 
weil mit diefer folgende Nachtheile verbunden find: 1) durch 
die Gollegialität in unterfter Inſtanz müffen die Bezirke fo 
groß und umfangreich werden, daß viele Bezirfsangehörige 
(abgefehben von den Enklaven Wimpfen und Vöhl) bis zu 
dem Sitz ihrer Verwaltungdbehörde, und umgekehrt, eine 
Entfernung von oft 8 bi$ 10 und mehr Stunden haben. 
Dad kann keine lebendige, auf eigene Anſchauung bafirte 
Verwaltung, dad wird eine papierne Verwaltung geben, 
die um fo weniger ausreichen wird, um daß tief erfchüfterte 
Vertrauen wieder zu befeftigen, als mit jeder Gollegialität 
nothwendig eine gewifle Lahmheit des Gefchäftöbetriebs ver» 
bunden ifl. Zu einer lebendigen Fünftigen Verwaltung ges 
hört, daß der Verwaltungsbeamte den Bezirksbewohnern 
möglichft nahe geftellt wird und raſch und entfchieden hans 
deln kann; ed wird zu diefem Zweck vielfach eher eine Vers 
Bleinerung, ald eine Vergrößerung der Bezirke gewünſcht. 
Es ericheint ald eine große Ungleichheit, wenn ein Theil 
der Verwalteten Zagereifen bis zu dem Sit der Behörden 
A machen haben, während andere diefen Sig ganz in ihrer 

äbe haben. Diefe Ungleichheit ganz zu heben, ift der 
Natur der Sache nah unmöglih. Es ift aber dringende 
. Forderung der Gerechtigkeit, diefen Webelftand für die Ber: 
walteten jo wenig ald möglich fühlbar zu machen, der offen- 


den 20. Mai 1848. 5 


bar durch die vorgefchlagene, Vergrößerung der Bezirke noch 
vergrößert werden wird, da ed, wenn diefe Vergrößerung 
ind Leben tritt, viele Gemeinden geben wird, deren Bewohs 
ner, wenn fie an dem Site der Verwaltungsbehörde etwas 
perfönlich zu thun haben, einen Zeitaufwand von drei Tagen 
ur Hins und Herreife bedürfen, auch wenn fie ihr Ges , 
Ihäft in kurzer Zeit abmachen können. 

2%) Nach Art. 9 fol die Gollegialität in den Regierungd: 
commijfionen nur bei folgenden Gegenftänden ftattfinden ; 

1) Gutachten über Gefebgebungdgegenftände. 

2) Allgemeine adminiſtrative und polizeiliche Anord⸗ 
"nungen. J 
3) Berichtserſtattungen auf ergriffenen Recurs. 

4) Anftelungen, Beflätigung zu Gemeindeämtern. 

5) Disciplinarfadhen. 

6) Reclamationen in Bezug auf Gemeindevoranfchläge 
und Rechnungen. Ä Ä 

7) Alle flreitige Adminiftrativjuftizfachen. — Ä 

Die gründlihe Behandlung aller diefer Gegenftände ift 
war von der größten Wichtigkeit, allein fie werden, weil 
fe ihrer Natur nach nur ſelten vorfommen, die collegialifche 
Zhätigkeit der Regierungscommiſſionen nur felten in Ans 
ſpruch nehmen. In allen übrigen Gefchäften, und diefe 
werden die unendliche Mehrzahl bilden, fol auch nach dem 
Entwurf die büreaufratiihe Behandlung der Gegenftände 
beibehalten werden, jedoch unter Verantwortung ded Vor⸗ 
figenden alle derartige Verfügungen erlaffen und von ihm 
allein unterzeichnet werden. Diele Berantwortlichkeit wird 
eine illuforifche fein, denn der Vorſitzende ift nicht im 
Stande, alle Gegenftände fo genau zu prüfen, daß er fi 
eine eigene Weberzeugung von der Richtigkeit aller Verfüs 
gungen verichaffen kann. 

Wenn man nun diejenigen Gegenftände, welche nad) 
Art. 9 collegialiih behandelt werden follen, mit Ausnahme 
der Berichtöerflattung auf ergriffenen Recurs, an eine Gens 
tralregierung verweilt, fo blieben für die Regierungdcom: 
milfionen nur noch büreaufratifche Arbeiten, die von den 
einzelnen Mitgliedern mit bei weitem größerer Sachkennt⸗ 
niß verrichtet werden könnten, wenn fie den Perfonen und 
Saden, um die ed fich handelt, näher ftünden, d. bh. wenn 
fie in Eleinere Bezirke vertheilt wären. Die Berichtderftat- 
tung auf ergriffenen Recurd kann diefen Einzelbeamten um 
fo unbedenklicher überlaffen werden, da der Beichwerende 
nach diefem Borfchlag drei Snftanzen, — Einzelbeamter — 
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‚Geriträlregierung — und Miniftertum — häben wird, wäh: 
tend er nach dem Regierungsvorſchlag nur zwei Inſtanzen, 
— Regierungscommilfion und Minifterium — haben Fann. 
Es ericheint mithin nad dem Regierungsvorfchlag wieder 
der alte Mangel, daß die Regierungdcommiffionen ald Ver: 
waltungsbehörden unterfier Inftanz unmittelbar unter dem 
Minifterium fteben, alfo der Hülfefuchende nur zwei Ins 
ftanzen hat, während er auf die andere Art durch Drei 
Snftanzen fein Recht verfolgen kann, was auf jeden Kal 
eine größere Garantie und Sicherheit bigget. 

3) Der Ausſchuß fagt zwar, mach den vorgelegten Be: 
rechnungen würden die Koften der vorgeichlagenen Organis 
fation jedenfalld um ein Bedeutendes geringer fein, al& die 
der aufzuhebenten. Ich will nachgeben, daß die Koften 
für das jetzt vorgefchlagene Perfonal geringer fein mögen, 
aber man hat ja gar Feine- Erfahrung darüber, ob dieſes 
Perfonal ausreichen wird, und ob nicht auf dem nächſten 
Landtage fchon eine Vermehrung dieſes Perfonald vorge: 
ſchlagen werden muß. Dieß ſcheint mir mehr ald wahr: 
fcheinlih, denn eine gleiche Anzahl Einzelbeamter kann bei 
gleichen Fähigkeiten viel mehr Gefchäfte bewältigen, als 
ebenfo viele Gollegienglieder, und deßhalb ift der Natur der 
Sache nad) diefe Vermaltungsdart die wohlfeilere. Auf die 
einzufeßende Gentralregierung können die Functionen des 
Adminiſtrativjuſtizhofes, deflen vorläufige Beibehaltung nach 
dem Megierungdentwurf vorgefchlagen ift, die Functionen 
der Oberforftdirection in Beziehung auf Gemeindeforftwefen, 
der Oberbaudirection in Beziehung auf Gemeindebaumefen, 
und der Rechnungskammer in Beziehung auf Gemeindes 
rechnungsweſen, ſowie der Provinzialcommifläre und der 
Brandafleeurationscommilfion übergehen. Der Staat wird 
durch Errichtung diefer Gentralregierung, wenn er dem dies 
felbe nach diefem Vorſchlag bildenden Perfonal noch einige 
in Disponiblität ftehende Staatsdiener zufügt, beinahe gar 
feine neuen Koften haben und zwar um fo weniger, al& 
bei einer Organifation dieſer Art das Perfonal ded Minie« 
fteriums ded Innern weniger zahlreich nöthig ift, weil ihm 
die Gefchäfte von den Adminiftrativbeamten erfier Snftanz 
nicht unmittelbar zuwachſen. In diefe Gentralregierung 
fönnen auch wohl einzelne bisherige Kreidräthe, die fich 
zwar mißliebig gemacht, aber doch nicht die öffentliche Ach: 
tung verfcherzt haben, verwendet werden, was in eine Re: 
gierungdcommiffion, die immer in unmittelbarer Berührung 
mit den Bezirksangehörigen ftehen muß, ebenfo wenig ge: 
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fcheben kann, als: daß. fernere Belaffen foldyer Beamten in 


der Stellung von Einzelbeamten. Sch gebe zwar gerne zu, 
daß fich zu den neu anzuftelenden Einzelbeamten nicht die 
gehörige Anzahl unter dem feitherigen Perfonal der Admi: 
niftration vorfindet, allein dad kann der Richtigkeit ded von 
mir vertheidigten Principd der Uebertragung der Verwal: 
tung in unterfter Inftanz an Einzelbeamte, nicht den min: 
deften Eintrag thun ; findet 'man die nöthige Anzahl geeig— 
neter Perfönlichfeiten nicht in dem feitherigen Verwaltungs 
perfonal, jo wird & gewiß nicht fchwer fein, die Fehlenden 
unter den übrigen Staatdangebörigen zu finden; ich, meines 
Tbeils, möchte wenigftend der Bevölkerung des Großber: 
zogthums Fein ſolches testimonium paupertatis ‚geben, daß 


‚darunter nicht: etwa, 20 zu Einzelbeamten tüchtige Perföns | 


lichkeiten aufgefunden werden könnten. 

Aber aud) angenommen, die vorgefchlagene Organifation 
wäre für die Staatöfafle wohlfeiler, zu welcher Annahme 
und jedoch bis jest jeder Anhaltspunkt der Erfahrung fehlt, 
fo wird fie doch. dem Lande in feiner Allgemeinheit unbe: 
zweifelt mehr Eoften; denn man muß nicht nur bei einem 
derartigen Ueberfchlag die Koften der Staatskaſſe, fondern 
vorzugöweile auch den Verluſt der Verwalteten an Geld 
und Zeit, den fie mehr als früher aufwenden: müffen, um 
an den Berwaltungdfig zu kommen, in Anfchlag bringen. 
Thut man dieß in dem vorliegenden Falle, fo wird dem 
für die Staatöfafjfe heraudgerechneten Gewinn ein bei weir 
tem größerer Verluſt der Verwalteten an Zeit und Geld 

egenüberftehen, der gerade, deßhalb, weil er nicht die 

taatskaſſe, alfo die Allgemeinheit, fondern den Einzelnen 
trifft, der dad Unglüd bat, weit von dem Verwaltungsſitz 
wegzumwohnen, um ſo drüdender und um fo viel mehr zu 
berüdfichtigen ift. 

4) Der Bezirkörath wird dein Einzelbeamten viel freier 
gegenüberftehen, und dem Wolföwillen viel eher Geltung 
verfchaffen können, als wenn er einem Colleg gegenüßerftebt, 
alfo feine wahre, rechte Bedeutung gerade nur dem Einzel: 
beaihten gegenüber erhalten, 

5) Dur die Einführung der Collegialität in unterfter 
Inſtanz werden 13 Städte den Amtöfig der Verwaltungs: 
bebörden verlieren, die zum Theil meiftend bedeutende 
Opfer zur Herftelung von Gebäulichkeiten. x. für die Vers 
waltungsbebörden gebracht haben, So hat z. B. die Stadt 
Hungen vor 5 Jahren eine Kreisrathswohnung für 21,000 fl. 
aus eigenen Mittel hergefiellt. An dem Sitz der Verwal⸗ 
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tungsbehörden haben ſich eine große Anzahl Gewerbsleute 
mit Rückſicht darauf angeſiedelt, daß ſie ihren ſicheren Er⸗ 
werb durch den vermehrten Verkehr, welchen der Sitz einer 
Verwaltungsbehörde immer mit ſich führt, finden würden 
und ſeither gefunden haben. Alles das wird mit Einfüh— 
rung der vorgeſchlagenen Collegialität aufhören. Die von 
den Städten mit großen Opfern hergeſtellten Gebäulichkei— 
ten werben nutzlos, ibr Gewerbſtand wird zurückgehen und 
verfümmern, zum Xheile gewiß bald zu Grunde gehen 
und obendrein ‚der Gemeinde zur Laſt fallen. Wenn id 
nun auch von allen diefen 13 Städten überzeugt bin, daß 
fie gerne, wo es das allgemeine Wohl wirklich erfordert, 
. ihre Sonberintereflen zum Opfer bringen, fo: bin ich doch 
ebenſo gewiß, : daß. die Mehrzahl: derfelben mit der Mehr: 
zahl der Bewohner der beiden diesfeitigen ‚Provinzen, nicht 
allein nicht von der Nothmendigfeit , fondern geradezu- von 
der Unzwedmäßigkeit derfelben- überzeugt: find, daß alle, 
wo: noch Feine Unzufriedenheit herrſcht, dieſe ficher der Aus⸗ 
führung der neuen Organifation auf dem Fuße folgen wird. 
Aber; auch ſelbſt in den Gegenden, welche in Folge der 
neuen Organifation feine Opfer zu bringen haben, findet 
der Negierungdvorichlag auf. Erribtung fogenannter Regie 
rungöcommiffionen auf; der Diedfeite des Rheins größten: 
theild feinen Anklang. . Man wird alfo den Zweck der vor 
geichlagenen DOrganifation — Beruhigung ded Landes durd 
Einfegung einer Träftigen Verwaltungsbehörde — nicht allein 
ganz und gar. verfehlen, fondern einen heil des Bandes 
geradezu unzufrieden machen durch eine Maßregel, die bei 
einem andern. heil des Landes mindeftens feinen Anklang 
findet, alfo ‚auch hier Beine: Zufriedenheit und Fein engered 
Anſchließen an die Regierungdbehörden hervorrufen kann 

6) Die Motive zu dem vorgelegten Regierungsentwurf 
bezeichnen: die vorgeſchlagene Organiſation nur als eine pro: 
viſoriſche, die jedoch nach den in Ausſicht ſtehenden Aban⸗ 
derungen in Verfaſſung und Geſetzgebung in eine definitive 
übergeben. könne. 1 DE er 

Jedes Proviforium ift nur dann gerechtfertigt, wenn es 
durchaus unmöglich; oder doch mit großen Naththeilen ver 
bunden iſt, etwas Definifives- zu ſchaffen. Das ift aber 
bier, wenigfiens in Beziehung auf. Die einzufegenden Ber 
waltungsbeamten ‚:. “nicht der. Kal, Verwaltungsbeamten 
wird man immer'und unter allen Umftänden brauchen, und 
in dieſer Beziehung ſteht einer definitiven Organifation nicht 
allein nichts im Wege, fondern fie wird wefentlich dazu bei 
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tragen, die neue Organifätion zu Fräffigen. — Ganz ver 
ſchieden hiervon find: die Obliegenheiten, die man dieſen 
Behörden Überträgt. Diefe können allerdings nur provifos 
rifch übertragen werden, da in diefer Beziehung: bei der bes 
vorfiehenden Aenderung der Verfaſſung und Geſetzgebung 
auch große Veränderungen In den Obliegenheiten der Ber 
“ waltungdöbeamten bevorſtehen. ; :’ | 
Die vorftehend erörterten‘ Grüride haben mich zu der 
Ueberzeugung geführt, daß die in dem Regierungdentwurf 
borgeichlagene proviforifche. Organifation der Verwaltungs» 


behörden, den Sntereffen und Wünfchen der Mehrzahl der 


Bewohner :der beiden diedfeitigen Provinzen nicht entfpricht, 
fondern daß diefe eine Orgänifation, wonach Einzelbeamten 
die Berwaltung in erfter Inftanz mit Beigebung eined Bes 
zirförathd übertragen wird, wünfcen, während man in 
Rheinheſſen eine Provinzialregierung in erfter Inſtanz wünſcht. 
Um nun den Wünfchen aller drei Provinzen zu en, 
beantrage- ich, die Regierung zu erfuden: 

daß die dem Miniftertum ded Innern untergeordneten 
Berwaltungsbehörden in unterfter Inſtanz, im der 
Provinz Rheinheſſen collegialifch, in den beiden dies: 
feitigen Provinzen aber durch Einſetzung von Einzels 
beamten .organifirt und diefen Behörden der vorgefchlas 
gene Bezirförath beigegeben werden möge. 

Der Abgeordnete Heldmann hält hierauf ebenfalls von 
* Rednerbühne aus über den Geſetzesentwurf folgende 
Rede: | Ä Ks v1 

Zur: heutigen Berathung liegt nur ein Geſetzesentwurf 
vor, welcher eine Materie zum Vorwurf hat, die bereits 
in unſerer 35. Sitzung einer ‚vielfeitigen Beſprechung unter⸗ 
legen. hat, Damals hatte fi bei allen Kammermitgliederit 
die, Weberzeugung: gebildet, daß bei der Drganifafion der 
Berwaltungsbehörden in erfierer Reihe dem Grundfage wer 
Betheiligung ded Volks ander Entfheidung 
über feine Angelegenheiten gehuldigt werden müſſe. 
Die Frage, in welcher Form bie Regierung fich bei der 
Verwaltung betheiligen folle, ob. durch Eollegien oder Bu: 
veaufratie, ob in einer ‚oder mehreren Inſtanzen, fland im 
zeiten Rang. : Das Princip der möglichft freien Selbft- 
verwaltung: der Gemeinden fiand oben an. Die Kammer 


eintfchied fich damals für die:bureaukratifche Behandlung der 


Berwaltung- in unterer, für die collegialifche in oberer In: 


tanz... Betrachten wir nun den vorliegenden Gefetzesentwurf 


über. die. Organiſation der Berwaltungöbehörben, fo müffen 
| 40 
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wir anerkennen, daß bei deffen Bearbeitung die Staatsre⸗ 
gierung einen Weg‘ eingehalten hat, weldjer und. beftimmen 
muß, daß: vollfommenfte: Vertrauen in ihre Abfichten zu le⸗ 
Sie: hat vor Erlaß des Entwurfs die Landftände umd 
in ihnen dad Wolf um:Rath gefragt, und fodann unfere 
Anfichten. über die zufünftige Orgamifation im MWefentlichen 
bei Entwerfung der Vorlage zur Richtichnur genommen, in⸗ 
dem fie eine freie Stellung der Gemeinden“ herbeizuführen, 
und. in: dem der Verwaltungsbehörde beigegebenen‘ Bezirks 
rath: die. Betheiligung der Gemeinden. an der Verwaltung 
möglich gemacht hat. Ä Ä 
Menn die Staatöregierung nun auch nicht in allen Ein 
zelheiten den am 10. April d. 3. in diefer Kammer ausge⸗ 
fprochenen und durch Stimmenmehrheit angenommenen Ans 
fihten der Landftände gehuldigt hat und namentlich in Be 
treff der Beftelung von. Einzelbeamten in unterer Inſtanz 
abgewichen ift, fo dürfen wir überzeugt fein, daß : fie ihre 
guten Gründe für ihre Handlungsweile hatte, und dieſes 
um ſo mehr, ald ein früherer Verwaltungdbeamter bei Be: 
arbeitung des Gefeged mitgewirft hat, dem ‚wir genaue 
Sacfenntniß. zutrauen dürfen. Die Vorlage vereint in fih 
die Vorzüge der collegialifchen und bureaufratifchen Geſchäſts⸗ 
behandlung. Der Art, 9 bezeichnet die Gegenftände, welche 
collegialifeb, der Art: 10 diejenigen, welche. bureaukratiſch 
behandelt werden follen. Genau genommen, macht aber 
auch der legte Artikel eine collegialifche Behandlung. nöthig, 
da die Verantwortlichfeit des Directord für die Verfügung 
eine Relation zwifchen ihm und dem Refpicienten nothwen⸗ 
dig macht. J | Ä 
Lafien Sie und der von der Staatdregierung gewählten 
Drganifation der Verwaltungdbehörden im Allgemeinen un 
fere Zuftimmung geben, wenn wir auch früher unfere‘ An 
fichten zu" Gunften ‚der Einzelbeamten ausgeſprochen haben, 
wenn auch fchon einzelne Orte ſich für Beibehaltung der: 
felben: verwendet haben. Die Mehrzahl ded Volks iſt en 
fie; fie ifl. der Bevormundung, ded Zwangs müde. Die 
Staatöregierung bedarf einer kräftigen Stütze in der. Ber 
waltung. Ich habe früher geglaubt, diefe fei auch in Ein 
zelbeamten. noch immer zu finden; ‚allein neuere Ereignifle 
haben mir gezeigt, daß bleſe unmöglich geworden: find. In 
den legten: Wochen ift 3. B. der Fall vorgefommen, ‚daß 
ein Kreisrath dem Wunſch einer bisher ftandesherrlichen 
Gemeinde, die Wahl der Bürgermeiftercandidaten aufzuſchie⸗ 
ben, bis durch das neue Gefeß über die ſtandesherrlichen 
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Berhältniffe die Präfentationsberechtigumg ſich geändert habe, 
damit fie nicht noch ſechs Sahre lang: einen flandesherrlichen 
-Bürgermeifter befommen würden;-und bis zu Diefer Aende⸗ 
rung den Dienft durch den Beigeorbneten verſehen zu laflen, 
abſchlug und vemungeachtet alöbaldige Wahl : anordnete. 
Sleichzeitig mit. dem Wahlcommiflär erfchien eine Militärs 
olonne. Die Ortöbürger leifteten paſſiven Widerftand, im 
dem fie nicht mählten. Solche Handlungen zeigen, daß 
dem neuen Syſtem zum Zrog die: früheren Beamten "ihre 
Willkürherrſchaft noch nicht aufgegeben haben und tragen 
den Charakter an fi, ald ob Höherftehende begünſügt 
werben follten, Sie werden bei Regierungscollegien nicht 
mehr vorfommen, in denen dad Volk eine Garantie: für die 
Unpartheilichfeit finden wird; In Collegien wird zugleich 
der Staatöregierung. die: Möglichkeit, ſolche Verwaltungsbe⸗ 
amten zu placiren, welche. in Einzelftelung nicht. mehr zu 
halten find. | * 
Laſſen Sie und feine Rückſicht nehmen auf die Beſt 
bungen einer $raction, welche biöher in den. Einzelbeamten 
eine Stüge gefunden hat und ſich in denfelben auch für. die 
Zukunft erhalten möchte. Diefe ſollen unfere Abſtimmung 
nicht leiten, noch weniger aber dahin wirken, 'Provinzial- 
gefeße zu geben. Wollen wir vielen Beftrebungen nachge: 
ben, ;fo: dürften wir leicht dem Bolt und. der Regierung 
Berlegenheiten bereiten. : z | 
Wenn ich nun-aber anerfenne, daß. die Staatöregierung 
in der Errichtung ded Bezirksraths den Erwartungen de 
Volks und unferen früheren Anfichten Genüge geleiftet hat, 
fo bedauere ich nichts defto weniger, daß in den Art. 21 
bis: 23: diefer Geſetzesvorlage die Staatöregierung von dem 
Wahlmodus abgewichen ift, welchen fie für. die Wahlen zur 
conftituirenden : Berfammlung für zmedmäßig gehalten hat. 
Laſſen wir die hier vorgefehene Norm. gelten, fo werden. im 
Bezirksrath nicht der Bezirk, fondern nur. die größeren Ges 
meinden vertreten fein, in denen: nothwendig die Gemwählten 
die: meiften Stimmen haben werden, da die Stimmen aller 
kleinen Gemeinden fich mehr zerfplittern. . Diele Mißvers 
bältniß wird um fo bedeutender werden, ald nach dem Ar _ 
tifel 15 der Gefegeövorlage allen Armen, feien fie auch 
noch: fo intelligent, die Theilnahme am. Bezirksrath verfchlofs 
fen fein wird, fo lange fie nicht eine ‚Vergütung ihrer 'baa= 
ren Geldopfer erhalten. Dieferhalb und wegen der. Eintheis 
lung der Bezirke behalte ich mir entiprechende Amendementd 
bis zur Berathung: der einzelnen ‚Artifel vor. 
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Ich erlaube mir ſchließlich noch dem Redner vor mir zu 
erwiedern, daß auch die Mehrzahl des Volks im der Pros 
- ping Oberheffen; wie ich es kenne, keineswegs für die Bel: 
behaltung der Einzelbeamten if. Ich habe zwar viele Briefe 
aus Städten befommen, die eine ſolche Beibehaltung und 
resp. eine Verkleinerung der Megierungsbegirke wünſchen. 
> glaube aber, daß diefe Wünfche vielmehr die Folge von 

ialen Sntereflen find, als daß fie dem Urtheile der Be 
völkerung ſelbſt entfprechen, und daß, wenn es fid um das 
Wohl des ganzen. Landes handelt, 'man nicht von Lotalin⸗ 
tereſſen reden kann. ee Una nl — 

Bei der: hierauf eröffneten Berathung von den Sitzen 
bemerkt: Un Bu 9522 7 Eu 1 SEE DISS 

Der zweite Präfident Wernher: Es iſt ein eigener 
Zufall, daß daſſelbe Mitglied des dritten: Ausſchuſſes, wel⸗ 
ches früherhin jenen: Bericht über die Frage, ob das bisher 
beſtehende Inſtitut der Kreisräthe forterhalten, oder F 
dert werden ſollte, Ihnen zu erſtatten hatte, auch als Mit: 
glied des zweiten Ausſchuſſes beauftragt worden iſt, Ihnen 
Bericht zu erſtatten über die gegenwärtige Vorlage dev 
Staatsregierung, welche ſich im Weſentlichen auf den früs 
heren Bericht des dritten: Ausſchuſſes gründet, daß ich alle 
genöthigt war, ‚Über mein eigenes Werk mich zuiäußern, 
Es war. dad nicht mein Wille. Der Herr Praͤſident des 
zweiten Ausſchuſſes wird mir dad Zeugniß geben; daß ich 
‚ einen: Zweifel‘ gehabt habe, ob ich: dazu berufen ſei. — Der 

ern Prafident: hatı aber ſo entichieden, und ich habe: al® 

itglied des Ausſchuſſes, das ihm untergeordnet war, 'g& 
handelt, Pe Wer | 
Der: erfte Redner: von. der’ Tribune hat der: Staatöre 
gierung zum Vorwurf gemacht; daß fie in wefentlichen und 
bedeutenden Verhältniffen abweiche von dem "Berichte: ded 
dritten Audfchuffed, welcher von der Kammer .adoptirt wors 
den ift, Sch wiederhole aber;i indem ich" auf dieſe Vorwürfe 
antworte, theilmeife das, was der: Redner nach ihm ſchon 
bemerfo hat. Die Staatöregierung hat; was die Organiſa⸗ 
tion der Behörden. betrifft,‘ offenbar. mehr: den Rath ber 
. Stände‘ als den Entſchluß der Stände geſucht. Oenn fie 
muß bemeſſen können, wie viel Beamte ſie braucht, wie 
die Bezirke zu umſchreiben, welche ſie unter dieſe Beamten 
ſtellen will. Die Beamten ſind ihre Organe und ſie muß 
den Bereich, die Kraftübung und die Thätigkeit jener Dr: 
gane am beſten zu bemeſſen haben... Die Errichtung der 
Behörden gehört zu den von ihr zu erlaſſenden Einrichtungen. 


- 
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Pr glaube ich, daß die Staatsregierung felbft bis ins. 
Kleinfte vor ‚die Kammern. treten! müßte, wenn es ſich hans 
deln ſollte um Die Schaffung. eines ‚neuen, organiſches Inſti⸗ 
tuts, wie es dad der Bezirksräthe iftz denn hier wird zwis 
ſchen Gemeinden ‚und Ständen eine neue Corporation: mit 
bedeutenden Rechten - eingefügt, die nicht eingefügt werden: 
könnte, ohne. die Vertreter des Landes zu fragen.s Aber ich, 
gehe noch weiter und behaupte ‚.. daß der Entwurf deri Re 
gierung im Ganzen: fogar. den Anſichten jenes Ausſchußbe⸗ 
richtes entipricht., Jener Ausſchußbericht  ftellte nämlich oben⸗ 
bin, daß er. die Frage, ob die Geſchäfte collegialiſch verwal⸗ 
tet werden ſollten oder nur büreaukratiſch, nur für eine 
Frage zweiten Ranges halte. Die Staatsregiernng hat num: 
einer Theilung dev Geichäfte vorgeſchlagen. Sie läßt einen 
bei weitem größeren Theil Durch einen Chef verwalten, der 
allein die Verantwortung trägt, und einen kleineren Theil,/ 
ich glaube einen ziemlich kleineren Theil, überträgt ſie der 
Geſammtheit des Gollegd:i Der Chef muß, dann feine: Aſſeſ 
ſoren um ſich verſammeln. Wenn: Sie den: Ausſchußbericht 
nachleſen, ſo werden Sie finden, daß er vorausgeſetzt hat, 
daß die Zahl der Bezirke. gegen: die bisherigen weſentlich 
verringert werden müſſe. In dem erſten Entwurf des: Nuss 
ſchußberichts ſtand: auf die Hälfte und der Entwurſ der Re⸗ 
gierung hatte ziemlich die alte Zahl der Verwaltungsbezirke 
Hier, kommt es gerade auf ein, Mehr oder Weniger nicht 
an Es ſind dieß geographiſche Abmeſſungen, welche fo 
xſo gemacht werden; können, und wobei: es ſchwer ſein 
ird, zu entſcheiden, welche die beſſere ſei. Aber der) Aus⸗ 
ſchuß hat Damals auch ſchon daran gedacht, daß den Ein⸗ 
zelbeamten, welche einem doppelten alten Verwaltungsbezirk 
vorzuſtehen hätten, mit Nothwendigkeit auch Gehülfen zur 
Seite ſtehen müſſen. Er hat ſie in ſeinem vorderen Bericht 
Aſſeſſoren genannt, wenn ſie nun zum Theil Räthe heißen 
merdem; ſo iſt dieß eine Verſchiedenheit, welche denke ich, 
ſich nur darauf gründet, Daß in der gegenwärtigen Zeitbei, 
der Dislocation der Behörden eine Maſſe Perſonen verwend⸗ 
bar ſein werden, welche bereits den. Titel von Räthen ha⸗ 
bem, und die man nicht wieder. Aſſeſſoren nennen kann, wenn 
man ihnen nicht. ohne Noth wehe thun will. Ihre Stel⸗ 
lung iſt aber die, von Aſſeſſoren. Der Voranſtehende dis⸗ 
tribuirt die Arbeit, und der größere Theil von Arbeit ge⸗ 
ſchieht unter Verantwortlichkeit des Voranſtehenden. Nur 
in einzelnen ‚wenigen Fällen treten ‚fie ihm zur Seite, bil⸗ 
den mit ihm «in Collegium, berathen mit ihm und. die Mehr⸗ 
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zahl wird dann entfcheiden. Alfo in diefen beiden Berhält: 
niffen ift Feine VBerfchiedenheit zwifchen dem früheren Be: 
richte des Ausſchuſſes und dem Entwurf der Regierung. 
Der Audfchußbericht hat ferner anerkannt, daß ed in der 
Provinz Rheinhefjen möglich fei, mit einer einzigen Regie: 
rung auszukommen, obſchon er es für wünſchenswerth hält, 
und man auch unter Umſtänden darauf zurüdtommen muß, 
daß die Provinz Rheinheſſen ebenfalld in zwei Bezirke ge: 
theilt werden möge. Die Erfahrung wird lehren, ob man 
in der Gegenwart in der Provinz Rheinheffen mit einem: 
Bezirke ausreicht. Wenn ich mich recht erinnere, fo hat 
in den Motiven die Staatdregierung darauf hingemwielen, daß, 
wenn ed nothmwendig erfcheine, fie fich das Recht vorbehalte, 
die Provinz Rheinheſſen in zwei Bezirke zu theilen. Alfo 
auch bier fchließt- fich der Gefegedentwurf dem Audfchußbe- 
richte an. Die Frage dagegen, ob nun zwiſchen der Res 
gierung und zwiſchen den einzelnen. Berwaltungsbehörden 
eine Gentralbehörde in der Hauptftadt: verfammelt werden 
ſolle, erfchien und auch nicht ald eine Frage erfien Ranges, 
fondern wir fagten nur, wir denfen und, daß es dann mög» 
lich fei, diefe verfchiedenen Behörden hier zu vereinigen... Aber 
fie wird. zum Theil auch dadurch aelöft, daß man in den ein“ 
zelnen Regierungsbezirken für geroiffe wichtige Fälle ein Colle— 
gium vereinigt, font wird es fo ziemlich einerlei fein, ob ver 
Minifter. fich-cinen oder zwei oder drei Miniſterialtäthe mehr 
nimmt, oder ob hier ein Collegium neben ihm und unter 
ihm befteht. Ich wiederhole alfo, daß der Vorwurf nicht, 
gerechtfertigt ift, melden der Abgeordnete Legationsfefretär 
von Rabenau mir als Berichtöerftatter in den beiden Aus: 
ſchüſſen gemacht hat; daß nämlich der zweite -Bericht, den 
ich verfaßt habe, untreu geworden ſei dem erften, den ich 
* Berichtserſtatter des dritten Ausſchuſſes früher erſtattet 
atte. — 

Ich glaube, daß es unſere Pflicht iſt, unſere Pflicht 
gegen dad Land und gegen’ die Staatsregieruug, alles dazu 
beizutragen, um in der Kürze die Einfegung von Verwal: 
tungöbehörden zu verlangen, um fie möglich zu machen mit 
der Benußung des vorhandenen Perfonald, ſoweit dieß geht, 
daß wir Rechnung. tragen müffen der Schwierigkeit der Vers 
hältniſſe, worin wir überhaupt ftehen, und in denen wir 
geftern noch weiter getreten find, indem der Chef des Mi— 
nifteriumd geftern zum erften Präſidenten der deutſchen 
Reichdverfammlung ernannt worden tft, und daher eine weis» 
tere Vorlage, ein neues Project, eine Verwirrung der Ge: 
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ſchäfte herbeiführen würde und herbeiführen muß, die wir 
ald gute Heſſiſche Patrioten nicht herbeiführen dürften. 
Der Abg. Krug: Der Vorwurf, welchen der Abgeord» 
nete von NRabenau (Legationsfefretär) dem Ausfchußbericht 
über die im Eingang bdeffelben enthaltene Bemerkung ge: 
macht hat, ift in fo fern nicht ganz unbegründet, als bes 
kanntlich der dritte Ausſchuß in feinem Bericht über den 
Antrag der Abgeordneten Emmerling, Lehne und Anderen, 
die Aufhebung des Inſtituts der Kreisräthe betreffend, ſich 
gen beftiimmt und entſchieden für Einzelbeamte in erfter 
Inſtanz unter einer Gentralregierung ausgeſprochen und dafür 
auch die Kammer in ihrer großen Mehrzahl geftimmt hatte. 
Ich hatte daher au, ald der Berichterftatter im Ausſchuß 
den Entwurf ſeines Berichtd vortrug, darauf aufmerffam 
gemacht, um Einwendungen in diefer Beziehung, die vor: 
ausfichtlih gemacht werden würden, abzufchneiden. Man 
hat indeflen über diefen im Ganzen außerwefentlihen Punkt 
darum hinweggehen zu können geglaubt, weil die Staats: - 
regierung allerdings tn der Hauptiahe den Wünfchen der 
zweiten Kammer dur Einführung ded Bezirksraths entges 
gen gefommen ifl. Sch habe mid aber auch im Ausſchuß 
beſtimmt gegen den Geſetzesentwurf, felbft in fo weit er die 
Berwaltung in erfter Inſtanz MRegierungscollegien überträgt, 
ausgeſprochen. Die Gründe dafür hat bereitö der Abgeord: 
nete von Rabenau (Regationdfefretär) angeführt, und ich 
fann mich daher, um nicht in Wiederholungen zu verfallen, 
im Allgemeinen darauf beziehen und lediglich darauf bes 
fchränfen, feinen Antrag zu unterftüßen. Offenbar wäre es, 
meiner Anficht nad), zweckmäßiger geweſen, wenn man die 
Drganifation der dem Minifterium des Innern untergeord> 
neten Verwaltungdbehörden bis dahin verſchoben hätte, wo 
die Revifion der Gemeindeordnung, forwie der Verfaſſungs- 
urkunde vollendet geweſen und alsdann gleichzeitig die neue: 
Drgakikition der betreffenden übrigen, ſowohl unter dem 
Reſſort des Minifteriums des Innern, ald auch des Finanz: 
minifteriumd ſtehenden Behörden, ſowie der Gerichte vorge: 
nommen, einftweilen aber durch Werfeßung der brauchbaren 
. Einzelbeamten unter einer anderen Benennung dem aller: 
dings dermalen beftehenden Uebelſtand abgeholfen hätte. Im 
der That fchlägt auch die Propofitiöh der Staatdregierung 
- theilweife nicht andere& vor,’ indem nad der, Mittheilung‘ 
des Herrn Megierungscommiflärd im Ausſchuß in dem fünf: 
ten Regierungsbezirk, im fogenannten Hinterlande, ein Ein: 
zelbeamter, vielleicht: nur unter. einer anderen Benennung, 
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wie biäher, befteben bleiben foll und auch. der Ausſchuß ift, 
wie dieß aus feinem Bericht S. 1 hervorgeht, wo er fagt: 

„wir fließen felbft die Möglichkeit nıht aus — — — 

neben ihm ſtehe“, — u 

bereitwillig darauf eingegangen. | 

Ich meines Theils. kann nur wünſchen, daß. fi, Die 
Staatöregierung auch in anderen entlegenen Bezirken im 
Stande bifindet, die Verwaltung einem alleinftehenden. Bes 
amten zu Übertragen und behalte mir ‚vor, bei einem fpätes 
ren Artikel — zurückzukommen, weil ich glaube, daß die 
Staatsregierung dazu ausdrücklich ermächtigt werden ſollte, 
indem ihr ſonſt vielleicht der Art. 7 des Entwurfs entgegen⸗ 
fleben könnte. — Sch verwahre mid übrigens ausdrüdlich 
Dagegen, daß ich, wenn ich dem Regierungsentwurf entgegen: 
getreten bin, damit fein Vertrauen in die Abfichten unferer 
Staatöregierung legte. Diefelbe hat die. neue Drganifation 
den Kammern zur. ftändifchen Zuftimmung ‚vorgelegt, fie 
alfo von der Einwilligung der Stände abhängig ‚gemacht. 
Sch babe meinem geleifteten Eive gemäß nach. beftem Willen . 
und Gewiſſen den vorgelegten Geſetzesentwurf geprüft... ich 
halte die von mir fchon früher und heute wiederholt ausge: 
fprochene Anficht noch fortwährend für die richtige, fielle 
jedoch die Entfcheidung Darüber der Kammer anheim. 

- Der Abg. Buff: Sch bin- nicht weniger alö der Abges 
ordnete Heldmann von der Ueberzeugung durchdrungen, daB 
die Staatöregierung, indem fie diefe Propoſition gemacht: 
hat, das Beſte des Bolfes wollte. Aber das. fann mich 
nicht abhalten, bei einem Gegenftande,- wie dem vorliegen: 
den, der. fo viele Anfichten zuläßt, meine von der Regierungs⸗ 
propofition abweichende Meinung. geltend zu machen. 

Sch halte die Verwaltung in.erfter Inſtanz durch Ein: 
zelbeamte vorzüglicher, als durch Gollegien, Die Abneigung, 
gegen die Kreisräthe hatte, wie auch in. einem früheren. von, 
mir. erftatteten Bericht fchon bemerkt worden ift, hauptſäch⸗ 
lich -in dem früheren jegt befeitigten Regierungsſyſtem ihren 
Grund. Sie hatte ihren Grund. darin, daß den Kreisräthen- 
durch dieſes Regierungsſyſtem eine ungemeſſene Gewalt. eins. 
geräumt war. Sie hatte, ihren Grund, in der. mangelnden 
Controle und endlich in einer factiichen, Inappellabilität. 
a liegt aber. nicht in dem Welen seinex Verwaltung Durch 

inzelbeamte, ‚und. gegen Einzelbeamte ald foldye findet wes 
nigſtens diesſeits Feine folche Abneigung flat, Mir if nir- 
gende eine ſolche bekannt geworden. Im Gegentheil, es find 
mir von vielen Seiten her. Zuſchriften zugekommen, welche 
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die Erhaltung der Einzelbeamten, aber nicht der Kreisräthe 
nad) dem alten Etyle wünfcen. Selbſt die Kreisräthe 
würden, wenn fie gewefen wären, was fie hätten fein follen, 
recht gut gewefen, und unter einer Regierung, wie der jeßis 
gen, nie verhaßt geworben fein. Sie würden — was mar 
den ungünftigen Verhältniffen ohnerachtet von mehreren bes 
haupten kann — fegendreich gewirkt und das Zutrauen ihrer 
Bezirtsangehörigen. fidh erworben haben. Der Vorſchlag, 
den: der ‘Herr zweite Präfident Wernher in dem früheren 
Ausfhußbericht gemacht hat — ed war feine Idee, — hat 
mich fehr angeſprochen und wohin die Kenntniß von: dem⸗ 
felben gelangte, "hat er allgemeinen Anklang gefunden; denn 
in dem bier. vorgefchlagenen Snftitut der Bezirksräthe liegt 
ein demokratiſches Element, welches eine vollftändige Garans 
tie dafür, daß. die Einzelbeamten ihre gefeglichen Befugniffe 
niemald' überfchreiten Eönnen, und ‘daß ihre Wirkfamkeit 
wohlthätig fein werde, bietet. -Die Vorzüge einer Verwal 
tungsbehörde mit bureaufratifcher Verfaffung vor“der colle⸗ 
gialiichen, beftehen hauptſächlich darin, daß fie den Verwal 
teten näher, ihnen zugänglicher und daß der Zugang zu ihr 
mit weniger Koſten für die Wermalteten verfnüpft if, und 
daß die Berwaltung' felbft rafcher und energifcher fein kann 
Und. im der That hat auch die Staatsregierung die Noth—⸗ 
wendigfeit einer bureaufratifhen Verfaſſung für die Behdrs 
den: erſter Inſtanz anerkannt, indem fie viele, ja: die meiften 
Gegenftände der Verwaltung bureaufratifch behandelt: wiffen 
will und nur für einzelne wenige Fälle ein collegialifches 
Berfahren vorfchreibt. Diefe bureaufratiiche Form der: Be 
handlung der Verwaltungsgegenſtände hat aber zur noth—⸗ 
wendigen Folge, daß die Regierungsbehörden! fehr oft: unter: 
wegs fein müflen, denn fehr viele fönnen nur an Ort und 
Stelle erledigt werden ober: ſetzen doch zu ihrer. gehörigen 
Erledigung eine fpeciele und genaue Localkenntniß voraus; 
Solche ambulirende Behörden. fehe ich in der That nicht 
gerne; denn die Folge: davon iſt, daß bedeutende Diäten 
und Transportkoſten erwachſen, deren Größe mit der Auß 
dehnung der Verwaltungsbezirke ſich fteigert: 1 
Aus allen dieſen Gründen ſtimme ich, wenn auch nicht 
in allen Beziehungen den Motiven, doch dem Antrag des 
Abgeordneten von Rabenau (Legationsſekretär) bei. 

Der Abg. Lotheißen: In der Sitzung am 10. April 
8%, worin der Gegenſtand ſchon vorläufig zur Berathung 
kam, hatte ich keine Gelegenheit, meine, Anſichten auszu⸗ 
ſprechen. weil ich. vor dem Schluſſe der Berathung auf das 
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Wort verzichtete, indem ich nicht wiederholen wollte, was 
andere Redner bereit? erläutert hatten. Sch flimmte indefien 
damald für die Beibehaltung der Einzelbeamten 
(der Kreis: und Landräthe) und für Bezirksräthe. Sch bin 
heute noch der Anfiht, Daß das Snftitut der Kreid» und 


WLandräthe viel Zweckmäßiges und Schönes in fich trägt. 


Den Kreid: und Landräthen ift ein fehr umfangsreicher 
Wirkungskreis angewiefen, ja wie man ſich aus der Dienft: 
inftruction für diefe Beamten überzeugen kann, ein ‚viel zu 
- umfangreicher. Der ihnen zugemeſſene Gefchäftsfreis iſt von 
ſolchem Belang, daß faum möglich fein kann, daß ein 
Mann, auch felbft der Tüchtigſte, dieſe Gefchäfte alle be: 
ringe. Es werden die Männer noch geboren werden müfjen, 
welche jener Dienftinftruction volllommen nachzufommen im 
Stande find. Indeffen haben viele Kreisräthe, ich darf 
mohl fagen, die Mehrzahl derfelben, gethan, was in ihren 
Kräften ftand, fie haben fegensreich gewirkt, und fich- die 
Liebe und: die Achtung ihrer Bezirkdangehörigen erworben: 
Bei der Belegung: der Kreis: und Landrathöftellen find 
wohl Mißgriffe vorgefallen, aber bei weitem die Mehrzahl 
diefer Beamten hat fih durch Amts- und Pflichttreue auds 
gezeichnet, und das harte Urtheil nicht verdient, was in 
— Zeit ohne Unterſchied über fie ausgeſprochen wor⸗ 
ben: ift. £ Rt 

Ich bin heute noch der Ueberzeugung , daß — wenig: 
flend in den Provinzen Starfenburg und. Oberheffen — die 
Beibehaltung von Einzelbeamten .in der Verwaltung im 
Allgemeinen. weit mehr dem Volkswunſche und felbft dem 
Intereſſe der Bezirksangehörigen entſpricht, als Gollegials 
behörden in erſter Inſtanz Man iſt an Einzelnbeamte if 
den beiden diesſeitigen Provinzen von jeher gewöhnt. Sie 
ſind leichter zugänglich, als Collegialbehörden, auch werden, 
von Einzelbeamten geführt, die Geſchäfte ſchneller und in 
kürzerer Zeit erledigt. Ich ſehe voraus, daß durch den vor—⸗ 
liegenden Gefeßesentwurf, wenn:en in's Leben tritt ,: mande 
Sonderintereffen werden. gefränkt werden. Alle Drte, 
welche bisher Kreis: oder Landräthe hatten, durch die neue 
Organifation aber. diefe Beamte verlieren, werden ſich ohne 
Zweifel in ihren Intereffen gefränft fühlen. Durch die Ber: 
größerung der Bezirke wird ferner für viele Bezirkdange: 
hörige das perfönliche Betreiben ihrer Geſchäftsangelegen⸗ 
beiten erfchwert, mit größerem Zeit: und Koftenaufwand 
und anderen Unannehmlichfeiten verknüpft fein. Auch er: 
warte ich durch die projectirte neue Werwaltungdeinrichtung 
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keineswegs irgend eine bedeutende oder überhaupt. nur in 
Betracht: zu ziehende Minderung der Koften. | f 
Diefer Bedenklichkeiten ungeachtet wende ich midy heute 
dem in dem Gefeßedentwurf ausgelprochenen SPrincip zu, wo: 
nad) dad Inſtitut der Kreid: und Landräthe aufgehoben, 
dad. Großherzogthbum in 10 Megierungdbezirfe eingetheilt 
und jedem Regierungdbezirk eine Regierungscommilffion. un: 
ter Afliftenz eines Bezirksrathes vorgefegt werden fol. Es 
ift zwar diefe Organifation, wie fie und durch den Geſetzes⸗ 
entwurf. vorgeichlagen wird, nur eine proviforifhe. — 
So Sehr ich auch gegen alle Proviforien. bin, fo. muß ich 
doch ‚anerkennen , daß gegenwärtig nicht möglich ift, eine 
definitive Organifation mit. der. erforderliben Beftimmtheit 
in einem einzelnen Zweige der Verwaltung zu bewerfftelli« 
gen. Eben deßhalb genirt mich auch der in den Motiven 
ebrauchte Ausdrud „proviſoriſch“ gar nicht. Die Organis 
* wird, wenn ſie den Erwartungen, die man davon 
hegt und den. Wünſchen des Volks entſpricht, eine defi— 
nitive ſein, wie ſolches auch bei der in dem Jahr 1804 
gegebenen proviſoriſchen Oberappellationsgerichtsordnung der 
Fall war und iſt, bis eine andere an ihre Stelle getreten 
fein wird. Entſpricht jene Organiſation nicht den Erwar! 
tungen und Wünſchen des Volks, fo fleht nichts im Wege, 
fie über fur, oder lang an der Hand der inzwifchen gemach— 
ten Erfahrungen zu ändern und zu verbeſſern. Indbefons 
dere beflimmt mich, für den Regierungsvorſchlag mich zw 
erklären, daß es, meiner. Anfichf nach, in dem gegenmärti? 
gen Augenblid unmöglich. fein wird, die Kreis» und Land» 
räthe beizubehalten. Das Anfehen, vie amtliche Thätigkeit 
und Wirkfamkeit diefer Beamten ift nun einmal: durdy die 
Schlag auf Schlag erfolgten Ereigniffe der neueften. Zeit 
gelähmt, beinahe auf Null herabgefunfen. Es ift nicht zu 
hoffen, ‘daß diefe Beamten, auch wenn man. ihnen einen 
Bezirfsrath zur Seite ftellt, im Stande fein werden, ſich 
in fürzefter Zeit wieder dad — größtentheild ohne ihre 
Schuld verlorene: — Vertrauen wieder zu gewinnen, und 
mit Kraft und Energie ihr Amt zu verwalten. Sch glaube 
aber, ed ift höchſt an der Zeit, daß die faft allenthalben: 
im Lande mehr oder minder geftörte oder bedrohte gefeßliche 
Ordnung wieder hergeftellt und die drohende Gefahr für 
Perfonen und Eigenthbum befeitigt werde. Dieß wird, mei— 
ner Anficht nach, in dem jetzigen kritiſchen Augenblide nicht 
anders möglich fein Fönnen, ald dadurch, daß man die Ver: 
waltung in erfter Inſtanz Golegialbehörden anvertraut und 
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dieſen einen Bezirksrath, wie ihn der Entwurf uns in Vor⸗ 
ſchlag bringt, zur Seite ſtellt. Ich ſchließe mit: dem drin⸗ 
genden Wunſche, daß dieſe Einrichtung, wenn ſie von den 
‚beiden Kammern angenommen werden ſollte, von der Staats: 
regierung ohne allen Verzug verwirklicht werben möge. 
Der Herr Minifter von Gagern: Die Staatdregie: 
rung bat nicht verfannt, daß, welced Syftem der Ber: 
mwaltung neu gewählt werden möge, Sonderintereflen ges 
kränkt werden müſſen. Sie hat dic gewiß nicht muthmils 
lig hervorgerufen, Bei fo vielem Stoff zur Unzufriedenheit 
und zur Aufregung hätte fie ed gerne vermieden, folchen 
neuen Stoff in dad öffentlihe Leben hinein zu werfen. 'E3 
war dieß aber nicht zu vermeiden. Und die Gründe, warum 
bie m... fih zu dem Syſtem gewendet hat, 
worauf der ir geftügt ift, habe ich ſchon bei 
einer früheren Gelegenheit und in den Motiven zu dem 
Gefegedentwurf felbft entwidelt. Sch glaube, daß die Nachs 
theile, welche mit einer collegialifhen Verwaltung: verknüpft 
find , in dem Gefeßedentwurf.. dadurch vermieden wurden, 
daß die WBerantwortlichkeit für die mefentlichftien Verwal⸗ 
tungshandlungen auf einen Beamten gelegt iftz ich glaube 
ferner, daß, indem man. die collegialifhe Berathung für 
ſolche abminiftrative Entfchließungen forderte, die einer reifs 
licheren Berathung bedürfen, damit feinedwegd die Nach— 
theile des collegialifchen Syftemd wieder ind Leben gerufen 
werden.: Auf der andern Seite haben wir aber auch die 
Nachtheile zu vermeiden geglaubt, ‚welche bei der Einzel 
ftelung eined Beamten, dem Volke gegenüber, ſchwer zu 
vermeiden find. Der Gefeßedentwurf beſteht wefentlich aus 
wei Xheilen, und dieſe zwei Theile müflen in imniger 
erbindung mit. einander beurtheilt werden. Er enthält die 
Drganifation der Regierungdbehörden felbft, und bie der 
Bezirksräthe. Für die Bezirköräthe find alle Stimmen. Ic 
babe nody feine gehört, die fi) Dagegen geäußert hätte. Sie 
werden als ein wejentlicher Fortſchritt in. unferer Entwidelung 
betrachtet. Wollen wir aber den Bezirförath, fo ift diejenige 
Einrichtung meiner Anficht nach unmöglich, welche von dem 
Abgeordneten von Rabenau (Legationsſekretär) befürmortet 
worden ift. Bezirksräthe können in Bleineren Bezirken nicht 
beftehen. Es würde dieß, befonderd dann, wenn noch Diä⸗ 
ten für. die Bezirksräthe in Anſpruch genommen werden 
follten, was freilich meine Meinung nicht ift, die Koften 
fehr vermehren. Denn ſchon durch die Eriftenz der Bezirks: 
räthe ſelbſt entftiehen, auch abgefehen: von .den- Diätenbezüs 
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gen der einzelnen Mitglieder, Bureaukoſten, die nicht zu 
vermeiden ſein werden. Es würden alſo durch die Einfüh— 
rung der Bezirksräthe in kleinen Bezirken unſtreitig die 
Koſten vermehrt werden, was ganz gegen die Abſicht der 
Regierung wäre, ſo wie ich dann auch nicht glaube, daß 
die geſammten Verwaltungskoſten durch die Organiſations⸗ 
vorſchläge, die in dem Geſetzesentwurf liegen, werden ver: 
mehrt werden. 

Es ift aber noch ein anderer Grund, warum die Bes 
irföräthe in Pleinen Bezirken, einem Einzeldeamten gegen: 
ber, unmöglich find. Nach dem Befegesentwurf follen die 

Bezirksräthe ſich jährlih in der Megel auf 14 Tage ver: 
fammlen. Sind fie verfammelt, fo nehmen fie die beſtän⸗ 
dige Thaͤtigkeit eined Beamten in Anſpruch. Diefer Beamte 
wird alfo vielleicht 14 Tage lang bloß durch den Bezirkös 
rath in Anſpruch genomen fein. Ed würde alſo für die 
Zeit ded Zufammentrittd der Bezirksräthe die Verwaltung 
gänzlich gelähmt fein, die Beamten würden durch den Bes 
zirförarh in ihrer Thätigkeit abforbirt werden, fie würden 
dem übrigen Bezirke außer dem Si der Bezirföräthe ent» 

en, dad kann nicht fein. Ed find fodann noch mannigs 
ade fpecielle Einwürfe gegen den Gefehedentwurf vorge: 
bracht worden, id) überlaffe ed meinen Herrn Gollegen, 
welche von Anfang an gegenwärtig waren, darauf zu ants 
worten. Ich will nur auf einen Einwurf des Abgeordneten 
Krug antworten. Er hat die Schaffung einer Regierungd« 
behörde im ‚Hinterland ald eine Analogie für Einführung 
von Einzelbeamten angeführt. Die für dad Hinterland 
gewählte Einrichtung lag anfangs nicht in der Abficht der 
Regierung: Wir wollten nur“ vier Regierungsbezirke für 
die Provinz Oberheffen in Vorſchlag bringen und wollten 
dad Hinterland mit einem anderen —* vereinigen. Ich 
habe dieſen Regierungsbezirk des Hinterlandes von Anfange 
an als eine Dependenz des Regierungsbezirkes Gießen auf 
gefaßt, und es wird auch nicht anders möglich ſein, als daß 
diejenigen Geſchäfte, welche nach dem Entwurf collegialiſch 
behandelt werben müſſen, dem Regierungsbezirk Gießen 
hingewieſen werden, ſo daß der Regierungsbeamte des Hin⸗ 
terlandes nur als ein Specialcommiſſär des Regierungsbe⸗ 
zirkes Gießen erſcheint. | 

Der Abg. Lerch: Mit den Anfichten des Abgeordneten 

von Rabenau (Regationdfefretär) Fann ich mich nicht einver- 
ftanden erklären. Der‘ Gefegesentwurf ſpricht fib für ein 
reged und freies Volksleben aus. Ihm liegt dabei, die Abs 
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ficht zu. Grunde, daß endlich einmal. die-Gemeinden entfefjelt 
werden von dem Gängelbande, welches fie früher ‚geleitet 
bat. Wenn man folche Freiheiten gewährt, wie fie gewährt 
worden find, dann muß man zuerfi auch bei den Gemeins 
den anfangen. Die Gemeinden müllen in fidy eine freiere. 
und felbftftändigere Verwaltung erhalten, als fie bisher ge: 
habt haben, die Gemeindeordnung, welche hinfichtlich der 
Rechte und Pflichten der Gemeinden zu erweitern und zu 
ergänzen ift, muß eine Wahrheit werden. — Was wird 
alddann den oberen und den Mittelbehörden, bezüglich des 
ihnen zuftehenden Oberaufſichtsrechts noch zu thun übrig 
bleiben? Bei weitem nicht die bedeutenden Gefchäfte,. welche 
früher die Kreidräthe gehabt haben. Was wird, wenn nun 
dasjenige, was bezüglich des Bezirksraths in den früheren 
Verhandlungen von Seiten der Staatöregierung zwar für 
theoretifh, aber nicht als praftifch richtig erfannt wurde, 
ind Leben getreten ift, für dad Bereich der Staatöregierung 
noch übrig bleiben, wenn alle die Säle, die der Entfcheis 
dung ded Bezirförathd unterliegen auf die nad dem Ges 
feßedentwurf vorgefchlagene Weile abgethan werden? Sicher: 
li nur die Enticheidung über Hauptgegenftände, Sch werde 
biernach. für den Gefegesentwurf ſtimmen. 

Der Herr Minifterialrath Dr. Maurer: Sch erlaube 
mir auf einige Bemerkungen zurüdzulommen, die in den 
fchriftlich verlefenen Borträgen enthalten oder mündlich vor: 
getragen, zum Theil auch wiederholt worden find. 

Es ift angeführt wörden, daß in den beiden diedfeitigen 
Provinzen, vorzüglich aber in der Provinz Oberheflen, die 
öffentliche Stimmung entichieden gerade für die Erhaltung 
von Einzelbeamten fi Man wird allerdings dieſe öffent: 
lihe Stimmung auch in den Berficherungen der Herrn 
Redner erkennen müffen, welche ſich hier “darauf berufen 
haben. Zu verwundern wäre ed aber denn doch, daß eine 
fo ſcharf auögeprägte öffentlihe Meinung ſich bis. jest fo 
wenig durch die Preffe geltend gemacht haben follte, wie 
ed wirklich geſchehen ift. Beſteht fie wirktih, fo müßte 
man annehmen, daß die Prefle gegenwärtig eben zu fehr 
mit anderen, mit größeren Fragen der Zeit befchäftigt fei, 
um bdiefer unferer häuslichen Angelegenheit Aufmerkſamkeit 
umenden zu fönnen. Man hat die Collegialität, die Eins 
Ehrung von Vermwaltungdcollegien in erfter Snftanz haupt: 
fäablih aus dem Grunde beanftandet, weil damit in Ver: 
bindung ſteht, eine Vergrößerung der Bezirke, weil man 
wünſcht, daß die Bezirfe verkleinert werden. möchten. Es 
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iſt bereitd von dieſem Tiſch aus in ber Beziehung: eine 
Bemerkung gemacht worden, welche dad Verhältniß der 
Bezirföräthe berührt, für welche die Bezirke diefelben fein 
müſſen, wie für die Regierungdbehörden. Es muß aber, 
meiner Anficht nad, genen dad Verlangen Eleinerer Bezirke 
mit, Rüdficht auf die Stellung der Bezirksräthe auch noch 
weiter darauf aufmerkfam gemacht werden, daß der Bezirfös 
rath für einen Fleineren Bezirf des moralifchen Gewichts, 
deſſen er nicht entbehren kann, nicht ficher if. In einem 
Eleinen Bezirke Fönnen die Mitglieder ded Bezirksraths den 
ragen, die da beiprochen werden, Durch eigened Intereſſe 
fo nabe gerüdt fein, daß faum eine gerechte „und unpartheis 
iſche Erwägung von ihnen zu erwarten wäre, Es würbe 
dann bei einer Berufung von einem Gemeindevorſtand an 
den Bezirksrath nicht viel zu gewinnen fein. Die Stelung 
eines Bezirksraths muß höher fein, fein Anſehen muß durch 
dad Öffentliche Vertrauen in feine Unpartheilichfeit, wie in 
feine Einfiht gehoben und unterfiügt werden Die Bezirke 
werden auch auf der andern Seite nad) dem VBorfchlage 
nicht fo groß gebildet werden, daß den Mitgliedern nicht 
hinlängliche Kenntniß von den verfchiedenen heilen des 
Bezirkes in ihren Verhältniffen -zuzutrauen wäre. Man ift 
nur, wad die Wirkfamfeit der Berwaltungsbehörden betrifft, 
gegen die großen Bezirke befonderd aus dem Grunde, weil 
man glaubt, ed bedürfe von Seiten biefer Behörde, einer 
gar zu nahen Zeitung, einer gar zu nahen Beaufficht er 
Wir fühlen aber ſchon feit längerer Zeit das Be 
einer größeren Selbfiftändigfeit in der leder 
und wünfchen fie aud der That nad anerkannt zu ſehen. 
Damit würde fich aber Die immer noch ald Bedürfniß ans 
eg unmitelbare Zeitung übel vertragen, Man bes 
lagt die für mande Orte zunehmende Entfernung des 
| —* itzes, indem man ſich vorſtellt, daß ein unabläſſiger 
Zudrang von Einzelnen in dem Geſchäftslocal des Beamten 
Hattfinde, um Bitten und Beſchwerden vorzubringen und 
weiſt dabei auf Erfahrungen hin. Im Verlauf von 25 Jah⸗ 
sen, während deren ich Berwaltungsbeamter geweſen bin, 
konnte auch ich Erfahrungen fammlen, Erfahrungen die ich 
gegen die bier geltend gemachten anführen könnte. Sch 
werde natärlicb meine Erfahrungen nicht für die ausichließs 
lich richtigen ausgeben wollen; ich werde zugeben müflen, 
daß man unter anderen Berbältniffen auch andere und ans 
dere wichtige Erfahrungen machen Eonnte. Aber ich will 
neben fie alle eine wichtige Betrachtung ftellen, welche über 
Protokolle z. d. u d. 2. Ram, II. Br, 41 
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die Vorausſetzungen der verſchiedenen Erfahrungen einige 
Aufklärung geben kann. Wenn man viel regiert, wenn 
man es fich zur Pflicht macht, Alled zu wiflen und Alles zu 
ordnen, fo fordert man natürlich auch viele Intereſſen her: 
"aus, fich in der Beziehung geltend zu machen und daraus 
muß nothwendig ein großer Zudrang in. Anfpradyen und 
Nachfragen entftehen. Wir dürfen aber doch denken, daß 
überall fünftighin die Verwaltung fib von Manchem mehr 
entfernt halten, daß fie der Selbftbeftimmung und der Selbft: 
thätigkeit des Einzelnen mehr überlaflen werde, und daß 
dann der Aufforderungen, welche früher die Einzelnen zu 
den Beamten führten, weniger fein werden. Ueberhaupt 
kann ich nach meiner Erfahrung und Anſicht von Diefer 
patriarbalifhen Stellung der Verwaltungsbeamten in heu⸗ 
figer Zeit nicht viel halten, bei der man fich dielelben denkt, 
ald die fortwährenden ausdrüdlich berufenen Rathgeber der 
Einzelnen für ihre Angelegenheiten. Fehlt es auch nicht an 
mancherlei Anfragen und Bitten um Rath oder Hülfe, fo 
kann doch der Beamte gar felten nur die eine oder die ans 
dere mit Erfolg gewähren. Es muß endlidy die Zeit kom— 
men, daß Sedermann lerne, wad von dem Regierungdbeams 
ten erwartet werden fann, daß nicht bei ihnen in allen Nöthen 
Heil zu ſuchen ifl. Die Beihwerden und Bitten müſſen 
alfo abnehmen. Es ift auch nicht nothwendig, daß Alles, 
wad biöher dem Beamten vorbehalten war, auch ferner von 
ihm ausgehe. Manches fann den Gemeindevorftänden übers 
wiefen werden, und fo wird der Anlaß, bei den Beamten 
in Perfon zu erfcheinen, auch in diefer Beziehung fich bes 
trächtlicy mindern. | 

Man bat im biöherigen Zuftande auch über mangelnde 
Gontrole gegen die Beamten geklagt. Sch fehe nicht genau, 
was man darunter: verfteht und verlangt; ich: denke aber, 
man wollte der Regierung nähere Kenntniß von Zuftänden 
und Vergängen, in fo weit fie mit der Thätigkeit der Be 
amten in Verbindung ftehen, gefichert wiffen, fie darin nicht 
auf die Berichte der Beamten befchränft fehen. Der vor: 
liegende Entwurf bietet darin nun auch einige Gontrole, ins 
dem fich in allen Bezirken neben einander mehrere Beams 
ten befinden werden, die in ihrer Stellung gleich berufen 
und befähigt find, Kenntniß zu nehmen und zu geben, fos 
mit eine fortgefeßte Täuſchung der einfeitigen Darſtellungen 
für die Regierungen weit weniger zu befürchten fein wird. 
Man hat ferner in Zweifel gezogen, daß die neue Einrich⸗ 
tung für ale Zukunft wohlfeiler fein werde, weil die jeßt | 
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alkerdingd verminderte Beamtenzahl nicht ausreichen könne 
und Fünftig wieder vermehrt ‚werden müfle, wobei man 
geltend macht, daß Einzelbeamte mehr arbeiten könnten, als 
diefelbe Zahl in einem Gollegium vereinigt. Dagegen fcheint 
mir aber, daß eher dad Umgefehrte zu erwarten Fin wird, 
nämlich eine Verminderung der Arbeiten aus den fchon an= 
gedeuteten Urfachen; auch muß man bedenfen, daß nach dem 
vorgelegten Entwurf die collegialifchen Arbeiten verhbältniß: 
mäßig ſehr unbedeutend find, daß die collegialifchen Befpres _ 
chungen fehr wenig Zeit wegnehmen. Man hat endlich ge⸗ 
tadelt, daß unter den Gegenjtänden, welche einer collegialis 
fchen Berathung und Belprechung vorbehalten fein follen, 
mitunter Dinge von geringer Bedeutung begriffen feien. 
Dieß kann im Einzelnen wahr fein, aber auch bei den Eols 
legien, die nur collegialifche Behandlung der Geſchäfte Fens 
nen, werden Dinge vorfommen, die im Cinzelnen von ges 
ringem Belang find. Es fonnten im Gefeb im Allgemeis 
nen nur die Beziehungen angedeutet werden, worin ſich 
Beranlaffungen zu collegialiihen Beſprechungen ergeben 
mögen. 

Es ift fodann nob, um anfdaulich zu machen, daß 
manche Beamten auch gegenwärtig ihre Stellung nicht ganz 
begreifen, daß fie ſich mwillfürlihe Begünſtigung einzelner 
Intereſſen erlauben, ein fpecieler Fall zur Sprache gebracht 
worden. Die Sade ift mir nicht näher befannt, aber fo 
viel weiß ich, daß der Beamte, welcher diefe Bürgermeifter: 
wahl veranlaßt haben foll, darüber bereitd Nachricht erhals 
ten hatte, es werde eine Ernennung von Seiten der Stans 
deöherrichaft nicht mehr ftattfinden. Alfo das Motiv, jebt 
noch, fo zu fagen vor dem Thorfchluß,‘ die Ernennung eines 
Bürgermeifterd der Standedherrfchaft zuzuwenden und aus 
diefem Grunde die hierin abgeneigte Gemeinde zur Wahl 
zu »nöthigen, diefed Motiv kann nicht wohl wirkffam geweſen 
fein. Was daran fein mag, daß eine Militärabtheilung zur 
Zeit der Wahl in die Gemeinde gekommen ift, darüber läßt 
fi) nicht3 fagen; es wird aber wohl in Zweifel gezogen 
werden müflen, daß ed in näherem Zufammenhang mit der 
Mahl felbft ftand, Man würde, wenn dieß der Fall wäre, 
bei dem Minifterium Kenntniß davon erhalten haben. 

Der Abg. Hardy: Nach den ſowohl in meinem amts 
lihen, wie in meinem Privatleben gemachten Erfahrungen 
glaube ich allerdings auch, daß den Anfichten und Wünfcen, 
‚namentlich ‘aber den Gewohnheiten der Mehrzahl der Bes 
mohner der. beiden Ddiedfeitigen ‘Provinzen bie Verwaltung 
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durch Einzelbeamte entfpticht und nad dem Bedürfniſſe der 
Bevölferumg diefe Eintheilung für Die vorgüglichere und 
münfchenswerthere gehalten werden muß. Sch babe daher 
duch, als wir am 10 April diefen Gegenftand zum erften 
mal berietben, und es fih darum handelte, Wünſche und 
UAnfichten über eine Fünftige WVerwaltungdorganifation aus: 
zufpredben, um fie der Staatdregierumg zu empfehlen, mid 
verbunden erachtet, für die Anſicht zu Gunften der Beibe 
Haltung von Einzelbeamten und deren Stellung unter einer 
Gentralregierung als Mittelftelle zu Stimmen. Sch halte 
diefe Anficht fortwährend für die richtige, weil dem Be 
dürfniffe der Bevölkerung am meiften zufagende, bemerk 
aber, daB der deßfalld von der Kammer gefaßte Beichluß 
nidt, wie der Abgeordnete von Rabenau (Legationd 
fefretär) in feinem vorhin von der Tribune gehaltenen Bor 
trag bemerkt hat, als «ein an die Staaatdregierung gerid: 
teter beſtimmter Antrag, fondern nur als ein Wunſch, ald 
eine Anfiht der Kammer erſcheint. Denn es verſteht fih 
von feldft, umd es wurde ja auch in der früheren Didcuffion 
ausdrüdlicy anerkannt, daß die Staatöregierung in Bezug 
auf die neue Organifation der Verwaltungsbehörden völlig 
freie Hand habe und fie alfo nur die Anfichten und Wünſche 
der Stände entgegen zu nehmen hätte. Sch wiederbole, 
daß ich fortwährend, nach den Erfahrungen, die mir ſelbſt 
beimohnen, glaube, daß die Mehrzahl der Bewohner ber 
beiden biedfeitigen Provinzen Einzelbeamte wünſcht. Ich 
beziehe mi in diefer Hinficht auf die Ausführungen der 
Medner vor mir, auf die von ihnen zur Begründung dieſer 
Anficht geltend gemachten Motive und will nur noch das 
hinzufügen, wa8 mir aus dem Munde eines fehr erfahrenen, 
längft verftorbenen alten Verwaltungsbeamten bekannt ifl 
Diefer Mann ftand in den fchweren Kriegsjahren zu An 
fang dieſes Jahrhunderts einem Amte von 11 Gemeinden 
vor, die vermöge ihrer geographifcben Lage den Kriegsläuf: 
ten hart auögelegt waren. Derfelbe Beamte hat die Ber 
waltungdorganifation von 4821 und von 183% erlebt. Er 
verficherte mich häufig, wie Biefe neuen, auf große Bezirke 
berechneten Organifationen in friedlichen ruhigen Zeiten recht 
gut, möglicherweiſe auch billiger feien, als frühere Einrich⸗ 
tungen, obſchon er über diefen legteren Punkt manch be 
deutendes Bedenken hatte. Aber er unterließ nie, mir zu 
bemerken, daß er nicht glaube, wie in Priegerifchen und 
turbulenten Zeiten man «mit fo großen Bezirken" auskommen 
könne. Er hatte während feiner Amtsführung die Erfahrung 
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-gemacht, daß, wenn er nicht in der Lage geweien wäre, in 
einem Zage ale Gemeinden feined fleinen Amtes zu befu: 
‘ben und ihnen gegen die Zumuthungen feindlicher und 
freundlicher Zruppen, die in Mafjen bei ihnen. untergebracht 
werden mußten, beizuftehen, alsdann viele diefer Gemeinden 
ganz zu Grunde gegangen fein würden. Sch glaube hier: 
nah, in friedlichen gewöhnlichen Zeiten find diefe großen 
Bezirke ohne weſentlichen Nachtheil, aber in fchweren, un: 
rubigen, außerordentlihen Zeiten ift es durchaus nöthig, 
daß der Beamte feinen Bezirksangehörigen möglichft nahe 
ſteht. Indeſſen glaube ich nicht, Daß ich befürchten muß, 
mich einer Inconſequenz Ichuldig zu machen, wenn ich in 
der gegenwärtigen Lage der Dinge, nachdem die Staatäres 
gierung mit den Wünfchen und Anfichten der zweiten Kam» 
mer bezüglich der fünftigen Organiſation befannt geworden 
ift, ung einen Entwurf über diefen Gegenftand vorlegt und 
darin guf die Idee der Verwaltung durch Einzelbeamte 
nicht eingegangen ift, bei dem Drange der Verhältniſſe, die 
eben ‚vorliegen, ich möchte fagen aus Gründen des öffentli— 
sen Wohl, für Annahme des Gefeßedentwurfed mich er 
klären und dafür flimmen werde. | 
Die jebige Regierung bedarf, wenn fie fol leiften, was 
fie leiſten will und was wir Alle wünfchen, einer bedey: 
tenden Kräftigung. Es ift allfeitig anerkannt, daß die Re— 
gierung -in: allen ihren Organen bis auf die höchſte Spike 
hinauf neue Kraft erlangen muß, und fie kann diefe Kraft 
nicht wieder erlangen, fo lange fie nicht in. der unteren 
Inſtanz neue Organe ſich Ichafft, welche fie dazu geeignet 
hält und denen fie dad Vertrauen fchenft, daß fie den Ans 
forderungen der gegenwärtigen Zeit an die Verwaltung zu 
entiprechen ‚vermögen. Dieſes Bedürfniß halte ich für fo 
dringend und ed fcheint mir der Grund, daß um jeden 
Preis aldbald-eine Aenderung ded jegigen Zuftandes ftatt: 
finden muß, fo durchfchlagend, daß, fo ſehr auch dieß, ich 
eftehe ed offen, im Princip- gegen meine Anſicht ift, ich 
für den Entwurf fiimmen werde, weil ich glaube, daß, 
wenn. wir den Entwurf annehmen, dieß der Fürzefte We 
it, alsbald zum Ziele zu fommen, einen Erfaß für Die 
‚Kreisräthe zu erbalten, welce, fo wird wenigftens überall 
- bebauptet, alle Sympathie verloren haben. — Daß. der 
gegenwärtige Zuftand der Bezirkäverwaltung fo nicht länger 
fortbeftehen kann, dad unterlieat Eeinem Zweifel! — Nie: 
mand wird die Unmöglichkeit. verkennen, in Dem gegenwär— 
tigen Zuſtand, auch nur noch kurze Zeit zu verhaxxen. — 
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Theilen- Sie die Bezirfe anderd ein, geben Sie den Ein- 
elbeamten andere Namen, werden Sie dadurch dad Volk 

berzeugen, daß dad Inſtitut der Kreiräthe befeitigt ift? 
Sch glaube ed nicht, mit dem Namen wird die Sache nicht 
‚geändert werden. Was jebt das Volk, die Mafle veffelben 
eigentlih an die Stelle der Kreidrärhe gelebt zu fehen 
wünfcht, ift mir bis daher nicht recht Plar geworden, ob» 
gleich ich mich deßhalb erfundigt habe. Nur darin ſtimmen 
Alle überein, die Kreisrätbe müſſen aufhören und alle Gut: 

efinnten geben zu, fie müßten durch anvere Behörden er. 
Fer werden! Ich bin aber der Anficht, behalten wir jet 
Einzelbeamte, nennen wir fie, wie wir wollen, fo ift für 
die Gegenwart nichtd gewonnen, dad große Publifum jagt, 
es ift Doch wieder dafjelbe, man hat ihnen nur einen ande: 
ven Namen gegeben, ed wird nichtd dadurch geholfen wer; 
den. Sch bin weit entfernt, zu glauben, daß nicht auch 
einmal, vielleicht dauert ed damit gar nicht lange, Die Zeit 
-fommen wird, wo man recht wohl einfieht, daß man auch 
mit den Kreiöräthen gut hätte fahren Fönnen und wo ge— 
'wünfcht werden wird, daß man fie wieder hätte; aber in 
dem gegenwärtigen Augenblide, wo ed fih darum handelt, 
rafch zu einem Entfhluß zu fommen, glaube ich niemals, 
daß wir fobald fertig werden, wenn wir auf den’ Einzelbe: 
amten beharren wollten. Wenn wir Einzelbeamte beibehals 
ten wollen, fo frage ich, follen fie die Competenz der Kreis: 
räthe, wie fie: jebt beftimmt ift, behalten? Dann wird 
nichtd geholfen, Aber man will’ die — — 
ten unter eine Centralregierung ſtellen. ieſe Centralre⸗ 

ierung will ich allerdings auch, wie ich im Eingang meines 

ortrags bemerkt habe. Ich frage Sie doch, läßt ſich eine 
ſolche Centralregierung, wenn anders dieſelbe die im erſten 
Ausſchußberichte angedeuteten Zwecke erfüllen ſoll, dermalen 
und in kürzeſter Zeit auch nur proviſoriſch ins Leben rufen? 
iſt jetzt der geeignete Zeitpunkt, darüber zu beſchließen, wie 
dieſe Centralregierung, deren Idee ich für eine ganz gute 
halte, eingerichtet werden ſoll, jetzt, wo wir eine Reviſion 
unſerer geſammten Staatsverfaſſung, einer Reviſion unſerer 
Gemeindeordnung ıc, nahe entgegenſehen? wo einer weſent⸗ 
liche Reform der proteftantifhen Kirchenverfaffung, eine 
volftändige Trennung der Kirche vom Staat bevorfteht ıc.? 
In diefem Zeitpunkt wäre ed gewagt, eine Gentralregierung 
“fo ohne weiteres ind Leben zu rufen. — Müßte daber, 
ich wiederhole ed, vorerſt den Einzelbeamten ohne Gentraf: 
regierung, die Competenz der Kreisräthe wieder: eingeräumt 
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werben, — denn fie mit. geringerer Competenz urimittelbar 
unter dad Minifterium zu fielen, würde dann doch feine 
bedeutenden Bedenken haben — fo erreichten wir nichts, 
ald wir behielten. die alten Kreiöräthe unter neuen Amtöbes 
zeichnungen. Sch glaube die Kammer nod darauf auf: 
merkſam machen zu follen, daß, ſoweit ich den Geſetzesent— 
wurf -verftanden habe, ed durchaus die Intention defjelben 
nicht ift, Daß die ganze Verwaltung in Zufunft durch die 
neuen Regierungdbehörden collegialiſch geführt werden folle. 
Daß in der Weile, wie man und das Schredbild des 
fchleppenden Geſchäftsganges bei Collegien vorgeführt hat, 
die Verwaltung fortan ftattfinden folle, ift nimmermehr die 
Abſicht, der Geſchäftsgegenſtände, welche man zur collegiali: 
fhen Behandlung beftimmt erklärt hat, find nicht viele. 
Afo die große Mehrzahl der Gefchäfte wird nach wie vor 
in bureaufratifhem Wege beforgt. "Da befondere Beſtim⸗ 
mung dafür getroffen ift, daß nur der leitende. Beamte die 
Beranrwortlichkeit für die nicht collegialifcy behandelten Ge: 
fihäfte trägt, fo kann ich mir nichtö anderes denken, ald daß 
die Kührung der Gefchäfte Fünftig im Ganzen ebenfo rafıh 
eben wird, wie jest, wo ber Kreidratb für Die Ar: 
eiten verantwortlic ift, welche der Kreisſekretär fertigt. 
Sch mache fodann noch auf etwas anders aufmerffam: Ach 
— die Staatsregierung bat, meiner Anſicht nach, voll» 

mmen. Recht, wenn fie in den Motiven zu dem Geſetzes⸗ 
entwurf fagt: Wir wollen vor der Hand dieſe Einrichtung 
als. eine proviſoriſche anfehen und wollen die Erfahrungen 
abwarten, die wir darüber machen werben, ob fich Diefelbe 
im Leben bewährt oder nicht. Dieß ift gewiß die wichtigfte 


Beurtheilung der Sache. Spricht ſich demnächft der Wunſch 
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des Volkes anderd aus, will dad Wolf wieder Einzelbeamte, ‘ 


fo glaübe ich, daß die Staatsregierung, nachdem fie inzwis 
Shen Erfahrungen gefammelt, nachdem fie mehr Zeit ges 
wonnen bat, fich mit der Frage von Drganifation einer 
zwedentiprechenden Gentralregierung zu beſchäftigen, gewiß 
dem Wunſche des Volks, die Einzelbeamten bergeftellt zu 
fehen, Rechnung tragen wird, Laflen Sie ferner nicht außer 
Acht, daß die jegige Megierung, daß die Männer, melde 
jest an der Spige der Geſchäfte flehen, die Beamten, welche 
dermalen unferen Verwaltungsbezirken vorftehen, nur wenig 
oder gar nicht Pennen. Die Mehrzahl der Kreidräthe tft 
ihnen, glaube ich, was ihre Gefinnung und ihre Gapacitäten 
betrifft, ziemlich fremd. "Daß ed unter diefen Umftänden 
der Regierung - nicht zu verdenken ift, wenn fie Anſtand 
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nimmt, fo ohne meitered Beamte, die fie nicht näher kennt, 
ald ihr einziges Organ einem’ Bezirke vorzufeßen, fcheint 
mir fehr einleuchtend. Dagegen glaube ich, daß die Regie⸗ 
sung gerade dadurch, daß fie für jegt eine Regierungscom⸗ 
miffion, beftehend aus einem geichäftsleitenden Beamten 
und mehreren Mitgliedern ernennt und nicht einem. Manne 
die Verwaltung eined Bezirkes anvertraut, fich den Weg 
geöffnet hat, diefe Beamten und ihre Gapakitäten: fernen 
zu lernen, und dadurch in den Stand gelegt werden wird, 
in Zufunft, wenn die Erfahrung ed wünſchenswerth und 
nothwendig macht, daß Einzelbeamte beftellt werden, diejeni⸗ 
gen Beamten, welche fie hierzu für fähig befunden und 
‚denen fie vertrauen zu können glaubt, einem - Bezirke vorzu⸗ 
ſtehen, hierzu zu verwenden. 

Sch wiederhole fchließlih, zeihen Sie mich nicht der 
Inconſequenz. Meine Anficht fieht fe. Ich wünfche für 
bie beiden diesſeitigen Provinzen eine Gentralregierung als 
zweite Inſtanz und Einzelbeamte in erfter Inſtanz der Vers 
waltung. Aber in der jebigen drängenden Lage der Dinge 
laſſen Sie und nicht zaudern, auf ein. und gebotened, einem 
anderen Grundſatze huldigendes Proviforium ‚einzugehen. 
Lafien Sie uns dad vorgeichlagene Geſetz, wenn es aud in 
Manchem unferen principiellen Anfichten. nicht entfpricht, 
annehmen. Die Zeit drängt, die Verhältniſſe nötbigen uns 
dazu. Ich made Sie noch auf die von dem zweiten Prä- 
fiventen Wernher vorhin. berührte Thatſache, welche ſich 
geſtern ereignet hat, aufmerkſam, und knüpfe daran den 
dringenden Wunſch, daß wir unſere oberſte Staatsbehörde 
durch unſere Mitwirkung in ſchleuniger Schaffung neuer 
Organe der Verwaltung in unterer Jnſtanz ſo ſchnell wie 
möglich erheben und kraͤftigen helfen. 

Der Abg. Mohr: Sch kann nur für den Geſetzesent—⸗ 
wurf ſprechen; denn meiner Anficht nach ift er im Allgemei- 
nen zwedmäßig. Er entipricht den Wünfchen, „welche die 
rheinhefliichen Abgeordneten in einer früheren Sitzung auds 

fprochen haben, und er entipricht den Forderungen, welche 
im Allgemeinen in: der Provinz Rheinheflen laut geworden 
find. Bedauern muß ich zwar, daß wir und in der Lage 
befinden, von Dben bauen zu müffen, und dieß iſt in fo 
ferne der Fall, daß wir und damit befchäftigen müſſen, 
Organe zu beftellen, ohne gerade genau die Attributionen 
diefer Organe zu fennen. Dieß wäre nur möglich ‚geweien, 
wenn uns vorher die Gemeindeordnung zur Revifion vor; 
gelegt: worden wäre. Die Revifion derfelben wurde durch 
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die Proflamation vom 6. März d. J. zugefagt, und man, 
bätte wohl denken können, daß in 2 und 1 Monat, die 
feitdem verfloffen find, ed der Staatsregierung möglich gea 
weien wäre, eine Gemeindeordnung als neues Geſetz den 
Ständen vorzulegen. Indeſſen können wir annehmen, daß 
die Staatöregierung Gründe hatte, diefe Vorlage jest nicht 
zu machen, ed ift möglich, daß dieſe Nevifion der Ge: 
meindeordnung nad ihrer Anficht in genauer. Verbindun 
mit der Revifion der Verfaſſung ſteht, und darum will i 
auch Feine weitere Bemerkung in diefer Beziehung machen. 
Ich gehe nun zur Aeußerung meiner Anficht Über den 
- Entwurfim Allgemeinen über, Die franzöfifche Geſetzgebung 
. bekennt. fib zu dem Grundfag: das Verwalten ift Sache 
des Einzelnen, dad Richten ift Sache Mehrerer, Sache von 
Gollegien. In fpäterer Zeit hat man aber doch auch in. 
Frankreich eingefehen, daß, wenn auch die Rafchheit, das 
ſchnelle Einfchreiten. beim Verwalten die Thätigfeit von. 
Einzelbeamten rechtfertigt, ed doch eine Menge Fälle gibt, 
wo ed nothwendig ift, daß eine collegialiiche Berathung 
ftattfinde. So ift nah und nad) das Snftitut der Prä— 
fecturräthe entflanden. Man hat den Verwaltungdbeamten 
andere: volksthümliche Gollegien beigegeben, wie die Des 
partementsräthe, die Bezirköräthe, und hat dadurch dem. 
Mangel abzuhelfen gefuht. In Deutichland ging man 
Ichon weiter. Man bat bier ſchon früher für bedeutende 
Berwaltungsgegenftände collegialifhe Behörden verlangt, 
und wir fönnen ald einen Rüdfchritt anfehen die Einfüh— 
rung des freisräthlichen Inſtituts, wodurch den Regierung». 
collegien die Verwaltung entzogen und einzelne Verwal— 
tungsbeamten unmittelbar unter das Minifterium geftelt wor⸗ 
den find. Der Gefegedentwurf fcheint auf eine fehr zweckmä⸗— 
Bige Weife diefe beiden Anforderungen zu vermitteln. Wir. 
finden darin Vorfehung getroffen für alle Verwaltungdfachen, 
welche ein rafches Einfchreiten erfordern, bei denen es un: 
zwedmäßig wäre, den ſchleppenden collegialiihen Geſchäfts— 
gang eintreten zu laflen. Für diefen Kal forgt der Art. 10, 
des Entwurfes, indem er den Vorfigenden für dergleichen. 
Bermaltungshandlungen allein verantwortlid macht, und 
ihm dabei, da es unmöglich wäre, daß er alle diefe Hands , 
lungen in eigener Perfon vornehmen Fönnte, zu gleicher 
Zeit: die Möglichkeit gibt, die Arbeiten unter feiner Ber: 
antwortung durch die übrigen, Mitglieder des Collegs vor: 
nehmen zu laffen. Sch möchte fagen, hierin finden wir da& 
Inſtitut der Präfectur. Der Präfect ift zwar Einzelbeams 
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ter geweſen, ihm waren aber Diviſionschefs für die vers 
fehiedenen Zweige der Verwaltung beigegeben. Diele Divi⸗ 
fionschef3 arbeiteten felbftftändig, mußten aber ihre Ars 
beiten dem Präfecten vorlegen, darüber referiren und er 
zeichnete die Arbeiten und war allein verantwortlich. Das 
durch war ein rafches Einfchreiten möglih, Für alle Ge 
enftände, welche abfolut eine collegialifihe Behandlung ers 
ordern, ift im Art. 9 ded Entwurfs Vorfehung getroffen, 
der diejenigen Gegenftände bezeichnet, welche fchlechterdings 
durch die Megierungscommiffion colegialiih behandelt wers 
den müffen. Sch möchte fagen, daß wir hierin die Eins 
. richtung der Präfecturräthe mit einer fehr zwedmäßigen 

Ausdehnung finden. Der Gefegedentwurf enthält noch eine 
fehr zweckmäßige Einrichtung und zwar in dem Art. 11, 
und ich kann nur bedauern, daß dieſe Einrichtung bei der 
Eintheilung der Bezirke nicht vortheilhafter benußt worden 
if. Ich glaube nämlich, daß die in dem Art: 11 vorge 
ſchlagene Einrichtung es möglich gemacht haben würde, die 
Zahl der Negierungsbezirfe bedeutend zu vermindern und ich 
behalte mir vor, auch fpäterhin noch zu dem -fpeciellen 
Theile meine Bemerkungen in diefer Beziehung zu machen. 
Es ift nämlich bier den Negierungdcommilffionen geftattet, 
für entferntere Orte und Bezirke, wo die Entfernung von 
dem Sitze der Regierungscommiſſion hinderli einwirken 
könnte, Leute zu beftellen, die einzelne Regierungshand⸗ 
lungen im Namen der Regierungscommiſſion vornehmen, 
und es ift fogar geftattet, nicht bloß einzelne, ſondern eine 
Reihe folher Handlungen auf Einzelne zu überträgen. Sch 
möchte fagen, bier finden wir gewiſſermaßen dad Inſtitut 
der Unterpräfecturen erfeßt, welches in Frankreich auch nur 
dadurch in’& Leben gerufen wurde, weil man die Departes 
ments zu fehr auögedehnt fand, um in jeder Hinſicht alle 
Adminiftratiohandlungen von der Präfectur mit ihren Chefs 
ausgeben zu laffen. Sch glaube hiernach, daß dieler Ges 
feßedentwurf im Allgemeinen durchaus den Anforderungen 
entipricht, welche wir an eine zweckmäßige Verwaltungb: 
einrichtung machen Fönnen. 

- Der Herr Minifterialratd Eigenbrodt: Ih will nicht 
über den Gefegesentmwurf, der auf der heutigen Tagesordnung 
ſteht, fprecben, fondern bloß auf eine Bemerkung antworten, 
welche der Herr Abgeordnete Mohr feiner Aeußerung über 
ben Gefegedentwurf felbft vorangeſchickt hat. Der Herr Abges 
ordnete Mohr hat die Klage laut werden laflen, daß die 
Revifion der Gemeindeordnung, welche in der Proclamation 
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vom 6: März zugefagt worden ift, nicht bereit von der 
Staatöregierung eingeleitet und daß darüber nicht bereits 
eine Vorlage gemacht worden fei. Er hat dabei gefagt, ed 
fei hierzu Zeit genug gewefen. Die Klage, daß die Staatös 
regierung unthätig fei, ift ſchons mehrfach gehört worden. 
Namentlich feit Anfang des Monats April, wo fih das 
Borparlament in Frankfurt verfammelte, und wo ohngefähr 
drei Mochen verftrichen waren, feit die jebige Regierung 
in’d Amt getreten war, hat man angefangen, davon zu 
fprechen, es fei noch nichts gefchehen. Alles, was ſeitdem 
geicheben ift, wurde von manchen Seiten ignorirt, und 
man ift unbeirrt davon dabei ftehen geblieben, zu behanps 
ten, die Staatsregierung thue nichts. Es find noch Feine 
drei Monate, daß das jetzige Minifterium errichtet ift, und 
ich glaube, daß man bei Würdigung feiner Thätigkeit ihm 
- jenen. ®ormwurf nicht machen Fann. Sch will die Geſetzes— 
entwürfe nicht erwähnen, welche die übrigen Minifterien 
bis jest vorgelegt haben, ih will nur das anführen, was 
von dem Minifterium des Innern bis jet vorgelegt worden 
if. Außer den Eleineren Entwürfen, die allerdings nicht 
viel Zeit zur Ausarbeitung erforderten, will ich nur anfüh— 
ren die Gefeßedentwürfe: über die ftandesherrlihen Vers 
hältniffe, über die Ausübung der Jagd und Filcherei, über 
die Aufhebung der Monopolien und ausfchließlihen Ge: 
werböprivilegien, und den Gefeßedentwurf Über die Orga: 
nifation der dem Minifterium des Innern untergeordneten 
Verwaltungsbehörden, der und heute befchäftigt. Alles dieß 
find mehr oder weniger fehr umfaffende Entwürfe, und es 
ift wohl klar, daß diefe'nicht fo fchnell ausgearbeitet wer: 
den fonnten, daß fie, wenn fie entworfen waren, auch im 
Minifterium berathen werden mußten. Ich kann die Bers 
fiherung geben, daß ed bei dem Drange der Geſchäfte 
mitunter fchwierig ift, einen fchon ausgearbeiteten Entwurf 
nur zur Berathung zu bringen, felbft wenn dad Minifte: 
rium, was häufig ter Fall ift, bis fpät in die Nacht zus 
fammenfigt. Worbereitet find noch: ein Gefeßedentwurf 
über die Allodification der Erbleihe, und ein Gefeßedent: 
wurf über die Aufhebung ded Lehnönerus, welche ganz in 
der Kürze werden vorgelegt werben können. | 
Sch habe geglaubt, bei diefer Gelegenheit nicht fchmeigen 
zu dürfen, um dem Vorwurfe zu begegnen, der manchmal 
über die verzögerte Vorlage von Gefeßesentwürfen gehört 
worden if. Wenn man die Berhältniffe unbefangen erwägt, 
wird man dieſen Vorwurf ganz unbegründet finden. .E8 
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iſt in dieſer kurzen Zeit Alles geleiſtet worden, was irgend 
erwartet werden konnte, und ich darf hoffen, daß die ver— 
ebrlibe Kammer demjenigen, was ich hier fo eben bemerft 
habe, gewiß ihre Anerkennung nicht verfagen wird. 


Der Präfident: Per Herr Regierungscommiffär hat 
dad Gele Über die Bürgerwehr nicht angeführt. 


Der Herr Minifterialrath Eigenbrodt: Diefes hatte 
ich wirklich anzuführen vergeflen. Unter andern Verhältniffen, 
würde für ſolche umfafjende Entwürfe eine viel längere Zeit 
in Anfpruch genommen werden, ald jest, wo Alles drängt, 
‚und man wird. felbft den Entwürfen mitunter anfehen, unter 
welbem Drang und mit welcher Eile fie haben bearbeitet 
werden müſſen. 


Der Here Minifter von Gagern: Erlauben Sie mir, 
nur noch eine Bervolftändigung deflen nachzutragen, was 
der Herr Miniſterialrath Eigenbrodt foeben bemerkt hat. 
Es wird von allen Seiten darauf gedrängt, daß baldmög— 

lichſt eine Vertagung oder eine gänztiche Aufldiung dieſer 
Kammer ftattfinden möge. Die Staatdregierung beabfichtigt 
nicht eine Auflöfung diefer Kammer, bevor von der Natios 
nalverfammlung die Verfaſſung Deutichlande in Uebereins 
flimmung mit den Regierungen feftgelegt worden ift,. Damit 
die Grundfäße, welche die Nationalverfammiung feſtſetzt, 
auch auf die Cinzelfiaaten angewendet, bei der Reviſion 
ber Einzelverfaffungen berüdfichtigt werden können. Allein 
eine Bertagung diefer Kammer ift allerdingd zu einem Bes 
dürfniß gemorben und die Staatsregierung bat fich Daber 
darauf beichränft, nur ſolche Gefegedentwürfe und zwar, wie 
Sie eben gehört haben, in ziemlich bedeutender Anzahl 
vorzulegen, die aus dem unmittelbaren Bedürfniß geftörter 
. Rechtöverhältniffe im Lande hervorgegangen find, wie dieß 
namentlich bei dem Gefegedentwurf über die ſtandesherrli⸗ 
hen BVerhältnifje, die Bürgerbewaffnung und einigen ans 
dern der Kal war. Sowie dieſe Entwürfe von den Kam 
mern geprüft und angenommen werden, was ich wünfche, 
daß es fo fehleunig, wie möglich geſchehe, beabfichtigt die 
Staatöregierung die Kammer zu vertagen, dabei ihr aber 
noch den Wunſch auszudrüden, daß die Ausſchüſſe möchten 
verfammelt bleiben, um noch einen andern fehr dringenden 
Geſetzesentwurf zu prüfen und bis zu einer fpäteren Zeit 
zur Berathung vorzubereiten, nämlich. einen Geleßesentwurf, 
der von dem Juftizminifterium beinahe vollendet und zur 
Vorlage an die Stände faſt ganz bereit iſt: über die Eins 
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führung de& Gefchwornengerichtd in ben !beiden biedfeitigen 
Provinzen. Sollte die Kammer verfammelt bleiben, bis 
auch dieler Gefeßedentwurf geprüft fein wird, fo würde dieß 
unter den jebigen Berhältniffen zu lang dauern. 


Der Abg. Freiherr von Riedefel: Wenn das Geſetz 
über die ftandesherrlichen Verhältniſſe jebt erlaffen werden 
fol, fo muß, meiner Anfiht nah, dad Geſetz über die 
Aufhebung des Lehndnerus und über die Ablöfung der Erbs 
leihen nothwendig mit verabichiedet werden, weil gerade 
. diefe beiden lesteren Gefeße zu dem Geſetz Über die ſtandes— 
herrlichen Verhältniſſe ven Schlußftein bilden. Denn in die 
fem Gefetz find eine Menge Gegenftände berührt, welche 
mit dem Lehndnerus beftricdt find, wodurch vielfache, ohne 
dad oben erwähnte Gefeg nicht zu befeitigende Schwierige 
keiten beim Lehnshof entftehen würden. Dann betrifft auch 
die Befeitigung des Lehnsnexus nicht bloß die Standeshers 
ren, fondern in den beiden dieöfeitigen Provinzen, hinficht: 
ich der Provinz Oberheſſen wenigftend weiß ich es beftimmt, 
auch eine Menge bäuerlicher Beſitzer, deren Grundſtücke im 
— ſind, der an und für ſich obſolet geworden iſt, 
deſſen Ausübung der Staatsregierung ſowohl, als auch den 
Beſitzern ſolcher Grundſtücke fortwährend große Arbeit und 
Koſten verurſacht und den Werth der Grundſtücke nicht 
wenig verringert, To daß es für die Beſitzer ſolcher bäuers 
lichen Lehen ebenfalld, eine große Wohlthat fein wird, wenn 
x dus bisherige Verhältniß aufgelöft wird. Es ift daher im 
Intereſſe des Landes, wenn die Vorlage dieſer Geſetze mög⸗ 
üchſt beeilt wird, und wenn fie auch noch vor der Verta⸗ 
gung mit der Kammer verabſchiedet würden. 

Der Herr Miniſterialrath Eigenbrodt beſtätigt, daß dieß 
die Abſicht der Regierung ſei. 


Der Präſident: Es iſt Ihnen vielleicht erinnerlich, 
daß ih in der Sitzung vom 10. April mich für Einzelbe—⸗ 
amte in unterfier Inſtanz ausgefprochen Habe, Deſſenun⸗ 
‚geachtet bin ih im Ausihuß dem Princip ded Entwurfs 
beigetreten und zwar aud dem Grunde, weil ich. die Orgas 
nifation für eine proviforifche halte, weil ich, wie auch ſchon 
von anderer Seite her bemerkt worden ift, für dad drins 
gendfte erathte, daß in unterfter Snflanz verwaltet werde, 
und weil ich nach den Mittheilungen, welche die Staatöre: 
gierung in dem Ausſchuß gemacht bat, annehmen muß. daß 
ed derfelben in dem gegenwärtigen Augenblid unmöglich ift, 
nad) Maßgabe der vorhandenen Perfönlicykeiten ohne bes 


36 Protokoll 55, 


deutende Penfionirungen und mithin ohne einen bedeuten: 
den "Koftenaufwand die Stellen der Einzelbeamten zu be 
ſetzen. 

Der Abg. Hillebrand: Als Mitglied des Ausſchuſ— 
ſes habe ich nur ein kurzes Wort zu ſprechen, um meine 
demnächſtige Abſtimmung zu motiviren. Meine urſprüng— 
liche Ueberzeugung nämlich iſt allerdings die, daß das In— 
ſtitut der Einzelbeamten mit einem Bezirksrathe, der indeß 
viel enger und inniger mit den Einzelbeamten in Berbins 
dung treten müßte, als dieß in dem erften Vorſchlage vors 
gefehen worden, der Einrichtung von Provinzialregierungen 
vorzuziehen fei. Ich würde mich über diefen Punkt in der 
Sisung vom 10. April entichieden ausgefprochen haben, 
wenn nicht Krankheit mich verhindert hätte an der damalis 
gen Verhandlung Theil zu nehmen. Wenn id nun nichts 
deftoweniger im Ausihuß im Ganzen für den Regierungs— 
entwurf geflimmt habe, fo geſchah es freilich nicht ohne 
vielfached Bedenken, wie die anmefenden Mitglieder des 
Ausſchuſſes mir bezeugen werden. Ich habe mich daher 
auch bier und da ungern befchieden, und mich, was den 
Diätenpunkt betrifft, beftimmt in die Minorität verfeßen 
müffen. . Meine Zuftimmung zu dem Gefeßedentwurfe aber 
gründete auf folgende Erwägungen. Zuerft war es die 
Rückſicht auf die Einheit der Verwaltung in unferem Groß» 
berzogthbum. Sch halte ed nämlich für äußerſt wünſchens— 
werth, daß auf alle mögliche Weife und zwar namentlich auch 
im Gebiete der Verwaltung endlich einmal ein gemeinfames 
Volksbewußſein im Großherzogthum hergeftelt und der pro= 
vinziale Sondergeift, der bier und da noch fchroff genug 
bervortritt, fo viel wie möglich aufgehoben werden möchte, 

‚ Ein weiterer Beflimmungdgrund, meine urfprüngliche 
Ueberzeugung nicht fchlechthin geltend zu machen, lag für 
mich in der mehrfach auch von der Staatöregierung hervors 
gehobenen Dringlichkeit der gegenwärtigen Verhältniſſe. 
Endlich läugne ic auch nicht, daß allerdings in dem Ges 
feßesentwurf viel Zweckmäßiges enthalten ift, daß er insbe— 
fondere ald ein wefentlicher Fortfchritt erfcheint gegenüber 
den Grundfäßen, welche bei dem alten jetzt eben abzufchaf: 
fenden Verwaltungsſyſtem geberrfcht haben. Diefe Punfte 
nun find ed, welche mich, ungeachtet ih an fi dad vom 
dritten Aushuß zuerft vorgefchlagene Inſtitut der Einzel: 
beamten mit controlirendem und enticheidendem Bezirkörathe 
noch immer vorziehe, im Ausfhuß beftimmt haben, dem 
Regierungdentwurfe im Allgemeinen beizutreten, 
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Der Abg. v, Steinherr: Meiner Anficht nad) fteht der 
Staatöregierung verfaflungsmäßig dad Recht der Organifas 
tion zu und fie war gar nicht verpflichtet, der Kammer die - 

egenwärtige Vorlage zu machen, in fo fern die firen Etats 
* dadurch nicht änderten und der Staatskaſſe keine größere 
Ausgabe zugewachſen ſein würde. Sie hat es indeſſen ge— 
than und fo bin ich erfreut, daß fie in der Hauptſache dies 
jenige Idee angenommen hat, welche ich in der Sitzung 
vom 10. April d. 3. näher entwidelt habe, nämlich, dab 
fie die colegialifhe Form der Verwaltung und zwar durch 
Bezirks- oder Kreisregierungen einzuführen beabfichtigt, und 
ich glaube, troß aller gegentheiligen VBerficherungen, daß fie 
dadurch im Allgemeinen den Wünfchen des Landes entſpricht; 
denn ed fcheint mir die Annahme eine fehr gemwagte, da 
fih die öffentliche Meinung bisher nur gegen die Kreißräthe 
als ſolche ausgefprochen habe. Nein, die allgemeine Mißs 
flimmung ‚bat ſich gegen die Gewalt der Einzelbeamten, ges 
gen die infeitigfeit, gegen die Willfür, gegen die Unzus 
länglichkeit der Einzelbeamten ausgelprochen, und ich finde 
nur in der collegialifchen Werwaltungsform eine Bürgicaft 
gegen diefe Einfeitigfeit, gegen diefe Willkür, nur in der 
collegialifchen Berwaltungdform die Möglichkeit der von uns 
Allen fo ehr gewünfchten freieren Bewegung der Gemeinden. 
Und dieß ift, meiner Anficht nach, der Hauptgefichtöpunft, 
den wir im Auge haben müffen, jede andere Rüdficht ift nur 
untergeordndter Natur. Diefe Borzüge, dieſe Bortheile 
wünfche ich aber auch den beiden diedfeitigen Provinzen, und 
wahrhaft bedauern müßte ich, wenn heute mittelft Kammers 
befchluffes ein neuer Provinzialismus dadurch ausgeſprochen 
werden follte, daß in der Provinz Rheinheſſen collegialiſche 
Regierungdform eingeführt würde, diesſeits aber Einzelbes 
amte fortbeftünden. Sch mwenigftend möchte in feiner Weiſe 
die Verantwortung eines ſolchen Beſchluſſes auf mich 
nehmen. 

Der Abg. Keil (von Fürth): Vieles von dem, was 
ich anführen wollte, iſt bereitö von dem Abgeordneten Hardy 
entwidelt worden. Nur dad muß ich im Allgemeinen be: 
merken, daß in den Bezirken, wo Kreisräthe beftehen bleis 
ben, die Leute ſich jedenfalls befchweren werden. Es ift 
gegenwärtig nicht die Periode, Einzelbeamte beizubehalten; 
denn fowie fie die Geſchäfte wieder in die Hände befämen, 
würden fie wieder den alten Haß auf fich ziehen, wenn fie 
in der früheren Weife fortführen. Thun fie aber dieſes 
nicht und haben fie nichts zu thun, fo find fie bloße Brief: 
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träger und werben dann au wieder verhaßt fein, und 
darum wollen wir fie nicht. Der Abgeordnete Lotheißen 
bat vorhin hervorgehoben, daß die Kreisräthe auch” Gutes 
gethan hätten; aber dafür haben fie auch viel Schlimmes 
gethan. Manche Gemeinde trägt noch jet eine große 
Schuldenlaft auf fih, die der Kreisrath verfchuldet und die 
nur durch eine Freisräthlihe Verfügung ohne Nüdficht dar: 
auf, ob die Gemeinde auch die Laſt tragen konnte oder nicht, 
entftanden iſt. Es ift zwar bemerkt worden, die Gemein» 
den könnten die Schulden, die zur Beftreitung mancher 
Ausgaben gemacht worden, durch Erfparniffe wieder tilgen; 
aber dad hilft nicht; denn ed treten immer wieder neue 
Bedürfniffe hervor. Ich ftimme biernach auch für den Ent» 
wurf, nad welchem Einzelbeamte nicht mehr beftehen follen, 
Der Abg. von Grolman: Sch habe mich, weil ich, 
betroffen durch ein für mich fehr hartes amilienereigniß, 
abgehalten war, der Sikung vom 10. April beizumohnen, 
über den Gegenftand der heutigen Discuffion früher nicht 
- auöfprechen fönnen. Um fo mehr müßte ich es für meine 
Hfliht anfehen, heute in dieſer Verſammlung mich über 
dieſen wichtigen Gegenftand ausführlicher zu verbreiten, hätte 
nicht die Discuſſion ſchon fo lange gedauert, fo daß ich 
deßhalb mich genöthigt fühle, mich Darauf zu befchränfen, 
nur meine Anfiht und die Hauptmotive, worauf diefelbe 
beruht, Fury vorzutragen. Sch flimme-der Propofition ber 
Staatöregierung bei. 
 Wad den erften Theil ded Gefebesentwurfs hinfichtlich 
der Bezirksverwaltungsbehörden betrifft, fo würde ich nad 
meinen Grundfägen, die ich ſtets befolgt habe, dem Megies 
rungdvorfchlag fchon beiftimmen, weil, fo fehr ich auch bie 
Gründe aller derjenigen achte, welche gegen den Geſetzes— 
entwurf ſich ausgefprochen haben, man doch jedenfall3 zus 
geben muß, daß die Grimde, worauf der Regierungsvors 
fchlag beruht, fehr wichtige find, man alfo auch jedenfalls 
zugeftehen muß, daß die Sache tm geringften eine ehr 
an ift, wo ſchon dad Vertrauen, weldes ich in die 
eisheit der Staatdregierung fee, mich verpflichtet, fie zu 
flügen und ihr nicht entgegen zu handeln. Sch flimme aber 
auch aus Ueberzeugung dem Gefeßedentwurfe bei, und zwar 
hauptſächlich aus dem Grunde, weil id darin die richtige 
Mitte zmifchen den beiden Syſtemen eingehalten finde, näms 
lich zwiſchen dem bureaufratiihen und dem collegialifchen 
Syſtem. — Es hat unftreifig, meiner Anſicht nach, dem 
Inſtitute der Kreisräthe zum Vorwurf gereicht, daß es mit 
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zu großer Macht audgerüftet war, und zwar namentlich, in 
Beziehung auf Gegenftände, welche nicht allein eine gründs 
lihe Erwägung erfordern, fondern auch theilmeife fo bes 
Ichaffen find, daß der Einzelbeamte, mag er auch noch fo 
fehr gegen äußeren Einfluß- gewaffnet fein, dennoch leicht 
zu Willkür übergehen kann. Die Staatöregierung hat dieß 
erfannt, und fie hat daher in dem Art. 9 des Entwurfes 
diejenigen Gründe angegeben, welche collegialifch behandelt 
‚werden follen. Ic finde diefelben weife und richtig abgewo⸗ 
gen, und ed empfiehlt ſich, meiner Anficht nach, der Ents 
wurf ganz befonderd. — Auf der andern Seite ift aber 
das bureaufratifche Syſtem beibehalten worden, ohne bad 
alle -Werwaltung, meinem Gradten nach, nicht beſtehen 
kann, — ed gehört zu ihrem Lebendprincip; denn eine 
Berwaltung, wenn fie gut fein fol, erfordert rafched Hans 
dein, fie erfordert Einheit, fie erfordert Selbftanfchauung. 
Man muß die Verhältniffe und Erfcheinungen im Leben 
feibft ſehen und felbft prüfen, was bei einem Regierungs⸗ 
colleg nicht möglich ift, denn dort wird in den fraglichen 
Beziehungen bloß durch die Brille eined Andern geichaut. 

Was nun den zweiten Theil ded Geſetzesentwurfs, näms 
lih den Bezirkörath betrifft, fo muß ich geftehen, daß die 
ihm zum Grunde liegende Idee, welche ‚eine ganz neue ift, 
mid) von Anfang an überrafcht hat. Sch habe ihr fogleich 
als eine gefunde, der. Zeit Rechnung tragende gehuldigt und 
jemehr ich über den. Gegenfland nachgedacht habe, deſto 
mehr habe icy mich beftimmt gefühlt, ven Werth diefed neu 
zu errichtenden Inſtituts mit feinen volföthümlichen Elemen- 
ten anzuerkennen. Ich behalte mir übrigens vor, wenn bie 
Berathung zu den einzelnen Artikeln, den Bezirksrath be> 
treffend, Führt ‚ bei einigen Punkten meine Anficht näher 
auszuführen, 

Der. Abg. Kahlert: Ich werde, um nicht in Wieder: 
holung zu verfallen, mich kurz faffen und nur meine Ab» 
flimmung motiviren. Ich werde für den Entwurf flimmen 
und zwar vorzugöweile aus dem Grunde, weil ich ihn für 
ſehr zeitgemäß halte, weil ich in die Entſcheidungen eines 
Collegs mehr Vertrauen fege, ald in die Refolutionen eines 
Einzelbeamten, und weil ein Colleg Bürgſchaft gewährt 
bafir, daß feine Entichließungen nach Prinkipien und nicht 
aus Rückſicht auf einzelne Perfönlichkeiterr gefaßt werden, 
wie dieß bei einem Einzelbeamten fehr leicht möglich iſt. 

Der Abg. Chr. Zöpprig: Sch erfläre mich ebenfalls 
mit dem: Entwurf einverſtanden. Ich verfenne nicht ,: daß 
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er noch zu Mißſtänden führen kann. Aber dieſe find haupt: 
ſächlich eine Folge de& früheren, alled Maß überfchreitenden 
Bevormundungsipftems , dad man in oberfter Inſtanz das 
Metternich’iche ‚nennen kann, das aber in unterer. Inftanz 
durch die Kreisräthe ausgeübt wurde, wodurd die Gemein: 
den und Gemeindeglieder faum ‚zu denken, noch weniger 
zu handeln gelernt haben. Die Kreisräthe, weldye den Ge 
meinden eigentlih als Lehrer und Rathgeber zur Seite 
ftehen follten, haben ihnen in vielfaher Beziehung als 
Zuchtmeifter zu Seite geftanden, und daher iſt ed denn da 
bin gefommen, daß die Gemeinden nur durch die Kreids 
räthe denken und handeln lernten, die Kreisräthe follten die 
Bürgertugend ded ganzen Kreiſes repräfentiren Dieß muß 
aber in Zukunft anders werden, und ich fehe in dem Re 
ierungdentwurf das befte Mittel, daß ed anders wird; ich 
— daher vollkommen mit ihm überein. — 

Der Abg. Volhard: Der Haupteinwurf, den man 
dem Regierungsvorſchlag macht, iſt, daß der größere Theil 
der Bewohner der Provinzen Starkenburg und Oberheſſen 
die Einzelbeamten vorziehe. Dieſe Behauptung aber iſt nicht 
richtig. Der Antrag auf Aufhebung der Kreisräthe und Er: 
richtung von Gollegialverwaltungsbehörden iſt unter andern 
geftelt worden von den Abgeordneten Eminerling, Frank 
und Klo. Ale drei find Vertreter von Wahlbezirten aus 
den Provinzen Oberheffen und Starkenburg; fie würden 
aber gewiß ‚nicht diefen Antrag auf Collegialität: der Verwal⸗ 
tungöbehörden eingebracht haben, wenn die Bewohner ihrer 
Wahlbezirke in ihrer Mehrheit gegen die beantragte Einrichtung 
wären. Wir haben außerdem von mehreren anderen Abgeord: 
neten der diedfeitigen Provinzen gehört, daß ihnen keine Stim; 
men gegen die Bildung ‚collegialifcher: Verwaltungsbehörben 
aus ihren Wahlbezirken zugefommen feien. Sch muß daflelbe 
verfichern,, ungeachtet ich einen Bezirk zu vertreten. die Ehre 
babe, von deflen Bewohnern viele eine ſolche Einrichtung 
zu würdigen wiffen und geneigt find, die Wünfche und Bes 
lange ihres Kreifed geltend zu machen. Ich flimme für _ 
den Entwurf ganz, abgefehen von allen anderen Grünen, 
fhon um deßwillen, weil die dringendfte Nothwendigkeit 
vorliegt, fo raſch ald nur immer möglich neue untere Ders 
waltungsbehörden einzufeßen und durch dieſe dem Gefeß und 
der geſetzlichen Obrigkeit wieder Achtung und gebührenden 
Gehorfam. zu verfchaffen. Ä lisa? is 

Der Abg. Cretzſchmar: Ich: flimme ebenfo, wie bie 
mir unmittelbar vorhergegangenen Redner, für den Regie 
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rungsentwurf. Der erfte Redner von ber Zribune, der Abs 
geordnete von Rabenau, hat bemerkt, daß das frühere Res 
ierungöfgftem hauptfählich daran Schuld fei, daß das Ans 
—* der Kreisräthe fo ſehr in Mißcredit im Lande gerathen 
fei, der Abgeordnete Lotheißen hat fogar diefem Inſtitut eine 
große Lobrede gehalten. Dagegen muß ich aber Verwah⸗ 
tung einlegen. Denn ed ift nicht allein das frühere Regie: 
rungsſyſtem, es ift nicht allein da& frühere politifhe Sy: 
fiem, welches die biöherigen Einzelbeamten, die Kreisräthe, 
verhaßt gemacht hat, fondern ed iſt der Umftand daß viele 
diefer Herren ihre Stellung ald einen Erwerbszweig ange: 
fehen haben. Sch habe wenigftend fehr viele — 
in dieſer Hinſicht gemacht. Wenn mir vielleicht der Vor: 
wurf gemacht werden will, daß dem nicht fo fei, fo will 
ich nur einen Fall anführen, nämlich eine Diätenrechnung. 
Es find darin für 64 Tag Beichäftigung in einer Gemeinde 
derfelben 96 fl. 45 Er. in Aufrechnung gebradht. Die Mos 
tive zu dieſer bedeutenden Diätenforderung lauteten folgen» 
dermaßen: _ 
„Zu Frankfurt übernachtet, weil feine anftändige 
Wirthſchaft in Rödelheim vorhanden. Defhalb Diä: 
tenanfag nach Entfchließung Sr. Ercellenz ded Herrn 
Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten vom 20. 
Februar 1845 zur Nr. D. 791.” 

Sch frage, wenn Sachen der Art vortommen, ob dad 
nicht ein Ermerbözweig zu nennen iſt; ich frage, ob in 6} 
Tagen 96 fl. 45 fr. Diäten verrechnet werden können? Ich 
führe dieß nur beifpielöweile an, ich Fönnte noch vielfältige 
Sachen der Art, und zwar mit Nachweilen belegt, vorlegen, 
die allerbingd dad beftätigen, was der Abgeordnete Keil von 
Fürth bemerkt hat. Ich flimme daher um fo mehr für den 
Entwurf. 

Der Her Miniftr von Gagern: Gewiß will ich 
nicht einen ungebührlichen Diätenbezug rechtfertigen. Aber 
die ungebührliche Handlung eined einzelnen Beamten kann 
niemals einen Grund abgeben, eine ganze Klaffe von Be 
amten der Pflichtwidrigkeit zu befchuldigen. Wenn fo etwas 

eſchah, wenn eine folche Pflichtwidrigkeit zur Anzeige ger 
ommen wäre, fo würde die frühere Regierung eben fo ger 
wiß, wie die jeßige, eine Unterfuchung veranftaltet haben. 
Es kann aud die erwähnte Ermächtigung ded Minifterd der 
auswärtigen Angelegenheiten gewiß nicht fo gemeint geweſen 
fein.: Ungebührliche Handlungen können, ganz abgejehen von 
irgend einem Syſtem, fei ed das collegialifche ober dad bu⸗ 
42 
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reaufratifche, von einem Manne vorkommen, der einmal zur 
Geſetzwidrigkeit fi) neigt, aber gewiß können fie fein Grund 
fein, für oder gegen ein Syſtem ſich zu erflären, fie. kön 
nen alfo audy von dem Abgeordneten Cretzſchmar nicht als 
Motiv gegen die bisherige Drganifation geltend gemacht 
werden. 

Der Abg. Frank: Ich muß mic fo nachdrücklich als 
möglich gegen eine Verfchiedenheit der Drganifation der Vers 
waltungsbehörden in den verfchiedenen Provinzen ausfprechen, 
Dad wäre das größte Uebel, welches die Organifation über 
und bringen fönnte. Denn wenn die Organifation in der 
einen Prozinz fich nachtheiliger herausſtellte, ald die in den 
andern, fo würden diefe andern Provinzen gleichgültig gegen 
dad Uebel fein, welches die in Nachtheil befindliche Provinz 
empfindet. Lieber wollen wir felbft eine und fchlecht fcheis 
nende Organifation in den drei Provinzen einführen, als 
und trennen. Sch weiß übrigend nicht, ob in den beiden 
dieöfeitigen Provinzen Wünfche dahin gehen, daß man wies 
der Einzelbeamten und kleinere Bezirke einführen möchte, 
Mir ift nichts davon befannt. Sollten aber ſolche Wünfche 
wirklich eriftiren, fo hat über diefelben der Herr Minifterials 
rath Maurer vorhin einige fehr treffende Bemerkungen ge: 
macht. Er fagte nämlich, diefe Wünfche Fönnten nur das 
durch entftehen, daß man den Sinn der gegenwärtigen Zeit, 
der fich jest bildenden Entwidelung und das Weſen der 
-Drganifation, welhe im Werke fei, noch nicht begriffen 
babe. Das Volk, die Gemeinden und jeder Einzelne im 
Volk fol freier ftehen, ald früher. Steht er aber frei, fo 
muß er auch im Stande fein, beffer fich zu helfen und zu 
rathen; er hat feine Beauffichtiaung, feine Bevormundung 
mehr nöthig. Es fann fein, daß noch Viele in den beiden 
dieöfeitigen Provinzen find, die da’glauben, fie müßten über 
jede Kleinigkeit, die im Leben vorfommt, über jeded Ver⸗ 
hältniß, in dem fie zur Gemeinde, zum Bürgermeifter: ftehen, 
bei einem Einzelbeamten, bei dem Kreisrath fich Rath: oder 
yülfe holen. Wenn dieſe Organifation in dad Leben tritt, 
0 befommen die Bürgermeifter auch einen größeren und 
audgebreiteteren Wirfungdfreis, und fehr viele Gefchäfte und 
Gegenftände, weldye früher bei den Kreisräthen behandelt 
und abgemacht wurden, werden in den Gemeinden von dem 
Bürgermeiftern. erledigt werden. Und wer dann eine be 
fondere Vorliebe für Einzelbeamte hat, dem ift ja in dem 
Bürgermeifter. fon ein folder. gegeben. Außerdem werden 
mir auch künftig tüchtigere- und gebildetere. Bürgermeifter 
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haben, als bisher, theils ſchon aus dem Grunde, weil fie, 
indem ſie genöthigt ſind, Vieles ſelbſtſtändig zu thun, ohne 
einen Rückhalt an dem Kreisrath zu haben, ſich mehr aus 
ſich ſelbſt heraus bilden müſſen, um ihrem Amte, das dann 
allerdings ſchwieriger ſein wird, gewachſen zu ſein. Dann 
werden auch die Gebildetſten und die ſich ſelbſt am meiſten 
ſchützenden Perſonen in einer Gemeinde, ſich nicht mehr vom 
Bürgermeiſteramt zurückzuziehen ſuchen. Denn wer bisher 
Bürgermeiſter ſein wollte, mußte ein großes Opfer bringen, 
durch den Entſchluß ſich ſelbſt wegzuwerfen. Das wird künf— 
tig nicht ſein. Wer einen ſelbſtſtändigen Einfluß auf die 
Gemeinde auszuüben wünſcht, ohne ſich zum Sclaven eines 
Kreisraths zu machen, wird ſich gerne entſchließen, Bürger: 
meifter zu werden, um feine Fähigkeiten, feine Kefintniffe, 
feinen Eifer für das gemeine Wohl geltend zu machen. 
Sch flimme hiernach für die Propofition. Es ließe fich 
außerdem noch Vieles fagen, indeffen haben die früheren - 
Redner bereit die Sache erſchöpft. 
Der- Abg. Stein: Sch ſtimme ebenfalld für den Ent: 
wurf, indem dad Inftitut der Kreisräthe viel zu verhaßt ift, 
als daß ed, meiner Anficht nach, fernerhin mit Erfolg beftes 
ben könnte. Ich glaube auch nicht, daß, wenn Einzelbeamte 
mit anderen Namen eingeführt würden, dieß denfelberi im 
Bolfe Zutrauen verfchaffen wird, indem dad Volk immer 
die Beibehaltung des alten Syftemd in demfelben erfennen 
wird. — Das Volt wünfcht dad verhaßte Alte abgefchafft 
und etwas Neues eingeführt zu feben, wovon ed etwas 
Beſſeres hofft, welches ihm durch die Gollegialbehörde und 
Bezirfsräthe gegeben wird. Ich fchließe mich deßhalb im 
Allgemeinen demjenigen an, was ber Redner vor mir für 
den Gefeßesentwurf gefprochen hat. 
Der > Ramſpeck: Ich kann mid auch nur für den 
Entwurf erklären, denn. der Anficht, die gegen den Entwurf 
‚geltend gemacht wurde, daß die Wünfche auf Entfernung 
der Kreisräthe nur von Einzelnen ausgegangen feien, kann 
ich nur widerfprechen. Der Abgeordnete Volhard hat darauf 
fhon ganz richtig bemerft, daß der Antrag nicht von Des 
putirten einer Provinz geftellt worden ift, fondern daß die 
Antragfteller aus den drei Provinzen find, folglich die allges 
meine Meinung, ja fomit die ded ganzen Landes jo offenbar 
vorliegt, daß man von einer Bezugnahme, die man bier 
ald Gegenſatz aufgeftellt hat, ganz abfehen Fann. Man hat 
vorhin dad Bedenken erhoben, es werde durch dieſe Orga⸗ 
nifation eine papierne Verwaltung geben, oder die papierne 
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Verwaltung werde Mode werden. Ich glaube das nicht. 
Das Volk ift nicht mehr fo weit zurüd, bat ed nicht wüßte, 
ſich felbft zu regieren. Das Volk will nicht mehr das viele 
Regieren. Gerade dieß ift es, was durch den Entwurf be: 
feitigt wird. Durch ihn wird das Vielregieren abgeſchafft, 
durch ihn wird die Selbfiftändigkeit der Gemeinde gehoben, 
und die Gemeindeordnung befommt eine ganz andere Ans 
wendung, ald man ihr früher gegeben hat. Laflen Sie un 
daher diefem Entwurf unfere Zuftimmung geben, wir werden 
damit unferen Mitbürgern ein erfreuliches Geſchenk machen 
und ed wird allgemeinen Anklang im Großherzogthbum fin: 
den, daß die Kortfchritte der Zeit in diefem Geſetzesentwurf 
gervürdigt worden find. _ 

Der Abg. Zulauf: Sch bin auch mit dem Entwurf 
‚einverftanden und wir find der Staatöregierung Dank dafür‘ 
fhuldig, daß fie denfelben fo geichwind in die Kammer ges 
bracht hat. Denn wie viele Vorftellungen auch aus dem’ 
Lande eingegangen find, es find gewiß wenige dabei, die nicht. 
ben Antrag enthalten, dad Inftitut der Kreisräthe aufzuheben. 

Obgleich man heute behauptet hat, es wünfchten fo viele 
Leute Einzelbeamte, fo kann ich mir dieß doch nicht denken. 
Es wünfchen dieß zwar mändye Ortichaften oder Kleinere 
Städte, denn jede möchte gerne der Sit eined Beamten 
fein, aber darauf können wir feine Rüdfiht nehmen. Wir 
-wollen Erfparniffe eingeführt haben und bdiefer Entwurf ift 
auch auf Eriparniffe gerichtet. Die vorgefchlagenen Bezirke 
find zwar theilweife groß, die Leute wohnen von dem Res 
gierungsſitz bi 10, auch mehr Stunden entfernt, aber 
wenn einmal diefe Organifation ins Leben getreten ift, haben 
die Leute auch weniger bei den Beamten zu thun; fie kön— 
nen die Gefchäfte, die fie dort abzumachen haben, durch den 
Bürgermeifter abmachen laffen. Wenn aber der Sig des 
Beamten nahe ift, laufen die Leute gleich hin und der Bes 
amte kann doch nicht fofort verfügen, er muß den Bürger: 
meifter immer wieder zum Bericht auffordern, Test können 
die Leute gleich) zum VBürgermeifter gehen und ihre Befchwer: 
den vorbringen und dieſer fchidt fie dann ein. Ihr Recht 
wird ihnen dadurch ebenfo gut werden, ald wenn fie per: 
fönlih hingingen. Nehmen wir doc ein Beifpiel an Rhein» 
hefien. Die Provinz Rheinheffen hatte früher auch nur einen 
Regierungsfis. Man hat Kreidräthe dafelbft angefteltz war 
bie Provinz mit ihnen zufrieden ? 

Nein, die Leute wollen fie weg haben und man gibt 
daher der Provinz auch nur eine einzige Regierungscommif: 
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fion, ungeachtet in der Provinz Nheinheflen mande Orte 
von dem Regierungsbezirk Mainz fehr weit. entfernt find, 
Die SRheinheflen fönnten ſich alfo ebenfo gut beſchweren, 
‘wie andere, Aber ich höre von dorther feine Beſchwerde, 
fondern man ift dort mit der vorgefchlagenen Einrichtung 
zufrieden., Dabei erlaube ich mir jedoch noch auf einen an— 
deren Punkt aufmerffam zu machen. Es werden vielleicht 
Beihwerden von manchen Gemeinden fommen, welche wes 
gen ihrer Verhältniffe, namentlich der Straßen: und Ver: 
ehröverhältnifje, lieber zu dem. einen Bezirke getheilt zu 
werden wünfcen, als zu dem anderen. Auf folbe Wünfde 
ſollte man Rückſicht nehmen, felbft wenn die Entfernung 
etwad größer fein follte. ; 

‚Der Abg. von Riedeſel: Zur Motivirung meiner 
Abſtimmung nur einige Worte. Obgleich ich mid bei der 
früheren Berathung gegen dad Syſtem ded vorliegenden 
‚Entwurfs auögefprochen habe und überhaupt noch der, An⸗ 

ſicht bin, daß Einzelbeamte in unterfter Inſtanz beffer find, 
fo werde ip mich doch dem Entwurf nicht entgegenfegen, 
und zwar aud den Gründen, welde der Abgeordnete Loth» 
eißen und der Herr Präfident angeführt haben. 
Die Abgeordneten von Firnhaber, von Günderode und 
von Löw erklären ſich hiermit einverftanden. F 
Der Abg. Preußer: Ich ſtimme ebenfalls für den 
Entwurf; denn wir follen in dem jegigen Drange der Zeit 
die Same nicht länger hinhalten. Sehen wir und nur um, 
was im Gemeindehaushalt hin und wieder für Dinge vor: 
gefommen find. Diefer lodere Zuftand würde, wenn er 
länger beftehen follte, fehr nadhtheilig fein. Betrachten wir 
auch auf der andern Seite, wie die Staatöregierung gegens 
wuärtig in Anſpruch genommen ift! Ich flimme daher ganz 
dafür, daß wir den Gefeßedentwurf annehmen mögen. 

Der zweite Präfident Wernher: Der Herr Minifter 
bat vorhin den nächſten Lebenslauf diefer Kammer bezeich: 
net und und verfündiat, daß nur ein Fleinerer Kreis von 
Sefegedentwürfen und von und zu berathenden Gegenftän= 
den in dem jekigen Laufe der Seflion zur Vorlage zu 
bringen fei. Es ift dieß theilweile eine Antwort auf einen 
Antrag, den ich früher geftellt habe, worin ich die Staats— 
regierung aufgefordert habe, ſich darüber zu erklären. Ich 
vermifje aber bei der Bezeichnung der von und zu ermwar: 
tenden Vorlagen namentlich die Angabe, ob auch eine Vor: 
lage über die Penfionirungen der Beamten gemacht werden 
mil. Sch halte-dieß für eine Sache von folder Wichtigkeit, 
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daß ich wünſchen muß, die Staatsregierung möge ſich dar: 
über erklären. 


Der Herr Minifter von Gagern: Sch habe vorhin 
die Reihe der vorzulegenden Gegenftände noch nicht erfchöpft, 
fondern nur diejenigen bezeichnet, welche mir zunächſt la 
gen. Sch würde fonft noch haben fagen müflen, daß auch 
einige Gefeßedentwürfe finanzieller Natur in die Kammer 
fommen müffen, daß namentlid die Staatöregierung in 
den Stand gefegt werden muß, vom 1. Zuli diefed Jahres 
an die Steuern weiter zu erheben, ohne daß wir über ein 
definitives Budget übereinkommen. Die Staatöregierung 
hat übrigens fchon, ehe der Antrag in Beziehung auf eine 
Abänderung der Dienftpragmatif geftelt wurde, diefen Ge: 
genftand in Erwägung gezogen, ed hat eine Berathung ded 
gefammten Minifteriumd darüber bereit flattgefunden und 
man ift über eine neue Grundlage der Penfionirung vorläus 
fig einig geworden, die jedoch vielleicht noch einiger weiterer 
Movificationen bedürfen wird. Das Miniftertum hat ſonach 
allerdingd die Abficht, der Kammer noch eine Vorlage in 
dieſer Beziehung zu machen. 


Der Abg. Mohr: Der Abgeordnete von Steinherr 
hat fih vorhin dahin geäußert, der Staatsregierung flehe 
im Allgemeinen dad Recht der Organilation zu und fie habe 
durch Die und jest vorliegende Propofition von der Kammer 
nur die Zuflimmung zu etwas verlangt, was fie audy ohne 
die Kammer in dad Leben hätte rufen fünnen. Ich muß 
diefer Behauptung widerfprechen. Nur die geftürzte Regie: 
rung, welche in ihrem verwerfliben Syſtem dahin Fam, 
daß fie beinahe den Art. 73 der Verfafjungdurfunde zur Res 
gel und den Art. 72 zur Ausnahme gemacht hat, konnte 
ſich anmaßen, ein. ſolches allgemeines Drganifationdrecht 
ohne Zuftimmung der Kammern zu üben. Ich habe audy in 
diefer Hinficht bereitd einen Antrag in Betreff der Art. 72 
und 73 geftelt, und hatte unter andern dabei namentlich 
die allgemeinen Organifationsedicte, welche heute noch in 
Anwendung find, im Auge, die ich, für meinen Theil, als 
eine‘ permanente WBerfaflungsverlegung anſehe. Ich bin 
zwar überzeugt, daß unfere dermalige Regierung keineswegs 
der Anſicht if, daß ihr ein ſolches allgemeine Drganifas 
tiondrecht zuftehe, denn es ift eine foldye Behauptung offens 
bar gegen den Art. 72 der Berfaffungsurfunde — Wir 
können fogar in dem Art. 74 der Verfaſſung eine Unter: 
fügung für meine Behauptung finden. Sch habe es für 
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meine Pflicht erachtet, der fraglichen Behauptung des Abs 
geordneten von Steinherr zu widerfprechen. | 
- Der Herr Minifter von Gagern: Ichz bin in"der 
glüdlihen Lage, in meiner jetzigen öffentlichen Stellung 
nicht leicht etwas widerrufen zu müſſen, was ich etwa früher 
als Abgeordneter in dieſer Kammer behauptet habe. Ich 
babe immer nachgegeben und der früheren Regierung ge: 
enüber behauptet, daß ed Organifationsmaßregeln gibt, die 
o tief in dad bürgerliche und öffentliche Leben eingreifen, 
daß eine Regierung fehr Unrecht haben würde, fie einzufühs 
ren, ohne dad Land darüber zu confultiren. Die Grenze, 
wie weit dieß geichehen muß, ift freilich fehr fchwer zu 
ziehen. Es gibt auch andere Drganifationsmaßregeln, Die 
nothwendig der Regierung überlaffen werden müflen und 
wo, dad bin ich überzeugt, von Niemanden, der die Ber: 
bältniffe würdigt, ein Widerfpruch gegen die Berechtigung 
der Regierung, bdielelben zu treffen, erhoben werden wird, 
So behält auch der gegenwärtige Entwurf, den wir heute 
„berathen, der Regierung in diefer Beziehung. einige Rechte 
vor; er verlangt, daß ihr namentlich dad Recht vorbehalten 
werden möge, Aenderungen -in der Gircumfcription der Bes 
zirke, mit Rückſicht auf locale Verhältniſſe vorzunehmen. 

So lange ich im Amte bin, werde ich gewiß niemals 
eine tief in die bürgerlichen und öffentlichen Werhältniffe . 
eingreifende Organifationdmaßregel vorfchlagen, ohne vorher 
die Meinung ded Landes darüber gehört zu haben. 

Was den Antrag ded Herrn Abgeordneten Mohr betrifft, 
daß nun nachträglich fo viele Verordnungen, die ohne Mits 
wirfung der Stände erlaffen worden find, zur Ertheilun 
der geleßlichen Sanction vorgelegt werden möchten, jo if 
auch über diefen Antrag in dem Minifterium bereits didcus 
tirt worden und die Antwort darauf an den Audfchußrefes 
renten tft unterwegs. Wir werden bitten, daß diejenigen 
Berordnungen näher bezeichnet werben möchten, binfichtlich 
deren, damit fie aufrecht erhalten werden, die Borlage zur 
nachträglichen Genehmigung verlangt wird, und daß man 
auf der anderen Seite diejenigen Verordnungen bezeichnen 
möge, weldhe außer Wirkfamfeit treten follen, damit darüber 
eine weitere Discuffion ftattfinden könne. Denn das wird 
Jeder einfehen, daß ed eine Unmöglichkeit für die Regierung 
fein würde, eine Revifion der gefammten Gefeßgebung von 
18%0 an bis hierher eintreten zu laflen, um alle Verord⸗ 
nungen, welche die vorige Regierung geglaubt hat, ohne 
Mitwirkung der Stände erlafjen zu können, während eine 
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Ba Mitwirfung erforderlich gewefen wäre, hervor zu 
uchen. 
Der Abg. von Steinherr: Es war Feineöwegs meine 
Abficht, heute eine Didcuffion über den Art. 73 der Ber: 
fafjungsurfunde hervor zu rufen. Diefer Streit wird gefchlich« 
tet werden bei der bevorftehenden Nevifion der Verfaſſun 
ſelbſt. Bis dorthin bin ich aber allerdings der Anſicht, da 
unter den gegebenen Bedingungen der Staatöregierung das 
Organiſationsrecht in der Verwaltung zufteht, und es bürgt 
dad gegenwärtige Syſtem und der Charakter der Regierung 
dafür, daß fie diefed Recht nicht mißbrauchen und bei wich: 
tigen Aenderungen die Meinung der Stände hören wird. 
Sm Uebrigen erlaube ich mir eine Bemerkung nachzuho: 
len, weldye ich vorhin zu machen verfäumte. Sie betrifft 
eine Andentung ded Herrn Minifterd wegen Vertagung 
der Kammer. — Sch habe nämlich geftern einen Antrag 
auf Auflöſung dieſer Kammer geftelt, und ich werde mir 
vorbehalten, bei der Berathung über diefen Antrag näher 
auf die Gründe defjelben einzugehen, glaube aber doch jett 
fhon anführen zu müffen, daß die in Ausficht geftellte 
weiter nothwendig werdende Prorogation des Finanzgeſetzes 
von 1847 der von mir beantragten Auflöfung der Kammern 
keineswegs im Wege ftehen wird, indem diefe Prorogation 
für dad zweite Semefter 1848 in eben der Weile vor fich 
eben kann, wie ſolche fchon für dad erfte Semefter d. J. 
Haltgefunben hat, und die Stände werden unter. den ob» 
waltenden Verhältniffen keinen Anftand nehmen, ihre Ge: 
nehmigung dazu zu ertheilen. | 
Der Abg. Elwert: Sie haben gewiß Alle mit dem 
größten Vergnügen die Worte ded Herrn Minifterd vernoms 
men, daß noch während ded Beifammenfeind des gegen» 
- wärtigen Landtags, oder wenigftend während die Vertagung 
bevorfteht, der. Gefeßedentwurf über die Einführung des 
Gefhwornengerichtd auf der rechten Rheinfeite vorgelegt wers 
den fol, Unfere Collegen aus Rheinheflen drängen, wie 
aud dem neuerlichen Antrag des Abgeordneten von Stein: 
herr hervorgeht, fo außerordentlich auf Auflöfung oder Ver 
tagung dieſes Landtags. Ich möchte aber in diefer Be: 
ziehung fagen, die Rheinheſſen haben dad Gute ſchon erhals - 
ten, fie befigen dad Gefchwornengericht, aber die Bewohner 
der beiden diedfeitigen Provinzen wünfchen ed fehr dringend 
und darum wäre e& doch erfreulich gemweien, wenn noch vor 
der Bertagung ded Landtagd auch diefer Entwurf hätte zum 
Geſetz erhoben werden können. Dad Minifterium des Ins 
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nern hat, wie ich vollfommen anerfenne, eine fehr rührige 
Thätigkeit in Vorlegung von Geſetzen entwidelt, die der 
Herr Minifterialrath Eigenbrodt vorhin aufgezählt hat. Sch 
hätte gewünfcht, daß das Suftizminifterium gerade diefes ſo 
wichtige Gefeß wegen Einführung des Geſchwornengerichts 
in den beiden bdieöjeitigen Provinzen uns eben fo frühzeitig 
vorgelegt hätee. 

Der Herr Minifter von Gagern: Sch muß mir er 
lauben, das Auftizminifterium gegen den ihm fo eben ges. 
machten Vorwurf in Schuß zu nehmen. Dad Juſtizmini⸗ 
fterium war bisher, fo viel ich von feiner Thätigkeit weiß, 
in fehr weitem Umfang beichäftigt, diejenigen Geſetzesent⸗ 
würfe vorzubereiten, welche zum Theil in der Proclamation; 
vom 6. März zugefagt find und die in inniger Verbindung 
mit anderen Gefegedentwürfen ftehen, 3. B. den Gelehed: 
entwurf über die Aufhebung des privilegirten Gerichtöftan: 
des, der in fo naher Beziehung zu dem neuen ſtandesherr⸗ 
lichen Edict ſteht. Es ift aber Feine Kleinigkeit, eine In: 
ftitution in das Leben zu rufen, wie dad Geſchwornengericht. 
Solche Geſetze f[hüttelt man nicht aus dem Aermel. Sch 
kann verfichern, daß faft täglich darüber im Zuftizminiftes: 
rium Berathungen ftattfinden und daß deßhalb Feiner, ſelbſt 
nicht der geringfte Vorwurf gerechtfertigt fein würde. 

Der Herr Minifterialrath Eigenbrodt: Der Geſetzes⸗ 
entwurf über die Einführung des Geſchwornengerichts auf) 
der rechten Rheinſeite fol vor der Vertagung vorgelegt 
werden und die Abficht ift, daß hernach die Ausichüffe zus 
fammenbleiben follen, um diefe Vorlage zur Berathung 
vorzubereiten, die dann nach dem MWiederzulammentritt der 
Stände ftattfinden wird. i 


Der Herr Minifter von Gagern: — und die Staatd» 
regierung wird fich binfichtlich der Worberathung diefed Ent: 
wurfs auf das Gefeb fügen, wonach für größere Werke 
der Gefeßgebung ein befonderer Ausſchuß mittlermeile bei: 
fammenbleibt. 

V. Der Präfident fchließt hierauf die Berathung über 
den Gefegedentwurf im Allgemeinen, worauf der Herr Mi— 
nifterialtath Eigenbrodt die Nednerbühne betritt und einen: 
Geſetzesentwurf nebft Motiven vorträgt, betreffend die Ber 
willigung von Diäten für die in dem Großherzogthum 
Bellen gewählten Abgeorbneten zur conftituirenden deutſchen 

ationalverfammlung. 
(Beil, Nr. 436 und 427.) 
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Der Präfident verweift denfelben an den zweiten Aus 
ſchuß zum Bericht. | 

VI. Der Herr Minifter von Gagern ergreift hierauf 
dad Wort und trägt: Folgendes vor: 

Sch finde mich verpflichtet den Ständen ded Landes 
gegenüber eine Erläuterung über einen Gegenftand zu geben, 
der Auffeben erregt hat, nämlich über den Vortrag, den 
in einem Ausschuß der Bundesverfammlung der Großherzogl. 
Hell. Sefandte erftattete. Es ift von mir bereits öffentlich 
erklärt worden, daß ich mit den Anfichten, welche in dieſem 
Bortrag niedergelegt find, nicht einverftanden ſei. Es ift 
bezweifelt worden, ob ich nach dem Geſchäftsgang von 
jenem Bortrag, ehe er in die Bundedverfammlung gebracht 
wurde, nicht nothwendig hätte Kenntniß haben müſſen. Um 
folhe Zweifel, wo fie beftehen, zu befeitigen, erlaube ic 
mir, die Actenftüde vorzutragen, welche auf jenen Gegen» 
fiand Bezug haben. Es ift der Gebrauch, daß der Gefandte 
bei der Bundeöverfammlung nad) jeder Sigung die Gegens 
flände der Berathung, welche in der Bundeöverfammlung 
vorgefommen find, dem Minifterium fummarifch anzeigt, 
während die_Protofole der WBundeöverfammlung mit den 
Beilagen erft fpäter in die Hände der Regierung gelangen. 

Nach der Sigung vom 4. Mai, in welcher der fragliche 
Bortrag von dem Großherzog. Hefl. Bundestagsgefandten 
erftattet wurde, enthielt der Bericht deffelben folgende Stelle: 

x. 6) „Erftattete der Großherzog. Hell. Gefandte, 
Namens ded Nevifionsausfchuffes, Bericht Über den 
von den Bertrauensmännern ausgearbeiteten Verfaſ—⸗ 
fungdentwurf, worauf befchloffen wurde, unter Mit: 
theilung eined im Revifionsausfchuffe vom Referenten 
verlefenen Promemoria die Regierungen zu erfuchen, 
baldigft ihre Gefandten mit Snftruction bezüglich je 
ned Entmwurfed zu verfehen und ihnen überhaupt ums - 
faflende Vollmachten bezüglich ded Benehmens mit 
der Nationalverfammlung zugehen zu laffen.” 


Diefem Bericht hatte dad angezogene Promemoria felbft 
nicht beigelegen, und ich muß hierbei bemerken, daß nad) 
der bei der Bundesverfammlung beftehenden Gefchäftsord> 
nung. über Vorträge, die in den Ausfchüffen. erftattet wer: 
den, feine Inftructionen eingeholt werden, weil das den Ge: 
Ihäftsgang noch mehr verzögern würde. Die erfie Nadıs 
richt von dem Promemoria erhielt ich gleichzeitig mit einer 
mündlichen Eröffnung über das Auffehen, die daflelbe ers 


den 20. Mai 1848. 51 
regt habe, durch einen. Bericht des Gefandten vom 11. Mai: 
Darin ift Folgendes enthalten: 

„Aus dem Separatprotofoll der Bundesverfammlung 
vom 4. diefed wird die höchſte Staatöbehörde erfes 
ben haben, daß der Revifiondausfchuß ein von mir 
in dieſem verlefened Promemoria zur Kenntniß der 
ganzen Bundeöverfammlung gebracht hat, weil fie 
der Anfiht war, daß daflelbe Andeutungen. enthalte, 
welche wenigftend theilweie geeignet feien, von den 
Regierungen bei den von ihnen den Geſandten zu ers 
theilenden Inftructionen berüdfichtigt zu werden, — 
Die Entſtehungsgeſchichte ift, daß ich fehr flüchtig 
Bemerfungen (in meinem Concept ſteht noch Mate: 
rialien) ſchriftlich aufgezeichnet hatte, um mir als 
Leitfaden bei der bevorftehenden mündlichen Berathung 
in dem Revifionsausfhuß zu dienen. Als die Mits 
lieder ded Ausſchuſſes diefes wahrnahmen, Außerten 
ie den Wunfh, ich möge meine Aufzeichnung vor⸗ 
lefen, was ich erſt verweigerte, dann aber that, und 
nun wurde weiter defiderirt, e8 möge der ganzen Ber: 
fammlung vertraulihe Kenntniß vom Inhalt gegeben 
werden, zu welchem Zweck ich diefelbe nun, jedoch 
ohne wefentliche erung, fchnell formell redigirte. 
Die Bundeöverfammlung machte den Inhalt des 
Promemoria nicht zum Gegenftand einer eigentlichen 
Discuffion, beſchloß aber, daſſelbe den Regierungen 
einzufenden, um jenen Inhalt beliebig, insbefondere 
bei deren bezüglich ded von den Giebenzehnern auds 
gearbeiteten Berfafjungsentwurfd und ded Verhaltens 
der Bundeöverfammlung, der Nationalverfammlung 
gegenüber, zu ertheilenden Inftructionen zu berüdfich 
tigen. Eben deßhalb auch, weil nämlich weder das 
Promemoria beftimmte Anträge enthält, noch der Res 
vifionsausfhuß über den Anhalt beratben und auf 
diefe Berathung Anträge gegründet hatte, und auch 
von ber Bundedverfammlung dieß nicht gefchehen, 
fondern nur der Gegenftand vertraulich befprochen 
worden war, wurde ein, nicht zur Deffentlichfeit bes 
ſtimmtes Separatprotofoll aufgenommen.” 

Wie die Staatsregierung die Stellung der Regierungen 
zur Nationalverfammlung auffaßt, darüber habe. ich fchon 
bei Gelegenheit der Berathung über dad Geſetz: „die 
Wahlen zur conftituirenden Nationalverfammlung betreffend”, 
in der erſten Kammer mic, auögefprochen. Das deßfallſige 
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Protokoll: ift gebrudt im Ihren Händen. Bei der Bera- 
thung in jener Kammer hatte nämlich der Herr von Home 
berg das in dem Geſetz enthaltene Wort „conftituirenden* 
beanſtandet. Es wurde in Beziehung auf diefen Anftand 
bon des erften Herrn Präfidenten Großherzoglicher Hoheit 
Folgendes bemerkt: 

„Sch bin foweit ganz einverflanden, daß ed wünfchens- 

werth ift, die Begriffe richlig zu fiellen, um irrige 

Vorausſfetzungen zu befeitigen. Dad beanftandete Wort 
aber ändert an der Sache nichts. Dad Geſetz ftellt 
die Art der Wahl feft für eine Verfammlung, die 
allerdings conftituirend fein wird, ohne daß hierdurch 
audgefprochen ift, daß fie es allein fei, und ohne daß’ 
die Regierungen auf dad ihnen zuftehende Recht, mit: 

uwirken, verzichten. Deßhalb ift dad Wort: „con: 
Rituirend“ richtig bezeichnend und man könnte daher 
wohl von diefem Anftande abfehen. 

Sch bemerkte in der Folge: 

„Das hohe Präfivium hat den Gefichtöpunft gan 
richtig hervorgehoben. Das Wort „conftituirende”* if 
vollfommen richtig gewählt. Die Gefchichte der legiös 
lativen Körper nennt conflägnirende Berfammlungen 
ſolche, die ausdrüdlich und Ausfchließlich berufen find, 
ein neued Verfaſſungswerk zu begründen. Sie unters 
fcheidet fich von den gewöhnlichen legiölativen, die polis 
tifchen und Finanzverhältniffe prüfenden und orbnenden 
Berfammlungen durch diefen befonderen Zwed. Indem 
aber eine folche Verfammlung „conftituirend“ genannt 
wird, fo ift damit nicht ausgeſprochen, daß fie allein 
conftituire. Es hat noch nie eine conftituirende Vers 
fammlung gegeben, ohne daß eine Negierung neben 
ihr beftanden hätte, die auf den Gang der Verband: 
lungen Einfluß nehmen muß. Und ſo werden auch in 
Deutfchland die Regierungen ſich mit der National: 
repräfentation in Berührung ſetzen, um dad Berfaf: 
ſungswerk zu Stande zu bringen. Sch glaube, daß 
die Bemerkung ded Herrn von Homberg, daß im 
Eingange bed Entwurfs der Bundesbeſchlüſſe hätte 

. gedacht werden follen, eher begründet ift. 

In diefem Sinne hat fi die Staatöregierung ſchon 
vor längerer Zeit auögefprochen, in demſelben Sinne ift 
der Heſſiſche Bundestagdgefandte inftruirt worden, bezüglich 
bed in der Bundeöverfammlung geftellten Antragd und jeine 
Abſtimmung zu motiviren.. | 


den 20. Mai 1848, 53 


Sch habe nur noch hinzuzufügen, daß der Bundestags⸗ 
gefandte, ohne daß feine Stelle weiter befegt wurde, abbes 
rufen worden ift. 

Der Präfident fchließt hierauf die Sigung und beraumt, 
unter näherer Beflimmung- der Tagesordnung, die nächfte 
auf Montag den 22. Mai d. I. an. 


Zur Beglaubigung : 
Heſſe, Elwert, 


erſter Präſident. Sekretär. 
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Sehsundfünfzigfte Sitzung 


in dem Sigungsfanle ver zweiten Rammer 
der Landſtände. 


Darmftadt, den 22. Mai 1848. 


——— 


Unter dem Borfib des Präfidenten Heſſe. 


Gegenwärtig: Der Herr Geheimerath von Kuder, 
die Herren Miniſterialräthe Eigenbrodt und Maus 
rer und 39 Mitglieder der Kammer, 


I. Das Protofol der 58. Sitzung wird vorgelegt. 

1. Der Präfivent macht ald neue Eingaben befannt: 
einen Antrag der Abgeordneten Kahlert und Behlen, 
befürwortend ein Gefuch mehrerer Bierbrauer zu Darm⸗ 
fladt, Mainz und Kaftel, um Aufbebung der indirecten 
Braufteuer und der darauf bezüglichen Verordnungen 
von den Sahren 1824, 1827 und 1842 — eventuell 
um Erlaß deßfallfiger proviforifher Maßnahmen. 

Diefe Eingabe wird an den erfien Ausſchuß zur Be 
tichtöerftattung verwieſen. 

II. Der Herr Geheimerath von Kuder verlieft hierauf 
von ber Tribune einen Gefegedentwurf, betreffend die Bes 
quartierung und Verpflegung der Großherzoglichen Truppen 
bei den Landeseinwohnern. 
(Beilage Nr. 428 und 429.) 

Protokolleg. d. Verh. d. 2. Kam. II. Bo, 43 
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Der Entwurf wird der Kammer übergeben und von 
diefer an den zweiten Ausſchuß zur Berichtserſtattung ver: 
wiefen. 

IV. Der Abgeordnete Buff erftattet hierauf Bericht 
Namens des dritten Ausfchufles: 

{) Ueber die Beſchwerdevorſtellung der Gemeinde -Kleins 
haufen, deren Reclamation gegen die Grundfteuerfapi: 
talien betreffend. Ä 

(Beilage Nr. 430.) 
2) Zür den abwefenden Abgeorbneten Kloch. 
Ueber die Vorftelung des Ortsvorſtandes der Ges 
meinde Bifchoffsheim, um Erlaß ded zu entrichten: 
den Pflaftergelded zu Nüffelsheim bei Abfahrt des 
Holzes aus ihrem Gemeindewalb. 
(Beilage Nr. 433.) 


3) Für den abmweienden Abgeordneten Helbmann. 

a. Ueber die Beichwerde der Gemeinde Elpenrod, die 
Beitragöpflicht derfelben zu den Unterhaltungöfoften 
der Kirche zu Niedergemünden betr.. 

(Beilage Nr. 432.) | 

b. Ueber den Antrag der Abgeordneten Stein, Zu: 
lauf; Steuernagel, Dieß und Ramſpeck, die Ans 
ſtellung der Feldfchügen auf eine gewiſſe Periode 
und auf Widerruf betreffend. j 

(Beilage Nr. 431.) 
V. Die Kammer fest hierauf die auf der Tagesord⸗ 
nung ftehende Beratbung 
über den Gefeßesentwurf, die Organifation der dem 
Minifterium des Innern unterworfenen Verwal—⸗ 
tungöbehörden 
fort und fchreiter zur Berathung über bie einzelnen Artikel, 


Zu Urt. 1 
bemerft: 


Der Abg. Volhard: Ich ftelle den Antrag, in dieſem 
Artikel flatt des Wortes: „Drganifation* das Wort „Bil 
dung“ zu fegen, fomwie überhaupt in dem ganzen Geſetzes⸗ 
entwurf, fo viel nur immer thunlich, ftatt der fremden Woͤr⸗ 
ter deutfche zu gebrauchen. 

Der Abgeordnete von Kabenau (Legationsſekretär) un 
terftügt diefen Antrag. 

Zu Art. 2 


wird nichts bemerkt. 


! 


x 


I Zu Art. 3 . 
bemerft: 


Der Präfident: Er ſetze voraus, daß eine Berathung 
über die Bildung der Bezirke nicht flattfinden werde; wohl, 
fiehe ed aber jedem Mitgliede der Kammer frei, Wünfche 
in Bezug auf die Bildung der einzelnen Bezirke vorzu: 
bringen, jedoch nicht in Form von Amendementd, die Kams 
mer werde darüber nicht abflimmen, fondern es würden dieſe 
Anträge nur ald Wünſche Einzelner in dad Protofol nie: 
dergelegt. | 

Der Abg. Schend: Der Ausfhuß ging von berfelben 
Anfiht aus und hat ſich daher auch gar nicht über die 
Bildung der Verwaltungsbezirke geäußert, es war ihm dieß 
aber auch aus anderen Gründen nicht leicht möglich, weil 
man, um hierüber ein beflimmtes Urtheil fällen zu können, 
. genaue Kenntniß der Localitäten haben muß und zwar die 
allergenauefte. | | | 

Der Abg. Dito: Mehr oder weniger fommen faft. alle 
Staatdangehörigen in die Lage, ihre Geichäfte bei den Vers 
waltungöbehörden perjönlich betreiben zu müffen. Se größer 
nun die Bezirke find, defto läftiger wird dieſer perfönliche 
Verkehr mit den Behörden, weil die ‚größere Ausdehnung 
ded Bezirks auch einen größeren Aufwand an Zeit und 
Koften für die entfernter Wohnenden verurfaht. Sollen 
daher, wie ed der Gefeßedentwurf vorfchlägt, die Bermwals 
tungsbezirke vergrößert werden, ſo müßte, meiner Anſicht 
nach, eine andere Einrichtung getroffen werden, in Folge 
deren die Bezirksangehörigen nicht nöthig haben, bei jeder Ver⸗ 
anlaſſung perſönlich an dem Sitze der Verwaltungsbehörde 
zu erſcheinen. Dieß ließe ſich vielleicht vermeiden, wenn 
die Befugniſſe der Bürgermeiſter in den dazu geeigneten 
Fällen erweitert würden, oder, wenn dieſelben in anderen 
Fällen beauftragt würden, für ihre Gemeindeangehörigen 
die erforderlichen Verfügungen der Verwaltungsbehörde im 
Wege der Correſpondenz zu veranlaſſen. Sollten nun, was 
ich vorausſetze, ſolche Anordnungen von der Regierung ges 
troffen werden, fo kann es aber auch feine Nachtheile mehr 
haben, wenn die Verwaltungsbezirfe noch weiter vergrößert 
werden, als dieß im Gefeßedentwurf gefchehen ift, ja, es 
wird dann fogar noch vortheilhafter fein, wenn man in den 
beiden diesfeitigen Provinzen anſtatt der vorgefchlagenen 9 
nur 7 Verwaltungsbezirke bildet, wodurch eine fehr beach» 
tenswerthe Erfparniß erzielt werden könnte und in diefer 
Beziehung will id) dann dad Amendement fellen, daß in 
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der Provinz Oberheflen 4-und in der Provinz Starkenburg 
3 Verwaltungdbezirke gebildet werden. | 

Der Abg. Elwert: In Beziehung auf die nädhfte 
Umgebung von Darmftadt habe ich nur einen Wunſch auds 
zufprechen. Es wird wenigen Mitgliedern der Kammer 
noch erinnerlich fein, was mir aber noch erinnerlich ift, daß 
die Drte Eberftadt, Pfungftadt, Eiholbrüden, Hahn, Eich, 


- Niederbeerbah, Griesheim, Niederramftadt mit Zraifa und 


Waſchenbach zu dem ehemaligen Dberamt Darmftadt gehört 
haben. Es ift dieß zwar eine fehr veraltete Eintheilung ges 
weſen, indeflen nicht alles Alte ift fchlecht zu nennen, und 
ich glaube, daß gerade dieſes Alte ganz zmedmäßig war. 
Es entipricht auch der bei den anderen Provinzialhaupt: 
ftädten, Mainz und Gießen, getroffenen Einrichtung, melche 
gleihfald mit einem Kandbezirf umgeben find. Jene Drte 
wurden bei der Organifation im Sahr 1821 zu dem Land» 
rathöbezirt Bensheim und Dieburg getheilt, au in Bes 


ziehung auf die Gerichte und auf die Finanzverwaltung von 


Darmftadt getrennt. Es dürfte aber zweckmäßig fein, diefe 
Orte in jeder Beziehung wieder Darmftadt zuzutheilen, 
wenn auch der Entwurf nicht nad) dem Vorſchlag ded Ab: 
geordneten Otto mobdificirt wird. Nach dem Entwurf wer: 
den nämlich diefe Orte zu dem Megierungdbezirt Heppen- 
heim, refp. zu dem Regierung®bezirk Dieburg aetheilt werden. 
Meiner Anficht nach gehörten fie aber zweckmäßiger zu dem 


Regierungsbezirk Darmftadt, wohin die Bewohner Handel 


treiben, alle Gefchäfte führen fie hierher und fo können fie 
dann die Geſchäfte, welche fie bei den Verwaltungsbehörden 
und bei den Gerichten zu beforgen haben, auc hier gleiche 
zeitig beforgen. | 

Der Abg. Volhard: Ich unterflüge diefen Antrag, 
füge aber noch bei, daß der Ort Griesheim auch ſchon nach 
dem Entwurf zu dem Regierungdbezirt Darmftadt gehören 
wird. 

Der Abg. Buff: Ich bin mit dem Abgeordneten Otto 
darin einverftanden, daß, wenn Regierungscollegien einges 
führt werden follen, für die Provinz Oberheflen vier Vers 
waltungsbezirke hinreichend find, -in fo fern dad entfernte 
Hinterland, namentlich die Herrichaft Itter, welche von den 
übrigen Zheilen der Provinz ganz abgefchieden ift, eigene- 
Negierungsvelegirte befommen, welde die gewöhnlichen 
bureaufratifchen Geſchäfte vafelbft zu beforgen haben. Was 
den Regierungdbezirf Gießen betrifft, fo glaube ih, daß 
die Arrondirung desjelben, wie fie im Entwurf vorgefchlas 


ven 22. Mai 1848, ; 5 
gen wird, ben örtlichen Verhältniſſen nicht ganz entſpricht. 
Ich kenne die Kocalverhältniffe in der Provinz Oberheflen 
fehr genau, und kann mir daher auch wohl ein Urtheil über 
die projectirte Eintheilung erlauben. Der erfte Negierungs: 
bezirt umfaßt den Stadt» und Landgerichtsbezirk Gießen, 
die andgerichtöbezirte Grünberg, Lich, und den Landge— 
richtöbezirt Laubach, zum, größten Theil, mit Ausnahme 
eined Eleinen Theils der ganz in ber Wetterau liegt. , 
Ich glaube nun vor Allem, daß wir die Bezirksein: 
theilung ‚nicht nad. den Grenzen der dermaligen Landge— 
„richte vornehmen dürfenz Diefe werden ‚ohnehin eine Aen— 
derung erfahren müffen, namentlicy mit Rüdficht. ‚auf die 
nunmehr wegfallenden ftandesherrlihen Verhältniffe, Wir 
müſſen vielmehr bei Bildung der einzelnen Regierungsbe⸗ 
zirfe auf eine möglichfte Arrondirung derfelben ver und 
„überdieß die Verkehröverhältniffe-und die Lage der einzelnen 
Orte berüdfichtigen. Hiervon ausgehend, fcheint mir ber 
erfte Regierungsbezirk beffer und zwedmäßiger arrondirt zu 
werden, wenn man außer dem Stadt: und Randgerichts- 
bezirf Gießen, den Landgerichtöbezirken Grünberg, Lich und 
Laubach auch noch einen Theil des ehemaligen Amtes Ul⸗ 
richſtein dazu nimmt, nämlich denjenigen, welcher auf dem 
nordweſtlichen Abhange des Vogelsberges liegt; dagegen 
den auf der öſtlichen und nordöſtlichen Seite des Gebirgs 
liegenden Theil dieſes Landgerichts dem Regierungsbezirk 
Alsfeld zutheilt. Bei Ulrichſtein iſt nämlich die Wafer- 
fcheide des Vogelbergd, die Abdachung des Vogelsbergs auf 
der nordmweftlichen Seite hat mehrere Zhäler, die mit guten 
Chauſſeen verfehen find und die ſämmtlich nach Grünberg 
bin ausmünden, während, wenn der Landgerichtöbezirk Ul⸗ 
richftein, wie es vorgefchlagen ift, dem Regierungsbezirk 
Nivda zugetheilt würde, die Bewohner des Landgerichts— 
bezirks Ulrichftein,. um an den Regierungsfiß zu gelangen, 
die höchſte Maflerfcheide ded Wogelöbergd, im Winter die 
unmwegfamfte Gegend ded Landes überfchreiten müßten. So: 
dann fprechen die Verkehrs- und örtlichen Verhältniſſe da— 
für, daß auch das ehemalige Amt Burggemünden und das 
alte Amt Homberg dem erften Regierungsbezirke zugetheilt 
‚werden. Ein Blid auf die Landkarte rechtfertigt Dielen 
meinen Vorſchlag, und wer nur einigermaßen in dortiger 
Gegend bekannt ift, wird mit demfelben einverftanden fein. 
Wenn aber diefer Regierungsbezirk. in diefer Weile abge» 
rundet wird, dann erfcheint nicht mehr die Stadt Gießen 
ald der Mittelpunkt, fondern die Stadt Grünberg, und ich 


. 
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-glaube, es ift weſentlich, daß die Bezirfdhauptftadt in der _ 
itte des Bezirks liege. Der größere Theil dieſes nad) 
meinem Vorfchlag zu bildenden Regierungsbezirks, nament: 
lich die ihm zuzumeifenden Orte ded andgerichted Ulrich: 
fein und ded Landgerichted® Homberg, fo wie die Landges 
richte Laubach und theilmeife Lich haben nach Grünberg 
bin ihren Hauptverkehr, weil dort fehr bedeutende Sahrs 
und Wochenmärkte find. Aus diefen Rückſichten ſpreche ich 
den Wunfh aus, daß Großherzogliche Staatsregierung in 
der angegebenen Weiſe den erften Regierungsbezirk bilden, 
und namentli Grünberg zum Sitz der Regierungsbehörde 
beſtimmen möchte. | Ei 

Mas die übrigen Bezirke betrifft, fo überlaffe ich es - 
— Ahgeordneten, deßhalb die geeigneten Anträge zu 

ellen. | 

Der Abg. von Riedeſel: Ich will mir nur eine 
Bemerkung über den zweiten Regierungdbezirf erlauben. 
‚Dem zweiten Regierungsbezirk find zugetheilt die Landge— 
richtöbezirfe Homberg, Alsfeld, Schlig, Lauterbach und 
Altenfchlirf. Nicht weit von Altenfchlirf Itegen aber einige 
Drte aus dem jegigen Landgerichtsbezirk Schotten, die zum 
: Negierungöbezirt Nidda getheilt find, nämli Die Drte 
Grebenhain, Bermuthöhain und Grainfeld, Diefe Orte, 
welche an dem öftlicben Abhange des Wogelöberges liegen, 
würden aber einen fehr befchwerlihen Weg über die höch— 
flen Punkte des Gebirgd nad Nidda befommen, während fie 
einen viel befjeren Weg nach Aldfeid haben. Sie würden 
nah Nidda einen Weg von acht Stunden haben, während 
fie nah Aldfeld nur —* Stunden haben. Nach Alsfeld 
hätten ſie gut chauſſirte Wege, die fortwährend gangbar 
ſind, während der Weg nach Nidda über's Gebirge, zumal 
im Winter, faſt ungangbar iſt. | Ä 

Dann glaube ich, daß aud zu dem Regierungsbezirk 
Alsfeld noch zuzutheilen wäre das alte Gericht Felda, wozu 
namentlich die Drte Köddingen, Windhaufen und Stums 
pertenrod gehört haben. Der Abgeordnete Steuernagel wird 
wohl im Stande fein, die übrigen ebenfalld zu nennen. 
Diefe Orte haben ihren ganzen Verkehr nad Alsfeld und 
haben dorthin näher, als an den Sitz irgend eines Megies 
rungsbezirks. 

Der Abg. Cretzſchmar: Sch theile die Anſicht, welche 
der Abgeordnete Otto ausgeſprochen hat und hätte nur noch 
"Ya daß die Zahl der Bezirfe in den Provinzen Stars 

enburg und Oberheffen noch mehr vermindert worden wäre. 


den 22. Mai 1818. 7 


Sch wünſche -fogar „,;baß: in; der Provinz Oberhefjen nur 
drei, und in der Provinz Starfenburg nur zwei Regierungds 
bezirfe von der Staatöregierung errichtet würden. 

Der Abgeordnete. Behlen unterflügt diefen Antrag. 


Der Abg. Cretzſchmar: Die Provinz Rheinheffen 
möchte in Ddiefer Beziehung nicht gerade einen befonderen 
Vorzug vor den beiden anderen Provinzen voraus haben; 
indem dort nur eine Berwaltungsbehörde angeftellt ift, und 
wenn ich auch nicht verfennen fann, daß in den Provinzen 
Dberheffen und Starfenburg ſich mehr Schwierigkeiten in 
peige der Rocalverhältniffe darbieten, als im der Provinz 

heinheſſen, fo find wir, meine ich, es doch auch den bei: 
den diesfeifigen Provinzen f&huldig, für fie nicht mehr Ver: 
waltungdbehörden zu fchaffen, als für die Provinz Rhein: 
beflen. Es fcheint mir daraus gleichſam eine Zurüdfegung 
oder eine Bevormundung diefer beiden Provinzen hervor zu 
geben, als feien die Bewohner dafelbft noch nicht reif ges 
nug, um aud weniger Verwaltungsbehörden zu haben, mie 
die Bewohner der Provinz Rheinheſſen. Darum wünfchte 
ih, daß die Provinz Oberheffen auch nur drei, und Die 
Provinz Starkenburg zwei Negierungdbezirte haben möge. 


Der Abg. Lerch: Durch dadjenige, mad der Abgeord» 
nete Elwert .bemerft bat, ift dasjenige, was ich hervorheben 
wollte, bereits zur Sprache gebracht worden, nämlich, Daß 
man, wo möglich noch die von dem Abgeordneten Elwert 
erwähnten Drte zu dem Regierungdbezirt Darmftadt, heran: 
ziehen möchte, indem die Bewohner derfelben vermöge ihrer 
Geſchäftsverhältniſſe öfters nah Darmſtadt zu geben gend» 
thigt find. Dann möchte ich zu bedenken geben, ob für die 
- Provinz Rheinheffen dennoch nicht zwei Regierungdbezirfe ges 
bildet werden follen, wie auch bereitd in den Motiven ange: 
deutet iſt, namentlicy mit Rüdficht darauf, daß Mainz in 
Belagerungszuftand fommen kann. Es wird in der Pros 
vinz. Rheinheſſen bei der Eintheilung in einen Negierungds 
bezirt doch jedenfalls feine Schwierigkeiten haben. Dann 
glaube ich auch noch, in Beziehung auf den für die Pros 
vinz Rheinheſſen einzufegenden Bezirförath eine Bemerkung 
machen zu müſſen. Diefer würde dann eigentlich nicht ein 
Bezirksrath, fondern die Anftalt müßte in Beziehung auf 
Rheinhefien ald ein Provinzialrath betrachtet werden. Sch 
erlaube mir daher die Anfrage an den Herrn Regierungd 
commiflfär zu: richten, ob für den Fall, daß nur ein Re» 
gierungsbezirk in, der Provinz. Rheinheflen errichtet wird, 
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diefer Bezirksrath im Werhältniß zu den. anderen angemeflen 
verftärft werden fol? Ä 

Der Präfident: ES ift im Art. 20 des Geſetzesent⸗ 
wurfs auögefprochen, daß der Bezirkörath für Rheinheſſen 
aus 24 Mitgliedern beftehen fol. 

Der Abg. Krug: Der Bemerkung ded Abgeordneten 
Schenck füge ib nur nod an, daß ich, was die Bezirks: 
eintheilung betrifft, den Vorſchlag indbefondere ald ein Pro: 
viforium betrachte, indem bei der’ fpäteren Gerichtdorganifa: 
tion und Umbildung der Gerichtöbezirfe nothwendig aud) 
eine andere Eintheilung der Verwaltungsbezirke wird vor: 
genommen werden müſſen. Von den Abgeordneten Elwert 
und Buff ift fchon hierauf aufmerkfam gemacht worden. Die 
Greirung eined Landgerichts Darmftadt erfcheint in jeder 
Beziehung zweckmäßig, und ebenfo wird ed im Vogelsberg 
nothwendig fein, daß die Drte Gonteröfirchen und Einarts: 
baufen, fowie die übrigen ganz nahe bei Schotten liegenden 
Drte ded Landgericht Laubach, welche jest dem entfernten 
Regierungsbezirt Gießen zugetbeilt werden follen, da die 
Regierung jetzt nicht mehr durch die ftandeöherrlichen Wer: 
bältniffe gehemmt ift, dem Landgeriht Schotten zugetheilt 
werden und daß auch für die Orte ded Landgerichts Altens 
fchlirf, namentlich Freienfteinau und Fleſchenbach, welche von 
Alfeld fehr entfernt liegen, eine Erleichterung erfolgt. Im 
Uebrigen muß ich mich ganz entſchieden gegen eine weitere 
Verkleinerung der Regierungsbezirfe in der Provinz Dberz 
befien erklären und erlaube mir hierbei nur darauf aufmerf: 
fam zu macen, daß es ſich nicht bloß um: die Staatdans 
gehörigen handelt, welche ihre Angelegenheiten ‚bei der Me: 
gierungscommilflion vorbringen und betreiben wollen, was, 
in fo fern nicht Beſchwerden gegen diefen felbft vorgebracht 
werden wollen, häufig durch Wermittelung des Bürgermei: 
ſters fchriftlich wird gefchehen Fünnen, fondern, daß auch 
der Bezirförath, welcher nah dem Entwurf fich jedesmal 
und ohne Anfprub auf Zaggelder und. KReifevergütung an 
dem Hauptorte ded Megierungsbezirkd ‚verfammeln fol, in 
Betracht gezogen werden muß. Sch frage Sie, meine 
Herren aber, ob ed billig ift, den Bewohnern des fernen 
Rare weldhe zum Theil 30 Stunden bid nad Gies 

en, ald dem Hauptorte des zunächft gelegenen erften Re: 
gierungsbezirks, haben, zuzumuthen, zumal da der Bezirkd« 
rath nicht bloß einmal, fondern mehrmald im Jahr zufam: 
menberufen werden fann, eine ſolche Reife zu machen. Ich, 
meinerfeits, kann ed daher für Feine Zurüdfegung der 
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Provinz Oberheſſen halten, ‘wenn, mit Rückſicht auf ihren 
weit größeren Umfang und ihre eigenthümliche geographiſche 
Lage, für fie fünf Regierungsbezirfe geichaffen werden, und 
der Provinz Rheinheffen, wenn fie wünſcht, daß daſelbſt 
nur ein Regierungsbezirk gebildet werde, dieſen Vorzug 
gerne einräumen. | Ä 

Der Abg. Zulauf: Da fo wenig Abgeordnete aus 
Rheinbeflen anmwefend find, fo finde ih mich veranlaßt, 
einige Worte bier ins Protokoll niederzulegen. Die Provinz 
Rheinheſſen fol nur eine Regierungdcommillion bekommen, 
die in der Stadt Mainz ihren Siß haben fol; aber ich 
babe dabei ein Bedenken. Der Kal könnte fommen, daß 
Mainz blofirt oder belagert würde, und eine ſolche Bela— 
gerung könnte vielleiht lange dauern; während verfelben 
hätte die Provinz feine Beamten; denn Niemand kann 
dann in die Feftung hinein und aus derfelben heraus, Dieß 
ift mir aber bedenfli und man follte daher mit Rüdficht 
darauf, noch einen zweiten Bezirk für Rheinheſſen errichten, 
mit dem Site entweder in Alzei oder in Pfeddersheim. Sch‘ 
habe diefe Bemerkung nur gemacht, weil es mir bedenklich 
fcheint, in Rheinheflen nur eine Regierungscommiffion mit’ 
dem Sige in Mainz zu haben, weil der Fal einer Belas 
gerung vorkommen könnte. Genau fann ich mich jedoch: 
bier nicht ausfprechen, weil mir die Kocalitäten nicht fo bes 
fannt find, Ä 1 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): Wenn! 
man dad Princip der Collegialität bei den Verwaltungsbe⸗ 
hörden erſter Inſtanz überhaupt annimmt und das der Ein⸗ 
zelbeamten verwirft, ſo iſt es, meiner Anſicht nach, am 
beſten, wenn man auch in jeder der beiden diesſeitigen 
Provinzen nur einen Verwaltungsbezirk macht, di’ b. Pros 
vinzialregierungen einfeßt, wie ed in der Provinz Rheinheſſen 
geichehen fol. Man hat gefagt, man wolle eine Gleidhs 
ſtellung mit der Provinz Rheinheſſen und den beiden dies— 
‚ feitigen Provinzen herbeiführen, die Provinz Rheinheſſen hat 
nur einen Vermaltungsbezirt, dann brauchen wir auch nur’ 
einen für jede Provinz. Die dieöfeitigen find_zwar größer, 
aber die unmittelbare Berührung der Verwalteten mit den 
Beamten hört doch größtentheild durdy die neue Eintheilung‘ 
auf. Sch bin daher dafür, daß man in jeder der beiden! 
dieöfeitigen Provinzen, wenn mein Antrag auf Einführung: 
von Einzelbeamten in erfter Inſtanz verworfen ‚wird, nur 
einen Regierungsbezirf, dad heißt eine Provinzialregierung‘ 
errichtet, und ftelle hierauf den fürmlichen Antrag. | 
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» Der: Abgeordnete Behlen und. Cretzſchmar unterflüßen 
biefen Antrag. 
Der. Abg. von Rabenau (Legationdfekretär): Wenn 
. biefer Antrag nicht durchgeht, dann fcheint ed mir größten: 
theilö ganz unvortheilhaft zu, fein, Die Site der Regierungd: 
— dahin zu legen, wo die Staatsregierung fie hin⸗ 
gelegt bat. Sie liegen zum größten Theil an dem Ende 
der Verwaltungdbezirfe und nicht in der Mitte. Sch muß 
ar zugeben, daß ed Hauptorte find, aber Alsfeld und 
ießen liegen am Ende der Bezirfe. Sch bin daher mit 
dem vollkommen einverftanden, was der Abgeordnete Buff 
vorhin bemerkt hat, daß es viel zwedmäßiger wäre, einen 
Theil des Vogelsbergs, der überdieß feinen Verkehr nad) 
Grünberg hat, und einen heil des Landgerichtöbezirks 
omberg dem Regierungsbezirt Gießen Zuzutbeilen, und Die 
tadt Grünberg zum Hauptfig zu machen, da fie alödann 
in der Mitte liegt. | 

Der Abg. von Rabenau (Oberforftrath): Sch erkläre 
mich mit demjenigen einverftanden, was die Abgeordneten 
Buff, von Riedeſel und. Elwert vorgetragen haben. Was 
ben Regierungsbezirf Alsfeld betrifft, fo glaube ich, Daß 
der Sig. defjelben viel zweckmäßiger nach Lauterbach verlegt 
wird. Alöfeld liegt ganz auf der Seite des Bezirk! und 
nur eine halbe Stunde entfernt von der kurheſſiſchen Grenze. 
Bei Gießen tritt der nämliche Fall ein; auch dieſer Drt 
liegt auf der Seite ded Bezirks und nur eine kleine halbe 
Stunde von der preußifchen Grenze entfernt, 

Der Abg. von Steinherrr Ueber örtliche . Eintheis 
lung der Bezirke felbft kann ich ‚mich natürlicy nicht aus» 
lafien, weil ich zu wenig Xocalfenntniß in den beiden dies⸗ 
feitigen . Provinzen babe; indeffen glaube ich doch darauf 
aufmerffam machen zu müffen, daß die Entfernung der 
Drte bier nicht allein maßgebend fein darf, fondern auch 
dad Vorhandenfein oder Nichtvorhandenfein guter Commu: 
nicationdmittel; denn ed ift gewiß, daß da, wo gute Chaufs 
feen, Eifenbahnen und Poftverbindungen find, es viel leichter 
iſt, an den Sitz einer Behörde zu gelangen, ald da, wo 
diefe Mittel mangeln und unmwegfame Wege zurüdgelegt 
werden müſſen. Dann glaube ich meinem früheren Antrag, 
nämlich in dem ganzen Lande ſechs Negierungsdirectionen 
zu. errichten, treu bleiben zu müſſen; denn, da die mit der 
neuen Eintheilung ind eben tretende collegialifche Regie— 
rungsform abfolut eine freiere Bewegung der Gemeindever: 
waltung herbeiführen wird, fo bin.ich der Anficht, Daß. die 
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Communicationen -mit den Regierungdbehörden felbft nicht 
ſo oft nothwendig fein möchten, ald man fürdhtet. Außer⸗ 
dem fielle ich mir auch in dieſen Regierungscommiffionen 
feine folchen Behörden vor, deren Mitglieder permanent am 
Site der Regierung bleiben, fondern die Regierungdbeamten 
werden von Zeit zu Zeit officielle Reifen an Ort und Stelle 
maden und die Gefhäfte an Drt und Stelle fchlichten 
müffen. Die Beforgniß, welche der Abgeordnete Zulauf in 
Bezug auf die Provinz Rheinheſſen geäußert hat, daß dort 
im Fall einer Belagerung der Stadt Mainz die Regierung 
dafelbft eingefchloffen werden und dadurch mancher Nachtheil 
entfiehen könne, weil fie dann nicht mehr mit der Provinz 
‚zu communiciren im Stande fei, theile ich nicht; denn follte 
diefer Fall ‚eintreten, fo find in der Provinz Rheinheffen 
die Bürgermeiftereien fo conftituirt und die Verwaltung iſt 
dort fo geregelt, daß, meined Erachtens, die Geſchäfte gar 
feine Störung erleiden werden, wenn die Bürgermeifter ſich 
“unmittelbar mit dem Minifterium in Werbindung feßen 
müßten. Sollte indeffen die gutgemeinte Abficht des Abges 
ordnieten Zulauf in der Kammer Anklang finden, fo würde 
ich nicht Alzei oder Pfedderäheim, fondern die Stadt Bin⸗ 
gen zum Sig der zweiten Regierungdcommiffion vorſchlagen. 

Der Präfident: Was die Sommunicationen mittefft 
‘der Eifenbahn betrifft, fo feheint mir bei der Bildung des 
6. und 7. Regierungsbezirk darauf ſchon Die geeignete Rüd 
ficht genommen worden zu fein. ‘ 

Der Abg. Steuernagel: Bor einigen Tagen find 
Abgeordnete der Stadt Schotten bier geweſen, welche eitte 
Specialfarte dem Herrn Prafidenten überreicht haben, worin 
eine andere Bezirfdeintheilung vorgeſchlagen wird, in Ges 
mäßheit deren Schotten der Sitz eined Regierungsbezirks 
werden fol. Ich glaube, die darin gemachten Vorſchläge 
'meinerfeitd der Kammer empfehlen zu können. 

Sollte jedocdy der darin gemachte Vorſchlag keinen An: 
Bang finden, fo trage ich eventuell darauf an, daß das alte 
Gericht Zelda, wozu die Drte Helpershain, Stumpertentod, 
Meiches, Köddingen, Keftrih, Felda und Windhaufen ges 
‚hören, dem Regierungsbezirk Aldfeld zugetheilt werden, da 
diefelben mit Alsfeld den meiften Verkehr haben. 

Der Präfident: Es dürfte der Kammer von Inter: 
efle fein, die fpeciellen Vorſchläge einer Deputation für den 
Bezirk Schotten zu vernehmen. Ed würde darnach ein Mes 

gierungsbezirk Schotten mit dem Hauptfige in Schotten ge: 
“bildet werden. - Dazu würden — ich will nur die an der 
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äußerften Grenze bed Landes gelegenen Orte nennen — ges 
hören: Herbftein, Laubach, Nidda, Drienberg, Wenings; 
fodann der Regierungsbezirk Friedberg mit dem Hauptfig Fried: 
‚berg, und dahin würden gehören: Butzbach, an der Außer: 
‚sten nördlichen Grenze, Büdingen an der öftlihen und Wil: 
‚bef an der füdlihen Grenze. Ferner der Regierungsbezirk 
‚Gießen, mit dem Hauptort Gießen und mit den Orten 
Allendorf an der Lumda, Grünberg, Hungen, Münzenberg 
und dann die verfchiedenen Gönd. Das Hinterland würde 
‚auch hiernach einen bejonderen Bezirk bilden und dann 
fommt der Regierungsbezirk Alsfeld. 

Der Abg. Hillebrand: Da man die Einzelbeamten 
nicht beliebt hat, fo bin ich mit dem Abgeordneten Krug 
der Anficht, man folle bei der Eintheilung der Regierungd: 
bezirfe darauf bedacht fein, daß die Vortheile, welche in 
biefer Hinficht mit der Einzelbeamtung verbunden fein wlirs 
den, bier möglichft gewahrt werden. Ich glaube deßhalb, 
‚daß man die Zahl der Regierungdbezirfe in den beiden dies— 
‚feitigen Provinzen nicht verringern dürfe Die Zaggelder 
und andere Koften, wovon wir fpäter noch zu veden haben 
‚werden, müſſen dabei vornehmlich in Erwägung kommen. 
Sch will von dem Zeitaufwand gar nicht fprechen. — Bei 
dem Vorfchlag des Abgeordneten Otto gebe ich zu bedenken, 
ob nicht eine fofortige Erweiterung der Befugniffe der Bürs 
‚germeifter den etwaigen Beflimmungen der zu erwartenden , 
neuen Gemeindeordnung allzu fehr vorgreift; an und für 
ſich wäre wohl gegen eine ſolche Erweiterung nichts einzu: 
‚wenden. Ä Ä 
:: Der Abgeordnete Buff hat Luft, die Stadt Gießen aud 
der Reihe derjenigen Orte zu fireihen, wo eine Bezirföre: 
‚gterung ihren Sig haben fol. Obwohl ich nun der Mei: 
nung bin, daß man bei diefer Frage nicht zu fehr auf das 
Kocalintereffe , auf den Ort, als folben, Rüdficht nehmen 
darf, fo muß ich doch zu bedenken geben, daß ed nicht wohl 
geeignet fcheint, eine Provinzialhauptftadt in diefem Punkte 
‚ganz außer Acht zu laffen Denn fbon an und für ſich 
bürfte ed in der Ordnung fein, bei einer fo wichtigen Ber: 
‚waltungöftelle die Hauptftadt der Provinz zu berüdfichtigen. 
Aber auch ganz davon abgefehen, würde in dem fraglichen 
Falle die Stadt Gießen zu fehr hinter Darmftadt und Mainz 
‚jurüdgefegt werden, eine Zurüdiegung, weldye aus mancher⸗ 
lei Gründen mohl vermieden werden follte. Will man nun 
die Veränderung, welche der Abgeordnete Buff beantragt, 
eintreten lafien, fo folte man dagegen die Anomalie entfers 
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nen, daß, während im ganzen Großherzogthum Regierungs⸗ 
commiffionen bergeftellt werden, im Hinterlande ein Einzel: 
beamter eintritt, Man könnte ja das Hinterland zu dem 
Regierungdbezirt Gießen ziehen, mad ſich ‘bei der jeßigen‘ 
Leichtigkeit der Gommunicationsmittel, worauf ſchon der Abs 
eordnete von Steinherr mit Necht hingewiefen hat, uns’ 
— bewerkſtelligen ließe. Jedenfalls ſollte man eine der⸗ 
artige Anomalie ohne dringende Noth nicht beſtehen laſſen. 

Der Abg. Dietz: Ich kann mich mit der Eintheilung, 
wie ſie von den Vertretern der Stadt Schotten vorgeſchla⸗ 
gen worden ift, durchaus nicht einverſtanden erklären. Mein 
Wohnort liegt nahe an der furheffiihen Grenze nad Fulda 
zu. Ein Regierungsfig in Schotten würde von meiner Ge: 
gend aus im Winter ſchwer zu erreichen fein. Dagegen 
muß ich den Wunſch ausfprechen, daß der Sitz des zweiten 
Bezirks von Alsfeld nach Lauterbach verlegt wird, da bie: 
Stadt Lauterbach mitten im Bezirk liegt und nicht fo in 
der Ede oder an der Grenze dellelben wie Alsfeld, was 
auf der Karte zu erjehen ift. 

Der Abgeordnete Behlen erflärt fi) mit demjenigen: 
einverftanden, mas der Abgeordnete von Steinherr in Be: 
ziehbung auf die Aeußerung ded Abgeordneten Zulauf bes 
merkt hat. 

Der Abgeordnete von Löw erklärt fich einverftanden mit 
dem Abgeordneten Krug. 

Der Abg. Lotheißen: Man follte fich bei diefem Ges 
genftande nicht in zu viele einzelne Wiünfche verlieren. Es 
handelt fi hier um eine proviforifche Organifation, welche 
im höchften Grade dringend ift, wobei nicht nöthig erfcheint, 
alle andere SSntereffen zu wahren. 

Die von der Staatöregierung vorgefchlagenen Bezirks⸗ 
eintheilungen fcheinen mir im Allgemeinen zwedmäßig und 
den Berhältniffen angemeffen. Außerdem hat die Staats⸗ 
regierung im Art. 4 ded Entwurfs das Recht in Anfpruch 
genommen, an biefer Eintheilung wieder Aenderungen eins 
treten zu laflen, wenn fie fi in der Folge ald nothwendig 
darftellen follten. Es wird nicht fehlen, daß von vielen Ges 
meinden MWünfche in diefer Beziehung an die Staatöregies’ 
rung gebracht werden, und diefe wird im Stande fein, als⸗ 
dann am beften zu beurtheilen, ob und in wie weit diefen 
Wünſchen zu entiprechen fei. Ich werde daher im Allges 
meinen für die Beibehaltung der Bezirfdeintheilung, wie’ 
fie im Entwurf vorgefchlagen ift, flimmen. Nur dem von 
dem Abgeordneten Steuernagel ausgefprochenen Wunfche 


muß. ich mich, jedoch in befchränfter Weile, anſchließen. 
Gegen die von ihm vorgefchlagene Bezirkdeintheilung Fönnte 
Manched eingemendet werden; ich lafle mich darauf nicht 
weiter ein, und nur in fo ferne, ald er den Wunſch aus: 
gefprochen, daß die Stadt Schotten zum Sitz einer Regie: 
rungscommiflion ded zweiten Bezirks beflimmt werben möge, 
fihließe ih mih ibm an, hauptſächlich wegen der armen 
Bewohner des Vogelsbergs. Diefe verdienen ganz befonders 
berüdfichtigt zu werden. Die Bewohner ded Vogelsbergs 
hätten, wenn der Sig der NRegierungdcommiffion in Nidda 
fein würde, einen fehr weiten und im Winter fehr befchwers. 


‚lichen Weg. Um eine, Angelegenheit bei der Regierungds 


commiffion perfönlich zu betreiben, müßten fie 2 bis 3 Tage 
aufwenden. Diefer Zeit» und der damit verbundene Koftens 
aufmand würde ihnen erfpart werden, wenn Schotten 
zum Sitze der Regierungdcommiffion erwählt werden wollte. 
: Der Abg. Frank: Ich bin im Ganzen für möglichfte 
Bergrößerung der Megierungdbezirke, und glaube, daß die 
Be Rheinheſſen mit einer Regierungdcommilfton genug 
bat. Der Abgeordnete Zulauf bemerkte zwar, die Stadt 
Mainz könne belagert werden, und dann fei gar feine Res 
gierungdbehörde in der Provinz vorhanden. Ich glaube 
aber nicht, daß die Regierungscommiffion nothwendig ihren 
Sitz in Mainz haben muß, man fann fie aud) wo anderd 
hinlegen, an einen Ort, der nicht Gefahr läuft, belagert 
zu werben. | 
Was nun die Regierungsbezirfe in den beiden bdiesfeis 
tigen Provinzen betrifft, fo glaube ih, vom Hinterlande abges 


ſehen, indem bier allerdings eine eigne Einrichtung getroffen 


werden muß, daß die Provinz Oberheflen recht gut fich 
wenigftend mit drei Regierungscommiffionen begnügen Tann, 
und indem ich auf die befonderen Rüdfihten, welche immer 
die fogenannten Hauptftädte, Provinzialhauptftädte und. wie 
fie fonft heißen mögen, verlangen, auf die ich aber in Zus 
funft nichts mehr geben will, auch im vorliegenden Falle 
fein Gewicht lege, glaube ich, daß der Sit der erften Res 
gierungscommilfion dahin gehört, wohin ihn der Abgeord- 
nete Buff legen will; den Sit ded anderen Bezirks würde 
ib ungefähr nach Lauterbach und den des dritten nach 
Nidda beſtimmen. Ebenſo meine ich, daß für die Provinz 
Starkenburg mit zwei Regierungscommiſſionen ausgereicht 
werden könnte. Außerdem braucht man auch in Zukunft 
nicht mehr auf die ältere Provinzialeintheilung Rückſicht zu 
nehmen. Es iſt ja nicht nöthig, die drei Provinzen ferner⸗ 
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bin fo von einander zu fcheiden, daß bie Flüſſe die Gren- 
zen machen. Sch würde z. B. Rödelheim und die dazu 
gehörigen Orte nad Darmftadt -weifen, Sch mache jedoch 
in diefer Beziehung feinen Vorſchlag. | 

Der Abg. Ramfped: Ich kann nur der Bildung der 
Berwaltungöbezirfe, wie fie der Entwurf vorichlägt, meine 
Zuftimmung ertheilen, um fo mehr, da diefe Eintheilung 
nur ald eine proviforifche betrachtet werden kann. 

Mad nun ferner die einzelnen Wünfche, die von vers 
fchiedenen Seiten geäußert worden find, betrifft, fo ift in 
dem Xrt. 4 fchon der erforderlihe Vorſchlag aetroffen, 
Seder einzelne Ort kann der Staatöregierung feine Wünfche 
auöfprechen und die Staatöregierung wird nach diefem Ars 
tifel einem folhen Ort gewiß möglichſt Abhülfe gewähren, 
wenn ed nur irgend thunlich fcheint. Dann finde ich aber 
auch in dem Vorſchlag der Regierung ſchon einen Beweis, 
daß bei der vorgefchlagenen Eintheilung die Gebirgszüge, 
die Klüffe und Straßen befonderd berüdfichtigt worden find. 
Wenn wir hier noch weiter gehen wollen, wenn jeder nad 
feinem Wunſche einen Regierungsbezirk vorfchlagen will, fo 
würde die Staatöregierung am Ende nicht in, wo fie 
die Grenzen berziehen fol. Wir follten alfo den. Entwurf 
als provilorifh annehmen. Den Abgeordneten Oberforftrath 
von Rabenau und Dieb gegenüber kann ich übrigens eine 
Bemerkung richt unterlaflen. Der Abgeordnete von Ras 
. benau bat bemerkt, Alöfeld liege an der kurheſſiſchen 

Grenze, während Lauterbach) in der Mitte des Bezirks liege, 
Lauterbach liegt aber näher an der kurheſſiſchen Grenze, 
als Alsfeld. Ein Blid in die Karte wird den fchlagend» 
ſten Beweis führen und ericheint Alöfeld mehr in der Mitte 
des Bezirks, als Lauterbach. Alsfeld ift übrigend wegen 
feiner Lage im Schwalmgrund, wo ein bedeutender Vers 
ehr mit Kurheſſen flattfindet und wegen de& bedeutenden 
Fabrikverkehrs von Wichtigkeit, und es erfcheint folglich 
‚ Aldfeld zwedmäßiger ald Hauptort ded Bezirks, ald wie 
Lauterbah. Ein Bemeis liegt dafür in der Erklärung, die 
der Abgeordnete Steuernagel gegeben bat. Diefer fchlägt 
felbft vor, 12 bis 14 Orte ihrem MWunfche gemäß Alsfeld 
uzutheilen, anftatt dem Bezirfe Nidda. Davon gehörten 
* früber zu Alsfeld, — es find bedeutende Orte — 
z. B.: Meiches, Helpersheim, Köddingen, Stumpertenrod, 
Windhauſen, Felda mit Schellnhauſen, Ermenrod, Ober: 
und Unterfeibertenrod, Oberohmen, Ruppertenrod, Zeilbach, 
Kleinfelda, Engelrod, Rebgeshain, Eichelhain ıc, 
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- Der: Abgesrdnete Stein fchließt fich der. Anficht des 
Abgeordneten Ramfped an. 

Der Abg. von Rabenau (Legationsfekretär): Der 
Abgeordnete Steuernagel hat bemerkt, die Orte ded alten 
Gericht Zelda würden vorziehen, dem Bezirke Alsfeld 
'zugetheilt zu werden. . Dad glaube id auch, wenn es bei 
dem urfprünglichen Vorfchlag bliebe, daß fie Nidda zuge 
theilt werden follten. Wenn aber Grünberg zum Sig einer 
Regierungscommiſſion gewählt wird, werden fie wohl lieber 
dort zugetheilt fein, wie dieß auch gegenwärtig der Kal ift. 
Der Abgeordnete Zulauf widerfpricht der Richtigkeit dies 
fer Vorausſetzung. | 
“ Der Herr Minifterialratb Maurer: Gie erwarten 
wohl nicht, meine Herren, daß ich näher eingehe auf die 
verfebiedenen Wünſche und die fi zum Theil widerfprechens 
den Vorfchläge, welche wir eben gehört haben, die aller: 
dings von fehr viel Localkenntniſſen zeigen, aber auch viels 
leicht nicht überall ganz frei find von localen Sympatbhieen. 
Die Staatöregierung wird diefe Wünfche nad) Möglichkeit 
berüdfichtigen. Nur einem befondern Bedenken glaube ich 
mit der Bemerkung begegnen zu müffen, daß ich die ge 
bührende Gleichheit zwiſchen den verfchiedenen Provinzen 
nicht als eine abfolute, daß ich fie nicht dahin verftehen 


ann, jede Einrichtung in den einzelnen Provinzen müffen 


aerade fo in denfelbem Umfange in den andern fich wieder 
finden. Die Gleichheit kann doch nur darin beftehen, daß 
überall unter gleichen WBorausfegungen auch dad Gleiche 
geſchieht. Auf den erften Blick fieht man wohl, daß für 
die Provinz Rheinheſſen bei Eleinerem Umfang ausreichen 
Tann, was anderwärtd, namentlich für die Provinz Ober⸗ 
heſſen, durchaus unzulänglich fein würde. 


Zu Urt. 4. 


Der Abg. Volhard: Hier trage ich wieder darauf 
an, die Fremdwörter aud dem Artikel zu entfernen und 
demgemäß ftatt: „im Intereſſe der Lage” zu fagen: „mit 
Rückſicht auf die Lage”. 

Der Antrag wird unterftüßt. 

Der Abg. Behlen: Ich möchte die Aenderungen in 
der Bezirkdeintheilung künftighin nicht durch dad Miniſte— 
rium allein gemacht haben, fondern e& fol dieß durch das 
Minifterium nur mit Zuftimmung der Bezirksräthe derjeni- 
gen Bezirke, wozu ber betreffende Drt früher gehört hatte 
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und wozu er nun zugetheilt fein will, geſchehen. Ich ſtelle 
hierauf einen förmlichen Antrag. 
Dieſer Antrag wird unterſtützt. 


Zu Art. 5. | 


Der Abg. Volhard: Auch bei diefem Artikel, wie 
bei allen übrigen, würde ich vorfchlagen, flatt: „Regie— 
rungdcommiffionen® zu fagen: „Bezirföregierungen oder Be 
ziröverwaltungen“. | „> 

Der. Antrag wird unterftügt. 


Zu Urt. 6. 


Der Abg. Volhard: Ich fehlage vor, ftatt: „Funcs 
tionen® zu fagen: „Dienftverrihtungen®. Dann erlaube 
ich mir in Beziehung auf diefen Artifel die Anfrage an den 
Herrn Regierungdcommiffär, warum der Adminiftrativjuftizs 
bof für die beiden diesfeitigen Provinzen noch in Wirkfams 
keit bleiben fol? 

Der Herr Minifterialratd Maurer: Der Adminiſtra⸗ 
tiojuftizhof fol für die beiden diedfeitigen Provinzen aus 
dem Grunde beftehen bleiben, weil für diefe Behörde in 
den beiden bdiedfeitigen Provinzen mehr dahin gehörige Ges 
ſchäfte zu erledigen find, ald in der Provinz Rheinheflen. Es 
find diefe Geſchäfte aber zum heil vorübergehend und 
künftig kann dann eine Aenderung auc in dieſer Bezies 
bung eintreten. 

Der Herr Minifterialrath Eigenbrodt: Es find bes 
jonderd Ablöfungsfachen und Adminiftrativjuftizfachen, welche 
die Thätigkeit des Adminiftrativjuftizhofes in Anſpruch neh⸗ 
men, und bie in den rechtörheinifchen beiden Provinzen häus 
fig vorfommen. Namentlidy werden dergleichen, ' veranlaßt 
durch die Aenderung in den ſtandesherrlichen Verhältniſſen, 
in der nächften Zeit häufig vorkommen. 

Der Abg. Bolhard, Könnte man nicht dadurch hels 
fen, daß: man etwa den Regierungen in Gießen und Darm⸗ 
ftadt einen Rath mehr beigäbe, der diefe Geſchäfte vorzugs⸗ 
weile zu .beforgen hätte; ed würde hierdurch immerhin eine 
befondere Behörde unnöthig. Ä 

Der Herr Minifterialratb Maurer: Es würde bei 
einer. foldhen Uebertragung der Geſchäfte im Augenblide 
nicht viel gewonnen werden; ed würde daraus eine nach⸗ 
theilige Unterbrebung in dem Geſchäftsbetrtebe entftehen. 

Der Herr Minifterialrath Eigenbrodt: Es könnte 
auch noch allenfalld ein Zuſatz ausprüdlich dahin gemacht 
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werben, daß die Staatöregierung. ermächtigt ift, den Admis 
niftrativjuftizbof aufzuheben, ſobald fie es für zmedmäßig 
hält, und feine Function alödann den: Regierungscommilfios 
nen zu übertragen. 

Es wird von mehreren Seiten bemerkt, daß fich dieß 
von ſelbſt verſtehe. 


Bu Art. 7. 


Der Abg. Volhard: Ich trage darauf an, in dieſem 
Artikel ſtatt „Sekretären“ zu ſagen „Schriftführern“ und 
ſtatt „Bureauperfonal” „Unterbeamten.“ 

Der Abg. von Steinherr: In dem Vortrag, wels 
chen ich in der Sitzung von dem 10. April gehalten, babe 
ich vorgefchlagen, bei den Bezirföregierungen auch technifche 
Mitglieder anzuftelen, nämlich einen Forftrath und einen 
Baurath, und zwar mit der Abficht, dadurch: die Möglich: 
keit herbeizuführen, zwei Gollegien, nämlich die Oberforftz 
direction und die Oberbaudirection aufzuheben. Ebenfo habe 
ich damals die Anficht geltend zu machen gefucht, daß die 
Provinzialbaumeifter und . die Forftmeifter namentlich eins 
geben fönnten, indem, was bie leßteren betrifft, die wiſſen⸗ 
fchaftlich gebildeten Revierförfter. volftändig im Stande find, 
die Gefchäfte der FKorftmeifter zu verjehen, die obere Auf— 
ſicht über ‚diefelben aber der Regierung zu übertragen fein 
würde. Es iſt in diefer Beziehung in dem Artifel 7 gar 
nicht gelagt, ed ift weder über Diele Anzahl der Perlonen, 
welche Mitglieder einer Megierungscommilfion fein follen, 
noch über die Dualifität der Angeftellten irgend etwas bes. 
flimmt;. und ich: erlaube mir daher die Anfrage an den 
Heren Regierungdcommiflär, ob die Staatöregierung nicht 
‚geneigt: ift, auf diefen meinen damals gemachten Vorſchlag 
ein Gewicht zu legen? | | 

Der Herr Minifterialrasth Eigenbrobt: Die Staatöre 
Hierung legt allerdings Gewicht darauf; aber es muß die ganze 
Einrichtung, welche worgefchlagen iſt, als eine proviforifche 
betrachtet werden, und in dieſem Augenblicke iſt es nicht 
möglich, die Organiſation ſo durchgreiſend zu ändern, wie 
es in dem Antrag des Abgeordneten von Steinherr vorge: 
fihlagen. war. | | 

er Abg. von Steinherr: Ich habe in meinem. da« 
maligen Borfchlag auch bemerkt, daß, wenn man vor der 
Hand auf diefe Hauptreform einzugehen noch nicht beab- 
fichtige, ed wünſchenswerth fei, die Erriditung von Regie: 
rungen wenigſtens fo. ſchnell ald möglich eintreten zu laflen 
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und. beruhige mich jeßt mit. der Zuficherung, welche der Herr 
Regierungscommiſſär gegeben hat, daß die Staatsregierung 
fünftig ‚darauf Bedacht nehmen werde. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Es wäre doch in financiels 
ler Hinficht bedenklich ‚- wenn man jeder der 10 Regierungscoms 
miffionen einen Forftratb und einen Baurath beiordnnen 
wollte: "Der Abgeordnete von Steinherr wollte eine gerins 
gere Anzahl von Regierungen haben und da wäre dieß 
‘allerdings zuläffig gewelen. | Ä 

Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Sch ers 
laube mir die Frage an den Herrn Regierungdtommiffär, 
wie: ed in Zufunft mit den Bureaugelderm: gehalten werden 
fol, wer dad Bureauperfonal ıc.: bezahlen ſoll? Bei der 
bisherigen Einrichtung hat ſich gezeigt, Daß da, wo Büreaus 
gelder vom Staate bezahlt wurden, fie bedeutende Summen 
‚gekoftet haben, während da, wo den Beamten überlaflen 
‚war, ſich das Bureauperfonal 2 felbft anzufchaffen, nur 
eine unbedeutende Averfionalfumme bezahlt wurde. Ich muß 
biernab den Wunſch ausiprechen, Daß auch Fünftig nur 
Averfionalfummen für die Bureaufoften bezahlt werden mögen 
and daß die Staatöregierung auf die Bezahlung von Bureaus 
geldern ſich in Feiner Weile einläßt. —— 
Der Herr Miniſterialrath Maurer: Bei einer Be 
hörde, die aus mehreren Mitgliedern befteht, ift einem vers 
felben nicht wohl die Zumuthung zu machen, daß ed die 
‚Beftreitung der Bureaukoſten gegen eine. Averfionalfumme 
übernehme, Es kann daher nicht die Abſicht fein, bie 
Sache in der jeirherigen "Weife zu behandeln. Aus. einem 
ganz einleuchtenden Grunde den. der Herr Abgeorbnete von 
Rabenau angegeben; hat, ift ‚allerdings zu erwarten, daß 
die Ausgaben etwas: höher wie biöher fleigen könnten, weil 
die Nöthigung zur Sparfamteit im eigenen perfönlichen 
Intereſſe wegfällt. Indeſſen wird durch dad Zuſammen⸗ 
ziehen der Behörden auf der anderen Seite doch auch einige 
Erſparniß erreicht werden, und Beides gegen einander er⸗ 
wogen, wird ſich daraus nehmen laſſen, daß der Aufwand 
nicht beträchtlich ſteigt. “ - | 

Der Abg. Frank: Sch wünfchte, daß den zu dieſen 
Regierungscommiffionen berufenen Männern, nicht eher ein 
fefter Gehalt zugefagt würde, als bis das Budget mit den 
Ständen zur Vereinbarung gekommen ift. Es können die 
jest im Amt ftehenden bedeutet werden, : welche Poften fie 
bei den Regierungdcommifliorien einzunehmen haben, fo daß 
indeß ein: Jeder feinen. bisherigen Gehalt fortbehält. Denn 
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unter den Anzuſtellenden kann mancher ſein, der nach ſeiner 
Ernennung vielleicht einen höheren Gehalt bekommt, als er 
bisher hatte. Aber es kann auch mancher auf einem Poſten 
angeſtellt werden, womit ein geringeret Gehalt verbunden 
wird, ſo daß er den überſchießenden Theil ſeiner Beſoldung 
als Penſion bezöge. | 

Der Präſident: So lange unfere dermaligen organi- 
fchen Einrichtungen beftehen, muß die Staatöregierung einem 
Diener, wenn fie ihn im Staatödienft läßt, die Beſoldung 
lafien, die er biöher bezogen hat. , 

Der Abg. Franf:. Sch wünſchte nur nicht, daß er 
mehr befäme, als hernach bei Feflfehung des Budget für 
feine Stelle vorgeſehen wird. 

Der Abg. Krug: Ehe die Stände dad Budget geneh: 
migt haben und die dermalen beftehenden firen Etats in Ueber 
einftimmung zwilchen der Staatsregierung und den Sfänden 
abgeändert worden find, kann jedenfalld die Staatöregierung 
feine Beloldungserhöhung eintreten laſſen. 

Der Abg. Frank: Ed Fönnte nur die Anftellung ers 
folgen, ehe dad Budget mit den Ständen vereinbart iſt. 
Der Herr Minifterialrath Maurer: Ich bin im Stande 
darüber volle Beruhigung zu geben. Wie ich ſchon in einer 
vorläufigen Mittheilung an den Ausſchuß erklärt habe, wird 
‚bei den. neuen Anftelungen feine Befoldungserhöhung von 
Ärgend nennenswerthbem Belang eintreten. 

Der Abg. Elwert: Ich erlaube mir die Anfrage, ob 
der hohe Gehalt, den der biöherige Provinzialcommiffär und 
Kreisrath in Mainz bezog, auch für die Zukunft beſtehen 
bleiben wird, ob nit im Sinne ded Abgeordneten Franf 
‚ein Theil davon als Penfion betrachtet. werden fünnte. 

Der Herr Minifterialrach Maurer: Der hohe Gehalt, 
den der erſte Beamte in. Mainz bezieht, befleht zum größ- 
ten: Theil aus Nepräfentationdgeldern. Diefe find eine Ver: 

ütung, welche von dem zu machenden Aufwand abhängt, 
Be gehören alfo nicht in die Kategorie der Befoldung. 


u Zu Art. 8 
wird nichts bemerft. | 
| Zu Urt. 9 pos. 1 
‚erfolgen ebenfalls feine Bemerkungen, 
Dagegen zu pos. 2 | 
‚ Der Abg. v. Rabenau (Legationdfefretär): Ich erlaube 
‚mir die Unfrage an ben Herrn Regierungscommiſſär, ob 
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biefen Regierungscommiffionen durch die Poſition 2 die Attri- 
but zugetheilt werden fol, daß fie polizeiliche Werbote, für 
einen ganzen Bezirk, ohne Zuftimmung ded Minifteriums 
erlaffen können, und namentlich, 0b und. biß zu welchem 
‚ Betrag fie Geldftrafe anzudrohen befugt find? | 
Der Abg. Krug: Nach den von’ beiden Kammern, bei 
ber Beratbung über dad Polizeiſtrafgeſetzbuch gefaßten Bes 
fplüffen, follen die Kreißräthe, welche auch ſchon früher 
nur Strafen bi$ zu 5 Gulden in den zu ihrer Gompetenz 
ehörigen Regulativen androhen fonnten, Ge: und Verbote 
Er Örtliche Intereffen nur nad eingeholter Genehmigung 
ded Minifteriumd und unter deflen Namen erlaſſen können. 
Eine höhere Strafe werden daher aud die Regierungdcoms 
miffionen in: den von ihnen audgehenden Reglements nicht 
androben können, und ed erfcheint wünfchenswerth, daß 
auch fie vorher die Genehmigung ded Minifteriums dazu 
einzuholen angewiefen werden. Ä | ZB 
- . Der Herr Minifterialratd Maurer: Der Herr Abge . 
ordnete Krug hat bereitd eine Erläuterung gegeben, durch 
welche id die von dem Herrn Abgeordneten von Rabenau 


4 


geftellte Frage erledigt erachte. 


Zu Art. 9, pos. 3. 


Der" Abg. Krug: Im Ausſchuß wurde wegen biefer 
Beftimmung ein Zweifel erhoben. Man mar indefjen allges 
mein darin einverfianden — und ich ermähne ed auch bier 
nur, um einem etwaigen Mißverftändniffe vorzubeugen — 
daß bier nur von dem Fall die Rede ift,. wo die Regierungs⸗ 
commiffion ald Colleg einen Beſchluß gefaßt hat, der 
Bericht auf einen ergriffenen Recurd, daher alddann nicht 
einer vorgängigen collegialifhen Berathung bedarf, wenn 
« der Beſchluß, gegen welchen recurrirt worden ift, von einem 
einzelnen Mitglied der KRegierungdcommiflion ausgegangen 
ift, der Herr Regierungscommiflär, welder im Ausſchuß 

egenwärtig war und welcher fich mit diefer Anficht einvers 
Fanden erflärt hat, wird dieß beftätigen. 

Der Herr Minifterialrath) Maurer: Es iſt allerdings 
diefe Frage zur Sprache gebracht und fo beantwortet wor: 
den, wie der Herr Abgeordnete Krug foeben bemerkt hat. 
Es liegt in der Natur der Sache, daß auf ergriffenen Res 
eurs nur diejenige Behörde fich zu verantworten hat, von 
welcher die angegriffene Verfügung erlaflen worden ift. 
Daraud geht hervor, daß, wenn im Sragefalle ein einzelner 
Beamter verfügt hat, diefer Beamte feine Verfügung ver: 
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antworten: wird, fowie dad ganze. Golleg zu berichten hätte, 
wenn die im Recurswege angegriffene Verfügung von ihm 
ausgegangen iſt. 

Indeſſen liegt dieſer Bellimmung die Abſicht zum Grunde, 
daß man veranlaßt fein kann, bei Recurſen, die gegen Wer: 
fügung eine einzelnen Beamten. gerichtet find, die Erfläs 
rung ded ganzen Gollegd einzuziehen; ed. wird nr. freilich 
auedeũduch verlangt werden. 


Zu Art. 9, pos. 4 


Der Abg. von Steinherr: Ih wünfehte‘ bier den 
Zufag: „bis zur demnächſtigen Revifion der Gemeindeord⸗ 
nu 
"Sie Abgeordneten Cretzſchmar und Ramſpeck unterflügen 
dieſen Antrag, leßerer befonders. mit Rückſicht auf die den 
Gemeinden refp. deren VBorftänden in dem Art. 19 der Ser 
meindeordnung gewährten Rechte. 

Der Präfidentr:: Meiner Anſicht nach. follten wir 
von einem ſolchen Zufaß abſtehen. Denn ſonſt würden wir 
auch noch bei vielen andern Artifeln in der Lage fein, Zus 
fäße ähnlicher Art zu machen... Wenn bie Gemeindeordnung 
geändert wird, fo macht fih die Sache von felbft. 

Der Abg. Schenck: Ich fehe den in diefer Pofition 
vorkommenden Ausdrud „Beftätigung zu Gemeindeämtern“ 
aud) nicht als eine wirkliche Beftätigung an, fondern es ifl 
mehr eine on. der Wahl, und wenn bie Wahl in 
Ordnung ift, ſo kann ja die Staatöregierung ihre Geneh⸗ 
migung nicht verfagen. 

Der Abg von Rabenau: (Legationsfekretär): Der 
Staatöregierung hat bisher unbeftritten dad Recht zugeftans 
* eine Organiſation im Wege der Verordnung einzu⸗ 

hren. 

Der vorliegende Geſetzesentwurf iſt nun. eigentlich nichts 
anderes, ald der Entwurf einer Verordnung, welche die 
Staatöregierung den Ständen, was fehr anzuerkennen ift, 
zum Beirath vorgelegt bat. Es wird alfo auch immer eine 
Verordnung bleiben, und durch eine Verordnung wird nies 
mald ein Geſetz aufgehoben werden, namentlich ein Gefeß, 
welches. in der Verfaffungsurfunde garantirt: ift. 

In der Gemeindeordnung ift beftimmt, welche Rechte 
die Gemeinden binfichtli der Anftelung ihrer Diener has 
ben und diefe können ihnen keineswegs entzogen werden. 
Es können ſich daher diefe Worte nur u die EIER 
höheren Gemeindebeamten beziehen. 
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Der Here Minifterialrath Cigenbrodt: Ich, muß: ber 
Bemerkung des Heren Abgeordneten; pon Rabenau,. ‚Daß 
das Gefeg Über die neue Drganifation, über deſſen Entwurf 
wir discutiren, tioß dem, Daß ed den. Ständen zum: Bei 
rath übergeben. worden, doch immer nur. eine. Verordnung 
bleibe, wiverfprechen. ‚Wenn derartige Beflimmungen ein: 
mal mit Beiratb und Zuflimmung , der Stände, ;erlaflen 
worden find, fo werden fie Gefeß, und die Staatsregierung 
ſchreibt ſich das Mecht nicht zu, welches der Herr Abgeord⸗ 
nete von Rabenau ihr zufpricht, ‚fie einfeitig zu ändern. 
Was die Sache felbft betrifft,,fo glaube ich, follte man.einer 
Reviſion der Gemeindeordnung nicht vorgreiten, ſondern die 
Frage dahin geftellt fein laffen, ob nad) den Beflimmungen, 
welche alsdann zu erwarten find, noch eine, Beſtätigung zu 
Gemeindeämtern. flattfinden fol oder. nicht. Der Art. 19 
der Gemeindeordnung gehört nicht hierher, denn bier hans 
delt ed fi) ‚nicht von der Beftätigung der Anftelung der 
niederen Gemeindediener, wovon in jenem Art. 19 die Rebe 
ift, fondern es handelt fich von der Beftätigung der Bür: 
germeifter. | 
Der Abg. Frank: Die pos. 4 ift, meiner Anficht nach, 
ohne Bedenken für. die Gemeindeordnung, fie berührt fie 
nur zufällig. Diefe Pofition beftimmt die Gompetenz ber 
Regierungscommiffionen und übergiebt ihnen Befugnifle, 
welche biöher von der höchſten Staatöbehörde ausgeübt wur: 
den. Es fol damit nur. gefagt werden, daß, wenn bie 
Staatöregierung ihr Necht der Anftelung und Beftätigung 
zu Gemeindeämtern ausübt, fie diefed Recht durch die Res 
gierungscommiffion ausüben läßt und daß die Anftelungen 
nicht durch die höchfte Verwaltungsbehörde vollzogen wer: 
den follen, L 


Zu pos. 5, 6 und 7 


wird nichtö bemerkt. 

Zu dem Schlußfaß des Artikels: 

Der Abg.. Elwert: In Beziehung auf die Ergänzung 
der Regierungdcollegien durch Sekretäre möchte ich mir eine 
Anfrage an den Herrn Regierungscommifläar erlauben. Sch 
finde ſehr viele Aehnlichkeit in diefem Entwurfe mit einem 
Bericht, den der jegige Herr Minifter von Gagern ale 
Abgeordneter auf dem Landtage von 1834 über die Orga— 
nifation der Verwaltungsbehörden im Jahr 1832 erftattet 
bat. Er fagt dafelbfi in einer Stelle, daß er. ed nicht 
zweckmäßig finde, daß das Inſtitut der Kreisiefretäre, wel 
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ches die Pflanzfchule für die Kreisräthe fein ſolle, aus 
Juriſten gebildet würde; er finde es zwedimäßiger, wenn es 
aus Beamten, die bei der Zuftificatur der Rechnungskammer 
gebildet worden find, ernannt würde. Wird vielleicht Diele 


- Idee zur Ausführung gebracht, jo wird e& doch wohl nicht 


angemefjen fein, Durch‘ Sekretäre die Räthe im Colleg in 
Berhinderungsfällen erfegen zu laflen. 
Der Herr Minifterialrath Maurer: Unter den Umftän- 
den, welche gegenwärtig obwalten, hat man bei diefer Be: 
flimmung die jeßige Kreiöfecretäre im Auge gehabt, deren 
Borbildung und bisherige Verwendung vollfommen beredy- 
tigt, fie mehr als Affefloren zu betrachten, denn ald eigent« 
liche Secretäre. Weiter hat man feine Betrachtung bei 
diefer Beſtimmung angeftellt. Ä 

Der Abg. Elwert: Meine Bemerkung ging nur da= 
bin, die Herren Regierungscommiffäre darüber um Aufflä- 
rung zu bitten, ob etwa nicht die Idee ded Ausfchußbes 
richts vom 3. 1834 bier verwirklicht werden ſoll. 

Der Herr Minifterialrath R. Maurer: Ich kann nur 
fagen,, daß dieß nicht hier in Betracht gefommen ift. 

Der Präfident: Und gefegt den Fall, man - würde 
ein folched Individuum ald Gecretär bei einer folchen Res 


‚gierungscommiflion anftellen, fo würde dasfelbe doch nie= 


mald Mitglied des Collegs werden fünnen, indem die Res 
gierungdcommiffion über Gegenftände zu entfcheiden hat, 
die dem bloßen Rechnungsmann unbekannt find. Ä 
Der Herr Minifterialraty Maurer beftätigt diefe Be: 
merkung. | 


Zu Artikel 10 
wird nichts bemerft, 


Zu Artikel 11. 


Der Abg. Frank: Diefer Artikel veranlaßt mich, von 
den befonderen Verhältniſſen des Menge etwad zu 
fagen. Wegen ded Hinterlanded follen, wie bier und da 
angedeutet und, wenn ich nicht irre, auch im Ausfchußbe: 
richt gefagt worden ift, eine befondere Einrichtung getroffen 
werden, welche aber doch mit den übrigen harmoniren fol. 
Sch glaube, daß diefer Lite Artikel namentlich benußt. wers 
den muß für mande Theile ded Hinterlandes, zunächſt für 
die Herrichaft Stter ‘oder den bisherigen Bezirk Vohl, 
welcher fich in eigenthümlichen Verhältniſſen befindet ſchon 
durch feine Lage, denn er liegt fo ifolirt, daß Wöhl von 


B 
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Battenberg, dem der Herrſchaft Itter ſich am meiſten 
nähernden Bezirk des Landes, acht Stunden Wegs weit 
entfernt iſt; manche Orte des Bezirks Vöhl liegen drei bis 
fünf Stunden weiter nach Norden, mithin von Biedenkopf, 
was demnächſt Sitz der Regierungsbehörde für das Hinter: 
land fein ſoll, bis zu 17 Stunden entfernt. In fo fern 
nun die Gefchäfte collegialifch betrieben werden, mögen die 
Bürgermeifter die gemöhnlichen Gorrefpondengen mit den 
Reyierungdcommiffionen führen. Andeffen muß doch für den 
Bezirk Vöhl vorerft wenigftens eine beiondere Fürforge ges 
troffen werden. Diefer Bezirk liegt nämlich nicht bloß vom 
Übrigen Hinterland getrennt, fondern er hat aud feine 
eigenthümlichen wirtbichaftlichen Einrichtungen und Bedürf— 
nifle. Er ift umgeben vom Waldeck'ſchen und Kurbefliichen 
Gebiet, und der Bezirk kommt daher mit dem Ausland in 
mannigfuhe Berührung. Es find aber nicht Beziehungen 
der einzelnen Drte, wo Durch die WBürgermeifter dad Nöthige 
bejorgt werden könnte, fondern für den Bezirk im Ganzen 
find mannigfaltige Intereſſen dem Auslande gegenüber zu 
wahren. Sodann hat der Bezirk fchon von Jahrhunderten 
her Einrichtungen, die ganz und gar abweichen von allen 
Einrichtungen der übrigen Bezirke ded Landes und damit 
in Verbindung ftehende eigenthümliche Gewohnheiten. Die 
Bewohner des Bezirks haben von jeher unter andern Vers 
hältnifjen gelebt, fie gehören auch zu einem andern deut⸗ 
fhen Volksſtamm, als die Bewohner ded übrigen Landes. 
„Man fpricht dort einen andern Dialekt, nämlich plattdeutich. 
Diefem Bezirk ift von dem vorigen Regime fehr wehe ge: 
than worden, indem ed Verwaltungsbeamte hingefegt bat, 
welde in ganz. andern Gegenden aufgewachſen, der Herr: 
ſchaft Itter nicht convenirende Lebensanfichten und Lebends 
hg in fi aufgenommen hatten, und welche der 

ureaufratifchen Routine wegen, die fie fich erworben hatten, 
beauftragt wurden, in dem Bezirk Vöhl die Verwaltung 
zu verfehen. Man hat eine längere Reihe von Jahren nö: 
thig, um bei gehöriger Beobachtung zu erkennen, auf wel: 
chen Berhältniffen die dortige Lebensanfichten, Sitten und 
Einrichtungen beruhen, und mit welcher Rückſicht man fie 
behandeln muß. Jene Beamten famen aber mit ihren An: 
fihten aus andern Gegenden dahin, griffen in die Stterer 
Verhältniſſe willkührlich zerftörend ein und verlegten tief 
den Charakter der dortigen Bewohner, der ein fehr ehrens 
werther ift, der durchaus nicht geeignet ift, ſich zu Eervi: 
lität hinzugeben. Die Berwaltungsbeamten haben über 


— 
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— Jahre ihre Gewalt dazu verwendet, die-Eimmohner 
ſervil zu machen, der Charakter der Einwohner hat wider: 
‚fanden, Ein großer Theil derfelben hat vorgezogen, lieber 
nach Amerifa überzuzieben, als fich ‚Die Kebensanfichten, die 
‚ihnen zur Gewohnpeit und zum Beditrfniß geworden waren, 
rauben zu laffen. Die Beamten haben daher, um ihr Sy: 
ſtem volftändig auszuführen, aus. fremden Gegenden zur 
-Servilität geneigte Menfchen kommen laſſen, umd ihnen 
unter irgend einem Namen und Zitel Anftelungen, Einfluß 
und Erwerb in dem Bezirk verſchafft. Für diefen Bezirk 
muß etwas befonderes geichehen, um Niedergeftoßened mies 
‚der aufzurichten und zu retten, was noch zu retten ift. 
Dazu ift kein großer Koftenaufmand nöthig; aber es muß 
nach Art. 11 dort Jemand auf einige Zeit als Einzelnbe— 
amter angeftellt werden, der die örtlichen Berbältnife vers 
ſteht, der dem Charakter und den Sitten der Einwohner 
die gebührende Achtung bezeugt, ihr Zutrauen ſich zu er 
werben weiß, und ihnen im Auftrage des Staats die Hand 
bietet zur Befeitigung der von der vorigen Verwaltung zus 
‚rüdgelaflenen ſchlimmen Einflüffe. | 

Der Ag. Elwert: Was. der Abgeordnete Franf be 
‚merkt hat, kann ich beftätigen und ich halte es fogar im 
‚Intereffe, daß ein aus der Mitte der Herrichaft Itter bers 
:vorgegangener Beamter als Organ der. Regierung dorf at 
‚geftellt wird. | 

Der Abg. v. Firnhaber: Sch unterftüße,diefen Wunſch 
‚ganz und gar; denn die Verhältniffe find dort ganz. anders, 
ald in den übrigen Zheilen des Landes, und fie bedürfen 
‚eine ganz vorzügliche Berüdfichtigung. 

Der Abg. v. Grolman: Auch ich beftätige die An 
gaben des Abgeordneten Frank, fomeit fie aus der ifolirten 
Lage des Bezirks Vöhl entnommen find. Wöhl ift, fo viel 
ich weiß, von Battenberg allein acht Stunden entfernt; 
von Battenberg bid Biedenkopf find wieder vier Stunden, 
macht zufammen zwölf. Nun kommt noch zu dem: Bezirk 
Vöhl dad fogenannte Kirchipiel Cimelrod, beftehend aus 
den Orten Hemmingbaufen, Deisfeld und Eimelrod; viele 
haben wenigftend 5—6 Stunden bid Vöhl zu gehen; denn 
fie liegen mitten im Waldeck'ſchen, und wenn fie nad Vöhl 
wollen, müflen fie über Korbach. Sie werden daraus er 
. mefjen, ‚daß der Sitz der Negierungscommiflion, wenn der: 
felbe nach Biedenkopf kommen follte, zu entfernt if. Der 
Abgeordnete Frank hat ganz richtig, namentlich auf die 
Berhältniffe mit dem Auslande aufmerkfam gemacht, denn 
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VBöht ift auf der einen Seite von Kurheſſen, und auf der‘ 
andern Seite von Walde umfchloffen. Hier gibt e& .mehr 
. als. fonft mannigfache Berührungen und Beziehungen‘; die 

oft augenblidliche Verfügung erfordern und erheifchen. Das 
rum wird es angemefjen fein, wenn ein Zofalbeamter für 
bie Herrſchaft Itter auch in Zufunft angeordnet wird. 

Der Abg. v. Firnhaber: Und ich möchte zu dieſem 
Bezirk einen. recht. vorzüglichen Beamten wünſchen; denn 
er iſt fo entfernt von den Übrigen Theilen des Landes, daß 
bei der. vermehrten Schwierigfeit der Controie es um fo 
nothmendiger ift, daß dafelbft ein vorzüglicher Beamter ans 
geftellt wird. Se, | | 

Der Herr Minifterialrath Eigenbrodt: Wenn von 
Sympathieen für bie: Herrichaft Itter die Rede ift, fo glaube‘ 
ich nicht, daß irgend ein Mitglied in diefer Verfammlung 
mich darin Überireffen wird. Sch ſtamme ſelbſt aus diefem 
Zanvestheil ber, habe meine nächſten Verwandten dort, und 
kenne die vortrefflihen Eigenfchaften der dortigen biederen 
Bewohner fehr. wohl. Allerdings macht die ifolirte Lage 
dieſes Landestheild es wohl wünſchenswerth, daß ein Be⸗ 
amter in feiner Mitte fet, aber ed ift auf der andern Seite 
zu bedenken, daß der Bezirk nur 5000 Einwohner zählt, 
und es wird fich nicht wohl auöführen laffen hier einen be— 
fonderen Beamten anzuftellen. Ä 
. Die Gründe, welche es räthli machen, überhaupt die 
“ Einzelbeamte abzufchaffen, möchten doch auch dort wohl 
den Ausſchlag geben. Die mannigfacdhen Grenzverhältniffe ' 
möchten künftighin weniger fchiwierig werden, wenn das Ges: 
- fühl der Gemeinfchaftlichfeit und der Einheit in Deutfchland, 
ftärfer wird, und es wird zu hoffen fein, daß alddann die 
nachbarlihen Reibungen die ed mitunter wünſchenswerth 
machen, einen Beamten in einem folchen Landestheile zu: 
haben, weniger eintreten. Ä 

Der Abg. Ramfped: Ich bin auch mit dem, was 
der Abgeordnete Frank in Bezug auf die Herrfchaft Itter 
vorgetragen hat, einverftanden. Diefem Wunſche ift fchon 
dadurch entgegen gefommen, daß in dem Art. 7 des Ents 
wurfs die Regierungscommiflion aus mehreren Mitgliedern 
zufammengefegt werden. Bon diefen Mitgliedern fönnte ein. 
Mitglied in Vöhl wohnen, und die Einrichtung könnte fo 
getroffen werden, daß, wenn collegialiiche Berathungen ftattz 
finden follen, vieler Einzelbeamte zu dem Ende nach Bies 
dentopf an den Hauptfiß der Regierungscommillion geben: 
muß. Durch diefen Vorſchlag ift beiden Wünfchen: abgehol: 
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fen, und es wird der Herrſchaft Stter ein ftändiger. Beamter 
in ihrer Mitte dadurd gefichert. - 

Der Herr Minifterialrath Eigenbrodt: E& wird dem 
MWunfhe, den der en Abgeordnete Frank geäußert bat, 
am Beften wohl auf. die Art abzubelfen fein, Daß von Zeit 
zu Zeit Mitglieder der MRegierungscommiffion in dem Bes 
zirk ’erfcheinen, dann wird man dem Syftem des Gefeßes: 
entwurfs nicht untren, und ed möchte dieß beffer fein, als 
die Einrichtung, welche der Herr Abgeordnete Ramſpeck 
vorfchlug, nämlich ein Mitglied der Commiſſion dort woh⸗ 
nen zu lafjen. 

Der Herr Minifterialrath Maurer: Der Herr Abges 
ordnete Frank hat ſich hauptlächlich auf die Eigenthümlich⸗ 
feit der Verhältniffe ded Bezirks Vöhl und auf die Bewoh— 
ner bezogen, und darauf feinen Wunſch gegründet. Demfel: 
‚ ben ift indeflen bereit8 durch den Artikel felbft begegnet, 
indem er afdeutet, daß man nicht allein Männer die im 
Staatödienft ftehen, Sondern auch befähigte Männer im 
Volke, aus dem Bürgerftande nah dem inneren Beruf, 
zur Vornahme einzelner Gefchäfte und Regierungshandlungen 
verwenden will. Es wird diefer Beftimmung ein Mittel an 
die — geben, gerade die Verhältniſſe des genannten 
Bezirks gehörig zu beachten und zu ſchoönen. Ueberhaupt 
ift ed fehr wünſchenswerth, daß auf diefe Meife durch die 
Verwendung von Leuten, die nicht im Staatödienfte ſtehen, 
die Handlungen der Regierungen volföthümlicher werden, 
daß die Behörden auf diefem Wege befjer aufgeklärt wer: 
den, und daß dadurch eine größere Theilnahme des Volkes 
an den Regierungds und Verwaltungsgeſchäften erzielt 
wird. | 

Der Präfident: Gerade die von dem Herrn Regie: 
rungdcommiflär berührte Beſtimmung ded Art. 11 hat mid 
befonderd angefprocden, und darauf follte eine Bemerkung, 
die ich in der Einleitung zur Discuflion über diefe Artikel 
gemacht habe, hinzielen. 

Der Herr Minifterialrath Maurer (fortfahrend): Es 
ift vielfah geäußert worden, die Anforderungen, melde 
von verfchiedenen Seiten ber an die Regierung gemadt 
werden, feien fo übergroß, daß auch der talentvollfte, der 
Benntnißreichfte Mann ihnen nicht genügen könne. Darin 
liegt fehr viel Wahres. Ein Verwaltungsbeamter fol ſich 
von der Einbildung frei halten, Alles felbft zu wiſſen; er 
kann nur dann feinem vielumfaflenden Berufe genügen, 
wenn er zu einem gerechten und erfprießlichen Refultat ver: 
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‚mittelt, was Andere in dem’ verfchiedenen fpeciellen Fächern 
beſſer leiften Fönnen, in. diefem Sinne hoffe ich namentlich 
viel Gutes von dieſer Beftimmung ded Art. 11 bei einer 
-richtigen Anwendung. | 


Der Abg. Frank: Sch habe daher auch gerade meine 
vorhinigen Bemerkungen an diefen Artikel angefnüpft, weil 
ich gar die Anficht Büße, welche der Herr Regierungscom⸗ 


miffär foeben ausgeſprochen hat. 
Zu Urt. 12. 
wird nichts bemerft. 
3u Urt. 13. 


Der Abg. Karl Zöpprig: Hinſichtlich der in Aus: 
führung des Rekrutirungsgeſetzes, der neuen Bezirkdeintheis 
lung entiprehenden Anordnungen möchte ich mir eine Ans 
frage erlauben, ob damit wohl gemeint ift, daß künftighin 
an dem Sige der Bezirfscommiffion auch die Refrutirung 
abgehalten werden fol, und ob man auch daran denkt, die 
Stelle eined befonderen Regierungscommiffärd für die Res 
Prutirung aufzuheben, und damit die Mitglieder der Regies 
rungscommiffton in den verfhiedenen Bezirksorten zu bes 
trauen. Diefe Rekrutirungen veranlaffen fehr bedeutende 
Koften, befonderd dadurch, daß man je einen Beamten aus 
‚Gießen, Darmftadt und Mainz beauftragt, die Rekrutirungen 

in der betreffenden Provinz abzuhalten, während. man furs 
zer Hand die Kreiräthe damit hätte beauftragen können. 
Soviel mir befannt ift, find je nad den Provinzen ſoeben 
35 bis 51 Tage nöthig, um die NRefrutirung im Großher: 
ogthum abzuhalten, während, wenn man nicht einen bes 
—— Commiſſär mitſchickte, die Rekrutirung zweifels⸗ 
ohne nicht nur ſchneller abgehalten, ſondern auch ſehr viel 
an Diäten geſpart werden würde. 


Der Abg. Krug: Dieſer Gegenſtand iſt ſowohl bei der 
Berathung über das Recrutirungsgeſetz, als auf ſpäteren 
Landtagen mehrmals reiflich erwogen worden; man bat es 
aber immer für nothwendig gefunden, ſchon der gleichförmi⸗ 
gen Geſchäftsbehandlung wegen nur einen Regierungscom⸗ 
miſſär für jede Provinz zu beſtellen. Jeder, welcher die betrefs 
-fenden Verhandlungen nachfieht, wird fich davon überzeugen, 
daß es nicht rathſam ericheint, diefen Commiſſär eingeben 
zu laffen und deſſen Functionen den Regierungscommiflios 
nen in den einzelnen Regierungsbezirken. zu übertragen. 
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Der Herr Minifterialtath Maurer: Bei dem Entwurf 
der bier in Rede ſtehenden Beftimmung, hatte man nur 
-Diejenigen Einrichtungen im Auge, die in Folge der veräns 
derten Bezirkdeintheilung nothwendig ‚geändert werden müf: 
fen, nicht aber gerade eine Aenderung des Necrutirungdwefens 
an fih. Der Herr Abgeordnete, Krug hat fhon darauf hin: 

erviefen, aus welchen Nüdfichten man geglaubt hat, einen 
etiutirungscominiffät für die ganze Provinz beftelen zu 
müffen. Da indeffen der Gegenftand zur Frage der Drgani—⸗ 
fation nicht aerade gehört, fo unterlafle id) ed, mich weiter 
darüber zu äußern. 

Der Abg. Ramfped: Meiner Anfiht nach wird in 
Zukunft dad Recrutirungdgeihäft von den Bezirfövermal: 
tungen beforgt werden können, und ein befonderer Recrutis 
rungscommiljär für die Zufunft nicht mehr nothwendig fein. 
Sm Jahr 1830, wo dad Recrutirungdgefeb erſchien, was 
ren die Geſchäfte den Beamten noch nicht fo befannt, wie 
jest, die Arbeiten find nicht fo Schwierig, fie find nach den 
darüber beftehenden Anordnungen fehr leicht, Jeder weiß 
genau, wie weit er zu gehen bat, fo daß eine große Ges 
lehrſamkeit nicht erforderlich ift, und ich flimme daher dem 
Vorſchlage ded Abgeordneten Zöpprig ganz bei, 

Der Herr Minifterialrath Maurer: Da der Gegens 
ftarid dennoch weiter berührt worden ift, fo muß ich zunächft 
‚gegen eine vernommene Xeußerung bemerken, daß den Kreids 
. ‚räthen nicht wegen Unfähigkeit das höchft einfache Geſchäft 
der Necrutirung entzogen fein konnte; vielmehr war die Ans 
ftelung eines Commiſſärs für.die ganze Provinz, befonderd 
durch die Rückſicht auf Gleihförmigkeit in der Behandlung 
ber Sache motivirt. or | 


Zu Artikel 14 
wird nicht3 bemerft. 


Zu Artikel 15. ... 

Der Abg. Cretzſchmar: Ich bin mit der Beſtimmung 
des Art. 15 nicht: einverftanden. So fehr fachgemäß es fonft 
auch ift, daß das Amt eined Mitgliedes des Bezirköraths 
für ein Ehrenamt erklärt ift, fo glaube ich doch nicht, daß 
fi) Semand 14 Zage lang fo leicht an einen Ort hinfegt, 
ohne Entſchädigung dafür zu befommen, Wir werden dann 
nur Bezirfsräthe befommen, Die aus reichen, vermögenden 
‚Leuten beftehen; ob diefelben aber auch immer dazu geeig- 
net fein mögen, dad: wahre Wohl des Bezirks zu vertreten, 
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das "möchte ich fehr bezweifeln. Es ift daher wohl in der 
Sache felbft begründet, daß man diefen Bezirköräthen eine 
Diätenvergütung zuweift und ich trage fogar darauf an, 2 fl: 
Diäten täglich zu beflimmen. Die Gefchäfte. ded Bezirks— 
raths werden mindeflend 14 age dauern, mit 2 fl, kommt 
einer nicht einmal überall aus, er braucht vielleicht mehr. 
Mir dürfen uns nur felbft Rechenſchaft darüber ablegen, fü 
» glaube ich nicht, daß die Mitglieder ded Bezirksraths mit 
2 fl. täglib volfommen ausfommen, wenn fie auch ihre 
Keifekoften davon beftreiten müffen. Die Koften werden 
auch bei diefer Diätenvermwilligung nicht fo hoch fein. Neh⸗ 
men wir eine 14tägige Dauer des Bezirksraths an und,’ daß 
zur Bezahlung der Diäten a 2 fl. etwa 150 Gemeinden 
concurriren, fo fummen bei einem Bezirksrath von 12 Mits 
gliedern auf eine Gemeinde etwa 3 — 31 fl. Wenn wir die 
Michtigfeit ded Amtes und die Gerinafügigkeit der Koften 
berüdfichtigen, die für die einzelnen Gemeinden entſtehen; 
wenn wir die Koften auf die Gemeinden ausſchlagen, fo ift 
mein Antrag auf Bewilligung von 2 fl. gerechtfertigt. Viel⸗ 
leicht könnte man die Diäten auch noch etwas geringer greis 
fen; aber jedenfalls follte man den Mitgliedern des Bezirks: 
rathd Diäten bewilligen. Sch ftelle hierauf förmlich den 
Antrag: 
er den Mitgliedern des Bezirförathd Diäten be= 
willigt und daß ihnen wenigftend 2 fl. verabreicht 
werden, einfchließlich der Reiſekoſten.“ 
Der Abg,. Behlen unterftügt diefen Antrag. Ä 
Der Abg. Hillebrand: Wenn ich mir in diefer Sache 
dad Wort erbitte, fo geſchieht e& deßwegen, weil ich eigents 
lich dasjenige Mitglied des Ausſchuſſes bin, welches bei dies 
fem Artikel urfprünglich die Minorität gebildet hat. Der 
Abgeordnete Mohr trat erft ſpäter meiner Abflimmung bei. 
Wäre die Einzelbeamtung eingeführt worden, fo würde id) 
weniger auf der Verwilligung von Zaggeldern beftehen, weil 
Dann weniger Zeit» und weniger Koftenaufwand nothwens 
Dig geworden wäre. Dadurch aber, daß Regierungscommif: 
ſionen befchloffen werden follen, nimmt die Sache eine ans 
dere Seite an. Die Entfernungen von den Sitzen der Re: 
gierungscommiffionen erfcheinen nun theilmeife fehr bedeutend; 
wir fönnen annehmen, daß fie oft 12 bis 14 Stunden be« 
fragen werden. Es mird alfo Mancher, der ald Mitglied 
des Bezirksraths zugezogen wird, ded Abends nicht wieder 
nad) Haufe gehen können, er wird vielmehr wochenlang, 
befonderö wenn mehrere- regelmäßige Berfammlungen des 
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Bezirksraths im Jahre ftattfinden follen, von feinem Wohn 
orte. entfernt bleiben müſſen. Sch will nicht. näher erörtern, 
was dadurch an Zeit und in anderen Beziehungen geopfert 
werden muß, es genügt, bloß im Allgemeinen auf diefe 
Punkte hinzuweifen. Ich habe nun aber für meine Mine: 
ritätdanficht Gründe zweifacher Art; ich möchte fie bezeichnen 
ald principielle und praßtifche Gründe. Was die 
erfteren angeht, fo liegen fie in dem Punkt der Rechts⸗ 
gleichheit. Es kommt nämlich bei diefem Bezirkörathe 
bauptfächlich darauf an, daß dad bürgerliche Element in 
feinem ganzen Umfang möglichft an der Verwaltung betheis 
ligt wird, Ohne Zaggelder muß aber, wie bereitö der Ab- 
geordnete Cretzſchmar bemerkt bat, die Theilnahme an dem 
Bezirksrathe vorzugsweiſe in die Hände der Reicheren, der 
‘"Bemittelteren fommen , oder der Notablen, wie man fid 
in dem urfprünglihen Borfchlage audgedrüdt hat. Schon 
diefe Bezeihnung an und für fich hat in unferer Zeit ihr 
Bedenkliches. Man follte diefen in der Gefhichte der Re 
volution bereitd ‚gerichteten Ausdruck jeßt am Wenigften ge: 
brauchen; man follte bloß fragen, wer ift tüchtig und fähig 
und wer hat durch feine fpeciele Befähigung und Tüchtig⸗ 
keit: Anſpruch auf diefed oder jenes Recht im Staate? Es 
wird alfo ohne Zaggelder, fo behaupte ich, dad Princip der 
Gleichheit, welches wir doch vorzüglich zu wahren haben, 
mefentlich gefährdet werden. In der Abfiht auf die prafs 
tifhe Begründung meiner Forderung habe ich hervorzu⸗ 
heben, daß ed gerade unter denjenigen Perfonen, welche 
weniger bemittelt find, Leute geben kann und wirklich gibt, 
welche in Beziehung auf die Gelchäfte ded Bezirfärathd im 
Bergleich mit den. fogenannten Notablen viel tüchtiger find, 
fowohl was Gefinnung, ald aud, was Befähigung betrifft. 
Wenn diefe nun, weil fie die Koften nicht tragen können, 
von diefem wichtigen Amte audgeichlojfen bleiben müſſen, fo 
wird dadurch das Gefchäft felbft bedeutend leiden können. 
Auch die Bemittelten werden, wenn fie wochenlang auf ihre 
eigenen Koften an einem fremden Orte verweilen follen, am 
Ende läſſig. Man bat dad Ehrenamt hervorgehoben. 
Meine Herren, ich halte außerordentlich viel auf die Ehre, 
aber Häufer baue ich nicht auf den Ehrenpunkt. Bei allen 
focialpraftifchen Unternehmungen und Einrichtungen ift es, 
meiner Anficht nach, die erſte Klugbeitöregel dad Intereſſe 
der dabei mitwirkenden Menſchen mehr oder minder zu bes 
theiligen.. Dad Intereſſe ift der Mittelpunkt, wovon die 
Beltrebungen in unferem focialen Leben vorzugsweiſe getra= 
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gen werden. Dürfte ich hier eine Autorität anführen, fo 
würde ich auf einem fehr geiftreichen franzöfifhen Schrifte . 
fieler des vorigen Jahrhunderts hinweiſen, der ja auch ſelbſt 
im Gebiete der Verwaltung bekannt ift und von : König 
Friedrich H. nach Berlin auf einen wichtigen abminiftrativen 
Poften gerufen wurde, Helvetius in feinem Werke de l’esprit 
de l’hamme vergleicht dad nterefle mit der Sonne. So: 
wie dieſe den Mittelpunkt bildet, um den alle Planeten fich 
bewegen, To fei es auch das Intereſſe, um welches fich alle 
menf&lichen Handlungen und Unternehmungen drehen. Ich 
fpreche hier aber nicht von dem rein egoiftifchen Intereſſe, 
fondern nur davon, daß der Menſch überhaupt bei praftis 
fen Fragen möglihft mit feinem Sntereffe betheiligt wers 
den muß. Man müßte nun, was unferen Gegenftand an: 
geht, die Taggelder freilich fehr mäßig greifen. — In Bel: 
gien befteht ein ähnliches Inftitut. Die Mitglieder befommen 
dort 5 Francs Taggelder, was für und allerdings zu viel 
fein’ würde. Ich glaube, daß bei uns 1 fl. 12 Er. oder 1 fl. 
30 fr. genüge. Man fol ja nichts dabei erfparen. Wir 
müflen annehmen, daß unter den Bezirföräthen Leute find, 
die feine großen Bedürfnijfe haben, und 1 fl. 30 fr. dürfte 
unter allen Umftänden hinreihen. Auch find die Orte, wo 
fie zu verweilen haben, meiftens folde, an denen ed nicht 
- fehr theuer ift. Für zu hohe Zaggelder dürfen wir und je: 
denfalls nicht enticheiden. Ob nun die Staatd: oder die 
Bezirkskaſſe dieſe Taggelder zu bezahlen habe, das ift eine 
Frage, über die ipäterhin zu verhandeln fein würde Für 
jeßt möchte ich das Amendement ftellen : | 
„daß den Bezirksräthen Zaggelder etwa im Betrage 
von 1 fl. 30 fr. bewilligt werden möchten. ” 
. Der Abgeordnete von _Steinherr unterftüßt dielen Ans 
trag. 
— der Präfident bemerkt, daß er in dem Bericht und 
in den Motiven den Ausdrud „Notablen“ nicht finde. 
Der Abg. Krug: In dem erflen Berichte, der ‚von dem 
weiten Präfidenten Wernher, ald Mitglied des dritten Aus— 
—* über den Antrag der Abgeordneten Emmerling x. 
auf. Aufhebung des Inſtituts der Kreisräthe, erftattet wor: 
den: ift, hat derielbe allerdings den Ausdrud Notablen ges 
braucht; allein in dem vorliegenden Geſetzesentwurf felbft, 
fowie in dem darüber erftatteten Bericht, kommt berfelbe 
nicht vor. Ä | 
‚Der Herr Minifterialraty Maurer: In den von der 
Staatöregierung mit dem Gejegesentwurf übergebenen Mo: 
Protololle z. d. Verb. d. 2. Kaın. II. Bd. > 
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tiven fommt allerdings der Ausdrud „Notablen* vor; allein 
in einem Sinne, gerade dem entgegengefegt, welchen vorhin 
der Herr Abgeoronete Hillebrand voraudgefegt hat. Zu dem 
Art. 21 bid 24 jagen nämlicy die Motive: 
Es find nicht, wie ed der Bericht des Ausſchuſſes 
andeutet, die Mitglieder der Gemeinderäthe, oder 
angelehene Notablen des Bezirks ald wählbar: bes 
zeichnet worden 1c, i 
Der Abg. Ramſpeck: Ich fchließe mich der Minorität 
ded Audfchuffes an und unterflüge namentlich den Antrag 
ded Abgeordneten Hillebrand, Die Zaggelder auf 1fl. 30 Er. 
zu beſtimmen. Es liegt, meiner Anfiht nach, im Intereſſe 
der Sache felbft, dieſen Bezirksräthen eine Meine Vergütung 
zu bewilligen. Es wird weit mehr Intereffe für die Sache 
bei den Mitgliedern des Bezirksraths erweden, wenn fie 
wiffen, daß fie aus ihrer Taſche nicht noch baare Zubuße 
zu der ohnehin von ihnen zu bringenden Zeitbuße leiften fol 
len, befonder wenn, wie bemerft worden ift, ‘nicht bloß 
aus dem Stande der Notablen, fondern überhaupt aus dem 
ganzen Bürgerftande Jeder, der qualificirt-ift, zu dieſem 
Amte gelangen kann. Daber ift e& wohl am Zwedmäßig- 
ſten, wenn der Vorfchlag des Abgeordneten Hillebrand von 
der Kammer genehmigt wird. | | 
Der Abg. Schend: Die Sache hat allerdings ihre 
zwei Seiten. Der Abgeordnete Hillebrand hat im einer 
glänzenden Rede fehr viele Gründe angegeben, welche dafür 
fprechen, den Mitgliedern des Bezirksraths Diäten zu bes 
willigen. Indeſſen kann ich demungeachtet nicht "dafür 
ſtimmen. W 
Meine Herren, wir haben vorzüglich unſere finanzielle 
Lage ind Auge zu faſſen, dieſe iſt nicht fo glänzend, wie 
die Nede des Abgeordneten Hillebrand. Bedenken Sie, 
meine Herren, mad wir an Koften für Abgeordnete aufwen: 
den. Wir fenden Abgeordnete in die Nationalverfammlung 
nab Frankfurt, wir fenden Abgeordnete auf den Laridtag 
nah Darmftadt und nun auch noch in Vie Bezirferäthe: 
Die Koften für die bei dem erfteren find ſchon fo bedeutend, 
daß wir fie nicht noch dur Diäten, weldbe wir den Be 
zirföräthen geben wollen, vermehren“ follen, daß man wer 
nigftend einmal den Verſuch machen fol, einen Bezirksrath 
ohne Diätenbezug zu creiren, ob nicht die Ehre auch ſchon 
binreicht , räftige und tüchtige Abgeordnete zu erhalten, ob 
fie nicht ſchon hinreicht, die Leute zur Annahme dieſes Be⸗ 
rufs zu bewegen. I 
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Sehen wir nach der Provinz Rheinheflen, dort befteht 
ſchon länaft ein Inftitut, wobei feine Diäten gegeben wer: 
den, nämlid) das Inſtitut der Geſchwornen. Diefe werden 
nicht bezahlt und müſſen doch oft 14 Tage lang bis tief: in 
die Nacht hinein functioniren und deffenungeachtet wird ihnen . 
weder für ihre Bemühungen, noch flr ihren Zeitaufwand, 
noch für ihre Koften etwas vergütet 

Der Abg. von Steinherr: Gerade das Veifpiel, 
welches der Abgeordnete Schend fo eben angeführt hat, 
möchte gegen ihn fprechen; denn ich habe in Rheinheſſen 
früher fehr viele Klagen und Beſchwerden gegen den Um» 
fand ‚gehört, daß die Geſchwornen feine Vergütung erhiels 
ten. Diefer Mißſtand iſt indeflen feit Emanirung des neuen 
Griminalgefegbuches weniger fühlbar geworden, indem dar: 
nach die Competenz des Aflifenhofd auf fo wenig Fälle be 
ſchränkt ift, daß die Sigungen der Affifen nur 3 bis 4 Tage 
in der Regel anhalten, und es ift auch eben die Folge diefer 
Einrichtung, Daß bisher nur aus den Notablen die Gefchwors 
rien entnommen wurden, und daß aber die Unbemittelten 
ganz davon ausgeichloffen waren, ein Verhältniß, das wir 

ewiß bei den Bezirksräthen nicht wollen; denn wir wollen 
in den Bezirfsräthen das Volk vertreten fehen und zwar in 
feinem ganzen Umfange, nicht bloß den Stand der Notablen, 
und ich bin überzeugt, wenn Sie feine Zaggelder bewilli— 
gen, fo werden fi die Bezirksräthe demnächſt nur als 
Mitglieder einer Kafte hinftellen, da fie nur aus den Be: 
figenden und Wermögenden hervorgehen werden. Sm Uebri: 
gen hat der Abgeordnete Hillebrand ven Gefichtöpunft bereits 
fo gründlich beleuchtet, daß ich es für überflüffig halte, dar: 
über noch etwas zu jagen. Ich glaube jedoch, es ift noth: 
wendig, daß die aufzunehmende Beftimmung genau präcifirt 
wird, um fpäteren Mißverftändniffen vorzubeugen, und fo 
bemierfe ich denn noch zu Protofoll, daß natürlich nur die 
auswärts wohnenden Mitglieder des Bezirksraths Taggelder 
beziehen können, daß aber die an dem Site des Bezirköraths 
felbft wohnenden Mitglieder deffelben, wie fi von ſelbſt 
verfteht, Peine Diäten erhalten. 

Der Abg. Karl Zöpprig: Eine Bergütung von 1 fl. 
30 Er. ift feine Vergütung; das will nichts heißen und es 
entfpricht dieß auch nicht der Anficht des Abgeordneten Hille: 
brand, da fie, die Vergütung, zu geringfügig ift, um das 
Intereſſe der in den Bezirksrath ald Mitglieder. gewählten 
Bürger zu regen, vielmehr diele nur der Ehre wegen thätig 
fein müßten. Der Abgeoronete Schend bat „ganz richtig 
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ſchon hervorgehoben, daß die Sache ihre zwei Seiten ‚habe. 
Wenn man bedenkt, daß der Bezirkörath doch eine höhere 
Behörde fein fol, ald etwa der Gemeinderath, daß ed ſich 
bei dem Bezirförath fehr oft von Beſchwerden der Gemein: 
den, wie Einzelner ded ganzen Bezirks gegen die vorgefehte 
Regierungdbehörde handelt, und daß, da der Bezirksrath 
mehr allgemein die auf den Bezirf Bezug habenden Gegen» 
‚ fände zu berathen und zu begutachten hat, wozu eine höbere 
Bildung gehört, fo ift ed gerade zu wünfcen, daß mehr 
Gebildete in den Bezirksrath kommen, melde ſich eher 
unter den Bemittelten finden werden. Es ift nach meiner 
Meinung nicht zu fürchten, daß der Befisftand allein oder 
zu überwiegend in dem Bezirksrath vertreten fein wird. 
Männer aber, die ſich vorzugsweife für den Bezirförath eig: 
nen, werden fich wahrlich nicht durch den 1 fl. 30 fr. Diäten 
beftimmen laſſen, darin zu wirken, fie werden es auch ohne 
dieß thun. 

Der Abg. Cretzſchmar: Ich wünſche doch, daß man 
auf dem von mir vorgefchlagenen Anfa von 2 fl. Diäten 
beftehen bleiben möchte. Ich habe ſchon auseinander gelegt, 
wie wenig auf eine Gemeinde fommen wird. Es werden 
etwa 150 Gemeinden in einen Regierungsbezirk fommen 
und eine Gemeinde kaum 3 bis 31 fl. beizutragen haben 
und jede wird mit dem größten Vergnügen ihren Beitrag 

dazu geben, um die zum Bezirförath Abgeordneten zu uns 
terflügen. Die Gründe, Die ich geltend gemacht habe und 
die auch von dem ei ren unterflügt wor 
den find, find fo überwiegend, daß ed auf die paar Gulden 
gar. nicht ankommen kann. 

Der Abg. Hillebrand: Der Abgeordnete Zöppritz 
meint, 1 fl. 30 Er. fei nicht zu viel, Es fommt aber nur 
darauf an, was für Leute-wir ald Mitglieder des Bezirks 
raths in Audficht ftellen. Sch denke, wir dürfen voraus: 
feßen, daß in den Bezirksrath Männer kommen, die, nicht 
gewohnt find, eben großen Koftenaufmand zu machen, 
fchlichte Landleute; dieſe werden mit 1 fl. 30 fr. recht gut 
audfommen. Diele tägliche Vergütung ift für manden auf 
dem Lande ſchon ald eine ganz erfledliche anzufehen. Weiter 
bat der Abgeordnete Zöpprig gemeint, e& fei wohl fehr wün- 
ſchenswerth, daß in die. Bezirföräthe, da fie vorzugsweiſe 
nur allgemeine Gegenflände zu berathen haben würden, vors 
nehmlich nur gebildete Leute treten möchten, Ich darf wohl 
auch hier wieder vorausſetzen, daß der Abgeordnete Zöppritz 
dad Volk beffer Fennt, als ih. Allein ich erlaube mir Doch 
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anzuführen, daß ich, ſelbſt aus dem Wolke hervorgegangen, 
daffelbe nach vielen Seiten hin fennen gelernt -habe. Frei: 
lih mag in der langen Zeit, während welcher ich weniger 
mit ihm in Berührung gefommen bin, mir Manches nicht 
mehr fo gegenwärtig fein, indeß im Allgemeinen- erinnere 
ich mich deutlich gehug, daß auch in den unteren Schichten 
ded Volkes eine Züchtigfeit und eine Befähigung der Ges 
finnung zu treffen ift, welche völlig berechtigt, an der Be: 
rathung der fraglichen Gegenftände Theil zu nehmen und 
dieß felbft in. einem höheren Grade, ald es in der gebildeten 
Sefelfchaft der Kal if. Und dann find ed ja auch nicht 
bioß allgemeine Gegenftände, die zur Sprache fommen wer; 
den. Es wird fih in der Wirklichkeit ſchon zeigen, daß die 
Thätigkeit des Bezirksraths über die Grenze der bloßen 
Allgemeinheiten weit . hinausgehen muß, daß viele Punkte 
ur Beratbung fommen werden, Die, obwohl an und für 
fich nicht von allgemeiner Natur, doch mit den allgemeinen 
- Berhältniffen mehr-oder minder zufammenhängen, wie fidh 
denn überhaupt. dad Allgemeine von dem Belonderen nicht fo 
fireng trennen läßt, wie der Abgeordnete Zöpprig denkt. Sch 
kann mich daher unmöglich damit einverftianden erklären, daß 
man vorzugsweiſe die gebilveteren Klaflen bei der Wahl des 
Bezirksrathes berüdfichtigen ſolle. Zugleich erlaube ih mir 
noch, dem Herrn Regierungscommiſſär gegenüber eine Be: 
richtigung hinfichtlich des Ausdrudd: „Notablen.“ Es fommt 
diefer Ausdrud in der von mir getadelten Bedeutung freis 
lih nit in dem Entwurf vor, eben fo wenig im. legten 
Ausſchußbericht, wohl aber in dem urfprünglichen Bericht 
des dritten Audfchufles, mo es heißt: a 


„Der Bezirksrath ſoll hervorgehen durch Wahl au 
den Gemeinderäthen und den Notablen des Bezuks.“ 


Sch habe mir diefe Stelle gleich bezeichnet, um bei der 
Berathung darüber meine Bemerkung zu machen, ic war 
durch Krankheit verhindert, eben an der erften bezüglichen 
Berathung Antheil zu nehmen. 


Der Abg. Frank: Ach finde die Gründe, welche der 
Abgeordnete Hillebrand für feine Anſicht angeführt hat, den 
Bezirkövertretern Diäten zu geben, überwiegend. Auch bat 
er gehörig bemiefen, daß ein mäßiger Betrag von 1 fl. 30 Fr. 
dem von dem Abgeordneten Cretzſchmar vorgeichlagenen 
Betrag von 2 fl. vorzuziehen if. Ich werde hiernach mit 

dem Vorſchlag ded Abgeordneten. Hillebrand flimmen, vors 
auögefeßt, daß er feinen Antrag fo präcifirt, ‘daß die im 
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Orte felbft Wohnenden von dem Diätenbezug audgefchloffen 

bleiben, wie der Abgeordnete von Steinherr bereitö.bemerft hat. 
Der Abgeordnete Hillebrand beftätigt die erwähnte Vor: 

ausſetzung. | | 

Der Abg. Frank: Die Ausgabe, welche dadurdy vers 
urjacht wird, mag fie nun aus Gemeinde», aus Bezirks: 
oder aus Staatdmitteln gefchehen, ift wirklich unbedeutend, 
Ich habe, fie mit einem Multiplicationserempel berechnet, 
worin ich angenommen habe, daß 14 Zage jährlich zu den 
Sitzungen des Bezirförathd verwendet werden, Während 
diefer Zeit befäme ein Mitglied des Bezirksrathes nach dem 
Antrag ded Abgeordneten Hillebrand 21 fl, und wenn man 
12 Bezirkövertreter armimmt, fo fäme im Jahr die Summe 
von 252 für einen Regierungdbezirf heraus. Wenn nun 
die Provinz Oberheffen 4 Regierungsbezirke bekommt, fo 
beträgt dieß zufammen 1008 fl., wovon dann für diejenigen 
Mitglieder ded Bezirksraths, die im Verſammlungsorte felbft 
wohnen, die Diäten wierer abgehen. Sch kann alfo bei 

diefem Vorſchlag durchaus feinen. Anftand finden. 
Der Abg. Chr. Zöpprig: Um die gegenfeitigen An— 
ſichten zu vermitteln, ſtelle ich dad Amendement: | 

„die Staatöregierung zu ermäctigen, den Bezirks— 
räthen eine mäßige Diätenvergütung zu gewähren, 
wenn fie ed nach den gerechten Erfahrungen für räth⸗ 
lidy finden follte.” 

Der Aba. Zulauf: Sch flimme mit dem Entwurf und 
mit der Majorität. des Ausfchuffes und fchließe mich ebenfo 
vollflommen demjenigen an, was der Abgeordnete Schend 
bemerft bat. Unfere finanziellen Verhältniſſe find fchlecht 
genug, ohnehin ift ja die Einrichtung nur eine proviforifche, 
kafjen wir es daher dabei, wie fie die Staatöregierung vor: 
geichlagen hat. Wird in Zufunft es für nothwendig ers 
Fannt, daß Diäten bewilligt werden, fo fann man es immer 
noch thun, aber für jest bin ich nicht dafür. 

Die Staatöregierung trägt in dem vorliegenden Falle 
auf Erfparniß an, wenn nun die Stände diefen Antrag 
zurüdweifen wollten, fo würde dieß feinen guten Eindrud 
machen. Sch bleibe daher bei dem Entwurf ſtehen und 
hoffe, daß auch die Kammer dabei ftehen bleiben wird. 

: Der Abg. von Rabenau (Legationdfefretär): Im 
Königreih Württemberg befteht bereitd dad Snftitut des 
Bezirförathd lange Jahre in ähnlicher Weife, wie hier in 
Vorſchlag gebracht wird, und man ift dort außerordentlidy 
zufrieden damit. Es wäre intereffant, wenn die Beftim: 
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mungen, ‘die darüber. in Württemberg befteben, ‚der Kam: 
mer mitgetheilt werden fönnten, und ich erlaube mir daher 
die Anfrage an die Herren Regierungdcommifläre, ob die 
württembergifchen Beſtimmungen bei Abfafjung des Ent: 
wurfd vielleicht vorgelegen haben, und ob in Württemberg 
Diäten gegeben werden? | 

Der Herr Minifterialratb Maurer: Sch bin nicht 
davon unterrichtet, ob in dem Königreiche Württemberg ein 
Diätenbezug ftattfindet, aber es ift mir mohl befannt, daß 
dad Königreib Württemberg eine eigenthümliche Einricb: 
tung in der Oberamtöverfaffung bat. Wir haben im Großs 
berzogthume nur Gemeindeverwaltungen, außerdem Staats: 
verwaltungen. Es hat biöher Fein Verband zwilchen 
mehreren Gemeinden für eine gemeinfame Verwaltung be 
ftanden, wie in Württemberg. Wenn daher die Mitglie: 
der der Oberamtöverfammlung Zaggelver beziehen, fo find 
auch deren Amtöverrichtungen andere, ald die ded Bezirke: 
raths. Es ift ferner in den Motiven ſchon angeführt wor 
den, daß in Belgien die Mitglieber des. Provinzialratbe 
eine Vergütung befommen, aber auch in Belgien ift die 
Verfaſſung eine ganz andere, Der Bezirksrath, den wir 
bier bilden wollen, ift vorzugsweiſe beftimmt „ Gonflicte auss 
zugleichen, wofür wir bei und feinen andern Meg baben 
finden können. Es ift darum bis jest nicht die Abficht 
der Regierung geweſen, beiondere Bezirföverwaltungen zu 
bilden, Dazu Fönnte man erft ipäter gelangen, wenn fich 
dad Bedürfniß dazu unter der Wirkfamkeit des: Bezirksraths 
ergibt. Darum * die Vergleichung mit Belgien.und Würts 
temberg nicht ohne Bedenken, die Verhältniſſe ftimmen nicht 
in allen Punkten überein. Daß übrigens die vorliegende 
Frage ihre. zwei Seiten bat, ift in den Motiven ebenfalld 
anerkannt. Ich läugne nicht, daß ich das Zeitgemäße und 
bie Lebensfähigkeit des Inſtituts fehr gerne der Probe un» 
terworfen fehen möchte, ob fich Zeute finden, die Gemeins 
finn genug haben, um ohne Vergütung ein Amt diefer Art 
zu übernehmen. 

Der Herr Minifterialratb Eigenbrodt: Die Staats: 
regierung legt kein wefentliched Gewicht darauf, wie diefe 
Frage entichieden wird, und es geht dieß auch ſchon aus 
den Motiven zu dem Art. 15 hervor, worin am Schluffe 
auf Belgien hingewieſen iſt, wo die Mitglieder der Provin: 
zialräthe eine Zaggebühr von 5 Francs beziehen. Sch will 
aber nur noch auf Folgendes aufmerffam machen. Wer 
freie Einrichtungen haben will, muß vor allen Dingen Ge» 
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meinſinn und Aufopferungsfähigkeit haben, und wir werden 
uns vergebens bemühen, freie Einrichtungen zu verfchaffen, 
wenn wir diefe Eigenfchaften im Wolfe nicht vorfinden oder 
fie nicht bei ihm zu ermeden im Stunde find. Die Anficht, 
wonach ‚dad Intereſſe der Mittelpunft der menſchlichen Bes 
firebungen und Unternehmungen fein fol, ift eine Anficht, 
zu der ich mich niemald befennen werde, fondern ich gebe 
mich der Hoffnung hin, daß e8 immer noch etwas Höhered 
gibt, zu dem der Menfch hinauf: blidt, weldyes ihn bei feis 
nen Handlungen leitet. Wie Übrigend auch die Frage ent» 
fchieden werden mag, fo zweifle ich nicht daran,‘ daß das 
Volk die tüchtigften Leute herauszufinden wiffen wird, mö⸗ 
gen fie nun Diäten befommen oder nichtz und daß gewiſſe 
Eigenfchaften nothwendig find, damit die Geichäfte eines 
Bezirksraths mit Erfolg übernommen werden können, dar: 
über fann wohl Niemand zweifelhaft fein. — 

Der Abg. von Günderode: Sch will weder I fl. 
30 fr. noch 1 fl. Diäten geben, fondern gar nichts, und 
werde daher den Artikel annehmen, wie er im Entwurf 
ſteht. Bewilligen wir hier Diäten, fo wird man von allen 
Seiten in den Bezirfsrath gewählt 8 werden ſuchen, es 
gibt dann eine Diätenjägerei. Die Beſorgniß, daß dann 
der Arme gar nicht gewählt werde, theile ich nicht, denn 
follte Semand, der dad Zutrauen feiner Mitbürger befigt, 
und in den Bezirförath; gewählt wird, :zu arm fein, um die 
Koften eines vierzehntägigen Aufenthaltd an einem fremden 
Drte zu tragen, To wird es genügen, ‚wenn feine Wahl: 
männer ihm das Erforderliche zufchießen, damit er dad Amt 
übernehmen Tann. Mit dem, was der Herr Regierungds 
commiffär erklärt hat, bin ich einverftanden. Man foll auf 
den Patriotiömud vertrauen, daß fih Männer genug finden 
werden, die dad Amt mit Freuden umfonft-übernehmen, und 
nur ein foldher wird zum wahren Vortheil des Volkes 
fprechen. Diejenigen aber, weldye gar. nichts befigen, und 
die nicht fo viel aufopfern Fönnen, werden auch nicht ges 
wählt werden, weil fie felten die erforderlichen Fähigkeiten 
haben werden. 

Der Abg. Schend: Der Grund der Minorität de 
Ausfchuffes beruht darauf, daß man die Armen unterflügen 
will, daß man die Armen nicht audfchließen will. Meine 
Herren, ich glaube, diefer Zweck wird doch nicht erreicht, und 
die Sorge ift doch wieder nur für die Meicheren. Gewöhn⸗ 
ih, wenigſtens ift ed im Lande fo, der Aermere auf dem 
Lande kann ſich die Bildung nicht verfchaffen,: die erfordert 
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wird, um in diefem Bezirksrath zu erſcheinen, er wird alſo, 
weil er dieſe Bildung nicht hat, auch nicht in den Bezirks— 
rath hineingewählt werden. ‘E35 wird dazu nur. der Reichere 
ewwählt werden, geben Sie Unterflügung oder geben Sie 
eine. Nach dieſem Geſichtspunkt aber forgen die Reichen 
nur für fih, wenn fie Diäten in Anfpruch nehmen. 
Der Abg. Volhard: Die Wahlbezirfe werden 100 
"und mehr Gemeinden enthalten, und ed müßte in der That 
fehr übel im Lande ftehen, wenn man in fo vielen Gemein 
den nicht 12 — 24, ja nicht 50 bis 100 tauglihe Männer 
finden follte, die geneigt und im Stande find, dem gemei: 
nen Beften ein Eleined Opfer zu bringen, dad Amt eines 
Bezirksraths unentgeltlich zu übernehmen. 


Zu Art. 16 im Allgemeinen. | 
Der Abg. Krug: Ehe die Berathung auf die einzelnen 
Pofitionen diefed Artikels übergeht, erlaube ich mir die 
Kammer mit einem Antrag bekannt zu machen, den. id) 
fielen will, und der eine wefentliche Mlodification des Artis 
kels bezwedt. Mein Antrag geht dahin: 
1) der pos. 3 ded Art. 16 des Gefegedentwurfs folgen: 
den Zufat beizufügen: | | , 
»„Befteht der Streit zwifchen Gemeinden verfchies 
dener Regierungdbezirke, fo hat dad Minifterium 
ded Innern nach qutächtlicher Anhörung der beiden 
betreffenden Bezirköräthe zu entſcheiden.“ — 
2) Die pos. 4 des Art. 16 zu ſtreichen und ſtatt deſſen 
nach pos. 7 als pos. 7a zu ſetzen: 
„Zur Begutachtung bei Streitigkeiten über Ge: 
marfungöverbältniffe. 

Bei befirittenen Gemarkungsverhältniſſen unter 
Gemeinden, oder Gemeinden und anderen Gemars 
fungsinhabern verſchiedener Regierungsbezirke 
hat der Staatsrath nach gutächtlicher Anhörung 
beider betreffenden Bezirksräthe zu entſcheiden.“ 

Für den Fall, daß dieſer mein Vortrag zur pos. 4 des 
Art. 16 nicht angewendet wird, ſtelle ich eventuell den weis 
teren Antrag, folgenden Zufagartifel ald Art. 16a oder 
befier als Art. 18a einzufchalten: | 

„Gegen die Entſcheidungen des Bezirksraths ſteht den 
Betheiligten der Recurs zu. Derfelbe muß jedoch bin: 
nen 10 Sagen nach erfolgter Bekanntmachung der Ent: 
fcheidung, bei der Regierungdcommiflion angezeigt und 
binnen weiteren 20. Tagen entweder mündlich zu Proto⸗ 
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koll oder fchriftlich gerechtfertigt werben, worauf ſämmt⸗ 
tihe Verhandlungen unaufgefordert binnen 8 Tagen 
und zwar in den Fällen sub pos. 1, 2, 3 und 5 an 
dad Minifterium des Innern, im al der pos. 4 an 
den Staatörath, ald die betreffende höhere Snftanz: 
bebörde, zur weiteren Entſcheidung berichtlich einzufens 
den find. 

Der Präfident eröffnet hierauf die Berathung über die 

einzelnen Pofitionen ded Art. 16. 


Zu pos. 1 und 2 
wird nichts bemerft. 
Zu pos. 3 

Der Abg. Krug: E35 fcheint mir, daß im Entwurf 
der Fall überfehen ift, wo der Streit zwifchen Gemeinden 
aus verichiedenen Regierungsbezirken beftehtz denn alddann 
kann nicht, wie die pos. 3 ihrer allgemeinen Faſſung nach 
beftimmt, der Bezirförath des einen betreffenden Regierungs⸗ 
bezirtö, fondern, analog der Beflimmung im zweiten Sat 
der pos. 4, nur die den verfchiedenen Regierungsbezirken zu« 
fammen vorgefegte höchſte Werwaltungsbehörde nach guts 
ächtlicher Anhörung der verfchiedenen betreffenden Bezirks⸗ 
räthe entjcheiden. Sch trage daher darauf an, der pos. 3 
folgenden Zufag zu machen: 

„Befteht der Streit zwiſchen Gemeinden verſchiedener 
Regierungöbezirke, fo hat dad Minifterium ded Innern 
nach gutächtlicher Anhörung der Bezirköräthe in den 
betreffenden verfchiedenen Regierungsbezirken zu ents 
ſcheiden.“ 

Der Antrag wird unterſtützt. 

Der Herr Miniſterialrath Maurer: Allerdings iſt die 
Lücke, auf welche der Herr Abgeordnete Krug hingewieſen 
hat, nicht zu verkennen. Sie in dem Entwurf vorhan⸗ 
den. Es kann der Fall vorkommen, daß zwiſchen Gemein⸗ 
den verſchiedener Regierungsbezirke ein Zwiſt entſteht oder 
eine Frage der unter pos. 3 bezeichneten Art zu löſen iſt, 
und dafür bezeichnet allerdings der Entwurf den gehörigen 
Ausweg nicht. Eine Entſcheidung auf das Gutachten der 
beiderſeitigen Bezirksräthe iſt dann allerdings auch das An⸗ 
gemeſſene. Es kann aber nicht wohl dieſe Entſcheidung in 
die Hand des Staatsraths gelegt werden; dahin gehört die 
Entſcheidung eines Streits über einen Rechtsanſpruch, nicht 
aber die Löſung einer Frage der Zweckmäßigkeit, mit Rück⸗ 
fiht auf das allgemeine Bedürfniß, wovon hier die Rede ift. 
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Der: Abgeordnete Krug bemerkt, daß er gerade die Ent: 
ſcheidung in die Hände des Minifteriumd gelegt haben wolle. 


| Bu Art. 16 pos. 4. 

Der Abg. Krug: Der Gefeßedentwurf ift bier offenbar 
weiter gegangen, als der dritte Audfchuß nad) den in feis 
nem Bericht über den Antrag der Abgeordneten Emmers 
ling ıc. gegebenen Andeutungen gewollt hat; er ift meiner 
Anficht nach bier zu” weit gegangen, wenn er auch die Ent⸗ 
fheidung über beſtrittene Gemarfungsverhältniffe dem 
Bezirkörath zuweiſt. Ohne Frage gehören dergleichen Streis 
tigfeiten zu den allerverwideltfien. 

Jeder, der fchon einmal damit. zu thun gehabt hat, 
weiß, daß ed im der Regel auf Auslegung alter zweifel: 
hafter Grenzreceffe und fonftiger Urkunden anfommt, wozu 
gediegene juriftiiche Kenntnifje gehören ; e& find Augenſcheine 
nothmendig, es müſſen Grenzfleine gehoben, Unterlagen uns 
terfucht und weitläufige Zeugenverhöre vorgenommen wers 
den, e& wird dabei häufig, ganz. wie in andern Procefjen, 
fchriftlich durch Öffentliche Anmälte verhandelt, weil es fich 
meiftend um bedeutende Objecte handelt, und es fcheint mir 
daher nicht angemeffen, die Entfcheidung über fo verwidelte 
KRechtöverhältniffe einfachen Landwirthen, und aus foldyen 
wird denn Doch die Mehrzahl eined Bezirksraths beftehen, 
die zumal ald Drtsbürger der betheiligten Gemeinden bei 
der Sache felbft intereflirt fein können, zu überlaflen. Bis⸗ 
ber haben über ſolche Gemarfungöftreittgfeiten biö zu dem 
Jahr 1830 die Gerichte entfchieden, und meiner Anficht 
nach gehören vor dieſe auch foldhe Streitigkeiten, weil es 
fi dabei immer um Mein und Dein handelt. 

Später hat darüber der Aominiftrativjuftizhof, der mei: 
ſtentheils aus juriftifchen Mitgliedern beſteht, in erfter und 
zweiter Inſtanz der Staatörath, zu welchem, wie Sie Alle 
wiſſen, die .tüchtigften und geachtetften Zuriften der hieſigen 
Refidenz berufen zu werden pflegen, entichteden. 

Mir fcheint e& daher, wie gelagt, nicht wohl anzugehen, 
die Entfcheidung über folche verwidelte Streitigkeiten, zu: 
mal ohne einen NRecurd zu geftatten, dem Bezirksrath zu 
überlaffen; ich bin vielmehr der Anficht, ed in Liefer Bes 
jiehung vor, der Hand bei dem Beftehenden zu laflen, In 

r Provinz Rheinhefien würde alfo in erfter Inftanz die 
Regierungscommiflion,. diesſeits vorerft noch der Adminiſtra⸗ 
- tiojuftighof, und fpäter, wenn er aufgehoben fein wird, die 
betreffende Negierungscommiflion, in zweiter Inſtanz das 
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gegen der Staatsrath entſcheiden. Da aber, wo ein Streit 
zwiſchen Gemeinden, oder Gemeinden und andern Gemar: 
tungsinhabern aus verfchbiedenen Verwaltungdbezirken ents 
fteht, gehört, wie e& der Entwurf vorfieht, die Enticheidung 
vor den Staatörath. Hierauf geftügt, ftele ich den Antrag: 
Die pos. 4 ded Art. 16 zu flreichen, und ftatt deſſenen 
pos. 7 alö pos. 7a zu eben: 
„Zur Begutachtung bei Streitigkeiten über Gemar: 
kungsverhältniſſe. | 
Bei beftrittenen Gemarkungdverhältniffen unter Ge: 
meinden, oder Gemeinden und anderen Gemarfungd» 
inhabern -verfchiedener Regierungdbezirfe hat der 
'Staatdrath, nach gutächtlicher Anhörung beider betref: 
fenden Bezirköräthe, zu entfcheiden.” m. 

Sollte Übrigens die Kammer darauf nicht eingehen, dann 
würde mein, -ebenfalld von mir bereitd vorgelefener, even: 
tueller Antrag folgen, daß man, wenn der Bezirkörath in 
nn Fällen entfcheiden fol, jedenfald einen Recurd ges 

atte. - 

Der Abg. von Riedeſel: Ich bin ganz einverftanden 
mit dem Abgeordneten Krug, und will nur kurz darauf 
aufmerffam machen, welche ungeheure Schwierigkeiten und 
um großen Theil felbft Rechtöungleichheiten daraus entfte 
ben werden, wenn der Bezirfsrath ald entſcheidende Be: 
hörde auftreten würde. Sch habe mir gedacht, daß man 
immer davon ausgehen müfle, daß der WVBezirförath mehr 
gutächtlih, oder auf den Vorfchlag beider Partheien mehr 
vermittelnd oder vergleichend einmwirfen fünne, daß aber 
jedenfalld gegen den Ausſpruch des Bezirksraths ein Recurs 
an die höhere Behörde offen gehalten werden müffe. 


— Ich unterſtütze daher die Anträge des Abgeordneten 
Krug. 

Der Abg. Schenck: Ich kann den primären Antrag 
nicht unterſtützen. Ich bin zwar Juriſt, und man ſollte 
glauben, daß ich nun auch der Meinung ſei, daß hier nur 
Juriſten entſcheiden könnten. Auch iſt es wahr, daß bier: 
bei oft Fragen vorkommen, die juriſtiſcher Natur find. 
Deflenungeachtet bin ich der Meinung, daß auch Nichts 
juriften entfcheiden können. Denn es ift nicht immer nötbig, 
daß nur Juriften juriftifhe Fragen enticheiden.. Eine Ent» 
ſcheidung nach billigem Ermefjen ift mir hier lieber, als 
die Entſcheidung der Suriften, und ich glaube, daß wir 
und deßfalls für den Gefegedentwurf audiprechen follten. 
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Die meiften Fragen können aud in dem unterftellten 
Fall von Suriften, gemöhnlidy nach materiellir Gerechtigkeit, 
ar nicht entfchieden werden, fie werden nur formell ent 
chieden, und damit ift auch nicht, der Gerechtigkeit gedient. 
In Beziehung auf die Frage, ob dem Bezirkförath auch das 
Recht der definitiven Enticheidung eingeräumt werden, oder 
ob ‘ein Recurd zuläflig fein follte, bin ic im Augenblid 
zweifelbaft. 

Der Präfident macht den Redner auf den Sinn des 
Antragd des Abgeordneten Krug aufmerkfam. 

Der Abg. Krug: Ich habe nicht behauptet, daß nur 
Auriften im Stande feien, Proceffe der Art zu fchlichten. 
Ich bin vielmehr mit dem Abgeordneten Schend einver: 
ftanden, Daß es eine Menge Sadyen gibt, die weit beffer 
von Nichtjuriften entichieden werden, und babe deßhalb zu 
den Beflimmungen der pos. 1, 2 und 3 meine Zuftimmung 
ertheilt. Allein bei der Pofition 4 handelt es fih um Mein 
und Dein, oft um eine ganze Gemarfung, und welde 
Schwierigkeiten dergleihhen Proceffe, über welche in der 
Regel hohe Aktenſtöße erwachfen, bei der Entſcheidung dar— 
bieten, das weiß Jeder, der nur einigermaßen damit zu 
thun gehabt hat. | 

Der Abg. Schend: Wenn die Entfcheivung dem Ber 
zirförath übertragen wird, werden fo hohe Aftenftöße wie 
früher nicht mehr erwachlen. 

Der Herr Minifterialrath Maurer: In der That liegt 
ein Gegenftand, worüber nur Nechtögelehrte enticheiden kön⸗ 
'nen, bier nicht vor. Wenn wir auf das fehen, was denn 


die Streitigkeiten über Gemarkungsverhältnijle vorzugsweiſe 


hervorruft, namentlidy die Streitigkeiten über Die Stage, ob 
ein beftimmter Diftrift eine befondere Gemarfung bilve, oder 
nicht — denn die weit minder wichtige Frage, ob ein Ber 
zirk diefer oder jener Gemarkung angeböre , fommt viel fels 
tener vor — fo liegt die Veranlaſſung zu ſolchen Streitig 
keit immer darin, Daß der eine Theil fich der Beſteuerung 
in einer Gemeinde entziehen will. ˖ Für die meiften Bezirke, 
hinfichtlich deren Diefe Frage zur Sprache kommt, wird aber 
früberhin allgemeine Stenerkreibeit beftanden haben. Es 
fehlt alfo aus der früheren Zeit, in welcher überdieß die 
Grundlagen für die Beitragdpflicht zu den Communallaften 
andere waren, an allen Merkmalen, welche gegenwärtig in 
dem Sinne, wie die Sache zur Sprache kommt, irgend eine 
Bedeutung haben können. Wenn früher ein Bezirk über: 
baupt keine Steuer zu bezahlen hatte, fo konnte von dem 
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Eigenthümer deffelben gegenüber einer benachbarten Gemeinde 
wohl diefed oder jened zugelaflen werden, ohne eine Folge 
in Rüdfiht auf Beitragspflicht daraus erwarten zu müffen. 
Hätte eine foldye Folge davon, die Zuziehung zur Befteue: 
rung, 'voraudgeleben werden können, fo. würde der Bethei— 
ligte vieleicht Manched nicht zugegeben haben. Umgekehrt 
kommt daffelbe in Betracht. Die Gemarkungsgrenzen bilden 
den Bereich der politifhen Gemeinden, das Gebiet, auf wel- 
ed fich die Gemeindeverwaltung in dem ihr gefeßlich er: 
theilten, fo viele Sntereffen umfafjenden weiten Umfang er: 
firedt. Wenn nun die Sntereflen fich fin "diefem Bereich 
ausgleichen follen, fo muß dabei in Betradht fommen, ob 
man gegenfeitig auch die Werbindlichkeiten erfüllen kann, 
die aud dem Gemeindeverbande hervorgehen, ob die Laſt, 
die auf der einen Seite zu übernehmen ift, durch entfpre 
enden Vortheil auf der anderen aufgewogen wird. Die 
Sache ift viel mehr politifcher ald yrivatrechtlicher Natur. 
Wenn man fidy bloß daran halten könnte, was die Grenz: 
fteine oder andere leicht erkennbare Umftände ergeben; wenn 
die Merkmale mit denjenigen zufammenfallen könnten, welche 
für die Eigenthumägrenzen entfcheidend find, Dann würden 
fiher Rechtögelehrte allein die competenten Richter fein. Das 
ift aber bei den Gemarfungdftreitigkeiten nicht der Kal. 
Darum glaube ich nicht, daß aus den bisherigen Entichei: 
dungen wahres materielled Hecht hervorgehen konnte. Die 
Gefahr, daß gerade bei der gewillenhafteften Erörterung und 
Beurtheilung der-einzelnen an fich zu dem gefuchten Schluffe 
doch nicht führenden Fakten, aus der Behandlung der Fälle 
dur Zuriften nach der Regel des Procefled das materielle 
" Unrecht hervorgehe, lag immer fehr nahe. Darum fonnte 
man der Anficht fein, daß. von dem Bezirförath ein gefuns 
deres Urtheil zu erwarten fei, als von Quriften. 

Der Abg. von Grolman: Go fehr ih auch mit 
Sntereffe den Bemerkungen zugehört habe, welche uns der 
Herr Regierungscommillär foeben mitgetheilt hat, fo muß - 
ich doch, geftüßt auf meine amtliche Erfahrung, demjenigen 
vollfommen beiftimmen, was der Abgeordnete Krug bemerft 
und worauf er angetragen hat. Ich erkenne fehr wohl an, 
meine daß die Entfcheidungen ded gefunden Men: 
fchenverftandes hier des Bezirksraths in mannigfachen Bes 
iehungen vielleicht beſſer und treffender ausfallen, ald wenn 
* von gelehrten Juriſten ausgegangen wären. Aber hier 
handelt es ſich um einen Gegenſtand, wozu nicht bloß der 
geſunde Menſchenverſtand und Kenntniſſe des Lebens aud: 
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reichen, fondern wozu ein bewaffnete Auge gehört. Sch 
kenne Feine Materie, welche fchwieriger für die rechtliche 
Behandlung ift, als gerade die Gemarfungdfrage Meine 
erren, .ich Eenne fie aus Erfahrung, weil ich biöher die 
hre hatte, außerordentlihed Mitglied ded Staatsraths zu 
fein, der in der Recursinſtanz über die Gemarfungdver: 
bältniffe zn enticheiden hat. Wor der Gemeindeordnung und 
dem Geſetz von 1830, wodurd die Gemarfungdverhältnifle 
beftimmt wurden, war der Gegenfland wenig praftiich, er 
wurde. ed erſt, ald die Gemeinden aufmerffam wurden und 
die Frage bei ihnen entftand, ob nicht ein ihnen nahe lies 
gendes Gut jegt auch zu ihren Gemeindelaften beizuziehen 
fei, weil fie ed als zu ihren Gemarkungen gehörend betrach> 
teten. Sie finden, meine Herren, in der Juriöprudenz über 
die Gemarfungsverhältniffe, infofern die Gemarkungen durch 
die Berwaltungdgrenzen conflituirt worden, fie finden darz 
über in den juriftifchen Bibliotheken nichts. Der willen: 
ſchaftlich audgebildete Zurift muß ſich in dieſer Materie erft 
ſelbſt Licht verichaffen und muß die Grundfäge durh Stu 
dien feftftelen, von welchen die richtige Prüfung und Be: 
handlung der Sachen abhängt. Außerdem ift die Behand 
lung der Sachen eine rein procefjualiihe. Es muß oft auf 
Beweid erfannt werden. Der Beweis wird nun angetreten‘; 
er fann ed auch hier mit Zeugen, mit Urkunden u. f. wo. 
Alles diefed in Berbindung mit Augenichein. Sie finden 
bier‘ alle Abfchnitte ded Beweidverfahrend; ed gibt eine Be: 
weisantretung, ein Beweisproductiondverfahren und ein 
Hauptverfahren, das liegt in der Natur eined rechtlichen 
Berfahrend. Ich frage Sie, wenn Sie auf diefe nur we: 
nige Bemerkungen, die ich bie Ehre gehabt habe, Ihnen 
aus meiner Erfahrung vorzulegen, zurüdbliden, wie iſt der 
Bezirkörarh im Stande, hier. allem dem Genüge zu. leiften, 
was zur Leitung und Entſcheidung fo ſchwieriger Rechtsver⸗ 
häitniſſe, wie die Gemarfungdfragen ausmachen, erfordert 
wird? : Das ift nicht möglich, und warum nit? Weil dieß 
Kenntniſſe vorausfegt, Die nothmwendig erft Durch Bildung 
in der Wiffenfchaft erlangt werden und die nicht die Mäns 
ner befigen, welche zum Bezirksrath berufen werden; ich 
habe wenigftens die fefte Heberzeugung davon. Der künftige 
Bezirksrath wird ein Inſtitut ausmachen, vor dem ich meis 
nen. Hut abziehe; ich. habe die der, worauf er beruht, 
geh ‚wie ich davon Kenntniß erhielt, mit Wärme aufgegrifs 
‚ ich habe mich davon überzeugt, Daß. dDiejes zu fchafr 
fende Inſtitut der. gegenwärtigen Zeit Rechnung trägt, in 
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dem ed auf volföthümliche Elemente bafirt iſt und dadurch 
der Gemeingeift fünftig nur gefördert und lebendiger: werden 
wird. Aber was dieſen fpeciellen Punkt, die Gemarkungs⸗ 
verhältniffe, anlangt, da kann der Bezirförach nicht wirken; 
Gutachten kann man ihn wohl erftatten lafjen, aber.er fann 
kein rechtlidyed Verfahren ausführen. und kann nicht ent 
ſcheiden; und darum muß ich "dem Antrag beiflimmen, wels 
sben der Abgeordnete Krug vorhin geſtellt hat. 

Der Herr Minifterialrath Cigenbrodt:. Ich möchte 
die Kammer bitten, den Entwurf anzunehmen, wie er von 
der Staatöregierung vorgelegt worden ift. Diefer vierte Sag 
zerfällt in zmei Theile. Der erfte redet von denjenigen Ge: 
marfungöftreitigfeiten, welche erft künftig anhängig wer» 
den und der zweite von ‚den bereit anhängigen Proceſſen. 
Es gründet ſich diefe Unterfcheidung darauf, daß die Bezirks: 
räthe demnächſt diefe Gegenftände ganz anders behandeln 
müſſen und ganz anderd behandeln werden, ald tichterliche 
Behörden. Dieſe Sachen find früher bei den ordentlichen 
Gerichten, -fpäter bei dem Aominiftrativjuftizhof und dem 
Staatdrath anhängig geweſen. Es hat fürmliche rechtliche 
Verhandlungen darüber gegeben, wie der Herr Abgeordnete 
von Grolman fie gefchildert hat. Ich habe. ald praktiicher 
Qurift felbft mehrere foldyer Källe behandelt. Sch Tann aber 
verfichern, daß ich mich dabei überzeugt habe; daß dad mate 
viele Recht nicht zu Tage gefördert wird. Ed kommt immer 
darauf an, wem der Beweid zufällt und der Beweid wird 
regulirt nach zufälligen Umftänden, nicht. nach innerer Noth» 
wendigkeit. Darum beflimmt der Entwurf, daß diejenigen 
Streitigkeiten, welche bereitd anhängig find, bei denjenigen 
Behörden erledigt werden follen, wo fie anhängig find, weil 
aber die Bezirköräthe dieſe Sachen Ipäter ganz anderö bes 
handeln müſſen. Die Bezirköräthe werden über diefe Sachen 
forechen, wie eine Sury, und ed ift auch in der That -ein 
Gegenftand, der nicht anderd, ald wie durch die Enticheidung 
einer Jury erledigt werden kann. Nur der gefammte Ein: 
drud, welchen die Berhältniffe und Umftände der Sadye 
machen, fann hier den Ausjchlag geben. Die Staatöregies 
rung. ift überzeugt, daß dieſe Sachen in beſſeren Händen 
find, wenn fie von dem Bezirksrath entichieden werben und 
fie. bittet daher, den Entwurf anzunehmen, wie er vorliegt. 

Der Abg. Keil (von Fürtb): Sch erkläre. mich: eben 
fald mit dem Entwurf einverftanden, und zwar. aud dem 
Grunde, weil die Zuriften ſelbſt häufig in diefen praftiichen 
Sachen das Urtheil nicht finden können, fie. müflen body 
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von Feldgefhwornen und anderen Erperten fih Gutachten 
abgeben laſſen, worauf fie ihre Enticheidung gründen. 
— kann der Bezirksrath recht gut hier entitheidenb 
daſtehen. 

Der Abg. Schenck: Ich bin nun auch entſchieden da= 
für, dem Bezirksrath die definitive Entſcheidung zu laſſen. 
Gerade die Gründe, welche der Abgeordnete von Grolman 
angeführt hat, überzeugen mich dafür. Er bemerkt ſelbſt, 
für die gelehrteſten Juriſten ſei es die größte Schwierigkeit, 
dieſe Fragen zu entſcheiden, eine Entſcheidung wäre für die 
Juriſten kaum möglich. Meine Herren, nehmen wir ſie 
daher den Juriſten, geben wir fie Anderen, welche nach bils 
ligem Ermefjen entfcheiden. Ich fege übrigens voraus, daß 
der Bezirförath vorher gehörig inftruirt ift, um entfcheiden | 
zu Fönnen. Es werden alfo auch Fünftig vorher Zeugen 
. vernommen, Urkunden von beiden Xheilen beigebracht und 
ed wird dem Bezirksrath darüber ein Vortrag erftattet wers 
den, es werden vieleicht beide Intereſſenten zur Verhandlung 
gezogen, wenn dieß anderd die Verhältniffe- erfordern wers 
den, und ich bin biernach der Anficht, daß der Gerechtigkeit 
am meiften damit gedient fein wird, wenn man den Bes 
zirkörath und zwar definitiv enticheiden läßt. 

Der Herr Minifterialrath Maurer: Allerdings liegt, wie 
der Herr Abgeordnete Schend bemerkt, in demjenigen, was 
der-Herr Abgeordnete von Grolman zuvor gefagt hat, gerade ein 
enticheidender Grund dafür, Gemarfungödftreitigkeiten an den 
Bezirksrath zu verweilen, weil eben das pofitive Recht und 
die juriftifche Wiſſenſchaft den Suriften hierin verläßt. Das 

egen bat es feinen Anftand und ed ift eine natürliche 
Borausfegung, daß die Thatſachen, worauf der eine oder 
der andere Theil ſich berufen will, erwiefen werden müſſen, 
Daß jeder Theil dad Recht haben muß, zur Vorbereitung 
der Entiheidung ein Verfahren zum Beweiſe folcher hats 
- fachen zu veranlafjen. Dieß kann aber ohne die Mitwirkung 
der Bezirköräthe gefchehen; es muß gefchehen, wenn ihm 
der Bezirkörath auf den Vortrag der Sache feine Entfchei: 
dung gibt; dafür können audy die Formen gelten, wie für 
andere Beweiſe. : 

Der Abg. Hillebrand: Sch bin ebenfalls für den 
Entwurf, und zwar hauptfählid aus den Gründen, welche 
zulegt von dem Abgeordneten Schend und dem Herrn Mi: 
niſterialralh Maurer entwidelt worden find. Namentlich 
fcheint mir. der Gefichtöpunft der Sury höchſt bezeichnend, 
und wäre mir nicht der Herr Minifterialrath Eigenbrodt mit 

Protokolle z. d. Verh. d. 2. Kam. IL, Bd. 6 


50 - Protokoll. 56 x 


feiner Bemerkung zuvorgefommen, ſo würde ich dieſelbe 
gemacht haben. Sch glaube, daß wir von diefem Geſichts⸗ 
punkte aus die Frage am richtigften betrachten und enticheiden. 
Der Abg. Buff: Sch werde ebenfalld für den Ents 
wurf flimmen, jedoch aus einem anderen Grunde, nämlicdy 
deßwegen, weil fonft diefe Adminiftrativjuftizfachen wieder 
an die Verwaltungsbehörden gewiefen werden.” Die Erfahs 
rung, die ich wenigftens gemacht habe, hat gezeigt, daß 
diefe Behörden zur Leitung und Entfcheidung von Rechts⸗ 
ftreitigfeiten eben nicht fehr geeignet find. Ihre Mitglieder 
haben häufig Feine genauere Kenntniß von den Grundfägen 
des Procefied gehabt, oder foldhe aus Mangel an Uebung 
wieder vergeffen, und fo zeigt es fich denn, daß ihre Pros 
ceduren fehr oft gegen die erften Regeln des Proceffed vers 
fioßen, oder daß fie diefelben ganz und gar außer Augen 
gefeßt haben. Unter folchen Umftänden ift e& befler, daß 
derartige Adminiftrativjuftizfachen vor einem Bezirförath 
entfchieden werden, deflen Enticheidungdnorm in dem fchlich: 
ten und gefunden VBerftande ded Bürger befteht. Früher 
war dad Verhältniß ganz anderd; fo lange diefe Sachen von 
den Gerichten, an die diefelben, meines Erachtens, gehören, 
entfchieden wurden, wurde nach proceflualifchen Grundfägen 
verfahren und auf diefem Wege wenigftend dad formelle 
Recht erzielt. Diefed genügt aber; denn was in jedem 
Falle materiellen Rechtend fei, zu beflimmen, dafür wird 
ed nie und nimmer ein audreichended Verfahren geben. 
Der Abg. v. Grolman: Wenn ed. nach dem Regierungd« 
vorfehlag geht, dann wird ed fich doch, meiner Anficht nach, 
von felbft verftehen, daß diejenigen Mitglieder der Bezirks⸗ 
. räthe ausfallen, welche von denjenigen Gemeinden gemählt 
find, welche mit einander ftreiten. Diefe fönnen natürlich 
keine Entfcheidung in dem Bezirkörath geben, weil fie in 
eigner Sache enticheiden würden, dann aber' kann e& leicht 
dahin kommen, daß der Bezirkörath ergänzt werden müßte. 


Zu Urt. 16 pos. 5. 
wird nichtd bemerft. 


Zu pos. 6. 

Der Abg. Behlen: Ich wünſche, daß auch hier dem 
Bezirförath rine entfcheidende, anftatt bloß eine begutachtende 
Stimme gegeben wird. 
| Der Abg. Schend: Ich habe auch im Ausfhuß für 
das hierauf gerichtete Amendement geftimmt, und ich glaube, 
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‚ih habe es fogar veranlaßt. Sch muß jedoch geftehen, es 
find mir ingwifchen einige Bedenken aufgeftoßen, indem fich 
namentlich hier die verfchiedenen Intereſſen der Orte durch: 
kreuzen können. Ih will den Fall annehmen, die Stadt 
Mainz wollte ein Octroi haben. Das Intereffe der Stadt 
ift aber häufig ganz verfchieden von dem ded Landes und 
die Sache könnte fich dann fo geftalten, daß die Stadt 
‚ mit dem beften Willen Bein Dctroi fich verfchaffen Fönnte, 
weil die Landesbewohner, die die Mehrheit im Bezirfärath 
bilden, ed nicht wollen. Dieſes Bedenken tft mir inzwifchen 
gekommen. Man follte daher hier den Bezirkeräthen, wie 
der Gefeßedentwurf will, nur eine begutachtende Stimme 
- geben. 
i Mehrere Abgeordnete erklären ſich damit einverftanden. 
Der Abg. von Riedeſel: Sch möchte hier ebenfalls 
darauf antragen, daß man den Bezirfärath nur gutächtlich 
höre. Außerdem ftele ich aber auch nody den Antrag: in 
der pos. 6 die Worte: „Octroi oder andere” zu ſtreichen. 
Denn ich bin im Pricip gegen jeded Octroi. Es fprechen 
hierfür ſchon manche politifhe Gründe. Wir haben mittelft 
des Zollvereind und anderer flaatlichen Einrichtungen die 
Zolftätten und Schlagbäume zwilchen den verfchiedenen Läns 
dern in Deufchland- faft ganz fallen laſſen. Wollen wir 
nun von Neuem anfangen, Schlagbäume zwifchen den Städ- 
ten ded eigenen Landes zu errichten, liegt denn darin eine 
Gonfequenz? Ich fage nein! Es ift im Gegentheil ein ders 
artiger Beſchluß ſchaͤdlich fogar für die Stadt, worin Octroi 
beſteht. Denn er ruft, da die Beitreibung nicht mit fo 
vielen Schwierigfeiten verbunden ift, gar häufig einen Leichte 
finn in der Gemeindeverwaltung hervor, der derfelben nichts 
weniger ald Vortheile aus den ftädtifchen Octrois ermwachfen 
läßt. Außerdem werden gemeinhin Gegenflände mit dem 
Octroi belegt, die zum Lebensbedürfniß für ale Klafjen der 
Bevölkerung unumgänglich nothwendig find, wie Brod, 
Holz, Gemüfe, =leifch ıc. wodurch dad Leben in den Städ: 
ten fehr vertheuert wird und zwar gerade für den Theil 
der Bevölkerung, für den eine Preisermäßigung dringend 
‚geboten wäre. Es gehört diefe Bemerkung freilich, ſtrenge 
genommen, nicht hierher, ich hielt e8 aber dody am Platze, 
bier gine Bemerfung darüber zu machen, und wenn bie 
Sache Anklang finden follte, fo werde ich fpäter, wenn 
auch nicht gerade auf Aufhebung der beftehenden, doch ges 
gen die fünftige Einführurig von neuen Detroid einen Ans 


trag ftellen. 
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Der Herr Miniſterialrath Eigenbrodt: Die hier in 
Rede ftehende Beſtimmung de3 Entwurfs gründet fih auf 
den dermaligen Stand der Geſetzgebung. Nach der Ges 
meindeordnung Fann ein Octroi mit Bewilligung der Regie: 
rung eingeführt werden. Uebrigend hat dasjenige, was der 

err Abgeordnete NRiedefel foeben im Allgemeinen über ftäds 
tifche Octrois bemerkt hat, gewiß fehr viel Wahres in fich 
und verdient eine ernfte Erwägung. Eben fo richtig ift es, 
daß bei ſolchen Detrois die Sntereffen der Commune, welche 
ed erheben will, mit dem Sntereffe ded umliegenden platten 
Landes in Conflict gerathen Fönnen. Gerade weil dieß aber 
der Fall ift, follte weder einer ſolchen Stadt oder Gemeinde 
die alleinige Entfheidung über die Einführung eines Octrois 
überlaffen, noch die Einwilligung ded Bezirksraths dazu 
“erforderlich fein. Wie jetzt die Gefeßgebung ftebt, glaube 
ich_daher, daß der Entwurf den Vorzug verdient vor dem 
Amendement, welches der Ausſchuß vorgefchlagen hat, und 
man follte dabei ftehen bleiben. Wohl aber verdient erwos 
gen zu werden, ob man nicht die Bewilligung von Dctroid 
überhaupt an die landfländifche Zuſtimmung fnüpfen fönnte 
und ob man die dermalige Gefeßgebung über Octrois fo 
laſſen ſoll, wie fie if. Es ift dieß ein Gegenftand, der 
bei der Revifion der Gemeindeordnung zur Sprache fommen 
wird. \ 

Der Abg. von Steinherr: Ich bin mit dem Aus: 
fhuß in der Haupffache nicht einverftanden, wenn er bes 
hauptet, die Octrois feien mehr eine Befleuerung der Bes 
wohner der Umpgegend, als derjenigen Gemeinden, worin 
diefe Abgaben erhoben werden follen. Denn ich behaupte, 
wenn auch Diejenigen, die den Markt in der Stadt befus 
chen, beim Eingang Octroi entrichten, fo werden fie den 
Betrag diefer Abgabe wieder von den Sonfumenten erheben, 
indem derjenige, der etwas zu Marfte bringt und eine Ab— 
gabe am Thore zu bezahlen hat, dieſen Preis auf die 
Waare Schlägt, die er verkauft. Ich bin der Anſicht, daß 
ein Octroi immer nur eine bloß umfchriebene Umlage iſt, 
welche man von den Ortseinwohnern felbft erhebt. Wir 
haben in der Gemeinde Bingen weder Octroi, noch Umlas 
gen. Aber es wird bald nothwendig werden, daß wir da: 
felbft neue Einnahmequellen fchaffen, weil die gegenwärtigen 
Einnahmen zur Bezahlung der Ausgaben nicht mehr hin: 
reihen; und ed ift fchon oft die Frage geweſen, zu welchen 
Mitteln man greifen fol, ob zu Umlagen, oder zu einem 
‚Detroi. Im Allgemeinen hat ſich die öffentlihe Stimme zu 
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Einführung eines Detrois entfchieden, weil die Bezahlung 
eined Octrois weniger empfindlich, als wie eine directe Um: 
lage ericheint. 

Der Abg. Bolhard: Der Ausfhuß ſchlägt nidht vor, 
die Entfcheidung der Frage, ob ein Octroi einzuführen ift 
oder nicht, dem Bezirförath zu überlaffen, fondern er will 
nur ein Octroi nicht eingeführt fehen ohne Zuftimmung des. 
Bezirksraths. Er erfchwert alfo die Einführung von Octrois 
im Berbältniß zum Gefegesentwurf, der nur ein Gutachten 
des Bezirksraths will. Darum werde id für ‚den Vor: 
ſchlag des Ausfchuffes ſtimmen, indem ich im Allgemeinen 
gegen jedes Octroi bin. Wenn man den Armen, den Hand: 
werfer, den Arbeiter erleichtern will, wie dieß dann. jegt 
offenbar im Gebot der Nothwendigfeit ift, fo muß man 
vor allen Dingen davon abftehen, die nothwendigften Lebens: 
bedürfniffe unter irgend. einer Form zu vertheuern. 

Der Abg. Ramfped: Ich kann mit dem Vorfchlage 
des Ausfhuffes nicht .einverfianden fein. Das Octroi ft 
eine indirecte Abgabe, die immer von, der "Willfür des 
Einzelnen abhängt, ob er nämlich einen dem Dctroi unter: 
worfenen Gegenftand fich anichaffen will oder nicht. Es 
fönnen Gegenftände, als dem Octroi unterworfen, bezeich» 
net werden, bei denen eö gewiß gerechtfertigt erfcheint, z. B. 
Lurusartifel, daß fie mit Dctroi belegt werden. Wenn 
aber feine Octrois eingeführt werden dürften und ed müß- 
ten alle Ausgaben, die fonft dadurch eingebracht würden, 
nah) den Grund:, Gewerb: und Perfonalfteuerfapitalien um: 
gelegt werden, fo würden fih mehr Belchwerden darüber 
erheben. Dieß ift offenbar. Sch bin daher der Anficht, 
daß wir hier den Entwurf annehmen und den Vorfchlag 
des Ausſchuſſes verwerfen 

Der Abg. Frank: Ich erkläre mich für die Anſicht, 
welche der Abgeordnete Volhard ausgeſprochen hat und 
werde mit dem Ausſchuß flimmen. Was übrigens der Abs 
geordnete von Steinherr und andere, die dem Dctroi das 
Wort reden, gelagt haben, widerſpricht der Erfahrung. 
Menn bei dem Dctroi nicht vorzugsweiſe oder ganz befon: 
derd auf die Beiträge gerechnet würde, welche die Nicht: 
ortdeinwohner zu geben haben, dann müßte in unferem 
Land auch fchon an vielen Gemeinden, wohin wenige oder 
feine Fremde kommen, Dectroi verlangt worden fein. Aber 
es find nicht foldhe, die Octroi verlangen, fondern e& find 
Städte, wie Mainz, Offenbah, Gießen, Alsfeld. Dabin 
fommen viele fremde Leute; an ſolchen Orten, die von 
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weniger Fremden befucht werden, auf den Dörfern, wird 
gewiß Fein Octroi begehrt. Sch glaube daher, daß für die 
Anficht des Abgeordneten von Steinherr nicht die Erfah: 
rung fpricht. R 

Der Abg. Karl Zöpprig: Sch werde für den Ent: 
wurf flimmen und theile ganz die Anficht des Abgeordneten 
von Steinherr. Man Fann nicht annehmen, wie der Aus: 
ſchuß bemerkt, daß durch das Octroi die umliegenden Ges 
genden befteuert würden, im Gegentheil, man will durdy 
Einführung eines Octrois eine Abgabe von den Einwohnern 
auf leichtere Weile erheben, und die Abficht bei Einführung 
ded Octrois war vorzugsweife wohl nur die, die Wohle 
habenderen dadurch zu treffen... Man hat freilich das Octrot 
auf mande Lebend: und Nahrungsmittel gelegt, die der 
ausihhließliche WBeftandtheil der Nahrung der Armen find; 
daran hat man übel gethan, Sch würde 3. B. auf Mehl, 
FR: fein Dctroi legen; aber es gibt noch andere Gegen: 

Ande, wie Kleifh, Eier, Gemüſe, Wein, die hauptſächlich 
von den Bemittelten genoffen werden und die gut eine Be: 
fleuerung vertragen Fönnen. Ä 

Wenn der Abgeordnete von Miedefel bemerkt hat, daß 
die Einführung von Octrois nicht mit dem Streben ver: 
träglich ſei, alle Binnenzölle aufzuheben und die Zölle an 
die Grenze zu verlegen, fo bin ich ganz mit ihm darin 
einverftanden, glaube aber, daß wir vorerft wegen diefes 
Strebens die Detroid in Städten nicht werden aufheben 
fönnen. Wenn wir einmal ein andered Steuerſyſtem 
haben, wenn die Steuern auf- dad Einfommen audges 
fchlagen werden Eönnen, fo wird das Octroi auch in den 
Städten entbehrlich werden, da dann die Reichen und Bes 
mittelteren durch das fie rechtmäßig treffende Normalfteuers 
Fapital zur Bezahlung der Steuern und Umlagen in grös 
Berem Maßſtabe, als jett, herbeigezogen werben, , 

Der Abg. Krug: Auch ich werde für die Propofition 
der Staatöregierung und gegen den Antrag des Ausfchuffes . 
flimmen. Abgefehen davon, daß die Sache nicht fehr praßs 
tiſch iſt, indem, fo viel ich weiß, das Minifterium bisher 
nur aus den allertriftigften Gründen in einer Gemeinde die 
Einführung eined Dctrois geftattet hat, follten wir ed um 
fo mehr bei dem Entwurf belaffen, ald nah den Motiven 
zu dem Gefegesentwurf wegen Aufhebung der ausfchließ« 
liben Handels- und . Gewerböprivilegien der Gemeinden, 
die fich bisher in dem Befitz von. Monopolien befunden 
haben, in Ausficht geftelt worden ift, Fünftighin dafür ein 
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Dctroi einzuführen, wie dieß, fo viel mir befannt, z. B. 
gegenwärtig ſchon bei der Stadt Erbach, in welcher aud) 
ein Monopol beftanden hat, der Fall if. Die Sache 
würde aber in cine mißliche Lage kommen, wenn es von 
der Enticheidung des Bezirksraths abhängen ſollte, ob den 
betheiligten Gemeinden ein Octroi zu geſtatten ſei. | 


Zu Art. 16 pos. 7. 


Der Abg. Behlen: Ic wünfchte auch hier, daß der 
Bezirksrath nicht nur dad Recht der Begutachtung, fon« 
bern auch dad der Entfcheidung erhielt. Wenn er aber 
fomohl bei pos. 6 als bei pos. 7 dad Recht der Entfcheie 
bung bat, fo kann der Nachſatz: | 

„Ueber die unter 6 und 7 bezeichneten Gegenftände 
fann nur verfügt werden, nachdem dad utachten 
des Bezirkörathd eingeholt iſt.“ 
wegbleiben und ich trage daher darauf an, bdenfelben zu 
fireichen, u 
| Zu Art. 16 poe. 8 und 9 
wird nichts bemerft. 


Zu Urt. 17. 


. Der Abg. Krug: Ich trage darauf an, daß zur grös 
Beren Deutlichfeit hinter dem Worte „jährlich” gelegt wird: 
‚einmal regelmäßig” nad Anleitung ded Art. 32 der Ge 
meindeordnungz indem fonft, wenn man den Art. 14 des 
Entwurf mit den Beflimmungen des Art. 17 vergleicht, 
leicht ein Zweifel entftehen könnte. Damit wird zu gleicher 
Zeit beftimmt, daß der Bezirfsrath unter Peinen Umftänvden, 
weder bei feiner regelmäßigen Zufammenfunft, zu Ende No: 
vember, noch bei feinem ausnahmdweifen Zufammentritt zu 
anderen Zeiten über die Dauer von 14 Tagen zufammen 
u bleiben verpflichtet ift und fein Zufammentritt in allen 

ällen nur auf Einladung der Regierungscommiffion flatt: 
finden darf. 

Diefer Antrag wird unterflüßt. 


Zu Urt. 18, 


Der Abg. von Steinherr: Ich trage darauf an, 
daß die Verhandlungen des Bezirksraths öffentlich fein fol: 
len. Der Bezirksrath ift aus dem Volke gewählt und die 
Berbandlungen, welche er führt, betreffen zunächſt die Ins 
tereflen deö Volkes. Es ift alfo zur Wirkſamkeit des Ber 
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zirksraths und namentlih, damit das volksthümliche Ele«- 
ment, welche durch den Bezirksrath ausgefprochen werden 
fol, volftändig aud in das Volk eindringe, nothwendig, 
daß fi daſſelbe fo viel als möglich an feinen Verbands 
lungen betheilige und ihn auch controlire. Ich wünſche 
biernab, daß der Art. 18 mit den Worten anfange: 

„Die Berhandlungen des Bezirksraths werden öffent⸗ 

lich gehalten, und derſelbe wählt ꝛc.“ 

Außerdem conformire ich mich mit dem Antrage des 
Ausſchuſſes. 
“Der Abg. Lotheißen: Ich unterſtütze ebenfalls dies 
ſen Antrag, welchen ich ſelbſt zu ſtellen beabſichtigte, glaube 
aber, man-fönnte die vorgeſchlagene Beſtimmung beſſer 
am Schluſſe des Artikels anfügen, mit den Worten: 

die Se ae des Bezirksraths find ... 
- Der Abg. Schend: Auch ich unterflüge diefen Vor: 
fhlag, da ich immer davon ausgegangen bin, daß die Abs 
fiht feine andere fei, ald daß die Sitzungen des Bezirksraths 
öffentlich gehalten werden follten. 
- Der Herr Minifterialratd Maurer: Allerdings kann 
gegen die Deffentlichkeit der Sitzungen des Bezirföraths 
von Seiten der Staatsregierung nichtd erinnert werden; 
nur wäre dabei zu bemerken: Bei der Beichlußnahme über 
den Antrag auf Geftattung der Offentlichfeit der Gemeinde: 
rathöfigungen wurde namentlich ausgelprochen, die Deffents 
keit ſolle allenthulben da eintreten, wo die Gemeinden die 
erforderlichen Vorbereitungen dazu, alſo insbefondere wegen 
des Kocald, treffen würden. Auch für den Bezirfsrarh müß: 
ten bierin erft die erforderlichen Vorbereitungen getroffen 
werden; denn es wird fich nicht immer ein geeignetes Local 
dazu finden. Es könnte dadurdy ein befonderer Aufwand 
für den Bezirkörath entflehen; ed würde dann auch weiter 
zu beflimmen fein, ob diefer Aufwand aus Staats- oder 
Gemeindemitteln beftritten werden foll. 

Der Abg. von Steinherr: Da der Bezirfärath fich 
doch in den Hauptorten ded Regierungsbezirks verfammeln 
wird, ſo werden ſich auch dort Locale auffinden laffen, wo 
die Situng Öffentlich gehalten werden kann. Ueberdieß vers 
fteht es fih von ſelbſt, daß fich die Deffentlichfeit je nach 
der Größe der Localität befchränft, wo nicht viele Zuhörer 
gegenwärtig fein können, werden ſich audy nicht viele eins 
finden, es gilt nur darum, Daß dad Princip der Deffentlichs 
keit ausdrüdlich ausgefprocen if. Sch erinnere auch, daß 
auch bei dem Caſſationshof, wo die Sikungen ebenfalls 
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Öffentlib gehalten wurden, der Raum fo befchränft war, 
daß nur fehr wenige Zuhörer früher Theil nehmen konnten; 
indeflen war man damit zufrieden, weil die Sigungen öffents 
lid gehalten wurden. - 


. Zu Urt. 19 
wird nichts bemerft. 


Zu Urt. 230. 


Der Abg. Behlen: Ich wünfchte, daß der Bezirförath 
dann ergänzt würde, wenn der Abgang fo ftarf ift, daß er 
nur noch aus drei Biertheilen feiner uriprünglichen Mitglies 
derzahl befteht; Denn läßt man die Ergänzungswahl eintreten, 
wenn er nur aus zwei Drittheilen befteht, fo könnte der Kal 
vorfommen, daß, wenn nun nod ein weitered Mitglied 
audfiele, er gar nicht befchlußfähig wäre. 

Die Abgeordneten Volhard und von Firnhaber unter: 
flügen diefen Antrag. | 


Zu Art. 21. 


Der Abg. Krug: Nach diefem Artikel find nur Orts: 
bürger wählbar. Nun ift aber bekanntlich durch den Art. 45 
der Gemeindeordnung vorgefchrieben, daß Staatödiener und 
andere Angeftellte nicht ohne Weitered am Drte ihrer An: 
fielung das Drtöbürgerrecht erwerben können, vielmehr, 
wenn nicht ihre Eltern dafelbft Ortöbürger find oder waren, 
daffelbe nur durch befondere Aufnahme erwirfen Fönnen. 
Ich zweifle zwar nicht daran, daß Fünftig bei der Revifion 
der Gemeindeordnung, wenn nicht früher ein Geſetz über 
die Erlangung des Drtöbürgerrechtd erfolgt, jener Art. 45 
der Gemeindeordnung binwegfällt; allein dermalen befteht 
derfelbe noch, und ed kann auch Jemand in mehreren Ges 
meinden Einwohner fein, fowie ja aud bekanntlich Jemand 
feinen Wohnort in verfhiedenen Orten haben, aber nur 
an einem Orte Ortöbürger fein fann. Ein folder Eins 
wohner fann aber öfterd das allgemeine Vertrauen genießen 
und ich fehe daher feinen Grund dazu ein, die Ortöbürger 
bei ihrer Wahl zu befchränten, werhalb ich beantrage,. in 
dem Artikel zu beſtimmen: he 

„Wählbar ift jeder, wenigſtens 30 Jahre alter Ein: 
wohner ded Bezirks, der ſich im .vollen Genuß des 
Staatöbürgerrechtö befindet.” | 

Sch habe dad Alter von 30 Jahre angenommen, damit 
nicht junge 21 jährige Leute, fondern Männer von reiferen 
Jahren und Erfahrungen gewählt werden, 
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Der Abg. Hillebrand: Ich erinnere mic, daß von 
dem Gegenftand, welchen der Abgeordnete Krug foeben ers 
mwähnt hat, bereitd im Audfchuß die Rede gemefen ift und 
daß auch ich damit einverftanden war, daß man die Bes 
flimmung fo treffen möge, wie der Abgeordnete Krug vors 
geichlagen. Sch meine, ich hätte damals felbft hervorgehoben, 
ed könnte Jemand lange in einem Orte gewohnt haben, 
alfo deſſen eigenthümliche Verhältniffe recht wohl Fennen, 
fpäterhin aber könne er mweggezogen fein, — ob nun ein 
Solcher fi nicht für die Wahl eigenen folle? 


Der Abg. von Steinherr: Ich will nur gegen dad 
vorgefchlagene Alter von 30 Sahren eine ra machen. 
Einmal glaube ih, daß der Kal nicht fehr praftiich fein 
wird, daß man Leute unter 30 Sahren wählt. Zum Ans 
deren bemerfe ih, daß wir ja bereits unfere Zuflimmung 
gegeben haben, daß derjenige, welcher 21 Jahre alt ift, in 
die conftituirende Verfammlung nad) Fränkfurt gewählt wers 
den kann. Wenn ih nun einen 21 jährigen Mann für 
fähig halte, in die Verſammlung zu Frankfurt, wo für 
Deutfchland fo hochwichtige Intereffen berathen werden, ges 
wählt zu werden, fo halte ich ihn auch für fähig, in einem 
Bezirksrath zu fißen. 

Der Abg. Volhard: Es wird wohl fein 21 jähriger 
- Mann in die Berfammlung nad Frankfurt gewählt werden, 
wenn ed nicht ein befonderd auögezeichneter Kopf iſt. Bei 
den Wahlen in den Bezirksrath möchten aber ganz andere 
Berhältniffe eintreten. 


Der Herr Minifterialratb Maurer: Das Weſentliche 
der Bemerkung ded Herrn Abgeordneten Krug befteht darin, 
daß, fowie der Entwurf laute, nur DOrtöbürger wählbar 
fein follen, wonach gar viele fehr geeignete Leute von der 
MWählbarkeit ausgefchloffen fein würden Man fest aber 
voraus, daß fünftighin — freilih liegt in der Erwartung 
Fünftiger gefeßlicher Beftimmungen eine gewagte Worauds 
fegung — jeder Staatdbürger audy Ortsbürger in der Ges 
meinde ded Mohrorted fein werde. Es ift indeflen audy 
nichtö dabei zu erinnern, wenn jetzt die Wählbarkeit auf alle 
Staatöbürger in dem Bezirke ausgedehnt wird. Auf der 
anderen Seite könnte man aber auch fagen, es möge Seder, 
der gewählt zu werden wünfche, fich wählbar madıen, ins 
dem er DOrtsbürger wird, Wenn man dieſes Ausktunftömits 
tel ald genügend betrachten will, fo könnte ed bei der Ber 
flimmung ded Entwurfd bleiben. 
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Der Abg. Kahlert: So lange der Fall nicht eingetreten 
ift, daß jeder Gemeindeeinwohner auch Ortöbürger ift, wird 
ed bei dem Entwurf bleiben müffen, denn es wird fich bei 
«den Entfcheidungen des Bezirfsrathd gar häufig um Vers 
mögen der engeren Gemeinde handeln, und da die Gemeins 
deeinwohner nicht ſämmtlich an diefem Vermögen gleich ins 
tereflirt find, fo könnte dieß leicht Beeinträchtigungen ber: 
die für die engere Gemeinde nicht wünſchenswerth 
ind. — 

Der Abgeordnete Lerch erklärt fich mit dieſer Anficht 
einverftanden. 

Der Abg. Krug: Die Unterflelung des Abgeordneten 
Kahlert, daß ver Bezirksrath nur über Gemeindeangelegens 
heiten zu berathen und zu enticheiden habe, ift unbegründet, 
. denn es find ihm nad Art. 16 gerade eine Menge Angeles 
genheiten zugewielen, welde das ntereffe ded ganzen Bes 
zirks und aller Bewohner deffelben betreffen. Zudem hängt 
es ja von den flimmberedhtigten Ortsbürgern ab, ob fie 
einen Einwohner, der nicht Ortöbürger ift, wählen werden, 
ed muß daher freie Mahl geftattet und fo die Möglichkeit 

egeben werden, daß jeder Staatöbürger, dem der Bezirk 
fin Vertrauen ſchenkt, gewählt werden Fan. | 

Der Abgeordnete von Rabenau (Kegationdfekretär) unter: 


ftüßt den Antrag ded Abgeordneten Krug mit der Modift: 


cation, daß er das Alter von 30 Sahren auf dad von 21 

herabgeſetzt wünſche. | | 

Der Abg. Krug: Sch will meinen Antrag hiernach 

modificieren. | 
Zu Art. 22. 


Der Abg. von Steinherr: Ach bin mit dem Außds 
ſchußvorſchlag ganz -einverftanden. Es ift abfolut nothwens 
dig, daß die Negierungsbezirke in Wahldiſtricte -eingetheilt 
werden; denn fonft wäre es natürlich, daß namentlidy in 
den Regierungsbezirfen,, worin die Provinzialhauptftädte lies 
gen, auch die Bezirksräthe für die Landgemeinden aus den 

auptftädten gewählt werden. Nehmen Sie z. B. nur 

tainz an. Der Vorſchlag des Ausfchuffes ift daher gewiß 
empfehlendwerth, und ich hoffe auch, daß die Kammer dar: 
auf eingehen wird. | Ä 

Der Herr Minifterialrathb Maurer: Ich erkenne an, 
daß der Vorſchlag des Ausfchuffes eine wefentliche Verbeſſe⸗ 
rung ded Entwurfs enthält. AR 

Der Abg. Krug: Es ift im Ausfhuß zur Sprache 
gefommen, aber bei der Abfaffung ded Berichts, wie es 


. 
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fcheint, überfehen worden, daß, wenn man die Beflimmung 
bed Art, 18, mwonad zur. Gültigkeit einer .Berathung und 
Beſchlußnahme die Theilnahme von zwei Drittel der Mit 
glieder des Bezirksraths erfordert wird, in Betracht ziebt, 
die Wahl von Erfaßmännern nothwendig erfcheint, indem 
ed, abgefehen von Kriegdzeiten, und anderen befonderen 
Greigniffen, fonft leicht fein fann, daß feine zwei Drittel ers 
fcheinen, und die Regierungscommiſſion alddann in die Ver— 
legenheit kommt, die erfchienenen Mitglieder des Bezirke: 
raths wieder entlaflen zu müffen, weil aus Mangel an der 
genügenden Anzahl von Mitgliedern gültigerweife nichts vors 
genommen werden kann. Es fcheint daher‘ nothwendig, daß 
man gleich bei der erftien Wahl auch die Wahl eined Er: 
faßmanned in jedem MWahldiftrict anordnet, wodurch dem 
vorhin von mir angedeuteten Mißftand ohne Zmeifel vor: 
gebeugt wird. Ich muß übrigens hierbei noch auf eine vor: 
binige Bemerkung des Abgeordneten von Grolman zurüd: 
fommen. Es verfteht fih, meiner Anfiht nach, keineswegs 
von felbfi, daß, wenn der Bezirfsrath über Streitigfeiten 
von, Gemeinden zu entfcheiden habe, Diejenigen Mitglieder 
des Bezirförathd, welche den betheiligten Gemeinden ange: 
hören, an dem Belchluffe feinen Antheil nehmen fönnen; 
diefe werden zwar ihre Stimmen fuöpendiren, aber wenn 
im Geſetz nichts ausdrücklich darüber beſtimmt wird, fo 
. hängt es in jedem einzelnen alle von ihrem freien Willen 
ab, ob fie ihre Stimmen fuspendiren wollen, oder nicht. 
Mein Antrag geht daher dahin, in dem Art. 22, wie er 
von dem Ausſchuß vorgefchlagen worden ift, zwiſchen dem 
erften und zweiten Sag folgende Beflimmung einzufchalten: 
„für den Sal der Verhinderung des einen oder an: 
dern Mitgliedes wird in jedem Wahldiſtrict ein Erſatz⸗ 
mann gewählt”, 
fodann in einem Zufag zu Art. 16, oder zu Art. 18 zu 
beftimmen, daß bei der Enticheidung von Gtreitigfeiten, 
wobei Gemeinden betheiligt find, viefen angehörige Mitglies 
ber des Bezirksraths der Abftimmung fich zu enhalten haben. 
Der Abgeordnete von Grolmann, von Firnhaber und 
Cretzſchmar unterftügen diefen Antrag. 
Der Abg. Schend: Ach meine der lekte Antrag vers 
ftünde ſich von felbft. | 
Der Präfident: Darüber bin ich anderer Meinung; 
wenn 3. B. ein Mitglied der Kammer bei einem vorfom: 
menden Gegenftand intereflirt ift, fo hängt es von feiner 
Didcretion ab, ob er mitſtimmen will oder nicht. 
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Der Abg. Schenck: Dann müßte man aber noch mehr 
Beſtimmungen treffen; denn es handelt ſich bei den Vers 
handlungen ded Bezirksraths nicht immer bloß von dem 
ntereffe einer Gemeinde, fondern audy von dem Intereſſe 
Einzelner und diefer Einzelne kann felbft Mitglied des Bes 
zirksraths fein. Ä | | 


F Zu Urt. 23, 24 und 25 
wird nicht bemerft. | | 
Am Scluffe der Berathung über das ganze Geſetz ber 
merkt hierauf: 

Der Abg. von Steinherr: Ich wil mir eine Schluß: 
bemerkung zu dem ganzen Gefeß erlauben. Es ift nämlich 
bis jest fein Beſchluß darüber gefaßt, ob mit der Stelle 
eined Bezirksraths Taggelder verbunden werden oder nicht. 
Sm legteren Kalle kann ed nicht verfannt werden, daß die 
Stelle für mande wenigftend eine Laft fein würde. Es 
ift dieß auch fchon bei dem Snftitut der Gefchwornen vors 
gefehen worden und gegen Jeden, welcher nicht zu rechter 
Zeit erfcheint, ohne daß er gültige Entfchuldigungdgründe 
zur Kenntniß des Gerichtö bringt, eine.Strafe von 500 Francs 
angedroht worden. E8 fragt ſich alfo, ob ed für den Fall, 
daß Feine Diäten bewilligt würden, angemeflen wäre, daß 
auch bier für denjenigen, welcher nicht erfcheint, ohne daß 
er zu rechter Zeit eine rechtögenügende Entfhuldigung bei 
der Regierungdbehörde vorgebracht hat, eine Strafe vorges 
fehen wird. | 

Der Abg. Schend: Ich flimme nicht dafür; denn ich 
glaube, daß hier vorzugsweiſe der Ehrenpunkt entidyeiden 
muß. Jeder, der durch dad Vertrauen feiner Mitbürger 
in den Bezirksrath berufen ift, -wird ſo viel Ehre haben, 
daß er aus freien Stüden erfcheint, er ſich nicht durch 
Strafandrohungen dazu zwingen laffen. 

Der Herr Minifterialratb Eigenbrodt: Wenn das 
Snftitut nicht fo viel Lebensfähigkeit in ſich haben ſollte, 
daß der Bezirksrath nicht ohne ‚Strafandrohung zufammen 
iu bringen wäre, sdattit”folte man ed lieber gar nicht ins 

eben rufen. i 2 | 

Der Abg. van Günderode: Ich war von jeher der 
Meinung, daß in unterſter Inſtanz der Verwaltung Einzels 
beamte beffer find, als Gollegien. Nach demjenigen indeften., 
was vorgeftern der Herr Präfivent bemerkt hat, habe ich 
mich dem Entwurf angefchloffen. Der Ausfhuß fagt in 
deffen in Beziehung auf die Anftelung von Einzelbeamten 
Pu 
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in der unterften. Inſtanz der Verwaltung felbft, - ſchon im 
Eingang feined Berichts: „Wir fchließen felbft die Mögs 
lichkeit nicht auß, daß wenn einzelne Localitäten ed räthlich 
machen, ftatt einem Colleg, einem allein ftehenden Beamten 
die Verwaltung übertragen werde, jedoch immer vorausge: 
fest, daß ein Bezirförath in feinen gefeglihen Befugnifien 
neben ihm ftehe.” Hier ift Fein fürmlicher Antrag auf eine 
Ermächtigung für die Staatöregierung, dieß ohne Weiteres 
zu thun. Ich finde mich aber veranlaßt, förmlich den Ans 
trag zu ftellen, daß die Kammer die Staatöregierung er: 
mächtigen möge, in allen Fällen, wo ed ihr paflend erfcheint, 
künftig Einzelbeamte anzuflellen mit Beifügung eined Bes 
zirksraths. 

Eine weitere Bemerkung erfolgt nicht und der Präſident 
ſchließt daher die Discuffion und fofort die Sigung, die 
nächte auf morgen 11 Uhr anberaumend. s 


Zur Beglaubigung: 


Heffe, Elmwert, 
erfter Präafident, Sefretär, 





—ñ— — — 


























Fuchs 





u J * a 
I — N . N # 3 : VL 
s “ ’ “ “ a ea N 
, ee - Ä k TH 4 — — 
A - —— —— * 6.5 ra $ 25 ER — PEN dar 2 * N . 
“ * —* A DH a ke ee > 9 ' >) * span 
Dee —— 
SEHE —— — — ———— NEN ER, A a En Fe 
— CENTER hs IR th Iy er pe Ti Tee Mi Dee‘, ch “E 
— Fa * > N ze er — —— ih ra u PA: hei ee 2 PR | ul; y * 
TE TE PER ER AR TE ER N ” 
ER TEA TU AT Fa a ee PR Tr ER 
EN I SEE RE SHE 1 — A > 
Er —— — —— —* I —— - EN u 
5 > * * > - } —8 —— * ⸗ 4 * * J 
7 ET — AN —— N Top Won LTR g 
+RA 4 a, e > * —34 —— * 
ET —— RUE RE BE REP 
* Bde) 2) * =. 5 di an y EN ES Br ze IN > + 
60 er a EFT NEN TE 22 2. - ws iR; N Vier nn * 
EL Mer T, DA a En Pe Wr N A 
Da BE RE — D 
ae RE RE re 7 Die 2 BR Si dr PER ET —— AR, eu 
RL Mn — ——— — Da u Ben a? \ Ne rn F 
— — 7 REN TE EIER 


— LEN ? — 
* R FRA —— VAR Wal, 
A ER ER pr a PEREHÄBRNE SE 
F: Fr u » ” B 









t« 

Pr ER | 

V X TEN n..5 

’ ‚r ‚ ‚un se AN NT Kae! YA PER KEN Er, 
RE TER Tr RR a RD 

& Ve a a ee X * —— 8 3 Pr A Ar; RT 5 uw RAN: K by’ Ir 
TE —— — — — — — DATE LT 2 
>36 7,0 Br ER IN TERN u REN ee R 
Ile N A per IT 
khmiseag R 4 — — ge a Bar f ur 7 *— — 45, a 
BE DE EN AT ER RL 
N Hr —* N y» % ———— ar RL Z Ar * — ar Ei ; 4 >» 2) 
* MINDEN Dr”, — Ace 2 Te L N E ar. DW) —* —*80 
Ten RE ET TR En le 
er DER Dr 2% Van at —24 le * —— Frey — —* * Be 
” Nr re 4 f — F$ ra s 5——— > ——— nA „u J A —* — 
en 5 Ir WALTER — —— — en N 
MAT a x: u ‘ ⁊ RR nn, 
. » — * * —— — A 4 * 
. F- SL m) #3 
4, fh .. Ey a 


1, 

MR, .” Ä * D 

Wr RN: 

—— * * Hr 
ö k RE ET EEE BER 

ERS TR N 


N: 
N 














us; 
1 


x 


int 


Paula CAT 
— 
N? 
4 d 
— 
Fr 
7 
Pr 


Pi 
KON 
Pe" 
⸗ EN 
A Te 
— 


